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Weber den Werth des Segalitäts-Prinzips beim 
Preußifchen Hypothekenwefen. 


Abhandlung 
von | 
Heren Oberlanbesger.-Affefor Dr. Küfner in Berlin. 


Der Werth des fogenannten Legalitäts-Princips für Die 
preußifche Hypothefenverfaffung ift erſt feit einigen Sab- 
ren ein Gegenftand der jzriftifchen Debatte geworden. 
Früher war man gewohnt, in der ftrengen Prüfung der 
Eintragungsgefuche eine wefentliche "Stüge des Neal: 
freditd und einen Hauptvorzug ded preußifchen Hypo- 
thekenſyſtems vor dem franzöftfchen zu fehen. So ur⸗ 
theilt 3.3.’der ungenannte Berfaffer der „vergleichenden 
Darftellung der franzöftfchen und preußifchen Hypothes 
fengefeße» in v. Kampk Jahrb. Bd. 15. ©. 164 ff. 
Auf derfelben Anficht beruht’ der im Sahre 1829 als Ma- 
nufeript gedrucdte Entwurf einer Hypothekenordnung. 
In den diefem Entwurfe beigefügten Motiven, von denen 
einzelne Abfchnitte durch die Ergänzungen und Erläute 
rungen der preußifchen NRechtsbücher*) weitere Verbrei- 
— und wohlverdiente — gefunden haben, 


2) 2te Kusgeie vb 10. 6 1. ff. 
"XIV, Jahrgang 18 Heft. 1 


u DK 


wird, fo viel wir wiſſen, zuerſt neben den fchon längft 
ald nothwendige Grundlagen ded Hypothefeninftitutg 
anerkannten Principien der Publicität und Specialität 
ald ein drittes das Legalitätöprincip genannt. Der Res 
vifor verfteht darunter „die Prüfung aller zu veröffent- 
lihenden Handlungen von Seiten der Hypothefenbehörbe, 
daß tiefelben a) ihrem Wefen nad) nicht gegen die Vors 
fchriften der Geſetze, — b) ihrer Form nadı redhtögültig 
und c) dem öffentlihen Zuftande des Hypothefenbuch® 
gemäß find.” Er rechtfertigt jene Prüfung in folgender 
Weiſe: der Zweck des ganzen Hypothekenweſens fei der 
durch möglihft vollftändige Sicherung zu fchügende Re— 
al⸗Credit. Alles, was diefe- Sicherheit erhöhe, gehöre 
zur größeren VBervollfommnung des Hypothekenweſens. 
Der Eintrag 'nichtiger ober ungültiger Handlungen fchade 
dem Sirrenden, hebe die geglaubte Sicherheit auf und 
mindere daher das Vertrauen auf die Zwecdmäßigfeit des 
Inſtituts, folglich auch den Realcredit. 

Unterdeſſen ſtellten ſich, bei dem lebhafter gewor⸗ 
denen Verkehr, der zunehmenden Verſchuldung der Grund⸗ 
beſitzer und den durch beide Umftände geſteigerten Ans 
forderungen an das Hypotheken⸗Inſtitut, die Schatten⸗ 
ſeiten des letzteren mehr und mehr heraus. Das Pub⸗ 
likum klagte über Schwerfälligkeit, Langſamkeit und 
Koſtſpieligkeit des Hypothekenverkehrs, der Richter über 
die kaum mehr zu bewältigende Laſt der Geſchäfte; beide 
wälzten das ganze Gewicht ihrer Anflagen auf das Le⸗ 
galitätsprincip. Ein Ausdruck dieſer Zeitanficht findet 
fih fchon in den „Bemerkungen und Vorfchlägen zur 
Reviſion der Hypothefenordnung‘ (v. Kamp Sahrb. 
Bd. 37. ©. 264 ff.) wiewohl diefer Auffag mehr gegen 
die mit der richterlichen Prüfung verbundene Verant⸗ 


— 5 

wortlichfeit, ald gegen das Princip ſelbſt gerichtet: iſt. 
Als entfchiedener Gegner des Ießteren trat aber Koch 
in Der befannten Schrift „Preußens Rechtsverfaſſung 
und wie fie zu reformiren fein möchte” (Bd. 1. ©. 101 ff.) 
auf. Der Berfaffer führt aus, daß das Geſetzlichkeits⸗ 
princip 1) hemmend für den Verkehr, 2) fchädlich für 
die Intereſſenten in vwielfacher Beziehung, 3) fchädlic, für 
den Richter, der dadurch den Sntereflenten gegenüber zur 
Parthei gemacht werde, und mit ihnen einen erbitterten 
Streit führen mäffe, und 4) bei alle dem für den beab- 
fichtigten Zwed doch unzureichend ſei. Der genannte 
Schriftfteller hält daher die der franzöfifchen Geſetz— 
gebung zu Grunde liegende Anficht für die allein rich 
tige, daß Jeder feine Rechte ſelbſt wahrzunehmen habe, 
um gültige Gejchäfte abzufchließen; daß der Staat auch 
über die bezüglich auf Grundflüde und Realrechte-pacis- 
cirenden Partheien feine Bormundfchaft führen bürfe, 
und das Hppothefenamt daher. nur für die Richtig 
feit des vermerften Öefhäftsals Thatfadhe, 
nicht für die Folgen einzufichen habe; daß die Staats: 
behörde nicht den Intereffenten ald Parthei gegenübertres 
ten,und mit ihnen flreiten könne. 

Hiergegen hat Reuter in der jur. Wochenfchrift 
von 1844 ©. 150 ff. 366 ff. die Vertheidigung des Legar 
litätöprincipg übernommen. Derfelbe madıt bemerflich, 
daß eine bloße Sonftatirung von Thatſachen ohne Prü- 
fung ihres rechtlichen Inhalts nicht genüge, weil dag 
Hypothekenbuch wirkliche - Nechtszuftände begründe, und 
gelangt von dieſem Gefichtöpunfte zu den nämlicyen Re⸗ 
fultaten, wie der Revifor. Evelt, in dem R. Archiv 
Sahrg. 11. .©.,350 ff., wünfcht nur eine engere Bes 
grenzung des Geſetzlichkeitsprincips. TEEN ift ber 
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‚amtliche Entwurf einer nenen Hypothekenordnung fuͤr 
den preußiſchen Staat mit erläuternden Anmerkungen“ 
erfchienen. Das „Vorwort⸗ giebt die Koſch'ſchen An⸗ 
fichten faft wörtlich wieder und fchließt pag. VII. mit 
dem Ausfpruche: das 'Legalitätsprincip muß 
folglich fallen. 

Sn einer Zeit, in welcher die politifchen Stürme 
die allgemeine Aufmerkſamkeit feffeln und die beften Kräfte 
in Anfpruch nehmen, war nicht zu erwarten, Daß die 
Kritik fich des neuen Gefeßentwurfs fogleich bemächtigen 
würde; in der That hat ſich bis jetzt, ſo viel uns bes 
fannt, nur eine Stimme (in dem diesjährigen Juſtiz— 
Minifterial-Blatt ©. 351. Not. 8.) darüber vernehmen 
Iaffen. Und fände die neue Legislation wenigſtens in der 
MWiffenfchaft einen beffer vorbereiteten Boden! Es fehlt 
‚und aber felbft eine dogmatifche Darftellung des vaters 
landifchen Grundeigenthums- und Hypothekenrechts, ge* 
fchweige denn, daß wir und zu einer Kritik deffelben ers 
hoben hätten. Was in diefer Beziehung gerade in die 
fer Materie noch zu leiften ift, zeigt eine Vergleichung 
der franzöfifchen Surisprudenz mit der unfrigen. So 
befinden wir und, ungeachtet der danfbar zu erfennenden 
Beröffentlichung des Entwurfs, in der Gefahr, in einem 
der wichtigften Zweige der richterlichen Thätigfeit, von 
einem Gefeße überrumpelt zu werden, welches in mehr 
ald einem Punkte die bisher angenommen Principien auf 
den Kopf ftellt. 
| Unter diefen Umftänden ift ed gewiß an der Zeit, 
die Frage über die eigentliche Bedeutung und den Werth 
des Legalitätsprincips von neuem einer Reviſion zu uns 
terwerfen. Es verlohnt fich zu unterfuchen, ob die bei 
ung eingeführte richterliche Prüfung wirklich nur aus 
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einer gewiflen Bevormundungsfucht hervorgegangen ift, 
oder ob fie einen tieferen Grund hat, und zur Aufrecht- 
haltung unferes materiellen Hypothefenrechts überhaupt 
entbehrt werden kann, — furz, ob das, was man meift 
als eine Frage der Zwecmäßigkeit anfieht, nicht vielmehr 
eine Frage der Nothwendigfeit if. Um eine breitere 
Grundlage für diefe Unterfuchung zu gewinnen, erfcheint 
es als nothwendig, die Entwicdelung des Legalitätäprin- 
cips wo möglich bis zu feinem Urfprunge zurüc zu ver; 
folgen, und die wichtigeren Hypothefengefeßgebungen 
Deutſchlands zur Vergleichung heranzuziehen. Es wird 
fi dabei Gelegenheit finden, auf das Verhältniß des 
Gefeglichfeitöprincip8 zu den verfchiedenen Hypothefen- 
foftemen, und namentlich zu dem preußifchen einzugehen. 
Hieraus wird ſich dann von felbft ergeben, ob und in 
welchen Grenzen baffelbe gegründeten Anfpruch auf An⸗ 
erfennung hat. 


J. 


Da das Grund⸗ und Hypothekenbuch⸗Weſen ſeinen 
Urſprung aus dem altdeutſchen Inſtitute der gerichtlichen 
Auflaſſung herleitet,*) fo drängt ſich von ſelbſt die Frage 
auf, ob vielleicht ſchon mit der letzteren eine richterliche 
Prüfung verbunden war. Die Auflaſſung war befannt- 
lich die Form für die Erwerbung ded Eigenthums an 

Grundſtücken, fie wurdeübertragen auf die Beftellung von 
Pfandrechten.**) Sehen wir nun aud) von den fonftigen 
Wirkungen der Auflaffung ab, und bleiben wir dabei 
ftehen, daß der Richter dem Erwerber Schuß und Fries 
den wirfte, und daß die Auflaffung (legitima traditio) 


*) Gihhorn Einleit. $ 175. 188. 
Eichhorn Ginleit, § 174. 188. 
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ihm den Beweis der Erwerbung ficherte; jo fcheint ſchon 
die Natur der Sache darauf hinzuführen, daß der Rich“ 
ter nicht blindlings feine Mitwirkung zu einem folcher 
Afte gewährt haben wird. Vielmehr fcheint eitte gewiffe 
Prüfung durch das Wefen des Inftituts geboten, wenn 
fie fih auch nur auf die Wiffenfchaft des Richterd und 
des Umftandes ftügen mochfe.*) - Eine Beftätigung hier— 
für finder fih in dem Sachſiſchen Weichbild Art. 20. 
Nun höret und vernehmet, ob ein Mann fein eigen 
vergeben will, binnen Weichbild, wie er das thun 
fol, damit es recht und redlich fei, und 
hülfflich dem,deres haben foll. Er ſoll 
fommen zu rechter Dingftatt, und vor die Bänfe 
mit dem, der ed empfahen fol, fo frage denn der, 
ter dag Eigenthum will vergeben, (mit urtheilen) 
wie er fein Eigen vergeben fol, daß es ihm hülff- 
lich fei zu feinem Rechte, fo findet man ihm 
zu Recht (mit der Erben laub) ob es Erb- 
oder Gabſchafft-Guth ift, daß ed nicht unbecrber, 
oder ungabhafft Guth fei, alfo daß ers gefauffet 
habe um fein Geld, denn fo mag er e8 geben, wen 
er will, ohn jemandes Wiederfprechen, und jener 
empfähet ed auch alfo; wenn er’ denn vergeben, 
und jener empfahen hat, fo frage diefer (mit urs 
theilen) ob er’8 alfo empfahen habe, daß es ihm 


mn 





*) Auf den Bufammenhang ber fpäteren causae cognitio mit 
ber Auflaffung weift fchon 3. H. Böhmer hin. De praero— 
gativa hypothecarum publ. cap. 11. $ 3. (Exerc. ad 
Pand. Tom. Ill. pag. 961. ) R 

Bei dem Verkauf des echten Eigenthums aus Noth 
(Eihhorn $ 157.) fheint eine fürmlihe Beweisführung 
vorgefommen zu fein. Hamburg. Stabteeht v. 3. 1270. 
Are Nro, 8. (AUnderfor Hamburg. Privatrecht TH. I. 

. 31. 
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bülfflich fei an feinen Rechten, wenn ihm das 

gefunden wird, fo bittet er (mit urtheilen) 

die Einweifung vor Gericht halben, 2c. 

Verbunden war damit eine Aufforderung an diejenigen, 
welche ein Recht zur Widerſprache zu haben vermeinten. 
Berm. Sachfenfpiegel I. 25. pr. 
So hat ſich denn audy an den Orten, an welchen das 
Grundbuchweſen noch jeßt auf die Auflaffung bafirt ift, 
die Rothwendigfeit einer richterlichen Unterfuchung nach 
beiden Seiten hin, nach dem Rechte des VBeräußernden 
und nach dem Einfpruchsrechte Dritter, fortwährend ers 
balten*). 

Wo hingegen das Suftitut der Auflaffung durch 
dag römifche Necht verdrängt wurde, blieb doch fehr 
häufig die Nechtsanficht übrig, dag es zur vollen 
Wirkung der Veräußerung und Berpfändung von 
Grundſtücken der richterlichen Mitwirkung, der aucto- 
ritas iudicıalis, bedürfe. Die Form hierfür war 
die Beftätigung der Verträge durch den Richter**) 
und die Eintragung derfelben in die Gerichtsbücher. 
Hierdurd; erhielt nun die richterliche Prüfung eine neue 
Grundlage. 

Es bildete ſich nämlich die Anſicht, daß derjenige, 
ber die richterliche Autorität angerufen hatte, bei feinem 
Rechte völlig fiher und vor Schaden und Betrug ges 
fchüßt fein müffe, daß ter Richter für die Beobachtung 
. aller gefeglichen Erforderniffe verantwortlich ſei. Die 


*) Mevius Comm. in Jus Lubecense lib. ll. tit. 4. Art. 
1. No. 39. 40. tit. 6. Art. 1. No. 21. Bergl. unten 
©. 18 f. 

*) Boehmer 1. c. cap. Il. $. 4. Eichhorn Einl. $.175. Deut: 
ide Staats: und Rechtsgeſch. Thl. 4. $. 564. Mittermaier 
Grundſ. d. gem. deutſchen Privatrehts $. 160, 
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richterliche Unterſuchung war überdies um Vieles ſchwie⸗ 

riger geworden. Während früher die Auflaſſung in der 

einfachften Form von ben Parteien felbft vor dem Ger 
richt vollzogen wurde, trat nunmehr zwifchen beide eine 

Urfunde, deren Förmlichkeiten geprüft werden mußten. 

E8 handelte fich ferner nicht mehr blos um die Ueber— 

tragung des dinglichen Rechts, fondern auch um das 

dabei zu Grunde liegende Rechtsgeſchäft. So feßte die 
confirmatio iudieialis eine durchgreifende causae cognitio 
voraus. Sa an vielen Orten ging man fo weit,+bei der 

Ingroffation von Hypothefen auch die Zulänglichfeit 

des Pfandes zu unterfuchen. Diefe Anfichten finden fich 

bei den. Praftifern des vorigen Jahrhunderts vollftändig 
ausgeprägt. Man vergleiche: 

a. Pufendorf Obs. iur. univ. Tom. Ill. Obs. 206. $. 2. 
Videamus an in hypotheca proposita causae cognitio 
et forma iudiecji requiratur. Et formam iudicii re- 
quiri, tenet Mevius P. VII. dec. 179. Certe causae 
cognitionem intercedere oportere ex eo confieitur, 
quod in omni confirmatione valida causae cognitione 
opus est. Idque fraudis evitandae gratia quo- 
que necessarium videtuf, ne aliae ex ipsa iudiciali 
approbatione et confirmatione fraudes oriantur. Quod 
quidem secundum mores et statuta Lubecensium iisque 
locis, ubi constitutio hypothecae in senatu vel iudicio 
eiusque relatio in librum publicum requiritur, dubita- 
tionem item nullam recipit. 

b. J. H. Boehmer l. c. cap. II. .$. 6. Constitui haec 
hypotheca debet apud acta in iudicio, unde sequitur, 
ut I) causae cognitio interveniat et iudex animadvertat, 
utrum consentire debeat nec ne? Iudex enim ante om- 
nia cognoscere et ing duirereebet, utrum in bypothe” 
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cam publicam consentire debeat nec ne? atque hune 
in finem protocolla seu libros publicos inspicere te- , 
netur, ne creditor alias decipiatur, si iam 
antea alii creditores in eam rem hypothecam consecuti 
faerint. Neque enim solius et nudae auctoritatis gra- 
tia hodie consensus et confirmatio magistratus, Sed 
hune in finem desideratur, ut creditor certus 
sıt, rem liberam vel hypothecaesufficien- 

tem sibi fuisse suppositam. cf. ibid, $. 12. 
Am ausführlichften ift diefer Gegenftand behandelt 
bei Claproth, - Theoretifchspraftifche Rechtswiſſenſchaft 
von freiwilligen Gerihtöhandlungen (3. Aufl. Götting. 
1789)*). Die Obliegenheiten des Richters bei der Be- 
fätigung der Hypothefen und der Kauffontrafte find 
hiernach im Wefentlichen diefelben, wie bei Handlungen 
der freiwilligen Gerichtöbarfeit überhaupt. Insbeſondere 
foll der Richter prüfen: 1) ob feine Competenz be 
gründet ſei. 2 In Anfehung der Perſonen der Be 
theiligten, ob fie die bürgerliche und natürliche Fähig- 
feit haben, Rechte an unbeweglichen Gütern einzuräus 
. men und zu erwerben. ($$. 26. 27.) 3) Sn Anfehung 
der zu verpfändenden oder zu veräußernden Güter, ob 
ed dazu ber Einwilligung ded Obervormundes, des Lehn⸗ 
herrn, der Miteigenthümer, des Landesherrn u: f. w. 
bedürfe, und ob das Eigenthum des Verpflichteten ges 
börig nachfewiefen ſei. Nechte Dritter. müffen erforder: 
lichen, Falls vorbehalten werden. 4) Drüdende und uns 
billige Verabredungen follen durch Zureden befeitigt, 

wenn aber der Gläubiger darauf beſteht, ſoll die Con⸗ 


*) Die früheren Auflagen, unter dem Titel primae lineae Ju- 
risprüdentiae extraiudicialis, find 1759 und 1776, alfo 
vor der Allgem. Hypotheken⸗Ordnung erſchienen. 
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firmation verweigert werden. 6) Dunkle, zweideutige 
und zu Streitigkeiten Anlaß gebende Ausdrücde müffen 


den Parteien vorgehalten und deutlicher gefaßt, 7) ganz 
überflüffige Verabredungen verworfen werden. 


II. . 


E83 bedarf faum der Bemerkung, daß wir in uns 
ferem Entwicelungsgange auf dem Standpunfte der 
Allgemeinen Hppothefen-Drdnung vom Sahre 1783 ans 
gefommen find. Zur Bergleichung mit der obigen Lehre 
der Praftifer mag hier eine kurze Jufammenftellung der 
Vorfchriften der HypothekfensDrdnung über die Prüfung 
ber Eintragungsgefuche folgen. 

Der Hypothefenrichter joll im Allgemeinen das 
Eintragungsgefuch und deffen Beilagen nach Form und ° 
inhalt in genaue Erwagung ziehen. H. O. Tit. 2. $. 
11. Er fol insbefondere darauf fehen: 1) ob der Vers 
äußernde, refp. der Schuldner die Befugniß, über fein 
Vermögen zu diöponiren, habe, oder ob es dazu des Beis 
trittdö oder der Genehmigung eines Dritten, des Vor⸗ 
mundes, der Landesbehörde u. f. w. bedürfe, ferner ob 
für ihn der Befißtitel berichtigt, und der neue Eigenthüs 
mer befigfähig, endlich ob bei den VBollmachten etwas 
zu erinnern fei. $$. 16—18. 59. 127—131. 2) Ob das 
Gut mit einer Einfchränfung des Eigenthums oder der - 
freien Dispofition des Befigers behaftet jei, md ob etwa 
Rechte Dritter vorbehalten werden müffen. 88. 132—134. 
3) Ob das Gefuch nichts Gefeßwidriges enthalte. SS. 12. 
13. 18. 136. 137. 4) Ob die zur Gültigkeit und Rechts⸗ 
beftändigfeit des Aktus vorgefchriebenen Erforderniffe 
beobachtet feien, SS. 12. 13. 18. 59. 116. 127. 135. 138. 
216. 245. inöbejondere ob bei der anßeren Form des 
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Inſtruments etwas : zu erinnern ſei. $$. 13. 18. 59. 
140 ff: 196. 5) Ob nicht durch Unvollftändigfeit, Duns* 
Felheit oder andere Mängel in der Faffung der Dokus 
mente zu fünftigen Prozefien oder fonftigen Weiterungen 
Anlaß gegeben werde. $$. 12. 13. 18, 116-123. 138. 
139. | 

Es verdient hierbei bemerft zu werden, daß die 
Hypotheken⸗Ordnung ihre Vorfchriften Über. die richter- 
Iihe Prüfung nirgends. mit.der Confirmation der Ber: 
träge in Verbindung bringt. Sie feßt eine ſolche übers 
haupt nicht als notbwendig voraus; denn nach $$. 15. 
63. Tit. 2. wird es der Beitimmung des Geſetzbuchs 
oder der einzelnen Provinzialgefeße überlaffen, inwiefern 
bei einem oder dem anderen Negotium eine gerichtliche 
Ausfertigung, Vollziehung, Beltätigung oder Auflaſſung 
binzufommen müffe. Eben fo auffallend erfcheint 
ed, daß weder die Hypothelen- und Concurd-Ordnung 
vom 4, Februar 1722, noch auch .die fchlefifche Hypothes 
fensDrdnung vom 4. Auguft 1750 Beftimmungen über 
die richterliche causae cognitio enthält. Dies erflärt ſich 
jedoch theild daraus, daß man die leßtere ald Erforder- 
niß der Handlungen der, freiwilligen Gerichtöbarfeit, 
überhaupt anfah , theils Daraus, dag da, wo Hypothes 
feneinrichtungen beifanden,, die Confirmation der Vers 
träge fonft fchon gefeßlich vorgefchrieben*) oder doch in 
der Praris angenommen war. Died gilt nad) dem Zeug» 
niffe von Stylo, ſchleſ. Prov. Recht ©. 51. namentlich 
von Schlefien, deſſen Verfaſſung auf die Nedaction der 
HypothefensDrönung ohne Zweifel den größten Einfluß 
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9 un Polizei- Ordnung von 1688. cap. 22.8 2. 
cap, 49. 8. ıl 
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gehabt hat. Eine richterliche Prüfung mußte alſo von 
"jeher der Eintragung vorangehen, und die Hypotheken⸗ 
Drdnung brachte nur infofern eine Aenderung hervor, 
als fie dad, was ehedem ein NRequifit der Gonftrmation 
war, jest ald ein Requifit der Eintragung behandelte. 
Diefer Uebergang tritt befonderd deutlich hervor in der 
Hypotheken⸗Inſtruktion für die Weftpreuß. Gerichte, vom 
31. December 1778 (N. C. C. Tom. VI. col. 1359.), welche 
bereits bdetaillirte Borfchriften über die Prüfung der eins 
zutragenden Urkunden enthält, und diefe fowohl dann 
erfordert, wenn die Urkunden von dem Hypothelenrichter 
ausgefertigt Cconfirmirt) werden jollten, ald auch dann, 
wenn fie nur zur DVerlautbarung und Eintragung vors 
gelegt wurden. 

Sollten nun aber die Berfaffer der Hypotheken⸗ 
Drdnung jene eausae cognitio blos als eine hiftorifche 
Ueberlieferung übernommen haben, oder fanden fie das 
für auch einen inneren Grund in dem Hypotheken⸗In⸗ 
fitut ſelbſt? | | | 

In dem Eingange der Hypotheken⸗Ordnung wird 
ald Zwed der Hypothefen-Einrichtung „die Feftftellung 
der Eigenthumsrechte und bed Greditd der Befiger uns 
beweglicher Guter und die Sicherung des Publifumd bei 
den darauf gemachten Anlehen’, upd am Schluffe „die 
vollitändigfte Sicherftelung des Eigenthums und des 
Bermögens der Unterthanen” als Intention ded Geſetz⸗ 
gebers ‚bezeichnet. Vergl. auch $. 47. Xit. 2. Die Col- 
legia follen bei der Prüfung der Eintragungsgefuche mit 
möglichiter Sorgfalt verhüten, daß dad Vertrauen 
des Publici aufdie Legalität einer bei Ge— 
richten vorgenommenen Handlung nicht zu 
Hintergehungen und Betrügereien gemißbraucht werde. 
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$. 12. Tıt. 2. Den Untergerichten wird_namentlich zur 
Pflicht gemacht , bei Aufnahme der in das Hypotheken 
mwefen einfchlagenden Gefuche den Punft des Rechts von 
Amtöwegen wahrzunehmen, die der Rechte unfundigen 
Parteien zu belehren, die etwaigen Solennitäten ex offi- 
cio zu fuppliren und mit größter Sorgfalt dahin zu fe- 
ben, daß Niemand aus Unwiffenheit der Rechte in Scha— 
den gefeßt, oder durch Verabfaumung der erforderlichen 
Legalitäten nichtige und unfräftige Handlungen bei dem 
Hypothekenbuche vorgenommen werden. $. 14. Tit. 3. 

Wir ftoßen hier auf diefelben leitenden Gedanfen, 
wie bei der Konfirmation. Damit Niemand aus Unwiſ— 
fenheit oder Nachlaͤſſigkeit in ſeinen Rechten gefährdet, 
damit das Vertrauen auf die Vollgütigkeit gerichtlicher 
Handlungen nicht getäufcht werde, ſoll der Richter durch 
Ergänzen, Berbeffern, Belehren, Zureden, wenn aber 
nichts anfclägt, durch Zurüdziehen feiner Mitwirfung 
für das Intereſſe des Publifums Sorge tragen. Nur 
auf ſolche Weife meinte man, den Glauben des Hy 
pothekenbuchs aufrecht erhalten zu können. Es ift 
dies der Standpunft, den man in der Praris hin und 
wieder fehr bezeichnend die Heiligfeit des Proto— 
kolls genannt hat. 

Die Gegner des Legalitätsprincips richten ihre 
Angriffe vorzugsweife gegen dieſes Syſtem. Bei diefer 
Taktik wird ed ihnen freilich leicht zu beweifen, daß eine 
ſolche Einrihtung einem von vorn herein unerreichbaren 
Zweck diene, daß fie den Verkehr, hemme, anftatt ihn zu 
fördern, daß fie endlich die Laſt der Gefchäfte Bis zur 
einem unerträglichen Grade fteigern. Allein wird damit 
bewiefen, daß man die richterliche Prüfung überhaupt 
entbehren Fonie? Man weift auf die franzöftfche Hypo⸗ 
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thefen-Einrichtung hin. Wein man beachtet nicht Die 
Verschiedenheit des materiellen: Hypothekenrechts, und 
darin liegt unſeres Dafürhaltens überhaupt der Fehler 
der Gegner, daß fie den nothwendigen Zufammenhang 
zwifchen Hppothefen- Drdnung und RER 
nicht genug: berücfiuhtigen. 


IM. 


Faſſen wir den Zwed bed Grund» und Hypothefens 
wefens im Allgemeinen dahin auf, durch. öffentliche Buchs 
führung über den Rechtszuſtand der Grundſtücke die— 
jenigen, die fich in. Berhandlungen darüber einlaffen 
wollen, ‚ficher zu ftellen, fo zeigt fidh bald, daß man, je 
nachdem man eine größere oder eine geringere Sicherheit: 
bezielt, dazu zwei ganz verfchiedene Wege einfchlagen 
kann. | | Fr 
Entweder man zeigt die. dinglihen Anfprüde 
an ein Grundſtück auf, und beftimmt: daß Anfprüche, 
welche nicht in die Bücher eingezeichnet find, rücfichtlich 
jedes Dritten wirfungslos bleiben, und außerdem etwa: 
daß die Zeit der Eintragung über die Präferenz der 
Realanfprüche enticheide. 

Dder man fchreibt nur die wirklichen: Rechte an 
dem Grundftüd ein, und ftellt den Nedıtöfuß auf: was 
ald Recht in bie Bücher: eingetragen ift, das ift Recht: 

Der praftifche Unterfchied beider Syſteme ift ein» 
leuchtend. Bei dem erften muß jeder, der ein Grundftüd 
faufen, Gelder darauf leihen, oder: Hypotheken, Durd) 
Geffion erwerben will, zuvörderft darüber- Erfundigung 
einziehen, ob ber eingetragene Realanſpruch wirklich 
rechtöbeftändig fei, der Gewinn ber Buchführung befchränft 
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ſich bei dieſem Syſtem darauf, daß man nicht Gefahr 
läuft, einem unbefannten beffer Berechtigten weichen zu 
müffen. Bei dem anderen hat man zufolge der oben 
angeführten Fiction die abfolute Gewißheit, daß derienige, 
der ald Berechtigter eingetragen ift, auch der wirklich 
Berechtigte ift; man darf daher nur das Hypothekenbuch 
einfehen, um über dad Recht feines Autors gewiß zu fein. 

Das erfte Syitem ift in neuerer Zeit in’ Franfreich 
eingeführt, und von da in die Rheinlande eingedrungen; 
wir werben ed das franzöfifche nennen. Das andere 
ift das Altgermantfche, und in. allen dentfchen Hypotheken, 
gefeßgebungen beibehalten; ihm. gebührt. daher der Name 
Des Deutfchen Spyftems. 

Diefed Letztere tritt übrigens in verfchiedenen 
Abftufungen auf. Für unferen. Zwed genügt es, fols 
gende Uinterfchiede hervorzuheben. 

Bald ftellt die Gefeßgebung den Rechtsſatz an die 
Spitze: das eingetragene Recht wird rückſichtlich jedes 
Dritten als wirkliches Recht angeſehen. Dieſes Princip 
iſt das des preußiſchen Rechts. Andere Geſetzge⸗ 
bungen, ſo namentlich die Oeſterreich'ſche, ſtellten 
dagegen als Princip auf: Realrechte an Grundſtücken 
werden, auch dem Autor gegenüber, erſt durch die Eins 
tragung erworben. 

Einige firhern dem Hppothefengläubiger nur den 
Rang feiner Forderung und das Eigenthum des Autors 
zu. Andere laſſen auch die Zulänglichfeit des Pfandes 
feftftellen ; dahin gehört namentlich die Würtemberg’fche 
Gefeßgebung. 

Wenden wir und nun von der materiellen Seite 
bes Hypothekeninſtituts zu der formellen, fo ift von‘vorn 
herein ar, daß das deutſche Syſtem zur Erreichung 
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ſeiner Zwecke eines weit umfaffenderen Apparates bedarf, 
als? das franzöfiiche. 

Das letztere reicht mit den Mitteln der Publicität 
und der Specialität vollſtändig aus, di h. ed hat 
nur nöthig zu beftimmen, daß die Realanfprücje durch 
Eintragung in die dazu beftimmten Regifter veröffentlicht 
werben, und daß: dad Grunditüd, an welches .man einen 
Anfpruch zu haben behauptet, beftimmt bezeichnet werde. 
Es erfcheint bei diefem Syftem fogar als eine Inconfequenz, 
wenn Eintragungen nur auf Grund öffentlicher Urkunden 
vorgenommen werden. (Code eiv: art: 2127) Wozu 
bedarf es der authentifchen Form, wenn das Inſtitut in 
feiner Weife eine Gewähr für die Richtigleit des einge⸗ 
tragenen Anſpruchs übernimmt? 

Das deutſche Syſtem hingegen ſetzt feinem Weſen 
nach eine gewiſſe Prüfung nothwendig voraus. Wenn 
man jedes beliebige Geſuch ohne weitere Prüfung ein— 
tragen wollte, worauf beruhete dann die Fiction,’ daß 
bad, was ald Recht eingetragen, in irgend einer Bezie- 
hung wirklich Recht fei? Daher wird denn auch von 
den Lehrern des gem. deutfchen Rechts die richterliche 
Unterfuchung als ein nothwendiges Requiſit der Eıntras 
gung angegeben. 

Eichhorn Einl. $ 189. 
Mittermaier. Grundf. $ 261. 
diefe Rothwendigfeit einer Prüfung bezeichnet man aber 
eben mit dem Namen des Legalitätsprincip st). 
*) Es ift mit dieſem Worte eben fo viel Mißbrauch getrieben 
worben, wie mit dem Publicitäts- und ee 
Den richtigen Sinn erhaͤlt man Durd den Degen jahr 


| Publicitätsprinzip will fagen, daß das Hypothe —E 
"feine ſtillſchweigenden Pfandrechte fennt: das — — 
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IV. 


Wir gehen jett zu den wichtigeren beutfchen Hypo- 
thefengefeßgebungen über, um zu zeigen, daß man dabei 
das Legalitätöprincip bald in einem weiteren, bald in 
" einem engeren Sinne aufgefaßt, nirgends aber geglaubt 
hat, dafjelbe ganz entbehren zu können. Dabei wird es 
nothwendig fein, überall die Wirkungen der Eintragung 
furz zu berühren, um die Wechfelbeziehung zwifchen der. 
richterlichen Prüfung und dem materiellen Rechte hervors 
treten zu laſſen. 


1. Defterreich. | 

Das allg. Bürgerl. Geſetzbuch fiir Defterreich vom 
Sahre 1811 hat zuerft den Grundfag aufgeftellt und 
confequent durchgeführt, daß Dingliche Rechte auf un‘ 
bewegliche Sachen nur durch Eintragung in die öffent: 
lihen Bücher erworben werden fünnen. $. 321. Bergl. 
die Anwendungen dieſes Grundfages auf den Erwerb 
ded Eigenthums $. A31., des Pfandrechts S. 451., der 
Dienftbarfeiten F. 481., überhaupt aller auf unbemweg- 
lihe Sachen fich beziehender dinglicher Rechte. F. 445. 
Das Geſetz beftimmt demnächft die Außern und innern 
Erforderniffe, welche eine zur Eintragung geeignete Urs 
funde (Tabularurfunde) haben müffe, $. 432, 434, 435, 
445. — Beflimmungen, deren Aufrechterhaltung allein 
ſchon eine Prüfung nothwendig madıt. 

Eine Hypothefenorönung für die öfterreichifchen 
Staaten eriftirt nicht. Die formellen Vorfchriften find 


prineip, daß es feine Generalhypothefen giebt; das Lega⸗ 
litäfsprineip, daß kein a uch vo richterliche Prüfung 
eingetragen wird. 

ZIV. Jahrgang 18 Heft. 2 
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in den Landtafelpatenten der einzelnen Provinzen und 
den dazu gehörigen Inftructionen zerftreut. Es mag 

aher genügen, auf das neuefte und vollftändigfte Land— 
tafelpatent, dad für Böhmen und Mähren vom 22. 
April 1794*) Bezug zu nehmen. Hiernach muß bei 
fpielöweife derjenige, der die Vorfchreibung feines Be- 
fißftandes bei der Landtafel bewirken will, fidy zu die 
fem Eigenthume aus einem gefeglichen Rechtötitel recht: 
fertigen; er muß zu diefem Zweck die beweifenden 
Urfunden bei dem Landrechte einreichen, und den eigent- 
lichen Hergang von dem Erwerbe umftändlicy anführen. 
$.5 a. a. D) Die Intabulation wird demnächſt 
von dem Landredite entweder bewilligt ober abge: 
fchlagen. $. 11a. a. O. **) 


2. Medlenburg. 


Meclenburg hat eine Hypothefenordnung für die 
ritterfchaftlichen Landgüter vom 12. Novbr. 1819 und 
eine zweite für die Städte vom 22. Dechr. 1829. Die 
legtere ift auf die Auflaffung bafirt. Beide haben den 
Grundſatz, daß dingliche Rechte an Immobilien nur 
durch die Eintragung erworben werden. 

H. D. v. 12. Novbr. 1819. $. 1. 
Stadtbuchs⸗Ord. vom 22. Dechr. 1829. g. 3 

Nach der erſteren ($. 20.) erfolgt die Eintragung 

„ causa ‘cognita auf vorhergegangenes aut a = 


*) Winiwarter, Sands, der Sufi und. "yotitien Geſebze. 
Wien 1829. Band 2. ©. 124 ff. 

*) Bergl. hiermit Pratobevera in ben Materialien für Gefeb- 
funde und Rechtspflege in den öfterreihifchen Staaten Bd. 
8. ©, 381. Die Grundbuchbehörde ala. ſolchenmuß nicht 
blos die. Formlichkeit der Urkunden, — — In⸗ 
halt are ben Legitimationspunkt BR —X—— 
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Die lebtere fpricht die Nothwendigfeit einer causae 
eognitio zwar nicht principiell, wohl aber in mehrfachen 
Anwendungen aus. So gehört zu den Bedingungen 
der Berlaffung zu Stadtbuch ), daß der Auflaffende als 
zeitiger Cigenthümer aus dem Stadtbuch erhelle, und 
dag der Empfangende die rechtliche Fähigkeit zum Ers 
werb ftädtifcher Grundſtücke nachweiſe ($. 9.) Die 
Rechte Dritter werden durch vorherige Verfündigung 
der Verlafjung gemwehrt ($. 11.). Außerdem müffen bei 
allen Eintragungen zu Stadtbuch die etwaigen aus dem 
Buche ſich ergebenden Beichränfungen der Dispofitions- 
befugniß berücfichtigt werden ($. 53). . 

Hieran fchließen ſich: 


3. Die drei freien Städte 
Lübel, Bremen und Hamburg, 


indem auch bei dieſen noch das alte Verlaſungérecht 
ſtattfindet. 

Lübeck hat eine Stadtbuchsordnung vom 6. Juni 
1818**) und eine beſondere Hypothekenordnung für das 
Stadtgebiet vom 22. März; 1820***). Nach $. 25 der 
Stadtbuchsordnung ift bei jeder Ab» und Zufchrift von 
Grundſtücken, fo mie bei dem Zufchreiben, Abtreten, 
Uebertragen , Tilgen der Pfandpöfte die Einwilligung 
eines Seten erforderlich, der dabei ein aus dem Stabdt- 
buche felöft, oder aus den Verhältniffen fih er 
gebendes Intereffe hat. Es folgen dann noch befondere 
Beftimmungen über die Einwilligung der Beiftände, 


— — — — — —— 


*) Bergl. von Kamptz Mecklenburg: Civilrecht $. 82. 

*) Sammlung der Lühedifchen — — und — 
chungen. Bd. 3. S. 19 ff. 

Daſ. ©. 120. ls —* als 
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Bormünder u. f. w. $$. 26-30. Hiermit ſtinmt im 
Weſentlichen auch die Hypothefenordnung für das Stabt- 
‚gebiet SS. 8—10. 14. überein. 


Sn Bremen muß nad) der Erbe» und Handfe- 
ften-DOrdnung vom 19. December 1833 $. 14— 21 ff- *) 
jeder Laſſung eined Immobile eine öffentliche Abfündi- 
gung vorangehen. Wer die Abfündigung nachſucht, hat 
fein Eigenthumsrecht und feine Berechtigung zur Vers 
außerung nachzumeifen, auch die etwa erforderlichen 
Conſenſe beizubringen. $. 19. 31. litt. e. f. Eine ganz 
eigenthümliche Einrichtung hat Bremen für die Ver— 
yfändung von Smmobilien, welche durch Handfeften ge— 
fchieht **). Die Willigung von Handfeften fest voraus, 
daß der Williger fein Eigenthumsrecht an dem zu ver- 
pfändenden Ssmmobile und feine Berechtigung zur Ver⸗ 
yfandung deffelben nachweiſt. SS. 83 — 87. 9. 


Am unflarften find die Berhältniffe nHamburg, 
weil es dort an einer vollftändigen Grunds und Hypo- 
thefenordnung bis jegt fehlt. So viel wir au Anders 
fon’d Hamburg. Privatrecht Th. 2. ©. 316. 396. ent- 
nehmen, kann eine Auflaffuug von Grundftüden und 
Geldpoften nur im Namen deffen gefchehen, für den das 
Erbe: oder der Poften in dem Erbes, Nentes oder Amts⸗ 
buch eingefchrieben ift. Vor der wirklichen Zuſchreibung 
müſſen ferner alle Diejenigen conſentiren, die an dem 
umzuſchreibenden Erbe oder Poſten ein Intereſſe haben. 
Man hält ſich dabei an die Angabe der Parteien, welche 


H Befonders abgedruckt Bremen 1833. 
) — darüber Mittermaier im Ach. für hit Praxis, 
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für ben all einer Berfchweigung von Intereſſenten mit 
fhrwerer Strafe bedroht ſind ). 


4. Baiern. 


Das Baierſche Hypothekengeſetz vom 1. Juni 1822 
faßt die Wirkungen, der Eintragung in dem Sabe zu⸗ 
fammen ($. 35.): 

daß jede im Vertrauen auf das Hypotheenbuch 

vorgenommene Handlung, ſo weit ſie mit dem 

Hypothekenweſen in Verbindung ſteht, in Anfehung 

Desjenigen, welcher nach den im Hppothefenbuche 

befindlichen Einträgen, und im guten Glauben ger 

handelt hat, alle jene rechtlichen Wirkungen her- 
vorbringt, welche der Handlung nadı ‚jenen, Eins 
trägen angemeſſen find. 

Dem Baierfchen Hppothefenrechte liegt alfo dafs 
felbe Princip zum Grunde, welches wir oben ald dag 
des Preuß. Rechts bezeichnet haben. 

Hiermit hängt nun die Beſtimmung in $. 105. a. 
a. D. zufammen: 

dad Hppothefenamt muß jedes bei demfelben ans 

gebrachte Geſuch forgfältig prüfen, ganz unftatt- 

bafte Gefuche ſogleich abmweifen, bei entdedften 

Mängeln, die noch gehoben werden können, dem 

Anmeldenden eröffnen, mas er noch beizubringen 

babe. | | 

Die. Prüfung der Gültigkeit und Nichtigkeit der 
einzutragenden Nechtögefchäfte liegt dem Hypotheken⸗ 


*) Diefe Einrichtung ift cffenbar fehlerhaft. Denn das Recht, 
den Betrüger zur. öffentlichen Strafe zu ziehen, giebt ben 
Beſchaͤdigten Feine Nealficherheit, genügt alfo nicht dem 
Zwecke der Einrichtung. — 
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Amte, foweit dazu. die Daten und Notizen- in: dem Hypo⸗ 
thefenbuche felbft fich eingetragen ‚finden, namentlid; fo 
weit ed fich um Rechte Dritter handelt, unter eigener 
Haftung, außerdem nur unter Dienftesverantiwortlichfeit 
ob. FS. 96— 10 a. a. O. $. 9. Nro.6. $.20 a. €. 
der Inſtr. über den Vollzug ded Hypothefengefeged vom 
13: März 1823*. Für den bei der Eintragung paſſiv 
Betheiligten (den Veräußerer, Verpfänder, Cedenten ꝛc.) 
iſt noch beſonders dadurch geſorgt, daß derſelbe jederzeit 
vorher uͤber das Eintragungsgeſuch gehört, und zu die⸗ 
ſem Zwecke vorgeladen werden muß, $$. 92 No. 2. 109 
ff. 153. — eine Beftimmung, die jedenfalls dann, wenn 
das Eintragungsgefud) durch öffentliche Urkunden oder 
rechtskraͤftige Erfenntnifje ‚gerechtfertigt wird, unnöthige 
MWeitläuftigfeiten veranlaßt, und gegen welche fich dep» 
‚halb ſchon Gönner in feinem Kommentar über das Bais 
erfche Hyp.⸗Geſ. Bd. 2. ©. 72 ff., erflärt hat. 

Die Anwendung der obigen Grundfäße auf Die 
Eintragung der Befigreränderungen, Hypothefen, Gefs 
fionen u. f. w., f. in $. 140. 146. 153. a. a. O. 


5. Würtemberg. | 
Würtemberg hat ebenfo , wie Baiern, ein reines 
Hypothefenbuch, im Gegenfaß zu dem Güterbitche. Die 
rechtlichen Wirkungen der Eintragung werden dahin ans 
gegeben: Art. 57 des Pfandgefeßes vom 15. April 
185. | 
Als Eigenthümer einer unbeweglichen Sache gilt, 


*) Regierungsblatt für Baiern vom Jahre 1823. ©. 500 ff. 
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in Beziehung : auf 'Verpfändung derjenige, welcher als 
ſolcher im Güterbuche eingetragen ift.*) 

: Das · Würtemberg’fche. Geſetz folgt alfo im Weſent⸗ 
lichen dem Princive des Preußiſchen und Baier'ſchen 
Hypothekenrechts, geht: aber inſofern weiter, ale es Ein- 
tragungen in der Regel nur nach vorangegangener 
Schätzung des Grundſtücks geſtattet, und die Unter: 
pfandshehoͤrde für einen unrichtigen Anſchlag verant- 
wortlich macht. — Pfand. Gef. Art. 12. 13. 224. 

Die Eintragung in das Unterpfandsbuch geſchieht 
nur nad) vorgängigem obrigkeitlichem Erkenntniſſe (prae- 
via cognitione) über die rechtliche Zuläffigfeit der Unter: 
pfandsbeftellung. Pfand. Gef. Art 47. Wie weit diefe 
obrigkeitliche esguition ſich ausdehnt, ergiebt der Art. 
15:00.0: | 

Bei jeder Unterpfandsbeftellung hat bie en 
zu prüfen: 

'a) ob die Forderung anerfannt und deren Betrag au 

gemittelt ift? 

b) welcher Pfandrechtstitel vorhanden, und vb der- 

ſelbe gehörig nachgewiefen ſei? | 

c) bei vertragsmäßigem Pfandrechtstitel, ob: bie-Bir 

“  pfändung in Beziehung auf die perfönliche Befug- 

niß des Berpfändenden, über fein eigened Vermö— 

gen oder in Abſicht auf das Vermögen eines Drit- 
ten zu verfuͤgen, keinem Bedenken unterliege? na— 


⸗ 


*) Vergl. auch Art. 65 a. a. O. Art. 15 des Gef, die voll⸗ 
ſtändige Entwidelung des neuen Pfandfyftems betreff. v. 
21. Mai 1828 und den Auffab von Wächter über die 
Bedeutung der Einträge in die Gerichtsbücher, in deſſen 
Erörterungen aus dem NRömifchen, Deutfchen und en 
bergſchen Privatrechte. Stuttg. 1845. ©. 187 fi. 
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mentlich, ob nicht die Gefahr einer Ueberſchuldung 
vorhanden ſei? 

d) ob die zu verpfaͤndenden Güter beſtimmt ſeien ? 
e) ob die Verpfändung der zur Sprade fommenden 
Gegenftände rechtlich zuläffig fei ? 
Außerdem enthalten die Art. 164-170. 176—185. bed 
Pfandgef., ferner die $$..5—11. 101 ff. 147 ff; der Haupt 
inftruction vom. 14. Dechr. 1825 fpecielle Beflimmungen 
über die Punkte, welche die bei der 

Prüfung zu beachten haben. 


6. Weimar. 


Kür das Weimarſche Grund» und Hypothekenbuch⸗ 
wefen find befonderd wichtig: dad Gefeg vom 20. April 
1833, das Verfahren bei Uebertragung des Eigenthums 
an Immobilien betreffend ,) das Geſetz vom. 6. Mai 
1839 über das Recht an FZauftpfändern und Hypothe⸗ 
fen**) und das Vollziehungs - Gefeß vom 12. März 
1841.***) 

Nach SS. 1. 3. des Gefeßed vom 20. April 1833 
gefchieht die Ueberfragung des Eigenthbums an Immo⸗ 
bilien durch gerichtliche Uebereignung und Eintragung 
in dad Grundbuch. Die Eintragung der Hypothek füchert 
den Gläubiger in der Regel gegen Eigenthums⸗ und 
fonftige dingliche Anfprüche Dritter. Gefeg vom 6. Mai 
1839. $. 130. 135. Die Uebertragung eines Pfandredhts 
endlich wird nach $. 80. a. a. O. erft durch Einzeiche 
nung in das Hypothekenbuch gegen den Schuldner und 
gegen Dritte wirkſam. 


« 


H Regierungsblatt v. J. — ©. 241 fi. 
**) Daffelbe v. 1839. ©. 259 ff. 
“er, Dafielbe v. 3. 1841. S. 25 f 
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Der Eintragung des Eigenthums oder einer Hp 
pothe? geht die Beftätigung oder gerichtliche Uebereignung 
diefer Rechte voran. Geſetz vom 2%. April. 1833. $: 4: 
Gefeg vom 6. Mai 1839. S. 353, Die Unterpfandsbes 
hörde prüft zu dem Ende vorerft die Dispofitionsfähigs 
feit und tie Legitimation desjenigen, der eine Verbind⸗ 
lichfeit übernimmt oder ein Recht aufgiebt. Daf.:$: 217 
Die Uebereignung von Immobilien * — voraus 
den Nachweis: 

1) eines Rechtsverhaͤltniſſes, — geeignet iſt, 
Eigenthum auf den Erwerber zu uͤbertragen; 

2) bes Eigenthums des Veräußernden und der Zus 
fhreibung für letzteren im Grundbuche. Geſ. v. 
12. März 1841. 6. 152. | 

Bei Unterpfandsbeftellungen hat die Behörde 
zu prüfen :- 

1) ob die zu verfichernde Forderung — Pfand⸗ 
rechtstitel auf die zu verpfaͤndenden Gegenftände 
anerkannt iſt; 

2) ob der Pfandbefteller zu deren ———— be⸗ 
fugt iſt; 

3) ob der Verpfaͤnduug ſonſt kein rechtliches — 
niß entgegenſteht, oder doch andere eingetragene 
Rechte vorbehalten werden muͤſſen. Gef. v. 6 
Mai 1839. S. 231. oo. | 


7. Sachſen. 

Das Königl. Sächſiſche Gefeß, die Grund» und 
Hypothefenbücher und das Hypothelenweſen betreffend, 
vom 6. November 1843*) ſchließt ſich in den materiellen 

*) Gefeh: und Berorbnungsblatt f. Sachſen v. I. 1843, ©. 189. 
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Beftimmungen an das Oeſterreich'ſche Geſetzbuch an, 
waͤhrend es in dem: formellen Theile haufig nur als 
eine Nachbildung des — — 
ei * J 
In — RER Reit es den Grundſatz Auf; 
* das bürgerliche Eigenthum an Grundſtuͤcken⸗ ebenſo 
Hypotheken, überhaupt alle zur Eintragung in das 
Grund und Hypothekenbuch an ſich gerignete- Rechte 
an fremden Grundſtücken als ſolche nur durch Eintra⸗ 
gung in das Sc und —— Be wer⸗ 
den. SHARE BR NE Te nrw Hs 

Es erkennt daher auch die- ——— der 
richterlichen Prüfung unumwunden an. 

F. 136. Vor jedem Eintrage in das Grund⸗ und 
Hypothekenbuch und vor jeder Loͤſchung in demſelben, 
haben die Grund⸗ und Hypotheken⸗Behörden die Gül⸗ 
tigkeit amd Richtigkeit· des angegebenen Rechtstitels zur 
Eintragung oder Löſchung und des Anbringers Legiti—⸗ 
mation zur Sache und beziehentlich zur Verhandlung 
nad, dem, was darüber beigebracht. worden, forgfältig 
zu prüfen und, wenn fidy hierbei Anftände oder Mängel 
ergeben, derenthatber die Eintragung oder Loͤſchung nicht 
gefcyehen kann, den Anbringer deſſen unter deren Angabe 
zu befcheiden, :ihm : auch, fofern die Mängel gehoben 
- werden koͤnnen, die Herzufchaffuig - des Ermangelnden 
aufzugeben. Vergl. auch 88. 20..142—145. a. a. D. 
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Dies find diejenigen Bis, ‘welche ent⸗ 
‚weder ihres territorialen Umfanges, oder ihrer inneren 
Durchbildung wegen befondere Auszeichnung verdienen. 
Das. legtere kann ‚man nicht ſagen von den Hypotheken⸗ 


Einrichtungen: in Naffau, Hannover -und. Braunfchweig, 
wo bie deutfche Hypothek noch mit den ftilljchweigenden 
und generellen Pfandrechten im Hader liegt. Wir ers 
mwähnen daher nur Furz, daß in Naff au nur confirs 
mirte Contrakte eine Eintragung begründen.“) Das- 
ſelbe ſcheint von Braunſchweig zu gelten.“ Sn 
Han nover endlich muß der Richter, bevor er eine 
Hypothek einträgt, fich überzeugt haben, daß alle recht: 
lichen Erforderniſſe zu deren Galtigteit vorhanden 
ſind.*) 

Von beſonderem WER für unſeren Zweck if 
endlich ‘der. Stand der Geſetzgebung in ‚zwei: Ländern, 
in denen .franzöfifched Necht theild eine: Zeit lang. eins 
geführt war, theild noch jet. in Geltung iſt. Wir: meis 
nen — und Baden. 


RR Eu 
In Baden gilt bekanntlich der Code Napoleon mit 
einzelnen Zufägen als Landesgefeg. Eine wefentliche 
Umgeftaltung hat aber die franzöfifhe Hypothefengejeg- 
gebung burd das zweite Einführungspatent vom 22. 
December 1809*) erfahren. As 25. dieſes Patente ver- 
pflichtet nämlich Seden, der ein liegendes Eigenthum 


*) Contrakten⸗ und Hypotheken-Ordn. vom 21. März 1774 
(Samml,, der Iandesherrfichen Ebikte und Verordnungen 
Bd. 1. ©. 51 ff.) $. 1. 5. 6. 18. 41. — Specielle Be: 
flimmungen über bie amtliche a 88. 13—15. 29 
bis 33, 


*) Mefkript vom 29. März 1842, $.4. Geſetz⸗ und Verord⸗ 
nungsblatt v. Jahre 1842 ©. 341 fi. 


“er) Berordn, vom 13. Juni 1828. 


*) Abgebrudt vor bem — ne Karlsruhe 
1840. ©, XXXVI. fi. 3* 
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aus irgend einem Rechtstitel erwirbt, ſeinen Erwerb in 
das Grundbuch eintragen zu laſſen, und beſtimmt weiter: 


Ehe dies geſchehen iſt, kann er in Gerichten 
ſein Eigenthum nicht geltend machen, auch keine 
Pfandverſchreibungen darauf geben, muß viels 
‚mehr alle darauf in der Zwifchenzeit zwifchen 
feiner Erwerbung und der Einfchreibung von 
dem vorigen Eigenthümer nachkommenden Pfand» 
verfchreibungen gegen fich gelten Iaffen. 
Vergl. auch ZufaßsArt. 1583a. zum Bad. Landredit. 


Diefe in dem Geiſte des deutfchen Syſtems wurs 
zelnde Beltimmung hatte fofort die Einführung einer 
richterlichen Prüfung zur Folge. NE 26. des angeführs 
gen Patente beflimmt, daß die Pfandfchreiberei vor ber 
Eintragung bedungener Unterpfänder zu unterfuchen hat, 
ob das zu gebende Unterpfand des Schuldners Eigen- 
thbum, und ob ed mit früher eingefchriebenen oder eins 
zufchreibenden Pfandrechten belaftet ſei; ed wird außers 
dem eine Schäßung des Unterpfandes verlangt. Vor 
der fürmlichen Ausfertigung der Pfandurfunde fol fer- 
ner geprüft werden, ob es an ben rechtlichen Erforder: 
niffen zur Unterpfandseinfeßung rüdfichtlich der Perfos 
nen ded Gläubigerd und Schulönerd und der zu ver- 
pfändenden Güter nicht mangele. Die Eintragung ges 
feglicher Unterpfänder fest eine Befcheinigung ihres 
Rechtstitels voraus. Die Behörden haften für den 
Schaden, wenn fie Unterpfandöverfchreibungen ausge⸗ 
fertigt haben, zu deren Gültigfeit die rechtlichen Erfor⸗ 
derniſſe mangeln. Cbenfo ilt zur Xrangfeription des 
. Eigenthums eine Prüfung und Beftätigung Seitens der 
Ortsgerichte erforderlich. ZufaßsArt. 1583a., 162%6a. zum 


Landrecht. Vergl. Bekk, über die dinglichen Rechte an 
Liegenfchaften. Karlöruhe 1831. 


Dldenburg. 

Sn Oldenburg wurde die franzöftfcye Gefeßgebung 
Durch die Verordnung vom 25. Juli 1814 aufgehoben. 
Am 11. Dftober deſſ. 3. erfchien eine neue Hypotheken, 
Concurs⸗ und Vergantungs⸗Ordnung. Nach S 6. der⸗ 
ſelben hat derjenige, der eine Ingroſſation verlangt, ein 
Geſuch einzureichen, welches die Qualität des Schuld» 
ner und deffen Güter, ven Grund und Betrag der For- 
derung, den Grund der Verbindlichfeit ded Schuldners 
und die Einwilligung deffelben zur Gonftituirung einer. 
Hypothek Dofumentirt enthalten muß. Der Ingrof 
fift prüft dieſes Geſuch, und bewilligt entweder die 
Eintragung, oder übergiebt dad Geſuch dem Gericht zur 
Entfcheitung. Wenn bei dem Erfennen der Ingrof 
fation ein Berfehen vorgegangen iſt, wodurch irgend 
Jemand einen Schaden leidet, fo haftet dafür der Ins 
groffift, oder beziehungeweife dad Gericht. $. 7. a. a. D. 


».- 


Ein Ruͤckblick auf die obige Zufammenftellung er- 
giebt, daß man die Sdee einer allfeitigen Wahrnehmung 
der Rechte und Intereffeu der Betheiligten, wie fie in 
dem alten Confirmationsſyſteme begründet ift, faft übers 
all aufgegeben hat. Doch taucht diefelbe noch hervor 
in den Beftimmungen des Baierfchen Hypothefengejeged 
($. 97.) und bed Säͤchſiſchen Geſetzes ($. 20.), wonach 
die Hypothefenbehörden zur Gültigkeit der einzutragen 
den Rechtögefchäfte durch Erinnerung der Betheiligten 
mitwirken follen. Gleichwohl verlangen . Geſetzge⸗ 


bungen eine durchgreifende Prüfung der Gültigkeit und 
Richtigkeit des einzutragenden Nechtötiteld. Andere fpre= 
chen nur von der Nothwendigfeit einer Prüfung im Als 
gemeinen. Noch andere endlich befchränfen die Prüfung 
auf gewiffe beftim mt bezeichnete Momente. Hauptpunfte 
hiebei find die Dispofitionsfähigfeit, die Dispoſitions— 
befugniß und die Einwilligung des Verpflichteten. Zur 
| Wahrung der Rechte Dritter fordert man entweder ihren 
Conſens, oder ein öffentliches Aufgebot. 


V. 


Nach dieſen Vorbereitungen können wir endlich 
auf unſere Hauptfrage eingehen, welchen Werth naͤmlich 
das Legalitätsprinzip für die Preuß. Hypothekengeſetz⸗ 
gebung habe. Diefe Unterfuhung muß nad) dem Bor- 
angegangenen ihren — von dem materiellen 
Rechte nehmen. 

Die Fundamentalfühe des Pieuß Grund⸗ und 
Hypothekeninſtituts ſind folgende: 

1) 66. 7. 8. Tit. 10. Thl, J. A. L. R. 
Der im Hypothekenbuche eingetragene Beſitzer wird, 
in allen mit einem Dritten, über das Grundſtück 
geſchloſſenen Verhandlungen, als der Eigenthümer 
deſſelben angeſehen. Wer mit einem ſolchen einge: 
tragenen Befiger in dergleichen Verhandlungen fich 
einlaäßt, deffen Befugniffe Fann fo wenig der nicht 
eingetragene Eigenthümer, ald der, deſſen Recht nut 

von dieſem ſich herſchreibt, anfechten. 

Vergl. SS. 55. 92. Fit. 2. H. O. Folgefatz: 

S. A0. Tit. 20. Thl. 1.9. L. R. Jede auf den 

Grund eines an ſich rechtsgultigen Titels gegen 
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den eingetragenen Befiger erfolgte Hypothefenbeitel- 
lung. behält ihre Kraft,, wenn ſich gleich in der 
Folge. findet,; daß diefer Tefiger nicht der ‚wahre 
Eigenthümer geweſen fei. 
2) $. 411. Tit. 20. Thl. LEER 
Nur durd die wirkliche Eintragung in die öffentli- 
chen Grundbücher. wird das RN 
erworben: ; _ 
Dergl. ss... 68 a. a. O. 
Note. Was hier von Hypotheken geſagt iſt, gilt 
von allen nicht ſchon durch den Beſitz erkennbaren 
dinglichen Rechten an Grundſtücken (mit Ausnahme 
der Grundgerechtigkeiten), ferner von den ſoge⸗ 
nannten Anfallgrechten. F3. No. 3. Tit. 1. 
Thl. I. A. ©. DO. — $. 84. 713. Tir. 18. Thl. 
I. 6. 64. Tit. 4. Th. AR. — $. 570. 
zit. W. 6. 4 Ti 1. Thl. J. A. L. R. — 
ss. 264. 265. 311. Tit. 11. Thl. LA R. 
3) $. 420. Tit. 20: Thl. J. A. L. R. 
An und für ſich wird, alſo, wenn eine Sache Meh- 
reren zur Hypothek verfchrieben,, und zu ihrer aller 
Befriedigung unzureihend ift, „das. Vorzugsredht 
unter ihnen lediglich nach der arnung der geſche⸗ 
henen Eintragung beitimmt. . 
Bergl. 8. 387. Tit. 50. zur. 1, A. G. O. 
4) 89.422424. Tit. 20. Thl. J. UM. 
Dadurch allein, daß ein Anſpruch in das Hypothe⸗ 
fen buch eingetragen worden, verliert der Schuldner 
noch nicht die ihm fonft gegen deſpn. ‚Gültigfeit zu⸗ 
ſtehenben Einwendungen · 
» ‚Sinfofern::jedodn ein Dritte, anf e eine. ſoiche For⸗ 
— deren Eintxagung ein Recht durch einen 


läftigen Vertrag erworben hat, kann der Schuldner 
gegen diefen Dritten von folchen Einwendungen, die 
er demfelben nicht Fund gethan hat, feinen Gebrauch 
machen. 

Will daher der Schuldner ſich ſeine Einwendun⸗ 
gen wider die eingetragene Forderung auch gegen 
jeden Dritten erhalten, fo muß er dieſelben im Hy- 
pothefenbuche ebenfalld vermerken laſſen. 

Vergl. S. 241. Tit. 2. H. D. Anhangd-S. 53. zum A. L. R. 


Diefe Säge find die Grundfäulen des Realfredits 
in Preußen. Ihre praftifche Wirkung zeigt fich in der 
Sicherheit Ä 

a) des Erwerberd von Grundſtücken, 
d) des Hypothefengläubigerd, überhaupt des eriten 

Eriwerbers dinglicher Rechte an Immobilien, 

c) des fpäteren Erwerbers bereitd eingetragener Hy⸗ 
pothefen. 


ad a. Der Erwerber eines Grundftücs ift bei 
unferer HypothefensEinrichtung ficher, daß er weder uns 
befannte Hypotheken, noch fonftige unbekannte Laften 
des Grundftüdd zu übernehmen hat, abgefehen nämlich 
von den Grundgerechtigfeiten. 

ad b. Der Hppothefengläubiger ift ficher, 

1) daß ihm nicht unbefannte dingliche Rechte vorges 
hen, wiederum ——— von den Grundgerechtig⸗ 
keiten, 

D daß er die Hypothek von dem wahren Eigenthür 
imer erwirbt. 
ad c. Der Eeffionar eingetragener Forderungen 

ift fiher, daß ihm nicht unbefannte: Einwendungen aus 
der Perſon des Schuldners entgegengefet werben können. 
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Es fommt hier nicht auf eine Aufzählung aller der 
Vorzüge an, welche unfere Hypothefengefeßgebung vor 
der Franzöflifchen voraus hat. Ein Theil biefer Vorzüge 
beruht darin, daß das Franzöfifche Inſeriptions weſen, ſich 
auf Die Unterpfandsz:.und Vorzugsrechte beſchränkt, und 
nicht einmal bei diefen :confequent durchgeführt ift. Dies 
liegt in der mangelhaften ——— des ——— 
Princips. . 


Uns intereſſirt nur, daß das franzöſiſche Syſtem 
dem Hypothekengläubiger Feine Sicherheit dafür gewährt, 
daß er es mit dem wahren Eigenthümer zu thun babe, 
und eben fo wenig dem fpätern’Erwerber von Hypothe⸗ 
fen »Rapitalien dafür, daß feine Forderung nicht durch 
unbefannte Einwendungen aus“der Perfon des Schuld⸗ 
ners vereitelt wird. Dieſe beiden Punkte ſind aber, wie 
von ſelbſt einleuchtet, von der größten Wichtigkeit, theilg | 
für den Gredit der Grundbefißer, welcher mit der Sicher— 
beit der Gläubiger fteigt und fällt, theils 'für den weite⸗ 
ren Bamır mit t Hypotheken⸗ a 


12353 Daß nun die ——— der. in 155. n.. 8. 
Sit 10. 65. 410. 422 — 424. Tit. 20. SH.LAR 
aufgeftellten Nechtöfäge ohne eine. Prüfung, der Eintra⸗ 
gungögefucye unmöglich ift, wird nad) dem oben (S. 15.) 
Gefagten nicht bezweifelt, werden. Es fragt ſich nur, 
worauf jene Prüfung.zu richten: ſei. Wir werden hier⸗ 
bei, um die Unterſuchung enger zu. begrenzen, nur dier 
jenigen: Hypothefen-Dperationen: in's Auge faſſen, welche 
den. Erwerb von Rechten aus Rechtsgeſchäften unter 
lebender zum Gegenftande haben... Die Anwendung auf 
die gefeglichen: Pfandrechte, die Succeffionen. von To⸗ 
deöwegen: u ſ. wrergiebtaſich dann von Fall 

XIV. Jahrgang 18 Heft. 


Auf den erften Blick könnte es den Anschein haben, 
daß das Gefeß weder das Eigenthum des Verpfänders, 
noch die Nichtigkeit der cedirten Forderung. garantiren 
fonne, ohne daß die Hypothefenbehörde Diefe Rechte 
einer vollftändigen und durchgreifenden Prüfung unter 
wirft. Was, fo fcheint man. mit Recht zu fragen, be 
fugt den Gefeßgeber, den eingetragenen Befiger in Be 
zug auf Verpfändungen für den wahren Eigenthümer, 
oder .eine eingetragene Forderung in Bezug auf den Gef 
flonar. für einwandsfrei zu erflären, wenn nicht der 
vollftändigfte Beweis einerfeits für dad Eigenthum, an 
dererfeitd für Die Richtigkeit der Forderung geführt if? 

Wäre dem wirklich fo, dann freilich bliebe das 
Problem unlösbar. Denn wie follte die Nichtigfeit der 
einzutragenden Rechte anders feftgeitelt werden, ald 
durch ein förmliches Erfenntniß, und zwifchen wen follte 
der. Prozeß geführt werden, da man nicht weiß, ob nicht 
irgend ein Dritter der eigentlicdye Berechtigte ift? 

Das Hinderniß, weldes und auf diefem Wege 
entgegentritt, ift die Unmöglichkeit, ohne einen förmlichen 
Prozeß Gewißheit über concrete Rechte zu erlangen, 
wenn das Geſetz fie nicht an gewiſſe Berne 
Merfmale fnüpft. 

Das Inftitut der Anflaffung, welches ja noch heut 
zu Tage in mehreren. Territorien. die Grundlage ded 
Hypothekenweſens bildet, hat dieſe Schwierigkeit über 
winden. Das Wefen der Auflaffung. befteht. in der feir 
erlichen Erfiärung der Uebertragung des Rechts von der 
einen, und der Annahme deſſelben von ber andern Seite 
vor dem Richter der belegenen Sache. Diefe einfache 
Erflärung beider Theile in Verbindung mit der Ein⸗ 
ſchreibung in die öffentlichen Bücher reicht zur Erwer⸗ 


« 
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bung des dinglichen Rechts hin, ohne daß Da et 
nad, dein Rechtötitel ber Uebertragung gefragt wird. 

Es kann nicht davon die Rede fein, biefe Kor 
unmittelbar auf unfere Verhaͤltniſſe zu übertragen. Sie 
eignet ſich nur für Heine Gemeindeweſen, in denen :der 
gefammte Berkehr fich in einem: Punkte concentrirt und 
wo Jedermann dem Siße des Gerichts nahe iſt. Soll 
der Hypothelenverkehr in einem weiten Umfreife ſich un- 
behindert bewegen, fo muß man voit Erklärungen vor 
dem Richter der Sache abfehen, nur die Abfaſſung der 
Urkunden in die Hande der Notare legen. :' Der Accepta⸗ 
tionderflärung des Erwerbers bedarf es wenigfteng nicht 
immer, da die Annahme der ‚eingetragenen: Urkunden 
jene vertreten kann. Als weſentlich erſcheint dagegen 
die Erklaͤrung des Verpflichteten, ein gewiſſes dingliches 
Recht einem Anderen einrälimen zu wollen. Dieſe Er⸗ 
Härung muß unſeres Dafürhaltend genügen, um dar⸗ 
auf die Eintragung zu. baficen, und alle rechtlichen Wir 
fungen der letzteren hervorzubringen, ohne daß man: wei⸗ 
ter auf den Inhalt des Rechtsgeſchaͤfts eingeht. 

Es iſt möthig, ſich über die — — 
Schritts volllommen klar zu werden. ‚Nehmen. Wir: als 
Beiſpiel die Beſtellung einer Hypothek. Die Gültigkeit 
der Hypothek, als eines accefforifchen Rechts, iſt abhaͤn⸗ 
gig von der Guͤltigkeit der Forderung. Einwendungen, 
welche die Forderung zerflören, zerftören auch die; Hypo: 
thef. Wollen wir aber, daß die einfache Erklärung: 

N. bewilligt dem N. auf fein Grundküc eine Hy⸗ 

pothef für: 1000 The, 

Ihon für die Eintragung genüge, fo — wir jenen 
Einwendungen jedem Dritten gegenüber die ihnen nach 
der allgemeinen Rechtoͤtheorie an Wirkung. 
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Wir entfernen und alfo. von der allgemeinen Rechts⸗ 
theorie, indem wir für die Eintragung andere Erforder- 
niſſe feßen, ald für die Entftehung des Rechts felbft. 
Darin liegt aber Fein Borwurf: Denn, wenn die 
Eintragung erceptionelle Wirkungen begründet, fo muß 
ed auch zuläffig fein, fie. an erceptionelle Erforderniffe 
zu Tnüpfen. | ! | 
Sn ähnlicher Weife hat man zu allen Zeiten von 
der allgemeinen Rechtstheorie abweichen müffen, “wenn 
ed darauf anfam, in irgend einem: Gebiete zu einer Ge- 
wißheit und leichten Erkennbarkeit des Rechts zu gelan- 
gen: | Statt entfernter . liegende Beifpiele ‚heranzuziehen, 
erinnern wir nur an das Mechfelrecht: Andy. bei.diefem 
geht man nicht auf das NRechtögefchäft zurüd, aus wel- 
chem der Wechfel hervoraegangen ift, sondern hält ſich 
einfach an die Form des: Wechfeld. Wie dort: den’ Be- 
därfniffen. des kaufmaͤnniſchen Verkehrs durch. ein excep⸗ 
tionelled Necht genügt werden muß, fo hier den Bedürf⸗ 
niſſen des Realcredits. Wir koönnten dieſe Parallele 
noch weiter verfolgen, indem wir ausfuͤhrten, daß; wie 
die Wechfelform ihre Wirfungen nur im Gebiete des 
MWechfelvechtd Außert, während das allgemeine -Obliga- 
tionsrecht im Separatunt des Wechfelprozeffes zur‘ Gel⸗ 
tung fommt, fo auch die Eintragung in das Hypothe⸗ 
kenbuch ‚nur für die-dinglichen Rechte, und zwar nur 
rückſichtlich dritter Perſonen, Bedeutung hat, die Aus- 
führung der aus dem Rechtsgeſchäfte entſpringenden 
perſoͤnlichen Rechte aber unberührt laßt" 
Wendet man endlich ein, daß auf dem von uns 
dezeichneten Wege Colliſionen zwiſchen dem geſchriebenen 
Rechte des Hypothekenbuchs und den wirklichen Rechten 
entſtehen muͤſſen, ſo fragen wir, ob ſolche Colliſionen 


nicht ſchon jeßt an der Tagesordnung find?. ob.nicht bie - 
oben- angeführte Beftimnmmg des F. 440: Tit. 20. Thl. 
LA. NR. gerade für: den Fall: einer folchen gegeben 
it? 0b man nicht eben zur Befeitigung‘ jener Eollifionen 
dad Correctorium der. Proteſtationen hat einführen můſ⸗ 
in? Der: übertriebenften:.Peintichkeit ' des Hypotheken 
rihterd konnte ed: nicht gelingen, verborgene Einreden 
zu entdecken. Nun nehme man dazu, wie die Sache fich 
in der Praris geftaltet. Der eine findet Bedenken, der 
andere nicht. Diefer trägt. Urkunden ein, welche jener 
für ungültig erfannt hätte. Dennoch entftehen aus der 
Eintragung Rechte. Diefer Umſtand allein macht es 
ſchon nothwendig, das bisherige ſchwankende und: unge 
regelte Verfahren zu verlaffen, und die richterliche Pruͤ⸗ 
fung auf eine gewiſſe feft beftinnmte Norm zuruͤckzufuͤhren 

Der. erfte Gegenftand ber richterlichen Prüfung 
müßte. alfo unferes Erachtens fein, ob eine auddr uk 
liche Erklärung des Verpflichteten vorliegt, 
wonach derfelbe:.dag — ——— a 
dem Berechtigten einräumt. 

Es ift dies im Wefentlichen diefelbe Erklarung, 
welche man in Defterreih (B. G. D. $. 435.) und in 
Baiern (H. ©: v. 1822 S. 112.) fordert, nur daß: dort 
die Erflärung unmittelbar auf die Eintragung gerichtet 
fein muß: „Dies fcheint uns nicht nothwendig:; "Schon 
Suarez bemerkte, daß die clausulä intabulandi auf Feinem 
vernünftigen. Grunde. beruhe; denn, wer ein Pfandrecht 
beftelle,. der confentire:darin, daß der Gläubiger ſich ‚dafs 
ſelbe auf igefeßliche Weile verſichere. Auch da, wo. die 
Auflaſſung eingeführt‘ iſt, lautet bie. Formel nicht: N" 

N. bewilligt - Die — en Erbes en R:, 
derns- 1... 2 nt 
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‚verläßt: ſein Erbe: an N. 
Am richtigſten iſt es wohl wie in Sachſen ch. G. 
* 45) den Gnterefienten die Wahl zu laſſen, ob fie bie 
Einklaͤrung auf die Einraͤumung des dinglichen Rechts, 
öder auf die Eintragung ſelbſt richten wollen. 
son Dengiwmseite, Gegenftand: der Prüfung müßte ber 
fein, ob den: Erklaͤrende die perjöntihe Fähigkeit 
hät „eine ſolche — mit BERND. Wir 
fung abzugeben. 
Vergl. Würtemberg. Pf. Geſ. Art, 175. litt. c. 
Weimarſches Pfd. Gef. $. 217. : 
3 2 » Denn: ed verſteht ſich von. felbft, daß. der Hypothe⸗ 
fenrichten: nicht; Eintragungen auf. Grund: der: ErHlärung 
eined Minderjährigen ꝛc. bewirken darf. Sollte man 
einwenden, daß dieſe Prüfung ſchon dem inſtrumentiren⸗ 
den Rotar obliege, ſo iſt das allerdings richtig. Allein 
die: Prüfung des. Notars verhindert nicht: die. Aufnahme 
ber Urkunde; der Notar genügt feiner Pflicht, wenn: er 
bie, Unfähigkeit, der. Partei in .dem Protofoll vermerkt: 
$. 4. des Notariats⸗Geſetzes v. 11. Juli 1845. 
KB. S. v. J. 1645. S. 487) ° | 
: Der Hypothefenbehörde bleibt alfo übrig, : die Fä⸗ 
higteit des Erflärenden nach der ARSTER INERHDE zu 
müfen. Tr 
Der dritte Gegenftand der Prüfling — die 
Beobadjtung der zur Rechtögültigkeit der Erflärung er 
forderlichen Form fein. Dies folgt zwar nicht aus: den 
befonderen Bebürfniffen des. Hypothefen-Snftituts; wohl 
aber. aus den. Gründen, welche überhaupt für gewiffe 
Rechtögefchäfte die: Einführung ‚befonderer Formen: noth⸗ 
wendig : erfcheinen ließen. Wenn das Gefeß z. B. in 
gewiffen Fallen eine Verwarnung der Frauen zur Güls 
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tigleit des Rechtsgeſchaͤfts erforbert, fa: würde- diefe Bes 
fiemung für. den Hypothekenverkehr vereitelt ‚werden, 
wenn der Hypothefeurichter auch dann, wenn die: Ber 
warnung nicht; erfolgt wäre, eine Eintragung bemwilligen 


Die bisher bezeichneten Punkte “beziehen: :fich auf 
dad Verhaͤltniß des Erwerbers dingficher Rechte zu Dem 
Begründer: derſelben. Zunaͤchſt ik nun aber der Fall 
denlbar, Daß der im Inſtrument bezeichnete Begründer 
des Realrechts verfchieden iſt von demjenigen, den das 
Hypothekenbuch zu Verfügungen dieſer Art legitimirt. 
Die Hypothekenbehörde muß daher ohne: Zweifel prüfen, 
ob das einzutragende Recht von dem im Hypotheken⸗ 
buche bezeichneten Berechtigten eingeräumt if. Ferner 
it zu berückſichtigen, daß der eingetragene Berechtigte 
var, frühere Einträge in feinem Dispofltionsbefugniß 
beſchraͤnkt ſein kann; diefe unter dem Schuße des Hypo⸗ 
thelenbuchs ſtehenden Rechte müſſen gleichfalls bei: der 
dewilligung der Eintragung beachtet werben. Allein 
ſelbſt das genügt nicht; denn die Ingroſſation enthält 
haufig auch, ſolchen gegenüber ein Präjudiz, deren Rechte 
im Hypothekenbuche nicht: befonders gewahrt. werden. 
Öefeht z. Bi; eine Ehefrau, für welche. der: Beſitztitel 
berichtigt iſt, verkauft das Grundſtück. Wollte num die 
Behörde. dem. Befistitel. auf: der Namen des: Erwerbers 
umihreiben,: ohne den Conſens des; Ehemannes zu er⸗ 
frdern, »fo würde diefer fpäteren Hypothekengläubigern 
gegenüber ſeines Rechtes veriuftig: gehen; ja es würde 
üm, wenn der Verkauf und die Pfandbeſtellung hinter 
kitm Rüden erfolgt. wäre, fchlechterdings unmöglich 
ſtin, feine Rechte zu wahren... Hieraus ergiebt ſich: 
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Viertens. Die Hypothekenbehörde hat 
Dispoſitions befugniß desjenigen, der eine Ein⸗ 
tragung bewilligt, ſowohl nach der Lage des Hypothe—⸗ 
kenbuchs, als andy nach den aus dem Inſtrumente ſich 
ergebenden Daten zu prüfen. Sie hat zu unterſuchen, 
ob nicht Rechte Dritter durch die Eintragung beeinträch— 
tigt werden, amd :ob:daher:;deren Einwilligung -nadıge: 
wiefen werden muß: VBergt"3B..G:8. fiir :Defterreid, 
$..432. Mecklenburgſche Stadtbuch⸗ Ordnung 8:48. 
Baierſches Hyp.⸗Geſetz $- 96. 99. : Würteinbergiches 
PfdaGeſ. "Art: 180 — 182. — — — s 
245 ff. 

Fünftens. Abgeſehen von der —— 
der erforderlichen Form hat die Hypo⸗ 
thekenbehörde endlich zu prüfen ; ob bir. er vorgelegten 
Urkunden gehörig beglaubigt: find. zei ii 

Diefe Punkte muß unferes eo. jede Hype 
thefengefeßgebung, in deren Abficht mehr‘ Tiegtitialds'die 
Aufſtellung eines :bloßen Privritätsregifterd, als noth⸗ 
wendige Gegenftände der Prüfung anerfennen. Die: Be 
dingungen der Züläffigkeit einer Eintragung ſind damit 
natürlich nicht erfchöpft. Alle Hypothefeugefeßgebungen 
enthalten: eine Anzahl formeller-Borfchriften für die Par⸗ 
teien,; deren Aufrechterhaltung den Hypothefenbehörden 
obliegt: Ferner ift es überall: im Sntereffe. des: allgemei- 
meinen Wohls für .nothwendig befunden, der Privatwill⸗ 
kür im Hypothekenverkehre gewiſſe Grenzen zu ſetzen; 
wir erinnern z. B. an dad mehrfach vorkommende Ver—⸗ 
bot unbeſtimmter Eintragungen; auch hierauf haben die 
Hypothekenbehörden bei der Prüfung der Eintragungo⸗ 
geſuche zu achten. Außerdem verſteht es ſich von ſelbſt, 
daß geſetzwidrige Handlungen, Wucher⸗Verträge u. dgl. 
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nicht: zur. Eintragung "gelangen. dürfen. Endlich iſt den 
Hypothekenbehörden vielfach. die Wahrnehmung polizei⸗ 
licher und fiskaliſcher Intereſſen übertragen. Alles · dies 
war hier nur kurz zu berühren, weil ed«mit;dem eigent⸗ 
lichen Gegenſtande unſerer Entwickelung nichts zu thun 
bat, auch nichtt leicht Widerſpruch finden dürfte,. x 


Sshließlich müſſen wir noch einem vorauszuſehen⸗ 
den Einwande gegen die "obige Ausführuug begegnen. 
Mir haben zu beroeiſen verfircht, daß in dein’ Zuſammen⸗ 
hange des deutſchen, und insbeſondere des Preuß. Hypo⸗ 
thekenſyſtems die Aufrechterhaltung pe‘! Legatirätsprin- 
cips in einem! "geniffen Umfänge nothwendißg ſei. 
Wie, wird man fragen, liefert nicht der , Entwürf 
der neuen Hypothekenordnung“ den faktiſchen Beweis, 
daß der Zweck tes Hypothekeninſtituts, Schuß’ des Real, 
kredits und Sicherung ded Grundeigenthums, auch ‚ohne 
das Legalitätsprineip ierreicht: werden kann? : Wir. erwi- 
- ‚dern darauf: der Entwurf hält nicht, was er- verſpricht. 
Er verſpricht, das Legalitatsprincip fallen zu laſſen, 
und er behält es in den meiſten Anwendungen bei. Der 
Entwurf verſpricht, den Realkredit zu ſchützen, und er 
vermag es nicht. | Ä 

Hier die Beweiſe. 

Das Vorwort zum Entourfe, fagt.pag,,.VIL das. 
kegalitätsprincip müſſe wegfallen. Was 
lad Vorwort unter dem Legalitätsprincipe verſteht, Das 
rüber ſcheint pag. IV. Aufſchluß zu geben. Unter Le— 
galität oder Geſetzlichkeit verfieht man „die Ber 
dingung, daß die Hypothefenbehörde das: Rechtsgeſchäft, 
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defien Eintvagung verlangt. wird, für erlaubt und für 
vechtögültig halten, und. bei: der Faſſung der Urkunden, 
fo. wie bei den Berabredungen der Parteien nichtd zu: er 
innern finden .foll.". Sollte dies wirklich eine Definition 
fein, fo entſpricht fie jedenfalls. nicht der eigentlichen 
Meinung:: : Denn nady pag. III. follen Dieffentlüd- 
feit und Befonderheit die einzigen Grundbebdin 
gungen eined guten Grundweſens fein. Wir werden 
alfo auf den Standpunkt des franzöfifchen Syftens ver 
feßt ,. den. dad Vorwort. auch pag. VII. als den einzig 
vichtigen: bezeichnet. Die franzöfifche, Hypothekeneinrich⸗ 
tung unterfcheidet -fich aber befanntlich von der preußi— 
ſchen dadurch, daß. fie eine, Prüfung..der. Eintragungsge⸗ 
fuche überhaupt. nicht kennt. Wenn alſo verſprochen 
wird, das Legalitätsprincip fallen zu laſſen, fo kann da 
mit. nur das Wegfallen der Yrüfung Der intagu⸗ 
geſuche gemeint ſein. 

‚Halten wir num mit dem —** re Entwurf 
zuſammen »Der $. 49., welcher nach der Note 
das: Pe. aufheben foll, lautet: 


Sie (die Ingroffatoren) find‘ verpflichtet, Die 
ihnen in öffentlich glaubhyafter Form vorgelegten 
Eintragungd »-Formeln*), welche entweder von 
den einwilligenden Betheiligten, oder von dem 
Richter vorgefchrieben fein müffen, wörtlich ein 
zufchreiben, und nur fhuldig, zu prüfen: ob 
die Vorschrift von einem, nach den folgenden 
Beſtimmungen, dazu Berechtigten gegeben wird; 
ſite find aber nicht fchuldig, die Gültigfeit und 


*) ‚Dies ſollen die franzöſiſchen bordereaux: fein.‘ 


Zu. I 


Beſtaͤndigkeit der eingetragenen Hanbrungen _ 
zu prüfen’ und zu vertreten. 

Genauer fagt ber $. 56.: 

Der Sngroffator muß — prüfen: 

1) ob die Eintragungsformel bie — oder 
notarielle Form habe ? 

Bob die Eintragungs⸗Vorſchrift entweder von dent 
Richter oder von demjenigen gegeben ſei, wel⸗ 
hier dazu nach dem Hypothekenbuche oder den 
worgelegten Urkunden: über dad —— — 
tigt iſt? 

3) und bei Geffionen: ob der Godent: — — 
nach bekannt ſei, oder feine RER. 2. 
nachgewieſen habe? 

wozw nach $$. 57: 59. noch —— RT 

4). die Prüfung der etwaigen. Bollmasıten * der 
Legitimation des Ausſtellers oder des Cedenten. 
Von alle dem weiß das franzöſiſche Syſtem nichts. 

Die bordereaux müffen zwar auf Stempelpapier gefchries 

ben fein, eine Beglaubigung derfelben, eine Prüfung 

der Berechtigung, ein Sdentitätsnachweis find aber dort 
völlig unbekannt. Aus den Principien der Publicität 
und Specialität wird man dies auch fchwerlicdy herleiten 
innen. Die obige Beſtimmung iſt Daher nichts weiter, 
ald eine. Eonceffion, an dag Regalitätsprincip. Dies 
befennt denn auch eine Note zu F. 56., indem fie bes 
merkt: diefe Prüfung fcheine doch nothmendig, zu fein, 
wenn nicht Betrügerein vorfallen oder die Eintragungen 
ganz, bodenlos fein, fpllen.. 

Allerdings: ift jene Coneeffion ungenügend; allein 
der Entwurf Hilft ſich damit, daß er die Prüfung, die 
bisher dem: Hypothelenbehörden oblag, theild: den Nota- 


ven *),..cheils anderen Behörden: Überträgt: "Man ver- 
gleiche die SS. 81. 84— 88..9% 97. 130. 167. 171. 180. 
186. 188. 189. 194. 207. Wir fragen nicht, ob dies 
zwedmäßig iſt? Wir — aber, ob. damit das — 
kitärsprincig beſeitigt iſt? 

Das Vorwort — ferner — und 
Belebung: des. Verkehrs bezüglich auf Grundbeſitz,“ na⸗ 
mentlich „Sicherheit Dafüry daß der Gegenſtand des bes 
abſichtigten Rechtsgefchäfts: derjenigen Perſon, mit wel⸗ 
cher der Andere ſich einlaſſen will, wirklich indem Grade 
zu Gebote ſteht, als darüber verfügtiwerden fol, fo, 
daß, wenn: das Geſchäft vollzogen worden, dem Erwer⸗ 
b,er nicht aus einem ihm unbekanut gebliebenen Mangel 
in dem Rechte des Veräußererd.ider Gegenftand wieder 
entzogen werden kann.“ — — — Bon einer Ber mine 
dt rungrerbisherigen Sicherheit Des Hypothe⸗ 
fenverfehrs..ift- in dem Vorwort nicht die Rede. Eine 
fehr bedenkliche Beſtimmung ift nun: zwar Die, des 6. 112. 
ern, Deder, welcher fich mit: einem eingetrageneh Bes 

‘“ fißer, in Beziehung auf das Grundſtück, in sein 

Rechtsgeſchäft einlaffen will, hat die Gültigkeit 


5 Der 8. 77. en Entwürfe Sefimmt — die — 
bes Befistitels:. „der Hypothekenbuchſührer hat nur darauf 
22. — zu fehen, ob berjeirige, von welchem der'neue Befitzet dae 
Grundſtück erworben haben’ will, als Beſitzer eingetragen, 
ober doch als Zwifchenbejiger gehörig und auf. Grund, eines 
beigelegten Erherbings-Infteuients in der Formel bezeich 
net ſei⸗ Es iſt nicht klar, ob der Hypothekenbuchführer, 
oder der Notar, oder keiner von beiden die Uebereinſtim— 
mung des Erwerbungs-Inſtruments mit der Formel zu 
vo = bat. In den beiden; erſteren Faällen wäre das Legalitaͤis⸗ 
Princip in ſeinem ganzen Umfange aufrecht erhalten; in 
dem Ießteren wäre nichts leichter, als den — 
beliebigen. Grundſtückes für ſich berichtigen zu laſſen. 
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des eingetragenen Beſitztitels ſelbſt zu prüfen. 

Hypothekenrechte jedoch, welche ſich in den 
Haͤnden eines redlichen Dritten befinden, — 
als ſolche unbedingte Geltung. 

Der. Entwurf ſagt nicht, welches die Folge ſei, 
wenn. man die Prüfung der: Gültigkeit des Beſitztitels 
unterlaffen hat. - Wir. wiffen daher nicht, ob mit jener 
Beftimmung das Fundamental-Princip des $. 7. Tit. 10. 
Th. I. A. 2. R. (vergl. oben ©. 52.) aufgehoben fein 
fol. Bleiben wir aber dabei ftehen, daß Hypotheken⸗ 
rechte, welche fich in den’ Händen eines retlichen Dritten 
befinden, als folche unbedingte Geltung haben, und prü- 
fen. wir an einigen Beifpielen,: zu welchen Seneanemes 
das nach dem Entwurfe, führt! 2 


Erfies Beifpiel. 

Der Befi itztitel eines Grundſtücks iſt auf den Na⸗ 
men einer Ehefrau eingetragen. Sie beſtellt eine Hypo⸗ 
thek. Die Hypothefenbehörde findet den Befi gtitel berich⸗ 
tigt, und trägt nach S. 128. des. Entwurfs die ‚Hypothek 
ein. Nach vier Wochen cedirt der Gläubiger das Ka⸗ 
vital und auch dieſe Ceſſion wird eingetragen. Der Ceſ⸗ 
ſionar, der uͤbrigens im guten Glauben war, iſt nun 
nach $. 112. des Entwurfs, bei feiner Hyopothet völlig 
fiher, der Ehemann aber, hinter defjen Rüden, das ganze 
Maneuvre vorging, iſt um feinen Nießbrauch betrogen. 


Zweites Beiſpiel. 
A. verkaͤuft fein Grundſtück an B. unter einer aup 
Iöfenden Bedingung, mit der ausdrücklichen Abrede, daß 
die Aufloſung ex tune wirten fol *#);- Der — 





) Wir ER und ans Koch's Lehrbuch Vd. 1. &.288.7%:: 
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wird rubr. J., die Bedingung rubhr. II. eingetragen. B. 
verkauft das Grundſtück an C. Der Hypothekenbuch⸗ 
führer findet den B. als Beſitzer eingetragen, und berich⸗ 
tigt daher nach $. 77., unbefümmert um, die Bedingung, 
ben Befigtitel für C. — C. läßt num Hypotheken ein; 
tragen, umd diefe werden cedirt. Die Eeffionare fcheinen 
nad) $. 112, ficher zu fein, eben fo aber auch nach $. 89. 
auch dad bedingte Recht des A. Wie ift um diefer 
Gonflict zu löfen ? 


Drittes Beifpiel. _ 

Ein Perfonalgläubiger bringt die Subhaftation über 
dad Grundftüc feined Schuldners A. aud, und läßt den 
Subhaftationd » Vermerf eintragen. U. verkauft nun 
fchleunigft das Grundftüd an B. und bedingt fich eine 
Hypothek für die Kaufgelder. Der Notar belehrt die 
Parteien über die Ungültigfeit des Geſchäfts, vermerft 
das pflichtmäßig im Protofol, fertigt aber nichts defto- 
weniger auf ihr ausdrüdliches Verlangen ($. 3. des No- 
tariat8-Gef. vom 11. Juli 1845) die Urfunde und die. 
Eintragungsformeln aus. Die Eintragangsformel über 
die KRaufgelderforderung, welche zugleich das Inſtrument 
über diefe Poft bilder, enthält nad S. 122. 123. feine 
Andentung von der Nichtigkeit des Geſchaͤfts. Die Kauf 
gelder werden demnächſt cedirt. Nach S. 123. kann nun 
dem dritten Inhaber ein aus dem Vertrage hergenommer 
ner Einwand nicht entgegengefeßt werden. Wie fteht ed 
aber mit dem Ertrahenten der Subhaftation? 

Es fcheint überflüffig, an noch mehreren Beifpielen 
zu zeigen, daß dem Betruge hier Thür und Thor geöff> 
net ift, und daß man auf Diefem Wege zu einer Si⸗ 
cherheit des Realkredits nicht gelangt. 
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Noch eine Bemerkung müffen wir hinzufügen. Es 
iſt unſeres Erachtens ein fruchtloſes Unternehmen, für 
zwei fo. verſchiedene Hypothekenrechte, wie das franzöfls 
ſche und das preußifche, ein und daſſelbe ‚formelle Geſetz 
zu geben. Dem einen gefchieht durch Gonceffionen. 
an das Legalitätsprincip zu viel, dem anderen zu wenig. 
Geht man alfo damit um, eine „Hypothefenordnung für 
den Preußifchen Staat” zu.erlaffeu, fo muß man damit 
anfangen, Ein Hypothekenrecht für den ‚ganzen Staat 
iu geben. | 


Als Nefultat der worfiehennen Ausführung ergiebt 

fh Folgendes: | 

1. Die obrigfeitliche Prüfung in Hypothefenfachen 
hat ihren Urfprung in dem Snftitut der Auflafs 
fung; fie ift demmächft durch die Lehre der Prak⸗ 
tifer von der Beftätigung der Verträge unge- 
bührlich ausgedehnt. 

2. Sie ift in dem Weſen bes deutſchen Hypothe⸗ 
keninſtituts begründet, und daher, fo viel bes 
kannt, in alle deutſche Hypothefengefeßgebungen 
aufgenommen. 

3. — iſt insbeſondere eine wefenttiche Grundlage 

der Breußifchen Hypothekeneinrichtung, und 
fann zwar 

4. auf gewifle Punkte eingefchränft, nicht aber, 

5. wie nach Dem Vorwort zu dem „Entwurf einer 
neuen Hypothekenordnung“ beabfichtigt wird, 
aufgegeben werben. 





— II. | | 
Die einem Hypothekenglänbiger im Kanfgeldetbrle- 
- gungstermine ertheilte Anweifung anf cinen 
| Kaufgelderrückſtand des Adindicatars ift cine 
Affignation, keine Effi. 


Erörterung 
vom = 


| Herra O.. Afjefior Tilmann in Attendorn. 


D.. $. 17. des Subhaftationsgefeßed "vom: 4. März 
| 1834 beftimmt, daß im Kaufgelderbelegungstermine die 
- Befriedigung der Gläubiger „durch Uebernahme ih- 
rer Forderungen von Seiten ded Käufers oder durch 
Zahlung” erfglge. Im $. 19. eodem wird ferner feſt⸗ 
gefeßt, daß, wenn nicht der ganze Kaufpreis durch 
Uebernahme (d. h. namentliche, zwifchen Käufer und 
Gläubiger verabredete) oder durch Zahlung berichtigt 
worden, der Kaufgelderrüditand im Hypothekenbuche 
eingetragen und Lie nicht durch die "mit "den Käufer 
vereinigte Mebernahme oder durch Zahlung befriedigten 
Gläubiger darauf angewiefen werden ſollten. Es 
fragt ſich, welche Wirkung hat diefe zuleßt gedachte An— 
weifung? Die Praris der Gerichte, mit denen wir genauer 
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bekannt find, behandelt Diefe Anmweifung als Geffion an 
Zahlungsftatt, caffirt dag urſprüngliche Schulddocument 
und läßt dem angewiefenen Gläubiger” nichts wieder zu⸗ 
kommen, als eine Ausfertigung der Kaufgelderbelegungs⸗ 
verhandlung ad passum concernentem nebſt dem Hypothe⸗ 
kenſchein über Eintragung des eingetragenen Kaufgelder⸗ 
Ruͤcſtandes. Viele praktiſche Juriſten find auch wirklich 
der Meinung, durch jene Anweiſung ſei die ganze, auch 
perſonliche, Forderung des Pypothefengläubigers, getilgt, 
fo daß er alſo, wenn er bei einer Refubhaftation aus⸗ 
Rele, nicht mehr auf feinen urfprünglichen Schuldner 
surüdgehen. könne. Auch das Geheime Obertribunal 
führt diefelbe Meinung in den Gründen des Band X. 
A 8, der Entfcheidungen von Dr. Seligo, Ulrich und 
Rintelen mitgetheilten Rechtsfales*) aus, obgleich der das 
malige Rechtsfall der Ueberfchrift zufolge nur der. einer 
ausdrücklich verabredeten Uebernahme einer Hy⸗ 
pothekenſchuld von Seiten des Käufers war. : Wir fons 
nen und .indeffen von der Richtigkeit diefer Anficht nicht 
überzeugen. Es fei ung erlaubt, die. derfelben entgegen⸗ 
Rehenden Bebenfen anzuregen. 215 

In dem Rechtsfalle Band X. M8. der Entſchei⸗ 
dungen, welcher wohl alle für jene Anſicht ſprechenden 
Gründe enthält, wird biefelbe hauptfächlich anf die Nas 
tur der nothwendigen Subhaftetion. geftüßt. und dann 
der Einflang mit. den gefeßlichen  Beftimmungen gezeigt. 
Denn auch, heißt es dort, bei KRaufverträgen im Allge⸗ 
meinen. aus der Lebernahme von: Hypothefenfchulden 
Seitens des Käufers Feine) Veränderung: in der perfön- 
lichen Verbindlichkeit des Verkaͤufers entſtehe, und die 

el. Mit Billigung von Koch Beuttheilung der erſten 
zehn Bande Emiſch. des: Geh“ O. Leib: 690. 691. 
XIV. Jahrgang 18 Heft. 4 
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nothwendige Subhaftationen ‚in fo fern ganz’ die: Natur 
von Verkäufen hätten, ale fie das Eigenthum einer be⸗ 
ſtimmten Sache für einen. beſtimmten Preis übertruͤgen, 
ſo werde doch hier die freie Einwilligung des bis⸗ 
herigen Beſitzers durch den Ausſpruch des Rich— 
ters dargeſtellt und dieſer richterliche Ausſpruch habe 
uͤberhaupt eine ſtaͤrkere durchgreifendere Wirkung. Sein 
Zuſchlag gelte als Judicat unter allen Int er eſſen⸗ 
ten und in Vollſtreckung dieſes Judicats durch Ein⸗ 
ziehung und Vertheilung der Kaufgelder — Kaufgelder⸗ 
belegung — ordne er die von allen Seiten bei der An—⸗ 
gelegenheit zufanmentreffenden Intereſſen auf eine obli 
gatorifche und. wirfungsvolle Weiſe, ſowohl fuͤr den 
Schuldner und Beſitzer, wie für die fammtlichen Hypo 
thefengläubiger. Für fie alle bilde dieſe Regulirung ein 
gemeinſames Rechtögefchäft, welches für und gegen einen 
Jeden von ihnen, gleichwie unter Mitcontrahenten gelte, 
fo daß namentlich, wenn ber Käufer. an den. Richter 
zahle, die Zahlung an alle Berechtigte geleiftet ſei und 
fofort nicht nur die Befreiung des Schuldners 
für feine Perfon, fondern ‚auch des Grundftüdd 
von allen Hypotheken begrünte. | 
$. 401. des Anhangs zur Proz.sDrd.-— $.92, 
100, 266 Tit.2. u. $.30 Tit. 4::d. Hyp.⸗Ord. 
Jener Natur. der nothwendigen Subhaſtation ſei 
es daher auch ganz entſprechend, wenn der $. 43. A.L. 
R. Thl. I. Tit. 20. verordne: 
Soweit der Gläubiger durch den Verkauf oder 
Zufchlag der verpfändeten Sadıe befrie 
digt worden, entfichen daran alle Wirkungen 
einer vom Cchuldner unmittelbar geleiſteten 
Zahlung:c$. 149.5. A. L. R. Theil J. Tit. 16.) 
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Das heiße, die Befriedigung, die der Gläubiger bei dem 
Verfahren überhaupt erhalten habe, befreie fofort den 
Schuldner von feiner perfönlichen Verbindlichkeit ganz 
fo, als hätte er felbft „gültige Zahlung” geleiftet. 

Daß aber vorliegend der Gläubiger wirklich be 
friediät fer, entnehme der Appellationsrichter nicht etwa 
aus der bloßen im Sahre 1818 ftattgehubten Subhaftar - 
tion des Grundſtücks, fondern daraus, daß das damas 
fige Kaufgeld feine ganze Forderung dedte, 
daß es in feine Macht geftellt gewefen, feine Befrie 
digung entweder durch baare Zahlung, oder durch 
Trandfeription auf den Namen des Ankaͤufers zu wäh: 
ien,*) daß er aber eben diefe letztere Befriedigungsart 
gewählt- oder vielmehr, daß diefe Befriedigungsart 
durch das Adjudicationderfenntnig als gewählt‘ anges 
nommen und rechtöfräftig feftgefeßt worden. Sn der 
That Iaffe ſich auch von einem folchen Gläubiger eben 
fo wenig fagen, er fei bei der Subhaftation „Ieer aus⸗ 
gegangen” oder „ausgefallen,“ wie von einem Fauſt⸗ 
pfandglaͤubiger, der von ſeiner vertragsmaͤßigen Ermäch⸗ 
tigung zum Privatverkauf Gebrauch mache, das: Kaufe 
geld aber als verzinsliched Eapital bei dem Käufer laffe, 
und dann nad) Sahren von diefem nichts erlangen könne. 
5. W. des A. L. R. Thl. I. Tit. 20. Durch die Sub- 
haftation mache er fein Forderungsrecht bis zum Ießten 
Punkte feiner Wirkſamkeit geltend, nämlich durch richter- 


*) & war bei einer 1818 ftattgehabten Subhaftation ein 
Hypothefengläubiger auf ben Kaufgelder-Rüdftand angetwies 
fen, fpäter bei der NRefubhaftation ausgefallen und verfolgte 
berfelbe nun fein perfünliches Forderungsrecht gegen ben 
perfönlichen Schuldner, war aber mit feiner Klage abge: 
wiefen. 4 
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liche Erefution, und wenn dieſe Exekution mit vollem 
Erfolge volftredt fei, fo müfle fie nothwendig auch Die 
Vernichtung, die völlige Aufhebung feines ganzen bishe- 
rigen Anfpruch® zur Folge haben, und zwar Kraft dee 
Gefeßes, ohne daß es außerdem noch einer förmlichen 
und ausdrüdlichen Erklärung Seitens des Gläubigers 
dahin bedürfe, er laffe den Schuldner frei. Bolftändis 
gen Erfolg habe die Erecution gehabt, fobald durch fie 
in dem Kaufgelde für dad Erecutionsobject dem Gläus 
biger. eine zureichende Summe, ſich bezahtt zu machen, 
bereit geichafft fei. Ob er diefelbe baar erhebe, ober. 
einem Dritten affignire oder überweife, oder ob er fie 
dem Anfäufer ald ein neues Darlehn  überlaffez — das 
alles jeien Dispofitionen, die er als Eigenthümer des 
Zahlungsmitteld treffe, durch die er ſich eben als befrie- 
digter Öläubiger gerire und gegen welche fein. bisheriger 
Schuldner gar feinen Widerfpruch erheben könne, die 
alfo um fo mehr auf die alleinige Gefahr des Dispo⸗ 
nenten ‚gehen und für den bisherigen Schuldner fammt- 
lich von gleicher Wirkung fein müßten. So fähen audı 
nad ihren Flaren Worten die Gefeße die Sache an 
Der $. 17. der Subhaftationsordnung vom 4. März 
1834 verordne 

Die Befriedigung der Gläubiger geſchehe 

durch Uebernahme ihrer Forderungen 

von Seiten des Kaͤufers oder durch Zahlung. 
Hier und ebenſo $.19. fei die Uebernahme der Forderung 
des Gläubigerd der wirklichen KRaufgelderbelegung und: 
der wirklichen Befriedigung des Glänbigers durch baare 
Zahlung wöllig gleich gefeßt — und dies entfpreche auch! 
den oben entwidelten allgemeinen Grundfägen. 
| So weit dad Geheime Ober-Tribunal. 


HE — 


Mir müffen geftehen, daß uns diefe Gründe nicht 
überzeugen. 

In der rechtlichen Natur der Subhaftation föntten 
wir fein Moment entdecken, welches dazu nöthigte, die 
Schidfale des Pfandrechtes, welches der Gläubiger das 
bei geltend macht, auf feine Forderung überhaupt zu 
beziehen. | 

Dad Geheime Ober-Tribunal gibt zu, daß bei ge⸗ 
wöhnlihen Käufen eine Beränderung in den perſönli⸗ 
chen Berbindlichfeiten des Verkaͤufers nicht vor fich gehe. 
As Grund, warum das bei Subhaftationen anders fein 
fol, wird angeführt, daß hier die freie Einwilligung des 
Befiterd durch den Ausſpruch des Richters, durch Ju⸗ 
dicat ergänzt werde. Diefes fol eine ftärfere, Durchgreis 
fendere Wirkung haben. Worin befteht aber diefe ftärs 
tere, durchgreifendere Wirfung? Wir vermögen’ in den 
Gefegen feine andere zu entdeden, als daß Eigenthum, 
Nutzung, Gefahr und Laften durch den Zufchlag Hber- 
gehen, daß die-exceptio laesionis wegfälltz daß in Betreff 
der Gewährleiftung der Kauf ald in Paufdy und Bogen 
geihloffen angefehen wird, daß fofort Execution oder 
Refubhaftation zur Erlangung des Kaufpreifes fLattfindet, 
und daß die hypotheken durch den Zufchlag erlöfchen. . 
Sonft follen alle nn des — Kaufge⸗ 
ſchaͤfts gelten. 

ef: $. 340 seqq. I, 11. A. L. R. 

Die Erlöfchung der Hypotheken ift aber nicht ein⸗ 
mal durchaus nöthige Folge der Adindicatoria, denn‘ bei 
nothwendigen Subhaftatisnen behufs Auseinanderfegung 
werden Gläubiger nicht einmal zugezogen. 

ei. Verordnung: vom 11. Auguft 1843; ©.’ — | 
de 1843. ©. 323.- 
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| Dad Geheime ObersTribunal will einen folchen 
Einfluß auch auf die perfönliche Schuld, für welche Hyr 
pothek beftellt, ftattfinden laffen. Darauf hat aber die 
Adjudicatoria Teinen Bezug. Zwar gefchieht Die Zuzie⸗ 
bung der Gläubiger bei den nicht zur Auseinanderfeßung 
dienenden Subhaftationen wohl nur, um dem Gläubiger 
Gelegenheit zu geben, einen möglichft hohen Kaufpreis 
zu erzielen und man fünnte daraus herleiten, daß, wenn 
der Gläubiger von feinen Rechten, wegen deren er zur 
gezogen wird, feinen folchen Gebraud; macht, daß ber 
Berfauf zu feiner Befriedigung führe, er fich den Aus 
fall gefallen laſſen müßte, den er etwa durch Anweiſung 
auf einen infolventen Käufer fpäter erleidet. Indeſſen 
diefe Folgerung ift falfch, denn fonft müßte fie auch in 
dem Falle gezogen werden fönnen, wenn ein Gläubiger 
bei der Kaufgelderbelegung ganz ausfällt. In diefem 
Falle erfennt aber das Geſetz felbit an, daß ber Glaͤu⸗ 
biger nur fein Pfandrecht verliert, nicht feine perfönliche 
Forderung, denn nach der Concursordnung follen die 
Ausfälle der Gläubiger der. Klaffe IH in der Klaffe VI 
befriedigt werden. ) 

- ch. $. 452, 1. 50. 4. ©. ©. 

Daraus, daß der Zufchlag durch Judicat ausges 
ſprochen wird, folgt alſo nichts in Beziehung auf die 
Rechte der Gläubiger gegen die perfünlichen Schuldner. 

Ebenwenig läßt ſich etwas folgern aus der Voll 
ſtreckung des Judicats. Dieſe beſteht in Nichts an 
derm, als der Beitreibung des Kaufpreiſes vom Käufer. 
Die Vertheilung der Kaufgelder ift nur im uneigentlich⸗ 
ſten Sinne, als Folge gedacht, Vollſtreckung der Adju⸗ 
dicatoria, ‚denn dieſe enthält Darüber, nicht Die geringſte 
Feſtſetzung. Nach der Allgem, ‚Ger. -Drdnung war das 


a. 


Subhaftationsverfahren beendigt mit der Zahlung des 

Kaufpreiſes. Dann begann ein davon unabhängiges 

Verfahren, der Kaufgelderliquidationsprozeß, welcher erft 

eines befondereu Antrages bedurfte von Seiten 

ded Semeinfchuldners, Käufers oder eines Gläubigers. 
ef. $. 58 seqq. 61 seqq. I. 52. $. 2, 3 seqq. I. 
51 A. ©. O. 

Das Gefeg hat nur die rein formelle Aenderung 
gemacht, daß es Feines Antrags auf Einleitung der 
Kaufgeldervertheilung bedarf, fondern das Offieium judi- 
eis diefe beforgt und in einem Termine*) abmadıt. — 
Die Kaufgelderbelegung hat demnach mit der Adjudica- 
taria nicht8 zu thun. Aus leßterer kann man fuͤr erſtere 
feine Conſequenzen Iiehen. 

Zugeben wollen wir, daß die im SKaufgelderbele- 
gungsverfahren vom Richter vorgenommene Regulirung 
ein gemeinfchaftliches Rechtögeichäft bilde, die Verhält- 





*) Das Kaufgelderbelegungsverfahren bebürfte noch ber Ver— 
befiertung. Es ift dem Deputirten Unmögliches zugemuthet. 
Der Schreiber diefes hatte einen folchen Termin in einer 
Subhaftation, wo einige 40 Grundſtücke an 14 Anfäufer 
abjudizirt und 30 Gläubigern ganz verjchieden verpfändet 
waren. Mehrere Anfäufer zahlten die Kaufgelder nicht. 
Es mußten 19 serjchiedene. Maſſen gebildet und Die ver- 
fhiedenen Liquidate der Gläubiger in jeder verhältnigmäßig 
befriedigt werben. Richter und Calculator arbeiteten 3 
Tage faft ununterbrochen, um. die dadurch entftehenden com: 
plizirten Nedynereien ins Klare zu bringen. Natürlich 
hatten die Glaͤubiger richt Luft, fo Jange zu warten. Meh- 
tere Percipienden mußten ad depositum genommen werden, 
wodurch Koſten und Zinsverlufte entſtanden. In folchen 
complizirten Sachen müßten vor ber befinitiven Kaufgel— 
berbelegung: :, beſondere Liquidationstermine bloß für bie 
‚Gläubiger anberaumt werden. Galculatorifh vorbereiten 
laßt fih aber der Termin nicht, wenn man bie Liquidate 
ber Gläubiger und Mealinterefienten. nicht Fennt. 
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niſſe der Concurrenten auf: obligatoriſche Weiſe ordne 
und daß die Zahlung des Kaufpreiſes an den Richter 
gegen alle Intereſſenten gelte. Folgt aber daraus, daß 
dieſe Regulirung eine Befreiung des perſönlichen Schuld⸗ 
ners bewirke? Keineswegs! Richtig iſt zwar, daß, 
ſo weit die Kaufgelder gezahlt werden und ſoweit 
die Gläubiger daraus bezahlt werden, eine Tilgung 
auch der perſönlichen Schuld entfieht. Das hat 
aber feinen Grund gewiß nicht in den Formen des Kauf 
gelderbelegungsverfahrens, fondern in dem einfachen 
Rechtöfage, daß durch Zahlung die Obligation aufgeho- 
ben wird, fie fei.erfolgt und angenommen, wo und von 
wem und wie es immer fein möge. 


$. 43. I, 16. U. L, R. 


Die Citate des Geheimen Obertribunals beziehen 
ſich nach dem klaren, unzweideutigen Wortlaut nur auf 
die Föfchung der eingetragenen Hypotheken, erwähnen 
des yerfünlihen Schuldnerus nicht im Entfernteften. 
Wir feßen fie ohne weitern Gommentar wörtlich hin. 


$. 401 des Anhangs zur Allgemeinen Gerichts⸗ 
Drdnung: 


Der B-rladung an bie Gläubiger wird bie 
Warnung beigefügt: 

daß im Falle des Ausbleibend dem Meiftbieten, 
den nicht nur ‘der Zufchlag ertheilt, fondern 
auch nach gerichtlicher Erlegung des Kaufſchil— 
lings, die Löſchung der ſaͤmmtlichen eingetrage⸗ 
nen, wie auch der leer ausgehenden Forderun⸗ 
gen und zwar der letztern, ohne daß es zu die⸗ 
ſem Zweck der Production der, Inſtrumente ber 
darf, verfügt: werden fol. 


Be. 


$. 92, Titel 2 der Hypothelcnordnung. 

Derjenige, für welchen folchergeftalt der titulus 
possessionis auf ein Grundſtück berichtigt wor⸗ 
den, it für. den wahren und alleinigen Eigen 
thümer defjelben anzufehen. 

'$.. 400 eodem. 
Wenn. Derjenige, welcher ein Gut aus gericht⸗ 
licher nothwendiger Subhaftation erftanden hat, 
die Kaufgelder entweder in das gerichtliche De⸗ 
yofitums oder doch, aufden Grund einer 
gerihtlih ergangenen Affignation 
an die angewiefenen Gläubiger auszahlt, 
fo ftellt ihn Solches gegen alle Anfprüche etwai⸗ 
ger Realprätendenten ıc- ficher. 

$. 266 eodem. 
Wenn in einem Concurs⸗ oder Liquidations⸗ 
prozeffe eingetragene Forderungen leer auöges 
ben, fo fann zur Löfchung derfelben weder der 
Berzicht der Inhaber verlangt werden, noch ift 
die Production der ODriginclinftrumente dazu 
nothwendig. 

$. 30. Titel 4 eodem. 
Weiter ald auf Autoren des gegenwärtigen Ber 
ſitzers braucht der Richter bei Eintragung des 
tituli nicht zurückzugeben, und. wenn der Befiger 
den Fundum sub hasta .erftanden, : oder Praecluso- 
riam darüber ausgebracht hat, fo darf nur doſſen 

eigener Titulus berichtigt werden. 

Die weitern Gruͤnde, welche das Geheime Ober⸗ 
Iribumal anführt, reduziren ſich auf Interpretation des 
Wortes „Befriedigung“ im mehreren Geſetzſtellen. 
Beil $. 17. der Verordnung vom 4. März 1834 fapt, 
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die Befriedigung der Gtäubiger erfolge durch baare 
Zahlung oder Uebernahme ihrer Forderungen durch den 
Käufer, und der $.43. 1.0. A. 2. R. beitimme, foweit 
der Gläubiger befriedigt ſei, entftänden daraus alle 
Wirkungen einer vom Schuldner unmittelbar geleifteten 
Zahlung, müffe auch die Anweifung auf die Kaufgelder 
Befriedigung refp. Zahlung ſein. Dieſe Gefeßesftellen 
find ganz unrichtig. interpretirt. 
Nah dem Marginale' zu $. 43. I. 20. A. L. Re. 
Wie weit der Gläubiger außer: feinem Pfant: 
rechte auch an. das übrige Vermögen oder an 
die Perfon des. Schuldners ſich halten Fönne, 
und: dem Negifter sub voce: Pfandrecht: Drdnung der 
Erecution ꝛc. ıc. will der Gefeßgeber in diefem und den 
folgenden Paraphen das: Verhältnig beftimmen, in wel 
chem das Pfandrecht-zu den übrigen Zahlungsmitteln des 
Schuldners ſteht. An die Spiße ftellt er den. Grundfaß 
des $. 43. Zu 
So weit der Gläubiger durch Verkauf oder Zus 
ſchlag der verpfändeten Sache befriedigt wor; 
den, entftehen daraus Alle Wirfungen einer vom 
Schuldner unmittelbar geleifteten Zahlung, 
d. bh. was der Gläubiger aus dem Pfande und durd 
das Pfand erhält, wird fo angefehen, als ob er es vom 
Schuldner unmittelbar. erhalten ‚hätte und fo weit er 
durch Das, mad ,er erhält, befriedigt wird, treten bie 
Grundfäße.der Zahlung ein... Der Ausdrud” „befriedigt 
ift ohne Zweifel gebraucht mit Rüdficht auf das Wort 
Zuſchlag.“ Auch: wenn. dem: Gläubiger die Sache zus 
geſchlagen wird, ſollen die Grundfage. der: Zahlung. ein- 
treten. Es involvirt daß eine Angabe. an‘ Zahlungsftatt: 
Uebrigens zeigt. das Citat im:$: 43. nämlich: „Tit. 16. 
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$. 149 seqq.,“ daß der Gefetgeber namentlich auf die 
Grundfäge hat hinweifen wollen, welche beftimmen, daß 
eine Zahlung ohne Vorbehalt zuerft auf Koften, dann 
Zinfen u. f. w. anzurechnen fei; denn gerade von dieſer 
ift $. 149 sqq. hauptfächlich die Rede. — Darüber aber, 
was ale Befriedigung refp. Zahlung gelte, beftimmt der 
$. 43. nichts. Das Geheime Ober-Tribunal mil -diefe 
fehlende Beftimmung aus $. 17. Led Geſetzes vom 4. 
März 1834, welcher lautet: 

Die Befriedigung der Gläubiger. gefchieht durch 

Uebernahme ihrer Forderungen Seitens des 

Käufers oder durch Zahlung, 

ergänzen und dann beide Paragraphen auf die Anwei- 
fung der Gläubiger auf Kaufgelderrüdftände anwenden. 
Dad läßt ſich aber aus mehrfachen Gründen nicht 
rechtfertigen. 

1. Sm $. 17. cit. bat der — unter dem 
Ausdrucke „Uebernahme der Forderungen? ꝛc. 2c. gar 
nicht den Fall einer. Anweirung auf den Kaufgelderrüc; 
ſtand im Auge. Es find im Gefeße, — $. 19. 
drei Faͤlle unterſchieden: 

a) Uebernahme von Ooptteefoberunge Seitens 

des Käufers. 

b) Zahlung. 

c) Anweifung auf den Kaufgelderrücftand. - 

Sm erften Zalle ift an. die häufig in EEE 
kgungsterminen vorkommende Vereinigung des Ankau— 
ferd mit einem oder mehrern Gläubigern gedacht; wie 
ſchon das Wort: „Ueber nahme, * wobei keine richter— 
liche Thätigfeit denkbar ift, ergibt. Daß in diefem Falle 
die yerfönliche Schuld des Debenten erliſcht, unterliegt 
freilich keinem Bedenken und bedarf keines andern Be⸗ 
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weifes, ald der Bezeichnung mit dem wahren Namen: 
‚Exrpromiffion‘*. Der Richter hat hier nichts 
zu thun, ald die etwaigen collidirenden Prioritätsrechte 
zu wahren. — Diefe Auffafjung ift auch die der Minis 
fterialinftruction vom 31. Auguft 1837 über das Verfah⸗ 
ren des Deputirten im Kaufgelderbelegungstermine. 
Derfelbe foll feftftellen : 
a) was der Käufer zu zahlen hat; 
b) welche Hypothefenforderungen und von welchem 
Zinstage an er auf den Kaufpreis übernimmt; 

c) was er etwa bereits vor dem Termine gezahlt; 

d) was er im Termine zahlt; | 

e) was ald Reſt auf die Grundſtücke eingetragen 

werden foll. 

Diefer lebte Fall, welcher von dem sub. b. aus⸗ 
drüdlich unterfchieden wird, ift der einzige, in dem von 
Anweifung auf den Kaufgelderrädftand die Rede fein 
fann. Der $. 17 des Geſetzes vom 4. März 1834 ent 
hält alfo über das thema probandum nichts. Erft S. 19 
fpriht von Anweifungen auf Kaufgelderrüdftände umd 
diefer fagt fein Wort davon, daß in diefer Anweiſung 
eine Befriedigung liege. 

Wollte man diefer Ausführung nicht zuftimmen, 
fo hat doc; 2. das Gefeß Iediglich den Subhaftationd | 
prozeß, die Formen, in denen fich diefer bewegen 
fol, zum Gegenftande. Man darf deßhalb hier Feine 
materiellen Gefeße über die verfchiedenen modos solvendi 
erwarten. 


*) ci. $. 399. 1. 14. A. L. R. Wenn Jemand eine fremde 
Sul ftatt des erften Schuldners übernimmt, fo fallt alle 
Berbindung zwifchen Letzterm und. dem Gläubiger hinweg 
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3) Die Verwarnung, welche der Ladung zum Kauf⸗ 
gelberbeleaungstermine beigefügt wird, lautet für die 
Gläubiger: 

daß ihres Ausbleibens ungeachtet mit Belegung 

und Bertheilung der Kaufgelder werde verfahren, 
‚ der auf den Ausbleibenden fallende Theil derfelben 
auf deſſen Gefahr und Koften zum Depofitum ger 
nommen und nach; erfolgter Belegung ber Kauf 
gelder die Löfchung ber eingetragenen Forderungen 

im Hypothekenbuche veranlaßt werden ‚ ohne daß 

hierzu die Beibringung der Schuldurfunden erfor 

derlich, daß fie. indef für jeden —— en 
legtern verantwortlidy bleiben. 

Dieſes Präjudiz enthält nicht die — An⸗ 
deutung darüber, daß die Anweiſung auf rückſtändig 
bleibende Kaufgelder als Zahlung gelte, fie feßt als 
Folge des Ausbleibens lediglich feft: | 

a) Depofition, 

b) Löfchung der Hypotheken. 

Sept man nun den Fall, daß gegen einen — 
ten Beſitzer ſubhaſtirt wird, fo ift doch dem Gläubiger, 
welcher vielleicht von der Subhaftation. wenig: hofft, der 
Gedanke zu natürlich, daß er ja feinen perföntichen 
Schuldner behalte. Man follte billiger Weife erwarten, 
daf der Gefeßgeber ein fo wichtiges Präjudiz , wie: mit 
der Anmweifung auf rüdftändig bleibende Kaufgeiter in 
der hier befämpften Anficht verbunden wird, dem Glaͤu⸗ 
biger auch befannt mache. Es würde nad) Anſicht des 
Obertribunald etwa lauten: „So weit dad Kaufgeld 
‚für Deine Forderung hinreicht, ift dieſe getilgt, du gr 
‚tun Dein Geld erhalten oder nicht‘ !! 

Wir glauben, genugfam dargethan zu haben;; * 
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der F. 43 LOW MER. und der 6. 17 des Geſetzes 
vom 4. März 1834 nicht für unſere Gegner ſprechen; 
es ſei aber noch die Hervorhebung eined Falles erlaubt, 
in: welchem die Anficht unfer Gegner fich ebenfalld nicht 
bewährt. Sehr häufig ereignet es fih, daß Gläubiger 
auf. Streitmaffen angewiefen werden, welche. theild aus 
den baar eingezahlten Kaufgeldern, theild ‚aus den Kauf- 
gelberrückitänden „gebildet find. Wie fol es in einem 
folchen Falle gehalten werden? Der Gläubiger muß ſich 
fein Befriedigungsobject erft erfämpfen.. . Er kann unters 
liegen und iſt dann gewiß nicht ‚befriedigt. Und doch 
laſſen ſich die Gründe des Geheimen Obertribunals zum 
Theil wörtlich auf dieſen Fall anwenden. Auch hier 
kann man nicht ſagen, der Gläubiger: ſei leer auſsgegan— 
gen; er hat ein ſtreitiges Activum erhalten. Der Satz, 
bad, was der Gläubiger durch den Verkauf der Sache 
erhalte, gelte ald Zahlung, muß, wenn er richtig, audı 
bier anwendbar fein. Daß er ed nicht iſt, wird: gewiß 
Niemand beftreiten. - 

Was außerdem das Geheime Obertribunal anführt, 
ift ebenfalls. nicht ſtichhaltig. Es — in deſſen oben 
mitgetheilten Gründen, der Gläubiger habe, da die. Kauf— 
fumme feine Forderung gededt, ed in feiner Macht 
gehabt, Befriedigung durch Baarzahlung oder Anweifung 
zu: wählen: Diefe legtere Art habe er gewählt, oder 
vielmehr, fie fei rechtöfräftig durch die Adindiratoria 
feftgefegt! — Die Adjudicatoria fett nichts "über die 
Bertheilung der Kaufgelder fe. Wenn fie erlaffen 
wird, weiß noch Niemand, ob. die Kaufgelder gezahlt 
werten oder nicht, ob der Gläubiger unterfomme oder 
nicht. Sie fann. daher hierüber feine Beftimmung ent- 
halten. Und was das Wählen. angeht, fo ift es da 
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mit eine eigene Sache. Zahlt der Käufer nicht, fo bleibt 
dem Gläubiger feine Wahl zwifchen Baar und Anwei« 
fung.‘ Er wird und kann nur angewiefen, nicht bezahlt 
werden. Man könnte fagen, er habe das Recht der 
Subhaftation oder Erefution. Aber auch, wenn er.diefe 
fofort beantragt, wird er dennoch angemwiefen. Bon 
Wahl fann gar nicht die Rede fein. Fällt der Gläubis 
ger bei der fofort beantragten. Refubhaftation oder Exe⸗ 
fution aus, ſo hat er nichts. befommen, und fol dennoch 
feine-$orderung verloren. ‚haben, ja, noch ebendrein 
Koften zahlen müffen, zu deren Erſat nicht die entfern⸗ 
teſte Ausſicht? 


Doch genug der Widerlegung unſerer — ge⸗ 
nug der Negation. Es kommt jetzt noch darauf an, mit 
poſitiven Gründen zu zeigen, daß die oftberührte Arts 
weifung auf den Kaufgelderrücdftand nichts ift, als eine 
bloße Affignation, feine Ceſſion an Zahlungsftatt. 


Wir wollen vom dem gewöhnlichften Falle, dem 
eined Darlehnd mit Hypothek, ausgehen, um das dar— 
zuthun. 


Der Darlehnsgläubiger hat daß Recht, von feinem 
perfönlichen Schuldner Wiedererftattung des dargeliehe- 
nen Geldes in gleicher Qualität und Quantität zu ver 
langen. Der Regel nadı hört Ddiefe Verbindlichkeit des 
Schuldners nicht: anders auf, als durch Rüdzahlung der 
dargeliehenen Geldfumme. ‚Das ift aber der eigentliche 
Inhalt der Obligatio ex mutuo. Das Pfandrecht, wel: 
yes dem Darleiher neben feiner perfönlichen Schuldfor⸗ 
derung conftituirt worden, hat auf dieſe nicht. den ge 
tingften Einfluß, .fondern nur den Zwed, für den Fall 
der Nichterfüllung der Obligation dem Gläubiger ein 
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Mittel zu ſichern, welches, unabhängig von der Willkür 
des Schuldners, ihm zum Wiedererlangen des geliehenen 
Geldes verhelfen kann. Führt dieſes Sicherungsmittel 
nicht zum Zwecke, ſo hat der Glaͤubiger nur etwas ver⸗ 
loren, was er außer feiner Darlehnsforderung hatte, 
es iſt ein zur obhligatio ex mutuo nicht gehöriges Super- 
'fluum- weggefallen. Wir wollen nun annehmen, der 
Darlehnsfchuldner habe das verpfändete Grundftüd! ver 
äußert; ber Gläubiger verfolgt fein Hypothefenrecht 
gegen diefen, bringt das Grundftüf zur Subhaftation. 
Der Käufer zahlt dad Kaufgeld nicht, weldyes Übrigens 
die Forderung des Gläubigerd dedt. Weder der Gläu—⸗ 
biger noch der dritte Befiger erfcheinen im Kaufgelder- 
belegungstermine. . Der Gläubiger wird vom Richter auf 
ben Kaufgelderrüditand angewiefen. Soll dadurd nun 
die perfönliche Darlehnsforderung getilgt, der urjprüng- 
lihe Schuldner ganz liberirt fein, fo iſt das nur denfbar, 
wenn die Anweiſung in vim cessionis mit Delegation ger 
ſchehen iſt, denn nur Anweiſungen ‚ welche unter dieſen 
Bedingungen geſchloſſen, haben nad) $. 262, 264 I. 16 
A. L. R. jene Kraft. Ganz unzweifelhaft find nun dieſe 
Geſchäfte durh Einigung der Partheien nicht zu 
Stande gefommen, denn die. citirten Gefege erforbern 
dazu außer der Anmeifung Seitend des Affignanten eirte 
ausdrückliche Erklärung fowohl des: Gläubigers, ald 
des Aſſignaten; in dem oben vorausgefeßten Falle. haben 
aber beide gar Feine Willenderflärnng abgegeben , ber 
nrfprüngliche perfönliche Schuldner ift:von der ‘ganzen 
Prozedur nicht berührt worden. — Es wäre daher nur 
denkbar, daß der Richter‘ die fehlenden Erflärungemi enva 
erganzt hätte. Eine ſolche Ergänzung iſt aber wieder 
nur denkbar auf Grund’ gefeßlich beftimmter Formen, an 
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welche bie zu erzielende Wirkung gefnüpftift. Solche Formen 
ſuchen wir in dem Geſetze vom 4. März 1834 vergebens. 
Daß in dem Präjudiz der Ladung zum Kaufgelderbeies 
gungstermine davon nicht die Rede, ift oben fchon: bes 
merkt worden. Auch fonft laͤßt fi die Wirkung der 
Anweifung aus dem Gefege nicht herauslefen. Die im 
$. 20 aufgeführten Rechte der Gläubiger auf Reſubha⸗ 
ſtation und Execution laſſen ſich mit einer Aſſignation 
eben fo gut vereinigen, als mit einer Ceſſion an ao 
Iungsftatt. 

Das Wort „‚Anweifun sa defjen ſch der Ge 
feßgeber bedient, bedeutet fonft nirgend eine Geffion. Sm 
Gegentheile unterfcheidet das Gefeg in den ganz analo⸗ 
gen Fällen des Gefeßes vom 4. Suli 1822 betreffend den 
Verfauf ausftehender Forderungen im Wege, der Execn⸗ 
tion (G.⸗S. de 1822 ©. 178) fehr genau unter. der Ans 
weifung und Geffion. Leßtere nennt es niemals Anwei⸗ 
fung, fondern nur Ueberweifung, Uebereignung, Ans 
nahme. an Zahlungsftatt. Man leſe nur die SS. 6,7, 
9, 10 segq. Die Urbereignung wird niemals verfügt, 
wenn nicht der Antrag ded Executionsſuchers beftimmt 
daranf lautet und ein Mandatar muß fich dazu durch 
Spezialvollmacht legitimiren. 

cf. Refer. vom 9. Dectober 1835 Ergänzungen 
von Gröff ꝛc. zu $. 31 A.,GxD,,I, 24. 

Wir finden dann auch in dem oben vorausgefeßs 
ten Kalle alle Erforderniffe einer Affignation -zufammen. 
Der Richter beauftragt den Gläubiger, eine. Summe, 
weldhe der Schulöner (den er hier vertritt). von dem 
Käufer zu fordern-hat, bei demfelben für eigue — 
zu erheben. | 


cf, $. 251. 1], 16. A. L. R. ar 
XIV; Jahrgang 18 Heft. 
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In dem oben vorausgeſetzten Halle der Subhaſta⸗ 
tion gegen den dritten Befiger hat zwar (ber Gläubiger 
weggedacht) nicht der perfönlihe Schuldner, fondern ber 
dritte Befißer den Kaufgelderrüditand zu fordern. Die 
fer. vertritt aber in jedem Falle den gewöhnlichen Schuld» 
ner; hat er die Hypothefenforderungen beim frühern Ans 
faufe auf den Kaufpreis übernommen, fo ift er dadurch 
Bevollmächtigter des perſönlichen Schuldners tem Glaͤu⸗ 
biger gegenüber; bat er fie nicht übernommen, fo er 
fcheint er als negotiorum gestor, und verfolgt feine Ans 
fprüche aus der Gefchäftsführung fpäter mit der Klage 
auf Gewährleiftung gegen feinen Verfäufer, fo daß im 
Refultate doc alled wieder auf den urfprünglicen 
perſoͤnlichen Schuldner zurücfällt, daß im Nefultate er 
ed-ift, deffen an die Stelle des verpfändeten Gegenftan 
des getretene Forderung der Richter dem Gläubiger zu 
feiner Befriedigung anmeift. 

Die weitern Gonfequenzen diefer unferer Anficht 
haben endlich nichts den Gefeßen irgend Widerſprechen⸗ 
bes oder dazu nicht Paffended. Folgen find namentlid): 

1. Daß das urfprüngliche Schulddocument nicht 
caffirt werden darf, vielmehr nach abgetrennt 
tem Hppothefenfchein dem Gläubiger zugleich 
mit der Urfunde über die ihm auf den Kaufgel 
derrüctand ertheilte Anweifung wieder zuzuſtel— 
Ien fein wird. Die Gaffation ift auch in diefem 
Falle gefeglich nirgend vorgefchrieben. 

2. Daß der Gläubiger auf die Anweiſung verzich⸗ 
ten und dann ſeine urſpruͤngliche Forderung vom 
perfönlichen Schuldner anderweitig beitreiben 
kann. — Auf fein Pfandrecht kann der Glaͤn⸗ 
biger unbefchadet feiner Darlehns⸗ oder ſonſtigen 
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Forderung: verzichten, warum follte er nicht ein 
Gleiches in Bezug ‚auf das, was an bie Stelle 
ded Pfandes getreten ift, fönnen? - . ne 


3. Der Öläubiger kann die ihm angewiefene Kauf⸗ 
gelderforderung nicht eher weiter cediren, bis er 
gemäß S. 261, 262 1, 16. A. ER. den Käus 
fer definitiv zu feinem Schuldner angenommen, 
und den urfprünglichen Schuldner entlaffen hat. 
Das Recht, dieſes zu thun, hat er aber jeden 

Augenblick gleich jedem Affignatar. — Auch dies 
fer nothwendigen Folge fteht Fein. gefeßliches 
Bedenken entgegen. Im Hppothefenbuche ift ja 

.. nicht. allein der. Gläubiger als ſolcher eingetras 
gen, fondern der Kaufgelderrückſtand, und das 
bei ift bemerft, daß der Gläubiger darauf ans 
gewiefen ſei. Das Berhältniß ift daher gleich 
erfihtlih. Die Gefege fagen nirgend, daß der 
Gläubiger fofort alleiniger unwiederruflicher 
Disponent über die angewiefenen Kanfgelder 
werde. | 


4. Die wichtigfte Folge ift die, daß bei einem fünfs 
tigen Ausfalle der Gläubiger wieder auf den 
perfönlichen Schuldner zurücigehen kann, db. h. 
jo lange er nicht wie ad 3 bemerft, über die 
angewiefene Forderung anderweitig disponirt hat. 


DaB dieſe Folge den Gefegen nicht widerfpricht, 
get aus obigen Ausführungen hervor, fie entfpricht der 
Hatur der Sache, denn im Grunde ift doch nichts ge⸗ 
ſchehen, als eine Aenderung in dem Pfandgegenſtande. 

der Sache iſt eine Forderung baraus geworden. 
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Reichte die Sache nicht zur Befriedigung, fo fchadete 
bad beit perſonlichen Schuldnexus nicht; würum follte 
es mit der Förderung anders fen?*) — | 


Indent wir Diefe ausgezeichnete Erdrterung des — übrigens 
zu uns in mehr als freundfchaftlichen Berhältnifien ftehen- 
den — Verfaſſers mitiheilen, bemerfen wir, daß wir ganz 

bamit inderftartden find. Nur bei der Folge 2 dürfte aus 
$. 46 ff. A. L. R. I, 20 ein Bweifelsgrund abgeleitet 
werben Fönnen, ba ber Weg bes $. 46, Nahfuchen ber 
Befriedigung aus der Hypothef, einmal gewählt ift, alfo 
auch erft ganz zurüdgelegt werben muß, che ber anbere 
Meg eingefhlagen werden kann. — Die hohe Wichtigkeit 
der erörterten Fragen laäßt ſich nicht verfennen, eine Menge 
Nichter, bie im Kanfgelberbelegungstermine Dofumente 
faffirt haben, dürften zu ernſten Betrachtungen kommen. 
Befonders erheblich find die Hier beſprochenen Fragen auch 
für die Bürgen ber perfönlicden Schult. | 

Dr. Sommer. 
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Er Sachen des Wet 3 Kinn | ju Gleiberg, Verklag⸗ 
ln ten und Appetitien, wider’ den Ebnltd Mand⸗ 
ler daſeibſt, Kläger und Aypelidlen — 
hat der Me Supigfende ir’ Eprenbreitetiftein "i in feiner 
Sitzung vom 14. November 1848 von Atlen demaͤß ‚für 
Vechi erlannt: 2209 246 ‚ST Bug» 1257 Dr Due 4 226 409 
Dr Br u de Taerar u öα 
der in dem. Becheide des — Atzbach vom 
4. Mai 1846 Dam Verklagten dahin auferlegte Beweis: 
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daß bei dem Kauf der Hofraithe die Darmeſſung 
der angegebenen 12 Ruthen Gehalt beſtimmt worden; 
aufzuheben 
daß II. und zwar 
1. in conventione der Kläger ſchuldig, binnen 6 Wochen 
peremtorifcher Frift zu beweiſen, 
daß der mit dem Verklagten abgefchloffene Rauf- 
vertrag neben dem Hauſe und der halben Scheuer 
Plag und Wanderung nur fo, wie es 
Kläger ale zur Dofraishe,gehörig,befefe 
‚ fen, umfaßt, und daß er den Vertrag in dieſer 
Beiſe erfüllt, ‚babe, 
2. in reconventione | 
a. Verklagter binnen gleicher zerflörticher Friſt zu 
„.beweifen (gehalten, daß Klaͤger einen) Gehalt! der 
Hofraithe und Hofraums von 12 Ruthen, wenn 
auch nur durch Bezugnahme auf dad Siockbuch. als 
Kaufobject angegeben oder zugeſichert, und 
b. dem Klaͤger der Beweis binnen gleicher perem⸗ 
toriſcher Friſt nachzulgſſen, 
daß dem Vextlagten ‚der wirkliche Mindergehalt 
"der dem Kläger gehörigen und dem Verklagten 
— „verfauften Hofraithe betannt geweſen, daß 
3 Überall directer Gegendeweis binnen zerfoͤrlicher 
Friſt vorzubehalten,. worauf ſodann in der Haupt⸗ 
„sache „und. der. Koſten wegen weiter ergehen er 
REN, 
daß aber III. die Koſten des Appellations⸗ — 
dem Klaͤger ſchon jebt und zwar — zur Laſt zu 
uſtellen. — —R 3— 2 3 
d V. gg 35 u, Ze il 
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Gründe. — 
Die Partheien find darüber, wie der Vertrag abge⸗ 
ſchloſſen worden, nicht einverſtanden. Der Kläger behauptet 
"in der Klage, dem Verklagten i 
„ein Wohnhaus nebſt einer halben Scheuer inf 
Gerechtigkeiten 
übertragen zu haben, Der Verklagte beruft ſich darauf, 88 
feien in dem Kaufbriefe 12 Ruthen als Gehalt der Hofraitge 
und des Höfraums bezeichnet, welcher Gehalt ihm aber Koh 
nicht überliefert und dargemeſſen fei. Er hat damit, wie es 
in appellatorio näher erläutert, wird, behaupten wollen, daß 
ihm durch Bezugnahme auf den Inhalt des Siockbuchs jener 
Ruthengehalt verfprochen fei. | 
Der Kläger der den Reſt des Kauffchillings fordert, 
Hat beim Mangel eines Einverftändniffes Darüber, Daß er 
dem DBertrage feinerfeits genügt, * ———— darzuthun 
alſo, 
wie der Vertrag geſchloſſen let; und voß er in 
diefer Weife von ihm erfüllt worden fei.® N 
Beweiſe er, Daß der Abſchluß auf das Wohnhaus, die 
halbe Scheuer nebft „Gerechtigkeiten“ gelautet, fo würde nad) 
den Verhandlungen der Iten Inftanz der Vertrig auch Ald 
bereits erfüllt gelten müſſen und nicht ohne Weiteres ange 
nommen werden fünnen, daß unter „Gerechtigkeiten“ auch der 
allein ireitige Ruthengehalt zu verfiehen ſei, da mit jenem 
Ausdruck nicht felten gar nichts beſtimmtes, vielmehr nur 
das bezeichnet wird, daß die Sache cum omni jure et commodo 
übergehen folle. Kläger Hat aber felbft in appellatorio eine, 
Erläuterung der „Gerechtigkeiten" namentlich dahin abgegeben; 
daß Platz und Wanderung! wis er es befeffen , verkauft wor⸗ 
den fei. Er wird alfo auch nur nach Diefer, dem Verklagten 
günftigeren Angabe, den Abſchluß des Vertrags In etweifen 
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und zugleich darzuchun haben, daß er dem Verklagten in 
diefer Weife Die Hofraithe befißfrei und vollſtaͤndig — 
habe. 
Sintenis Ciilrecht B. 2. ©. 605. — 
Dagegen wird von dem Verklagten zu erweiſen fein, dag 
ihm vielmehr ein beftimmter Ruthengehalt, wie er es behauptet, 
verſprochen worden, porausgeſetzt, Daß dieſes Verfprechen Den 
Kläger rechtlich verpflichtete, und- Die exceptio. non adimpleti 
eontractus für den Verklagten zu begründen vermag... 
| Nach gemeinem Recht ift Diefes: nicht zu, bezweifeln, 
‚. Siinemtione modus dictus est et non ‚praestatur, 
ex. emto actio est: L. 2, pr. de A. E. | 
Si modus agri minor inveniatur, pro numero 
i jugerum auetor obligatus est: L. 4. $ 1. D. eod. 
der Derkäufer. haftet auch dann der actio emti, „etiamsi 
| „ Ägnoraverit, minorem fundi modum ‚esse L. 6. 
pr. D. eod. 
Wenn aber der Käufer auf Das volle Maaß eine ‚actio * 
ſo er er auch eine szcagio nad) einer befannten en 
juris... 
+ Die .; L. 13. $. 14. D. eod., auf RR der. Kläger 
FR in appellatorio beruft, fleht dem gedachten Recht Des 
Känfers. nicht entgegen. Sie verfagt nur dann den Anſpruch, 
wenn. der Käufer (durch Alluvion) bereits das volle Maaß 
erhalten. hat, giebt ihn aber, auch, dann noch im ut eines 
dolus des: Verkäufers : | Ä 
in, Bl Süd 2. 16, S. BL. 
— Sintenis Civilrecht B. 2. ©. 605, Note 62. 
Die Beſtimmung eines Maaßes iſt alſo nach gemeinen Rech⸗ 
ten ‚verpflichtend, und begründet wie. die actio emti, ſo auch 
eine exceptio non. adimpleti contraetus für den Käufer 
(Sintenis⸗B. 2. ©. 286. MM 1. in Der Note), wenn. dieſem 
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nich ehda das Mindermaaß bekannt war / Die Unterſcheidung 
zwiſchen einer: demonſtrativen und reſtrietiven Angabe: Des 
Maaßes wird mit Recht da, wo einfach ehr d eRimmtes 
Naaß angegeben iſt; verworfen: EVergl. Glück So 86:) 
= und jedenfalls miß nit Pufen dorifObservat. I, 132: 
anerlannt werden, daß, weil im Zweifel die Auslegung überall 
gegen den Verkäufer zu machen iſt, für eine obligatorlſche 
Angabe des Maaßes zu präfumiren feri Ein’ Anderes iſt 
es freilich‘, wenin dieſe ganz unbeftimint Tautet, oder die 
Gewaͤhrleiſtung rg abgelehnt" iſt. een — 
um aus ws ch Kenn 7 


er Boeri Gormimentar xvin. 1. $ 7. m ne 


’ | *au 
au entlehnen , ,. einen. ‚Lundus. centum ‚jugerum mit dem Bei⸗ 
lage: ‚aut quanto, plus ‚minusve cpntinebit, oder mit der Ver⸗ 
wahrung erfauft hat; - „ut tamen isti nolit adstringi quantitati,‘® 
Die Bezugnahme auf das Stockbuch iſt aber ebenſowenig eine 
unbefimunte Bezeichnung. des Magßes, als es ein pretium 
menium it, wenn die PreisbeRiupumang; anf den Ausſpruch 
eines Dritten geſtellt prden ÜR, u-" 53 armen Mir 

Wenn demnach nach gemeinen Rechten die Behauptung 
des Verllagten, daß ihm ein Gehalt vor 12 Ruthen zuge⸗ 
ſagt fei, überall für erheblich zu halten iſt, und es auüch 
hinſichtlich Der“ in --appellätorio' gegebenen "Erläuterungen 
jedenfalls feiner Ableiftung Des Appellationseides bedarf 
Geffter Prozeß F. 453), ſo fragt fich mur noch; inwiefern 
die vornr dem erſten Richter: berichtlich angeführte · Obſervanz 
Mn eier" Anderweitigen Auffaſſung der Sachſage beſtimmen 
könne.» Zr‘ der: Gemeinde Krofdorf fo behauptet ſudex a quo 
gelte zwar im Allgemeinen der Grundfag, daß die angegebene 
Ruthenzahl zu vertreten fei, und fei in der Rechtsparömie: 
Bo die Kuthe wender,“dade nide Va Gelbe— 
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noch beſonders anerkannt. Anders aber ſei es, wo ausnahms⸗ 
weiſe nicht ruthenweiſe gekauft werde, wie namentlich bei 
Hofraithen, bei welchen der Grund und Boden in der Regel 
nur Nebenſache, dieſes meiftens der Fall ſei. Hier werde 
für den angegebenen Gehalt, der. alsdann nur. als demon- 
. strationis causa beigefügt gelte, auch nur. dann vom Verfäufer 
gebaftet, wenn dieſes fpeciell ausbedungen ſei. 

Es ſoll alſo hiernach in dem Amte Agbach ein Gewohn⸗ 
heitsrecht beſtehen, wonach bei den Hofraithen nur dann für 
den: angegebenen Ruthengehalt - gehaftet werde, wenn dieſe 
Haftbarkeit ausdrücklich übernommen wurde, Auf dieſes 
Gewohnpeitsrecht Hat fich aber der Kläger und Appellat feis 
neöweges berufen, und wenn ed aud) nicht als eine Uebers 
fohreitung der richterlichen Befugniß erfcheinen' möchte, dem⸗ 
felben von Amtswegen näher nachzuforfchen, ſo iſt doch eine 
Verpflichtung des Richters — in den Sefegen teines⸗ 
weges begründet. 

Sintenis Civilrecht B. 1. ©. 46, und f. u: 
Da nun auch bei dem Mangel einer Berufung auf daffelbe 
nicht anzunehmen ift, daß Kiägee jenes angebliche Localrecht 
beim Abichluffe des Vertrages für maaßgebend gehalten, fo 
war von. einer näheren Nachforfchung. und sea des⸗ 
ſelben zu abſtrahiren. 

Nach dieſer Ausführung war — alager der Beweis 

——— 

daß der Vertrag ſo abgeſchloſſen und erfüt — 

wie er in der Klage behauptet, und in appellatorio 

näher erlaͤutert hat, daß er alſo das Haus, Die 

halbe Scheuer und Platz und. Wanderung nur fo, 

wie ed Kläger als zur Hofraithe gehörig befeflen, 

..umfaßt babe, 
dem Bertlagten aber in. reconventione, der Beweis, 
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daß Kläger einen Gehalt von 12 TRUthen, wenn 
auch nur Tuch Bezugnahme auf das Stockbuch 
angegeben oder zugefichert. 
Dem Kläger war fodann auch als directer Gegenbeweis der 
"Nachweis der Behauptung zu geftatten, 
daß dem Verklagten der Mindergehalt befannt ges 
weſen fei. 
Dagegen ericheint die erft in appellatorio vorgebracdhte Des 
bauptung, daß die Verbindlichteit zur Vertretung des im 
Stockbuch enthaltenen Ruthenge halts ausdrüdlid ausge⸗ 
ſchloſſen ſei, als Gegenſtand des directen Gegenbeweiſesin 
reconventione,: und inſoweit auch jedenfalls als nicht verſpaͤtet. 

Wenn Kläger den. Beweis in conyentione nicht führt, 
fo ik er im angebrachter Art zurüczumweifen 2 wodet eb, fich 
von ſelbſt verſteht daß es ihm zu gute kommt , wenn die 
Beweisführung des Verlag ten vielmehr zu feineh Sunften 
fprechen würde. 

Der Verklagte iſt Dagegen mit feiner Reconvention auf 
Eieferung der 12 Ruthen event. Vorbehalt des Schadenser⸗ 
fages beim Mißlingen ſeines Beweiſes und-auc dann zurück⸗ 
juweifen, wenn fich ergeben möchte, Daß ihm, der wirkliche 
Mindergehalt bekannt geweſen. 

Die Koſten der Appellation mußten wegen der auf 
Appellation. des. Verflagten erfolgten Abänderung dem Kläger 
jur Laft gelegt werden. Im Uebrigen war der Entſcheid 
wegen des Koſtenpunkts vorzubehalten. 
urtundlich unser, Siegel, und Unterſchrift. 
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Das MWittgenfteinfhe Sandrecht ‚von, A569 Argt. Dem 
uberlehenden Ehegatten; dis; Derpflihkang;:.oke 

"por der Ehe gemachte Schulden zu be- 
* ahle he ie Ben‘ Fälle ° “anf, "went Kinder 
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Die Getlchtzordnung des’ Graſen· Ludwlg gu: Sapir 
ehren vom 27. Yumi- 1669 enthali kt — 
‚naismen I: vrlanggsis! 
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nungen: 
ug, Unter ber ern er A 

BEER 1773077722.) RL von dem audern 

Fi A beſitztbver ererbt.⸗ ml mr ins MI mi 

1. ‚Und fo under Ehtleuten erst nie foot,’ ſondet 

Teſtament abhehet / behelt das letztlebende alle fah⸗ 

rende Hab zum halben theile, von dem verſtorbenen 

darkommen, ſo Kinder vorhanden ſein, und in 

deſſelbigen Verſtordenen unbeweglichen Güͤttern, 

und den Güttern darvor geachtet, auch im halben 

teile der Kinder fahrende allein Usumfructum und 
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der Eigenthuinb derſelben unbeweglichen Hd’ fahr - 
renden Gütter iſt Ben Kindern alßbaldt zugeſtorben.“ 

2,Sor aber keine vorhanden ſein, behelt das letztle⸗ 
bendt Alle fahrende Hab von dem Verſtorbenen darz 
kommen, und in den unbeweglichen Gittern allein 
Usumfructum und der eigenthumb — gebuͤrt 
alßbaldt den negſten Erben.” 

3. ‚Es ſoll aber auch alſo das letztlebendt die Kin⸗ 
dern, ob die da waren, auffziehen, auch’ alte Schuldt, 
ſo das erſte abgegangene ſchuldig ware, Paaren." 

1; Unter der Meberfchrift: | 
‚Von Schulden, fo vor oder im cchende — ger 
macht, zu bezalen.“ 

4. ‚In den Zellen, darin das Ießtlebende allein usum- 
fructum der liggenden Gütter Hat, und die fah⸗ 
tende Habe gang erobert, fol es auch) alle Schuldt 
vor und in der Ehe, wie die gemacht if, gan 
bezalen.“ 

In dieſen Sägen wird in Rintelen's Poelſial/ Rech 
Thl. I: paß. 62. 63. für den aͤberlebenden Ehegatten die 
Verpflichtung gefunden, ſaͤmnitliche, von beiden Eheleuten, 
vor oder während der Ehe gemachten Schülden fowohi in 
denn Falle, wenn aus der Che keitie Kinder vorhanden, als 
auch dann, wenn deren vorhanden, ju bezahlen. - 

Dieſet Anſicht iſt das Königl. Land und Stadtgericht 
zu Siegen in Sachen des Joſt Bode zu Feudingen, als 
Vetmund der Minorennen Johann Georg Frank, gegen die 
Virwe Iohanu Geotg Ftant dafelbſt worin das Lande und 
Stadtgericht zu Laabphe pethortebeitt war, und das Konigt. 
Oberlandes⸗Gericht zu Atusbetg fowdhtin derfelben Sache, 
a8 in Suchen des Fuhtinanns Schurmann zu Siafſchaf 
wihlr die Witlwe Rd Sirutiliihin 18 Shwatpaul zu 


. Berleburg und deren minderjährige Kinder — conf. Neues 
Archiv X. pag. 329 fgg. — in ‚judicando ohne Weiteres 
gefolgt, und Rintelen ftellt in den Motiven pag. 234 obige 
Verpflichtung ald aus der Gerichtsordnung des Grafen Lud⸗ 
wig — Wittgenfteinfches Landrecht — bloß EN 
geben bin. 

&o Mar und — die Sache hiernach erachtet 
zu fein fcheint, fo ar ift fie jedoch bei weiten nicht. Gin 
gründliches Eingehen auf diefelbe dürfte vielmehr zu einem 
anderen Refultate führen, und die Wichtigkeit einer näheren 
Prüfung leuchtet von felbft ein; im der vorhin zuerſt er⸗ 
waͤhnten Prozeßſache wurde ſogar die zweite Ehefrau in bei⸗ 
den Inſtanzen ſchuldig erkannt, außer den Schulden ihres 
Ehemannes auch noch die Schulden der erſten Ehefrau des⸗ 
ſelben zu bezahlen, und deren Kinder davon zu befreien. 

Zuvörderſt iſt nun aber der Erbgang, den hiernach die 
Schulden unter Eheleuten nehmen ſollen, ein eigenthümlis 
her, ganz erorbitanter, und deshalb kann die ihm zu Grunde 
liegende Rechtöregel auch nur fo weit als beftehend anges 
nommen werden, ald fie im Geſetze klar ausgefprochen ift. 
Klar auögefprochen iſt aber in den obigen Stellen des Witte 
genfteinfchen Landrechts nur: 

daß der Überlebende Ehegatte die Schulden des 
verftorbenen in dem Kalle bezahlen fol, wenn 
aus der Ehe keine Kinder vorhanden 
find. 
| Diefe Beſtimmung liegt Mar vor in der oben ad 4 
estrabirten Stelle. Diefelbe befchräntt fich felb auf den 
Fall der kinderlofen Ehe, denn die Vorausfegung, daß „das 
lezilebende allein usumfructum der liggenden Gütter Hat, 
und die, fahrende Habe gang erobert, teifft nach den fon 
Rigen Segen deſſelben A — cf, oben adi 


et 2, auch Rintelen 1. c. pag. 62 — allein in dem Falle 
iu, wenn feine Kinder aus-der Ehe vorhanden find. 


Dur die Stelle ad 3 wird man allerdings verfucht, 
anzunehmen — und diefes fcheint auch Rintelen zu thun — 
daß die Verpflichtung des überlebenden Ehegatten, die Schul 
den des verftorbenen zu bezahlen, auch dann eintrete, wenn 
aus der Ehe Kinder vorhanden, denn hier wird der Kinder, 
‚d die da waren,” ausdrüdlih Erwähnung gethan, und 
doch disponirt, Daß „das letztlebendt alle Schuldt, fo dag 
erſte abgegangene fehuldig ware, bezalen foll.” Allein hier⸗ 
gegen kommt in Betracht: 


a. der Zuſammenhang, worin dieſer Paffus mit den 
beiten vorhergehenden ad 1 et 2 ſteht. ad 1 dis 
ponirt über den Fall, wenn Kinder vorhanden, ad 
-2 über den, wenn feine Kinder vorhanden, und 
nun folgt der Saß ad 3: 


„Es foll aber auch alfo das Ießtlebendt die - 
Kinder, ob die da waren, auffjiehen, auch alle 
Schuldt, fo das erfte abgegangene ſchuldig ware, 
bejalen.« 


In Ddiefer Ordnung kann füglich die erfte Hälfte 
diefer Dispofition auf den erfien Fall ad 1 und 
die legte. Hälfte auf den ad 2 bezogen werden, fo 
daß der überlebende Ehegatte, wenn Kinder vors 
handen, gegen die ihm gemachten Zuwendungen die 
Kinder auf feine Koſten zu erziehen, wenn aber 
Kinder nicht vorhanden, die Schulden des Verftor- 
benen zu: bezahlen haben fol. Wenn diefes freilich 
ohne wiederholende Unterfcheidung beider vorherges 
benden Fälle in einem zufammengezogenen Sage 
ausgedrüct if, fo konnte Doch. der Verfaſſer der 
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Gerichtsordnung nicht vorausſetzen, — 
zu werden, weil er, was. aa, — 
b. weiter wohl zu erwägen, in ‚Der cehre d von, den Gü- 
terverhältniffen unter Eheleuten weiterhin. einen 
„ganz befonderen. Titel: 
„Von Schulden, fo vor ‚oder in — Ehe 
DEN zu bezalen“ | 
folgen ließ, und bier. den, —— — blos 
für, den. Fall der .Einderlofen Ehe Geltung. haben- 
den Satz ad 4 gleich vornhin ftellte, ohne Die Dis- 
pofition folgen zu laffen, daß der Überlebende Eher 
gatte auch dann die Schulden des verftorbenen be> 
jablen folle, wenn Kinder aus der Eye vorhanden, 
und doch war hier der Drt für eine ſolche Beftim- 
mung, wenn fie wirklich beſtehen follte. Findet 
man | | | 
c, diefe Verpflichtung in der unter einer ganz andern 
‚Weberfchrift ſtehenden Stelle ad Br fo lauteten die 
--Dispoöfttionen:: 0° 
der überlebende Ehegatte bezahlt die Schulden 
ganz, wenn feine Kinder vorhanden find; 
er bezahlt fie ganz, wenn Kinder vorhanden find. 
1. Hätte der Geſetzgeber dieſes wirklich gewollt, fo 
haͤtte er ficher: in dem, der Schuldendezahlung ge: 
‚: winmeten befonderen Abjchnitte. Eurzweg gejagt: 
er bezahlt .fie überhaupt inumer,..: . 
Bemerkenswerth iſt auch noch in 
daß fowohl auf Die. Stelle ad 8, als auf die ad 4 
. unmittelbar die Dispofition folgt, welche dem über- 
lebhenden Ehegatten zur Vermeidung des. Schulden> 
falles geſtattet, den Ufufruft ‚und die fahrende 
Habe des Verſtorbenen aus zuſchlagen, welche letztere 


* 


. 
. 
Pe — 
nr & —E —— 
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ahm aber nur im Falle der Einderlofen Ehe gany 

» „anfällt, ein Beweis, daß, was ad. 3 wegen: -Der 

= ‚Schulen, gefagt.ift, ebenſowohl nur ‚von dem Falle 

der Finderlofen, Ehe verſtanden werden ſoll, als 
ſich die Stelle ad 4 auf, — ———— 
beſchrãukt. 

Siernach wird man durch die * Faſſung 
des Statuts gemöthigt, anzuerkennen, daß dig Verpflichtung 
des überlebenden ‚Ehegatten „die Schulden; des, ‚verftorbenen 
zu bezahlen, nur im, dem, Falle eintreten, ſoll, wenn Kinder 
aus ter Ehe nicht vorhanden find. Zum Mindeften fehlt 
es an einer Elaren und ;hbeftimmten: Ausdehnung dieſer exor⸗ 
bitanten. ‚Terpflichtung, auf, den entgegengefeßten Fall, wenn 
Kinder vorhanden find, und einer ſolchen klar ausgeſproche⸗ 
nen Aus dehnung hätte es, der ſo beſtimmt beſchraͤnkten 
Vorſchrift ad 4 gegenüber, * Bernie he wenn Sie 
beheben. ſollte. untkiferiß 

Was ſo die Safung des — fen, Be ſich ; bringt 
uſcheint auch allein den durch daſſelbe geordneten, Erbver⸗ 
haͤltniſſen angemeſſen. „Sind nämlich, feine, ‚Kinder, aus der 
Ehe vorhanden, „fo. erhält. der, uͤberlebende Ehegatte iu iii 

% ‚Die geſammte Exrungenſchaft allein, u ut 

2. von; dem Übrigen Nachlaſſe des Verſtorbenen .ın 

a. das gelammie aweia⸗ Vermögen; ebenfalls 

allein, und ,, Br Bu Ten CH 

‚b: an ‚dem anbepegligen, MER: den lebens⸗ 

— laͤnglichen Nießbrauch dhun 

heerbt den, verſtorbenen Ghrgatten, daber in Diofem, Tae:-bis 
uf die Subſtanz des ‚oft,gar nicht vorhandenen». und eben 
fr oft nur unbedeutenden; änferirten Grunkvermdgens gaͤnz⸗ 
id), wogegen, dem Ueberlebenden, wenn; Kinder vorhanden, 


“ der Errungenfchgft; nur Die ihm ohnehin; (chem zuſtaͤn⸗ 
V. ZSahrdang. 18 Heft. 
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dige Hälfte: verbleibt, und’ neben’ dem Nießbrauche an dem 
Erbtheile der Kinder von dem beweglichen Nachlaffe des 
Verſtorbenen blos die Hälfte anfällt. Sollte nun der Ge⸗ 
— in der That haben ſagen wollen: 


du beerbt bei kinderloſer |Ehe "der Überlebende Ehe⸗— 
gatte den verfiorbenen ganz, oder doch faſt ganz, 

3 ſo bezahlt er deſſen Schulden ganz; 

enuti beerbt er ihm in Gemeinſchaft mit Kindern Ber wei⸗ 


ro nicht ganz, To bezahlt er ebeifalls die Schul⸗ 
Yen ganz und erzieht auf — ge Bir Keinder 
aioch dazu? m Basel 3 I 
1319 Be einem ähnlichen Wofurdamt‘ fuchen wir vergeb⸗ 
Hin‘; der ſouſt Ben WAREN —— 
de Grafen Ludwig: - Ice ll ze 
eier bin ich der‘ Anficht, daß — Gerichts⸗ 
oidnung dieſes Grafen dern’ uͤberlebenden Ehegatten die 
Verpflichtung, alle Schulden des verſtorbenen zu bejahlen⸗ 
niit allein Indem Faͤlle aufer! srl, wenn: Kinder aus der 
Ehe vorhanden: find: ET EETEED ER TEE EINE 
93 dugnwiefernꝰ et aber im anderen Falle ils Miterbe, oder 
Ufufeuktuär;ider aus det ehelichen Ertungenfchafts-Genteins 
fchaft für die Schulden auftominen muß, iſt eine‘ andere 
Frage deren | Beantivortung: außer dem Zwecke der: gegens 
wärtigen Erörterung liegt, und nach den allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften zu entjcheiden if a 
Al? Die Nichtigkeit‘ der eben ausgeſprochenen Anficht wird 
auch durch die Praris beftätigt, welche von dem hiefigen 
Gerichte in’ ſruͤheren Zeiten" befdigt Mi Bet Behandlung Ver 
Nachlaßtegulirungen in den Vormundſchaftsſachen IE mies 
gends "die Anwendung des Grundſahes zu finden, Daß det 
uberlebende "Ehegatte die Schulden des verſtorbenen zu bes 
zahlen und ‘die Kinder Davon ’ ji liberiren habe. Im Gr 
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gentheil ſind die Schulden verſchiedener Ehen geſondert und 
auf die reſpectiven Kinder vertheilt. Dieſes iſt z. B. geſche⸗ 
ben in der Vormundſchaftsſache Heinrich Schuppener zu 
Heffelbah im Sahre 1827, in der Bormundfcaftsfache 
Georg Langenbach zu Laasphe im Jahre 1831 u. f. w. 
ER in der neueren Zeit hat man mit Rücficht auf die 
Rintelnfche Anfiht, und um den Pflegebefohlenen wenigs 
ſtens nichts zu vergeben, verſucht, dem überlebenden Parens 
die Schulten allein aufzubürden, ift damit aber ebenfowohl 

auf ehe vbllige Undetanntſchaft der Gerichts ehngeſeſſen 

wit deut, dieſein Beginnen zu Grunde Legenden Hörrideln 
Grundſatze geoßen,; als man ſich auch von Dex, gaͤnzuhen 
Unmöglichkeit, feiner Durchführung uͤberzeugt hat. Gegen⸗ 


nic iſt: man n daher auch davon wieder nirücgebommen. 
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Das ioſeiſhe Neht, mit, Berkifihtigung des 
ſpäteren Jüdiſchen. Von J. $. Saalſchütz, 
Di phil.Mitglied der Be: -philofophi- 
es ſchen Beſellſchaft zu Leipzig. Erſter Theii. 
Berlin 1846. gr. 8. VIII. S. 436. Bwei- 
ter Theil 1848. XXXIV. S. 878. Verlag 
von Carl Heymann. Preis: 9 Chir. 


Recenfion 
von 


Sommer. 


Woieder einmal ein Werk ächt⸗deuiſchen Fleißes. 
Michaelis Werk war veraltet, ed war darin das fpätere jüt- 
diſche Recht gänzlich vernachläßigt. Michaelis gibt auch 
nicht fo fehr die Mofaifchen Rechtöbeftimmungen ſelbſt, "als 
das, wad nach feiner Meinung daraus refultirt. Unſer 
Verfaffer erörtert das Recht aus den mitgetheilten Quellen 
ſelbſt, führt es durch die ganze jüdiſche Gefchichte durch. 
Obgleich er das gefammte Thalmudifche Recht nicht mitthei⸗ 
len konnte, ſo gibt er doch die Bedeutung des Betreffenden 
aus dem . der Miſchnah, mit N auf Die 
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Enſcheidungen, welche für die dort unentſchiedenen Conito⸗ 
verſen, die Gemara und die Commentatoren, fo wie die 
ſpaͤteren Quellen darbieten. Der Verfaſſer theilt ſein Werk 
en inDeffe ntli ches Recht ud’ Privatrecht. -- 

Das Öffentliche Recht theilt ſich in: I. Abſchnitt 
Berfaffung. Cheokratie, Volt, Gerichte, Könige, Ledi⸗ 
ten, Priefter, Piöpheten, Anſtalten zut Erhaltung des Ge⸗ 
ſetzes.) IE. Abfepnit: Vermältung und Religion. 
Gleiche: Vertheilung, Unveräußerlichkeit des Grundbeſitzes, 
Sabbath⸗Wund Jobeljahr, Freifahr der Dienenden, Etlaß⸗ 
jahr, Grundeigenihum und Landbau‘, Viehzucht ind Thier⸗ 
huth; Handel, Handwerke, Künfte; Maſſe, Gewicht? und 
Geld; öffentliche Sicherheit und Ordnung; Schutz der Ge⸗ 
ſundheit, Ausſchläge, krankhafter Fluß bei Maͤnnern, ges 
woͤhnliche geſchlechtliche Srauenreinigungen ;  Befchneidung‘; 
unteine Thiere, Gefallenes, Zertiffenes ; Verbot vor Unſchliit 
md Blut; andere Speifegefege; Reinigkeit überhaupt (iin 
Ginfluffe religiöfer Symbolik)’; Öffentliche Sittlichkeit; Arme; 
allgemeine Wehrpflichtigkeit, Steüern, Schaäͤtze. IIE. Ab⸗ 
ſchnit. Cultus und Rituale. Das Volks⸗Heilig⸗ 
ihum, Opfer, Sündöpfer- und Schuldopfer, außeroördentliche 
Sühnen, Ritualien; heilige Gaben, zweite Zehnten, Gelübde, 
Bann, heidnifche Cultus⸗Arten und Sitten, Fefte, Sabbath, 
feſtliche Zeitrechnung, Paſſahfeſt, Wröffnüng der Ernte, 
Wochenfeſt ( Feſt der Erſtlinge), Hüttenfeſt, Wallfahrten, 
Poſaunenfeſt, Neumond, Verſohnungstag, Feierlichkeiten und 
Sombdle, IV: Abſchnitt. Peinlihes Recht. Charae⸗ | 
ter und Zweck des Moſaiſchen Strafrechts, Imputation, Ta⸗ 
lion bei Leibeöverlegungen, Lebens⸗ und Freiheitsſtrafen, 
Sttafen am Leibe und Eigenthum, Ausrottung, Vollziehung 
der: Strafe, Göel, Begnadigungsrecht, Verbrechen der Got⸗ 
teslaͤſterung, Bilder⸗ und Goͤtzendienſt, heidniſcher Opfers 


— 46 — 


md, Zauberei und Wahrſagerei, Entweihung des Sab⸗ 
baths, Uebertretung ‚anderer ritueller Vorſchriften, falſche 
Ptopheten, Mord, Todtſchlag, Schutzſtaͤdte, Zodtſchlag unter 
beſonderen Umſtaͤnden tödtliche Fahrläſſigkeit, Sühnung 
eines Mordes, deſſen Thäter unbekannt, Eltern⸗und Kin⸗ 
dermordn Selbſtzord, Beſchaͤdigung und Real⸗VInjurien, 
Menſchenraub, Vergehen gegen das Eigenthum, falſches 
Zeugniß, Werlaͤumdung, falſcher oder leichtfertiger Schwur, 
unbeachtete Beſchwörung, Ehebruch, Unkeuſchheit der Vers 
lobien, Quhlerei, "Verführung, Buhlerei einer Prieſter⸗Toch— 
ter , unnatürliche Laſter, Blutſchande, Unzucht, Verbrechen 
gegen; die, Eltern, Verbrechen gegen. die Obrigkeit. - V. Ab⸗ 
ſchnitt. Gerichtsbarkeit. Proce$. Gerichtsordnung, 
Zeugen, der Eid, andere Beweismittel, Anhang: der. Pros 
ceß Jeſu. VI. Abſchnitt. ‚Völker: und Kriegsrecht. 
Allgemeine Beſtimmungen über Nicht⸗Israeliten, Ausnahms⸗ 
geſetze in Rückſicht einiger Voͤller, Kriegsrecht, das Heer, 
Lagerordnung,Signale, unmittelbare Vorbereitung zum 
Kampfe, Belagerungen, Beute, Gefangene. 

Das P viva tracht iſt in folgender Weiſe dargeftelle, 
Sm, 1.-Abfhnitt Per ſonen-⸗Recht. Perſönliche Rechte 
Überhaupt, Muͤndigkeit; bürgerliche Verhaͤlmiſſe; Dienende. 
H. Abſchnitt. Familie nrecht. Ehe; Keböweiber; Le⸗ 
virats⸗Ehe; verbotene Grade, andere Ehehinderniſſe, ge⸗ 
miſchte Ehe, Eheſcheidung, gegenſeitige Beziehungen der 
Verwandten; ‚rechtliche Stellung der Frau; Erbrecht. 
AIII. Abſchnitt. Vermögensrecht. Dispofition ‚über 
das Eigenthum; Schuldſachen; DEE * Ent 
ſchadiouns. | Ä 

„Wir widerſtehen der, Veiſuchung iy- — — 
om fo verlodend fie auch iſt. Druck und RR en er. 


Zeitſchrift für Die Landesenltur - Gefetsgebung der 
Preufifchen Staaten. Herausgegeben von dem 
"König. "Revifions - Collegium für Fandescultur- 
‚Sachen. I. Band. 2. 3. Heft. II. Dom, 1. 
Heft. Dexliu, Jouas Verlagsbuchhandluug. 
1847. 1848. —X 


Reegzaubagen. 
2 PETER EN). |. Er 

art Sommer. 

Be erfte Heft Diefer ausgezeichneten Zeitfchrift has 
er wie. ſchon im XII. Sabrgang € ©. * in vamgejeigt. 
Vit fahren Damit fort. .. » — 

Das 2. Heft des erſten Bandes — im am tli⸗ 
hen Theile. (unter Neo. I.S. 163) Die. Entſcheidung: 
Bit-der-Ablöfung. der auf einem Erbpachtägute für. den 
Ethverpaͤchter haftenden  Präftationen: und. Umwandlung des 
Estpadıtrechts in Eigenthum, ‚fallen. die in Der Erbyerfehreis 
bung feſtgeſetzten Beichrändungen Der: Dispofitionsbefugniß 
de bisherigen Erbpöchters. von ſelbſt hinweg. Der Haupte 
gund if, weil mit dem Aufhören der Propsierät des Fiskus, 


als Erbpachtheren, diefer zum bisherigen. Erbpachtgute we 
gen der Rente und fonftigen Präftationen, Die er von dem: 
ſelben zu empfangen habe, lediglich in Tas Verhältniß eines 
Realgläubigers trete Es handelte ſich hier um eine Bes 
fhränfung der Parzellirung, um die Verbindlichkeit, die 
Züchtigkeit Des Hofesannehmers nachzumweilen, und um eine 
Berfhuldungsbefchränfung. Leßtere fiel, den Gefichtöpunft 
eined Realgläubigers feftgehalfen, nah A. ER. 1,2%. 
$. 439 weg, und die Übrigen Befchränfungen Eonnten als 
nublostnachi Sa 70- WL:REH,:H vom Richter aufgeho⸗ 
heim. werden ;.- ‚weil #6; dem Fiskus an einem. ve chtliden 
Intereſſe ſehlie, die Provokaten durch ſolche Beſchrankungen 
ferner zu bela| en. Es waren aber auch die Beſchraͤnkungen 
in Fräge- ſchon durch” $. 4 dis Edikts vom 9. Deikr. 
Gon und SEE BAAR 32 kandeheulunrEditis v vom 14. Sep 
tember 1811 aufgehoben. 

(No. 2. ©. 174.) Nah $. 46. der — 
nung vom 13. Zul 1829 fol rückſichtlich der Martini⸗ 
Markıpreife der bäuerlichen Leiſtungen, wenn Das berechtigte 
oder verpflichtete Gut oder auch der von beiden etwa ver 
fchiedene Ort der Entrichtung nicht insgefammt in Demfels 
ben Preisbezirk: ‚liegen, jederzeit auf | die Lage des Orts der 
Entrichtung geſehen werden. Nun aber müffen nah isghb, 
6. der Münfterfchen Eigenthums-Drdnung II, 6. die Pächte 
der: Eigenbehörigen am Wohndrt des. Gutöheren „ "oder wie 
esuder Gutsherr font hergebracht, auch wohin: er diefelden 
deftimamt ‘has, geliefert werden, der Eigenbehbtige ſoll jedoch, 
wenna der zut Ablieferung angewieſene Ort - fo: weit entferut 
iſt/daß! der Bauer wenigſtens einen halben Tag mehr wie 
vothin⸗darauf zubringen müßie/ Dafür eine Verguͤtigung 
erhalten. Dierwar num das Richters Colonat Nr, 8. der Bau⸗ 
ernſchaft Horſt Früher zum Stift Asbeck eigenbehörig gewe⸗ 


fen, und die Rechte des Stifts durch den Reichsdeputations⸗ 
Hauptſchluß vom 25. Febr. 1803 anf. den Fürften von 
Salm=Horfimar übergegangen, dem’ fie nach Aufhebung der 
Gremdherrfchaft zurückgegeben worden. Die Natural⸗Abga⸗ 
ben, Hühner, Schweine, um deren Ablöfung es ſich jegt 
bandelte, waren feit 1816‘ nad) Horſtmar, dem Sig der 
Fürflichen Rentkammer, geleiftet worden. Die Dreife des 
früheren Ablieferungsorts , Asbeck, und- des jegigen, Horfls 
mar, find verfchieden, letztere nämlich Höher, Durch die 
vorliegenden Erfenntniffe der General⸗Commiſſion zu Müns 
fer vom 27. Mai 1845, fo wie des Reviſions⸗Collegs und 
des Geheimen Obertribunals als Nichtigkeits⸗Inſtanz ift ans 
genommen, daß der Colon: die höheren Preife des neueren 
Ablieferungorts Horſtmar - entrichten. müffe, und zwar auf 
Grund jener Beſtimmung der Münfterfchen. Eigenthumsords 
nung.. Gegen die: Entfcheidung dieſer drei Hochachtbaren 
Gerichtshöfe laffen: ſich aber Doch erhebliche Bedenken aufs 
werfen. Mit deriPromulgation des bergiſchen Dekrets vom 
12. Dezember .1808 war der Eigenbehörigkeits verband aufgeho⸗ 
ben, die. bisherige Pacht in eine Rente verwandelt wors 
den, umd was bis dahin: von. jener und vom Rechte der 
Seibheren gegolten Hatte, konnte, foweit ed bis bis dahin 
nicht ſchon zu Recht erwachfen, dem zufolge noch. fein neuer, 
Ablieferungs » Ort beftimmt war, nicht mehr zur Erfehive- 
rung der Laſt auf Wohnortsveränderungen feit jenem Dektet 
angewandt werden. Es lag jet ein neues: Objekt vor, und 
auch die Perſonen waren andere, da ſchwer zu verkennen, 
daß bei der ausnahmsweiſe für das Eigenbehörigkeit⸗Ver⸗ 
haͤltniß gegebenen Beſtimmung die perfönliche reverentiale 
Stellung nicht ganz außer Acht geblieben. — Won einer 
durch Die Richter unterſtellten fortwährenden Geltung der 
Münfterfchen · Eigenthums⸗Otdnung als Provinzialgefeg kann 
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nicht Die. Rede. fein, man ſieht es aus ihr nur, welche Rechis⸗ 
verhältnäffe. zur Zeit des Beſtehen sdieſer Eig. 
DOrd, umd ihrer- Objekte entſtanden ſind. 
Ro, 3. (S. 188.) ‚dringt die Entſcheidung des Re⸗ 
viſions⸗ Collegs und Geheimen Obertribungls: der Pür 
tungöfervitutöberechtigte, „welchem: die Weide für eine be; 
ſtimmte Stückzahl Vieh verliehen worden, hat auch bei 
Unzuläffigkeit. der Weidemaſſe eine vollftändige "Abfindung 
son dem Eigenthümer ju fordern, und braucht ſich eine 
verhältnifmäßige Reduction ſeines Viehſtandes (Durch die 
Concurrenz des Viehes Des -Berpflichteten) nicht gefallen zu 
laffen, ‚Die Entſcheidung iſt auf H. 100.A. L. RI, 2. 
gegründet, und darin, Daß die: Dauer der Aufhütungsperiode 
an. der, Verfeihunggstirfunde nicht angegeben, kein Zweifels⸗ 
grand gefunden, und eben wenig im Schlußſatz des $: bl. 
Der. Gem. Th. Ord., fo.wiein.$.. 89. Mi2. R. I, 22, und 
im: $.:56 ff. 80 ff. der Gem. Th. Ord. Das bisherige 
Mitweiden Des: Verpflichteten ward in Ermangelung einer 
quulifizirten Verjaͤhrung für unerheblich gehalten. = 
Mro. 4. (S. 217) theilt die Grundſaͤtze mit, melde 
das RevifionsrGolleg. nach K. 33 37 der Abloöſungs ⸗Ord⸗ 
nung vom 7. Juni 1821 als bei Anlegung der Entſchaͤdigungs⸗ 
hberechnung für Ablöfung des Rechte zur ‚Erhebung von Des 
fißveränderungsabgaben anzumwenden,, und, in feinen, ‚biöheri 
‚gen: Ensfheidungen angenommen. hat. Diefe Mittheilung 
iſt fehr Danfenswerth, da gegen die: Entſcheidung des Nevis 
ſions⸗Collegs in: folchen ragen, fein Rechtsmittel Statt 
‚findet, die Kenntniß derſelben alſoe eine Menge: unndthiger 
Prozeffe verhindert, In die einzelnen: Grundlaͤbe — 
iſt hier nicht Raum. | 
Imen icht, amtlichen Zeile ©. 250.387) gi 
der Praͤſdent Lette ſeine Anſichten uͤber die Reform der 


ländlichen Polizei⸗Verfaſſung insbeſondere der Polizei⸗Ge⸗ 
richtsbarkeit der öſtlichen und mittleren deutſchen ‚Provinzen, 
aus Dem Geſichtopunlte ‚der Landescultur⸗Geſetzgelbung. Es 
wird. bier Die ganze Ländliche. Polizei⸗Verfaſſung in. den ans 
den der Dominien, des doppelten Sozialcontrafts Dargeftellt, 
und zweckmaͤßige Mittel zu deren. Reform. angegeben (z. B. 
Bildung: eines. Kreispolizeigerichts für Die, weite und bezie⸗ 
hungsweiſe letzte Inſtanz (S. 320 ff.). Der Herr Berfaf- 
ſer dachte bei ſeiner Darſtellung allerdings nicht daran, wie 
bald durch den Schneeabgang der Revolution der BA ver 
Reform bier ausfallen werdet 

Wir gehen zum 3. Hefte des I. Bandes üben, Der 
(1.) amtliche Theil ‚liefert 1... (S. 331) die, Ensfcheidung : 
Die AuseinanderfogungssBehörden find befugt, aus landes⸗ 
polizeilichen Rückſichten Die. Entſchaͤdigung in Rente feſt⸗ 
zuſetzen, ſobald eine ſolche in Land auf zweckmaͤßige Weiſe 
nicht. gewährt ‚werden, kann, wenn auch der Belaſtete Land 
geben und der Berechtigte nehmen will. Man braucht Die- 
fen Zenornur gu lefen, um fich zu überzeugen, daß wir hier im 
Gebiet: einer. Übertriebenen, Vormundſchaft ſtehen. Im vors 
liegenden Falle war auf Grund ‚von-$..9 des Ausführungs- 
geieges vom 7. Juni 1821. und $$; 11. 38 der Verordnung 
vom 22. Novbr. 1844, gegen den Willen ‚beider : Theile 
den holz⸗ und ftreufervitutberechtigten Bauern Die vom 
Waldeigenthümer — der. Provofant: und zugleich Propotat 
war — zugeftandene Ablieferung in Holzboden — :wobei-nur 
no) ſtreitig war, ob er in raum em oder. mit Holz beftans 
deyem Boden gegeben werden ſolle — aberfannt und ur 
Roggen reſp. Geld-Rente bewilligt, weil der Holzboden ents 
holzt den Bauern zu Land. und Wieſe nicht nügen könne 
und, was die, Forſtbenutzung betrifft, Die Erfahrung beweiſe 
daß ein Kieferngrundſtück von Dex Fläche, wie fie hier: zur 
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Abfindung beſtimmt iſt — 41 Morgen — ſobald ſie Meh⸗ 
reren — hier 18 Stellen — gehört, und von den Wirth⸗ 
ſchaftsgehöften der Beſitzer weit entfernt iſt, weder einer ors 
dentlichen Beauffichtigung unterworfen * noch forſtmäßig 
benutzt zu werden pflegt, fo daß fie nach und nach vollſtän⸗ 
Dig wüfte und: werthlos ward. Iſt Diefe Entfcheidung den 
damald beftandenen Gefeßen gemäß, wie wir nicht zu bes 
zweifeln wagen, fo wird das Prinzip doc; feit dem 18. 
März, wo diefe biöher vom Polizei-Staat für unmündig an- 
gefehenen zu möglichen Gefeßgebern — es fißen Deren eine 
ganze Menge in der Nationalverfammlung — BPSENEN, 
wohl eine Aenderung erleiden müffen. 

Nero. 2. (S. 339) enthält eine Enticheidung über 
Schleſiſche Markgrofhen, wo. man frühere Sporteln der 
Gerichts herrſchaft zu Dominicals Abgaben neben den Spor⸗ 
teln der neuen GebührensTare gemacht — und zwar fogar 
der Fiskus. Die Gerichte erfannten — der Marks 
groſchen. 

Nr. 3. (S. 352.) Entſcheidung: Die Berechnung 
der gutöherrlichen Entfhädigung für das: von’ den bäuerli- 
‚Ken Wirthen zu zahlende Einkaufsgeld gefchieht auf öleiche 
Weiſe, die Wirthe mögen Zeitemphyteuten oder Zeit: 
Ppaächter fein. Allerdings ein. fehr eigenthHümliches Inſti⸗ 
mt. Diefe Zeitsemphäteufen, die fich ſeit dem Frieden 
zu Thorn von 1466: in: dem damals an- Polen gefallenen 
Theile Preußens — faft das ganze Weichſelthal — ſtatt der 
ſonſt dort üblichen Verleihungen zu kölmiſchen Rechten aus—⸗ 
bildeten, ſind auf 20, 30,40, 50 Jahre gerichtet. Im Weſent⸗ 
lichen iſt es aber doch nur Zeitpacht, wenn auch beim Ein⸗ 
‚gang des Geſchäfts ein Einkaufsgeld entrichtet ward und 
die Veraͤußerung des Aus ugorechts an Dritte’ gegen eine 
Willtomm — Statt fand. . Es Handelte ſich hiet 
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um a des $. 37 des — ‚vom. 8. aa 
1823. 

‚RIO. 4. (©. 365. ). ‚Der Rüdritt. von 2“ Provote⸗ 
tion iſt gegen Uebernahme fammtlicher Koſten des Verfah⸗ 
rens ſo lange zuläfftg, als nicht Entfcheidungen ; ergangen 
oder Vergleiche abgeichloffen: worden. find, ‚welche. die Moda⸗ 
litäten der. YAuseinanderfegung und: Entſchaͤdigung betreffen; 
auch wenn dadurch Der Provokat ‚die ihn als ſobchem zus 
Rehenten Vortheile verliert. Selbſt die rechtöfräftige Abs 
weifung der provozirten Gutöherrfchaft mit dem Antrage auf 
&ompenfation der gegenfeitigen Leiſtungen machte hiervon 
feine Ausnahme, eben weil nur »eine Abweijung. des Provo⸗ 
faten- erkannt, dieſer alfo aus dem Erkenntniſſe feine Rechte 
erworben: hatte, das Erfenntniß. feinen executoriſchen Titel, 
gewährte, deſſen Realifirung nur: im Aus einanderſetzungs · 
Verfahren erfolgen koönnte. Die Entſcheidung - gründet fh 
auf das aus $.. 130° der Ablöfungs-Ordnung, vom 13. Juli 
1829 zu: entnehmende: — fo wie,auf-$, 96. 9. 4.2, 
Ge 

H. Im ———— Teile wird. Nro, 10 * 373) 
eine Mittheilung Pfeils über Die Hinderniſſe einer zwedmäs 
Bigen Benußung der den Heinen Grundhefigern gehörenden 
Forſtgründe, in. den; öſtlichen Provinzen: Preußens gegeben, 
welche beſonders den bisherigen Separationen. als unzweck⸗ 
mäßig.» geleiteten eine Verwuſtung der Ackertannen vorwirft 
und dies aus dem Mangel von mit den nöthigen Forſt⸗ 
lenntniſſen aus geruͤſteten ‚Mitgliedern in. der General⸗Com⸗ 
miffion;. und in der oberſten Reviſions behörde ‚erklärt — Vor⸗ 
würfe, denen in Band II. Heft 1. S. 330: vom: Oeco⸗ 
nomie⸗Rath Hausmann: zu Neuſtadt⸗Eberswalde begegnet 
iſt — Insbeſondere erinnert Pfeil (S. 385 ff.) an das in 
manchen Faͤllen der Separation porzuziehende Siegenſche 
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Inſtulut der Konſolidation bei Hotzungen. Veranlaßt durch dert 
Pfeilſchen Angriffift Nro.2 ©. 398 die Erörterung vom Präs 
ſidenten Kette, ‘über die Anivendung ‘der vorzugsweiſe für 
die: Förderung der Forſtkultur fruchtbaten Beſtimmungen 
der sg. 171173im zweiten Theile der Gemeinheils thei⸗ 
irgend: vom 7. Juni 1821 gegebenen, ſo wie Der 
ſonſtigen ing. 77 und 127zu findenden Beſtiufmungen: >= 
Hr Nro. 3. (Sa482 macht der Oberforſtmeiſtet v. Stef⸗ 
fend zu Wachen verſchiedene Mittheilungen zur Erläuterung 
des Verfahrens bei Theilung gemeinſchaftlicher Waäͤlder im 
der Rheinptovinz. Dort kann nach Art. 826.827Des 
Code Napoleon, wenn ſich die Grundſtücke nicht fuglich 
geſchritten werden. Der Verfäſſer theilt die Auseinanderfe⸗ 
tzung des 1943 Morgen 9 Nurhen 10 Fuß großen: Merzei⸗ 
mer Erbwaldes mit, Ver zu 624 Rittern, welche jeder zu 4 
Klaͤuen zerfällt, ideell getheilt warDer Wald wurde, da 
eine angemeffene Theilung nicht ausführbarte in⸗ 160 Ver⸗ 
faufsloofen ſubhaſtirt, und kam, geſchätzt mit Hol; und: Br 
ben zu“140,267 Thlr. 5 Car." IP fi, aufn 260, 000 Thlr., 
aiſo 219,733 Enter Höher als die Taxe. Das ſind That⸗ 
fachen, die narürlich auch eine andere Geſetzgebung, als Die 
alwreußiſche, für Separatiönen: am Rhein» erffekfchen.: 
Nrdu aAu (S. 450) bringt uns eine dankens werthe Mitthei⸗ 
hang: sort Wetle⸗ über⸗ Aufhebung · der Gemeinheiten und 
Sersituten in der? Rheinprovinz Gegeneinanderftellung der 
dortigen a und der preußiſchen Geſetze. Der Gegenſtand if 
noch nicht: abgefchlöffen, und: wird wohl von den: künfilgen 
Bozirks vertretungen für Die Geſetzgebung näher vorfubereiten 
fein, ER! Antrag Stapp’s' bei; der jetzigen Natiönalvers 
ſammlung zu Berlin +00" wir dieſes ſchreiben — wird 
weht schwerlich" zur erfchöpfenden Erledigungen kommen koͤn⸗ 


nen. —Nro. 5. (S. 469.) enthält "eine Mittheilung des 
Regierungs⸗Raths Schellwitz zu Breslau über’ den Gerichts⸗ 
ſtand der Rückfotderung von Laudemien. Schellwitz glaubt 
nämlich, daß, obgleich theoretiſch die Rückforderung vor 
die ordentlichen Gerichte gehöre, dies ſich doch prattifch, wenn 
die Auseinanderſetzung wicht fo Tänge’tei den ..___ 
miſſionen ſiſtirt werden ſolle, nicht durchführen laſſe. 
beſtehen dort einige tanfend folcher Gondictionen, und eben — 
siele Abloͤſungs⸗Sachen von‘ Laudemien! 

Nro. 6. (S. 479.) gibt eine Uebetſicht der bekannt ge⸗ 
woidenen neueren Entſcheidungen des Geheimen Ober⸗Tri⸗ 
bunals aus’ den’ Gebiete der Landeskultur⸗Geſetzgebung — 
aus der Periode feit 1345, bis woͤhin Die wichtigeren gedruck⸗ 
ten’ Entſcheidungen· im dem· Werke? die Agrar⸗Geſetze ‚von 
Koh. 3. Auflage (1843) nebſt Supplementheft (1846) 
——— Tin este, aber keines Auszugs faͤhig. 

Untet Nro. 7. (S. 488.) erhalten wir eine Ueberſicht der 
Reffort: Verhältniffe der Landes⸗Kuͤltur⸗ Behörden und Perſonal⸗ 
Chronik ihrer Mitglieder, —— und der * 
ſionsberechtigten Feldmeſſer. 

+ Der Band Heft 1 gibte im I. “amtlichen Theile 

3.) eine Enifeheidung übel Eie Verbindlichkeit der früher 
nn bäuerlichen Wirkhe iin Sroßgerjogihum’ Pofen’ziie 
Unterhaltung? der "die Dorffeldmark durchſchneidenden Koni⸗ 
uiunitkations wege nach erfolgier Regullirung der gutsherrlich⸗ 
baͤuerlichen Vorhaltniſſe, beſonders über die Verpflichtungen 
Der bei der Regulirung dem Anträge der Gutsherrſchaft ges 
MAR von Der Feldinark des einen, auf die’ Feldmark eines 
andern Dorfs itanslocirten "Wirthe. "Der Gütshert wollte 
hier den zutückgebliebenen Bauern zuntuthen, die Wegbaufaften 
der’ auf ſeinen Antrag in ein anderes‘ Dorf translochtteit 
Vitthe zu Übernehnien ‚weil nach 5, 57. des Geſetzes ‘sont 


8. April 1823. die Gemeindelaften den ‚bäuerlichen Wirthen 
ausſchließlich verbleiben ſollen. Die Gerichte; entſchieden aber, 
daß nach $.63. eine folche Erſchwerung ‚für die zurückgeblie— 
benen Bauern nicht eintreten ..folle, die Laſt vielmehr auf, die 
Guts herrſchaft mit dem übernommenen ‚bäuerlichen Boden 
übergegangen. — In einem Nachtrage (S.16.) wird. nod.auss 
geführt, wie bisher, mehrfach mit Unrech angenommen, als 
ſei in F. 37. Nee. 1. Th. II. TZit. 7. A. L. R. als Satz 
des gemeinen Preußiſchen Rechts ausgeſprochen, daß die 
Aus beſſerung der auf den Dorffeldmarken befindlichen Wege 
und Brücken eigentlich den Dorfgemeinden obliege, die Guts⸗ 
herrſchaften oder Rittergüter aber nicht. verpflichtet wären, 
daran Theil. zu nehmen. Es wird bemerkt, Daß. in $. 37. 
die Gutsherrſchaft nur ale. Gerihtsobrigkeit,. erfcheine 
‚von den Dienfter aber, erſt im. fechften Abſchnitt II. 7. 5. 
471. 433. ‚gehandelt. ‚werde, wo eine ſolche Befreiung der 
Gutsherrſchaft feineswegs audgefprochen. — Run, die neue 
Zeit macht, auch hier reine, Bahn! 

Der- (IL) nicht amtliche Theil enthält L. (S. 93.) die 
oben ſchon erwähnte Entgegnung Hausmann's,. gegen 
‚Pfeile — Nro. 2. (©. 31.) enthält eine Erörterung von F. 
darüber, „welche Wirkungen bei Streitigkeiten im Auseinander 
fegungsverfahren ein,. den Kläger abweiſendes Urtel habe 
Mehrere, Dorfbewphner; hatten bei. Gelegenheit einer Gemein 
heitstheilung Anſpruch auf die Gemeindeweide gemacht, waren 
damit aber rechtskraͤftig abgewieſen worden; ſie brachten ihr 
Vieh nachträglich, aber dennoch auf die Hütung, der Com⸗ 
miſſar unterfagte. ihnen dies auf das Andringen. der. übrigen 
Betheiligten unter Androhung einer Geldftrafe, welche, da ſie 
das; nicht von der Hütung zurüdhielt, von der, Generalcom⸗ 
miſſion durch Erkenntniß feſtgeſtellt ward. Der Dagegen 
erhobene, Relurs ward verworfen. und Die. Reſolution Darauf 
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gegründet, Daß zwar die Verfügung des Commiſſars und die 
Feſtſetzung der von ihm androhten Strafe ſich als ein mo- 
dus executionis nicht anfehen, und alfo aus F. 54 A. ©. 
D. I, 24 fih nit rechtfertigen Iaffe, Die Verflagten aber 
im Vorprojeffe in den Befi eines Unterfagungsrechts ges 
fegt worden, und der Commiffar nad) $. 154 der Verords 
nung vom 20. Juni 1817 und $. 36 der Verordnung vom 
30. Juni 1834 die Befugniß gehabt Habe, den Befigftand 
aufrecht zu erhalten, Bei Mitteilung diefer Entfcheidung 
wird noch bemerkt, daß nach. $. 479.8. ©. J, 24, $.16, 
1, 15 ein den Kläger abweijendes Erkenntniß dem Verklag⸗ 
km nur Die Einrede der entſchiedenen Sache, und zwar nur 
gegen den Damaligen Klaggrund gebe, fomit feinen eres 
cutoriſchen Titel. Es wird nun aber bemerkt, daß nad) $. 
17 der Verordnung vom 30. Sunt 1834 kein Theil, aifo. 
eben darum, wie auch bei dem. römifchen judicium mixtum 
beide Theile als Kläger und DVerklagte erfcheinen. Daraus 
folgt denn, Daß, wenn auch nicht, wie gewöhnlich, in dieſen 
Elenntniſſen die Ausdrucksweiſe: „Befugt oder nicht 
befugt" nicht, fondern in einem Falle die Form der Abs 
weifung gewählt worden, ein folches Urtel Doch einen andern 
Effelt als im ordentlichen Prozeffe habe, vielmehr da Seder 
als Kläger und Verklagter erfcheine, und es die Aufgabe 
ki, den Rechtszuftand unter den Parteien vollſtaͤndig feftzus 
fellen, der Forderer mit allen feinen Klagegründen fofort 
beroortreten müffe, nachher feinen andern nachbringen könne. 
Charffinnig, Übrigens noch weiter zu prüfen! — Nro. 2. 
(8. 36.) enthält eine Erörterung über das Luremburger 
kanducht vom 3. Juli 1709 — anwendbar im Kreife Et. 
Dieb, nun Malmedy — wonach Art. 25. Tit, 8. die Wies 
ſen der Gemeinſchaft bis 1. Mai geöffnet und darnach ger 
hauet, bis fie gemähet und die Schaar abgenommen, und 
XV, Jahrgang. 18 Heft. 7 
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nach Art. 28. verboten if, -in den Feldern zu weiden, da 
die Früchte auf der Erde liegen oder in Kaften (Haufen) 
ftehen und noch nicht aufgehoben find, desgleichen auch mit 
den Wiefen, Die Felder und Wieſen find fonach vom 1. 
September bis 1. Mai der Gemeinde verfallen. Diefe Sa 
tzungen, obgleich für gemeinjchädlich gehalten, beftehen nod), 
und der Einfender wünfcht die Abftelung, wie die Gemeinde 
fie auch fchon 1824 durch Aufftellung eines Weideregle⸗ 
ments, aber nach richterlicher Entfcheidung erfolglos, ver- 
langt. — Unter Nro. 3. (S. 42) erhalten wir vom Re⸗ 
gierungs-Affeffor Schück Materialien zur Beurtheilung der 
Erfolge des Regulirungs s Edikis vom 14. September 1811 
und der Verordnung vom 13. Juli 1827, mit Bemertun⸗ 
gen vom Regierungs-Rath Kuh in Breslau. Sehr. wichtig, 
befonders wegen des unerhörten Verhältniffes in Schlefien, 
daß die Landesherrfchaft den Gutöherren bei Strafe aufge 
geben, Die bäuerlichen Stätten eigenthümlich zu verleihen, 
dies aber Häufig nur zur Umgehung von Strafe, fimulirter 
Weiſe, aljo ohne Rechtswirkung, Durch Scheinverkaͤufe ge- 
fhehen,, woraus dann folgte, Daß diefe in den Hypotheken⸗ 
büchern offiziell ald Eigenthümer ftehenden Bauern — obs 
gleich, daß fie es nicht waren, ein lautes Geheimnig war — 
nicht regulitungsfähig waren, bis das Geſetz vom 13. Juli 
1827 dies vom Befige von 25° Morgen- mittlerer Bodenklaſſe 
abhängig machte. Ein fo von Projeffen über gutöherrliche 
bäuerliche Verhältniffe durchpflügtes Land wie Schlefien Has 
e3 ‚wohl nie gegeben! Die nachtheilige Rüdwirtung auf 
der Nationals-Verfammlung ift männiglich befannt! — Sene 
Schückſche Darſtellung iſt von höchſtem Intereſſe für Die 
geſchichtliche Beurtheilung der Schleſiſchen Zuſtaͤnde, ebenſo 
der Kuhſche Nachtrag. Für die Geſetzgebung finden ſich in 
beiden vie beachtenwerthettin Aufklaͤrungen md — 
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Shätzt eine in dem Klagebeantwortungstermine 
von einer: Parthei perfäntich zum gerichtlichen 
Protokolle Übergebene ſchriftliche Klagebeant- 
vortung im ordinären Prozeſſe vor dem Contu- 
nazialverfahren? 
Erörterung | 
Heum Dber » Bandes » Gerichts -Afjefior Geck in. Werden. 


Vueiqt antwortet von vorne herein eine ſachver⸗ 
dandige Majorität mit ‚Nein. _ Das Eſſen'der Gerichts⸗ 
Collegium wenigftend hat wiederholt eine zum gerichtlichen 
Protokolle übergebene ſchriftliche Rlagebeantwortung,; weil 
fe nicht von. einem: Juſtiz⸗Commiſſar unterzeichnet war, 
u $. 3 des Gefeßes vom 21. Juli 1846, für nicht ange* 
kacht angeſehen, und gegen. den ein — 
jalerlenntniß abgefaßt. 

Dies Verfahren ſchein aber — — er⸗ 
Shen zu fein. Weniger angreifbar: würde: der. von einen 
Collegen gemachte. Vorſchlag ſich Darftellen, “einen : neuem 
llagebeantw ortungotermin anzuberaumen II DEREN 
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ſich auch die Abhandlung Seite 38 des Miniſterialblatts pro 
1847 auszuſprechen, wiewohl der Sinn nicht vollkommen er 

heilt, wenn dort gefagt wird: 
„Erfcheint der Verklagte im Klagebeantwortungs- 
termine, und überreicht eine nicht legalifirte Schrift 
fo darf fich der Deputirte zwar damit nicht begnüs 
gen, aber ebenfowenig contumaziren. Wenn er 
bei der Befprechung mit. dem Verklagten aber fins 
det, daß die Schrift der Sache angemeffen, klar 
und vollſtaͤndig iſt, ſo wird wohl wenig dagegen zu 
lieh, erinnern: fein‘, daß er fie annimmt und. in; feinem 
— „den Hergang darftellenden, Protokolle, ſich „Darauf 
’ bezieht; es kommt ja nur darauf an, daß die Kla⸗ 
gebeantwortung unter einig eines Rechnvicſim— 

digen erfolgt.“ 

Ich glaube aber für die unbedingte Autäffigteit der 
zum gerichtlichen Protokolle überreichten Schriftfäge die 
Gründe im Folgenden kurz angeben zu fönnen. 

Zuvörderſt bemerke ich, DAB in Bagatellfachen die Frage 
nicht zweifelhaft ift, Daß fogar die Anficht bei den Bagatell- 
Sommiffionen den Sieg gewonnen hat; nad) . welcher die 
ſchriftliche ſtatt einfachen Widerſpruchs eingefchickte Klagebes 
antwortung. berücfichtigt und bei dem Gontumazialverfahren, 
wenn Verklagter in. dem Termine zur vollftändigen Klagebe⸗ 
antwortung und mündlicher Verhandlung ausbleibt, als juste 
angebracht angefehen wird. Auch in. dem abgekürzten Pros 
zeßverfahren des $ 13.1. c. hält man bekanntlich eine nich! 
legalifirte fchriftliche Klagebeantwortung in dem Termine zur 
mündlichen: Klagebeantwortung und meitern Verhandlung 
für annehmbar, Seite 37 des Minifterialblatts von 1847; 
und in der That: erfcheint es ſeht interpretationsregelmaͤßig 
die Beſchraͤnkung der durch die Geſetzgebung von: 1833 ge— 
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gebenen Befugniffe der Parteien nicht über. den — 
des jüngeren Geſetzes hinaus zu dehnen. 

Der $.-3 dieſes Geſetzes disponirt in dieſer Be⸗ 
ziehung: | 
Der Verklagte iſt befugt, ftatt in- dem, zur Klage 
beantwortung anberaumten Termine zu erfcheinen, 

ſchon vor ‚oder in dem Termine eine. fchriftliche 
‚Klagebeantwortung einzureichen. Diefelde muß jes 
do. von einem Juſtiz⸗Kommiſſar unterzeichnet 
fein ıc. ıc. : 

Es werden hier. zwei verfchiedene elective Operationen 
aufgeſtellt, nämlich entweder perfünliches Erſcheinen der 
Partei, oder Einreichen eines Schriftfaßes und leßteres wies 
der vor oder in dem Termine. Logiſch folgt aus diefer Ge- 
geneinanderftellung, daß unter dem Cinreichen der Schrift 
Ratt perfönlichen Erſcheinens nur das Einſchicken (per nun- 
tium), nicht aber das perfünliche Uebergeben zum Protokoll 
gemeint fein kann. 

Derſelbe Gegenfag findet fih auh im $. 7L c.: 
Sede Partei kann ſtatt im Termine zu erfcheinen, 
vor Ablauf deſſelben ihre Replic und Duplic in 
einem vom Juſtiz⸗Kommiſſar legalifirten Schrifte 
faße einreichen. 

Afo auch Hier. ift flatt perfönlichen Erſcheinens das 
Einreichen einer legaliſirten Schrift in dem Termine geftat: 
kt; über die Functionen für den Fall des perfönlichen Ers 
ſcheinens find Leine Vorfehriften aufgeftellt und deshalb die 
älteren Gefege (F. 71 Verordnung vom 1. Juni 1833) ans 
wendbar, | 

Erfcheint die Partei in dem Termine und überreicht 
einen Schriftfab zum gerichtlichen Protokoll, fo ift diefer 
gleichſam pars protocolli in derfelben Art, wie wenn die 
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Partei den Inhalt wörtlich vorgetragen und in das Pte 
tokoll hätte inferiren laſſen. Wie dad Effen’der Collegium 
zum Gontutmazialverfahren übergehen konnte, iſt nicht ſeht 
begreiflich, einmal weil die Contumazie doch nur ihrem We⸗ 
fen nach auf praͤſumtivem oder allenfalls fingirtem Einge⸗ 
Kändniß baſirt, und hiernach Niemand in contumaciam con- 
fessus fein kann, welcher im Termine dem Richter feinen 
Widerſpruch zu erkennen giebt, denn auch weil ganz befon 
ders der $. 4 des mehrberührten Gefeßes vom 21. Juli 
1846 um Gontumazialverfahren beim perfönlichen Erſchei⸗ 
- nen de3 Verklagten fich entgegenſtellt. 
| Der $. 4 lautet: 
Erſcheint der Verklagte in dem Termine micht und 
ift auch eine den Vorfchriften des $. 3 entſprechende 
KRlagebeantwortung nicht eingereicht morden, fo Mitt 
das Sontumazialverfahren ein. 

Sontumazitt kann alfo nur werden, wenn es zugleich 
an beiden Actionen, Dem perfönlichen Erfcheinen und Ein— 
reichen einer legaliſitten Schrift, gemangelt hat. Was könnt 
auch) det Grund fein, einen vom Richter durchgefehenen, von 
Verklagten zum Protokoll übergebenen Schriftfag für weni 
ger beachtenswerth anzufehen, als eine Durch Beifegung de 
Namensunterfchrift eines Juſtiz⸗Kommiſſars legalifiete Schrift 
Doc nicht etwa die Erweiterung der Advolatenpraris? Den! 
diefe fcheint wenigſtens bisher nicht zur befonderen Berüd 
fihtigung gekommen zu fein ! 

Andere rationes legis aber wollen aus den Fluthen di 
‚Gefeßgebung nicht auftauchen. Man könnte fagen: Der I 
galifirende Zuftiz- Kommiffar it für den Inhalt verantwor 
lich, Aber der die Schrift zu Protokoll annehmende Richt 
darf eben fo fehr für den verantwortlichen Redacteur ang 
fehen werden. Er lieſt fie durch, prüft die Vollſtaͤndigke 
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und verſucht, wenn der Kläger anweſend iſt, die Sühne. — 
Man hat auch) von der Regreßpflicht des leichtfertig legalifi- 
senden Juſtiz⸗-Kommiſſars geredet. Aber wer nur wenig 
juriſtiſche Erfahrung hat, erfennt an, daß ein Anfpruch ges 
gen den Legalifirenden nicht erfprießlicher fein wird, als ges 
gen den eine unvolftändige Schrift zu den Acten annehmen» 
den Prozeßrichter. Für die Unterfcheidung aber zwifchen 
dem perfönlichen Uebergeben der Schrift zum richterlichen 
Protokoll und dem Einfchicen durch einen Boten oder durch 
die Poft, wobei fogar Garantie fehle für Die Autorfchaft, 
liegen Die Gründe auf der Hand. 

Es fcheint eine eingemwurzelte Dinneigung zur alten 
Inquifitionsmarime einem Verfahren zu Grunde zu liegen, 
wodurch eine nicht redefertige aber fchriftfundige Partei neus 
erdingd wieder gezwungen werden fol, im Klagebeantwors 
tungstermine durch die 48 Paragraphen des 9. Titels der 
alten Gerichts-Ordnung fich durchexaminiren zu laffen. 

Daraus fcheint auch noch die im Minifterialblatt ans 
empfohlene „Leitung“ Des Richters hervorgegangen zu fein. 


1. 


2, 
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via. 


Eine mündliche Webereinkunft über die Chei- 
lung eines gemeinfchaftlichen Grundſtücks kann 
als gültiger Titel zum Erwerb des ausſchließ— 
lichen Eigenthums des zugetheilten Stücks 
nicht gelten. 

Dagegen ift in einem Erbreceffe, wonach jemand 
aus dem Uachlaſſe eines andern ein dergeftalt 
abgetheiltes Stück erhalten, ein folder Titel 
zur Erfitzung zu finden. 


Rechtsfall, 
mitgetheilt vom 


Herrn Juſtiz⸗Kommiſſar Nauſchenbuſch in Altena. 


En Berg im Heuſiepen wurde durch rechtskräftiges 


Erkenntniß vom 19. Auguſt 1819 für gemeinſchaftliches 
Eigenthum des Diedr. Hermann Weſtermann und Herm. 
Diedr. Saſſenſcheid erklärt. Parteien theilten hierauf mil 
telft mündlicher Vereinbarung das Grundftüc in zwei reelle 
Hälften und bezeichneten diefelben durch Grenzſteine. We⸗ 
ſtermann ſtarb 1830 und fein Schwiegerſohn und Rechts⸗ 
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nachfolger Peter Diedrich Mayweg blieb im ausſchließlichen 
Beſitz der zugetheilten Hälfte, bis er: im Jahre 1845 durch 
Saſſenſcheid darin geftört wurde, der von: gedachter Theilung 
nichts wiſſen und den ganzen Berg nach wie vorgemein⸗ 
ſchaftlich betrachtet haben wollte. In dem hierauf von May⸗ 
weg gegen .Saffenfcheid angeftrengten.und auf: Anerkennung 
des AlleinsEigentbums an dem ihm. zugetheilten Stüce ges 
richteten Prozeffe ftellte Mayweg den Alt der Theilung als 
genügenden Titel zur Erwerbung des Eigenthums hin und 
berief ſich auf Die binzugetretene 10jährige "Verjährung. 
Gegen das ihn wegen Mangels der fchriftlichen Form feis 
nes Ziteld und daher Nichtgenügens der -10jährigen Erfigung 
abmeifende Erkenntniß des Gerichts Altena appellirte er, 
indem er in II. Inftanz neben dem genannten Titel, auch 
den nad) dem Tode feines Schwiegervaters errichteten Erb» 
receß, mittelft deſſen ihm das, abgetheilte Grundſtück zuge⸗ 
fallen, als einen genügenden Titel hinzuſtellen ſuchte. 


Das erſte Urtel wurde vom Appellationsrichter beſtä⸗ 
tigt, und namentlich in Betreff des zweiten Punktes anges 
nommen, daß, weil Kläger nicht Singular⸗Succeſſor in Bes 
treft des fraglichen Grundſtücks geworden, fondern als Unis 
verjalsSucceffor feines Schwiegervaterd es erworben habe, 
et auch alle vitia feines Vorgängers in Betreff des Erwerbs 
dieſes Grundſtücks fich entgegenſtehn laſſen müſſe. Durch 
das auf die eingelegte Nichtigkeitsbeſchwerde ergangene Urtel 
wurde das Appellations⸗Urtel vernichtet und das erſte Urtel 
pro petito der Klage reformirt. In Betreff des Nichtgenü⸗ 
gend des mündlichen Titels zur 10jährigen Erfigung wurde 
imar die Annahme der beiden erfien Richter gebilligt, Dages 
gen dem titulus pro herede die ihm in zweiter Inſtanz abs 
geſptochene Bedeutung vindicirt. 
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‚Das Erkenntniß würdigt die. wichtige Stellung des 
ütulas pro herede im preußifchen Recht Har und beftimmt 
und wird: daher die Mittheilung des ganzen Alrteld dem ju⸗ 
riſtiſchen Publikum von Intereffe fein. 

Es lautet, wie folgt: 
In Sachen: des Landwirth3 Peter Diedrich May- 
weg auf dem 1 — und ee 
wider 
— Diedrich Saſſeuſcheid in der Brachten⸗ 
beck, Verklagten, jetzt Imploraten, 
Erkennt das Königl. Geheime Ober⸗Tribunal 
für Redt: 
daß das Erfenntniß der Abtheilung für Civil⸗Pro⸗ 
zeſſe II. Inſtanz bei dem Königl. Ober⸗Landesge⸗ 
richte zu Hamm vom 30. Auguſt 1847 zu vernich⸗ 
ten, die Koſten deſſelben niederzuſchlagen, zund die 
Koſten dieſes Verfahrens zu kompenſiren, hiernächſt 
auch das Erkenntniß des Königl. Land» und Stadt 
gerichts zu Altena vom 26. März 1847 auf die 
Appellation des Klägers dahin abzuändern, Daß der 
Verklagte zu verurtheilen © 

des Klägers Alleineigenthum an dem auf ber 

Handzeihnung BI. 4 der Akten mit m. n. 0... 

bezeichneten -Stüde des Berges im Heuſiepen 

und Die Richtigkeit Der Grenze m. n. o. anzu⸗ 

erkennen, und 
die Koften beider Inftanzen zu kompenſiren. 

Don Rechts Wegen. 
e ründe. 
Wenn zunaͤchſt Ä 

1. in dem angefochtenen Urtel — worden 
iſt, daß die blos mündliche Uebereinkunft der Par⸗ 
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wien Uber die Theilung des bis dahin gemeinfchaft- 
lichen Grundfädes im Heuſiepen vom Sahre 
1820 kein gültiger Zitel zum Erwerb des aus- 
ſchlleßlichen Eigenthums für den Kläger an dem 
ihm zugetheilten Stücke gewefen fel, 
fo ſtinmt das ganz überein wir der durch dem Plenarbes 
ſchluß vom 15. Februat 1841 — Entſch. ® 6. ©. 413 
— begründeten entfchiedenen Praris des Geheimen Ober- 
Lribunals. 

In jener Theilung lag eine Verfugung über das 
Eigenthum an Grundſtücken und dieſe bedurfte allerdings 
zu ihrer Gültigkeit Der ſchriftlichen Abfaffung. 

$. 15 8. R. Theil I, Zit. 10. cf. F. 135 Bd. I. 
5 und 407 8. R. Theil I. Tit. 16. 

Daß die Theilung fofort Dur) Sehung von Grenzs 
jeihen zur Ausführung gebracht worden, macht feinen Uns 
terſchied. 

Bei der rechtlichen Ungültigkeit des Geſchaͤfts ſelbſt 
‚tar auch Die fchon tradirte Sache zurücdgefordert werden. 
Modificationen dieſer Regel, wie fie bei beweglichen Sachen 
eingeführt find, finden bei unbeweglichen Sachen nicht Statt. 

Hiernach zerfällt der erfte Befchwerdegrund, daß naͤm⸗ 
ih der Appellations Richter die $$. 579 und 591 Lands 
rechts Theil I. Tit. 9 Hinfichtlich Der Erforderniffe des zur 
ordentlihen Erfigung gehörigen Titels falſch aufgefaßt habe. 

Begründer dagegen ift der zweite Befchwerdepuntt. 
Hier Hatte fich der Kläger auf den Erbreceß vom 2. Sul 
1830 berufen, durch welchen feine. Frau ans dem Nachlaffe 
des Diedrich Hermann Weftermann mit deffen Gute Saſſen⸗ 
ſcheid auch das fireitige Stu Bergland übernommen und 
durch dieſen Receß auch einen Titel zur Erfißung ers 
langt habe. 
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Der —— verwirft auch Beten Titel, 
indem er im Wefentlichen ausführt: 

- in Folge jenes Vertrages, fei.nicht etwa blos das 

Eigenthum des Guts Saffenfcheid nebſt Pertinen: 
jien auf den, Kläger übertragen, ‚fondern der ganze 
Weſtermannſche Nachlaß — es liege :alfo keine Sins 
gulars, fondern eine Univerfals Succeffion vor und 
daher ftänden dem Kfäger- in Betreff der Verjaͤh⸗ 
rung Diefelben Vitia entgegen, Die feinen . Vorbes 
figer an Der Begründung einer ſolchen gehindert 
hätten. Der Univerſal⸗Succeſſor trete in die ges 
fammte Rectsiphäre ſeines Vorgaͤngers ein und 
alle Rechte und Verbindlichkeiten. deffelben gingen 
auf ihm über — es könne alfa auch ein Rechtöge 
Ihäft nur in derfelben Art und Weiſe, wie der 
Anlieceſſor es abgefchloffen, auf ihn übergehen. und 
fomit fänden ihm alle Hinderniffe, welche feinen 
Vorbefiger an der Erwerbung des: desfallfigen 
Rechtes gehindert hätten, in Dderfelben Art ‚und 
Weiſe entgegen, wie dieſem felbft. . 

Durch. Diefe Deduftion findet der Implorant die Vor⸗ 
ſchriften im $. 614. 617 — 619 Landrechts Theil I. Zit. 9. 
verlegt und darin ift ihm beizuſtimmen. 

In wie weit nach römiſchem Rechte die Beſitzergrei⸗ 
fung einer Sache Seitens eines Erben als. zur Nachlaß⸗ 
maſſe gehörig, titulo pro herede, dem rechten Eigenthümer 
gegenüber zur Erfigung führen könne, war unter den Zuris 
ften ſtets beſtritten. 

cf. Thibaut edit 8. $. 1018. 

Das allgemeine Landrecht hat diefen Titel aber ganz 
entfchieden als einen felbfiftändigen und völlig wirkfamen 
anerkannt. 
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Es nimmt die unitas personae zwiſchen Erblaſſer und 
Erben überhaupt nicht fo —— an, wie das td 
miſche Recht. 2 
Wie es beiPrüfung der Beſchaffenheit 
blos auf die Redlichkeit des — u itzers, nicht 
auf die des Erblaffers, ſieht — 
a : 

ſo beſtimmt es in dem una von Der‘ —* ins⸗ 

beſondere: 

$. 613. Jeder Medſeiger im Beſitze, er ſei Erbe oder 

nicht, kann die Verjährung feiner Vorfahren forte 
fegen, infofern er nur ſelbſt ‘ein redlicher Beſitzer iſt. 

$. 614. Auch kann ein ſolcher Nachfolger Caußer bei ges 
ſtohlene und gewaltſam genommenen Sachen) die 
Verjährung anfangen, wenn gleich der Befig feiner 
Vorfahren unredlich geweſen ift. 

5.615. So weit aber Jemand unredlicher Weiſe zum Beſitz 
einer Sache gelangt iſt, kann er weder die Ver⸗ 
jährung feiner. Vorfahren fortfegen, noch eine neue 
"Berjähring in Anſehung diefer Sache, fo wenig 
gegen: feinen Vorfahren im Beſi a ald gegen den 
Eigenthümer: anfangen. - 

$:617. Um eine neue Verjährung‘ folcher Sachen, die im 
Nachlaſſe vorgefunden werden, anzufangen, bedarf - 

‚ der Erbe keines. befonderen Titels. 

5618, Wer. den Beſitz einer Erbfchaft unredlicher Weiſe 
‚ ‚erworben: hat, ‚der  fanis’ auch gegen den Eigen⸗ 
thümer einzelnen‘ Darunter‘ begriffenen Sachen und 
Rechte‘ keine Verjährung vorſchützen. 

Dieſe Stellen fagen Har’das Gegentheil' von dem, 
nas der Appellationsrichter angenommen Hat; == umd daß es 
mit entſchiedenem Bewußtſein gefchehen, ergeben auf das 
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Deftinmmiefte : Die Grörterungen und Ausſprüche der Verfaffer 
des Rechtäbucdhes — namentlich die mon Suarez, weiche in 
der Zeitfchrift für wiffenfchaftliche Bearbeitung des preußi⸗ 
ſchen Rechts — mon Simon und von — — — 
theilt ſind. 

Man vergleiche zunächkt Bo. 3 @. 433 $. 823. 
wonach die Antretung der Erbſchaft die Stelle des 
ſonſt erforderlichen Zitefd vertreten. follte, ſobald 
nur der Erbe mit überwiegender Wahrfcheintichkei 

vermuthen konnte, daß der Gegenſtand Der Vers 
jaͤhrung zum Eigenthum ſeines —— gehöre, 

ran B». 3 6&. All... 
wo Suarez fagt: der Successor —*—** tann ex 
sua persona die Präfcription. anfangen — nur bei 

‚dem successori umiversali ift es zweifelhaft. 

Doch würde ich ſolchen dem singulari parificiren, 
197 Wwveil der Unterſchied, Dem das römifche Recht macht, 
in der That mur auf der ficta unitate Personarum 

‚beruht. Allenfalls ſubmittire ich, ob man dem s. 

‚ singulari die fürjeren, dem universali aber nur die 

‚ „längeren Verjährungen geſtatten wolle, 

Auf dad monitum ©, 542 aber: 

— «Es ſcheint wohl, Daß dem. Erben das Erbrecht 
zum Zitel dienen ſolle: um dadurch Die gewoͤhn⸗ 
liche Verjährung zu praͤſtribiren, wenn entweder 

4. „Der Grblaffer gar Seinen Titel gehabt, oder dem 
— Erben ſonſt die Präferiptiom. ex propria persona 
xortheilhafter fein winde. Dies wäre jedoch aus⸗ 
drücklich zu fagen, um den Zweifel daruber zu befeitis 

ty gen, ob Den Erbe, der feinen andern Titel als das 
54 0 AErbrecht für hr nach 8. 487 En 10 Jahren) nur 
77 nach 6. 492 n 30 Jahren) praͤſeribinen kann.“ 
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ee ri 
indem er bemerfte.: 
‚der Satz, daß der Gi, — eine neue Ver⸗ 
jaäͤhrung anfange, keines ſpeciellen Titels bedürſe, 
ſondern titulus- pro herede hinreichend ſei, könne 
mehrerer Deutlichleit wegen wobi. — 
werden.“ 

Und ſo iſt namentlich * der oben —— 
$. 617 in das (Geſetzbuch) Allgemeine Landrecht aufgenom⸗ 
men — von welchem denn auch die Beſtimmungen in 5. 
251 Titel 20 und 97. Titel 21 Theil I. des A. L. R. von 
verpfändeten und in Nießbrauch gegebenen — — 
— nur Anwendungen ſind. 

Die Nernichtung des Urtels IE, Anhang fann hier⸗ 
nach nicht Dem geringften, Bedenken unterliegen. - 

Es kommt fodann in der Sache ſelbſt nur noch —* 
auf an, ob der Kläger reſp. ſeine Frau den Weftermann be⸗ 
erbt und das flreitige Grundfüd in gutem Glauben, als zur 
Erbſchaft gehörig, 10 Jahre lang vom Erbanfall an, bes 
feffen haben. Die Beerbung des Weftermann ift aber aners 
fannt und der gute Glaube nicht beftritten. Bis dahin refp. 
bis zum Nachweiſe des böſen Glaubens iſt die Vermuthung 
für die Redlichkeit. 

Was Dagegen den 10jährigen Beſitzſtand betrifft, fo 
bat der Verklagte Diefen zwar bei der Klagebeantwortung BI. 
13 beftritten — er hat aber gleich zugeftanden, daß er im 
Vorprogeffe von 1845 verurtheilt fei, das alleinige Eigen- 
thum des Klägerd an den auf dem flreitigen Diftrikte ſtehen⸗ 
den Bäumen anzuerfennen, was freilich nur infofern richtig 
if, ald dies — nämlich das ausfchließliche Eigenthum des 
Klägers und zwar nicht nur an den Bäumen, fondern am 
Gtundſtücke feld — der damals ausgefprochenen Verurihei- 
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lung des Verklagten, dem Kläger den Werth der Dort gefälls 
ten Bäume zu bezahlen, zum Grunde gedient hat. Denn 
fhon damals hat der Richter den Beweis der Erſitzung für 
geführt. angenommen und: die Ausfagen der Zeugen, Thiel 
Bl. 31, v. Buckes feid Bl. 32 und Peter Saffenfheid Bl. 
33 (Hengſtenberg Bl. 34), worauf in dieſen Acten Bezug 
genommen iſt, laſſen in der That auch feinen Zweifel dars 
über zurüd, daß das ftreitige Grundſtuͤck ſeit der Grund: 
Reinfegung von 1820 im Befige ‘Des rn und nach⸗ 
— des Klägers: geweſen iſt. ** 

Noch 1845 iſt dieſer Beſitz nnbicatmätlg anerkannt 
und: von 1830 wo der Erbanfall an die Fran des Klägers 
fpäteftens Statt gehabt, bis dahin ift die Verjährungsgeit 
längft abgelaufen... Die Aeußerung des’ Verklagten, daß die 
Zeugen, welche im Vorprozeſſe gegen‘ ihn ausgefagt, megen 
Meinelds: zur era gezogen Pin follten, verdient feine 
Ben Zu 
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IX. 


Sind durch die Emancipation der Inden in Solge | 
des Gefetzes vom 23. Inli 1847 die befonde- 
ren anf den Ritual- Befetzen beruhenden Erb- 
rechte der Inden aufgehoben ? J 


Erörterung 

von 
Sommer. 
Ni März: 1848 ftarh der jüdifche Handelsmann Jo⸗ 
ph David Nofenberg zu Oeftinghaufen Cim Herzogthum 
Weſtſalen) und hinterließ einen Sohn Marcus und den Ens 
tel einer. an Alerander Schönftadt: zu Marsberg verheirathet 
gewefenen Tochter, Jokob Schönſtadt. Diefer. "behauptete, 
durch die letztwilligen Verfügungen’ feines Großvaterd vom 
IT, September 1839 und: 24. Juni 1846 im Pflichttheile 
legt zu fein, und erhob daher eine Klage auf Nichtigkeit 
des Teſtame nts, 'eventuell auf Ergänzung des Pflichttheils. 
Hier iſt nun die Vorfrage ftreitig geworden, ob der Jakob 
Schönſtadt überall: ein Inteftaterbrecht gehabt Habe. Es iſt 
dies von Marcus Roſenberg beſtritten worden, weil bei den 


Juden die Tochter neben dem — nicht a? ——— nur 
XV, Sabrgang. 18 Heft. 
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einen Brautfchaß erhalte. (5. Mof. 27, 8— 11. Michae⸗“ 
(ü8 Mof. Recht II. 59 ff. Saalfhüg, das Moſaiſche 
Recht II. 822— 824. HirfchelsLewin, oder Mofes Men 
delfon, NRitualgefege der Juden ©. 1.2.) Wirklich find am 
4. Suni 1821 Ehepakten zwifchen den Brautleuten und ihren 
Eltern errichtet worden, wonach der Tochter als Brautfteuer 
500 Thlr. nebft anftändiger Kleidung, Betten und Leinen 
verfprochen worden. Der erſter Inſtanz⸗Richter — Landıs 
* Stadtgericht Soeſt — hat angenommen, daß die jüdi—⸗ 

Fe ter und der — Erteh fe kein Recht au f ein 


Eblheit babe, und ? br er die angefellie Ringe gerne —* 


anlad al y 


Im m — und feton bis um vorigen. Safe 
5er 7% zei bi; zum jegigen, var die Stellung der 
Juden im Lande nur bib Linet vorlbergehenden Aufenthalts. 
Die Churkölniſche Juden⸗Ordnung vom W. Juni 17W 
(Scotti, Sammlung der Churtoin. Prov.Verord. I, 557. 
558.) beginnt damit : 


‚daß, obzwar Wir von Löblichen LandsStänden ver- 
ſchiedentlich feint belangt. worden ‚:umnb die Juden 
ſchaft aus Diefen unferen Erz @tifsefchen Landen 

voͤllig aus zuweiſen, daß Wie doch aus gewifferUnd 
una. ‚bewegenden Urſachen noch zur Zeit darin zu ge⸗ 
1.0... Hehlen Bedenken getragen, dagegen haben Wir dir 
von Unferen. Vorfahren am Erzſtifft hochſeeligſte 
Gedachtniß ausgegangenen Juden⸗Ordnungen exneu 
em ... laſſen, damit wie mehrermelte Juden 
ſchafft/ ſo lang Diefelbe.in,unfrem. Shui 
„and Gelaydt verbleibt, ihren: notürffüge 
UUnterhalt ‚und Nahrung haben, aller unzulaͤſſige 
13 1) Buchen und Handel aber verhůtet, auch gwifche 
der ‚Shih reyheit und en 
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"ON hortenggie ——— unterſqeid 
"gehalten werden mögen: num. 
Es erklärt ſich leicht, daß man ſich um die innern 
Verhältiiiffe, namentlich "die. Erbrechte einer ſolchen voruber⸗ 
gehend fich Hier - auſhaltenden nur gedulbeten Ruine eines 
freitden Volkes von Staatswegen nicht Füntmerte, "Die Ras 
finde waren die Behörden, welche die Streitigkeiten der Ju⸗ 
den unter ſich ſchlichteten, und "dabei das überlieferte Volks⸗ 
recht anwandten und ausbildeten. Durch die Churkoötniſche 
düden⸗Dthnung vom W. Juni 1700 Kap: VII, 51 wurde 
at die Gerichtöbarfeit' ‚der Rabiner auf Stteitigkeiten det 
Errnmonien' halber beſchraͤnkt. Dagegen follte [0% 55 in 
anderen bürgerlichen in die jüdifchen Ceremonien nicht ein⸗ 
ſalagenden Sachen ein Jude den andern nicht vor den Ras 
binstm, ſondern vor jedes Orts ordentlicher Obrigkeit beſpre⸗ 
den und" darin nach deren Juden Gewohnheit und üblichen 
Herbringen, bei deren Abgang aber dieſes Erzſtifts Ordnun⸗ 
gen und ee a — er Weiten! -.- | 
gerichtet werden? - ° = x 4602 bu⸗ 
Eine Basta, ale in m Sache edwen⸗ 
laſin, 06 wirklich die Ausſchließung der **— durch die 
koöhn im Herzogthum Weſtfaleri in neueter Zeit als Recht 
hectduinlich geweſen. Manſehe“ die Ausſage der Feugen 
Mikut EllasObetvorſteher Hellwitz und’ Herz Stern tik’ 
Viuen Acchid XIII. SA. 225.* Auch“ in der jetzigen 
kache And deshalb Zeugenbeweiſe namentlich durch Antrag 
üf Vernehnmung "ed jübiſchen Ober⸗Rabiners Friedlaͤnder 
u Be im Hetzogihum Weſtfalett angettetenn Es yat 
impfen das Land und Stadtgericht zu Sdeſt, fd’ wie das 
dhelardes Gericht Hamm in her üben‘ begogeneni Sache 
von das Erbrecht Der Tochter enmfeiedem “well nad den 
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in Hir ſchel Lewins bekannter Sammlung der. RitualsGefehe 
übertragenen Beſtimmungen des Talmud, refp, der Miſchnah 
und der beiden Gemara's wirklich jene Ausſchließung beſtehe. 
Und fo iſt denn’ auch in gegenwaͤrtiger Sache in erſter Ins 
ſtanz erkannt. Es läßt ſich aber mit großem Grunde. hier: 
gegen erinnern, daß ed nur auf das im. Herzogthum Wehr 
falen wirklich beftehende Herkommen, ankommen könne. . Un 
fere ‚Gerichte können die Juden nicht als zerftreute Nation 
mit einem felbfiftändigen Rechte anerkennen, fondern nur 
auf die Gewohnheitsbildung Rüdficht nehmen, ‚ welche, unter 
unfern Juden als zum Bewußtſein gekommen und. geblieben 
fich darſtellt. Die Stelle „nach denen Juden’. kann ſich nur 
auf unfere Juden beziehen. 

- Die Hauptfrage iſt nun, ob nad — ER der 
Iuden, durch das Geſetz über Die Verhältniffe der Juden yom 
23. Juli 1847 und die Verordnung vom 6. April ‚1848 
$.,.5.. Geſ.⸗S. S. Wlu och von einem ſolchen befonderen, 
Erbrechte der Juden Die Rede fein. könne. Sch, bin. übers 
zeugt, daß das nicht der Fall. Die Juden Hatten eben 
darum ihr befonderes Recht, weil fie nicht in die Staatsge⸗ 
meinſchaft aufgegangen waren, weil fie nicht Staatsbürger, 
nur. eine vorübergehend geduldete, geſchützte Klaffe von ur⸗ 
ſprünglich eingewanderten verglaideten Unterthauen waren. 
In dem Augenblide, wo dad. Geſetz ihnen. die ftaatshürgerz. 
lichen Rechte ‚gab, wo fie aufbörten,. .geduldete Fremde im. 
Sande zu fein, wurden fie von felbft des gemeinen Rechte; 
des Landes genoß. Es eriftirte das Object des. früheren 
befonderen. Rechts — lediglich vorübergehend gefchügte, nicht, 
“ in den Gtgatöbürger s Verband aufgenommene Unterthanen 
— nicht mehr, und damit zerfiel denn auch. die fernere Gel⸗ 
tung der fraglichen Sagung. Das Edift vom 11. Mär 
812 erklärte F. 1 die Juden für „Einländer und preußische. 


Staatsbürger. * Diefe folten nad) $. 7, inſoweit die MWets 
ordnung nichts Abweichendes beſtimme, gleiche bürgerliche 
Rechte und Freiheiten mit den Chriften genießen, und der 
$. 20 fpricht ald natürliche ‚Folge aus, daß die privatrecht- 
lichen Verhältniffe der Suden nach eben denfelben Geſetzen 
zu beurtheilen, welche andern preußiſchen Staatsbürgern zur 
Richtſchnur dienen. Es iſt ſeitdem Niemand eingefallen, 
in den öſtlichen Provinzen, wofür jenes Edikt erlaſſen, noch 
ein beſonderes jüdiſches Erbrecht anzuerkennen. 
Das Geſetz vom 23. Juli 1847 Hatte nun den Zweck 
„einer möglihft gleihmäßigen Gefeßgebung über die 
Verhältniffe der Zuden." Der $. 1 ſprach daher gleich den 
Cardinal⸗ Grundſatz aus: „Unferen jüdiſchen Unterthanen 
ſollen, ſoweit dieſes Geſetz nicht ein Anderes beſtimmt, im 
ganzen Umfange Unſerer Monarchie neben gleichen Pflichten 
auch gleiche, bürgerliche Rechte mit Unſeren chriſtlichen Uns 
terthanen zuſtehen.“ Das Gefeg erkennt aljo, fo weit es 
im Folgenden nicht ein "Anderes beftimmt,, keine befonderen 
Rechtöverhältniffe von Juden als folchen an. Es kennt ſolche 
Unterfiheidungen außer Pofen nur bei der Befchränfung der 
Aulaffung zu gewiffen öffentlichen Aemtern ($. 2) und bei 
den Rändifchen Rechten ($. 3). Die Beſtimmungen über 
die EultussAngelegenheiten Zit. II. unterfcheiden fich nicht 
weſentlich von den Ausflüffen der Jus circa saera gehen 
chriſtliche Sonfeffionen. — Im $. 72 werden „alle von den 
Beſtimmungen Diefes Geſetzes abweichenden allgemeinen und 
befonderen gefeglichen Vorſchriften hierdurch außer Kraft ges 
kt." So werig man nun, nachdem dieſes Gefeß $. 12 
f. die bürgerliche Ehe der Juden eingeführt bat, dem Ju⸗ 
den die fonft zuläffige Privar: Scheidung des Mofaifchen 
Rechts ferner geftatten wird, eben fo wenig kann man noch 
ein befonderes jüdifches Erbrecht anerkennen. Das Land s 
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‚und Stadtgericht Soeſt bat zwar bemerkt, daß der 8.1nur 
den Ge fehgeber,.veranlaffen könnte, die. Israeliten in 
‚bürgerlichen Streitigkeiten dem allgemeinen Geſetzbuche zu 
unterwerfen, es aber für den Richter zu. gewagt ſei, aus 
jener allgemeinen rein ſtaatsrechtliſch en Beſtimmung 
auf eine Abänderung des Privatrechts Der in Den nen er⸗ 
worbenen. Provinzen lebenden Juden. und auf eine gaͤnzliche 
Aufhebung der Ritual⸗Geſetze in Betreff der eipilrechtlichen 
Folgen zu ſchließen. Allein wenn, der Geſetzgeber einen all⸗ 
gemeinen Grundfaß ‚ ausgefprochen hat, iſt es Sache des 
Richters, ihn: eben fo allgemein ‚anzuwenden, er braucht hier 
‚nicht auf Eremplificationen zu; warten. Daß die fragliche 
Beſtimmung eine rein ftaatörechtliche fei, muß befktitten wer: 
den. Der Ausdruck „bürgerliche Rechte” umfaßt fomohl 
die ſtaats⸗ ald. privatrechtlichen Rechtsverhältniffe, : und. die 
folgenden $$. dringen, ſowohl die Ausnahmen für dig ſtaals⸗ 
als. für Die privatrechtlichen Verhaͤliniſſe. Z. B. 6. 6 über 
die. Sprache der Handelsbücher. 
Dffenbar hat das Gefeg- vom 11.. ‚Win 1812 durch 

Das neue erſetzt soerden ſollen, man unterſcheidet Darin nur 
Mwiſchen Poſenſchen und nicht Poſenſchen Juden. Nach der 
Anſicht des Soeſter Gerichts würde aber auch noch zwiſchen 
Den alt⸗ und. neuländifchen zu unterfcheiden fein. .; Die Ma: 
terialien des Gefetzes — die Verhandlungen des vereinigten 
Londiags — widerſprechen dem aber durchaus, Es ik al 
auch der 8. 20 des Geſetzes vom. 11. März 1812 durch den 
noch ‚allgemeineren $. 1 des neuen erſetzt. 
cr, Diele, Stellung, „der li erinnert an die L 
8.C. de. Judaeis: .. 
chen. uDIe. Juden, welche. Pr gemeinem cawiſhen 
— Rechte ieben, müſſen ſich in den Angelegenheiten, 
Ann 5 welche nicht ſowohl ihren Glauben, als ihre welt 
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lichen Verhaltniſſe und Nechte betueffen, ‚gejeßlicher 
Weile an die Gerichte wenden, und ſuͤmmtlich nach 
romiſchem Rechte. ihre Magen anfellen und ſich 
belangen laſſen.“ CUsberfogung von Otto, nr 
‚ ling und’ Sintenid: Bd. 5. S. 155) 

_ Unfere Suden find jeßt. ‚gerade wie Die, welche das 
imiſch. Bürgerrecht gewonnen hatten, anzuſehen, und ſtehen 
darum auch rein unter der Staatsgeſetzgebung. 

Die Verordnung über einige Grundlagen der tünfti 
gen: preußifchen Berfaffung vom 6, April 1848: $. 6. het 
dur Den allgemeinen Grundfaß.r. „die Audübung: ſtaatä⸗ 
bürgerlicher Rechte iſt fortan von Dem religiöfen Glaubens⸗ 
betenntnifje . unabhängig ,*. die letzte Schranke der Emays 
cipation, „welche :Ra&- Grjeh wanı : 23. Zuli 1847. gelaffen 
hatte, aufgehoben, welche leßte Schranke aber auf das Erbs 
echt keinen Einfluß Hatte. So ift es bisher auch allges 
mein verflanden, und der Jude, der nun im Territorium als 
definitiver Cinländer und Staatöbürger rein aufgegangen . 
if, kann auch feinem anderen Erbrechte, ald Dem des Lan⸗ 
des, in dem er wohnt, unterworfen fein. Das Syſtem 
der perfönlichen Rechte beftand auch im Mittelalter nur fo 
lange, als Die verichiedenen mit gleicher Berechtigung neben 
einander lebenten Voltsftämme fich. nicht mit einander vers 
quiet, eine neue Nation gebildet hatten. Im Süden Frank⸗ 
reichd, wo die deutfche Einwanderung nicht fö ſtark war, 
wurde Durch Diefe Fuſion das römische Recht Landesrecht; 
im Norden aber ward das deutfche Element und fein Recht 
das überwiegende (vergl. v. Savigny Gefchichte des roͤ⸗ 
mifhen Rechts im Mittelalter Bd. I. S. 147 ff.) und weil 
died nur ein hiſtoriſch, nicht aber ein juriſtiſch allgemeines 
war, ſo gab es dort bis zur Revolution nur ein droit cou- 
mmier, neben dem das roͤmiſche Recht als geſchriebene Vers 


nunft galt. Das jüdifche Rituals Recht. Hat bei uns durch 
das SIneinanderfirömen der jüdifchen Volkstrümmer in un: 
- fer Volk fein Objekt verloren, was bier mit dem Subjelt 
zufammenfält. Eigentlich ein Provinzialredit 
Landesrecht, ift ed aber nie geweſen, und kann alfo als fol 
ches auch nicht mehr beſtehen. Es entfcheidet alfo lediglich 
das gemeine Recht des Landes über Die Rechtöverhält 
niffe der Juden. Ä 6 

Dieſem gemäß würde denn Joſeph David Rofenderg 
von feinem Sohn Markus und feinem Enkel Jacob Schön 
ſtadt ab intestato beerbt worden fein, unter Verpflichtung 
für den leßteren, die feiner Mutter in Folge der Ehe 
paften vom 4. Dezember 1821 zugefloffene Ausſteuer zu 
konferiren. (8. Thibaut Syftem d. Pand. R. $. 732.) 


— 11 — 


x, 


Die Beftimmung des $. 369 A. RL 5, wo 
nad, wenn die im Vertrage beftimmte Art der 
Erfüllung ‚duch Schuld des Verpflichteten oder , 
duch einen in feiner Perfon eingetretenen Bu- 
fall unmöglich geworden, der Berechtigte eine 
andere Erfüllungs- Art zu wählen befugt iſt, 
findet auch auf den Fall einer moraliſchen 
Unmöglichkeit Anwendung, insbefondere. =. 
bei Alimentations - Verträgen. 


Nechtsfall, 
mitgetheilt von 
Sommer. 


Derannttic hat das allgemeine Landrecht über die 
Ftage wegen Aufhebung der Verträge in Fölge der Unmög⸗ 
lihfeit der Erfüllung von $. 360 I, 5 ab eine bedeutende 
Caſuiſtik entwickelt, und namentlich von 6. 369 ab die Frage 
wörtert, wie es zu halten, wert zwar nicht die Erfüllung 
des Vertrags , aber doch die darin’ beftimmt Art ter Er’ 
füllung unmöglich geworden. Die Gefeg » Reviforen haben 


J 
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uns berichtet, daß bei der endlichen Redaction das, was ur⸗ 
ſprünglich für die Veränderungen im Ort der Erfüllung 
vorgefchlagen, allgemein auf die Erfüllungsart Übertragen 
worden (Geſetz. Revif. Motiv. zu $. 339 — 349 des Entw. 
S. 135. 135. 2. Supplement zu den Ergänzungen ©. 247. 
248.). Darum quadriren denn auch die getroffenen Beim 
mungen» nicht überall auf den erſten Blid. Ein Beifpiel 
gibt folgender Rechtsfal. Johann Caspar Stratmann in 
der Vorhalle hatte im Vertrage vom 18. Auguſt 1854 fe 
nem Sohne Gaspar Friedrich Stratmann fein ganzes Pers 
mögen abgetreten, und diefer Dagegen fih verbindlich gemacht 
ſeine Eltern im Solonathaufe zu derpflegen, namentlich den⸗ 
ſelben das nörhige Eſſen und Trinken zu ‚geben; wie er 

ſelbſt Habe, ihnen zum Talcherſtüber jaͤhrlich 20, fe zu 
Zahlen, ſie zu kleiden und anſtaͤndig beerdigen zu) laſſen. 
Durch dieſen Vertrag war mithin die ‚ganze fernerg Sub 
ſiſtenz der Eheleute Johann Caspar Stratinann von der 
punktlichen und gewiſſenhaften Erfülfung "der dem Gohne 
Aufgelegten :: Verpflichtungen: abhaͤnglg gemacht, danas dem 


Vater, nachdem er dem. Sohre fein gameß Beruidgen. abge 


treten hatte, an allen Mitteln fehlte, um fid) und feinen An 
gehörigen Wohnung, Koft, Pflege und Kleidung auf andere 
Weiſe zu verfchaffen. Der Vater behauptete nun, daß der 
Sohn ihn und feine, des Vaters, Frau mißhandelt habe, 
zog von ihm ab, und Elagte auf Entfhädigung für die Vers 
tragsvortheile, dieſe Klage auf die Unmöglichkeit der Erfüb 
fung des Vertrags. Seitens des Verklagten gründend, In 
beiden Inſtanzen ‚ward ersmit der Klage abgewieſen. Der 
zweiter Suftanz Richter, Oberlandes » Gericht zu Hamm, be; 
merfte tm Erkenntniß vom 28. Juni 1843: Wenn: Kläger 
in zweiter Inſtanz die Unmöglichkeit der Erfüllung: des Ver⸗ 
trags Seitens des Perklaglen behauptet, aud daruber Zeugen 
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ꝛargeſchlagen Habe, fo ſei Diefe Behauptung siel.zu allge⸗ 
mein geſtellt, als. Daß fie habe weiter berüskfihtigt werben 
tünnen, der ‚Kläger, habe wenigſtens beſtimpite ger 
woraus Die Unmöglichkeit, folge, anführen müſſen. Der zrſte 
Senat des Geheimen. DbersFrikunals, als Nisptigkeierichter, 
nahm aber im Ertenntnitßz vom 3. Mär 1842 das Balein 
einer Nichtigkeit auf, Grund des 9.5. A. 10,a der Verord⸗ 
nung pom 14. Dezember 1833 au. Der Kläger habe nicht 
bes. im Allgemeinen eine Unmöglichkeit Der ‚Erfüllung Des 
Vertxages von Seiten des Verklagten behauptet, ſondern aud) 
Ipecielle Thatſachen angeführs, und Daraus. die Unmöglichkeit 
der Erfüllung des Vertrags geſolgert. Dieſe Folgerung . 
fand. der Richter. Durch Die , angeführten Thatſachen gerecht⸗ 
fertige — — Der Kläger war Daher, wenn Berklagter den 
übernommenen Verpflichtungen nicht nachkam, berechtigt, 
von Diefem. nicht nur Bergäitung des Werlhs der ihm ents 
zogenen Vortheile, foudern auch pollſtaͤndige Bicherheit Für 
die künftige puͤnktliche Erfüllung Des. Vertrages zu perlan⸗ 
gen. IB Klager aber,, wie er behaupipt, van dem Vertlag⸗ 
m und deſſen Ehefrau auch thaͤtich mißhandelt und das 
durch genöthigt worden, das Haus des Verklagten zu ver⸗ 
laſſen, ſo finden die Vorſchriften des A.L. R. Theil I. Tit. 
5. $. 360 ff. ungezweifelt Anwendung, da Kläger in diefew 
Falle von den ihm, im Vertrage zugeficherten Vortheilen, 
welche auf das Zufammenwohnen beider Theile und das ges 
meinfhaftliche Efjen an demfelben Zifche berechnet find, kei⸗ 
nen Gebrauch machen und ihm eben fo wenig jugemuthet 
werden kann, in das Haus feines Sohnes zurüchufehren 
umd fi ferneren Mißhandlungen deffelben auszufegen. In 
dieſem Falle iſt Kläger daher, da ihm Die in dem Vertrage 
zugeſicherten Vortheile Durch die Schuld des Verklagten ent« 
jogen worden find, von’ dein Ießtereit’für'den Verluſt diefer 
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Vortheile Entfhädigung zu fordern wohl befugt. — Es 
ward daher das zweiter Inſtanz Erfenntniß vernichtet, und 
die Fefiftellung der vom Klaͤger behaupteten Thatſachen, 
daß Verklagter dem Kläger wiederholt fchlechtere Koft, als 
er felbſt genießt, verabreicht Habe, daß er den Kläger habe 
zur Erde werfen wollen, daß die Ehefrau des Verklagten 
dem Kläger] die Beine weggezogen habe, fo daß er zur Erde 
gefallen fei, und daß Verklagter und defjen Ehefrau den 
. Kläger bei feiner letzten Anwefenheit im Colonathaufe nie 
dergemworfen, ihn mit einem Brodftecher über dem Auge ver: 
wunder und ihm auch fonftige Verlegungen zugefügt habe, 
fo wie die Beweis Aufnahme über die’ Angemeffenheit der 
vom Kläger geforderten‘ Geld » Entfchädigung Durch Vernehr 
mung der Sachkenner verordnet. | 


Diefelde Frage ward am 13. Dezember 1847 von dem 
nämlichen Senate in Sachen Wittwe Keune genannt Schu 
"macher zu Reflingfen Klägerin und Implorantin gegen den 
Eolon Heinrich Diedrih Keune genannt Schumader in 
gleicher Weife entfchieden, und zwar auf‘ Grund der Verle⸗ 
gung des $. 369 A. L. R. 1,5. 


Gründe. 


Es muß eine von dem Appellations » Richter begans 
gene Verlegung. des $. 369 Tit. V. Theil I. des Allgeme 
nen Landrechts angenommen „werden. Denn wenn in dem 
Vertrage vom 24. September 1830 der Verklagte, fich an 
heiſchig gemacht hat, | 


- feiner, Mutter, der Klägerin , (ebenätänglich freie 
Wohnung in den ‚Golonatsgebäuden zu. gewähren, 
5 5. ihr Effen, Trinken und Kleidung, fo wie er es ſelbſt 


‚hat, ärztliche Hülfe. und Medicamente zu verabreis 
‚reichen „. überhaupt dieſelbe in ‚gefunden und frans 
ten Tagen volltändig zu verpflegen, 


fo war dabei, wie aus der Nalur eines foldhen Vapftehunge⸗ 
Sontractd hervorgeht, sörausgefeht, daß Klägerin in dem 
Haufe ihres Sohnes eine fotche Verpflegung finden werde, 
wie fie nach dem Verhätniffe zioifchen Mutter und Sohn 
zu erwarten hatte, und die Liebe‘ und Achtung der Kinder 
gegen ihre Eltern erfordert. 


Iſt nun die Behauptung der Klägerin gegründet, 
daß dem entgegen der Verklagte theils felbit fie Yieblos, ja 
feindlich behandelt, ja geduldet, daß feine Ehefrau fich in 
diefer Art gegen Klägerin benahın, und erwägt man, Taf 
gegen dergleichen Lieblofigfeiten die obrigkeitliche Hülfe ents 
weder mit Erfolg gar nicht anzurufen ift, oder doch zu fpät 
tommen würde, der Klägerin aber nicht zuzumuthen ift, 
fi ihnen ohne ale Sicherheit dafür, daß fie fünftig nicht 
mehr eintreten würden, für die Zukunft auszuſetzen, fo ift 
auch der Schluß gerechtfertigt, daß fich Verklagter ſelbſt 
und durch eigene Verſchuldung in eine Lage verſetzt habe, 
die es ihm unmöglich macht, die verheißene Art der Vers 
tragds Erfüllung, nämlich die feiner Mutter zu gewährende 
liebevolle und kindliche Verpflegung zu leiften, und die Klä- 
gerin erfcheint alsdann berechtigt, ſtatt der flipulirten Natus 
rals Verpflegung im Haufe des Beliagten, zu ihrer Sub⸗ 
fiteng, für welche Bellagter zu forgen verpflichtet if, ein 
Arquivalent in Gelde zu fordern. 


Die entgegengefegte Anſicht des Appellationss Rich- 
terd ſtellt ſich fonach als rechtöverlegend dar, weshalb fein 
Urtel zu vernichten war. 
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In der Hauptſache haben ſich durch die Vernehmung 
der Im erſter Sean vetnommenen Zeugen “bie Behaup⸗ 
tungen der Klaͤgerin nicht gaͤnzlich bewahrheitet. Es 

‚Es mußte daher die Aufnahme der, in appellatorio 
vorgefchlagenen, „anderweitigen Beweis mittel veranlaßt und 

die Ermittelung auch auf die befteittene Angemeffenpei des 
verlangten Gelbäguivalentd gerichtet. werben, wodurch fih 
‚ die getroffene Eniſcheidung rechtfertigt. 


\ 


— * 
V Jiaw »434 


Tr wur 
s 7 23 


It munter der dem Kläger mangelnden. Fähigkeit 
vot Gericht aufzutreten, (Verord. v. 21. Zulf 
1846 $ 5. lit. d.) auch die fehlende vu 
Faitimation zu verftehen? 


Redréfalti | 
"von 


Sommer. | 


Dar s $. 5 det Verordnung dom 21. Juli 1846 ges 
ſtattet, wenn der Verklagte vermeine, dem Anſpruche des 
Klägers eine der nachſtehenden Einreden, insbeſondere die 
der dem Kläger mängelnden Faͤhigkeit, vor Gericht aufzu⸗ 
ten, entgegenfegen zu können, die Klagebeantwortung dats 
auf zu befehränteh, und daß zunächſt über diefelbe verhan⸗ 
delt und erkannt werde, zu beantragen. Durch das folgende 
Eckenntniß des Arnsberger Oberlandesgerichts iſt num aus⸗ 
prödjen, daß ſich diefe Beſtimmung ſchlechthin auf die 
ebfotute Faͤhigkelt vor Gericht aufzuteeten (persona standi ih 
jndieio) befhränte, nicht aber auf die Beytbeiflung der Pro⸗ 
xß⸗egitimation Zu beziehen ſei. Wie erlauben und, anderer 
Meinung za fein. Ob dem Klaͤger die Faͤhigreit/ Kberhaupt 
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vor Gericht aufzutreten, oder die, in der jetzt fraglichen Sache 
in der ſich beigelegten Eigenſchaft aufzutreten, mangele, if 
in der Sache eins und daſſelbe. Es ſollen immerhin nicht 
weitlaͤufige Erörterungen in der Sache ſelbſt angebahnt wer⸗ 
den, welche in Folge einer Die Klageberechtigung des aufge⸗ 
tretenen Klägers betreffenden Einrede ganz zwecklos erfcheis 
nen. Schon die allgem. Ger. Ordn. Th. I. Zit. 10. $ 79. 
feßt Die exceptiones litıs ingressum impedientes den excep- 
tionibus litis finitae ($ 62 ffygleich, und überläßt ed dem 
Richter ($ 68), wenn er findet, daß die Inftruftion der 
Hauptſache weitläufig, verwickelt und koſtbar, die Eroͤrterung 
der Exception hingegen kurz ‚und, ohne ſonderlichen Aufent⸗ 
halt und Koſten zu bewirten, m it Beifeitefegung der Dany 
fache die Exception voͤllig zu | inftruiren und zur Entſchei⸗ 
dung zu ſtellen. Bei der Unwandlung der Juſttuttions⸗ 
Marime in die Verhandlungs⸗Maxime durch das dief Ders 
ordnung vom 1. Suni 1833 vollendende Geſetz vom 21. Juli 
1846 hat man nun im $ 5. Ddiefer Verordnung das Gerig- 
nete beftimmt. Es if nicht die Abficht gewefen, fogar die 
ſchon ‚nach der alten Prozeßordnung ftatthafte Präjudizials 
Entſcheidung der Einrede, daß Verklagter nicht ſchuldig, ſich 
mit dem Kläger einzulaffen ($ 79.), zu verbieten. Die Ma 
terialien - — im ZuftigeMinifterialblatt pro 1847- ©. ds Not 
2. erwähnt —  beftätigen dies ‚da ausdrüclich, bei Jitr, d 
das Beiſpiel augeführt worden, „wenn ein Vormund fid 
„wicht legitimirt oder fein mandatum ad agendum, beigebrad) 
‚babe.‘ Sicher ſind dieſe Moterialien bier nicht. unerheb 
lich. — Pätte 3. B. im vorliegenden Falle der Verklagt 
Darin Recht gehabt, daß der Richter nur dem als Verſchwen 
der Verklagten nach 8 5. A. G. O. J. 38. einen Curate 
beſtellen könne, waͤhrend nach $, 2. der Antrag auf. Prod! 
golitãis Ertlaͤrung entweder von den Verwandten oder vo 
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Amtöwegen, durch einen: fislaliſchen Bedienten gemacht wer: 
den müſſe — ſo würde es ‚unverantwortlich. gewefen ‚fein, 
die einem ſolchen Curator entgegengeſetzte Einrede- der nich— 
tigen Beſtellung zur. Entſcheidung der, Hauptſache zu ver⸗ 
weiſen und ſomit eine große koſtbare Erörterung über die 
Prodigalität zu. veranlaſſen. Und es iſt Daher. gewiß nach 
tem. Zuſammenhange der Prozeß-Geſetzgebung gerechtfer⸗ 
tigt, unter der mangelnden Fähigkeit ‚vor. Gericht — 
ten, auch Die relative, zu verſteher. 


..*r , Hr * 2* Pose. 
‚is ’ EEE. I, wid ‘ J —— — 


BR | ‚Arnsberg, den i0. Mir; 1849. 


* * Depuiation für Chihpraue- Sachen II. In⸗ 

ſtanz erſchienen heut den 
FIR. Dr. Sommer für — = 
IR. Greve, die- anliegende; Vollmacht und Autori- 
fation, übergebend. 

Auf Vorlefung des Referats — die uründlichen 
Vorträge gehalten, aus Sr. ſich in facto nichts zu er⸗ 
Innern. fand. — 

Die Deputation erfannte Rn für Red, 5 pub 
hehe das Erkenntniß fofort. dahin: 

daß formalia appellationis;. in, Hrdmung, . in age 

des Königl. Land⸗ und. Siadtgerichts zu Erwitie 

vom 27. October 1848 lediglich zu: beſtaͤtigen, und 
dem Appellanten die Koſten dieſer Inſtanz zur 
Laſt zu ſetzen, von denen, die gerichtlichen, ſowie 
die Koſten / des IJ. Urtels außer Anſatz zu laſſen. 
Von Rechts Wegen 
gez, Rintelen. Stündeck. Schmidt. Loswindel. 


‚Düflerberg. 46 
UV, — 18 Heft. 9 


An Sachen des Landwirths Theodor R. zu W., Pro 
vokaten und Appellanten, gegen den Fiskus, vertreten durch 
ven Js. Delius zu Erwitte, Provofanten und Appellaten, 
Hat die Deputation des. Königl. Oberlandeds Gerichts zu 
"Arnsberg für Civil Prozeßfachen IT. Inftanz im der Sitzung 
‘som 10. März’ 1849, unter Theilnahme folgender Richter: 
der Oberlandes⸗Getichts⸗Räthe Rintelen, Schmidt, Stün—⸗ 
deck, der Oberlandes⸗Gerichts-Aſſeſſoren Voswinckel und 

Düfterberg den Acten geinäß für Recht erkannt: 
daß die Förmlichkeiten der Appellation zwar be 
, sbadhtet, im der Sache felbft aber das Erkenntrif 
der Deputation des Könige. Land» und Siadige— 
richts zu Erwitte vom 27. Detößer "1848 Lediglich 
zu beftätigen, dem Appellariten auch Die Koften 
dieſer Inſtanz aufzuerlegen, von denen die gericht 
- lichen,’ fowie die Koften des I: u za Anſatz 
zu laſſen. 

V. R. W. 
Gründe. 

Am 15. Februar 1848 machte der ——5 
zu W. die Anzeige, daß der dortige Einwohner Theodor R. 
einen fo verſchwenderiſchen Lebenswandel führe, Daß voraus 
ſichtlich die verarmte — der Gemeinde zur Laſt fallen 
werde. 

Das Gericht zu Erwitte —— den J.⸗C. Delius, 
nähere Erkundigungen einzuziehen, und ‚nach Befund der 
Umftände das Weitere nachzufuchen: Dieſer überreichte denn 
auch einen Entwurf einer Provokation auf Prodigalitäts + 
Erklärung, enthaltend mehrere, mit Beweismitteln unters 
fügte Momente zur Charakterifirung der Verſchwendung, 
und die Provokation wurde durch Beſchluß des Gerichts nad) 
denm Verfahren vom 21. Juli 1846 dem Provokaten mitgetheilt. 


— 131 — 


Provokat, welcher zur Sicherheit “auch? den materiellen: 
Inhalt ver Provokation beſtreitet, "befchräntt: ſich zunächk. 
auf eine der privilegirten Präjudizials Einreden.,: und bittet 
vorweg“ Dur) Erfennmiß: den Provokanten wegen mangeln⸗ 
der Fähigkeit vor Gericht aufzutreten, abzuweiſen. Ex bes 
hauptet , daß beim Vorhandenſein von: Verwandten dad Ge⸗ 
richt zu einer Provokation nicht berechtigt ſei. Notorifch habe 
er aber eine großjährige Halbfchwefter, die Ehefrau Friedr. 
W. geb. Dorothea V., eventuell könne gefeglich nur das 
Dbergericht den Offizial⸗Anwalt beſtellen, endlich. fei J.⸗C. 
Delius auch. nur zur Informatlons⸗ en nicht zur 
y felbft "ermächtigt: worden. - s.:. f 

Die Deputation des —* zu — * Pro⸗ 
volaien durch Erkenntniß vom 27. Detober 1848 mit dem 
tthobenen Praͤjudicial⸗ Einwand abgewieſen, weil derſelbe 
ſich nicht auf die-facultas standi in: judieis, ſondern nur auf 
die Legitimation“ zum Prozeſſe ſeinem Weſen nach heziehe. 
Die exceptio, daß Delius zur Anſtellung Der Provokation 
nicht’. beauftragt fei, Daß.: das commiuixende Gericht nicht. 
comipetent geweien, ‚würde in der Sphäre des Vermoͤgens⸗ 
rechtz dem Einwand der mangelnden. Aetivlegitimation ent⸗ 
ſprechen, über welches nicht praͤjudieiell erlannt werden dürfe, 

Eventuell - zechtfertigt: der erſte Richter: „die Entſchei⸗ 
dung ‚- indem: er aus den: Worten des Geſetzes (A. GE: O. 
L B8. .120 13) deducitt, daß der: Bririeb der Prodigali⸗ 
nats⸗Ertlaͤrung nicht Lediglich: Sache der Verwandien ſei, 
daß ſerner, wenn Rechtsanwälte vorhanden ſind, die Ernen⸗ 
nung eines — ie ge 
hehe: nt one yiltinchiaig Burda 

Wprovofati 4 gegen — —— ‚und er⸗ 
achtet die Präjudizial » Gintedel für begrlindet, weil das Ge⸗ 
ht nicht ex offieio einſchteiten durſe, um. weil Delius 
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feine ‚gehörige: Prozeßvollmacht Habe, beides aber Die ‚legili- 
mätio. ad pröcessum betreffe, und dieſe unser die erhobene 
Einrede falle. Wie Appellant um Abänderung. des Erkenni⸗ 
niffes: und Abweifung . des. Provofanten bittet, fo beantragt 
Provokat in:' feiner Beantwortungsfchrift,, die: im Uebrigen 
rechtliche: Gegendeduction enthält, Die: Beſtaͤtigung des erflen 
Urtels. Dieſe mußte —— — — der Sache ause h 
| nr... EEE EPER ——— 
f 19420 * open Z 
Diejenigen, *8* ein Recht vor Gericht wefſelgen 
wollen, müſſen nicht nur die Befugriß jun geuichtlichen Rechtes 
verfolgung haben (personam stamdi; im judieio)s ſondern auch 
über. den; Gegenſtand des Rechtöftreits :: zu ‚verfügen berech⸗ 
tigt: fein: (legitimatio ad causam); Ferner; wenn eine Stel» 
vertretung ‚Statt, findet, muß: eine: gehörige Vollmacht. vor⸗ 
handen ſein (legitimatio ad processum). — ‚Die. exceptio 
deficienfis Tegitimationis ad’ eausam iſt dem: Wefen nach eine 
negative Klagebeantwortung, kann folglich auch nicht, als pre⸗ 
zeßhindernde Einrede' behandelt. werden... Während, die A. 
&: ©. 1.10. $. 79— 81a: - aus der. entgegengefeßten An⸗ 
fiht die exceptio der mangelnden Sadhlegirimationunter dir: 
progeßhindernden Einreden ſtellt, und vorweg entſchieden 
wiſſen will; hat die Verordnung. vom. 21. Juli. 1846 $. 54. 
diefe Beftimmung dahin abgeändert, daß wegen: mangelnder 
Segitiimation zur Sache und zum Prozeß nicht Die Einlaffung 
auf die’ Klage abgelehnt werden: kann, wohl. aber: wegen “mans 
gelnder Faͤhigkeit vor Gericht aufzutreten. Bei dieſem klaren 
Wortlaut des Geſetzes iſt ed daher dem erkennenden Richler 
durchaus gleichgültig, wenn Motive dieſer Beſtimmung ıdH 
Grunde: gelegen haben, umd. ob in den Materialien zu Ddieſem 
Geſetz (Juſtiz⸗ Miniſt.⸗Blatt 1847 ©; 5 not. aa ine ans 
dere Beſtimmung beabſichtigt iſt. 4 hin dla 
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"Die Einrede, welche Provekat mit Rückſicht auf: das 
eitirte- Gefeg zur Präjudizial⸗ Entfcheidung flellt, - betrifft 
aber‘ in der That nur Die Aktiv⸗- und Prozeßlegitimation. 
Denn er bat weder behauptet, daß 3.6. Delius zu den 
abſolut infähigen ($. 13 ad fin. ibd.) gehört, und Doch hätte 
eine folche Behauptung allein den Einwand mangelnder 
persona 'standi in judicio- begritmder. Be — des⸗ 
halb die Einlaſſung, weil | 

1. das Antergericht nicht zur Beſtellung Des Fiskal⸗ 
Anwalts befugt gewefen, 

2, weil beim Vorhandenſein von Verwandten über: 
haupt nicht gerichtlich Das Prodigalitäts » Verfahren 
eingeleitet werden fünne, d. 5. mit anderen Wors 
ten, weil Provofant nicht zur Sache legitimirt fei, 

3. weil Delius nicht zur Anftellung der Provokation 
beauftragt, und nicht mit Authorifation verfehen fei, 
d. H.- weil die Prozeßlegitimation nicht in Ords 
nung fei. 

Nur die leßtere Einrede, welche zur Beurtheilung der 
Foͤrmlichteiten gehört, bedarf hier der Berüdfichtigung. Daß 
ein Untergericht zu einer Provokation auf Prodigalitäts + Ers 
Märung einen Juſtiz⸗ Commiſſar den Auftrag erheilen könne, 
hat der erſte Richter mit Recht auf Grund der Vorfchriften 
1.6.9. 1.38. $. 12. 13. und des Referipts vom 19, 
November 1829 angenommen. 

Dem J.⸗C. Delius ift darauf den Vorfchriften des 
$. 9 gemäß Anweifung eriheilt worden, und hierauf ſowohl 
in Mandat, ald auch feine Autorifation zur Cinreichung 
der Provofation gegeben. 

Diefe- ſämmtlichen Drei Einreden Eonnten aber nicht 
zut Präjudizials Entfcheidung geftellt werden. Der erfte 
Kichter hat die Einreden zwar auch in eventum verworfen, 
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und die ergangene Entſcheidung auch für den ganzen Pro⸗ 
zeß gerechtfertigt; ed hätte aber nach $. 6 des Geſetzes vom 
21. Suli 1846 hierüber gar keines Erkenntniſſes bedurft. 

Aus Ddiefem Grunde muß: zwar dad einmal ergangene 
Erkenntniß beſtaͤtigt, und Appellant nad $: 6 A. ©. O. 
1. 3 in die Koften diefer- Inftanz verurtheilt werden; die 
gerichtlichen Koften jedoch, fo mie die. des erſten Erkennt 
niffes müffen niedergefchlagen werden. 

Urkundlich ꝛc. ıc. 


XII. 


Gemeinrechtlich läuft, wenn gegen ein Beweis- In-: 
terlokat appellirt ift, die Beweisfrift erft von 
dem Tage an, wo der Beweispflichtige von der 
Bemiffion der Akten in Kenntniß gefetzt iſt. 


Rehrsfall 
mitgetheilt von 
Sommer. 


In Sachen Amts-Sekretär Liertz in Linz Verklagter 
und Appellant gegen Anton Lonſcheid daſelbſt Kläger und 
Appellat hat Das Oberlandes- Gericht zu Arnsberg am 3 
April 1849 Die obige Anſicht unter Aufhebung Der entgegens 
geießten Entſcheidung Des Zuftizs Senats zu Ehrenbreitens 
Rein aufgeftellt. 2 | u 

Gründe. | 

— — Die Hauptfrage ift, von welchem Tage die 
Fit zur VBeweisantwortung zu laufen anfängt. Kläger 
meint, von dem Tage an, wo dad Beweis: Interlofut rechts⸗ 
käftig geworden, und Dies fei im vorliegenden Falle der 
17. Februar 1848, indem an diefem Tage dem Mandatar 
des Verllagten das Decret des Civil» Senats hiefigen Ober» 
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> fandeds Berichtd vom 31. Sanuar 1848, worin dem Vers 

flagten angezeigt worden, Taß der Kläger Die gegen Tas 

BeweissInterlofut eingelegte Oberappellation zurückgenom⸗ 

men babe, infinuirt fei. Mit dieſer Anficht mehrere 

Prozeffualiften einverftanden. 

Vergl. Danz $. 270, Grotmann $. 106 und Mars 
tin $. 177. 

Dennod kann ihr nicht beigeftimmt werden, und muß, 
wie ed auch der erfte Richter gethan, angenommen werden, 
daß die Friſt erft von dem Tage zu laufen anfängt, we 
dem: Beweisführer: Das Decret infinuirt iſt, worin ihm Der 
Richter erſter Inſtanz anzeigt, daß die Noten von dem hö— 
beren Richter remittirt find. Es bat dies ſeinen natürlichen 
Grund, indem es ehne die Akten meiſt gar nicht möglich | 
ift, den Beweis anzutreten, der Richter aud) aus den Akten 
der erfien Inſtanz, wie es namentlich vorliegend der Yall 
geweſen ift, gewöhnlich nicht entnehmen kann, ob der höhere 
Richter Ten Beweisführer von der Zurücknahme der ange⸗ 
meldeten Oberappellation in Kenntniß geſetzt hat, und wann 
das desfallſi ige Decret inſi nuirt iſt; er alſo, wenn dies von 
der Gegenpartei behauptet würde, jedesmal wieder auf Be— 
weis über die Nichtigkeit dieſer Dehanptung, erfennen müßte. 
In praxi iſt daher immer angenommen worden ‚ daß Die 
Beweisfrift erft von dem Tage, wo ter Beweisführer von 
der Actenremiſſion in Kenntniß gefegt worden, zu laufen 
anfängt. . 


XI. 


Kann gegen den Bürgen, dem bei der Klage. ge- 
gen den Hauptſchuldner lis dennncirt worden, 
das gegen diefen erlaffene Erkenntniß zur Yol- 
ſtreckung gebracht werden? 


Re 6 tsfall, 
mitgetheilt von 
- Sommer. 


SH theile zuvörderfi das Erlenntniß ‚, was dieſe 
Frage verneint, mit: 

In Sadıen des A. ©. und des M. M., beide zu B. 
Neitaten und Appellanten, gegen den F. H., jetzt deſſen 
Lochter daſelbſt, Adcitanten und Appellaten, hat die Depu⸗ 
tion des Königl. Oberlandes⸗Gerichts zu Arnsberg für 
Clvilprozeſſe II. Juſtanz in der Sigung vom 2. Dezember 
1848 unter Theilnahme der Richter: D.-R, :&.:Räthe Rins 
ven, Schmidt, Stündeck, Schulz und O.⸗L.⸗G.⸗ 
Voewinckel, den Akten gemäß für Recht erkannt: | 

daß das Erkenntniß des Königl. Lands und Stadt 

gerichts zu Olpe vom 6. Juli 1848 dahin abzus 
ändern, daß die durch Verfügung vom 15. Mai 
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beider Inftanzen zu fompenfiren, Die gerichtlichen 
aber außer Acht zu laſſen. 
„yon Rechts Wegen 
Gründe. 

Der 5. ©. zu 8. lieh laut Schuldfchein vom 2. 
November 1834 vom F. H. zu B. 200 Thlr. zu 5%, Zins 
fen. Den Sculdfchein haben ©. zu B. und M. M. mit 
unterfchrieben, wit dem Zuſatze: „ald Rückbürge.“ — H. 
klagte die Darlehnsfhuld in einem Reftbetrage von 187 Thlr. 
15 Sgr. nebſt Zinſen zu 5°/, von 160 Thlr. ſeit 22. No⸗ 
vember 1846 gegen Die Beneficiat⸗ Erbin Des inzwiſchen ver 
ſtorbenen Schuldners ein, und ließ, unter Mittheilung der 
Klage, die beiden als Rückbürgen unterzeichneten Perſonen 
mit dem Bemerken, daß ſie ihm als Bürgen hafteten, mil 
vorladen. Weder die Schuldnerin noch die Adcitaten ers 
ſchienen und es erging sub rubr. gegen die Verflagte und 
den M. M. und P. S., Mecitaten, ein Gontum.sErfennt- 
niß, in welchem die Verklagte nad) dem Klageantrage ver 
urtheilt wurde. — Leber den Nachluß des F. H. war ins 
zwifchen der erbfchaftliche Liquidations s Prozeß eröffnet; der 
Kläger fuchte Daher, unter Bezugnahme auf $. 311 Tit. 14 
Th. J. L. R. und $. 8 Tit. 4 P. 0. gegen den M. M. 
und P. S., denen obiges Erkenntniß inſinuirt war, Erefus 
tion nach. Sie wurde verfügt. — Diefe remonſtrirten aber, 
weil gegen ſie noch kein Erkenntniß ergangen und weil ſie 
auch gegen die Rechtsgültigkeit der Buͤrgſchaft Einwendun⸗ 
gen hatten. Sie beſtritten nämlich jeden Bürgſchaftsnexus. 
Die Gerichtö - Sommiffion AM I. zu Bilftein leitete zur Er 
Örterung der legtern Einrede Die. Sache zur mündlichen Ders 
Handlung ein und nach Anhörung beider Theile wurde dann 
am 1: Juli 1848 zu Recht erkannt: 
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daß die verhängte Exekution fortzufegen . und dem 
M. und ©. diesKoften ‚zur Laßt zu ſetzen. 
Durch die Bereichnung: „als.Rüdhürge* nahm man 
die Bürgenqualität-ald feſtgeſtellt an und. erachtete auch -für 
zulaͤſſig, nach 8. 11.4. .c., gegen den Bürgen aus dem ges 
gen den Hauptſchuldner ergangenen Erkenntniſſe die Eres 
fution zu verfügen. Die Verurtheilten appellirien. Sie 
ſuchen weitläufiger. auszuführen, Daß das. eingeleitete. Vers 
fahren unrichtig fei, ohne befondere Klage und gegen fie er⸗ 
gangenes Erkenntniß feine Exekution gegen fie habe verfügt 
werden dürfen. Dann behaupteten fie auch wieder, als Bür⸗ 
gen nicht Haftbar zu fein, da fie nur als Rückhürgen unter: 
jichnet, ein eigentlicher Bürge aber fehle, und fie ſomit 
nicht verhaftet fein könnten. Auch — meinen ſie — habe 
es zur Bürgſchaft eines Ddeutlicheren fehriftlichen Vertrags 
bedurft. — = 
Appellatorifcher Seits wird die Zuläffigkeit der Execu⸗ 
tion aus den allgemeinen Geſetzſtellen zu deduciren gefucht, 
und die Haftbarkeit ald Bürgen für unzweifelhaft gehalten · 
Ob letzteres der Fall, kann vorläufig unerörtert blei⸗ 
ben, Da in Betreff des erſten Punktes, daß nämlich gegen 
die Appellanten aus dem GontumacialsUrtheif vom 2. Juli 
1847 keine Erekution verhängt werden könne, die Appella- 
tion für begründet erachtet werden muß. Es iſt eine feſt⸗ 
ſtehende Rechtöregei, daß ein Erkenntniß nur unter den 
Parteien, unter welchen es ergangen ift, Rechte wirkt und 
eine Rechts vollſtreckung nur gegen Denjenigen, welcher in 
dem Urtheil condemnirt if, erfolgen fanıı. Ausnahmen 
von diefer Regel müſſen, wenn fie berüdfichtigt werben follen, 
Mar und deut lich audgefprochen fein. Daß eine ſolche Aus⸗ 
nahme im Betreff der Bürgen Statt finde, wenn fie in dem 
Propeffe gegen den Haupt\chuldner mit vorgeladen feien, 
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Hehaupter die Appellatin auf Grund ‘des $. 316 Tit. 14 
Th. J. WER und 5.8 Tit. A Th. J. A. G. O. 
Allein die in dleſen Gefe&ftellen enthaltenen Beſtimmungen, 
rechtfertigen die’ Behauptung nicht. — Die Beſtimmung des 
$. 311 1. e. enthält die allgemeine Anwendung deifen , was 
. Überhaupt gegen Litisdenunciaten Statt finden foll, wenn fi 
zit einem Prozeſſe zugezogen find. Sie werden mit Ein- 
wendungen gegen diejenigen Punkte, über welche der Haupts 
proce ſich verhält, bei dem an fie zu nehmenden Regrefie 
nicht weiter gehört. Daß es aber eines ſolchen Regreffes, 
alfo eines befonderen Prozeſſes gegen die Vürgen nicht be 
dürfen folle, das wird in dem alleg. $. 311 nicht gefagt. 
Der $.3 Tit. 17 Th. 1: A. ©. O. gedenft diefes Res 
greffes befonderd und der $. 33 1. c. fagt ausdrücklich, daß 
das gegen ten Verflagten ergangene Urtheil nur dann gegen 
den Eitistenunciaten vollſtreckt werden könne, wenn dieſer fi 
im Voraus deinfelben unterworſen habe, was hier nicht der 
Fall if. Der $. 8 Tit. M Th. TU. G. O. fagt über 
die Vollſtreckbarkeit des Urtheils gegen den Bürgen gar 
nichts, fontern verweift nur auf $. 310 ff. Fir. 14 Th. 1. 
A. L. R. — Da nun aber diefer über die hier zur Sprade 
fiehende Frage, wie oben bemerkt, keine diefelbe im Sinne 
der Appellatin zu deutende Auskunft gibt, fo kann daraus 
Die Annahme Des I. Richters, welcher tie Erefution für 
zuläffig erflärt hat, nicht begründet werden; dag Erfenntnih 
deffelben war daher abjuändern und im Folge deſſen die 
Koften beiter Snftanzen zu compenfiren, $. 6. Zit. 3 P. 
D.; Die gerichtlichen mußten inteffen außer Anſatz bleiben. 

Die Sadıe möchte auf einen Augenbli doch nicht 
gang unzweifelhaft ſcheinen. Der F. 8 A. G. 2.1, 14 
ſteht Doch in der Reihe der 868, welche die Vollſtreckbarkeit 
eines Erkenntniſſes gegen einen anderen, als den buchſtaͤb⸗ 
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lich Verurtheilten, feſtſtellen. Der $. 6 und $. 9 wenig⸗ 
ftend haben es mit folchen Fällen zu thun. Nur dürfte 
ed beim $- 7 Fälle geben, wo, obgleich die Gerechtfame des 
einen in Anfehung eines gewiſſen Gegenſtandes von den 
Gerechtſamen eines Andern abhängen, dennoch gegen den 
Andern die Execution nicht fofert, fondern nur eine Klage 
Statt finden, wie z. B. beim Afiermiether, Ter vor Snfinuas 
tion der Klage gegen Ten Hauptmiether in den Befiß der 
Aftermiethe gefommen f. Min." Refer. vom 31. Jan. 1840 
J. ‚Rip. „DL. 9. 1840 Si 74 ff. — Allein was 3, jedenfallg, 
bier entfcheitend it, beruht darin, vo der Bürge nad $. 
EWR L) 14 rechilichez Gehör über die Gulilgteit 

der von Hin geleiſteten Bürgſchaft fordern kann,! aͤlſon Wieſe 
Fiage durch das gegen den Hauptichufdnen ; erlaſſene Er⸗ 
Imnniß nicht; faüfteht,, Fomis auch, uͤhfrbapyg, erſt sing Clage 
gegen den Bürgen angeftellt werden muß, bei der dann freis 
ih die Haupifchuld ſelbſt nach $. 311 als judifatinäfig. 
[Afchend angerlommen werden muß. 
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©, wenn der Gnpstprkiglibiger bei Dahlang 
des Kapitals, die Hypotheß für, alle rächftändi- 
gen HBinſen mit ‚Einwilligung, des. Schuldners 
vorbehalten · hat, er dann am der Stelle : des 
"Kapitals auch de meht als ‚ertjäheigen Sinfen 
| "erhaltet" — | a 
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(II. Verordnung vom 4. Mär; 1834 $. 19.) 


Die vorliegende Frage- ift-im folgenden Erkenntniſſe 

verneinend entſchieden. | 
In Sachen des Johann Behme, gnt. Kemper zu En 

dorf, Liquidanten und Appellanten wider 

1. die Erben des Kaufmanns Joh. Wilhelm Davidis zu 
Duisburg, a. Friedrich Wilhelm Davidis, b. Ernſt 
Davidis, c. Guſtav Davidis, d. Eheleute Guſtav von 
Rath und Augufte geb.’ Davidis, e. Ferdinand Role, 
f. Theodor Davidis, g. die Kinder des Hauptmannd 
Niemann, h. die Gefchwifter Adalbert und Ernſt Förſter⸗ 


_ ab 


2. die Kaufleute Schröder und’ "Hamadjer dafeloft; 

3, die Erben Stute, a: Anton, b. Franz Theodor⸗ 
Cardline, d. Maria Elifaberh Thereſe, e Marid’ Fran 
iöfa Stute, 'f. Maria Wilhelmine Freibürg geb. Stute, 

4, Framz Schulte gut. Huermann zu Stockum, 
5. Heinrich Kaufmann u er — 
md Appellaten, ER — 

bat der Civilſenat des Koönigl. —— zu Arns⸗ 
berg in ſeiner Sizung vom 26. Auguſt 846, an welcher 
Theil genommen haben: der ‚Geheime Juſtiz⸗Naih' Heine, 
die Oberlandes-Gerichtsräthe Rintelen r Sprieckmann⸗Kerper⸗ 
ind, Stundeck, Schulz und die Ober landes ⸗Getichts⸗ Aſſeſſo⸗ 
‚or Voswinckel Weſtermann, auf den —— dweier * 

ferenlen/ den Aeten gemaãß, Für Recht erkannt: 
daß formalia appellationis richnig/ — 
ſelbſt aber Das Erkenntniß des Land⸗und Stadt⸗ 
gerichts zu Arnsberg dom'?, Januar 1846, unter 

VWerurtheilung Des Appellanten in die Koſten dieſer 

Inſtanz und eine Succumbenzſtrafe von Dei 20 
lem —— zu beſtaͤtigen. — 
TE 
Zi Gründe, 

- Dem Liquidanten find "son dem Johdtin Wilh. Stute 
für-eine Forderung von’ 1000 Thlr. nebft 5%, Zinfen und 
Kofen laut der Obligation vom 28, Januar 1829 mehrere 
Parcellen, :unter- andern au Flur IV. 6 57998, Flur 
VHL As 113. 383: der St. ©. Stodum zur Hypothek 
gefellt und vom W. — — das ee 
— ee j 

Das: Kapital des“ Böpme nebſt ghiſmn vom 22. Juni 
1A. An iſt berichtigt, indem von der Erben Stute in dem 
Vergleiche vom 9 Auguſt 1841 die Schuld übernommen 


* 


- Am — 
und der Gläubiger Später. befriedigt:worden. In dem ge: 
dachten Vergleiche hat fich der ıc. Behme indeß fein, Hypo, 
thefenrecht an den fraglichen Parzellen wegen der rückſtaͤn⸗ 
digen Zinfen und Koſten ausdrücklich reſervirt. 
Nachdem im Dezember. 1843 jene Parzellen zur Sub⸗ 
haftation.geftellt waren,. hat ter Liquidant im Kaufgelderbrs 
legungsverfahren Yorzugsweife Befriedigung; wegen; der Zins 
fen ‚vor, dem 22. Juni 1841 und Mandatariengebühgen- im 
Betrage ‚von zuſammen 493 Thlr. 1, Sgr. 6.Pf. verlangt, 
Da. Die, Eiquidaten die Priorität nicht anerkannten, - if das 
Prioruaãisverfahren eingeleitet. | 
Im Inftruchionstermine blieb ‚Heinrich — an, 
= wurde gegen denſelben das -geftellte Präjudiz, daß er 
von feinen etwaigen, Anſprüchen an, die. ftreitigen Kaufgelder 
Abſtand nehmen wolle, realifirt., | 
-Die übrigen Liquidaten hielten den. Anſpruch auf vor: 
zügliche Befriedigung binfichtlich der Zinfen deshalb für uns 
bepründet, weil, gefeglich nur 2jährige Zinſenrückſtaͤnde am 
Drte des Kapitals „Iocirt ‚werden dürften, wenn die Kaufgel⸗ 
der zur Vefriedigung aller Glaͤubiger nicht ausreichten, die 
geforderten Zinfen aber geſtändlich vor dem 22. Juni 1841 
fällig geweſen wären. Liquidant meint, daß er die Zinfen: 
rückſtaͤnde faͤmmtlich fordern könne, weil er auf ſein Hypo⸗ 
thefenracht nicht verzichtet und wiederholt ‚erhoben 
habe. | 
Das Lands und Stadigericht REN * demnaͤchn 
am 2. Januar 1846 für Recht erkannt: | 
daß Liquidant wegen feiner Koſtenforderung 9 von 
60 Thlr. 5 Sgr. 11 Pf. von allen übrigen: Liqui⸗ 
danten aus den Kaufgeldern der fubhaflirten Par: 
. zellen Fl. IV. 8 57. 98. VIII. 113. 383; der 
„St. G. Stodum zu ‚befriedigen, derſelbe Dagegen 
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hinſichtlich feiner Mehrforderung von 432 Thlr. 
25 Sgr. 7 Pf. für Zinfen mit feinen Anfprüchen 
auf diefe Kaufgelder abzuweifen und ihm ”/,, den 
Eiquidaten ?/, der Koften zus Laft zu feßen. 

Wider dies Erfenntniß hat Fiquidanı das Rechtsmittel 
der Appellation eingelegt: er fühle fich dadurch befchwert, 
dag er mit feinem Anfpruche auf Befriedigung feiner Zins- 
forderung abgemwiefen und ihm 7/, der Koften zur Laſt ger 
ſetzt worden. | 

Nachdem von den durch Juſtizcommiſſarien vertretenen 
Eiquidaten die Schlufberichte eingegangen, die übrigen präs 
eludirt waren, find acta zum Spruch vorgelegt worden. 

Das erfte Bun mußte, wie gefchehen, beftätigt 
werden. 

Die Kaufgelter ter fühhafirten Immobilien ad 499 
:hlr. 21 Sgr. 11 Pf. reichen zur‘ Befriedigung ſaͤmmtlicher 
Hppothetengläubiger, deren Forderungen über 2000 Zhir. 
betragen, nicht aus. Es kommt mithin die Beſtimmung 
des F. 18 Gef. vom 4. März 1834 zur Anwendung. 

Reichen die Kaufgelder nicht zu, fo: ae * oe 
iger am Orte feines Kapitals nur: | 

1. die laufenden  Zinfen nach $. 25 der Verbrduüng 

über Die Execution in La r weit fie * 
nicht gezahlt ſind. 

2. die Rüͤckſtäände der beiden früheren * 

Appellant deducirt nun, das obige Geſetz habe nur 
den Fall im Auge, wo neben dem Capitale auch die mehr 
als Jaͤhrigen Zinſen deſſelben verlangt werden. Dies ſei 
unpulaͤſſig. In casu liege der Fall aber anders. Bei der 
Ridjaplung des Capitals habe er ſich fein Hypothekenrecht 
an der Stelle des Gapitald für die rückſtaͤndigen Zinfen vors 


behalten. Diefe Stelle müſſe ihm daher a Höhe des 
NN, Jahrgang. 18 Heft: 
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Sapitald haften. Daß der Schuldner ihm an der Stelle 
des Capitals für die rücftändigen Zinſen habe Hypothet 
beftellen können, fei unbedenklich), da derſelbe felbft durch 
Beſtellung neuer Schulden über die Stelle habe verfügen 
konnen. Der Hypothekenſchuldner Habe am 9. Auguſt 1841 
ten Vorbehalt hinſichtlich der Zinſen genehmigt. Dieſe Ge⸗ 

| nehmigung ftehe auch Ten Appellaten entgegen, weil fie in 

Die Rechte und Pflichten des Hypothekenſchuldners eingetres 
ten feien. 


Diefe Deduction iſt indeß unrichtig. Der $. 18 J. e, 
beſtimmt ganz ausdrücklich, daß nur, wenn die Kaufgelder 
zureichen, ſaͤmmtliche Rüdfände gezahlt werden ſollen. Da 
durch, Daß der Liquidant fich fein Hypothekenrecht bei der 
Quittungsleiftung über das Kapital Hinfichtlich der Zinsrüd: 
fände vorbehielt, konnte er nur den, Anfpruch erwerben, für 
den Fall des. Zureichens der Kaufgelder auch Hinfichtlich der 
rückſtaͤndigen Zinfen befriedigt zu werden. Sobald die Ins 
fufficienz eintrat, famen auch die gefeßlichen Beftimmungen 
jur Anwendung, welche dem Gläubiger am Orte des Kapis 
tals nur die laufenden und rüdftändigen 2jährigen Zinfen 
zufprechen. Die Zinseigenfchaft haben aber die geforderten 
Gelder dadurch nicht verloren, daß der Liquidant fich fein 
Hypothekenrecht hinſichtlich derfelben ausdrücklich vorbehalten 
und der Schuldner darein gewilligt hat. Es ift feine neu 
Beſtellung einer Hypothek für Die geforderten Zinfen ald 
Kapital erfolgt. Sie bleiben mithin Zinfen, welche nad) den 
Haren Worten des Geſetzes an der Stelle des Kapitals nicht 
gefordert werden können. 


Der Koftenpunft rechtfertigt ſich nach S. 6. 49. I, 
234 © O. 


Urkundlich ꝛc. 
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Wir glauben, daß gegen diefe Entfcheidung mit Rüds 
fiht auf den Geift des Gefeßes erhebliche Bedenken erhoben 
werden fönnen.. Nach $. 150 U. ©. ©. I, 50 follen im 
Goneurfe „feinem Gläubiger in eben der Klaffe, wo das 
Kapital angefeßt wird, an Zinfen mehr, als der Rücftand 
jweier Jahre vom Tage des eröffneten Concurſes zurückge⸗ 
rechnet, zuerkannt werden.“ Der Zweck dieſer Anordnung 
iſt offenbar der, daß ein dem erſten eingetragenen Glaͤubi⸗ 
ger ſolgender uͤberſehen kann, welcher Theil des fünftigen 
Erlöfes Des verhypothezirten Grundftücdes im ſchlimmſten 
Falle der ihm vorgehenden Hypothek gebühre, Der dadurch 
tangirte Werth des Grundſtücks iſt für ihm fo gut wie nicht 
vorhanden. Jene Beſtimmung iſt nun in das Kaufgelders 
belegungsverfahren der Verordnung vom 1. März 1834 $. 
18 übernommen. Wenn nun der Schuldner, der dem Gläus 
iger Das Kapital zahlt, nach $. 52 des Anhangs zum A. 
ER. über diefe Hypothekenſtelle zu Gunften eines Dritten 
verfügt, fo hat unbedingt der folgende Hypothefengläubiger 
feinen Anfpruch darauf, felbft nicht einmal, wenn eine 
ſolche Verfügung nicht getroffen wird, indem alsdann die 
Hppothefenftelle der Commun-Maſſe zufiele. Der Geift des 
Geſetzes kann alfo auch nicht gebieten, Tem vom Schuldner 
genehmigten Hypothefen s Vorbehalt des Gläubigers feine 
Folge zu geben, wenn er durch die Zinfen den Werth der 
Hyreihefenftelle für Kapital und zweijährige Zinfen nicht 
überfteigt. Das Geſetz gibt dem Gläubiger die Hypothek 
für alle Zinfen (A. L. R. I, 20. $. 482.). Der $. 150 
4. ©. O. I, 50 Spricht die Befchränfung auf 2jährige Zins 
jen nur für Den Sal, daß das Kapital angefeßt wird, aus, 
und der $. 18 der II. Verordnung vom 4. Mär; 1834 Hat 
offenbar nichts Neues beftimmen wollen, wenn er blos fagt 
‚am Orte feines Kapitals." Für Ne gefeßlicher 
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Beſchraͤnkungen darf überall nicht vermuthet werden. Die 
Hypothek auch für die mehr als 2jährigen Zinſen affizirt 
vor wie nach dad Grundſtück; es ift für den dritten Gläu⸗ 
biger ganz gleich, ob der Gläubiger die Zahlung auf die 
Zinfen oder auf das Kapital rechnet, beides hängt von deſſen 
Willkür ab, alfo muß auch fein den wirklichen Rechten 
des dritten Gläubigers nicht nachtheiliger Vorbehalt Geltung 
erlangen. Alles dies salvo meliori ! 
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Juriftifche Beitlänfte. 
= Bon 
Spumer. 
(Fortfegung. *) 
15. 


Die juriftifchen Zeitläufte im vorigen Hefte (S. 663) 
fhrieben wir im. Augenblid der Wahlen, 8. Mai 1848, die 
und wirklich auch in die Nationalverfammlung durch das 
Vertrauen eines MWeffälifchen ‚Kreifes — Brilon — brach⸗ 
ten. Seitdem ift eines der. vollenden Sabre, und welch ein 
Jahr! verlaufen. Wir haben bis zum 31. October. eins 
ſchließlich, in Berlin getagt. Wir wollen freilich nicht ‚mit 
Horaz fagen : Militavi non sine gloria, aber doch das befriedi⸗ 
gende Gefühl nicht verläugnen,. mit gleichgefinnten Freunden 
dem Lande gegeben zu haben, was. des Landes, Dem Könige 
was ‚des Königs. Ein“ ſolches Bad des Juriften in den 
Vegen des politifchen Lebens ift gefundend, gibt. feinen 
wiſſenſchaſtlichen Anſchauungen mehr Sachlichteit. Wir finden 
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) ſ. XIII, 662 — 669: 
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und daher veranlaßt, bier Einiges über unfer jus publicum 
ju fagen. 

Die Verfaffung und das Glück der Staaten befteht 
in der richtigen Vertheilung der Gewalt. Dieje Gewalt iſt 


ein geheimnißvolles Band, welches den Staat durchzieht, 
und die Aehnlichkeit und Verſchiedenheit jedes gegeben Staas 
ted darftellt und ausfpricht. Unendlich wie das Leben ift 
diefe GewaltsBertheilung. Staaten abgerechnet, Die, wie z. B. 
Texas, durch Einwanderung, verbunden mit einem fürmlis 
hen Vertrage, entftehen, ift immer ein Syſtem von Gewalt 
im gegebenen Staate fehon vorhanden, ehe die Wifjenihaf 
Darüber zur Reflerion fommt. Der Factoren der Gemalt 
in Deutfchland waren mehrere. Die alten Gemeinden hatten 
ihre innere Gewalt, Die für Recht und Ordnung wachte. 
Sie Hatten zugleich ihre Stammesfürften, deren Urſprung 
in die Nacht der Jahrhunderte zurücktritt, und aus denen 
die Führer des Volld Hervorgingen. Die Cinwanderungen 
der Deutfchen in die römifchen Lande, wo nun Sieger und 
Befiegte mitfammen wohnten, die Rücwirfung Ter Ausges 
wanderten auf Deutfchland durch Die Karolinger, Durch die 
Kaiferwürde, brachten das Feudal⸗Syſtem, beruhend auf einer 
Kette von Verträgen vom Niederften bis zum Höchſten hin: 
auf, bedingt zugleich durch die Selbſtſtändigkeit der ‚Kirche. 
Die neuere Zeit von’ der Reformation ab knickte in Deuiſch⸗ 
land die Kirche, Die Kirchen — Die bifchöfliche Gewalt ging 
auf die evangelifchen Landesheren über, Die fich ein eigenes 
jus reformandi gefchaffen. hatten. Geiftliche und weltliche 
Gewalt in Einer Hand führen fehr bald zum Despotismus. 
Die Katfergewalt war gebrochen, nur noch ein Schemen ihrer 
ſelbſt. Die Landespoheit gewann, was die Reichsgewalt 
verloren. — In Frankreich hatte der Einheitss Prozeß der 
Könige die Lehnsherzogthümer allmählig mit der Krone 
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verbunden, die obere und die Mittel-Gewalt im Könige ver- 
einigt, ſtellten ſehr bald einen legalen Despotigmus des Kö⸗ 
nige dar, der in Ludwigs XIV. l'état c’est moi "einen 
Austrud fand, So wie Die Natur firebt, der Gewalt der 
Gemeinde zur einheitlichen Spiße zu verhelfen, fo. wider- 
fpricht fie auch dem Despotismus diefer Spiße, Die frans 
zoͤſiſche Revolution kam, alle Gewalt wurde gebrochen, Kirche 
und Staat zerftört, der wirklich große Napoleon ftellte beide 
wieder ber, gewählt vom Volke erfannte er eine Volksvertre⸗ 
tung an. . Er ward befiegt, ihm folgten die Beurbonen, 
auch Verfaffung anerfennend, in zum Theil neuen Formen 
gebend. Karl X. floh vor der Preßfreiheit, Louis® Philipp 
ließ ſich den erledigten Thron übertragen. Auch er vermochte 
die finfteren Mächte der Revolution nicht zu gemwältigen, der 
24. Februar 1848 vertrieb ihn. — In Deutſchland hatten 
die Fürften nach Erlöfchen des Reichs 1806 die Reichsge⸗ 
malt mit der ihrigen verbunden, fich die Souveränität bei⸗ 
gelegt, frei mad) oben, ſonach auch nach unten alle hemmens 
den Schranken weggeräumt.. Nach der Befiegung Napoleons 
hatte man Das gefallene deutſche Reich 1815 als deutjchen 
Bund Hergeftellt, und die Fürften ihren Landen nad) dem 13, 
Artikel Der Bundesafıe Verfaffungen zu geben verfprochen 
und meift auch gegeben. Preußen hatte auch noch befonders 
am 22, Mai 1815 eine Verfafjung, eine Repräfentation des 
Dolls verfprochen. Aber es hatte hier mit großen Schwie— 
tigfeiten zu ringen. Das regierende Haus hatte durch ſuc⸗ 
eeffive Erwerbungen und Eroberungen Ten Staat gefchaffen 
und. mit der Reformation auch Die Kirchengemwalt erlangt. 
Es ſtellte ſich fehr bald, fchon im 17. Jahrhundert, auf 
den Stantpunft der Souverainität, erft ın Preußen, das 
nicht zu Deutſchland gehörte, Dann auch in den deutſchen 
Kanten. Man etablirte, Ludwig XIV. nachahmend, die 
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Souverainität als einen ‚roeher de bronce.* Es fand im 
18. Jahrhundert bald faktiſch feſt, daß das deutſche Reich 
in Preußen fo wenig als herkömmlich in Oeſterreich zu bes 
fehlen hatte. Die Landftänte im Innern frug man ſchon 
lange nicht mehr, da man ihre Steuerbewilligung auf Direkte 
Steuern beichräntt hielt und nun aus königlicher Macht in 
Direkte einführte, ohne fie zu fragen. Die öftlichen Lande 
hatten übrigens feit der Einwanderung deutfcher Völker vom 
9. Suhrhundert ab einen doppelten Sozialcontract, wie &6 
Möjer nennt, die befiegten Urbewohner ftanden den- fiegenden 
Nittern ıc. gegenüber, die eine Art von Mittelgemalt dars 
ftellten ;"diefe zu befchränten war freilich auch wieder Syſtem 
der Regierung und mußte es fein. Seit dem Unglücke von 
1806 ging man an die Auflöfung dieſer Verhältniffe durch 
die Agrargefeßgebung, inftinftmäßig mußte der Staat dis 
bisher gebundenen Kräfte des Landes hervorziehen und meh; 
ren. Dennoch blieben die Freiheiten und Derrjchaftsrechte 
der Ritter, der seigneurs, in den öſtlichen Landen beftehen. 
Sn den Landen links der Elbe fand man tabula rasa vor, 
die franzöfifch sweffälifte und fonftige Herrfchaften des 
rheinifchen Bundes, mit Ausnahme von Sachſen, hatten 
die fachlichen und perjönlichen Privilegien Ter Ritter zer⸗ 
för, — Die Regierung hatte fih nun von 1815 ab über 
die Elemente zu einigen, auf denen die Verfaffung beruhen 
ſollte. Ancillon, der Lehrer unferes jegigen Königs, fchrieb 
1815 fein Werk über Souverainität und Staatöverfaffung, 
befämpfte die Volks-Souverainität. Man erkannte das Bes 
dürfniß, die Verfaffung auf gefchichtliche Grundlagen zurüds 
zuführen, man fand deren vorzüglichfte im preußifchen Adel, 
und juchte ihm nun die Wege zu ebnen. Allmäplig führte 
man in den weftlichen Provinzen durch Die Kreisverfaffungen 
früher dort meiſt ungelannte Privilegien der Rittergüter in 
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der Vertretung ein; in ten öftlihen Provinzen bielt mars 
die Privilegien umd Steuerfreiheiten der Ritter feft, in der 
Armee, im höheren Staatsdierft ward Der Adel fichtlich ber 
günftigt. Die Provinzialtände waren überall fo geordnet, 
daß nie die Städte: und Bauerncurien einen den Anfichten 
der Ritter widerfpredienden Beſchluß durchführen konnten. 
Die Preffe blieb der Ängftlichften Aufficht unterworfen. Die 
Öffentliche Meinung wich) immer mehr von der Regierung. 
Entrüftet wandten die Dentenden fih von einem der gemei⸗ 
nen Freiheit jo feindlichen Syſtem ab. Die Regierung ver? 
folgte mit den härteften Strafen die Träume der afademi- 
hen Jugend über neue deutfche Verfaffung, Die Burſchen⸗ 
ſchaftler. — Der preußiſche Staat iſt zu 3katholiſch. Die 
Regierung ruhte auf dem Boden des Proteſtantismus. Sie 
hatte die proteſtantiſche Kirchengewalt inne; fie konnte ſonach 
nur eine freundliche Duldung gegen den Katholizismus, 
der ihr als etwas Fremdes, Unbequemes, gegenüberſtand, 
üben. Sie wollte aber auch lehren. Man hatte ſich, zum 
Zheil aus Reminiscenzen der Hegelfehen Philofophie; den 
Staat als oberſten :Schulmeifter gedacht; auch das Lehren 
der Kirche ſollte alfo vom Staate zu Lehn gehen, als die 
Kirche die Hermeſianer — melde die Offenbarung durch 
Kritit a ‚priori -conftruiren wollten — nicht mihr lehren 
laſſen wollte, fchügte der Staat fie, man fchien einen Keil 
in das Gebäude der kalholiſchen Kirche treiben zu wollen, 
der Biſchof follte jeine künftigen Geiftlichen fich vom Staate 
auf Den Univerfitäten Durch folche Lehrer vorbereiten taffen ! 
Da erhob Klemens Auguft feine Stimme, Die beraujchte 
Gewalt verhaftere den Kirchenfürften. Gregor XVI. fprac, 
Europa fprach, Das Land sprach. Man mußte nachgeben, 
jum erſten Mate erbebie- die Gewalt vor Der Stimme Des 
Volles. — Der König, ein großer Freund der Geſchichte, 
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hatte fich die englifche Kirchens Verfaffung zum Mufter ges 
wählt, eine .bifchöfliche Verfaſſung ſollte die evangeliſche 
Kirche in den Staat einfugen. Es reagirte aber der Pro: 
teftantismus durch Die Sreifirchler, und groß war der Riß 
zwifchen dem offiziellen Kirchenthum und dem, welches die 
Gebildeten erfirebten, einzig anerkannten. Man hielt eine 
Generals Synode aus meift von der Regierung . berufenen 
Staatds und Kirchenbeamten befiehend und redete unerquid- 
id. — Es fam das Patent vom 3. Februar 1847; der 
König erfchien mit den fchnell gefhaffenen Granden, mit 
. den Gewalt» Emblemen des Mittelalters. Aber es war kein 
Leben in dieſer Verfaffung. Es war dem Volke feine ent 
fheidente Stimme bei der ©efeßgebung, bei der Steuerbe⸗ 
willigung zugeftanden, Der Adel erfchien wieder mit feiner 
unverhältnigmäßig numerijchen Stärfe, mit feinen Privile 
gien. Selb die Befferen aus ihm, Ajax von Zelamonien 
— ein Sohn der rohen Erde — an der Spige, rannten 
gegen die neue Schöpfung an. Man fchloß die Sigung. 
Man berief den vereinigten Ausfchuß zur Berathung eines 
Strafgeſetzbuches. Da grollten die Donner vom Welten, 
und die franzöfifche Revolution fand den preußiichen Staat 
zwar phyſiſch Mark, aber nicht geiflig gerüftet durch eine 
Derfaffung. Wie eine Windsbraut flog der Geift der Rr 
Holution Durch Deutfchland, Berlin ward ergriffen, die lange 
genährten Stoffe der Unzufriedenheit condenfirten fich, Die 
Regierung zögerte, man wollte tie klaͤgliche Bundes Verla 
fung durch Gongrefberathungen verbeijern. Berlin wog! 
bis an Lie Stufen des Thrones, der König gab am 18. 
März 1848 Morgens, was lange verjagt war, er gab es ehr⸗ 
lich und redlich und mit Erkenntniß der Bedürfnijfe Der 
Zeit und des Landes. Da griff das Fatum ein, ein Schub 
geſchah, das Volt glaubte ſich verrathen — wir werden nie 
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glauben, Daß der König diefen Zufammenftoß beabfichtigt —, 
man kämpfte die Nacht hindurch, das Heer fiegte; der Kör 
nig, deffen Herz gebrochen, ließ es aus Berlin ziehen; Bers 
lin vermaß fi nun des Sieges. Der vereinigte Sandtag 
ward berufen, um einen legalen Uebergang in die neue Zeit 
ju wirken, das Geſetz vom 6. April gab einige Grundlagen 
und die Gewählten wurden zur Naticnalverfammlung ents 
boten. In Frankfurt Hatte fich ein Vorparlament gebildet, 
ed folgte eine gewählte Nationalverfammlung, um Ten Deuts 
(hen Bund zu begraben und ein ftarfes einiges Deutfchland 
berzuftellen. | 

Die Wahlen waren faſt fänmntich auf Männer ge: 
fallen, Die mit den bisherigen Zuftänden unzufrieden gewejen 
waren, oder von denen man Das wenigſtens vorausjeßte. 
Da kamen die alten verfolgten Burfchenfchafiler, deren Haar 
in den Kerkern gebleicht; die Freikirchlichen kamen mit bits 
terem Ingrimme gegen das bisherige offiziele Kirchenthum. 
Die Katholifen fandten ihre Bifchöfe und viele ihrer Geift- 
lien. Faft fein Adeliger ward gewählt, dagegen auf Grund 
des allgemeinen Stimmrechts jehr viele Eleine Leute, welche 
Aufhebung aller Abgaben, auch Zutheilung von Grund und 
Boden verlangten, Selbſt den mittleren Schichten der Ge- 
ſellſchaft angehörende Männer hatten folche Begehren, fo wie 
die Befeitigung unangenehmer Auseinarderfegungs » Rezeffe 
bei ihren Wahlen zugefagt. — Bald bildete fich ein Nieders 
ſchlag. Zwei HauptsAnfichten waren vertreten. Die einen 
Randen auf dem Boden der Revolution in der Weije, daß 
fe die Regierungsgewalt für von Rechtswegen gefallen hiels 
im, und es von ihren Bewilligungen abhängig erklärten, 
welche Rechte fortan Die Regierung überhaupt noch haben 
ſollte. Die anderen verftanden die Revolution nicht alfo, fie 
erfannten den Einfluß Diefer großen Thatfache, der von 
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ihr veranlaßten Patente und Gefeße an, aber fie wollten die 
Revolution nicht als permanente Quelle von Staats-Eins 
richtungen gelten laffen, fie wollten mit der übrig gebliehe, 
men gefeßlichen: Regentengewalt des Königs traftiren — wor 
für wir, und fon S. 663 der jur. Zeitläufte erklärt hatten, 
Sie wollten das in Deutfchland vorhanden gewefene Kapital 
. von Öffentlicher Gewalt von Kaifer, Reich, Fürften, Stäns 

den, Gemeinden, den Bedürfniffen der Jetztzeit, den ewigen 
Urrechten gemäß, zweckmäßig vertheilen und neu geftalten 
Durch Uebereinkommen mit der eben beftehenden Gewalt. 
So fchieden fi) denn am 9. Juni über Die Anerkennung der 
Revolution die linke und die rechte Seite des Haufes. Manche, 
‚die eigentlich am Ende daſſelbe wollten, waren durch Miß— 
rauen gegen einander gefchieden, Die Gefpenfter der Reaction 
and der Republik erfchienen, und es waren nicht immer 6% 
fpenfter. Natürlich) ward Die Rechte nun unvolksthümlicer 
Geſinnungen in der Meinung Berlins befchuldigt, währen? 
Die Linfe, getragen von dein, was fie Das Volk von Br 
lin *) nannte, auf der Höhe der dortigen Meinung fand, 
und die fehwächeren Geifter der Rechten allmählig eroberte. 
&o kam fie denn, allmählig erftarft, aus dem Vereinbaren 
heraus ins Defretiren am 9, Auguft, am 7. September, bis 
fie endlich) im November Todes verblich. Das mittelbare 
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Es gibt nichts Koſtlicheres, als den ſouverainen Unverftand 
von Berlin. Für diefe Befchränktheit des größten Theils 
der Bürger einer Stadt, welche die Intelligenz von Deutſch— 
land repräfentiren will, für diefes felavifche Nachbeten auf 
gegebener Floskeln durch die mehr und minder ehrbaren 
Philifter dieſer Hauptitabt, für die abfolute Unwiſſenheit 
der Mehrſten in ſolchen Dingen, gibt es wirklich keinen 
Maaßſtab. Kaum wagten die wirklic hervorragenden Ger 
ſter dieſer Stadt, ihre abweichenden gefunden Meinungen 
zu, geflehen. | 
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Ierdienft hatte fie aber, daß fie die Verfaffung vom 5. Des 
jember veranlaßte, Die durch die Anerfennung der am 26, 
yebrwar zufammengetretenen Kammern vereinbartes Geſetz 
des Landes wurde, und durch die den künftigen Kammern 
ebliegende Reviſion ihre Vollendung erhalten wird, fo daß 
mir jeßt einen geordneten Rechtszuftand Haben. Auch die 
Ttennung der Kirche vom Staate ift dadurch befiegelt. — 
Unfer Öffentliches Recht fteht dem Grundfaße nach feſt. Es 
ſteht feſt — was ſehr wichtig — durch eine von der Krone 
fei gegebene, vom Volke acceptirte Verfaffung, kein Flecken 
der Revolution haftet auf ihr. Sie gibt dem Volke wirk⸗ 
liche Rechte, und von ſelbſt das Recht des legalen Wider⸗ 
ſtandes gegen Verfaſſungswidrigkeiten. Wenn der S. 166 
des Straftitels die thätliche Widerſetzlichkeit gegen die Obrig- 
keit im ihrer Amtsführung, oder gegen ihre Abgeordneten 
in Vollziehung ihrer Befehle, abfolut für ein Verbrechen ers 
fürt, fo muß in Zukunft erörtert werden, ob der MWiderftand 
ein berechtigter gewefen. 
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Es iſt nun die Frage aufgeworfen worden, ob die 
biober Steuerfreien Entfchädigung erlangen werden. Bes 
tanntlich ift Dies das Thema eines großen Eonfervativen Ver: 
eins, und fogar Bornemann hat im vorigen Jahre eine der 
Entſchaͤdigung günftige Schrift Herausgegeben. Gr verlangt 
nichts Geringeres, als daß die Bauern ihre bisherige 
Grundſteuer ſich ins Hypothefenbuch zu erfter Stelle als 
laſt eintragen laffen und dieſe Obligationen zur Tilgung der 
Stuatsfhulden verwandt werden, und dann alle gleic) fteuern. 
Natürlich find die Bauern ganz anderer Meinung. Die 
Vberlaufig geht noch weiter, fie will nach einer Denkſchrift 
ihrer größeren ftändifchen Ausfhuß-Verfammiung vom April 
1849 (ſ. Deutfche Reform M 237 ©. 743 Sp. 3) fogar 
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ſchon dafür Entſchädigung haben, daß, Da der Kopf im 
Stante in den Jahren 1820—1837 3 Sgr. 10°, 00 Ph, 
ni der Oberlaufig aber nur 10 Sgr. ®%/,00 Pf. bezahlte, 
fie nun in Folge der allgemeinen Ausgleihung fo viel mehr 
werde zahlen müjfen, um auf den allgemeinen Normal-Satz 
zu fommen. Das allgemeine Landrecht Einleitung $. 70. 
71 beſtimmt nun allerdings, daß der Staat Privilegien nur 
aus überwiegenden Gründen des allgemeinen Wohls um 
nur gegen hinlängliche, durch Vertrag oder rechtliches Er: 
fenntniß feftzuftellende Entfchädigung aufheben Dürfe. Allein 
Dieje SS. paffen nur für Die gewöhnlichen Verhältniffe in 
der befteherden Staatsverfaffung, nicht aber für eine ent 
fiehende neue Staatsverfaffung, gar für einen neuen Staat. 
Rechtlich befaß die Krone die einzelnen vor und nad) erwors 
benen Länder jedes für fi, nur faktifch waren fie in der 
Derfon des Staats:Oberhaupts vereinigt; jetzt erft durch die 
Verſaſſung werden fie ein rechtliches Ganzes. Wie fie 
nun jegt ‚mit gleichen Kräften gleichen Schuß bezweden, 
tönnen fie auch nur Ddenfelben öffentlichen Abgaben untız 
liegen. Kein Landestheil hat ſich verpflichtet, für den an 
dern Steuern zu zahlen; ihre Gefummts Verpflichtung if 
rechtlich eine jegt aus der Vereinigung entftehende neue. 
Der Artitel 100 Ter Verfaffung fagt daher auch allgemein: 
‚In Betreff der Steuern können Bevorzugungen nicht eis 
geführt werden. — Die beftehende Steuergefeggebung wird 
einer Revifion unterworfen und dabei jede Bevorzugung ab— 
geſchafſi.“ An Enıfhädigung if hier gar fein Gedanfe. — 
Die Einleitung des allgemeinen Landrechts unterftellt über 
haupt nur den gewöhnlichen legalen Gang, nicht aber die 
Zuftände, die mit einer Verfafjungss Veränderung nothwen⸗ 
dig in Verbindung ſtehen. — Es kann rechtlich gar feine 
Verpflichtung des einen Bürgers geben, dem andern für dir 
Zukunft gegen verhältnigmäßig geringere Beiträge den Staates 
ſchutz zu verſchaffen. Die bisher wenig oder nichts bezahlt 
haben, mögen ſich des gehabten Genuffes wegen freuen, aber 
nicht eine Fortfegung hoffen. Man würde ſonſt ebenſo gut 
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denen, welche früher der Kriegsdienfipflicht nicht unterlagen, 
Entſchaͤdigung dafür, daß fie nun felb zum Staatsfchuße 
beitragen müffen, verwilligen ımüffen, mit anderen Worten 
alfo jedes Unrecht propetuiren. 

Man möge zufällig bier auch entnehmen, daß diefe 
von den mehrften Mitgliedern Der rechten Seite der Natios 
nalverſammlung getheilten Anfichten wenigftens den Beweis 
liefern, daß die Linke den Liberalismus nicht ganz und gar 
zu eigen befiße. 
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Es führt Died durch einen natürlichen Vebergang zu 
der Aufhebung alles Jagdrechts ohne Entfehädigung durch 
dad Gejeß vom 31. Dftober 1848, Wofür auch wir geſtimmt 
haben. Dies Gefeg hat manche ungünftige Beurtheilung 
erfahren, und nicht immer mit Unrecht. Die Jagd war 
urſprünglich Ausfluß des echten Eigenthums in Deuiſchland, 
ging aber, da fie ohne den dem Kaifer oder Landesherrn 
ald Regel zuftehenden Forfts und Wildbann nicht geſchützt 
werden Eonnte, (f. Eichhorn deutſche Staats» und Rechts⸗ 
geihichte II. S. 199. 362.) Häufig für den Eigenthümer 
verloren, faft überall Durch Alte der Gewalt, zumal folche, 
die das echte Eigenthum der Bauern in nußbares verwans 
delt harten. — Schon im Bauernfriege reflamirien die 
Bauern Die Jagd, fie bemerkten in ihren Forderungen (Slei⸗ 
danıs Befchreibung geiftlicher und weltliher Sachen, Buch 
V. Blatt LV—LVIL Ueberfeßung von Carlſtatt) „Darbes 
‚neben heite es feine billige AUrfach, darumb ihnen verbotten 
wäre, Wildpreit, Fiſch und Vögel zu fahen, noch viel wes 
‚niger, Daß fie das Wild an vielen Ortern auß den Aeckern 
‚und der Saat, fo es abe&ete, nicht ſcheuchen oder vertreis 
‚ben Lürfften. Gott hette Doch von Erjchaffung der Welt 
‚an den Menfchen Macht gegeben über alle Thier.“ — 
Auch im März 1848 ward in der Gegend des alten Bauerns 
trieges die Jagd vom Wolfe wieder angeiprochen, es ging 
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it eleftrifcher Schnelle Durch Deutſchland. Die Frankfur⸗ 
ter Nationalverfammlung feste ihre Aufhebung in den Grunds 
rechten feft. Es wagte feine Regierung zu widerfprechen, 
Sn Preußen war Vieles geicheben, Bas unmöglich) machte⸗ 
mit Erfolg für die Erhaltung der Jagd auf fremden Boden 
oder für Entfhädigung zu wirfen. Das allgemeine Land- 
recht hatte den Wildfchadenderfaß nur für den Fall, daß 
hohes Wild in ungewöhnlicher Menge gebegt werde, 
zugefagt (U. L. R. J. 9. $. 144—147.), die Jagd. alo 
dem Haffe des Landmannes geweiht. Anträge auf Geftat- 
tung von Ablöfungen waren auf einem Landtage durd) die 
Erwägung, daß die Jagd nach Abzug der Koften feinen reis 
nen Ertragsmwerth, nur einen der Ablöfe nicht unters 
liegenden Vergnügenswerth habe, abgelehnt worden. Ob 
gleich nicht zu beftreiten war, daß die Jagd einen Kauf und 
Miethpreis hatte, war Doch unter den gegebenen Umſtaͤnden 
die allgemeine Meinung ſo ſehr gegen eine Entſchaͤdigung 

für die Jagd, daß ſelbſt die mehrſten Mitglieder der Rechten 
ſich nicht berufen fanden, einen vorausſichtlich erfolgloſen 
Kampf für die Jagd +» Entfhädigung zu führen und fo dem 
Borurtheil, daß fle freifinnigen Geſehen abhold ſei, Nahtung 
zu geben. Wenn’ man Geſetze gibt, beräth, unterliegt man 
Häufig anderen Erwägungen, ald der Richter! — Wodurch 
das Geſetz aber vorzüglich fehädlich und unpopulär geworden: 
das find zwei andere Punkte. Exrſtlich war nämlich in den 
Abtheilungen und in der Central⸗Abtheilung vorgeichlagen, 
die Jagden im Gemeindebezirke zu einem Ganzen zu vereini⸗ 
gen und durch Sefammt- Adminiftration oder Verpachtung 
zu nugen, wie am Rhein nach dem Gejege vom 17. April 
1830 Geſ. S. S. 65 ff. Der Antrag fiel im der Verſamm⸗ 
lung. Ich machte noch das Amendement, daß wenigſtens 
die mehreren Jagd⸗Eigenthümer durch einen Mehrheits— 
beſchluß eine ſolche Vereinigung auf je 6 Jahre beſchließen 
tönnen, auch dieſer Antrag fiel, vorzüglich, weil Diele ein 
Ueberwiegen des großen Grundbefiges bei ſolchen Beſchlüſſen 
fürchteten. Natürlich nimmt ſich num das Jagen jedes Ein⸗ 
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jelnen auf feiner) kleinen Parzelle ganz fatal aus, und: führt 
zu gar ‚nicht zu verhindernden. Ueberfchreitingen. Selbſt die 
Beibehaltung. Des: rheinifchen Geſetzes voun 17. April 1830, 
wofür ich ebenfalls: ein Amendement ſtellte, war nicht 
durchzuſetzen, da fchon die meiſten Rheinländer Dagegen 
ſtimmten, und zwar, wie Zenfing zugeftand, wegen der Bez 
Binmung des F. 8.M 2, welcher die Jagd auf folchen 
eigenthümlichen Befigungen, auf welchen die Berechtigten, 
oder ihre Vorfahren aus derfelben Familie vor dem Jahre 
1798. die Sagdgerechtigfeit gehabt Hatten, auf fo lange als 
daffelbe Grundftüd im Befige jener Familie blieb, alfo meiſt 
zum Vortheil des Adels, erhalten. hatte. — Es läßt ſich 
kaum, ‚bezweifeln, daß Die Revifion der Jagd-Geſetzgebung 
zu Beftimmungen führen wird, welche der jeßigen Verwir: 
wng ein. Ende, eine pflegliche, Benugung durch Verpachtung 
möglich machen, — Bollends verkehrt war nun aber, daf 
die-Heges Grundfüße aufgehoben wurden, Es war dies 
eine Rohheit , welche mit dem Abſcheu unferer Zeit gegen 
Thierquälerei; ſehr kontraſtirt. Der Geredjte erbarmet fi) 
des Viehes. Auch hier. muß die Gefeßgebung nachhelfen. 
— »Es iſt Die: Frage entftanden, inwiefern noch Beſtta⸗ 
fungen wegen Eingriffe in fremde Jagdrechte Statt finden. 
Auf der einen Seite läßt ſich folgende Behauptung auf— 
ſſellen. Das Recht, jagdbare wilde Thiere aufzuſuchen und 
ſich zuzueignen, iſt die Jagdgerechtigkeit (A. L. R. H, 16 
5.30): Die Jagdgerechtigkeit gehört. zu den niederen Re 
galien, :und-kann von-Privatperfonen nur, fo wie bei Rega⸗ 
lien überhaupt verordnet:ift, erworben werden ($. 39), das 
heißt, Durch landesherrliche Verleihung oder. - Verjährung 
ALE_R. IE 14, $S: 26 ff. 35). Dieſe privilegirte Ger 
rechtigkeit iſt in Folge des neuen Geſetzes untergegangen: 
Es tann nun allerdings der: Gigenthümer Dritten das Ber 
treten : feines Bodens, alfo auch das Vornehmen von Hand⸗ 
lungen auf demſelben verbieten, ‚und: kann natürlich ungeſtoͤrt 
das dort befindliche Wild fangen, und hiedurch das Eigen⸗ 
chum daran. erlangen! (U L. R. I, 9:$:i107. 12).Aber 
XIV, Jahrgang. 18 Heft. 11 
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auch: ein Dritter wird durch "den Thierfang Eigenthümer des 
Wildes, Da das Gefeß dieſe Eigenthums⸗Erwerbung nitgend 
an das Eigenthum des Bodens knüpft. Das Betreten‘ des 
fremden Bodens iſt, wenn dadurch nicht etwa Dad Haus⸗ 
recht. im engeren oder weiteren ‚Stine, ' alfö z. BY-ein Ge⸗ 
hege, verlegt wird (A. 8. R. II, 20:8. 5%. 526: 529. 
531.532), kein Verbrechen, ſondern kann nur ein nach der 
ei a zu —— u Bau: Be 


| Auf der — Seit‘ (ab ſich ER mit Mdleren 
Recht Folgendes erwidern. Das Geſetz vom 31 Oetober 
1848 hebt, $.1 nur „jedes Jagdrecht auf f remden Boden“ 
auf, das Jagdrecht auf eigenem Boden iſt *alſo gebtieben, 
oder durch das Geſetz als erworben unterftelltz denn $.'d 
fagt ausdrücklich, Daß „die Zagd- jedem Grundbeſitzer auf 
feinem Grund und Boden zuftehe, ‘er fie in jeder erlaubten 
Art, Das Wild zu jagen umd zu fangen, ausüben-.Dürfe,’ 
und $;.2 verbietet die „Trennung Des Jagdrechtes von 
Grund und. Boden als dingliches Recht," "es muß alſo dat 
Jagdrecht auch, als mit dem Grund und Boden ˖ verbunden, 
vom Geſetzgeber anerkannt fein. "Hat ſomit der Eigenthümer 
ein wirkliches Jagdrecht, ſo iſt auch jeder andere abgehalten, 
ein. ſolches auf fremden Boden auszuuben, und thui er es 
dennoch, fo verfällt er Der Beſtimmung des F. 111108. 
R. IL 20:.. ‚Ach an Sachen, die noch nicht"in dem Be 
fige einer gewiſſen beftimmten: Werfon fich: befinden, wird eit 
Diebftahl begangen y wenn die Entwendung ohne Vorwiſſen 
oder Einwilligung desjenigen gefchieht, welchem das Recht 
zukommt, Andere von der Beſitznehmung auszuſchließen. 
Cs müſſen alſo auch die F. 1145, 317, welche die Strafen 
für Wilddiebereien feſtſetzen, zur Anwendung kommen. Eben 
ſo wird, abgeſehen⸗ vom Diebſtahl, der’g. 315 ruückſichtlich 
der Jagdeontraventionen⸗ anwendbar bleiben. Ja man wird, 
obgleich Die Nationalverfamintung mein auf Beibehaltung 
der $, 318. 810. Sichfindenlaffen init Jagdgewehren cin 
fremden Jagdrevieren, gerichtetes Amendement "verworfen 
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hat; dennoch da das Gefeß: michts davon u zu.» S$. neh 
— — — —* 
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Bon. unferm Koch (Neiße) Haben wir feit einem 
Jahre‘, ein Handbuch... des preußischen Eivil-Prozeffes erhal⸗ 
ten, einer Zufammenftellung unfrer Prozeßgeſetzgebung naͤm⸗ 
lich, wie ſie ſich nach der Prozeßordnung und den großen 
Novellen, Die fölche taft abiorbiren, geftalter hat.‘ : Das Ver: 
dienftliche eines. ſolchen Werkes bedarf feiner befonderen Her: 
vorhebung, zumal da wir fo. bald. feine, Codification -unferer 
Civil» Progeßs Gefeßgebung erhalten werden. Das conftitu: 
tionelle Syftem wird uns ſchwerlich ſo bald Geſetzbücher 
bringen, wie follten ‚fie Durch ‚alle die Stadien der-Berathung 
durdy zwei: Kammern kommen! Wie wollen froh fein, wenn 
wir einigen Der nothwendigſten Spezial⸗Geſetze erlangen, und 
der Wiffenfchaft ‚gern ihre Zufammenftellung für Die Bes 
dürfniffe Der: Praris überlaffen. — Ein. zweites Werk’ unfres 
unermüdlichen Koch — es: ift der Entwurf einer Civil⸗Pro⸗ 
zeßordnung für Ten preußifchen Etast, mit Den Motiven, 
nebſt einenn Anhange, welcher. einen Vorfchlag über Die Eins 
tichtung des Gerichtsfofteriwefens und einen Geſetzentwurf 
über Die Gerichtögebühren. enthält, 1848 — führt uns den 
Aufgaben unferer Gerichts⸗ und ProjeßsEinrichtung näher. 
Koch hatte von den Zuftiz-Miniftern Bornemann und Mär: 
fer den Auftrag erhalten, eine Prozeß-Ordnung zu entwer⸗ 
fen, welche nicht nur für unfer, Durch das Prinzip der: Pro: 
eh: Ordnung und der: Verordnung vom 1. Juni 1833 und 
ihre. Novellen geipaltenes Prozefrecht, eine Einheit: darftelle 
— freilich faft nur. in.der Form, Denn in - der. Wirklichkeit 
haben. wir ſie ſchon ſo ziemlich, da Das neue Prinzip Alles 
durchdrungen hat, und nur nod) hie und da Trümmer des alten 
ſtehen — ſondern auch: für. Das „ganze Land :gelte, . ſomit zu⸗ 
gleich den. Grundfäßen des franzöſiſchen Prozeffes Rechnung 
trage, : Es wird lange, währen, ee ra ae ers 


langen, daß unfere Kammern ein folches Werk mit Ruhe zu 
Ichaffen vermögen. Iſt es ja jetzt nicht einmal moͤglich, Die 
bervorftechendften Mängel des gemeinrechtlichen Prozeffes im 
oftrheinifhen Theil des Coblenzer Regierungsbeirts und in 
NeusBorpommern zu befeitigen, obgleich im Minifterialbiatt 
von 1849 M 8 ©. 69— 96 fchon ein zweckmaͤßiger Ent 
wurf Dafür mitgetheilt it! Die Sache wird ja gleich Pars 
teifache, Die bei der bisherigen Gerichtd-Verfaffung betheilig⸗ 
ten Städte wollen ihre Gerichte behalten, und: ftreiten daher 
gegen eine Anordnung, welche in ihren Folgen dieſe Ges 
richte bedroht; am Prinzip des Prozeſſes if ſolchen Leuten 
fehr wenig gelegen, umd fie finden immer Abgeordnete, die 
den Fortgang einer folchen Geſetzgebung aufhalten. — Kochs 
Entwurf ift übrigens anziehend. Da die franzöfifche und 
unfere Prozeß⸗Geſetzgebung jebt von denfelben wefentlichen 
Prinzipien der Deffentlichleit, Mündlichkeit, des Parteienrechts 
ausgehen, muß es eine Möglichkeit geben, fie auch im der 
Erſcheinung Durch Einen Projeßs und Gerichts s Drganiss 
mus zu vereinigen. Aber es bedarf Ruhe Dazu, noch jur 
Zeit hat das: mit der Gonfolidieung der neuen ‚öffentlichen 
Zuftände beichäftigte Land Dringenderes zu thun. Das 
‚Dringendfle für uns war der Uebergang aus dem Syſtem 
der Einzeln» und Patrimoniab Gerichte, Trennung der Ber 
waltung in der Juſtiz von der Rechtiprechung, und Die Her 
ſtellung eines den Verfaffungsrechten entfprechenden Straf 
prozeſſes. Die Regierung hat uns Das durch die Verord⸗ 
nung über Die Aufhebung der Privatgerichtsbarfeit und deö 
erimirten Gerichtäftandes, fo wie über die anderweitige Or 
ganifation der Gerichte vom 2. Januar 1849 (Gef. ©. ©. 
1 fi.) und durch die Verordnung vom 3. Januar 1849 
(Sf. ©. ©. 14 ff.) gewährt. Wir brauchen num- nicht 
Sabre zu warten, bis unfre Kammern‘ fich über: ſolche Fras 
‚gen. zu einigen, :jv wie. möchten von manchen Mitgliedern 
jagen, fie nur in, ihrer Zotalität zu begreifen, Zeit finden: 
— ‚Eine Hauptverfchiedenheit ift gleich. der Umfang der 
Gerichte. Die franzöflfche Einrichtung; wie ſie am Rhein 
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1819 von der Regierung ausgebildet: worden, hat große Tri⸗ 
bunale erſter Inſtanz (Land-Gerichte) für Immobilien⸗Pro⸗ 
ve, und Mobiliarfahen über 100 Thlr.; unter ihnen Frie⸗ 
densgerichte für Mobiliarfachen bis 100 Thlr. und Vormund⸗ 
Ihaften. Leber den Land⸗Gerichten ſteht der Appellhof für 
Yelhwerden über: 1000 Francs, während die Land-Gerichte 
Ippellations-Inftanz der Friedens-Gerichte für geringere Sum⸗ 
men (I Thlr.) ſind. Die preußifche Eintichtung, welche für alle 
veſchwerden Denjelben AppellationssRichter hat, fcheint Doch 
Vorzüge zu haben. Freilih fann fie nun nicht einen, fo 
großen Sprengel für die AppellationssGerichte haben. Jett 
don hat der Appellhof in Köln: 3 Senate; Hätte er auch 
die Appellationen von den Friedensgerichten, wäre Die: appels 
Intionsfähige Summe bei Enticheidungen. der Friedensge⸗ 
uchte und Landgerichte ;diefelbe — und. das müßte Doch vers 
nünfiiger Weife fein — fo würde der Appellhof mindeftens 
hd Senate haben müffen. Nun fann aber fein vernünf—⸗ 
iger Grund :eingefehen werden, warum fo viele- Genaet 
räumlich an einander gefchoben werden follen, da ja. jeder 
dh. nur nach feiner Ueberzeugung erkennt, die Rechtseinheit 
nur im Kafjationshofe ihre Vertretung findet. - Sehr mit 
Recht hat daher die Verordnung vom 2. Januar. fih von 
jeher zwecklofen Centraliſirung fern gehalten, vielmehr die 
ſchen beftehenden Oberlandes-Gerichte zu Appellations⸗Ge⸗ 
richten erklärt, ſomit auch den Richter den Rechtenden nä⸗ 
her gehalten. Damit ſtand freilich in Verbindung, daß nun 
die erſter Inſtanz⸗Gerichte nicht auch den Umfang der rhei⸗ 
niſchen erlangen konnten, man hat fie je nach der Dünne 
Der Dichtigkeit der Bevölkerung zw einer Geelenzahl: von 
As bie 70,000 Seelen ($. 19:der Verordnung vom 2. Ja⸗ 
mar) eingerichtet. Das Argument, was Koch (S. VII der 
Dorzede) Dagegen anführt, daß ein folches Gericht nicht die 
volle Eivils und SriminalsSurisdiction ausüben könne, weil 
für seinen folchen Sprengel Die Gefchwornen nicht zu ber 
Khaffen,:ift Durch Die Vereinigung mehrerer Kreisgerichte zu 
einem Schwurbezirke beſeitigt. — Koch ift übrigens (©. 
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XI ff. der Vorrede) für eine Prozeßleitung; under if 
auch (S. XII.) nicht unglücklich darüber, Daß nach dem 
preüßiſchen Prozeß einer der Richter ſchon vor der mündlis 
dien Verhandlung die Sache: gründlich kennt. Gewiſſenhafte 
Richter . werden fich deshalb. den Eindrüden der mündlichen 
Verhandlung nicht verfchließen. und thun es nicht, da fehr 
oft. der’ Referent. nady der mündlichen Verhandlung abge: 
flimmt wird. Durch Das. entgegengeiehte Verfahren am 
NhHeine, wo. der Richter vor der mündlichen „Verhandlung 
noch nichts von der Sache weis, wird nur bewirkt, Daß ſehr 
häufig nicht gleich: auf die mündliche. Verhandlung erfannt 
wird, während dies Erfennen bei uns die Regel iſt. Koch's 
Borfehlag, Die Einrichtung des preußiſchen jummtarifchen 
Prozeſſes zu generalifiren , ift Daher eine wahre Verbefjerung 
des rheinifchen Prozeſſes, wird dort aber-natürlic). nicht adop⸗ 
tiet werden, da man fid) “in feiner Einzelftellung zu wohl 
gefällt, noch immer dad alte, früher allerdings nicht immer 
unbegründete Mißtrauen gegen Die Gejchenfe bringenden 
Danaer fefthält. — Wichtige’ Betrachtungen liefert Koch auch 
über den Advofatenftand und Zwang (S.XVILff.). Eriftdas 
gegen, daß der Richter die Prozeßſchriften für Die Parteien 
mache, weil er dann Rath ertheile. Dies würde: nun freis 
lich) nicht entfcheiden, wenn dieſer Schriftmiacher nicht der 
entfcheidende Richter iſt; auc) wird es bei den den Einjel 
richtern zugewiefenen Sachen kaum zu vermeiden fein. An 
den Advokatenzwang wird Das mündig gemwbrdene Volt, fidh 
nicht gewöhnen wollen. Auf der anvern Seite wird aber 
die Freigebung der Advofatur, wofür ſich Koch erklärt, nicht 
die überwiegenden Vortheile für die Sache bringen, die 
Koch erwartet; in Frankreich liegt in der Trennung des 
Bevollmächtigien Cavoue, Anwalt) vom Advofaten ein Grund, 
die Advofatur frei zu geben, was wir auch am Rhein, 
bedingt Durch Das Inſtitut der auf eine beſtimmte Zahl bei 
jedem Gerichte befchränften Anwälte, haben. Eine folde 
Trennung bei uns einzuführen, ift feine Veranlaſſung. 
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Rückſichtlich der Rekurſe hat die Verordnung vom 2. 
Januar eine Dunkelheit. Rekurs iſt bekanntlich Das außer: 
ordentliche Rechtsmittel, wodurch der höhere Richter anges 
rufen wird, ein offenbar verfehrtes oder die Geſetze ver» 
(egendes 1rtel, wogegen dem Objefte nach feine Appellation 
fatt findet, aufzuheben. Findet der Richter den Rekurs un: 
begründet, fo weift er ihn fofort auf mündlichen Vortrag 
eines Referenten ab, fonft aber theilt er ihm zur Erflärung 
mit, und erläßt nad) eingegangener Beantwortung, nachdem 
ein befonderer . Referent die Sache bearbeitet und mündlich) 
vorgetragen hat, das Erkenntniß in Geftalt. einer Refolution, 
Die Verordnung vom 2. San. fagt nun $. 32: „Die Vers 
‚handlungen vor dem erkennenden Gerichte, wobei der Vors 
‚irag des Referenten, auch wenn gefeßlich vorher eine fehrifte 
‚ihe Darftellung der Verhältniffe abzufaffen ift, mündlich 
‚gehalten werden fann, und die Verkündigung der Urtheile 
‚ind ohne Beſchränkung öffentlich." 6. 34. fagt fodann: 
„Die Vorſchrift des $. 32. finder auch auf die. nach der 
„Sabinetsordre vom 8. Auguft 1832 (Gef. S. ©. 199.) zu 
„behandelnden Kekursfacyen in der Art Anwendung, daß die 
‚im Sale des $. 3. lit. d. jenes Erlaffes ergehenden defiz 
‚nitiven Entjcheidungen auf mündlichen Vortrag des Refes 
‚senten im Öffentlicher Gigung verfündet werden. — Bei 
Mittheilung des NRefursgefuches oder der Rekursanmeldung 
‚an den Gegentheil zur Gegenausführung if zu jenem Zweck 
„außer der, Frift für Die leßtere auch der Sitzungstag für 
‚die Verkündigung. des Rekursbefcheides zu beffimmen und 
‚dierven dem Stberenien Nachricht zu geben. Einer weitern 
„beionderen Vorladung beider Theile bedarf es nicht.” Es 
fehle viel Daran, daß Diefe Beftimmungen durchaus flar feien. 
Es fragt fih nämlich: foll der mündliche Vortrag Des Nez 
ferenten in Öffentlicher Sitzung gefchepen, oder fell nur die 
auf dieſen Vortrag befchloffene Refelution an dem beſtimm⸗ 
ten Tage in Öffentlicher Sitzung verfündet werden? Kun, 
dad wäre, Das Leßtere angenommen, aud) nod) der Mühe 
werth geweſen, den Leuten, 20—30 Stunden weit entfernt, 
anheimzugeben, an den Sitz des Appellations⸗Gerichts zu 
reifen, um ſich Die beſchloſſene Reſolution vorleſen zu laſſen! 
Es hat noch Niemand gejweifelt, daß die den Partheien zu— 
tommenden beglaubigten Abſchriften folcher Reſolutionen rich— 
tig ſeien, und bedarf es deshalb aiſo feiner Reife, um die 
mündliche Verkündung zu hören, vollents im fo. unbedeus 
tenden. Sachen. Der Gedante liegt alfo nahe, daß ein Med: 
teres. beabfichtigt geiwefen,, insbefondere, daß den Partheien 
der ihren Anwälten Die Möglichkeit geboten werden folle, den 
Vertrag des Reförenten zu hören, fich von deſſen Richtigkeit 
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und Vollſtändigkeit zu überzeugen, um ſo mehr, da jetzt die 
am 8. Auguft 1832 gebotene Garantie, Die in der ſich rift⸗ 
tihen Darftellung des Sacverhaltens liegt, aufgehoben 
worden if. Die Deffentlichfeit des $. 32. bat offenbar 
ven Zwef und Sinn einer Garantie, daß Der Vortrag 
aftenmäßig, umd es werten unbedenklich Desfallfige Bemer— 
&ungen der hörenden Parthei erlaubt fein, was denn nach— 
gerade auf eine, wenngleich abgekürzte mindliche Verbands 
fung hinauslaufen würde. Der $. 34. fagt aber, daß Die 
Vorſchrift des F. 32. auf Rekurfe in der Art Anwendung 
finden folle, Daß die nach mitgetheiltem, fchriftlich beantwer⸗ 
tetem Rekurſe ergebenden definitiven Entſcheidungen auf 
mündtihen Vortrag des Referenten in öffentlicher Sitzung 
verfündet werden; follte Der Accent hier auf dem Verkün— 
den liegen, fo wäre vielleicht zu erwarten gewefen, Daß dor 
„in öffentlicher Sitzung' ein Komma gejegt worden. © 
wie der Satz jeßt da ſteht, kann man Das „in Öffentlicher 
„Sißung* eben fo gut auf den mündlichen Vortrag als auf 
das Verkünden beziehen. Da aber nad) dem zweiten Satze 
des $. 34. bei Mittheilung des Nefurfes zur Gegenausfüh— 
rung der „Sißungstag für die Verkündigung Des Re⸗ 
tursbeſcheides“ beſtimmt werden ſoll, ſcheint Doch wirklich 
ein Mehreres nicht Haben geſchehen zu ſollen. Wie zwecklos 
aber eine hierauf befchräntte, Die unerfahrenen Bauern Au 
weiten Neifen verführende öffentliche Sitzung ſich ausneh 
men muß, baben wir ſchon oben bemerkt. Aus Dem im 
Minifterialblatt früher mitgetheilten Entwurf läßt fid) übris 
gens, Daß wirftich mehr beabfichtigt geweſen, nicht entneh⸗ 
men, Im $. 74. des Entwurfs einer Verordnung für Die 
Bezirke Des Ober-Appellationsgerichts zu Greifswald und Dee 
Juſtiz⸗Sena:ts zu Ehrenbreitftein, behufs Cinführung eines 
gleihmäßigen, auf Deffentlicykeit und Mündlichreit beruht 
den Verfahrens im Civil-Prozeß (S. 80. des Min. Dlatid 
v. 1849) ift nun allerdings vorgefchlagen: „Die Enifcher 
‚dung erfolgt nach mündlichen Vortrage der Sachlage durch 
„den ernannten Referenten und Anhörung der Parteien oder 
„deren Sachwalier durch eine fofert zu publicirende Refelu 
„ton.” Sn den Motiven S. 94. wird aber bemerkt, daß 
bei Dem bisherigen Verfahren die Inconfequenz eintrete, d 
das mündliche Verfahren nicht ausdrücklich geftattet fei, umd 
nur Statt finde, nachdem das Gericht eigentlich ſchon Fon 
kludirt habe. | 


Was aber zu wünfchen? Diefe Frage ift nicht febr 
ſchwer zu beantworten. Das Erkenntniß in Bagatellſachen 
ift fofort rechtskräftig geworden. Soll daſſelbe num durd) 
ein fo auferordentliches Rechtsmittel angegriffen werden , 10 
ift es wohl veranlaßt, dieſes nicht zuzulaffen,, wenn es der 
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ObersRichter bei einer vorläufigen Prüfung nicht anfcheinend 
begründen findet; denn foviel Schuß und Vermuthung muß 
die res judicata Doc) für fich haben. Finder aber der Oberrichter 
den Refurs wirklich anfcheinend begründet, fo erfordert es 
dech auch Die Gerechtigkeit, Daß Der andere Theil das erfte 
Erfenntniß Durch mündliche Verhandlung vor dem erfen- 
nenden Richter veriheidigen fönne, Daß ihm fein durch mind; 
fie Verhandlung vor dem erſten Richter erftrittenes Necht 
nicht auf einen heimlichen mündlichen Vortrag, den er nicht 
controlliren kann, aberfannt werde. Inſowen alfo der Oft: 
rbeinifhe und Neuvorpommerfche Entwurf die mündliche 
Berbandfung in allen Rekurfen zuläßt, glauben wir anderer 
Meinung fein zu Dürfen, Die Gerichte würden mit einer 
Mafje unbegründeier Returfe — Die bei weitem überwiegende 
Mehrzahl ift Das! — beläftigt werden, und der Zweck Ter 
ns einer Appellations-Summe wäre faft ganz ver- 
lt. 


20. 


Die deuiſche Gründlichkeit waltet noch fröhlich fort. 
Seit 1833 haben wir in Preußen fchon mündliches , ſeit 
1846 auch öffentliches Verfahren, jest fogar Affifen. Wer 
nur irgend Sinn für Anftand und Würde hat, ift überzeugt, 
daß Die, welche hier vor dem Volke den Gotiesdienft Der 
Gerechtigkeit öffentlich pflegen, der Majeſtät des Geſetzes 
den Ausdruck geben, ein feierliches Gewand tragen müſſen. 
Bir haben es Darin aber noch nicht weiter, als bis zu dem, 
was. der gewöhntichite Anftand fortert, gebracht, zum Bes 
juchöfteide. Weber Tas feftlihe Gewand aber werden erſt 
lange Berathungen gepflogen, der Leibrod ift als Interimis 
ſtilum feſtgeſetzt. Das jeit Jahrhunderten überlieferte wals 
lende Gewand der franzöfiichen Richter und Anwälte , Das 
aud) am Rheine zur Würde der. öffentlichen Verhandlungen 
nicht unmwefentlich beiträgt, bietet fich uns von felbft als eine 
paflende Bekleidung auch unſerer Würdenträger dar. Haben 
wir jo manche Grundfäge Der rheiniſchen Gejeßgebung adops 
tirt, fo ift dee Ro£ doch wenigftens das Allerunbedentlichſte. 
Seine Einführung böte den Vortheil der Gleichheit dar; 
ten Rheinländern zumuthen, ihre Röcke uns zu Gefallen 
zu verjchneiden, würde-großes und nicht unbegründeies Ge⸗ 
ſchiei, deſſen wir fchon jur Genüge in unferer ‚Zeit haben, 
Hersorrufen. Warum alfo Die Zögerung in Diefer keines⸗ 
wegs ganz unwichtigen Angelegenheit! Wir wiffen es nicht. 
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4. Amtliher Entwnrf einer. nenen: Hypotheken⸗ 
- Ordnung für den preußifchen Staat, mit er- 
‚ läuternden. Anmerkungen.- (Berlin. 1848.) 
Verlag der.T. Trautwein'ſchen Buch - und Mau: 
fikalienhandiung (3. Öntenberg). gr. 8. 47 


S. Preis 7%, Sgr 4% ee 
2: Prüfung des amtlihen Entwurfs - einer. neuen 
Bypotheken · Ordnung für den prenfifchen Staat, 
Vom Oberlandes-Gerichtsrath Sprickmann- 
—Kerkerinchk zu Arnsberg, Arnsberg 1848, 
Verlag'von A-S. Ritter. gr. 8. S. 61: Pr: 10 Sgr. 


Recenfion von Sommer. 


Ä VBetannttic hat Herr Director Koch von Neiße den 
Entwurf einer neuen HypothefenDrdnung unter dem Mär 
ckerſchen Juſtiz-Miniſterium ausgearbeiter und hat Denfelben, 
als Das folgende Miniftertum feine Anfichten nicht theilte, 
ſelbſt drucken laffen, fo daß Tas Amtliche im praeteritum 
fieht. Der Entwurf hat allerdings fehr viel Neues. Ein 
gewiegter Oberlandes⸗Gerichtsrath in Arnsberg hat Vie Prür 
fung unter 2, herausgegeben, — Wenn wir nicht fehr irren, 
fo it Koch in den Fragen de lege lata größer, als im denen 
de ‘lege ferenda; es wäre auch faſt zuviel’ und eine Super 
fötation, wenn ein fo großer preußifcher Civilift zugleich im 
der Gefeßpo!itif Der Größte wäre. — Der Entwurf hat fünf 
Titel: : 1. Von Der Form und Einrichtung der Hypotheken⸗ 
bücher überhaupt. II. Bon Verwaltung des Hypothefenme: 
fens und Führung der Bücher. 1. Von dem Verfahren in 
Hypothekenſachen überhaupt. ° 2. Won dem -Berfapren bei 
Berichtigung und Cintragung des Beſitztitels. 3. Von den 
übrigen zur Eintragung "geeigneten Handlungen. 4. Von 
Geifionen, Verpfändungen, Subinferiptionen und Verküm— 
merungen eingetragener Poften. 5. Von Löfchungen. 6. 
Bon Proteftationen und Urreften. 7. Von Hypothetenfcheis 
nen: III: Verfahren bei Antegung neuer Hypothekenbücher. 
IV. Allgemeine Beftimmungen. V. Gebühren:Tarif. — Be 
Fanntlich ift die Hauptrichtung diefes Entwurfs, das Legali- 
tätspringip zu bejeitigen, welches übrigens oben in einer 
Abhandlung von Küßner fehr vertheidigt ift, fowie bier von 
Hrn. Sprickmann. — Koch will die Führung der Hypotbe: 
fenbücher befonders anzuftellenden Hypothefenbuchführern auf 
getragen wiffen, Das Gericht wird faſt ganz beſeitigt; der 
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Notar entwirft die Eintragungsformeln. Allein es iſt fein 
Leben in dieſem ganzen Organismus, den. Herr Koch zu ſchaf— 
fen fücht. Er fann ihn nur mit tief in Die Verkehrsfreiheit 
einſchne idenden Befimmungen durchführen. So fellen 3. B. 
mehrere einzelne Grundſtücke fein gemeinfchaftliches Folium 
baden ($. 5). Er fpricht aber $. 8. 9 von Hauptgü— 
tern, au welchen Pertinenzſtücke gehören, und jcheint alfo 
a für Die verfchiedenen Eulturarten, unterliegenden- Grund 
ftüde deſſelben Eigenthümers — welche in der Wirklichkeit 
ad kandgut eine universitas- facti ‚bilden — befontere Folien 
anlegen zu; wollen. | Es bleibt Das: aber doch Dunfel bei- ihn. 
rridmenn (©. 13) erfahren wir, daß im Bezirk des 
and und Stadtgerichts Siegen 205,000 Parzellen auf 
1075 Quadratmeilen vorhanden, wenn dieſe alſo nad) der'all: 
gemeinen Feſtſetzung Des Koch schen $. 4 jede ihr beſonderes 
Folium angewiejen erhalten follen, jo wird, man ſich unges 
ähe einen Begriff von Ten Hopothefenbüchern tes Herrn 
Koh machen‘ fönnen. Confequent ift es nun freilich, wenn 
Koch verbietet, mehrere Güter in Einem Anftrumente oder 
für dieſelbe Poft zum Unterpfande zu verfchreiben, wenn er jede 
jölgende Eintragung für nichtig erklärt ($.. 135): Auch ein 
Zbeil einer Hypothefenpoft kann nicht cedirt oder fönft wie 
übertragen werten ($. 147), was Koch Dadurch begründet, 
daß Ras beabfidhtigte neue Syſtem es nothwendig mache, 
Uß die Dypothefenpoflen als ein untheilbares: Ganzes. , wie 
Ve Piandbriefe, behandelt werden. Inzwiſchen muß der 
Jurift Dem Leben folgen, kann aber nicht Das Leben beherr— 
(den, er Fann feinen Titel für eine ſolche Berechtigung aufs 

1 — Eben: fo unmöglich: ift Die Beftimmung $. 96, 

beim Derfaufe von Trennſtücken Die Zahlung des gans 
mgaufgeldes an den erſten, ‚oder, wenn Diejer ſie nicht an—⸗ 
nummt, an den folgenden Gläubiger das Trennftüf von 
jelbfE frei mache; wer wird den Prandgläubiger von : wills 
fürliben, vielleicht betrügeriſchen Kaufpreisieftfeßunger, ohne 
U Eubhaftation geſchieht, abhängig machen: wollen ! — 
Alles Dies und mehr anderes hat Sprickmann gründlic) ges 
Drüft, bezweifelt aber; richt, Daß bedeutende Reformen bei 
ünferem Hpypotbefenwefen,, was deſſen Handlichfeit, Koften 
%f w. betrifft, möglid) find, Wirklich iſt Sprichnann ja 
Kor im Juſtiz⸗Miniſterium wir desfallfigen. Ausarbeitungen 
haltige. Das Verdienft Der Anregung wird immerhin 
Im. Koch bieiben. Um tiefer einzugehen iſt hier der Naum 
nie — So viel ift aber gewiß, Duß man die VBedürfniffe 
md Willen Des Landes ſehr verkennen würde, wenn man 
m Bas franzöfische Hypothekenſyſtem geben wollte, deſſen 
Orffentlichkeit bei Ten geheimen Legalhypotheken an Daß 
uens a non lucendo erinneri. — Vor allen Dingen forge man 


J 


nur dafür, daß unſer Hypothekenweſen feine Finanzquelle 
mehr für die Gerichte: iſt; durch feine Koſten und Stempel 
iſt es ein Druck des Landes, und. Abhülfen in dieſer Bezie—⸗ 
hung find dem Bauer wichtiger, als alle Luftſchlöſſer ver 
fozialen Republiten, für welche tie Unjuredinungsfäbigen 


fhwärmen! je 
. 3 sa ie 'KVIL J * | U Ser 
Pie "Algemeiue Deutfde Wehfeldrdniug, 
durch die. Einführungs- Ordnung: vom. 6. Ian, 
1849 für Preußen publicirt, nebft‘ Be- 
merkungen und Vergleichungen mit den fremden 
-Beletzgebungen von S. Borchardt, Aammer- 
gerichts · Aſſeſſer. Berlin, bei Punker und Hum- 
bplot. 1819. gr. 8: 8. 87. Prei 


Recenfio.n von Sommer 


RN Der Hert Verfaſſer fchrieb im Jahre 1847 ein ganı 
gutes Werk: über das. Preußiſche Wechſelrecht — recenfirt 
von Tilmann im XII, Jahrg. ©. 666. ff. dieſer Zeitſchrift. 
— Inzwiſchen iſt die allgemeine deutſche Wechjelordnung 
erſchienen, deren Berathungen zu Dresden dem Verfaſſer bei⸗ 
zuwohnen vergönnt war. Es iſt dies die erſte juriſtiſche Frücht 
der deutſchen Einheit, übrigens ſchon vor den Märztagen 
errungen, und jetzt und ſörmlich gegeben. Der Werth dieſes 
Geſetes iſt ſchon durch die Einbeit deſſelben für Deutſchland 
unſchaͤtzbar; mögen ihm viele. ſolche Thaten der Geſetzgebung 
folgen! Der Verfaſſer hat nun ;Dieiem Geſetze einen Com⸗ 
mentar zu den einzelnen SS. angehängt: Er verweiſt Darin 
auf die:früheren Beltimmungen umſeres Wechſelrechts umd 
defjen Zurisprudenz , fo wie auf. die übrigen deutſchen und 
fremden Wechfelrechte, Der GCommentar ift ganz gut. Wir 
empfehlen das Werk jedem Praktiker. FEFET 
Druckfehler des vorigen: Hefts. 

09 @ 668 8. 41 v. 0. ſtatt Buſte I. Buſſe. 

668 3, 2 v. o. ftatt daß T. deß. 

663 3. 4 v. o. ftatt aber 1. eben. - 

6633. 19 v. o. ftatt den I, ber. 

664 3. 10 vn. nah „und“ I, nicht: 

666 3. 4 v. 0. flatt verfehen T. vorfehen. 
668 3. 17 v. o. flatt Regierngen I. Regierungen. 
669 3. 11 v. un. ftatt bevorftehender T. bevegtendet. 
671 3. 8 v0. flatt Verkaufs ‘I. Borfaufs. 
672 3. 14’ v. u. ſtatt eivile 1. virile. 


ANANAAFRARP 
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Druck der Curth'ſchen Buchdruckerei in Arnsberg. 


sem. 


At der im Cafe über die Batäfigkit des 
Uechtsweges in Dezichung auf polizeiliche Ver⸗ 
figungen vom. 5. Mai, 1842. nachgelaſſene 
Uechtsweg ‚blos im Wege der confeſſoriſchen 
Klage, ſondern auch auf dein der negatoriſchen 
Statt? nn: | —* | 

Nehtsfatt, 
9 * — — "mitgeteilt von. > 


; Gommer, OL me 


Va : 5 2. des Geſetes ; über, Zufäfigeit des 
Rehtsweges in Beziehung ‚auf ‚polizeiliche... Verfügungen 

vom 11. Mai 1812 wilt, ‚wenat. Derjenige, welchem durch 
= polizeiliche. Verfügung eine Verpflichtung. auferlegt 
wid, die Befreiung ‚won, derfelben auf-den Grund einer 
beſonderen geſetzlichen Vorſchrift oder eines ſpeziellen 
oͤtitels behauptet, die richterliche Entſcheidung ſowohl 
über das Recht zu dieſer Befreiung, als auch über deſſen 
Virtungen zuläſſig.“ ‚Der: 8.4. beſtimmt dagegen: "Steht 
einer polizeilichen Verfügung ein befonderes Recht, auf 
Befreiung (8. 2.) nicht entgegen, es wird ‚aber. behaup- 

XIV, Jahrgang 28 Heft. 12 
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tet, daß durch dieſelbe ein folcher Eingriff in Privatrecte 
gejchehen jet, für welchen nach den gefeglichen Vorfchriften 
über Aufopferungen ber Rechte und Vortheile des Ein- 
zelnen im Interefje des Allgemeinen, Entſchädigung ge 
währt werden muß, jo findet der Rechtsweg darüber 
Statt: ob ein Eingriff dieſer Art vorhanden fei, und zu 
welchem Betrage dafür Entſchädigung geleiftet werben 
müſſe.“ Der $. 5. beftimmt ſodann: „Gebührt der Po- 
lizei- Behörde nur die Befugniß zu einer vorläufigen An- 
ordnung mit Vorbehalt der echte der Betheiligten , ober 
behauptet Derjenige, ‚welchem Durch eine polizeiliche Ver— 
fügung eine Verpflichtung auferlegt worden ift, daß biefe 
Berpflichtiing ganz oder theilweife einem Anveren obliege, 
ſo iſt zur Feſtſtellung der Rechte unter den Betheiligten 
und über die zu. leiftende Entſchädigung Die richtekliche 
Entjcheidung zuläffig.« Nach dieſen Bejtimmungen: ift ed 
bezweifelt worden, ob die bloße Verneinung einer von 
der Polizeibehörde als vorhanden ausgefprochenen Ver— 
pflihtung den Rechtsweg nach 8. 2. begründe, oder ob 
dieferhalb nur ein Antrag auf Entſchädigung nach 8. 4. 
zum Nechtswege gehöre, ob alfo mit anderen Worten bie 
Verneinung der VBerpflichtiing die Stelle eines fpeziellen 
Rechtstitels vertrete, oder vielmehr der von der Polizei: 
behörde Angehaltene nicht rein negatorifch, fonvern nur 
nach 8. 5. Confefforifch gegen ben wahren Berpflichteten 
lagen könne. Folgender Rechtsfall illuſtrirt dieſe Frage: 

Der Stadt Bippftadt war von der Polizeibehörde 
aufgegeben, eine im Bezirke der Gemeinde Hellinghaufen 
liegende Brücke zu unterhalten, weil ſie das von jeher 
gethan habe. Die Stadt Lippſtadt ſtellte nun gegen die 
Gemeinde Hellinghauſen den Klageantrag: daß die Stabt 
VLippſtadt nicht verpflichtet ſei, Die fragliche Brücke zu un 
terhalten. Das Land- und Stadtgericht Erwitte wies am 
10 — 1848 dieſe Klage ab. 
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Grunde. 


Der Klägerin ift nämlich durch ie Verwaltungs =, 
deh. Polizeibehörbe bie Verpflichtüug der Unterhaltung 
der Brücke auferlegt, Nach dem Geſetze vom 11. Mai 
1942 fteht der Polizei dieſe Befugniß zur. Nach demſelben 
Öefege 8 5. iſt aber. — wenn Derjenige, dem durch 


rer 


— "in ig. Daraus —5 Ki, vaß die — 8* von 

keit polizeilich Verpflichteten Mmuſtellende Klage mm eine 
Sonfefforien - und feine Negatorien⸗Klage ſein kann, und 
daß erfannt werden müß, daß der Andere zur Unterhal⸗ 
tung. berpflichtet ſei. Es ift dag auch nattirlich.‘ Wenn 
md erfannt würde, ba ber pofizetfich Verpflichtete 
nicht verpflichtet: fei, fo würde bie Poltzei dies. Erkenntniß 
ganz ignoxiren müſſen, "weil iht ſonach fein rechtlich Ver— 
flihteter präſentirt iſt. Die Negatorien⸗ Klage iſt daher 
jüedlos. Dieſer Fall Tiept hier vor. Klägerin mußte 
ber dahin klagen, daß die Verklagte verurtheilt werde, 
die Brücke zu unterhalten, Da fie das „Nicht Hetßan Kat, 
jo war fi üe e mit der Klage‘ abzumeiferr. 


‚Das Oberlanbes- - Gericht zu Arnsberg. erlannte * 
chobene Appellation auf mizdlighe Verhandlung, am 3 
März 1849 zu, Recht, — | 

daß unter —— des henn iheh x "hie 

Sache zur anderiweitigen,, Entjeheidung, in der 

Sache/ felbft. an.ıbie, erite Inſtang zurückzuweiſen 
» mb, ibie- Koften; des Erkeuntniſſes exſter Inftanz, 
ſſoowie die Koften zweiter Inſtauz zu kompeuſiren, 
bie Entſeheidung wegen der übxigen „often dem 
künftigen materiellen Urtel vorzubehalten. 
Von Rechts Wegen. 
— 


42 17, ‚I 
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Gründe. 

Auf ber alten Poſtſtraße zwiſchen Lippſtadt, Soeſt 
und Hamm führt eine Brücke (21°/, Fuß lang, 13 Fuß 
breit). im Bezirke der Gemeinde Hellinghanfen am |. 9 
frummen Ellenbogen über die Giegeler. Im Jahre 1784 
bejtand an der Stelle des Dorfes Helfinghaufen ein abe: 
liges Out gleichen Namens. Seit einigen Jahren vor 
Anftellung des gegenwärtigen Prozeſſes hat die Verwil- 
tungsbehörde auf Angehen der Gemeinde, welche bie auf 
beiden Seiten der Brüde gelegenen Communicationswege 
unterhält, die Stabt Lippſtadt zur Unterhaltung dieſer 
Brücke angehalten, von der Anſicht ausgehend, die Ge⸗ 
meinde befinde ſich im Beſitze des Rechts, die Unterhaltung 
von der Stadt zu fordern. Geſtützt auf die geſetzliche 
Vermuthung der Freiheit erhebt jetzt die Stadt Cippftat 
gegen die Gemeinde Hellinghaufen Klage dahin: 

zu erfennen, daß die Stabt Lippſtadt nicht ver 
pflichtet fei, bie neben dem Dorfe Hellinghauſen 
am ſ. g. krummen Ellenbogen über Die Gießeler 
führende Brücke zu unterhalten. | 
Früher, erzählt Klägerin, Tag dig Brüde im ſiadti⸗ 
ſchen Gebiete und die Gießeler bildete nach der Seite von 
Hellinghauſen hin die Landesgränze nach dem Kurkölniſchen 
zu. Vor 40 bis 50 Jahren bei Gelegenheit einer Frudt 
ſperre fand eine Gränzkontrolle von beiden Seiten ber 
Brüde Statt. Als die Poſtſtraße noch darüber ging, ht 
der damalige Boftmeifter zu Lippſtadt, Kellerhaus, ben 
Weg bis zur Brüde und diefe felbft unterhalten und bafür 
aus ver Poſtkaſſe jährlich an 500 Thlr. bezogen und einen 
Auffeher unterhalten. — Klägerin ſtützt ſich endlich auf 
eine darmftädtifche Verorbnung vom 15. November 1807, 
wonach alle Freiheiten won der Unterhaltimgspflicht an 
Brüden ıc. aufgehoben und letztere den Gemeinden auf⸗ 
erlegt ſei. 
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Die verklagte Gemeinde bittet um Abweifung, und 
macht zunächft darauf aufmerffam, daß, wenn auch dem 
Klageantrage gemäß, erfannt würde, aus einer Nichtver- 
pflichtung. der Stadt nicht eine Verpflichtung der Gemeinde 
gefslgert werben ‚könnte; fie behauptet aber ihrerfeits, daß 
die Stabt feit. unvordenklicher Zeit und minbeftens vor 
mehr als 44 Jahren die Brüde auf ihre Koften unterhal- 
ten babe. — Berflagte überreicht ferner abjchriftlich eine 
Requifition ber Regierung zu Arnsberg vom 14. März 
1823 und eine gleichzeitige Anweifung beider Regierungen 
zu Arnsberg und Detmold an ven Bürgermeifter zu Lipp- 
itabt, Die Brüde zu repariren. In diefem Schreiben wird 
auf einen Ianbräthlichen Bericht Bezug genommen, wonach 
die Stabt feit unvorbenklicher Zeit die Reparatur beforgt 
habe. Die Refcripte find von der Klägerin. anerkannt 
worden. | 

Berklagte behauptet fobann, daß Klägerin bie be- 
ſtrittene Verpflichtung anerkannt habe und probuzirt zum 
Deweife darüber zwei Briefe des Lippſtädter Magiftrats, 
aus dem Jahre 1784 an den Dberjt v. Schorlemmer und 
die Freifrau v. Schorlemmer. In diefem Jahre habe fich 
im Ritterfitze der Adreſſaten und bei Hellinghaufen Feine 
andere Brücde als die in Rede ftehende befunden. 

Nachdem ſodann eine weitläufige Inftruftion und 
Aufnahme des Zeugen» und Urfundenbeweijes erfolgt, 
insbeſondere aud) die Beweisfvaft jener Briefe des Magi- 
ſtrats Gegenftand mannigfaltiger Erörterung geworden ift, 
wieg das Gericht zu Erwitte per sentent vom 10. Octbr. 
1848 die Klägerin ohne weiteres Eingehen in bie Sache 
felbjt lediglich aus dem Grunde mit der erhobenen Klage 
ab, weil der nach dem Geſetze vom 11. Mai 1842 zuläffige 
Rechtsweg gegen polizeiliche Verfügungen nur in Geftalt 
einer actio confessoria möglich, die negatoria aber zwecklos 
lei. Mägerin habe daher nur dahin Hagen können, daß 
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die. Verflagte verurtheilt werde, die Brüde zu unterhalten. 
Gegen dieſes Erkenntniß hat Klägerin appellirt‘,; umb- in 
eimer der Gegnerin nicht mitgetheilten Eingabe das ob- 
jectum Litis auf 200 Thlr. angegeben. — Die: beiberfeiti- 
gen Appellationsfchriften enthalten um vechtliche Ausfüh- 
rungen und wiederholen die im. erſter Inſtanz geftellten 
Anträge. — Die ergangene Ehtfcheidung in zweiter. In: 
ftanz konnte aber nach Lage der Sache nicht anders als 
gejchehen erfolgen, venn das Gefet vom 11. Mai 1842 
bejtimmt im $. 2.: 
Behauptet Derjenige, welchem durch eine Anorb- 
nung. der Polizeibehörbe eine Verpflichtung. auf 
erlegt worden ift, daß die Verpflichtung ganz ober 
theilweife einem Andern obliege, jo it zur Felt 
ſtellung der Rechte unter den Betheiligten 2c. ber 
Rechtsweg zuläffig. 

Hierdurch kann ur Dem beftehenden Vorſchriften, in 
welcher Art zu Elagen ijt, nichts geändert werden, und wie 
deshalb im Allgemeinen Klägerin für wohl böfugt zu er 
achten iſt, negatorifch zu Hagen, fo tft auch in casu bie 
Verklagte die einzige Perfon, gegen welche die Negatorien- 
Hage zu richten war. Denn erjtlih hat Verklagte felbit 
zugeftanden, daß auf ihre Beranlafjung die Klägerin zur 
Inſtandhaltung der Brüde won der PVolizeibehörde ange: 
balten ift, gegen deren Anordnung jett der Weg Rechtens 
eingefchlagen wird; zweitens ift nach allgemeinen gefeßli- 
hen Vorſchriften (U. 2. R. II. 15. $. 54. 13 ff.) gerade 
die Verklagte Diejenige, welche die auf ihrem Gebiete ge- 
legene Brüde unterhalten müßte, wenn unter den Bethei- 
ligten nicht ein fpezielles Nechtsverhältnig eine Ansnahme 
von der Regel bewirkte. Die aufgetretenen Parteien find 
aljo in doppelter Beziehung gerade diejenigen, zwiſchen 
denen, als den Betheifigten, der Nechtsweg zugelaffen it. 
— Die Anfiht des erften Richters, daß eine ſolche actio 
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negatorio nutzlos jei, welche auf die Behauptimg der Ver- 
Hagten Hinausläuft, daß eine Freierlennung der Klägerin 
von der ihr aufgebürbeten Verpflichtung noch nicht eine 
Berurtheilung Der Verklagten involvire, ift irrig. Im 
Weſen ver Negatorien-Klage liegt es, auszuſprechen, daß 
die Hagende Partei von dem wider fie erhobenenen An- 
ſpruche frei fei. "Was weiter daraus folgt, ob ein Ande- 
ver dazu verpflichtet jei, gehört gar nicht in dieſen Prozeß, 
mithin verbient die Frage, ob die Entſcheidung nutzlos 
ei, in jure gar feine weitere Beachtung, Es verjteht ſich 
bierbei von felbft, daß die verflagte Bartei zur Sache legi— 
timirt ſein muß und uicht ein beliebiger Dritter. Daß 
aber im vorliegenden Falle die Berklagte zur Sache legi- 
timirt iſt, iſt beweits oben ausgefiihrt worden. Gerabe 
darum iſt aber auch, vom praftifchen Gefichtspunfte be- 
trahtet, Die Entfcheivung in dieſem Prozeſſe nicht nutzlos. 
Denn wenn die Verklagte, wie ihr obliegt, den Beweis 
eines ſpeziellen Kechtsgrundes nicht führen kann, aus wel- 
dem die Klägerin zur Unterhaltung der Brücke verpflich- 
tet ift, mithin nach dem Klageantrage Klägerin für nicht 
verpflichtet erklärt werden muß, fo liegt darin ftilffchwei- 
gend der Ausfpruch, daß nach den allgemeinen gejetlichen 
Borfchriften Verklagte felbit fo lange als unterhaltungs- 
pflichtig angefehen werben müffe, bis fie die ER 
eines Dritten dargethan habe. 

Aus Diefen Gründen war der vom — Richter 
ex oſſieio geltend gemachte Einwand zu verwerfen, und 
die Sache, weil noch feine materielle Entfcheidung ergan- 
gen ift, in Die erfte Inftanz zurück zu weifen. Nach der 
Beitimmung im 8. 6. U. 6. D.1. 3. war denn auch 
über die Koften, wie in tenore 'gefchehen, zu erkennen. 

Urfundlich 2c. 


® — — —— — — 
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Wir haben hier blos noch zu fragen: "Sollte vie 
Geſetzgebung nicht noch einen Schritt weiter‘ gehen, und 
den Rechtsweg gegen die Polizeibehörbe, "durch einen 
Staats- Anwalt vertreten, zulaffen müffen? Es ift an 
und für ſich nicht Pflicht eines Staatsbürgers, den bie 
Polizeibehörde auf eine angebliche Verpflichtung anfakt, 
derjelben einen andern BVerpflichteten aufzufiichen und bie 
ſerhalb fich vielleicht in ganz unnütze Koften zu ftürzen, da 
der angegriffene Dritte vielleicht eben fo wenig, als ber 
Kläger, verpflichtet tft. Damit wäre immerhin eine einft- 


weilige Vollſtreckung vereinbar, nur aber muß die Polizei | 


behörde den nicht fchuldig Befundenen entſchädigen, und 
mag einen anbern wirklich Verpflichteten fuchen. So for 
dert e8 die wahre Gerechtigkeit, die vom Staatsbürger 
feine unnöthige Opfer für das gemeine Beſte verlangt, 


4 
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XIX. 

Kann, ein Vater, der fein Vermögen einem Sohne 
gegen Abfindung der übrigen Gelchwifter und 
Vorbehalt der Alimentation übertragen hat, auf 
Grund der Behauptung, daß der Sohn die Ali- 
mentation und Pflege nicht ordentlic leifte, ohne 
weiteres, und ohne daß es eines Beweifes dieſer 
Chatfache bedürfte, vom Bertrage nad) $. 408 
A. 8.8. I, 5 wieder abgehen, das Vermögen 
wieder an. fi nehmen, und ift er im Fall des 
nicht erbrachten Zeweiſes lediglich zu einer. Ent- 
ſchädigung verbunden? 


Rechtsfall, 
mitgetheilt und beſprochen 
von 


Sommer. 


Der größte Theil unferer Leſer wird die Verneinung 
diefer Frage als fich von ſelbſt verftehend betrachten, fie 
irren aber fehr, das Geheime Ober- Tribunal hat im fol- 
genden Erfenntniß die Frage vollitändig. bejaht. 
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In Sachen des Kötters Hermann Huesmanı zu 
Halfih, Klägers jest Revidenten, wider die Ehelente Ru- 
dolph Huesmann dafelbft, Verklagte und Nevifen, erfennt 
das Königl. Geheime Ober - Tribunal für Recht: 


daß unter Abänderung des von dem zweiten Se— 
nate des Königl. Oberlandes-Gericht8 zu Münfter 
am 23. Dezember 1847 abgefaßten Erfenntnifjeg, 
das Erfenntniß des Königl. Land- und Stabtge- 
richt8 zu Steinfurt vom 23” April 1847 wieder 
herzuftellen, und die Koften aller Inftanzen zu 
kompenſiren. 
4 8 Bon Rechts Wegen. 
| Gründe. 

Der Hermann Huesman überließ laut gerichtlichen 
Pertrages vom 4. September 1844 den ihm gehörigen 
Kotten zu Hallich an feinen Sohn, den Rudolph Hues— 
mann. Diefer übernahm vie Zahlung einer Abfindung 
von je 25 Thlr. an vier Kinder des Lleberlafjers, und 
verpflichtete fich, dem Letteren Zeit Lebens ftandesmäßigen 
Unterhalt, Eſſen und Trinken, Leinewand und Kleidungs— 
ſtücke zu verabreichen, ihm jährlich 4 Fuder Torf zu Tie 
fern, und allfonntäglih 5 Sgr. zu zahlen. Dabei ver: 
ſprach Verflagter, feinen Vater ſtets anftändig zu behan- 
deln und mit findlicher Liebe zu verpflegen. 

Diefen Vertrag will Huesmann, der Vater, im vor- 
. liegenden Rechtsitreite aufgehoben willen, weil fein Sohn 
den darin übernommenen Verbindlichkeiten nicht nachge- 
fommen jei, und insbejondere — wie durch eine Reihe 
vorgetragener Thatſachen belegt werbe — bie liebevolle 
und anftändige Behandlung des Klägers unterlafjen habe. 

Verllagter beſtritt die Nichterfüllung des’ Vertrages, 
obihon er eimige der beregten Thatſachen einräumte. — 
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Ohne Beweisaufnahme erfannte das Land⸗ und 
Ewtzerit zu Steinfurt nach dem Klageantrage, | 
daß der Vertrag, vom: 4 ———— 1844 in — 
Stücken aufzuheben, 
weil die Verpflichtung des Verklagten theils ae, 
theils Handlungen zum Gegenftande: habe, mithin Kläger 
nad) 8. 408 Thl. I. Zit. 5. des U. L. R. da er. behaupte, 
daß der Verklagte die, Erfüllung bisher vertragsmäßig 
nicht ‚geleijtet habe, auf. feine Gefahr. von dem Vertrage 
abgehen könne. 

Auf die Appellation des Verklagten erkannte ebd} 
ver zweite Senat bes Dberlandes- Gerichts zu Münfter 
auf. Abweifung der Klage. Dieſe Entfcheidung wurbe im 
Vejentlihen darauf gegründet: 

Den Haupigegenftand des Bertrages bildeten nich | 
Handlungen, fondern ber Mebertrag bes Kottens an Ver— 
Hngten und die Abfindung der Kinder. Daher fei $. 408 
Th. I. Fit. 5. des A. 2. R. hier’ nicht anwendbar, und 
Kläger habe nach 88. 393. 394. a. a. O. von dem Ber- 
trage nicht zurücktreten, fondern nur auf ie, begüg- 
lich Entſchädigung Hagen fünnen. 

Gegen diefe Entfcheidung hat Kläger bie Reviſion 
eingelegt. 

Das zweite Erkenntniß nmßte auch abgeändert, und 
das erſte Erfenntniß hergeftellt werden, indem mit dem 
eriten Richter der $. 408. Tit.5. Th. J. des A. L. R. 
auf den vorliegenden Fall anzuwenden ift. — Beide Nich- 
ter machen mit Recht die Anwendung dieſer Gefetitelle 
von Benrtheilung diefer: Frage abhängig,‘ ob: Handlungen 
Hauptgegenftand des TONER vom 4. September 1844 
jeien ? 

Dieje Frage muß * pen — nicht nur 
eines Theils, fondern jedes beider Theile beurtheilt wer— 
ven. Die: Verpflichtung des Klägers beſtand im Wejent: 
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lichen in. Mebergabe des Kottens, hier war keineswegs eine 
Handlung im gefetlichen Sinne Hauptgegenftand des Ver⸗ 
trages. Der verflagte Ehemann dagegen follte für Rechnung 
des Klägers den übrigen Kindern. Geldabfindung zahlen, 
dem Kläger ftandesmäßigen Unterhalt, Efjen und Trinken, 
Leinwand und Kleidungsſtücke, an jedem Sonntage 5 Syr. 
und jährlich 4 Fuber Torf verabreichen. Dieſe Verpflid- 
tungen beftehen in einem Geben, beziehungsweife Zahlen, 
nicht aber in einem Handlen. — Im $. 7. des Vertrages 
verfpricht der verflagte Ehemann feinen Vater anftändig 
zu behandeln, und mit Eindlicher Liebe zu verpflegen. Hier: 
nach ift.alfo verklagter Ehemann. unzweifelhaft zu Hand- 
lungen verpflichtet. Der zweite Richter betrachtet ohne 
Weiteres die Abfindung der übrigen Kinder als Haupt 
gegenftand der Verpflichtungen des Berflagten, daraus 
folgt jedoch nicht, daß die Handlungen, zu; welchen. ber 
Sohn gegen feinen Vater fich verpflichtet hat, nicht eben- 
fowohl Hauptgegenftand des Vertrages feien. Es Tann 
ebenfowohl vie .anftändige Behandlung und bie Verpfle 
gung mit Finblicher Liebe, welche Kläger von feinem Sohne 
erwartete, ihn zur Veräußerung des Kottens überhaupt, 
und insbefondere zur Ueberlaſſung an feinen. Sohn be 
ftimmt haben, und kann dies Verfprechen des Sohns kei— 
neswegs als Nebenpunkt des Vertrags betrachtet werben, 
da des Klägers, der fich ganz den Händen feines Sohnes 
übergeben hatte, heitere Zufunft - von ber N we: 
fentlich abhing. 


Der angezogene $. 408 erforbert nicht, daß nur 
Handlungen Hauptgegenſtand des Vertrages ſeien, es ge— 
nügt vielmehr, wenn neben einem andern Hauptgegenſtande 
Handlungen auch als ſolcher zu betrachten ſind. Dieſe 
Geſetzſtelle iſt daher entſcheidend für die Sache des Kläges. 
Darauf, daß, wie die frühern Richter darlegen, Kläger 
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ven Beweis: feiner Behauptungen nicht vollſtaͤndig gefhrt 
bat, kommt es hier nicht, an, wie. die 8.,409— 411.. A 
D. deutlich ergeben. Sollte in einer von dem gegewär⸗ 
tig verffagten. Ehemann gegen den gegenwärtigen släger 
etwa anzuftellenden Klage fich. ergeben, daß das Vageben 
des Letzteren ungegründet ſei, ſo muß Letzterer der Erſte⸗ 
ven vollſtändig entſchädigen. Auf ver andern Site hat 
Klaͤger hier ‚nur Aufhebung des Vertrags beantrag, fofern 
fein Vorgeben ‚gegrünbet, ift, bleibt auch. ihm Keen 
auf Entſchädigung nach $. 410 vorbehalten. 


Hiernach müßte das Erkenntniß zweiter Inſtanz in 
geſchehener Art abgeändert, und der Koſtenpukt — — 
10. Tit. W. Thl. J. der A. ©. O. — erden. 


Berlin, den 3. Detober 1848. ih 
(ts) e unerhrit, 


— — — — 
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Welche Prozeſſe das Bekanntwerden diſer Entſchei⸗ 
dung hervorrufen werde, iſt leicht zu ermeſen. Nur zu 
häufig brechen Streitigfeiten ;zwifchen ven Iten und jun- 
gen Leuten aus, die Schuld iſt häufig getFilt, bald find 
bie- Alten zu wunderlich, bald die Junge, zumal eine 
Schwiegertachter, zu unfinblich gefinnt,. Nißverſtändniſſe 
brechen aus. "Die Ausficht, nach der obimm Entſcheidung 
den Höf wieder zu erlangen, wird bei eigetretenen Miß⸗ 
helligkeiten nur zu häufig: eine Klage, auf Wieberabtretung 
des Vermögens hervorrufen. "Das Lan’ wirdiven Pro⸗ 
jeffen der unangenehmften "Art "zerfleifet werden. Wir 
find aber. ber ... Ueberzengung, da die Anficht des 
betreffenden Senats des höchiten Geriptehofes unrichtig 
ft, und um recht bald einen Plenarbechluß Herbeizufüh- 
ven, halten wir es für Pflicht, dieſen Gegenftand öffent- 
(ich zu befprechen. : Daß übrigens Nienand mehr: als wir 
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denunſer Recht organiſch fortbildenden höchſten en 
hof erehrt, brauchen wir nicht erft zu werfiherm 
dm Jahre 1837 ſchrieb der alte Puch ta eine hei 
Ferbe in Gießen erſchienene Abhandlung* über die 
rechtiche Natur der bäuerlichen Gutsabfre- 
tung tberhanpt und mit Altentheilsbeftel- 
lung vefonders auf 137 Seiten. Er” erörtert die 
er v ‚etwa eine anti tcipivte gern an 8: XVII. 


Thpr# 


Die richtig Meinung ift *5 PER. in ‚galten‘ went, 
wie gewöhlich, nicht“ blos der Hof, Tonidern’’ auch das 
übrige Vernögen abgetreten wird, daß. der Vertrag ein 
jelbitftändigr germanifcher iſt, der allerdings viel / von der 
Natur. eines Kanfs, aber auch pom jofort erfülften Grb- 
vertrage um Erbtheilung an fich trägt. Wie dem nun 
fein möge, fo viel ift gewiß, daß der Hauptgegenjtand 
des Vertragt nicht er find. — 


ua 3J dr“ 


IE ur. | — ©. 75'; kommt * er. ‚vie Verehret 
os „ber alten Zuſtaͤnde, zumal der Einzelgerichte, ſchlagende 
Stelle üke bie früheren richterlichen at ‚RM. An 

bach und Batreuth vor: Bei den Alten Beamten, ſelbſt i 
here Funktion, nahm man es ſonſt nih der) wife: 
Aſchaftlichen Bildung. ſo genau nicht und) ber „Berfafler. tr 
innert ſich aus. eigener früherer Er fahrung ;nj vieler „Juflig 
beamien, Hi iht Xeben lang feine Univerfität gejehen Gatten, 
Wegen beneſener Braͤuchbarkeit im Eubäkterrien; Ni 
aungs ⸗und Kanzleidienſt und megen;fonftiger guter Giger 

ſchaften ‚ware, ſie, unter hoher VProtection, Durch, — 

gung eiũes wrzugsweiſe fo genannten Amt "vertan wor⸗ 
> den. "Manch wurden für treue Militärdienfie als Offiziert 
nr. reait — — als Juſtiz um: Kammceralbeamte 

Der He ui gleich ing, Amt, weiter, Feine. ‚Kenntniie au 
BR deſſen zweckmã iger Bekleidung brachten, als die ihnen vom 
fruͤheren Stübanen-oder 'Schreiberlehen der Ylililärnienf 
ro Gedächtniß zu behalten verſtattet hattet. (1° u 
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ſtand iſt vielmehr auf der Seite des Gebenten Hingabe 
des Eigenthums, und zwar als ſoforteüberge— 
hend, die Verpflichtung des Ceſſionars beſteht in den 
vertragsmäßigen Abfindungen dev Geſchwifter und im Ge: 
beit ber Alimente, oder auch Geſtattenlaſſen der Beziehnng 
sorbehaltener. Nutzungen des iibertrage it en Ver 
mögens, ſodann freilich auch in der Handlung der 
Bilege. Im wirklichen Leben: iſt dieſe Handling in 
ver — der unbedentendſte Theil des Vertrages. | 


Der Irrthum des Öbertribumals. Tiegt vorzüglich. in 
der Stelle der Entſcheidungsgründe der angegogene 8. 
408 erfordert nicht, daß nur, Hanplungen Hauptgegen- 
fand des Vertrages feien, es genügt vielmehr, wenn neben 
einem andern Hauptgegenſtande Handlungen auch als 
ſolcher zu betrachten find.“ Wir werben, ie augeben, daß 
Handlungen der. Hanptgegenftand eines Voerttages 
find, wenn fie nur neben einem, andern ‚Hauptger- 
genftande vorfommen, dag find ſie vielmehr alsdann 
eben darum nicht. Ein ſo exorbitantes, an ſich ſchon 
zu ſo vielen Controverſen Anlaß gebendes Geſetz darf 
man nicht über ſeinen Gegenſtand ausdehnen. 


Die Folgen der Anſicht des Obertribunals, wenn 
ſie dauernd in die Praxis übergehen könnte, ſind höchſt be— 
deutend. Der unausbleiblichen Menge der Prozeſſe haben 
wir ſchon oben erwähnt. Wir machen nur noch eben auf 
Folgendes aufmerkſam. Sind die Verpflichtungen des 
Guts-Uebernehmers unter rubr. IT. eingetragen, fo muß 
jeder Dritte, der fich mit dem Erwerber in Verträge ein- 
läßt, auch wiſſen, daß das Eigenthum in Folge irgend 
einer Nichterfüllung der Handlungenpflicht rewofabel iſt; 
er muß ja das Necht kennen. Der revocirende Vater 
wird alſo Die eingetragenen Veräußerungen, Verſchuldun⸗ 
gen nicht anzuerkennen brauchen, ſomit ein großer Theil 


der Bauern, durch, Bekanntwerden der — Ener 
Bund, fofort kreditlos werben, 1 

1. 5. Nach einer wörtlichen. Auglegumg; des 8. 409 winde 
man ſogar annehmen müſſen, daß felbft bei einem dem 
nächſt völlig unbegründet befundenen Rücktritte vom Ver⸗ 
trage ‚der Rücktretende nie das zurückgenommene Vertrags 
Objekt. felbjt zurüdzugeben fchuldig, fondern num eine Ent- 
ſchädigung zu Teiften verpflichtet wäre. ‚Die eingetragenen 
Gläubiger ‚des Sohnes. würden alſo ſelbſt Kei einem u 
begründeten Rücdtritt ihre binglichen Rechte, für. immer 
verloren haben. Vergleicht man übrigens den 8. 411 mit 
8. 166. 167, fo ſcheint kaum zweifelhaft, daß der Geſeh 
geber hier überhaupt nur den Fall unterſtellt, wo der 
Eine einzelne Handlungen‘ zu Teiften, der Anbere ſolche 
einzeln zu vergüten hat, wo jene Leiſtung von Handlungen 
der Hauptgegenſtand des Vertrages iſt. Von Zurückgabe 
eines ſchon abgetretenen Eigenthums iſt dort weder bet 
Worte noch dem Sinne nach die Rede. nn 
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xxX. 


der Indoffatar einer kanfmannifchen Anweifung 
' kann beim KRegreß gegen den Aussteller nur 
ans dem urſprünglichen Bechtsverhältnig klagen. 


Rechtsfall, 
mitgetheilt von 


Sommer. 
A. 2. R. II, 8. $. 1303, 1283—1285.) 


Durch die folgende Entſcheidung hat das Arns— 
berger Appellationg-Gericht fich der Anficht des Obertri- 
bimal® (Entſcheid. XII, 396 ff.) angefchloffen. Diefe 
Entiheivung hebt, fobald fie befannt geworben fein wird, 
den Werth der faufmännifchen Anweifungen für ven Ver: 
teht faft ganz auf, da fich fo leicht Niemand auf eine 
jelde Anweifung einlaffen wird, die er gegen den Aus— 
ſteler nur durch eine Klage auf ein dem Indoſſatar uns 
befanntes, vom erſten Affignaten oft erſt durch eine Klage 
— wofür es kaum einen Namen gibt — zu erfahrenbes 
Rehtögefchäft verfolgen kann. Rückſichtlich des Verhältnif- 
led des Indoſſatars zum unmittelbaren Indoſſanten wer 
den übrigens 8. 1301, 1283, 1284 entjcheiden. 

XIV, Jahrgang 28 Heft. 13 
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In Sachen des Tapetenhänplers W. in S., Ber- 
Hagten und Appellanten, wider die Gebrüder v. B. zu L, 
Kläger und Appellaten, hat das Königliche Appellations- 
gericht zu Arnsberg, Civil-Abtheilung in der Situng vom 
2. Juni 1849, an welcher Theil genommen haben: bie 
App.-Ger.-Räthe Nintelen, Schmidt, Stünded 
und Schulz, fowie O.G.Aſſeſſor Voswindel, ben 
Akten gemäß, für Recht erkannt: 

daß form. in Ordnung, in der Sache felbit auch 

das Erfenntniß der Deputation des Königl. Land— 

und Stadtgerichts zu Siegen vom 22. November 

1848 dahin abzuändern, daß Kläger mit der er- 

bobenen Klage in angebrachter Art abzumerjen 

yub die Koſten beider Inſtanzen zu compenfiren. 
V. R. WM. 


Gründe. 


Behufs Dedung eines, dem K. W. in N. aus einem 
Handelsverfehre fhuldig gebliebenen Saldo's ſtellte 3. ©. 
W. unterm 17. März 1848 2 nach 3 Monaten zahlbare 
Anweifungen von je 49 Thlr. auf Wilh. W. zu DO, aus. 
Karl W. indoffirte Diefelben auf die Kläger, dieſe weiter 
anf andere Kaufleute; beide famen jedoch mit Proteft vom 
47. Juni pr. an Kläger zurüd und der Ausfteller, obgleid 
gehörig avifirt, Hat Zahlung der Valuta verweigert. — 
Im vorliegenden Prozeſſe beantragen Kläger: 

den Verflagten W. zur Zahlung ver Valuta ad 
98 Thlr. und der entjtandenen Proteftkojten ad 
3 Thl. 15 Sgr. nebſt geſetzl. Verzugszinfen feit 
dem 17. Juni 1848 bis zum Zahlungstage cum 
expensis- anzuhalten. 

Der Verflagte hat, unter dem Einwande, daß er 
nur Tapetenhändler ohne kaufmänniſche Rechte, alfo auch 
nicht wechſelfähig ſei, um Ybweifung der Klage gebeten, 
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wogegen Kläger für ihre Behauptung, daß W. allerdings 
laufmänniſche Rechte habe, mit Waaren handle und ftets 
Wechſel ausgejtellt habe, Beweis angetreten haben, event. 
aber feine Verpflichtung aus dem Indoffantent folgern. 

Ohne Weiteres erfannte die Deputation des Land» 
und Stadtgerichts zur Siegen am 22. November pr. pro 
petno, indem, wie es in. ben Gründen der Entſcheidung 
heißt, W. notorifch Handel mit Waaren, nämlich mit Tas 
peten als Hanptgefchäft, treibe, ausweife anderer Prozeß⸗ 
Jüchen auch ſchon mehrfach Wechfel im feinem Gefchäfte 
ausgejtellt habe, anferdem auch feine Einrede dem Inhalte 
der von ihm in faufmännifcher Form ausgeftellten Anwei— 
fimgen widerſpreche und demgemäß feine Zahlungsver⸗ 
bindlichkeit aus 8. 1303. I. 8. A L. R. folge. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat W. rechtzeitig appel- 
lirt. Er fucht die Gründe des I. Richters zu widerlegen, 
erhebt der Einwand, die Valuta der fragl. Anweiſungen 
nicht vergütet erhalten zur haben, beftreitet aus dieſem 
Grunde die Activlegitimation der Kläger und verlangt 
fertwährend Zurückweiſung der Klage. 

Die Appellaten haben dagegen um Beftätigung ge— 
beten, des Appellanten Behauptungen beftritten umb zum 
ferneren Beweife dafür, daß er einen nicht unbedeutenden 
Tapetenhandel treibe, anf Avofation der im vorigen Jahre 
von ihm gegen den Königl. Fiskus angeftellten Klage an- 
getragen. 

Die Frage, ob dem Appellanten kaufm. Rechte zu» 
kehen, würde zwar auf Grund feines Geſtändniſſes, daß 
a einen Waarenhandel (mit Tapeten) treibe, in Verbin- 
ding mit ven vom I. Richter hervorgehobenen Momenten 
zu bejahen fein. Einer näheren Erörterung derfelben be- 
darf es indeß nicht, weil fchon ver Mangel eines ausrei- 
chenden Klagefundaments bie Abweiung der Kläger zur 
Folge haben mußte. 

13 * 
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Judex a quo erachtet ven kläg. Ausſpruch nad $. 
1303. I. 8. A. L. R. für vollftändig begründet, wonach 
ver Inhaber faufmännifcher Affiguationen, als welche bie 
. beiden, im vorliegenden Verfahren probucirten, Anweilun- 
gen anzufehen find, nach feiner Wahl, ſich ar feinen Vor⸗ 
mann, ‘oder an ben Ausfteller halten kann; derjelbe 
überſieht jedoch, daß dieſer $. nur die Perjon bezeich- 
net, welche regreßpflichtig ift, nicht aber ben Inhalt der 
Regreßverbindlichkeit felbft angibt. Eine Alfignation ent- 
hält nicht, wie es bei Wechfeln in Folge ipezieller Vor- 
fehrift der Fall ift, eine jelbititändige causa debendi, viel- 
mehr ergibt fich der concurrivende Berpflichtungsgrund 
nur aus dem Inhalte des zwifchen dem Affignahten und 
Affignatar gefchloffenen Hauptgefhäfts. Demgemäß kann 
felbft der Affignatar 8. W., welcher bie beiden Anwei— 
fungen in Zahlung einer Waarenſchuld erhielt, nur aus 
dem zu Grunde liegenden Waarengefchäfte, nicht aber aus 
‚den Anweifungen, feinen Regreß gegen den Ausfteller neh— 
men. A. L. R. II. 8. 8. 1282 sq. — Größere Rechte, wie 
8. W. haben num aber die Indoffataren (Kläger) keines— 
weges, weil Faufmännifche Affignationen nad $. 1267. 
2162. II. 8. 8. R. nur wie Ceffionen wirken, den Inbof- 
fafaren mithin Feine eigenen, fondern nur diejenigen Rechte 
zuftehen, welche dem Affignatar gegen den Ausfteller ge- 
bühren. Cf. Entfch. des Geh. DO. Tr. Bd. XII. ©. 3%. 

Hiernach ift die Abweifung der Kläger mit der er 
hobenen Klage in angebrachter Art gerechtfertigt und eine 
Erörterung über die Richtigkeit der in IT. Inft. vom Xp 
pellanten erhobenen Einrede nicht empfangener Valuta 
überflüffig, welche Einrevde im Falle des Nachweijes dem 
in angebrachter Art erhobenen Anfpruche ver Kläger eben- 
fall8 entgegenftehen würde. 

Auf Compenfation der Koften beiber Inftanzen mußte 
nach 8. 6. Th. I. Tit. 3. U. ©. O. erkannt werben. 


— 
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XXI. 


Im Herzogthum Weſtfalen, überhaupt im frühern 
Erzſtift Köln, bedarf es des väterlichen Lonfen- 
ſes zur Eingehung eines Berlöbniffes nicht. 


Rechtsfall, 
mitgetheilt von 
Sommer, 


(Monitum Archiepiscopale de 16. September 1755.) 


Der obige Grundſatz ift im folgenden Erfenntuiffe 
des Appellationsgerichts zu Arnsberg ausgefprochen. Das 
Monitum Archiepiscopale, worauf daſſelbe fi gründet, ift 
m Rintelen’s Provinzialvecht des Herzogthums Weft- 
falen, Anlage S. 2— 5 zu finden. Das Oberlandes- 
gericht hatte Früher verſchieden erfannt; in einer Sade 
NRöggerath gegen %. erkannten zuletzt beide: Abthei- 
lungen verfchieven, und das Obertribunal trat der oben 
usgefprochenen Meinung bei. Diefe ift nun in’ dem fol- 
genden Erkenntniſſe feitgehalten. "Die Sache: felbft war 
wirllich ſehr zweifelhaft. Erwägt man aber. freilich, daß 
nach ben älteren Fatholifchen Grundſätzen die Ehe ohne 
ale Form durch bloße ernftliche Erklärung eingegangen 
werden Tonnte, ohne daß der fehlende väterliche Confens 
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ein Anfechtungsgrund war, daß dies auch bei der nach 
dem Concil von Trient zur Ehe erforderlichen Erklärung 
des consensus vor dem Pfarrer und zwei Zeugen noch 
Statt findet — ſo hat freilich der Schluß auf die Verlöb— 
niſſe, a majori ad minus, Manches für ſich. 
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In Sachen der G. R. genannt ©. zu D, 
im Beiſtande ihres Vaters Caspar R. genannt 
S. daſelbſt, Verklagte und Appellantin, wider den 
Ludwig R. zu W., im Beiſtande feines Waters 
Peter R. daſelbſt, Kläger und Appellaten, hat das 
Königliche Appellationsgericht zu Arnsberg, Abthei— 
fung fire Civilſachen, in der Sitzung vom 16. Mai 184, 
an welcher Theil genommen haben: die Appellationsge 
richtsräthe Nintelen, Schmidt, Stünded, Schulz und der 
Dbergerichtsaffeffor Voswinckel, ven Aften gemäß, für 
Recht erkannt: | 
daß die Förmlichfeiten des Nechtsmittels für be 
obachtet anzunehmen, in der Sache ſelbſt aud 
das Erlenntniß der Deputation des Königlichen 
Land- und Stadtgerichts zu Erwitte vom 15- 
Dezember pr. dahin abzuändern, daß ber Ein 
wand her. Nichtigfeit des zwifchen ben, Parteicı 

geichloffenen Eheverlöbniſſes auf den Grund dei 
mangelnden päterlichen Confenfes als unbegrün 
det zu verwerfen und. vie Sache zur weiteren 
Derhandlung und Entjcheipung in bie erſte In— 
ſtanz zurüd zu verweifen, Die, Koſten Diefer Inſtanz 
und des Erkenntnifjes, erſter Inftanz zu compen⸗ 
ſiren, und die Entſcheidung in Betreff der übri— 
gen Koſten erſter Inſtanz der künftigen Definitiv- 
entſcheidung vorzubehalten. 
Bon... Rechts Wegen. 
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Gründe. 

Der Ludwig R. zu W. Hat fih vor meh— 
veren Jahren mit ber Gertraud R. zu V. ver- 
Iobt, und am dieſelbe namentlich mehrere Briefe 
gefchrieben, itt welchen er ihr. gelobt hat, fie zu heirathen. 
Derjelbe hielt fich num aber an das ftattgehabte Verlöb- 


niß nicht gebunden und ttägt im Beiftande feines Vaters 


gegen die zc. R. im DBeiftande deren Vaters klagend 
darauf an: im Rechten auszufprechen, daß zwiſchen ihm 
und der Beklagten ein gültiges Eheverlöbniß nicht beſtehe, 
und der Beklagten die Koften zur Laſt zu feten. | 
Verklagte ftellt den Gegenantrag, den Kläger mit 
feiner VBerneinungsflage abzumweifen, denſelben vielmehr 
als Wieverbeflagten zur Chelichung ber Verklagten und 
Dieverflägerin zu verurtheilen und ihm auch die Koften 
jur Laſt zu fegen. Sie behauptet nämlich, daß zmwifchen 
ihr und Kläger ein gültiges Eheverlöbniß zu Stande ge- 
lommen inbem fie 
1. prine. auszuführen fucht, daß nach canonifchen 
Rechte überhaupt und nach der churfölnifchen 
Verordnung vom 16. September 1755 für Weft- 
falen insbejondere die elterliche Einwilligung zur 
Verbindlichkeit des Verlöbniſſes unter Parteten, 


welche ver katholiſchen Konfeffion angehören und 


noch unter väterlicher Gewalt ftehen, nicht erfor- 
derlich fet, 


2. beweifen will, daß die beiderfeitigen Väter auch 


wirklich ihre Einwilligung ertheilt hätten. 
Kläger jucht dagegen auszuführen, daß ohne wäter- 
liche Einwilligung gefchlofiene Verlöbniſſe auch mit Rück— 
Nicht auf die Veroronung vom 16.- September 1755, welche 


⁊ 


als nicht gehörig publizirt, keine Geſetzeskraft habe, auch 


ihtem Inhalte nach kein Geſetz, ſondern nur eine Inſtruk 
tion für Dem geiftlichen Richter ſei, nichtig ſeien, er be— 
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ftreitet ferner, daß die beiverfeitigen Väter ihre Einwilli- 
gung ertheilt, behauptet, daß das Ehegelöbniß mit beiber- 
feitiger Einwilligung wieder aufgelöft fei, was Verklagte 
nicht zugibt und will endlich auch deshalb zum Rücktritt 
berechtigt fein, weil Verflagte fih mit andern Manns- 
perjonen, namentlich dem Franz B. von E. ab 
gegeben habe, was Verklagte unter Anmeldung einer In- 
jurienflage bejtreitet. Anlangend namentlich) die Einwill- 
gung des Flägerifchen Vaters, fo behauptet Verklagte un- 
ter Eidesdelation, daß Kläger feinem Bater die Verlobung 
angezeigt, dieſer aber nicht nur nicht widerfprochen, fon- 
bern fie ausbrüdlich gebilligt habe, Kläger bejtreitet fol- 
ches und bemerkt, fein Vater habe gehört, daß er mit ber 
Verklagten ein Verhältnig angefnüpft, habe ihm gefragt, 
ob dem jo jei und da er dies eingeräumt, erklärt, dann könne 
er (Kläger) nicht auf dem Hofe bleiben, dann würbe er 
deſſen Schwefter ven Hof übertragen. Hierin findet Ver— 
Hagte ein Zugeſtändniß der erhaltenen, wenn auch nicht 
gerabezu direkten Einwilligung, wodurch der ihr zugefche- 
bene Eid befeitigt werbe; event. beferirt fie dem Klager 
übrigens noch darüber den Eid, daß der Vater des Kli- 
gers erlärt habe, wenn Kläger die Verklagte durchaus 
‚ haben wolle, dann habe er nichts Dagegen, Kläger hat 
biejen Eid acceptirt und demnächſt dahin ausgefchworen, 
daß fein Vater ihm die Genehmigung zur Verheirathung 
mit der Verflagten Gertrud R. nicht extheilt, ihm ind 
bejondere nicht erflärt, daß er nichts Dagegen habe, went 
er die Getrud R. durchaus haben wolle. Nach Ablei- 
jtung dieſes Eides und ohne auf die übrigen von Parteien 
zu den beftrittenen Fragen gemachten Anführungen näher 
einzugehen, erfannte die Deputation des Land- und Stabt- 
gerichts zu Erwitte unterm 15. Dezember pr. für Recht, 
daß zwifchen dem Kläger Ludwig NR. und bei 
Verflagten Gertrud R. ein gültiges Chever- 
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löbniß nicht beſtehe und die Verklagte als Wie- 
berflägerin mit dem Antrage den Kläger als 
Widerbeklagten zur Chelichung mit. ihr zu ver- 
urtheilen, abzumweifen und die Koften des Pro- 
zeffes ber Verklagten und Wiederklägerin zur 
Laſt zu ſetzen. 

Judex a quo geht davon aus, daß bie churkölniſche 
Verordnung vom 15. September 1755 jedenfalls an dem 
beitehenden Rechte über die Nichtigfeitsgründe nach aus- 
drüdlicher Dispofition gar nichts habe ändern follen, nad) 
dem zur Anwendung fommenden canonifchen und reſp. rö- 
miſchen Rechte aber das Ehegelöbniß eines unter väter— 
iher Gewalt ftehenden Hausfohnes ohne Eoncurrenz des 
Vaters als abjolut nichtig zu betrachten fei, worüber die 
Anctoritäten des gemeinen Rechts größtentheils überein- 
ftimmten. Verklagte hat gegen diefe Entfcheivung appellirt. 
Sie ift der Anficht, Daß die vom judex a quo bejahte 
Frage: ob im Herzogthum Weitfalen unter katholiſchen 
Sonfeffionsverwandten zur Gültigfeit der Sponfalien eines 
flius familius die väterliche Einwilligung abjolut erforber- 
ih fei, verneint werben müffe, bezieht fich hierfür auf die 
conſtante Praxis des hiefigen Dbergerichts und Beantragt 
die VBerwerfung des Einwands der Nichtigkeit des fragli- 
den Eheverlöbniffes auf Grund des mangelnden väter: 
lichen Conſenſes und Zurückweiſung der Sache in bie vo— 
tige Inſtanz. 

Appellat fucht hiergegen bie Ausführung des eriten 
Richters zu rechtfertigen und beantragt die Betätigung 
des vorigen Urtheils, welcher Antrag auch deshalb gerecht- 
fertigt fei, weil als zugeftanden anzunehmen, daß das 
verlöbniß mutuo consensu wieder aufgehoben fei. | 

Es mußte indeß dem Antrage der Appellantin ge- 
mäß das Erfenntniß, wie gejchehen, abgeändert werben. 
Denn durch den, durch den geleifteten Eid des Klägers 
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feftgeftellten Umftand, daß der Vater ihm die Genehmi- 
gung zur Verheirathung mit der Verflagten nicht ertheilt, 
erfcheint die Gültigkeit des imter den Parteien 'abgefchloffe 
nen DVerlöbttiffes noch keinesweges aufgehoben. Im dem 
vom Kläger in Bezug genommenen arehiepiseopale moni- 
tum vom 16. September 1755 erwähnt ver churkölniſche 
Erzbifchof Clemens Auguft, daß er durch das Unweſen ber 
heimlichet Verlobungen beftimmt worden, fich am beit 
päbjtlichen Stuhl mit der Bitte zu wenden, Durch ein we— 
nigftens für das Erzftift Köln zu erlaſſendes Geſetz bie 
heimlichen Eheverlöbniffe für nichtig zu erklären; nad 
dem weiteren Inhalte der Verordnung hat der Pabſt hier- 
auf: nicht eingehen, einen neuen Nichtigfeitsgrumd ex capite 
clandestinitatis nicht ftatuiren wollen, indem Das bis dahin 
geltende Recht zur Verbinvlichfeit der Verlöbnifſe anfer 
der Einwilligung der contrahirenden Perfonen nicht auch 
die der Eltern erforderlich halte, Fit num auch Diefer Verord- 
nung, da die Publikation derfelben urkundlich nicht nach— 
gewiefen, unmittelbare Gefekesfraft nicht beizulegen, fo 
beweijt diefelbe doch wenigſtens fo viel, daß ſowohl ber 
bh. Bater als der Churfürft Erzbifchef von Köln, welder 
zugleich Landesherr des Herzogthums Weftfalen war, jene 
vollgültigen Auctoritäten, das canonifche Recht in Betreff 
der Sponfalien dahin ausgelegt haben, daß zur Gültig 
feit des Verlöbniffes eines filins familins ber väterliche 
Conſens feineswegs erforderlich fei. Infofern ift jener 
Ausſpruch als doctrinäre Aneterität refp. ein darüber er- 
theiltes Weisthum, wie in ber Erzbiözefe Köln im jener 
Zeit die Über die Verlöbniffe beſtehende Geſetzgebung ver- 
ſtanden nnd gehanphabt wurde, von der größten Bedeu— 
tung und derſelbe um fo mehr der Entfcheidung zu Grunde 
zu legen, als die Auslegung des canonifchen und refp. rö— 
miſchen Rechtes in dieſer Materie fehr beftritten ift. Er 
ige Kechtsfehrer wollen ſchon nach dem römiſchen Rechte 
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vie Anficht vertheidigen, daß bie ‚Ungültigkeit des bot 
einem. ſilius famitius abgeſchloſſenen Verlöbniſſes wegen 
mangeluder; Zuſtimmung des ‚pater Samilias eine lediglich 
auf ‚ein Anfechtungsrecht des. Letztern hinauslaufende rela⸗ 
tive geweſen. Das canoniſche Recht ſcheint wenigſtens in 
ver frühern Periode mit dem römiſchen in Uebereinſtim— 
mung geſtanden zu haben, dagegen iſt die ſchon in mehre— 
ren canones auch rückſichtlich der Sponſalien ausgeſpro⸗ 
dene Meinung, daß secundum leges solus eorum consensüs, 
de quorum conjunctionibus agitur (Can. 2.1: XXVII. qu. 2.) 
genüge, Durch. das tridentinum rückſichtlich der Ehe zum 
unbejtrittenen : Gefetze erhoben (ef. sess. 24. cap..1. de 
reform. ‚matrim): a majori ad minas geſchloſſen, läßt fich 
Viefes mit, mehreren. bewährten Schriftftellern (ef. Frey 
Commentar über das Kirchenrecht III 8. .118&, Stapf 
Paſtoralunterricht über die Ehe 8: 5,, Müller Kirchenllert- 
ion s. v. Ehegelöbniffe, ©. 2. Böhmer prince. jür. Canon. 
$. 45 sequ.) umfomehr auf Verlöbniffe anwenden und 
die Annahme, welche nach Frey 1. c. die Praris für fich 
hatte, rechtfertigen, daß Hinfichtlich der Sponfalien der 
viterliche Confens nur de honestate, nicht de necessitate 
erforderlich fei; das Argument, welches aus der Sacra- 
mentseigenfchaft der Ehe dagegen angeführt wird, läßt 
fih dadurch befeitigen, daß hinfichtlich der Ehe der man— 
gelnde väterliche Conjens nur als Nichtigfeitögrumd zu 
ſanctioniren geweſen wäre, um zu bewirken, daß ſie rück— 
ſichtlich des indissolubile vineculum, als gar nicht eingetre— 
ten zu betrachten. Das iſt — keineswegs geſchehen, 
wodurch die oben erwähnte Anſicht noch weiter unterſtützt 
wird. Wenn gleich ſich nun auch mit der vertheidigten 
Anfiht mehrere neuere Romaniſten und Canoniſten in 
Viderfpruch gefegt haben, fo ift doch fo viel gewiß, daß 
die Lehre über die Rechtsbeftändigfteit ohne väterlichen Con— 
ſens abgefchloffener Verlöbniffe mindeftens zu den beftrit- 
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tenen zu rechnen und iſt demnach die Entſcheidung ver 
Streitfrage auch ſchon in früheren Entſcheidungen des 
biefigen Obergerichts, namentlich einem Urtheil vom 3. 
November 1847, der Gerichtsgebrauch,; wie er fich durch 
eine auf bie Ausfprüche der höchften geiftlichen und welt- 
lichen Gefetgeber bafirte ufuelle Interpretation in der 
Erzdiözefe Köln firirt hatte, -auch noch ‚unter ber churköl- 
nifchen und heffifchen Herrichaft bis in die neueſte Zeit 
bindende Norm für die erfennenden Gerichte geweſen, 
das archiepiscopale monitum de 1755 zu Grumbe gelegt 
worden. Der Einwand des mangelnden Conſenſes des 
Klägers Vaters zu dem beftehenden Eheverlöbniffe kann 
demnach als burchgreifend nicht anerfannt werben und, 
war vielmehr dem Antrage der Appellantin gemäß bie 
Sache zur weiteren Verhanblung und Entfcheidung an 
ben vorigen Richter zurücd zu verweifen, wonach ber Fo: 
ſtenpunkt, wie gefchehen, zu beftimmen. 


XXII. 


And) der Ignoranz-Eid stellt die beſchworue Chat⸗ 
fahe unwiderruflid fest. 


Rechtsfall, 
mitgetheilt von 
Sommer. 


Folgendes Erlenntniß fpricht dieſen Grundſatz aus. 
Er iſt unbedenklich richtig. Beſtritten konnte er nur wer- 
den, weil wir den früheren Crebulitätseid in den Eid de 
ignorantia verwandelt haben, in der Sache ift e8 immer 
ver Grebulitätseid; man follte das nur wieder herſtellen, 
ſchen wegen der vielen Mißverftändniffe ver Formel beim - 
pofitiven Ignoranz⸗Eide. 
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Im Namen des Königs! 


In Sachen ver Erben des J. H., nanıentlich der 
Eheleute 3. ©. P. zu F., Intervenienten und Appellanten, 
vier den Kaufmann G. 2. zu Cöln, Interventen und 
Upelfaten, hat das Königl. Appellationsgericht zu Arns- 
berg, Abtheilung für Eivilfachen, in ver Situng vom 19. 


Mai 1849, an welcher Theil genommen haben: die App.- 
Gerichts-Räthe Kintelen; Schmidt, Schulz und die DO. ©. 
Aſſeſſoren Boswindel und Wejtermann, den Akten gemäß, 
für Recht erkannt: 
daß die Formalien in Ordnung, in der Sadıe 
jelbjt aber das Erfenntniß der Deputation des 
Königl. Land- und Stadtgerichts zu Siegen vom 
29. November 1849 Lediglich zu bejtätigen und 
Appellanten in die Koften UI. Injtanz und eine 
Succumbenzitrafe von Zwei Thalern zur verur: 
theilen. 
Bon Rechts wegen. 


Gründe. 

In der Prozeßſache des Kaufmann 2, zu Cöln ge 
gen den Eduard H. follte gegen Lebtern die Erefution 
durch Pfändung mehrer Mobilien und Hausgeräthe, fowie 
verfchievener Waaren volljtredt werben, welche ſich im 
Haufe des 3. H., des Vaters des Exequenden, befanden. 
J. H. nahm die gepfändeten Gegenftände als fein Eigen 
thum in -Anfpruch, inden er einen Vertrag vom 20. Fe 
bruar producirte, durch welchen ©. H. ihm die namentlich 
aufgeführten Gegenſtände für eine angebliche Forderung 
von 174 Thl. verfauft haben foll. 

Der Kaufmann 2. erkannte jedoch Die Anfprüche des 
J. H. nit an, da dem Vertrage die gefegliche Vermu— 
thung, daß er in betrüglicher Abficht geſchloſſen ſei, ent- 
gegenjtehe. Er beitritt, daß Eduard H. den producirten 
Vertrag unterfchrieben habe und bat um Fortſetzung ber 
Erefution. Die gepfändeten Gegenſtände find verkauft und 
haben bie. Parteien ihre Anſprüche anf die Auktionslöſung 
gerichtet. Nachdem J. H. im Laufe des Prozejfes geftor- 
beit, find feine Erben, Eheleute B., Eheleute Eduard 9. 
und Ehefrau K. tm benfelben eingetreten. Dieſe haben 


nm bem Interventen L. den Eid darüber veferirt, daß der 
probucirte Vertrag zwifchen Eduard und Sacob H. wirt 
{ih abgefchlofjen, von Beiden vollzggen, ernitlic) gemeint 
gewefen und daß Eduard H. feinem Vater 171 Thl. fchul- 
dig geweſen ſei. Diefen Eid hat derſelbe de ignorantia 
acceptirt und ausgefchworen. Durch Erfenntniß vom 29. 
November v. 3. hat die Deputation des Land- und Stadt- 
gerihts Siegen die Intervenienten mit ihrem Anfpruche 
zurückgewieſen, weil dieſelben beweisfällig feien und bie 
dem DVertrage entgegenjtehende Vermuthung der betrüg- 
hen Abſicht nicht entkräftet hätten. 

Gegen dieſes Erfenntniß haben allein die Eheleute 
B. rechtzeitig appellirt, indem fie der Anficht find, durch 
ven de ignorantia abgeleiteten Eid fei nicht die Unrichtig- 
tet ihrer Behauptungen dargethan, ſondern nur feſtgeſtellt, 
daß dem Interventen nichts davon bekannt geweſen ſei. 
Sie bringen deshalb Beweismittel dafür bei, daß wirklich 
ein Schuldverhältniß zwiſchen Eduard und Jacob H. be— 
ſtanden habe, zu deſſen Tilgung der Vertrag abgeſchloſſen 
kei, bitten um deren Erhebung und Abänderung des Er; 
fenntnifjes dahin, daß die aufgeführten Gegenftände für 
ihr Eigenthum erklärt werben. | 

Intervent fucht dagegen Die Unzuläffigfeit Des ange- 
tretenen Beweifes, ſowie der Beweismittel deducendo aus- 
zuführen und bittet unter Beftreitung der aufgejtellten Be— 
bauptungen um Bejtätigung. 

Diefer Antrag des Interventen erjcheint volljtändig 
begründet. Wenn die Appellanten, fich auf ven Wortlaut 
ver Eidesformel ſtützend, der Anficht find, es jtehe nach 
leiftung des. Eives Nichts weiter fejt, als daß. Inter— 
vent nicht wiffe, ob der’ Vertrag wirklich und ernitlich ab- 
göhloffen fei, fo it dies entſchieden unrichtig. Denn cs 
ſieht außerdem auch die Unrichtigkeit der von dem Inter 
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venienten behaupteten und zum Eide geſtellten Thatſachen 
unumſtößlich feſt. 

Da die zum Eide geſtellten Thatſachen für den In— 
terventen facta dritter Perſonen waren, fo konnte er ſelbſt— 
redend nur de ignorantia ſchwören, auch iſt die Norm des 
Ignoranzeides nach 8. 313. 1. 10. U. ©. DO. richtig ge: 
faßt, da die Unrichtigfeit einer Thatfache ausgemittelt wer- 
den follte. Der Unterſchied zwifchen dem Eide de igno- 
rantia und de veritate bejteht nur in ver Norm, nicht in 
der Wirkung; dieſe ift für beide gleich und beſteht barin, 
daß die zum Eide gejtellten Thatfachen juriftifch feſtgeſtellt 
werben: I. 13. $. 10. 8 8. 4. ©. O. — Unter die zum 
Eide geftellten Thatfachen gehört in casu gar nicht das 
Nichtwiffen; dies gehört-zu der für alle Ignoranzeide vor- 
gefchriebenen Norm; dagegen find, nach der Natur des 
deferirten Eides, als eines Compromiffes unter ben 
Parteien, die Xhatfachen, deren Nichtwilfen beſchwo— 
ren ift, als unumſtößlich feitgeftellt zu betrachten. 

Für den vorliegenden Fall fteht hiernach Durch den 
abgeleifteten Eid feft, daß der Vertrag vom 20. Februar | 
1848 zwifchen Eduard und Jacob H. nicht abgefchloffen 
und vollzogen tft, 

Es Tann auf fich beruhen bleiben, ob die ferneren 
Behauptungen, daß der Vertrag ernitlich gemeint und 
Eduard H. feinem Vater 171 Thlr. ſchuldig geweſen fel, 
dazu angethan waren, um durch den Eid feftgejtellt zu 
werden; denn nachdem einmal fejtfteht, daß der Vertrag 
ſelbſt nicht gefchloffen iſt, kann von einer demfelben enge 
genftehenden Vermuthung der betrüglichen Abficht nicht 
mehr die Rede fein. Da feitgejtellt ift, daß ber Vertrag 
ſelbſt nicht gefchloffen ift, jo muß es als ein durchaus un 
zuläffiges Unternehmen betrachtet werben, wenn Interve⸗ 
nienten nun noch nene Beweismittel dafür beibringen wollen 
daß der Vertrag doch gejchloffen fei u. ſ. w. 
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Es lkonnten deshalb Die; nova;der. Appellation keine 
Lerädfichtigung finden; vielmehr mußte, da dem Anfpruche 
der Intervenienten jebe Begründung fehlt, das erſte Er⸗ 
Tenntniß beſtätigt werben. 

Eine Folge ver Betätigung iſt nah A. ©. DO. 1. 


3.8.6. die Verurtheilung ber Üppellanten in Koften 
und Succumbenzſtrafe. 


XXI. 


I. fäuft die im: $. 22 der erften Verordnung vom 
4. März 1834 für das Eingehen. des Antrags 
des Vroz eßrichters anf Eintragung: einer förm- 
lichen Hypothek unter dem Prajudiz der von 
Amtswegen zu bewirkenden Foſchung der einge⸗ 
tragenen Proteftation  beftimmte. dreimonatliche 
Kit beim BRecognitions-Syfteme vom 
Cage der Anmeldung, oder vom Tage der 
ertheilten, oder aber vom age der dem 
Ertrahenten sngeftellten vorläufigen Uecos· 
nition (Proteſtation) ab? 

2 fan einer zwiſchen der Anmeldung und der 
Eintragung der Hypothek oder Ertheilung des 


Recognitions - Ateſtes geſchehenen Veräußerung 
XV, Jahrgang 28 Heft. 14 


die Hypothek aus dem S.22 der erſten Berord- 
nang vom 4. März 1834 entgegen gefetzt 
werden? ? en | . 


Rechtsfall, 
mitgetheilt 
von 


Sommer. 


Die obigen Fragen find im dem folgenden Erkennt 
niß behandelt. Die Wichtigkeit derſelben ift einleuchtend. 
ALS ganz abgefchloffen können aber die Fragen noch nicht 
angejehen werben. 

— — 


Im Namen des Königs! 


m Sachen des Kaufmanns J. K., Inhabers ber 
Firma 8. P. in S., Klägers und Appellanten gegen den 
Pfarrer S. in MR; für ſich und, in Vertretung feiner minder⸗ 
jährigen Kinder Karl, Friedrich, Eliſe, Heinrich, Adolf, 
— Richard, Aolfine ©., Verflagte und Appellan- 
ten, hat das Königl. Aöpellatiöndgeridit- zu Arnsberg, Ab⸗ 
teilung für Civilſachen, in ber Sigung vom 16. Juni 
1849, bei welcher die Appellationsgerichtsräthe Riutelen, 
Wermuth, Schmidt und Stündeck, fo wie der Oberlandes⸗ 
gerichtsaſſeſſor Voswinckel Theil genommen haben, den 
Alten gemäß für Recht erkannt: 
daß die Förmlichleiten der Appellation für berich⸗ 
‚tigt. anzunehmen, in. ber Sache ſelbſt aber pas 
Erkenntniß der Deputstion des, Königl. Land- 
und. ‚Stabtgerichts zu Siegen vom 7. October 
1848 lediglich zu beitäklgen, Appellant cuch in 
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‚ bie Koften biefer Inftanz und 2 Thle. Succum⸗ 
benzſtrafe zu verurtheilen ſei. 
Bon. Rechts Weten. 


Gründe. 


Das Handelshaus Karl P. (jetzt Joh. K.) zu © 
hatte, mitteljt Erkenntniſſes vom 16. Januar 1841: eine 
dorderung von 106 Thlr. 25 Sgr. nebit 5 Thlr. 23 Ser: 
Koften gegen bie ‚Eheleute Gaftwirth Philipp ©. zu 8: 
schtöfräftig ausgewonnen, und zur Sicherftellung der For: 
derung eine protejtativifche Eintragung auf die Damals noch 
im Befige ber Eheleute Philipp S. befindlichen Grund⸗ 
füde SL. III. No, 243 der Gemeinde E. und Fl. J. No 
Sl und 74 der Gemeinde F. mittelft Antrags: de praes. 
ven 24, April 1841 nachgejucht. Da der Befiktitel nicht 
berihtigt, jo wurde das gewöhnliche Necognitionsatteft 
unterm 40. Mai 1841 in den Alten erlaffen, vie Ausfer- 
tigung aber erſt unterm 12. Mai 1842 an den Antrag- 
felfer infinuirt, ohne. daß den Schuldnern von dem Ein: 
imgungsgefuche - und. ber hierauf — OS 
Rohricht gegeben wurde. 

Am 15. April 1842. beantragte — Prozeßrichter 
auf das Geſuch der Handlung Karl P. die definitive Ein⸗ 
tragung obiger Forderung auf die erwähnten Realitäten. 
Es wurde ein hierauf bezügliches zweites Recognitions⸗ 
atteſt unterm 31. Mai 1842 in den Alten erlaſſen, und 
am 30. Juni ejusd. dem Gläubiger inſinuirt. Sn: dieſem 
Recognitionsattefte : wurde jedoch ausdrücklich "erwähnt, 
daß die Darin aufgeführten Parzellen: bereits am 18. No: 
bember 1841 von ven Eheleuten S. an den — 
% veräußert, ſeien. — Mann” 

Diefe Bemerkung: ‚grünbete re auf bem Inhelt ber 
Örmdakten ,. zu welchen der Notar v. V. unterm 11. Des 
zeuber 1841 - beglaubigte Abjchrift eines Kauflontraktes 
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vom 13. November 1841. überreicht, der Auct.-Comm. 
K. aber unterm 22. Februar 1842 die Ansfertigung jenes 
Kauffontrafts mit der Bitte um Umfchreibung des Beſit— 
titel8 auf feinen Namen übergeben hatte. Die von 8. 
erworbenen Realitäten find ſpäter von dieſem an den Pfar— 
rer ©. zu M. weiter verkauft, Gegen dieſen und feine 
minderjährigen: Kinder als: Befiter jener gegenwärtigen 
Grundſtücke iſt Joh. K. als Inhaber der Firma Karl P 
unter Berufung. auf die Eintragungsgeſuche und ertheilte 
Recognition klagend aufgetreten mit dem Antrage, die oben 
bezeichneten Realitäten für die, Forderung des Alägers 
ad 106 Thlr. 25 Sgr. 10 Pf. nebſt 5 Thlr. 23 Sur. 
Koſten ſubhaſtiren zu Iaffen, auch die Koften’ Fir tragen. 

Verklagte widerfprechen dieſem Antrage nnd beitrei- 
ten; zugleich, daß Kläger ein: Hypothelenrecht erworhen 
habe. 

Es ſei namlich der Antrag Auf definitive — 
zu ſpät eingegangen. Selbſt wenn dieſes nicht der Fall, 
fo: Hätten doch die Eheleute GaſtwirthS., welchen feine 
Nachricht: von; dem Antrage anf proteftutivifthe Eintragung 
ber Forderung und der hierauf erlaſſenen Verfügung ge 
geben worden, ſich ‚zur freien: Dispofition ihrer Orund 
ſtücke befugt halten müſſen. Sie Hätten‘ dieſelben untern 
13. November 1841. an den Auct.⸗Comm. K- veräußert 
und, trabirt,. und dieſer habe ebenwenig eitten Hypothela⸗ 
riſchen Anſpruch des — — dem —— 
entnehmen fönnen. 

Kläager bemerkt bergegen — daß die dreimo⸗ 
| natfiche: Friſt zur Verwandlung‘ der proteſtativiſchen Ein 
tragung in eine definitive erſt! vom Tage der Inſinuation 
des Recognitionsatteſtes über die erſtere Eintragung be 
rechnet werden bürfe, daß er mithin "bie ‚gefeglichen Friſten 
gewahrt und. fomit ein Hypothekenrecht erworben "habe 
bevor das — der verhafteten Grundſtucke auf bei 
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x. 8. übergegangen fei, wogegen die’ DVerflagten der An- 
ſicht find, daß .die dreimonatliche Frift mit dem Tage der 
Immeldung. des. Titels zum Pfanbrechte zu Laufen beginne, 
und zugleich dem Kläger darüber einen Eid deferiren, daß 
dieſer vor beantragter definitiver Eintragung die in der 
Zwiſchenzeit ſtattgefundene Veräußerung: in Erfahrung ge⸗ 
bracht ‚habe. Nachdem dieſer Eid vom Klaäger acceptirt 
aber für unerheblich _erffärt war ‚erkannte die Deputation 
des Land- und Stadtgerichts Siegen mittelft Sentenz vom 
1. October 1848 auf Abweiſung des Klägers. Diefe 
Entheidung ſtützt fich auf Verordnung vom 4. März 1834 
$. 22, worin es heißt: a | 242 
Der Hypothekenrichter hat, wenn der Gläubiger 
die Eintragung einer Proteſtation zur Erhaltung 
feines Vorrechtes unmittelbar bet ihm nachfucht, 
die Eintragung fofort zu bewirken, ift jedoch ver: 
pflichtet, die Proteftation von Amtsivegen wieder 
zu löſchen, wenn der Antrag des Prozefrichters 
auf Eintragung seiner fürmlichen Hypothek nicht 
binnen 3 Monaten’ eingeht. | 


Es wird aus ber Faſſung des Geſetzes gefolgert, 
daß die breimonatliche Frift von der Eintragung der Pro- 
teftation, nicht aber vom Tage der gefchehenen Benachrich- 
tigung des Gläubigers zu berechnen fei, und dann aus— 
geführt, daß, bei nicht berichtigtem Beſitztitel die Eintra- 
gung der Protejtation im Hhpothefenbuche der zu ben 
Grumdakten nicbergefchriebenen Recognition des Richters 
geihitehe,. alfo das Datum dieſer, nicht aber ver Tag 
vr Infinuation des Recognitionsatteftes an ven Gläubi— 
ger entſcheide. 

Gegen den Inhalt dieſes Erkenntniſſes hat Kläger 
appelfirt und :um Entfcheidung der Sache nach dem Klage— 
anfrage gebeten. Ä | 
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Er nimmt Bezug auf das Gefeg vom 16. Juni 1820, 
wonach das Recognitionsfuften eingeführt wurde. Inhalts 
diefes Geſetzes follten bei nicht eingerichtetem Hypotheken⸗ 
weſen Die Rechte des Pfanpgläubigers dadurch erworben 
werden, Daß ber Hhpothefentitel beim Hhpothelenrichter 
angemelbet, von’ dieſem genau aufgezeichnet, und nach er: 
folgter Prüfung mittelft einer unter dem Driginalinftru- 
ment zu vermerkenden Recognition als rechtsbeſtändig be- 
zeichnet werde. Hiernach erſetze alſo nur bie Ausfertigung 
des Recognitionsatteftes die definitive. Eintragung voll 
ftändig. Die vorgefchriebene dreimonatliche Frift könne alſo 
auch nur mit dem Tage dieſes Alts beginnen. Dieſes 
liege jchon in der Natur der Sache. Das Hypothekenbuch 
fei eine zu Jedermanns Einficht offen‘ liegende Urkunde, 
bei nicht berichtigtem Befigtitel könne man nur burch In— 
finuation des Recognitionsatteftes davon unterrichtet wer- 
ben, ob wirflid ein Hhpothefenrecht erworben fei. Klä— 
ger habe alle Vorfchriften, die zur Erwerbung eines HY- 
pothefenrechts erforderlich feien, beachtet und könne des⸗ 
halb durch die Veräußerungen an K. reſp. ©. nicht prä- 
jubieirt werden. Verflagte bitten um Verwerfung ber Ap- 
pellation. Sie machen darauf aufmerffam, daß Kläger 
gleich bei Nachſuchung der proteftativifchen Eintragung ge 
gen die Vorfcehrift in $. 23 der Verordnung vom 4. März 
1834 verftoßen habe, indem er feine Gefammtforberumg 
auf alfe Immobilien des Schulpners angemeldet, und nicht 
beſtimmte Theile der Forderung auf jedes einzelne Immo— 
bile habe eintragen laſſen. Im Uebrigen fchließt die Be 
antwortungsfchrift fi) den vom erſten Richter aufgeftellten 
Grundfägen an. 


Die Beftätigung bes erjten Erfenntniffes mußte er= 
folgen. Denn die in der Verordnung vom 4. März 1834 
8. 22 bejtimmte breimonatliche Frift, nach deren Ablauf 
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die Auslöſchung der Proteftation von Amtswegen bewirkt 
werben muß, ſobald nicht vom Prozekrichter der Antrag 
auf Eintragung einer förmlichen Hypothek eingegangen ift, muß 
von dem Tage an gerechnet werden, an welchem die pro= 
teftativifche Eintragung nachgefucht worden ift. Für biefe 
Anficht ſpricht der Inhalt der Verordnung ſelbſt, außer- 
bem der Umftand, daß — namentlich beim Necognitiong- 
ſyſtem — nur die Partei, welche die Proteftation ange- 
meldet hat, weiß, wann dieſes gefchehen ift. Im ihrer 
Hand liegt es alfo, rechtzeitig beim Prozefrichter diejeni— 
gen Schritte: zu thun, welche den Autrag auf. Eintragung 
einer förmlichen Hypothek begründen. Im Uehrigen kömmt 
ed noch in Betracht, daß nur durch bie wirkliche Erthei- 
lung des Necognitionsatteftes an den Gläubiger dieſem 
ein Hhpothefenrecht erworben wird: Bon 'diefem Grund- 
fake ausgehend ‚. muß: man: alfo auch behaupten, daß nicht 
bie am 10. Mai 1841 in den Örunkaften, des Schuldners 
niedergefchriebene Recognition, ſondern erjt die unterm 12. 
Mai 1842 an den Gläubiger gefehehene Infinuation jener 
Recogniton dem letzteren hypothekariſche Rechte habe ver- 
ſchaffen können. Dann fteht aber dem Erwerb des Hypo⸗ 
thefenvecht8 der Umftand entgegem, daß bereits früher bie 
Grundſtücke an einen Dritten verfauft und trabirt, waren, 
und gegen dieſen nachträglich ein Hypothekenrecht nicht 
mehr erworben werben Fonnte, Die Anmelbung- einer 
Forderung zum Hypothelenbuche äußert blos ihre Wir- 
fung auf den künftigen loeus derſelben im Hypothekenbuche, 
das Hypothekenrecht ſelbſt entſteht aber erſt durch Eintra⸗ 
gung oder Ertheilung des Recognitionsatteſtes. | 
Urkundlich ꝛc. ꝛc. 
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| XXIV. 
1. © die Gewährungsfrift des $. 345. a. $. #. 
„1.5. aud für die Eintede laufe? | 
2. Ob, wenn die Gewährung verſprochen, die des· 
falfige Erfüllungs-Klage an die kurze gefetzlide 
Friſt, oder nur an die ordentliche Berjährnngs- 
frift gebunden? x 


Red t 8 f all, 
| mitgetheilt von 
- Sommer. 


Die verneinende Entſcheidung ber erften Frage if 
nach ber befannten Praxis des Obertribunals unbebenklid 
und nur zu beflagen, daß nicht alle Obergerichte fich diejer 
Meinung anfchliegen und dadurch koſtbare Rechtsmittel 
veranlaffen. Der folgende Rechtsfall ift Belag dafür, 
Wichtiger ift aber die für die zweite Frage vom. Ober 
tribunal ausgefprochene, nur bie ordentliche Verjährung 
auch für die Klagezulaffende Meinung, welche wohl einer 
umfafjenderen Begründung werth gewefen wäre. In ber 
That läßt fich ſchwer einfehen, wie die verfprochene Gewäh— 
rung etwas anderes als „echte, welche dem Uebernehmer 
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wegen — fehler zukommen/ (U. L. R. J. 5. 8. 345.) 
begründe, und warum alſo das beſondere Verſprechen eine 
andere Verjährung für die Klage fordere. Dieſe neue 
Controverſe fehlte. nur noch, um dieſe ganze Lehre von ber 
Berjährung; ver Gewähr der Fehler nur noch unerguidlicher 
zu machen. Was. die Römer bei. ven actio redhibitoria 
und-quanti minoris für Gegenſtände, deren Sachverhalt, wie 
beim kranken Vieh, ſchnell verfchwindet, ſehr weiſe ange- 
orbnet haben: — eine furze Verjährung nämlich, weil der 
Sachverhalt zu ſchnell verbunfelt. wird, ver Beweis bündig 
nur in kurzer Friſt gebracht. werden: kann —, das haben 
die Redactoren des Landrechts auf eine ganze Maſſe von 
Rechtsverhältnifſen, worauf jener Grund des mit längerer 
Zeit ſchwierig werdenden Beweiſes gar nicht paßt, ange— 
wandt und dadurch für ſo manche im beſten Glauben 
lebende Parthei die ſchwerſten — — herbei⸗ 
geführrtt 
Der Landwirth Schütte zu Ectop hatte dem 
Johann Beckſchwarte und mehreren anderen verſchie— 
denen Grundſtücke verkauft, wobei in den betreffenden 
notariellen Kaufverträgen 8. 2. die Beſtimmung getroffen 
wurde, daß der Verkäufer für; die, Hypothekenfreiheit Ge— 
währ leiſte. Die: verſchiedenen Kaufgelderforderungen hat 
der Verkäufer dem Kaufmann F. ©. cedirt, welcher die 
Käufer, demnach einklagte. Dieſe hielten ſich aber nicht 
verpflichtet, ſchon jetzt zu zahlen, da Kläger ſeiner Seits 
den Vertrag nicht erfüllt habe, indem er als Ceſſionar 
des Verkäufer zur: Liberirung der. Parzellen von der Schuld 
Iontraftlich und gefeglich verbinden fei. Sie beantragten 
Ahweifung der Klage und einer verfelben, Miühlenfchulte, 
relonbenirte auf Verurtheilung des Klägers zur Liberirung 
der betreffenden. Parzelle von den darauf haftenden Hypo— 
thelen. Der Kläger hielt ven Einwand, daß Hhpothefen . 
auf den ‚fraglichen. Grundſtücken haften, fr verjährt, und 
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modifizirte das Petitum eventuell dahin, daß die Verklag⸗ 
ten fchuldig, die geforderten Beträge ad depositum zu zah— 
len, welche Abänderung des Klagantrages. bie Berklagten 
für unzuläßig hielten, fih auch zur Zahlung ad deposium 
nicht verpflichtet glaubend. Sie gaben dagegen: zu, baf 
fie bereit8 ein Jahr vor ver Klage gewußt, daß noch 
Hypothekenſchulden auf. ven. fraglichen Grundſtücken hafte— 
ten. Der Kläger hielt fich zur Liberirung ber Parzelle 
des Mühlenfchulte nicht fchuldig, und bat um Abweiſung 
ver Wiederklage beffelben. Das Land- und Stadtgericht 
Arnsberg erkannte am: 5. März 1847 nach dem Klage: 
antrage, die Wiederflage des Mühlenfchulte abweiſend. 
In der Appellations-Inftanz beftätigte das Oberlandes⸗ 
Gericht zu Arnsberg am 11. September: 1847 pas vorige 
Urtel. Mit Recht, warb in den Gründen bemerkt, jest 
ber Kläger ven Berklagten entgegen, daß bie. von- Ihnen 
vorgeſchützte Einrede wegen der auf den verkauften Grund: 
ftüden. haftenden  Hhpothefen verjährt -fei... Denn es be 
ftimmen vie 88. 344. 345. Zt. 5. Thl. LER 
„Wegen folher Mängel, welche nicht die Sache 
felbit, fondern nur äußere Laften derſelben betref⸗ 
fen, muß der Uebernehmer feine Rechte bei Land⸗ 
gütern innerhalb eines Jahres nach der von dem 
Mangel erlangten Kenntniß geltend machen. Läßt 
er biefe Friften verftreichen, ohne die Klage ge 
richtlich anzumelden, fo geht fein Recht dadurch 
verloren. 

Al die im $. 344. bezeichneten Mängel find Hypo 
thefen zu betrachten, und die Verflagten geben zu, daß fie 
ſchon ein Jahr vor Anftellung der Klage gewußt Haben, 
daß die verfauften Parzellen mit Hypotheken belaftet waren. 
— Nach den vorgenannten Beftimmungen, und dem Rechtd- 
grunbfage, daß Einreden in derſelben Frift erlöfchen wie 
Klagen, war beshalb bie gebachte Einrede ver Verklagten 


bereit8 dor Anſtellnng der Klage verjährt. Diefelben find 
daher, ba Kläger den Antrag, die Verklagten zur ‘Depo- 
fition anzubhalten, nur eventuell geftellt hat, zur Zahlung 
ber Kaufgelderrefte zu verurtheilen. Hiernach erledigt ſich 
die Wieberfläge des Mühlenfchulte. 

Die Berflagten legten die Nichtigfeitebefchwerbe 
ein, Das Geheime Obertribunal.vernichtete am 31: October 
1848 das Appellations-Erfenntniß, und verorbnete, daß 
auf die von den Verflagten und dem Wieberfläger Müh— 
lenſchulte eingelegte Appellation noch nicht definitiv zu er⸗ 
fennen, vielmehr zunächft ber. Betrag der, auf den, ven 
Ippellanten verkauften Parzellen für ven Gläubiger hypo— 
thefarifch eingetragenen Forberung, fo wie bie Zeit ber 
Eintragung fejtzuftellen, demnach “anderweit in.erfter In—⸗ 
ftanz über. die Hauptfache und ben Koſtenpunkt zu er- 
Innen. 


| Ger ä nude. 

Der zweite Richter hat das, die Verllagten zur 
Zählung der Reſtkaufgelder verurtheilende, und den Müh— 
lenſchulte mit der Wiederklage auf Liberirung von der auf 
der verkauften Parzelle noch haftenden Hypothekenſchuld, 
abweiſende Erkenntniß 1. Inſtanz lediglich beſtätigt. 

Die Gründe lauten im Weſentlichen: 

„Mit Recht ſetze Kläger der Verklagten entgegen, 
daß ‘die Einrebe wegen der, auf den erfauften 
Parzellen baftenden Hypotheken verjährt fei. A. 
L. R. I 5. 8. 344. 345. — 

. AS im 8. 344. bezeichnete Mängel feine 
Hypotheken zu betrachten, und Verklagte hätten 
ſchon ein Jahr vor Anftellung der Klage gewußt, 
daß die verfauften Parzellen mit Hypotheken be- 
laftet jeien. Nach den gedachten Beftimmungen 
und nach dem Rechtsgrundſatze, daß Einreben in 
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derſelben Zeit erlöſchen, als Klagen, wäre: deß—⸗ 
halb die Einrede vor Anftellung ver Klage verjährt.“ 

In der Nichtigfeits-Befchwerbe wird behauptet, der 
Nichter wende. die. 88. 344: 345. im ungehöriger Weife 
an, fehle namentlich darin, daß er auch das Einwenden von 
Gewährsmangel der. Verjührung unterwerfe.« 

Die Beſchwerde ift ‚begründet. Durch Verabſäumung 
der im 8: 344. a. a. O. beſtimmte Frijten geht “dein 
Uebernehmer. ver Sache zwar das Recht verloren, welches 
von ihm durch Klage zu verfolgen ift, nicht. aber: basje- 
nige, welches er. durch Einrede geltend machen kann. — 
Der römiſche Rechtsgrundfaß : omnes exceptiones perpetuae, 
iſt durch das Allg. Landr. nicht geändert. In den 88. 
343 345. iſt nur von Ausüben, Geltendmachen 
der Rechte die Rede, die Einrede der Verklagten, daß 
er das Eingeklagte überhaupt nicht, oder nicht in der ge— 
forderten Höhe ſchuldig ſei, iſt Fein Recht im eigentlichen 
Sinne. Die Einrede des Gewährungsmangels iſt gegen 
den Klagegrund gerichtet, die: Klage. würde erſt Dann be— 
gründet. fein, wenn Kläger gehörig erfüllt hätte. Die 
Schlußworte des: $. 345. jo geht fein Recht verloren“ 
in Berüdfichtigung der im Vorderſatze gebachten Anmeldung 
der Klage befagen daher nur, daß das Recht we Klage 
verloren gehe. 

Der Richter hat aber Die angezogenen: 88. 344. 
345. nicht nur. durch feine Entfcheidung in der Klage, 
fondern auch durch. feine Entſcheidung in der Wieber- 
Hage verlegt. Denn da in dem Kaufvertrage für bie 
Hüpothefenfreiheit, Gewähr .verfprochen worden, wie ber 
2te Richter fejttellt, jo konnte die vertragsmäßige Ver— 
pflichtung bes Verkäufers zur. Liberation auch nur ber 
gewöhnlichen Verjährung unterliegen. 

In der Sache ſelbſt muß die angeorbnete nähere 
Erörterung der definitiven Entſcheidung vorangehen. 
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XXV. 


Bedarf es bei der Zurückbehaltung und erbotener 
Depofition eines Cheils der Kanfgelder zur 
Sicherheit für zum Vorſchein gekommene An- 
ſprüche Dritter einer Befcheinigung diefer An- 
Iprüche ? 


(WR I. 11. $. 222) 
Rechtsfall, 


mitgetheilt von 
Sommer. 


Das allg. Landr. J. 11. 8. 222. beſtimmt: „kommen 
aber Gewährsmängel oder Anſprüche eines Dritten an 
die Sache, vor erfolgter Bezahlung des Kaufgeldes zum 
vorſchein, fo kann der Verkäufer einen verhältnißmäßigen 
Theil deffelben zurückhalten, nnd gerichtlich niederlegen.“ 
($. 225) Will der: Verkäufer fich dieſes nicht gefallen 
laſſen, ſo muß er wegen der bevorftehenden Vertretung, 
nach richterlichem Ermefjen, hinlängliche Sicherheit leiſten.“ 
Sichtlich. iſt jene Stelle. zum Vorſchein gefommen« etwas 
mbeitinunt. Das Geh, Obertrib. hat. in der Eutfcheidung 
B%. 10. ©. 366. ff: ausgefprochen, ver Verkäufer könne 
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das Kaufgeld nur wegen ſolcher Anfprüche britter Perfo- 
nen an die Sache zurüdhalten und deponiren, hinſichtlich 
deren die Klage gegen ihn entweber ſchon angejtellt, over 
doch genügend bejcheinigt jet, daß fich eine jolche begründen 
laffe. Allein das Geſetz rechtfertigt eine ſolche Begränzung 
wohl nicht, da man dem Käufer, der eben ven Anſpruch 
bejtreitet, aber durch deſſen Erhebung doch mit Recht beun- 
rubigt ift, nicht zumuthen kann, ſich um Bejcheinigungen 
des gegen ihn aufgejtellten Anfpruches, ven er ja eben 
bejtreiten will, zu bemühen. Die Sache feheint vielmehr . 
dem richterlichen Ermeſſen im einzelnen Falle heimzufallen, 
darüber, ob ver Anfpruch wirklich al8 zum Vorſchein 
gefommen anzufehen. Der folgende Rechtsfall gibt ven 
Beleg dafür. 


Im heutigen Termine hielten bie erfchienenen Rechte 
Anwälte Dr. Sommer und Tilmann mit Vollmacht in ver 
Anlage, ihre Vorträge, nachdem das Referat verlefen wor- 
ben war. Es fand fich zu vermerken, daß Dr. Sommer 
Namens feines Mandatars fich mit der offerirten Caution 
in Staatsfchulpfcheinen nad) dem Courswerthe zufrieden 
erflärte. Es wurde darauf berathen und dahin erkannt 
und publizirt: | | 

daß bie Vörmlichleiten der Appellation in Orb- 
nung, in ver Sache felbjt auch das Grfenntniß 
der Deputation des Königl. Land- und. Stabt- 
gerichtd zu Rüthen vom 20. October 1848 dw 
bin abzuändern, daß Verklagter nmitr verpflichtet, 
ben Ueberreſt des Kaufgeldes ad 256 Thlr. 20 
Sgr. 11 Pf. nebft Zinfen vom 8 März 1848 
entweber ad depositum oder gegen die in Staatd- 
ſchuldſcheinen nach. dem Courswerthe zu erlegende 
Caution zu zahlen und vie Koften dieſer Yaftarz 
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ſo wie die von den Koſten der erſten Inſtanz 
dem Verklagten auferlegten %, zu compenfiren. 


Gründe. 


Durch notarielfen Contract vom 29. October 1846 
furfte der Gaftwirth Friedrich Oberftadt zu Nüthen von 
dem Friedrich Böddiker in Soeft verfchiebene in der Steuer- 
gemeinde Miſte gelegene Grundſtücke, unter der Verpflich- 
tung, das Kaufgeld ad 1010 Thlr. Binnen Fahresfrift mit 
4%, Zinfen zu geben. Diefes Kaufgeld mit Zinfen hat 
ver Verkäufer dem Levi Bacharach mit Zinfen cebirt und 
beantragt Letzterer, als Ceffionar im vorliegenden Prozeffe 
gegen den Käufer Oberſtadt klagend, mit dem Anführen, 
daß Verf. am 8. März pr. 639 Thlr. 4 Sgr. gezahlt, den 
Derflagten zur Zahlung der noch rüdjtändigen 429 Thlr. 
N Sgr. 6 Pf. mit Zinfen zu 5 Prozent feit dem 8. März 
pr, und in die Koften ſchuldig zu erfennnen. 

Berflagter will nur verbunden fein, die Zahlung 
ad depositum zu leiften, weil Verkäufer nach $. 3. des 
Raufvertrags die auf den Grundſtücken ruhenden Laften 
an die Stadt Rüthen abzulöfen habe. Solches fei noch 
nicht gefchehen, auf den Grunbftüden hafteten vielmehr 
uch folgende Lajten: 

a. eine jährliche Abgabe von 6 The. 4 Sgr. 7 Pf. 

an die Stabt Rüthen, 

b. ein jährlicher Spanndienft an ben Polizeipiener 

der Stabt Rüthen, 

e, eine jährliche Abgabe an die Kirche — 

von 2 Sgr. 8 Pf, 

d. eine vergl. Abgabe: an. die Küfteret zu: Ultenrü- 

then von 8 Eiern: 

8, eine. vergl. — art die Baftorat. daſelbſt von 

16 &iern, | 
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f. die Verpflichtung, für die Stabt "Rüthen zum 
. Gebrauche der ſtädtiſchen Beamten ein Gattel- 
pferd zu halten, 

g. außerdem behaitpte die Stadt Rüthen, von des 

- Königs Majeſtät mit dem Fahlenhofe, mozu bie 
angefauften Grundſtücke gehören, belehnt zu fein. 

Kläger gefteht zu, daß die ad.a und b aufgeführten 
Laften von dem früheren Befiger Franz Schulte, Vorbe- 
fiter des Böddicker, nach dem allegirten Rezeſſe anerkannt 
feien, die Exiftenz der übrigen ausweis des Rezeſſes be 
jtrittenen Verpflichtungen leugnet er. 

Nachdem hierauf durch Borlegung des qır. Ablöfere 
zejfes der Generalcommiffion vom 3. März 1839 feitge 
ftellt war, daß die Lajten und Beichränfungen ad ce bis g 
zwar angemeldet, aber gegenfeits bejtritten worden, er 
fannte Die Deputation des Land- und Stabtgerichts Rü— 
then unterm 20. October 1849 für Recht: 

I. Daß der Verflagte von dem eingeflagten Kaufgelde 
ad 429 Thlr. 20 Sgr. 6 Pf. an Zinſen zu 53 
ſeit dem 8. März 1848: 

a. 172 Thlr. 29 Sgr. 7 Pf. ad’ depositum, 

b. den Ueberreſt an den Kläger zu zahlen. 

II. Kläger mit dem Antrage auf Zahlung des ganzen 
Kaufgelvdes an ihn ſelbſt unter ber Beichränfung 
ad I. abzumeifen, 

II. Bon den Koſten des Prozeſſes dem Berflagten Yu 
dem Kläger %, zur Laſt zu feten. 

Judex a quo hält die Bejtimmung des 8. 1224. 
ER. I. 11. nur auf. die ‚anerfannten Laſten ad a und b 
für anwendbar, weshalb er nur für dieſe, zu Capital an- 
gefchlagen, die Zahlung ad depositum zuläßt. 

Derklagter hat gegen biefe Entſcheidung appellitt, 
ndent er fich darüber befchwert fühlt, daß er verurtheilt 
wroden, bie eingeklaate Forderung, nach Abzug von 


112 Zhlr. 22 Ser: 71 Pfii amden: Kläger zu zahlen und 
der Prozeßkoſten zu. tragen! Er ift der Anficht, daß, 
ba die von c' bis f bemerften:Zaften vom dem Berechtig⸗ 
ten bei; der Generalcommiſſion amgemelvet' und in einem 
bei einer früheren: Abzweigung. errichteten Receſſe vorbe 
halten worden, wörtlich der. Fall des 8.222 A. U RE 
11 vorliege, daß nämlich‘ Gewährsmängel und Anſprüche 
eines Dritten, vor. erfolgter Bezahlung des Kaufgeldes 
zum Vorſchein gekommen. Eine befondere Bejcheinigung 
erfjordere das Gefeß im dieſer Beziehung nicht, es müffe 
nur. der Einwand nicht als - offenbar...affectirt erfcheinen 
und das ſei hier nicht ‚zu. behaupten. Wenn der Käufer 
die Ansprüche. : desı. Dritten; bejcheinigen: folfe, jo: würde 
er ja deſſen Partei ergreifen, wo ev doch gerade deſſen 
Aniprüche beftreiten: wolle. Solle num. aber-dennach eine 
Beicheinigumg. erforderlich fein, ſo folle wegen Unbedeu⸗ 
tenheit,i ver. Laſten ad c. ds e.ırdavon einftweilen: Abſtand 
genommen, und Hinfichtlich, ver Laftenıf. und 8. aber bie 
Beicheinigung „durch ‚einen Evitionsantvag gegen die Stadt 
Rüthen: erbracht: werden, in welchem die Edition: 7 our: 
A. der Belehnungsurkunde über ven Fahlenhof, 
22. der über: bie, Verpflichtung des. Fahlenhofes zur 
... Stelfung eines Sattelpferdes - für. bie. jtäbtiichen 
Beamten vorhandenen Urkunden verlangt wird. 
Appellant bittet; ſonach, in. Rechten „augszufprerhen; 
daß das Exrfenntniß wovon aufzuheben, amd, Verllagte 
zur gerichtlichen Depoſition des. rückſtändigen Kaufſchillings 
von 256 Thlr. 20Sgr. 11: Pf; mit, Zinjen vom 8. März 
1848. ‚berechtigt, zu, erflären und die in: erſter Inſtanz 
dem Berklagten zur Laft gelegten. 7. Bed, die. — 
beiten Inftanz zu compenfivens, 1. A 
Appellat iſt hiergegen der Anſicht⸗ hen ‚8: 2 % 
8. Rl. ‚44 geftatte ‚Die Retention ober; Depofition des 
ſKaufgeldes nur in dem Falle, daß — begründete 
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ober doch beſcheinigte Gewährsmängel ober Anſprüche 
Dritter zum Vorſchein kommen, denn, wenn man bie 
Geſetzesſtelle dahin verftehen wolle, daß 'eine bloße nadte 
Angabe von Gewährsmängeln und ‚Anfprüchen - zur. Re 
tention des Kaufgeldes genüge, fo würbe der Verkäufer 
bei Einziehung feines crebitirten Kaufgeldes der Willkür 
. ves Käufers Preis gegeben fein, indem es .biefem ein 
Leichtes fein. werde, Auſprüche Dritter zu veranlaſſen. 
Event. iſt Kläger bereit, fofort mit Staatsfchulpfcheinen 
Kaution zur Höhe des Kaufgeldpreifes zu beftellen und 
offerirt folche, princip., die. Beftätigung des erſten Erfennt- 
nifjes, event. die Verurtheilung des Verklagten mit. Koften 
gegen bie offerirte BENNO -in Staateſchuldſchei 
nen beantragend. 

MWit der event. offerirten Kaution bat Appellant 
ſich bei der mündlichen Verhandlung der Sache zufrieden 
erklärt und war im Uebrigen deſſen Appellationsbeſchwerde 
für begründet zu erachten. Nach 8. 222 U L. R. 1.11 
ſoll ver Käufer, im Falle Gewährsmängel oder: Anfprüche 
eines Dritten an die Sache vor erfolgter Bezahlung des 
Kaufgelbs zum Borfchein kommen, einen verhältnigmäßi- 
gen Theil defjelben zuridhalten und gerichtlich niederlegen 
können. Die VBoransfegung, an welche dieſe Beſtimmung 
die Berechtigiing zur: Retention reſp. Depofition knüpft, 
iſt aber in casa hinſichtlich der ſämmtlichen oben sub a 
bis g angeführten Raften als vorhanden anzunehmen; bie 
angeblich Berechtigten - haben ihre: Anfprüche. rüctfichtlich 
der ‚hiermach: fraglichen Laſten wenigſtens bei ver Thei⸗ 
lungsbehörde angemeldet, ‚und: da hiernach nicht zır ver- 
muthen, daß fie dieſelben ohne Rechnung auf: Erfolg an 
geregt und aus ber Luft gegriffen, fo tft für ben Käufer 
immerhin Grund zur Beforgniß vorhanden, daß: jene An- 
ſprüche zum Geltung gebracht werben. ‚Eine förmliche Be 
ſcheinigung rüdfichtlich der - fraglichen Anſprüche Dritter 


erfordert das Gefek, wie das G. O. T. hiervon abiwei- 
hend. nach dem Bd. 10 ©. 366 der Entfcheidungen mit- 
getbeilten Urtheile anzunehmen jcheint, Teineswegs, und 
war demnach auf Die fümmtlichen fraglichen Laften vie 
Beſtimmung des $. 222 1. c. anzuwenden, ohne daß ber 
rüdfihtlich der sub f. und g. aufgeführten Laften geftellte 
Ehitionsantrag weiter in Betracht zu ziehen; wogegen 
übrigens nach 8. 223 1. c. dem Appellanten gegen Xei- 
fung der nach dem Einverftäriuniffe ver Parteien beſtimm— 
tm Kaution die eigene Einziehung bes fraglichen an 
ar überlaſſen werden mußte" 
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1. Gemeinrechtlich muß ein auswärts zwar nicht 
nach den Geſetzen des Orts des Geſchäfls, aber 
doch nach den Geſetzen "des Wohnörts der 
Parteien gültig abgeſchloſſenes Geſchaͤft als 
gültig anfreht erhalten werden. 

2. Ob daffelbe auch nad) Preußiſchem Rechte der 
Fall? 

3. Insbeſondere unterliegen Verträge über Ein- 
führung der Gütergemeinſchaft an einem, dem 
gemeinen Kechte unterworfenen Orte nidt der 
nad) den Gefetzen des Ortes des Abſchluſſes 
erforderlichen gerichtlichen Form. 

Rechtsfall, 


eingeleitet von 
Sommer. 


(L. 21. D. de obligat. et act. 44, T. U. L. R. Lb. 
8. 111-115. 148. IL 1. 8. 356. I, 17. 8. 67. A. 
6. ©. I, 1.8. 6.) | 

MW lan wird ven folgenden Entſcheidungen der zwei 

ten und ber höchſten Inſtanz wohl beiſtimmen. Ausdrůd⸗ 
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lich entſchieden iſt aber micht die Frage, ob auch nach 
Breußifehent Rechte die nach den statinis mixtis gültigen 
Verträge int perſönlichen forum gelten und umgekehrt die 
vort ungültigen hier auch nicht. Es fragt ſich hier näm— 
lich, ob mam die Beſtimmung des 8: 115 A. & RI, 5 
oder die des F. 1468daſ. als Regel oder als Ausnahme 
anſehen müſſe. Richtiger iſt aber wohl, den 8. 115 als 
Ausnahme anzufehen ihn auf Beſtimmungen über Im— 
mobilien zu befchtäinfen, und aus F. 148 in Verbindung 
mitig. 113. 114 die Regel der Geltung derjenigen Form 
des Drts der Errichtung oder des Wohnorts, welche dem 
Rechtsheftande des Geſchäftes am günftigften ift, abzulei— 
ten. Es ftimmt damit im Wefentlichen auch Koch Lehr: 
buch J. ©. 132 ff. überein. 
| Haas 23 f 
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In Sachen d des Ackermanns Adam Schlömer gent. 
Vidde zu Langeneicke, Klägers wider die Wittwe Hein- 
ih Budde Gertrud, geb. Becker daſelbſt, Verklagte, hat 
die Deputation des Land- und Stadfgerichts Erwitte für 
lidilprozeßſachen in der Situng vom 17. März 1848, 
voran Theil genommen: der Land- und Stadtgerichtspi- 
teftor Varneſeus und die Oberlandesgerichts-Affefforen 
Freusberg und Günther, den Alten gemäß für Recht 
erlannt: | 

daß die Verffagte ſchuldig, dem Kläger das 
Grundſtück Flur B. 239 Cataſtralgemeinde Lan- 
geneicke nebſt Wohnung herauszugeben, ſoweit 
ſie nicht nach $. 3 des Heinrich Budde'ſchen Te- 
ſtaments vom 7. Detober 1846 den ausfchlieh- 
lichen Gebrauch einer Stübe darin hat, auch die 
Koſten des — zu tragen. 
Bon Rechts Wegen. 
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‚Gründe 
| _ Heimeid Bubbe, in Rangeneide » war‘ iganthäne 
des durch Kauf erworbenen. Grundſtücks B. 239 ‚Steuer: 
gemeinde Langeneicke nebſt Wohnhaus. Durch ſein om 
11. März 1847 publizirtes Teſtament ernannte er den 
Adam Schlömer gut. Budde in Langenpide zum Univer⸗ 
falerben und vermachte feiner Ehefrau Gertrud geborene 
Beer die lebenslängliche freie Wohnung in dem von ihm 
bewohnten Haufe, .namentlich den ausſchließlichen Gebraud 
einer Stube, deren Heitzung ron ven Erben zu beſchaffen, 
den Iebenslänglichen Gebrauch. eines: Bettes und der zur 
Einrichtung, einer Stube nöthigen Möbel. Die Wittwe 
Heinrich Budde behauptet, daß. fie nach dem Tode ihres 
Ehemannes Alleineigenthümerin des von ihr bewohnten 
Haufes geworben fei, und weigert die Abtretung an ben 
Erben ihres Ehemannes — Adam Schlömer. — Dieſer 
e m. aufgetreten, mit dem Antrage: 

bie. Beklagte cum -expensis zu verurtheilen, bem 
Kläger das Grundſtück B 239 Cataftralgemeinde 
Langeneide nebjt Wohnung heramszugeben, ſo— 
weit fie nicht nach $. 3 des. Heinrich: Budde ſchen 
Teſtaments vom 7. Detober 1846 den ausfchließ- 

lichen Gebrauch einer Stube darin hat. 

Die Derflagte gründet nach der Klagebeantwortung 
ihr. Eigenthumsrecht auf einen nach der eingereichten Ab— 
ſchrift vor Eingehung der Ehe in Lippſtadt notariell: ab- 
geſchloſſenen Gütergemeinfchaftsvertrag. Ueber die Suc— 
ceſſion ſind darin keine Beſtimmungen getroffen. Es heißt 
in dem Vertrage: daß fie — die Brautleute — in eheli— 
cher Gütergemeinſchaft mit einander leben, und deshalb 
ihr beiderſeitiges Vermögen gemeinſchaftlich ſein, und 
nach ‚dem Grundſatze ber: allgemeinen ehelichen. Güterge— 
meinfchaft von ihnen befeffen werben: folle. --Die Verklagte 
ift num der Anficht, daß bei. beftandener Gütergemeinfchaft 
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| bie einfeitige nn. Toon ihres: —— un⸗ 
gültig feil >»ı ©: 

Sie behauptet. ferner: das Grundſtück B 239 Lan⸗ 
geneicke ſei ein Theil des bereits 1806 ſchatzpflichtigen — 
alſo dent bäuerlichen Erbfolgegeſetze vom 13. Juli 1836 
unterworfenen Bauerguts ihres Ehemannes, in welches 
fie als Auerbin ſuccedirt ſei, da ihr Ehemann kinderlos 
geblieben und keine gemeinſchaftliche Dispoſition über das 
Bauerngut getroffen ſei. Dagegen behauptet Kläger, daß 
das Heinrich: Budde'ſche Wohnhaus nach 1806 auf Ge— 
meindegrundſtücke gebaut ſei, daß alſo Heinrich Budde 
nicht eine Sohljtätte eines jchatspflichtigen Gutes " be- 
ſeſſen habe. 

' + ‚Der Antrag ber Klagebeantwortung tft a nun 
jung der Klage gerichtet. 

. Die Berflagte mußte pro petito ber Klage verur⸗ 
tbeilt werben. 

„1. ver Gütergemeinfchaftsvertrag ber Eheleute Hein⸗ 

rich Budde iſt ungültig. | Ä | 

Ueber: die Form der Gütergemeinfchaftsverträge. be- 

2 8. 356. Tit. 1. Thl. IT. A. 8. Ri: Jeder Ver- 
trag, wodurch eine Gütergemeinfchaft entftehen 
fol, muß gerichtlich vollzogen werben. 

b..8. 6. Tit. 1. Thl. IE A. ©. O.: Vor dem or: 
dentlichen perfönlichen Richter müfjen - vollzogen 
werben: die Verträge, wodurch die Gütergemein- 
fchaft unter Eheleuten - an Orten, wo fie nad 
‚den Gefetsen nicht Statt findet, eingeführt wer- 

den ſoll (WML-R.- I. 8. 256). Ä 

e.:&. 57. Tit. 17. Thl. IE A. R: Verträge, 
wodurch eine Gütergemeinſchaft eingeführt wer- 
den ſoll, — vor den ordentlichen perſönli⸗ 
chen Richter. 
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: sDiefe. Beſtimmungen ſind klar. Die eine Beſtim⸗ 
mung findet ihre Auslegung in der andern. "Sie erfor: 
dern gerichtliche Aufnahme und zwar: vor dem perjänlichen 
Richter; ı Die Folgen‘ dev: Unterlaffung: dieſer Yorı find 
nicht ' angegeben. Es entjcheivet parüber: 8.109. Tit. 5. 
TH. L A. L. R. — Zur Gültigkeit eines Vertrages 
gehört außer der wechfelfeitigen Einwilligung auch die in 
den: Gefeten vorgeſchriebene Form. Dem iſt nicht. wiber- 
ſprochen durch 8. 10. Til: 3. TH. A. R.: Aus Ver—⸗ 
abſäumung der geſetzlichen Form einer Handlung folgt 
die. Nichtigfeit nur alddann, wenn das Geſetz die Be 
obachtung dieſer Form zur Gültigkeit der BE: vor⸗ 
ſchreibt. 

Handlungen find das zenus, Verträge eine species 
davon. Für dieſe species enthält 8. 109. Tit 5. cit. bie 
entſcheidende Beſtimmung. Bei ihr iſt bie. Beobachtung 
der Form ein essentiale zur Gültigfeit des Vertrages. 
Für 8. 40.. cit. 3. Tit. bleiben daher mir Die Hand- 
lungen, welche nicht in Verträgen beſtehen. Die 
obigen Beſtimmungen finden auf den vorliegenden Güter⸗ 
gemeinſchaftsvertrag volle Anwendung. Denn derſelbe iſt 
in Lippſtadt aufgenommen, wo die ————— eben eitir⸗ 
ten. Geſetzſtellen Gefeßesfraft haben. — .. 

Es beitimmt aber: 8. 111. Tit. 5. TEL. AN 
Ian: Die Form eines Vertrages: ift nach den Gefegen des 
Drts, wo. er gejchloffen worden, zu :beurtheifen. Der 
Gütergemeinfchaftsvertrag der Eheleute. Budde bedarf 
übrigens aus einem andern Gefichtspunfte einer; Beleuch- 
tung. Der notarielfe Alt ergibt, ‘daß; Die Eheleute Budde 
auch in ihrem Wohnorte über. Eingehung der Güterge— 
meinfchaft einig waren. Die. Verabredung: war. mündlich 
in ihrem Wohnorte zu Stande gelommen . ©. 

In dem Wohnorte- der. Parteien: ijt 8. 356. Tit. 1. 
TH. II. A. L. R. durch das Publifetionspntent vom 21. 


| 


| 
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Juni 1825 ſuspendirt. — Der & 6.Tit. 1. Thl. IT. A. 
G. O. enthält nur eine Anfzählung der Verträge, welche 
einer beſtimmten Form bedürfen. — Jene Beſtimmung 
iſt keine Entſcheidungsquelle, indem 8. 11eodem loco aus- 
drücklich die Folgen der verabſäumten Form nach den da— 
rüber in den beſonderen Geſetzen getroffenen Beſtimmun⸗ 
gen beurtheilt wiſſen will. 

Lägen demnach außer 8. 356. Tit. 1. Thl. II. A. 
L. Re 8. 6. Tit. 1. Thl. II. U: © DO. feine anderen Be— 
ſtimmungen vor, ſo würde man mit Grund annehmen 
lönnen, daß: bie Form der Gütergemeinſchaftsverträge 
nah gemeinem Rechte zu beurtheilen.:fei,.<.ebenfo wie 
Verlöbnißverträge, zu deren Gültigkeit nach ber confor- 
men Praxis der höchſten Gericktshöfe die im $. 10. Tit. 
1. Thl. MH. U. G. O. und Zit. 1. Thl. H. 82 ff. bezeich- 
neten Form bei, ven im Herzogthum Weſtfalen eingegan- 
genen Berlöbniffen nicht erforberlich ift. Nach gemeinem 
Rechte würde. die mündliche Verabredung zur Gültigkeit 
ded Vertrages genügen. Rückſichtlich der Gütergemein- 
ſchaftsverträge ſteht nun aber ver oben extrahirte 8. 57. 


‚ 2-17. TH H. A. L. R. ver gleichen Vehandlung mit 


ven Berlöbnißverträgen - entgegen. Jene Beltimmung 
lommt nicht unter einer Aufzählung von Verlöbnißverträ— 
gen vor, worüber andere -Gefege beſtimmte Formen 
vorgejchrieben. Auf jene Beftimmung . bezieht fih, was 
$.59 eodem-loco verorbnet: Handlungen, die jtatt gericht- 
lich nur von einem Juſtizkommiſſar vorgenommen werben, 
werden als jolche, die gar nicht öffentlich beglaubigt find, 
angefehen. Das nach dem Vorſtehenden gefundene Re- 
ſultat läßt fich dahin zuſammen faſſen, daß 8. 57. Tit. 
17. eit. durch 8. 356. Tit. 1. eit. auszulegen. 8. 59. 
zit. 17, eit. und: 109. Tit. 5. Thl. I. cit. Aufnahme der 
Oütergemeinfchaftsverträge vor — bei Strafe der 
Nichtigleit verordnen. 


2. Der von der Verklägten citirte F. 17°de8 Ge 
ſetzes vom 13. Juli 1836 verbietet Dispoſitionen 
eines Ehegatten ohne Konkurrenz des andern bei 
beſtehender Gütergemeinſchaft. Die ge— 
nannte Beſtimmung ‚hindert die Dispoſitionsfä⸗ 
higkeit des Heinrich Budde nicht, indem er nicht 
in Gütergemeinſchaft lebte. Es iſt daher gleich— 
gültig, ob Heinrich Budde ein dem Geſetze vom 
13. Suli 1836 unterworfenes Bauerngut beſaß. 
Die Beſtimmung über den Koſtenpunkt wird durch 

8. 2. Tit. 23. Th. J. A. G. O. aha 

Urkundlich ꝛc. 2c. 
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In Sachen der. Wittwe Heinrich Budde Gertrud 
geborne Becker zu Langeneicke, jetzt deren Erben, Ver— 
klagte und Appellanten, gegen den Ackersmann Adam 
Budde gent. Schlömer zu Langeneicke, Kläger und Appel: 
laten, hat das Königl. Oberlandesgericht zu Arnsberg, 
Deputation für Civilprozeſſe II. Inſtanz in der Sitzung 
vom 30. Septeniber 1848, woran die Dberlandesgerichte- 
väthe Rintelen, Stündeck, Schulz, jo wie die Oberlan- 
besgerichtsaffefforen: Weftermann und. König als Richter 
Si genommen ‚haben, für Recht erkannt: 

daß ſormalia  appellationis , in Ordnung, im ber 
Sache felbft auch das Erkenntniß der Deputation 
des Königl. Land- und. Stadtgerichts zu Erwitte 
vom. 14: Februar 1848 aufzuheben, der Ein— 
‚wand, daß ver Vertrag vom 18. Juli 1834 we 
gen Mangels der gerichtliche Aufnahme veffel- 
ben nicht zu Recht beftändig, zu vermwerfen; bie 
Koſten zweiter Inftanz und des erjten Erfennts 
niſſes zu kompenſiren, im Uebrigen die Sade 
zur anderweiten Entſcheidung, ſowohl in Betreff 
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ber —— als in Betreff der — au 
den: — Richter zu verweiſen. re Tre 7 
— Mechts lege ah aa 


— Brände ——— 

wie: ſchen der erſte Richter ausgeführt hat, Haan 
— 356. Tit. 1. Thl. I. des AL. Reſund den 
8.6. No: LThl. ». Tit. 1. der. U G. O. nichts’ ans 
fommen „.da. ber erſtere 8. in einem hier ‚nicht eingeführ: 
ten Titel jteht und der: letztere 8. nur eine Wiederholung 
des erſteren iſt, überhaupt ver 8. 6. nur eine Aufzählung 
der Handlungen enthält, wofür in ben: Gefegen, dem X. 
L. R., bie, Vollziehung vor dem perfönlichen "Richter vor: 
geichrieben iſt, alſo feine neuen Vorſchriften geben will— 
Anders, meint der erſte Richter, wäre es mit dem 8.57: 
Tit. 17. Thl. II. des A. L R. Allein auch dieſer 8. Hat 
durch die Verweiſung auf: Thl. IL Tit. 1. Abſch. 6.‘ des 
AL RR. deutlich zu erkennen gegeben; daß er nichts 
Neues geben, ſondern nur: früher Geſagtes wiederholen 
will. Es kann diefer 8. iaber. auch nur ſo, wie er bafteht 
genommen und darf nicht durch die in den micht einge— 
führten Titeln enthaltenen. Vorſchriften "ergänzt werben. 
Nur in diefen iſt Die Nichtigkeit des Kontrafts: für ven 
Fall der. nicht. gerichtlichen: Aufnahme worgefchrieben, wäh 
vend in dem hier -zur- Anwendung: kommenden gemeinen 
Rechte eine. folche: ‚gerichtliche : Aufnahme ‚nicht : verlangt 
wird. Wenn nun im 8. 59. Fit. 17. Thl. J. des U. V. 
R. vorgeſchrieben iſt, daß Handlungen, die ſtatt igerichts 
lich nur vor einem Juſtizkommiſſarius uf. w. aufgenom⸗ 
Men worden, als ſolche, die ‚nicht öffentlich beglaubigt, 
angeſehen werden und nur ſo weit gelten ſollen, als die 
Handlung, von welcher die Rede iſt, als eine bloße Pri- 
vathandlung rechtliche Wirkungen. hervor bringen kann, jo 
muß der; Vertrag ‚nom. 18. Juli 1834 aufrecht erhalten 


werben, eben weil nach "gemeine Rechte: Verträge, wo⸗ 
durch die Gütergemeinfchaft - unter Eheleuten "eingeführt 
werben joll, nicht ‚gerichtlich ::gefchlofjen. zu werben brau- 
chen; bie Gütergemeinfchaft vielmehr auch durch Privat- 
vertrag eingeführt werden "Tatın. "Das Gefeg vom 20. 
März 1837 (Gef: ©. v. 37 &;263} Tanın' hier feinen 
Unterfchied machen, indein es fi, wie feine Einleitung 
ergibt, nur atıf Die Ianprechtlichen Beſtimmungen : bezieht, 
die es hat erleichtern, keinesweges die ſouſt im. Preuß. 
Staate Ben ne abändern ober ve — 
wollen. 

Die — it, ob nicht, weil dern Vertrag in 
Lippſtadt aufgenommen iſt, die dort quoad formam gelten: 
den Geſetze, alſo der Tit. 1. Thl. II: des A. & Ri zur 
Anwendung kommen müſſen. Die Entſcheidung dieſer 
Frage iſt ſehr zweifelhaft. Beide Kontrahenten wohnen 
im: Herzogthum Weſtfalen. _ Statuta, personalia würden alſo 
für fie ſein die bier geltenden: Rechte, welche; wie ſchon 
gejagt, die gerichtliche Aufnahme des. Bertrags nicht ver- 
langen. Diele Lehrer des gemeinen Rechts: nehmen mm 
an, daß ein auswärts, zwar nicht nach. den statutis ‘mixtis 
wohl aber nach den statutis personalibus der Kontrahenten 
errichtetes, Gefchäft in foro domieilii aufrecht. erhalten 
werben müſſe. Es ijt dies zwar .vielfach bejteitten, wird 
aber durch die 1.21. D. de oblig. et action. (44. 7.) con- 
traxısse unus  quisque im eo loco intelligitur, in quo-ut 
solveret,: se. obligavit, ‘in ſoweit beftätigt, als biernach- die 
Form des Vertrags. nach. ven Gefegen des Orts beur— 
theilt werben foll, wo er nach ver: Abficht der Kontra- 
henten wirkſam werben 'foll; und das ift in dieſem Falle 
ba, wo bie Eheleute Budde nach Eingehung ihrer Che 
ihren Wohnfig zu nehmen gedachten, nämlich: Rangeneide 
in Weitfalen. Das Allg. Landrecht enthält hierüber we 
nige oder "vielmehr gar. feine Beftimmungen. . Diefelben 
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liegen aber ſo ſehr in der Natur der Sache, daß man an⸗ 
nehmen: muß, daß auch das Landrecht davon ausgegan⸗ 
gen iſt. Dem ſcheint der 8. 111. Tit. Du, Thl. zu. wi- 
derſprechen, wo unbedingt geſagt wirb, bie Form eines 
Vertrages iſt nach den Geſetzen des Orts, wo er geſchloſ— 
fen worden, zu; beurtheilen.“Allein dieſer $, Aäßt ſich 
recht gut dahin deuten, daß auswärts geſchloſſene Ver— 
träge ſchonn dann "aufrecht erhalten werben, ſollen, wenn 
die an dem Drte der Abſchließung vorgefehriebene Form, follte 
dieſelbe auch eine. andere, ſogar weniger als bie im In— 
(ande vorgeſchriebene erforbernde, fein, ‚beobachtet ift. Und 
daß das Landrecht auch Dies Hat. jagen wollen, leuchtet 
ein: aus dem im 8. 44. At. 57 en I, ae 
Beiſpiele. ale. 

Es it hiernach⸗ — Denn vo. 18; Juni 1834 
als rechtsbeſtändig zu erachten und anzunehmen, daß bie 
Eheleute Budde wirklich in Gütergemeinfchaft gelebt haben. 
Der erſte Richter hat fih nur über die Gültigfeit des 
Vertrags ausgefprochen, diefe “ verworfen und die fonft 
vorgebrachten Einreden nicht zur Erörterung gezogen. 
Seine Entfcheidung ift daher nur über einen, präjudiziellen 
Pınkt ergangen, daher ‚auch in zweiter. Inftanz bios 
über .diefen erfannt, im Webrigen die Sache zur Entfchei- 
dung im die erfte Inftanz zurücgeiviefen werben: mußte. 
Die Beſtimmung der — iſt ri 6. 6. der‘ BAUER: 
nung erfolgt... ' 

Urkundlich ꝛc. ꝛc. 


Im Namen des Kniget 


Im Saden des: Adermannes Adam Bubbe, — 
Schlömer zu Langeneicke, Klägers, jetzt Imploranten, wi⸗ 
der vie Witttve Heinrich Budde daſelbſt, jetzt deren Exben, 
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Verklagte, jetzt Imploraten/ hat der erſte Senat ves 
Königl. Obertribunals in ſeiner Sitzung vom 14Mai 
1849, an welcher Theiligenommer habent ver Chef: Pri- 
fivent Weheine Siaatsminiſter Mühler „bie Geheimen 
Obertribunalsräthe Freiherr v. Gärtner/ vw, Tſchirſchkh, 
Bettwach ,: Decker, Di.’ v. Hermensborfy: Profeſſor Dr. 
Heften; Dr) Meier; Voswinkel, Profeſſor pr.  Homeier 
und der Profeffor Dr. Gueiſt, zu Recht erkannt: 
IHR gegen·das Erkenntniß der -Deputation 
Erg. Oberlandesgerichtes zu Arusberg für 
a Civilprozeſſe zweiter Inſtanz vom 80. September 
ur 1848’ erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde zurüdzu- 
in wehien, und ven Imploraiiten: die: Koften biefes 
Derfahrens nebſt einer Succumbenzſtrafe von 
‚gehn Dhalern anfzuierlegen, ni ii © 
en a ——— an 


IENIETTEF > 4 e 


"Sräude — 


| . Der — — — ‚at: den: Rläger ı mit! a feiner 
Klage auf Herausgabe des Grandftärde Flur B. No. 239 
der Steuergemeinde Langeneicke nebſt Wohnung, welche 
derſelbe als Univerſalerbe ſeines Bruders Heinrich Budde 
auf dert: Grund des Teſtamentes vom 7. Oltober 1846 
von der Wittwe desſelben verlangt hat, deshalb abgewie⸗ 
ſen, weil die Eheleute Heinrich Budde in der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft gelebt hätten und der Heinrich Budde 
daher höchſtens über die eine Hälfte des Vermögens habe 
letztwillig verfügen, ſein Teſtament alſo den Kläger nicht 
zur Klage auf Herausgabe eines einzelnen Bermögensfti- 
des habe berechtigen können. Diefe Entfcheivung beruht 
weſentlich auf ver. Annahme, daß der; zwiſchen ven Ehe- 
leuten Heinrich Budde wor Eingehung ihrer Ehe in Lipp⸗ 
ſtadt abgeſchloſſene notarielle Kontrakt vom 18. Juli 1834, 
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vermittelſt welches ſie die allgemeine eheliche Gütergemein⸗ 
ſchaft unter ſich vertragsmäßig eingeführt haben, zu: Recht 
beſtändig ſei, indem die Kontrahenten und ſpäteren Ehe— 
leute ihren Wohnſitz im Herzogthum Weſtfalen gehabt 
hätten, wo es zur Einführung der allgemeinen ehelichen 
Gütergemeinſchaft eines — Kontraltes — be⸗ 
durft habe. | ir 


"Nach wer Behauptung; des: Imploranten. foll nun 
der ‚vorige Richter. hierbei zunächſt durch NRichtanwendung 
des 8.356. II. Tit:: 1. des Allgemeinen Landrechtes, des 
I. 6. No. 1. Thl. II. Tit. 1. dee: Allg. Gerichtsordnung 
mb der. $$::57:und-59. Thl. IL Tit. 17. des; Allg. Landr. 
rechtsgrundſätzlich verſtoßen haben. Ein folcher Verftoß 
it jeboch nicht vorhanden. Der $..356. Thl. U. Tit. 1. 
WER, wonach jeder Vertrag, woburd eine Güterge- 
meinschaft: entjtehen ſoll, gerichtlich vollzogen werben. muß, 
findet im Herzogthum Weſtfalen ohne Zweifel Deshalb 
keine Anwendung, weil daſelbſt, zufolge des $. 4. No. 3. 
des Publifationspatents vom 21. Juni 1825 die drei er⸗ 
ſten Titel, zweiten Theils des Allgemeinen Landrechtes, 
von der Anwendung ausgeſchloſſen find. Hiermit iſt zu— 
gleich die Anwendbarkeit der Nummer 1. S. 6. II. I. A. 
G. O. in dieſem Landestheil ausgeſchloſſen, indem von 
ſelbſt aus Dem: Verzeichniß der vor dent ordentlichen per— 
ſönlichen Richter zu vollziehenden Handlungen diejenigen 
ausfallen, welche, wie Dies hier der Fall iſt, dieſer Form 
durch: eine. ſolche geſetzliche, ausdrülich in Bezug genom⸗ 
menen Beſtimmung unterworfen ſind, die in jenem 
Landestheil. feine Anwendung findet. Daſſelbe muß 
auch von dem 6. 57. II. 17. A. L. R. gelten, wo 
mit Bezugnahme auf Thl. IL. Tit. 1. Abſchn. 6. ebenfalls 
die Einführungsverträge ber. ehelichen Gütergemeinſchaft 
dem. ordentlichen perſönlichen Richter zugewieſen werden 
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Dieſe Beſtimmung iſt nur zur Feſtſtellung der Kom— 
petenz unter den verſchiedenen Gerichtsbarkeiten und 
unter der ſich won ſelbſt verſtehenden Bedingung getroffen, 
daß ein ſolcher Vertrag der im F. 356Thl. A. Tit. 1. 
A. L. R., als dem eigentlichen Sig ver Materie vorge— 
fehriebenen Form: oder dieſer Vorſchrift ſelbſt unterliegt, 
was aber hier, wie eben dargelegt wurde, gerade nicht 
der Fall ift. 

Eben: fo unbegründet ijt die Beſchwerde über Nicht: 
anwendung des Geſetzes vom 20. März; 1837. (Geſ.⸗S. 
©. 63), da fich dasfelbe in feinem: Eingange ausbrüd- 
lich nur. als. Deklaration“ jener: im Herzogthum Wejtfalen 
nicht “anwendbaren Beſtimmungen des‘ Allgeineinen Laud⸗ 
rechts und Der Gerichtsorbuung ankündigt. ge 

Die legte Beſchwerde iſt gegen die Ausführung: bes 
Appellationsrichters gerichtet, Durch: welche. er. das Beben- 
fen, ob nicht etwa ‚jene Tanprechtlichen Beſtimmungen des⸗ 
halb Hier anzuwenden ſeien, weil der notarielle Kontrakt 
in Lippſtadt, wo dieſelben gelten, aufgenommen. jei, be 
feitigt. Sie muß aber ebenfalls fin verfehlt erachtet wer: 
den. Der Appellationsrichter ſtützt feine Anſicht weſent— 
lich darauf, daß nach dem gemeinen Rechte, mit Rüchſicht 
auf L. 21. D. de obl; et aet. (447), ein auswärts zwar 
nicht nach den Statutis mixtis, wohl..aber nad) den Statu- 
tis ‘personalibus der Kontrahenten errichtetes Gefchäft im 
foro domieilii aufrecht erhalten werden müſſe, was denn 
auch im vorliegenden Falle, da die Kontrahenten: umter 
ben Eherechten des ‚gemeinen ‚Rechtes. wohnten und ſich 
ehelichten, und hiernachndie Gütergenreinfchaft. durch Pri- 
vatverträge eingegatigen’ werden könne, zur. Aufrechterhal- 
tung des Vertrages vom. :18. Buni :1834 Führe. Außer 
dem wird num noch Ausgeführt, daß ſich annehmen laſſe, 
das Allgemeine Landrecht habe: dieſelben in der Natur 
der Sache begründeten Grundſätze adoptirt und daß dieſem 
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die Beſtimmung des 6. 111. IH. LTit S:des Allg‘ | 
Landrechts, wie dies das Beiſpiel des $H7148: daſelbft 
zeige, auch nicht entgegenſtehe. Die hiergegen erhobene 
Beſchwerde wird nun über Verletzung ver 88. 111und 
148. Thl. J. Tit. 5. des AL. R. mit dem Zuſatze ge⸗ 
führt: die Ausnahme, die der vorige Richter von dieſen 
geſetzlichen Regeln geſtatten wolle, finde in der laudrecht— 
lichen Legislation keinen Haltpunkt und die Heranziehung 
des gemeinen Rechtes zu dieſem Behufe ſei gewiß eine 
verlehrte Handhabung des letzteren und verſtoße gegen 
ven $. 2 des Publikationspatents vom 21. Juni 1825. 
Diefe Beſchwerde berührt aber ven eigentlichen Entjchei- 
dungsgrumd nicht. Den Grundfag des $. 2 des Publi- 
lationspatentes wegen Einführung des A. ER. iaund . 
Stelle, des: gemeinen. Rechtes hat ber. vorige, Richter nicht 
verletzen können, da bier, nad) feiner Annahme, ein DBer- 
hältnig vorlag, das nad $. A deſſelben Patentes nach ° 
ven gemeinen Rechte zu normiren war. Die Frage: ob 
unter den im Herzogthum Weſtfalen wohnenden Ehe⸗ 
babe, mußte ſowohl überhaupt, als auch hinſichtlich der 
Frage nach dem gemeinen Rechte entſchieden werden: ob 
ein auswärts, nach den statutis mixtis zur Konſtituirung 
einer ehelichen Gütergemeinſchaft nicht ausreichender, nach 
dert. statutis:ipersonalibus. ber kontrahirenden Eheleute hierzu 
aber zureichenver Ehekontrakt vie Gütergemeinſchaft zu 
begründen im Stanve fei. Wenn num der worige Richter 
biefe Frage nach dem gemeinen Rechte bejahend entſchie⸗ 
ven hat, fo kann er dadurch die nur als vexletzt bezeich- 
neten und von ihm keinesweges zunächſt in Anwendung 
gebrachten Vorſchriften des Allgemeinen Landrechtes auch 
nicht verletzt haben: Sein nächſter und durchaus ſelbſt⸗ 
ſtändiger Entſcheidungsgrund bleibt. daher. als — 
gründet und: unangefochten ſtehen imma in ou ee 
xıv, Jahrgang 28 Beft. 16 
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50 Hiernach war die Nichtigkeitsbeſchwerde zu ver— 
werfen und der Implorant nach $. 18 des Geſetzes vom 
14. Dezember; 1833 in die Koſten und. die geſetzliche Suc- 
cumbenzſtrafe zu verurtheilen. iu 
Ausgefertigt unter Siegel und Unterfchrift des Königl. 
Obertribunals. 1F rd a 
Berlin, den 14. Mai 1849. — 
la) ng Muhler. 





| XXVII. 
Was iſt die einem Hypothekengläubiger im Kanf- 
gelderbelegungstermine ertheilte Anweiſung auf 
einen Kaufgelderrückſtand? 
Abhandlung, “ 
| vom | 


Heren Rechtsanwalt Scheele zu Lippſtadi. 


| Die bon meinen. verehrten Freunde Tilmann im 
1.,Heft-des Archivs Jahrg. XIV. mitgetheilte Erörterung 
befchäftigt fich mit einer fehr wichtigen und interefjanten 
Frage. Iſt die bort vertheibigte Anficht, daß bie einem 
Hypsthefengläubiger im Kaufgelderbelegungstermine er- 
theilte: Anweifung auf einen Kaufgelverrüditand. bes Ad⸗ 
judicatars eine Aſſignation, keine Ceſſion ſei, richtig, ſo 
find auch die dort angegebenen Folgen. richtig, denen noch 
mehrere nicht minder wichtige hinzutreten dürften. Die 
Praris huldigt dieſer Anſicht nicht. Wenn auch, wie die 
Redaltion in einer Anmerkung zu dieſer Erörterung, wo— 
mit fie fich übrigens ganz einverftanben erflärt, vorher 
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verfünbet, mancher Richter zu andern Betrachtungen 
iommen bürfte,. fo. wird doch vorausfichtlich Die Praxis 
ber Gerichte, welche zudem, mas Manchem * ſchon genug 
kin dürfte, ein Yuftizminifteriafrefeript für fich hat, in 
biefer fo tief ins. Leben eingreifenden Frage vorläufig un— 
verändert bleiben. Es . fprechen "auch * gewichtige 

Grinde dafür. | 

Sch fühle mich nicht berufen, bie Gründe des Ge- 
keimen Obertribunal8 gegen die in jener Erörterumg ge- 
machten Vorwürfe zu vertheidigen, indem ich biefelben 
ebenfalls größtentheils für unrichtig halte, ich kann aber 
cbenfowenig Die dort worgetragenen pofitiven Gründe für 
die entgegengefette Anficht billigen. 

Es iſt richtig, der Darlehnsgläubiger hat das Recht, 
von jeinem perfönlichen Schuldner Wiebererftattimg der 
dargeliehenen Gelder zu verlangen; das Pfandrecht, melches 
dem Darleiher neben feiner perjönlichen Schulvforverung 
Ionftituirt worden, hat auf dieſe nicht den geringften Ein- 
fh, fondern nur den Zweck, für den Fall der Nichter- 
füllung ver Obligation ven Gläubiger ein Mittel zu 
fern, welches unabhängig von der Willür des Schulp- 
nerd ihm zum MWiedererlangen ver geliehenen Gelder ver- 
helfen kann. Führt dieſes GSicherungsmittel nicht zum 
Zweck, ſo Hat der Gläubiger nur etwas verloren, was er 
außer feiner Dorlehnsforberung hatte, es ift eim zur 
obligatio ex mutuo nicht gehöriges Superfluum weggefallen. 
Das ift alles richtig, aber es folgt daraus für unfern 
Zzweck nichts, denn es ijt eben bie Frage, ob nicht bie 
perjönliche Forderung auf irgend eine Weife getilgt fei; 
nicht das Wegfallen ver Pfandrechte bewirkt dieſe Tilgung, 
das iſt gewiß; fraglich aber, ob nicht ein neues Rechts⸗ 
geſchäft. Wenn ꝛc. Tilmann mm meint, ein folches bie 


* Wirklich im Jahre 1849 % | ® N. 
16* 
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perfönliche Forderung tilgendes Rechtsgefchäft könne nur 
Anweifung in vim cessionis mit Delegation. fein, dieſe aber 
fünne nicht vorhanden fein, weil es an.einer Einigung 
der Parteien fehle, fo ift zuvörderſt nicht zuzugeben, daß 
diefes NRechtsgefchäft nur Affignation mit Delegation fein 
fünne und dann it ferner ausprüdlich anzunehmen, daß 
die Erflärungen, welche die Parteien, wenn fie fonjt ein 
Rechtsgefhäft abſchließen, ausbrüdlich abgeben müſſen, 
nicht nothwendig find, wenn aus dem Geſetz mit Noth- 
wenbigfeit folgt, daß ein beſtimmtes Nechtsgefchäft zum 
Abſchluß gekommen fein müſſe. Das Gefek felbft fingirt 
in dieſem Falle dergleichen Erflärungen oder hält fie für 
überflüffig. Darüber ift nun fein Zweifel, daß Die Gläu- 
biger, welche im SKaufgelverbelegungstermine auf bie 
Kaufgelder angewiefen werben, zu dieſen Kaufgeldern nur 
durch ein bejonderes Nechtsgefchäft- in. eine rechtliche Be— 
ziehung treten.- Was dieſes für, ein Nechtsgefchäft fei, 
iſt zu. unterfuchen. Man könnte fagen, diefe Unterfuchung 
ſei ſchon deshalb überflüffig, weil das Wort Anweifung 
jehr genügend. dieſes Nechtsgefchäft bezeichne, denn An- 
weijung fei eben nicht Ceffion, nicht etwas anderes, fon- 
dern Anmeifung, d. h. der Auftrag einer: Perfon an eine 
andere, einer. dritten etwas zu zahlen. Ich ermwibere bar: 
auf, in der Verordnung vom 4. März 1834 iſt von An— 
weifung in dieſem Sinne. gar feine Rede, das Geſetz 
Ipriht nur von auf den Kaufgelderrückſtand angewieſenen 
Gläubigern; es find Perfonen auf eine Sache angewiefen, 
nicht, Perfonen an eine Perfon angewiefen; nur letzteres 
ift das ‚mit ‚dem Worte Anweifung gefetlich bezeichnete 
Rechtsgefchäft; .erjteres bezeichnet für fich Kein befonveres 
Rechtsgeſchäft. 
WVor der Verordnung vom 7. März 1837 ‚waren 
der Subhaftationsprozeß und der Kaufgelverliquibationd- 
prozeß ‚zwei ganz verſchiedene Prozeffe; erfterer bezwedte 
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ven Verkauf des Immobiles, Tetterer, welcher aber nur 
auf befondern Antrag eines Betheiligten eingeleitet wurde, 
bie Feſtſtellung der Anfprüche verſchiedener Realgläubiger 
in Beziehung: auf Verität und: Priorität. Eine wirkliche 
Verteilung der Kaufgelder ſcheint nicht Zweck des Kauf- 
gelderliquidationsprozeſſes gemwefen zu fein und nur ftatt- 
gefunden. zu haben, wenn der Käufer das Kaufgeld zum 
Depofitum des Gerichts gezahlt hatte. Die Verordnung 
vom 7. März 1837 hat beide Prozeffe zu einem Prozeſſe 
umgeichaffen,, zugleich. aber bie Vertheilung der Kauf: 
gelber als Iwed mit: PIERRE: Der $. 16 beftimmt 
nämlich : 


Nach ecfolgti Publikation des , Aofihientionsbe 
ſcheides fett das Gericht von Amtswegen einen 
Termin zur Belegung und Bertheilung 
der Kaufgelver an. 

Die folgenden SS. enthalten hierauf bezügliche Be— 
fimmungen; leider find aber diefelben fo konfus und uns 
genau vebigivt, daß man fich billig wundern muß, wie 
jo etwas nur möglich gewefen. Ich habe aus dieſen dun— 
en, Beitimmungen an diefem Drte nur die Natur bes 
Nechtsgeſchäfts zu finden, wodurch ber Gläubiger auf 
ven Raufgelderrücditand angeiviefen wird. Klar gibt in 
diefer Beziehung das Yuftizminifterium im Nefcripte vom 
31. Auguft 1837 die Beſtimmungen dahin an: 

I. Die Eintragung des SKaufgelverrüditandes er- 

folgt unter allen Umftänden. 

IL Dem Deputirten liegt die Pflicht ob, Die auf ben 
Kaufgelverrüctand anzuweiſenden Gläubiger ihrer 
Rangordnung nach mit dem Betrage ihres Per- 
cipiendums im Protofoll aufzuführen und dabei 
ausdrücklich zu bemerken, daß ver zuerjt Genannte 
bie Originaleintragungsurfunde, alle übrigen 
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Gläubiger aber abgezweigte Theilobligationen zu 
erhalten haben. 

IH. Der Subhaftationsrichter entwirft auf Grund 
des Kaufgelverbelegungsprotofolls nach Vorſchrift 


bes Gefekes vom 4. Juli 1822 $. 6 ein Ueber 
weifungsbefret, ftellt oder ſendet daſſelbe mit der 


Eintragungsurfunde . dem Hypothekenrichter zu, 


gibt ihm auch Die Reihenfolge an, in welcher bie 


Eintragung gefchehen und was rücdfichtlich des 


Vorzugsrechts bei jeder einzelnen Forderung im 


Hypothekenbuch vermerkt werben ſoll. 

Da aber ber Yuftizminifter weder Gefete geben 
noch bindend interpretiren Tann, jo ift e8 Aufgabe ber 
Wiſſenſchaft, zu unterfuchen, ob in dem dunkeln Gejet bie 
Haren Beftimmungen des Referipts enthalten feien. 

Der $. 19 der Berorbnung beftimmt im zweiten 
und dritten Abſatz: 
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Außer diefem Fall wird im Kaufgelverbelegungs 


termin mit Zuziehung der Realgläubiger feitge 
ftellt, was der Abjubicatar nach Abzug der von 
ihm zum Depofitorium eingezahlten Gelber und 


namentlich übernommenen Forderungen der Glär 


biger auf das Kaufgeld rückſtändig bleibt. Dieſer 
Rückſtand und die davon zu entrightenden Zinfen 


find gegen Löfchung des nach $. 3 dieſer Verord- 


nung eingetragenen Vermerkes und aller von bem 
Adjudicatar nicht namentlich übernommenen Hy—⸗ 
pothenforberungen bei Berichtigung des Befib- 
titels zugleich im Hhpothefenbuch : einzutragen, 
wobei eine Ausfertigung bes Adjudicationsbe— 
ſcheides und des Kaufgelderbelegungsprotokolles 
zur Eintragungsurkunde bient. 

Ein jeder auf ven Kaufgelderrückſtand an 
gewiejene Gläubiger iſt befugt, zu verlangen, daß 


ihm von biefer Eintragungsurlunde nach Maß—⸗ 
gabe des ihm zuftehenden — eine Theil⸗ 
obligation abgezweigt werde. 

Für wen der Kaufgelderrückſtand im Lypothelen- 
buche eingetragen werden ſoll, und daß auf dieſen Kauf— 
gelderrückſtand die Gläubiger angewieſen werden ſollen, iſt 
im Geſetz ausdrücklich nicht geſagt. Wir erfahren ſolches 
aber doch nebenbei. Die auf den Kaufgelderrückſtand an— 
gewieſenen Gläubiger. ſollen nämlich befugt fein, zu ver⸗ 
langen, daß ihnen von der Eintragungsurkunde eine Theil⸗ 
obligation: abgezweigt werde; . e8 muß alſo eine folche 
Anweifung der Gläubiger auf die Kaufgelver. erfolgen, 
weil fonft folche derartig befugte angewieſene Gläubiger 
nit da wären, und es muß aljo auch weiter für biefe - 
der Kaufgelderrüditand eingetragen: werben, weil ‘fie won 
ver Eintragungsurfunde abgezweigte Theilobligationen vere 
langen können. In welcher Art nun ferner dieſe Anmeis 
jung der Gläubiger auf die Kaufgelver erfolgen: ſoll, ob 
e8-genügt,; daß ſämmtliche Gläubiger zuſammen angewie 
jen werden, ober ob der Betrag jedes Einzelnen und fein 
Borrecht angegeben werben foll, wie enblich bie: Anmei- 
fung ftatt findet, davon enthält das Gefet im feiner. taci: 
tusſchen Kürze wiederum nichts Beſtimmtes, deutet aber 
doch in erjter Beziehung wiederum durch die Worte am, 
daß die Abzweigung ver Theilobligationen nach Maßgabe 
bes dem Gläubiger zuftehenden Vorrechts gefchehen. foll; 
es muß alſo auch wohl der Betrag ber Forderung und 
das Vorrecht angegeben werden. 

Aus dem $. 19. find hiernach folgende Beſtunmungen 
unbedenklich zu entnehmen: 

1. Mit Zuziehung der Realgläubiger — feſtge 
ſtellt, was der Adjudicatar das Kaufgeld rück⸗ 
ftändig bleibt. 

2. Auf dieſen Laufgelderrückſtand ſind die — 


biger anzuweifen und zwar mit Angabe des 
Betrags ihres — Ka * Rang⸗ 
ordnung. 
3. Der Kanfgefberrüctftaib: ift in das Hypothelen⸗ 
buch einzutragen mit der Angabe, zu melden 
Betrage und iin welcher Reihenfolge bie Reol- 
 gläubiger darauf angewiefen find. 

ı Nach. $.: 16. find: zum Kaufgelverbelegungstermin 
außer. dem Käufer und den eingetragenen Gläubigern and) 
ver Extrahent der Subhaftation und der Schuldner vorzuladen. 
Es Liegt in der. Natur Der :Sache, daß aus. dem’ Kaufgelb 
der Extrahent der Subhaſtation, wenn folche im Wege 
ber. Erecution extrahirt tft, auch wenn er ‚Fein Realgläu- 
biger iſt, befriedigt: werben: muß und daß der Schulpner 
den Theil der: Kanfgelver erhält, welcher: ven Betrag ber 
Forderungen ver Realglänbiger und Ertrahenten der Sub- 
haſtation überſteigt; auch fie müſſen daher. auf: bie Kauf- 
gelder angewieſen werden... Ganz offenbar iſt nun bieje 
Anweifung des: Subhajtaten auf den Kaufgelderrückſtand 
feine Affignation,. ſchon deshalb nicht, weil es’ an einem 
Afignanten fehlt; mit gleichen Recht Tann man aber aud) 
jagen, es kann feine Ceſſion fein, weil es. art einen Ceden⸗ 
tet fehlt. Man fünnte einwenben, vie Subhaftationsin- 
terefjenten in ihrer Gefammtheit feien als die Affignanten 
resp. Cebenten 'anzufehen, oder der Subhaftationsrichter 
ſei es, welcher affignive-resp. cedire. Erſteres wird durch 
das Geſetz nicht gerechtfertigt; letzteres iſt richtig, der 
Richter. handelt aber kraft des Geſetzes nur ſtatt des Sub- 
baftaten und fo wenig der Subhaftat fich felber eine 
Forderung cebiren kann, eben fo wenig kann ihm. ber 
Richter eine Forderung cebiren. Die Anweifung ber 
Subhaftationsinterefjenten anf den Kaufgelderrückſtand ift 
alfo an und für fich weder Aſſignation noch Eeffion; denn 
wenn beides die Anweifung der. Subhaftaten auf vie 
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Kaufgelder nicht fein. kann, fo folgt daraus mit Evidenz, 
daß auch die Anweilung der Gläubiger, welche fich durch 
nichts davon unterfcheidet, jolches nichts fein fann. Eine 
Perfon auf eine Sache. anweifen, heißt. den Worten nah 
nichts anders, als beſtimmen, daß diefe Berfon diefe Sache 
haben ſoll; fie erhält hierdurch noch die Sache nicht. Indem 
alſo die Subhaftationsintereffenten auf den Kaufgelverrüd- 
ſtand angewiefen werben, geſchieht zunächit anders nichts, 
als daß bejtimmt wird, daß dieſe bejtimmte Perfonen den 
Raufgelderrüditand zu beftimmten Beträgen in beftimmter 
Reihenfolge haben follen; es läßt. ſich darum auch von 
Anweiſung der Gläubiger, auf die baar eingezahlten Kauf- 
gelder ſprechen. Mit diefer Beftimmung ift das Gefchäft 
des Subhajtationsrichters noch nicht beendigt. 

Nach 8. 16. wird der Termin zur Belegung und 
Dertheilung der Kaufgelder von Amtswegen angeſetzt, ohne 
Ridjicht, ob die Kaufgelver baar bezahlt werben oder 
nicht; ebenfalls ohne Rückſicht, ob die Kaufgelder baar 
bezahlt werden oder nicht, bejtimmt der 8. 17, daß im 
Zermin die DVertheilung geſchehen müſſe, nachdem fich 
zubörderit die Interejjenten über die Anfprüche, weiche an 
das Kaufgeld gemacht werden und das dafür erlangte 
Borrecht erklärt haben, erfolgt, find fie einig, vemgemäß 
die Vertheilung; find fie nicht einig, in der. Art, wie im 
2. Abfat des 8. bejtimmt ijt. 

Eine Vertheilung in der einen oder andern Weife 
erfolgt unter allen Umſtänden, die Staufgelder mögen 
bezahlt fein oder nicht. In der Feititellung, daß bejtinunte 
Perjonen in beftimmten Beträgen und in beſtimmter Rei— 
benfolge den Kaufgelderrückſtand Haben follen, Liegt noch 
kine Vertheilung dejjelben, ebenfowenig wie eine Sunme 
baaren Geldes durch die Erklärung vertheilt wird, es 
ſollen davon zuerit A 10 Thlr. dann B.20 Thlr. und C 
I Thlr. haben. In beiden Fällen muß noch etwas Hinzu- 
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kommen. Die Vertheilung geht hier wie dort erſt dadurch 
vor ſich, das jedem das wirklich zugetheilt, hingegeben 
wird, was er erhalten ſoll. Die Vertheiluug der rüch 
ftändigen Kaufgelver, die Vertheilung alſo einer Forderung 
fann nun aber unmöglich durch Affignation gefchehen, weil 
durch diefe niemals der Uebergang einer Forderung von 
einem Rechtsſubject auf das andere vermittelt wird, ber 
Begriff der Vertheilung folches aber erforbert. Dieſer 
- Mebergang wird abgejehen von Univerfalfucceffion nur 
vermittelt durch Geffion; die Vertheilung der rückſtändigen 
Kaufgelder kann alfo nur ftattfinden durch Ceſſion. Hier- 
nach umfaßt die Vertheilung der rückſtändigen Kaufgelver 

1. die Fejtftellung der Perſonen, welche den Kauf- 
gelverrüdftand haben follen; die Beträge, welche 
die Einzelnen erhalten; und die Reihenfolge, in 
welchen fie diefelben erhalten.  (Anweifung ber 
Intereffenten auf das Kaufgeld.) 

2. Die Uebereignung der einzelnen Beträge an bie 
Gläubiger durch Ceſſion. Was vom Kaufgelb 
übrig bleibt, erhält der Subhaftat non ſelbſt, 
‚oder vielmehr er behält, was er fehon hatte. — 

Da nun nach dem Gefege beides nothwendig ftatt 

finden muß, fo ift e8 nicht einmal erforderlich, daß bie 
Uebereignung ausprüdlich gefchehe; man kann e8 fo anfe 
hen, als ob das Gefe mit der Anweifung der Gläubiger 
auf die Kaufgelver ats fich von felbft verftehend eine ftill- 
jchweigende Uebereignung verbinde. Ich halte es deßhalb 
auch nicht für nothwendig, daß der Subhaftationsrichter, 
wie im Refeript vom 3. Auguft 1837 vorgefchrieben wird, 
ein Ueberweifungsdecret nach den Vorfchriften des Geſetzes 
vom 4. Juli 1822 8. 6. entwerfe, obgleich es m. €. auch 
gejchehen kann und jedenfalls, wenn es gefchieht, das eigent- 
liche Rechtsgeſchäft klarer hervortritt. 


— m — 


Es läßt fich allerdings nicht Teugnen, daß der Hhpo- 
tbefengläubliger, welcher auf ven Kaufgelderrückſtand ange- 
wieſen wird, möglicherweife zu Schaven fommen kann, und 
daß die Rechte der Gläubiger durch eine andere Operation 
befier gewahrt werben könnten, etwa baburch, daß ver 
Kaufgelderrückſtand nicht vertheilt, ſondern als eine Forderung 
des Subhaftaten ins Hhpothefenbuch eingetragen, für bie 
Gläubiger mit Arreft befegt und ihnen zur eignen Einzie- 
hung überwiefen werde; allein hieran folgt für die Inter- 
pretation eines gegebenen Geſetzes nichts. Das Gefek 
bat einmal beftimmt, daß die rücjtändigen Kaufgelver 
vertheilt werben follen und dies kann nur durch Ceſſion 
gehen, welche, weil fie zu feinem andern Zweck, als zur 
Tlgung einer Forderung ftattfindet, nothwendig die Til- 
gung der liquidirten Forderung bewirkt. Dadurch, daß 
der Ölänbiger feine Forderung entweder ausdrücklich Tiqui- 
dirt, oder durch Nichterfcheinen im Termine der Verwar- 
nung des $. 16 gemäß zu erfennen gibt, der Richter folle 
fir ihn liquidiren, befundet er, daß er mit ven Kaufgelvern 
befriedigt fein will, erflärt fich alfo damit einverftanden, 
daß ihm entweder feine Forderung baar bezahlt oder falls 
des, weil das Kaufgeld nicht erlegt ift, nicht gehen follte, 
ein entfprechender Theil der Kaufgelder oder richtiger der 
Raufgelderforberung cebirt werde. Kann erjteres nicht 
geihehen und will er letzteres nicht, fo bleibt ihm nichts 
übrig, als auf fein Hhypothefenrecht resp. auf feinen An- 
much auf das Kaufgeld zu verzichten. 

Ich finde dieſe Anficht auch gerechtfertigt durch ältere 
Kiegliche Beftimmungen. Ich habe oben bemerkt, daß bie 
Vertheilung ver Kaufgelder nicht Zweck des Kaufgelver- 
Iquidattionsproceffes gewefen fei und nur ftattgefunden zu 
haben fcheine, wenn das Kaufgeld ad depositum des 
Gerichts gezahlt worden; fie mußte aber fchon hiernach 
doch auch. ftatt finden, wenn nur ein Theil des Kaufgeldes 


— mM — 


gezahlt worden; ob in dieſem Falle aber nur die einge— 

zahlten Kaufgelder vertheilt wurden; oder “auch: die noch 

rückſtändigen Kaufgelder, läßt ſich aus den Beſtimmungen 
des Titels 51 der Allg. G.O. nicht erſehen. In einem 

Falle aber mußte. die Vertheilung der Kaufgelder, ſie 

mochten eingezahlt ſein, oder nicht, geſchehen, im Falle des 

Concurſes. Die Vertheilung der Hauptimmobiliarmaſſe 

erfolgt nach Allg. G.O. I. 50. 8. 509. ſobald pas 

Adjudieationserkenntniß der zur Maſſe gehörigen Grund— 

ſtücke publicirt iſt, wenn auch gleich die Kaufgelder noch 

nicht eingezahlt ſind, ſondern zum Theil noch hinter dem 

Käufer ſich befinden. Weber die Ausführung: ver zn 

lung nun bejtimmen: 

8. 513. Dei der Vertheilung ſelbſt iſt die — der 

| Priprität: genau zu. beachten, alfo, daß ein Gläu— 
biger nicht eher ‚etwas erhalten kann, als bis ber 
ihm vorjtehende feine völlige Befriedigung nad) 
$. 512. litr. a. b. c. empfangen hat. 

$. 514. Nach, eben dieſer Ordnung werben bie zuerſt 

Ä jtehenden Gläubiger auf die im gerichtlichen 

Depoſito vorhandenen baaren Gelder, die folgen: 

den auf bie hinter dem Käufer noch befindlichen 

Kaufgelderterimine und die übrigen auf die etwa 

noch ausjtehenden anderweitigen zur Immobiliar—⸗ 
maſſe gehörenden Activreſte angewieſen. 

F. 515. Sind dergleichen Activreſte vorhanden, die ent- 
weder noch-nicht liquidirt find, oder wo es zwei— 
felhaft iſt, ob ſie von den Schuldnern deſſelben 
beigetrieben werden können, ſo hängt es von den 
eingetragenen Gläubigern, welche darauf anzuwei⸗ 
ſen ſein würden, ab, in wiefern ſie dieſe Anwei— 
ſung an Zahlungsſtatt annehmen oder dergleichen 
illiquide oder zweifelhafte Reſte der Gemeinmaſſe 
überlaſſen und dagegen ihre Befriedigung bei 
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biefer letzten in ber fechsten Klaffe,: falls: bie 
Maffe foweit reicht, abwarten wollen. un 

Wir finden hier alfo diefelbe Anweifung von Glau⸗ 
bigern auf die Kaufgelder wieder, wie in dem Kaufgelder— 
befegungs- Termin und fehen, daß diefe Anmweifung eben 
nichts anders ift, als ver Anfang der auszuführenden 
Vertheilung. Weber die Wirkung Ir Anweiſung be- 
ſtimmt 
$. 516. durch dieſe Anweiſungen ($ 514. 515.) wird der 

Gläubiger, dem fie gefchehen find, für völlig 
abgefunden geachtet, fo daß er fich an die. Gemein- 
maſſe nicht weiter halten kann. , 

Die Wirkungen der Anweifungen im Kaufgelvder- 
belegungs - Termin können feine andere fein, die Fälle find 
ich ganz gleih. Die $$. 16 ff. ver G.-D. vom 4. März 
1834 haben ganz unbedenklich ihren Urjprung in ven $$. 
509, ff. der Allg. G.O. 1. 50, die Bejtimmungen der 
Al. G.O. über die Diftribution der Immobiliarmaffe 
im Concurs find en den a eg 
übertragen. 

Durch das Geſet vom 98. Dezember 1840. in 
bie Hhpothefengläubiger von der Einlaffung in den Concurs 
befreit; ihre Befriedigung iſt in einen befondern Verfahren 
nach den Vorfchriften ver Verordnung über die Erefution 
in Civilfachen vom 9. März 1834, ingleichen der Verord— 
nung über ven Subhaftations- und Kaufgelverliguidationg- 
prozeß vom nämlichen Tage zu bewirken. Die oben citirten 
Vorſchriften der Allg. G.O. find nirgends aufgehoben 
und’ wenn gleich nach $. 15. des Geſetzes vom 28. Dezem- 
ber 1840 diejenigen Hhpothefengläubiger, welchen zugleich 
ein perfönlicher Anfpruch an den Gemeinfchuloner zufteht 
jomeit fie aus dem Unterpfande nicht befriedigt werben, 
ih an das übrige Vermögen des Gemeinfchulpners halten 
Ünnen, fo können fie doch, wenn fie im Kaufgelderbele— 
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gungs= Termin angewiefen find, fich ficherlich an die Ge— 
meinmafje eben ſowenig wegen eines Ausfalls halten, wie 
früher. Die Anweifung auf die Kaufgelver gilt als 
Befriedigung; gilt fie als Befriedigung, wenn nebenbei 
der Concurs eröffnet ift, jo muß fie gleichergeftalt gelten, 
wenn dies der Fall nicht ift; rücjichtlich ver Hypothekengläu⸗ 
biger als jolcher exiftirt ver Concurs nicht. 

Schließlich will ich noch den Wunfch aussprechen, 
daß bei einer baldigen Reviſion unferes Subhajtations: 
procefjes auch das Kaufgelverbelegungsverfahren verändert 
werden möge, indem jet, abgeſehen davon, daß dem 
Richter in einzelnen aber häufigen Fällen fajt Unmögliches 
zugemuthet iſt, die Rechte ver Subhaftationsintereffenten 
nur. zu leicht beeinträchtigt werben können; augenblicklich 
Erflärungen über die Richtigkeit der einzelnen Forderungen 
und über die Priorität verfelben abzugeben ift, will. man 
nicht blindlings beftreiten, ſehr ſchwierig und Häufig 
unmöglich. Es ift allerbings eine ſehr ſchöne Sache, daß 
das ganze Kaufgelverbelegungdverfahren in einem Termin 
beendigt wird, der Preis dafür bürfte aber doch zu 
theuer fein. 
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XXVIII. 


Kann, wenn Eltern einem Kinde ihr Immobiliar- 
vermögen nach ihrem Code für eine beftimmte 
zur Erbtheilung einzuwerfende Summe zufichern, 
die hypothekarifche Eintragung diefer Beltim- 
mung als einer Dispofitionsbefchränkung ins 
Hypothekenbuch verlangt werden? 


Rechtsfall, 
mitgetheilt von 
Sommer. 


E in zumal im Siegerlande gewöhnlicher Vertrag 
iſt, daß Eltern ihrem bei ſich beſtatteten Kinde das Immo— 
biliarvermögen nach ihrem Tode gegen eine alsdann ein— 
zuwerfende Anſchlagsſumme zuſichern, ſich aber das 
kEigenthum, bis fie ſich deſſelben etwa unter Lebenden 
ſchen begeben wollen, vorbehalten. Beſtritten iſt nun im 
genden Rechtsfall worden, ob das Kind das ihm zuge— 
ſiherte VBorzugsrecht hypothekariſch eintragen laſſen Tann. 
Die Frage ift in beiden Inftanzen verfchieden, und in ber 
leften bejahend entjchieven. Ohne Zweifel ift fie aber 
noh immer nicht, da ſich Manches dafür anführen läßt, 
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daß die hier vorliegenden Erbvertragrechte auf die Immo— 
bilien nur für den Fall gegeben find, daß die Eltern fie 
wirklich Hinterlaffen, daß aber nicht beabfichtigt worden, 
eine Realbelaftung darauf zu Fonftituiren, ſomit das Ob- 
jeft einer hypothekariſchen Eintragung fraglich ift. 





Arnsberg, den 19. Januar 1848. 

Im heutigen Termine erfchienen: 

1. pro Kläger Oberlandesgerichtsaffejfor Plate, no- 
torifch Generalſubſtitut des Juſtizraths Dr. 
Sommer, 

2. pro Beklagten Juſtizrath Greve. 

Die Verhandlung wurde mit Verleſung des Refe— 
rats eröffnet. Die Mandatarien hielten ihre Vorträge, 
aus welchen ſich zu bemerken fand, daß Zuſtizrath Greve 
erklärte, der von feinen Mandanten‘ neu vorgeſchlagene 
Zeuge Johannes Büdenbender ſei nicht der in erfter In— 
ftanz bereits vernommene Zeuge dieſes Namens. 

Das Protofoll wurde verlefen und gegen bie Faſſung 
nicht8 erinnert. Die Deputation berieth ſich und erkannte: 

baß formalia appellationis richtig, in der Sache 
ſelbſt auch das Erkeuntniß der Deputation des 
Land- und Stadtgerichts zu Siegen vom 2. Juni 
1847 dahin abzuändern, daß Kläger mit ihrem 
Antrage, zu erfennen, daß den Verflagten aus 
dem DBertrage vom 4. Februar refp. 10. März 
1843 fein Recht auf das jeßige oder zukünftige 
Eigenthum der in dieſem Vertrage bezeichneten 
Grundſtücke zuftehe und daß fie jedenfalls ſchuldig 
ſeien, zu erleiden, daß der daraus in das Hy 
pothekenbuch eingetragene Vermerk gelöfcht werde, 
unter Compenfation der Kojten abzumeifen. 

Sofort publizirt. J F 

Rintelen. Stündeck. Schulz. Voswinckel. Düſterberg. 
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— Geräünde. 

Die Kläger ſchloſſen am 4. — — 10. März 
1843 mit: ihrer Tochter und deren damaligem Verlobten 
Johannes Leyener, ven jetzt Verklagten, einen gerichtli— 
chen Vertrag ab, laut welches „die Ehefrau Tilmann 
Stein ihrer Tochter Anna Maria auf die im Vertrage 
benannten Grundſtücke vergeftalt ein Vorzugsrecht vor 
ihren übrigen Kindern zugefichert, daß derfelben viefe 
Grundſtücke nach ihrem Tode als alleiniges Eigenthum 
fallen follten, ohne daß die. übrigen Kinder auf Thei— 
ling oder Subhaftation antragen, oder irgend ein Recht 
af die Grundftüde in Anspruch nehmen könnten — daß 
ober der dem Ehemanne der 2c. Stein nach’ deren Tode 
an den Grundftücen zuſtehende Nießbrauch durch Diefe 
Dispoſition nicht geſchmälert und die gegenwärtigen 
Eigenthumsverhältniſſe obiger Grundſtücke fo lange un— 
verändert bleiben ſollten, als die Ehefrau Stein 
ud deren. Ehemann es nicht fehon bei Xebzeiten für 
gut finden. würden, diefelben ven Verklagten abzutre- 
ten, daß alfo noch vorläufig das Eigenthum der Grimb- 
ftüde bei der ‘Ehefrau Stein verbleiben folle. Da— 
gegen ſoll die Anna Maria Stein nach dem Tode 
ihrer. Eltern: 750 Thlr. in die Erbfehaft der Mutter 
conferiren, und ihrem Bruder Hermann 50 Thlr. ale 
Prälegat : auszahlen, endlich. haben beide Verklagte die 
Verpflichtung übernommen, die Kläger bis zu ihrem Tode 
in der Hanshaltung zu unterſtützen. Der Vertrag wird 
endlich für unwiderruflich und unter feiner SR an⸗ 
ſechtbar erklärt. 

Die Verklagten ſind Ye Folge dieſes Verträge. bei 
den Klagern ein⸗, aber nach einiger: Zeit: wieder abgezo⸗ 
gen, indem fie die aus dem Vertrage erworbenen Rechte 
hypethelariſch — — * — haben einträgen 
laſſen. Mami nr 2,5) 093 nnop 

XIV, Sabrgang 28 er 17 
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Hierdurch find Kläger veranlaßt worden, ben Rn 
Mertng anzufechten. . Ste beantragen: ⸗ 

zu. erkennen: daß ben Verklagten aus ‚bent: Ver⸗ 
trage vom 4. Februar reſp. 10. März 1843 kein 
Recht auf Das jetzige oder zufünftige-Eigenthum 

der in dieſem Vertrage bezeichneten: Grundſtüce 
zuſtehe und daß ſie jedenfalls ſchuldig feien, zu 
erleiden, daß der daraus in das Hypothelenbut 
eingetragene Vermerk gelöſcht werde. 

Begründet wird dieſer Antrag dadurch, daß die Ger 
Hagten der übernommenen Verpflichtung, die Kläger in 
ver Haushaltung ‚zu ‚unterftüen, nicht nur nicht nachge⸗ 
kommen, vielmehr ſchon früher ihren Erwerb nicht in bie 
Haushaltung eingeſchoſſen, ſondern denſelben für ſich er- 
‚hoben, endlich vor einem Jahre die Kläger werlaſſen hätten 
ungeachtet ihnen erklärt worden, daß ſie durch den Aus— 
zug ihre Rechte auf Haus und Hof einbüßten. Dieſes 
Ausziehen involvire eine thatſächliche Weigerung, den Da- 
trag zu erfüllen, die Kläger feien mithin berechtigt, von 
vemfelben, da Sachen gegen‘, Hanblungeni« verſprochen 
worben, zurückzutreten. Keinesfalls ſeien endlich. Berklagte 
befugt gewefen, Eintragung eines Rechts aus jenen Ver— 
trage zu, bewirfen.. ‚Nur ſolche Handlungen: qualifigietei 
fi) zur: Eintragung, welche ein Realrecht begründeten, 
‚eine, berartige liege aber. nicht ver, indem bie: Zuficherun 
‚ber Tünftigen Uebertragung des Eigenthums um ſo ment 
‚ger ein Realrecht begründe, als ver Mitflägerin: bie‘ der 
fügung unter Lebenden vorbehalten jet... 

Die Verflagten beftreiten, daß das. Weggiehen: ei 
‚Weigerung, ihren Berbinblichkeiten nachzukommen, ent 
halte, zumal; das Wohnen bei Mlägern gem nicht im Ber 
trage ſtipulirt ſei. Uebrigens behaupten fie, daß gar kein 
‚Vertrag, über Handlungen. vorliege, indem Aber: Haupige⸗ 
genftand ber Leiftungen die 800 — bie — 
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im Haushalte nur Nebenſache geweſen ſei. Darnach ſeien 
aber Kläger nicht berechtigt, vom: Vertrage zurückzutreten, 
müßten. vielmehr. auf Erfüllung klagen, und zwar bies 
um fo.mehr, als die Unmwiderruflichkeit des Vertrages in 
dieſem ſelbſt ausgefprochen ſei. Sie behaupten ferner, 
ven Klägern thätige Hülfe im Haushalte geleiſtet zu ha— 
hen, his ſie von dieſen und dexen Söhnen: durch Miß- 
handlung zum: Verlaſſen des: Haufes gezwungen worden 
jeien.. Was die Eintragung betreffe, ſo widerlege ſich den 
bortrag der Kläger einfach dadurch, daß das ihnen zuge— 
icherte Recht ein Vorkaufs, mithin ein dingliches Recht 
geivefen jei. Sie bitten um Abweiſung der Kläger. 
Diefe "haben den Auführungen ‘der Verklagten und 
namentlich der Behauptung uibefiptähen;; * — * 
behteren zum Auszuge gezwungen hätten.’ 
Die Deputation. des Land⸗ und Stadtgerichts zu 
Slegen hat denmaͤchſt am F Sinti 1847 dahin erfannt, daß 


1, Verklagte ſchuldig, in die Loͤſchung des aus dem 
Vertrage vom 4. Februar reſp. 10. ‚März 1843 
in das Hypothekenbuch eingetragenen Vermerks 

zu willigen und dieſe Löſchung zu erleiden. 
—7 2. Kläger: ernſtlich zu prüfen: ſchuldig, ob. fie ze. 
aeinen Eid dahin ableiten: fönnten, daß fie bie 
ea. Verklagten; wicht aus dem Hauſe gewieſen, bie 

Ausweiſungen auch wicht: durch. ihre Söhne hät- 

2 den bewirken and; twieberholen ı Taffen ;:> ferner 
uch nicht die Verklagten mißhandelt Hätten, auch 
nicht ——— — — * 

amißhandeln/ mirgangd 
im Scöwörungsfalle Berffagte ‚ben im Pia 
dm Vertrage vom 4. Februar reſp. 3. März 1843 
mie ‚Ihnen auf das Eigenthum der dort bezeichne⸗ 
| ten Grundſtücke zugeſicherten Rechter für ver- 
17* 
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uſtig zu erklaͤren, und . —— Kofler 
aufzuerlegen,/, 

im Sichtfehtwörungsfälte lägen mit: dem peito 
auf Aberlennuug der Rechte aus jenem Ber: 
trage abzuweiſen "und ihnen: '*/, den Verkllag⸗ 

ten '/, ver Koſten zu Laſt zu fegen. 
Verklagte haben: gegen dies Erkenntniß appellirt. und 
unter Benennung eines neuen Zeugen über die behaupteten 
Mißhandlungen, auf Reformirung des’ I: Urtheils un 
Abweiſung der Kläger angetragen, wogegen — un 

Beftätigung deſſelben bitten. 

Die Entſcheidung iſt nicht ohne Zweifel, bie lediglich 
in der mangelhaften Abfaſſung der Urkunde vom 4. Febr. 
1843 ober. doch in. den — Gramm. den 
Eontrahenten ihren Grund haben. it 

Der erſte Richter nimmt an, & iege- ein Berg 
älber Handlungen vor, von. dem bie Kläger, wenn folde 
nicht geleiftet würden, zurückzutreten berechtigt wären. 
Dieſe Annahme iſt unrichtig, Hauptgegenſtand des Der- 
trages bildeten gewiß die Grundſtücke auf der einen und 
die im 8. 2. feſtgeſetzte Geldſumme auf der andern Seite, 
die img. 3. übernommene höchſt vage ihrem Umfang noch 
gar nicht zu beſtimmende Verpflichtung, tritt. dagegen ganj 
in den Hintergrund, wie ſchon daraus hervorgeht, daß die 
Erben Ber Eheleute Stein oder dieſe ſelbſt zur Anfechtung 
des Vertrages fihwerlich berechtigt fein: würden; wenn einer 
Der: Berflagten oder beide wegen: Krankheit die Unterjtügung 
‚ dm. Haushalt zur leiſten, außer Standegeweſen. Man 
kann daher nicht sümtehmen ji daß? wegen Nichterfüllung 
einer Nebenverbinvlichleit der ganze. Berträg)‘ aufgehoben 
— kauue. nag vunjönnun ann Mi 

Zweifslhaft indeß ft, * die Vertlagten durch den 
— vom 4; Februar 1848 kin bereits wirlſames 
Recht erworben haben. Bleibt zucuunnbei ven Inhalte und 
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den Worten des 8. 1. ſtehen, ſo gewinnt es allerdings den 
Anſchein, als ob blos eine Verfügung von Todeswegen 
vorliege uud den Klägern Die unbeſchränkte Dispoſition 
über das Grundvermögen nicht, genommen werden könne. 
Allein dieſe Anſicht hat bei Abſchluß des Vertrages gewiß 
nicht obgewaltet. Zur Zeit des Contracts-Abſchluſſes ſtand 
die Tochter der Kläger, was wohl zu berückſichtigen iſt, 
im Begriffe, ſich mit dem Verklagten, der am Vertrage 
auch Theil genommen hat, zu verheirathen. Etwas ſehr 
gewöhnliches, oft die Bedingung, unter welcher die Verlo- 
bung reſp. Heirath zu Stande gekommen, iſt es, daß Eltern 
bei dieſer Gelegenheit ihren Kindern das Grundvermögen 
übertragen, ſich ſelbft eine Leibzucht vorbehalten und ven 
von den Uebernehmern bei der Erbtheilung an die Maſſe 
einzuwerfenden Kaufpreis feitfegen. Nicht felten wird aber 
auch jtatt einer Leibzucht die Vereinbarung getroffen, daß 
den Eltern die Herrichaft und, die Führung des Haushalts 
d. h. die unbefchränfte Verwaltung und der Nießbrauch 
verbleiben folle — eine Abreve, die den Zweck hat, Die 
Kinder in einem Abhängigfeitsverhältniß von den Eltern 
zu erhalten. Die Yeibzucht wird in einem folchen Falle 
exit regulirt, wenn die Eltern es für gut finden, den Kin- 
dern die Führung der Haushaltung zu übertragen und 
diefelben in den vollen Genuß des übertragenen Vermö— 
gens zu ſetzen. Bis folches gefchehen, behalten die jungen 
Eheleute im elterlichen Haufe eine untergeordnete Stellung 
und erhalten gegen Hülfeleiftung ihren. Unterhalt von 
den Eltern. 

Daß die Partheien ein folches Verhältniß haben 
conftituiven wollen, muß theils nach dem Inhalte des 
Vertrages, wenn man diefen nicht geradezu für ein Un- 
ding erflären will, theilg nach der thatfächlichen Ausle— 
gung durch Die Contrahenten jelbjt für - feititehend ange— 
nommen werden. Freilich heißt es im Vertrage, daß 
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die gegenwartigen Eigenthumsverhältniſſe der Ehefrau 
Stein unverändert bleiben ſollten und ließe ſich hieraus 
entnehmen, daß derſelben die einem Eigenthümet zufte 
ftehende Dispoſitionsbefugniß nicht genommen - werben 
fönte, Allein Diefe Annahme läßt ſich mit dem ben Der: 
Hagten eingeräumten: Vorzugsrechte, das nach 8. 4. des 
Bertrages inter Feiner Bebingung: folle widerrufen werben 
föntten, nicht vereinigen. Thatfächlich haben die Contre- 
henten auch an ven Tag gelegt, daß fie dem BVertrage 
andere Wirkungen beigelegt "haben, als aus den dürren 
Worten zu entnehmen find. Nirgendwo beſtimmt ber 
Bertrag, daß den Verflagten das Recht zuftehe, im elter- 
lihen Haufe zu wohnen und gegen Hülfeleiftung, worum 
ter auch das Einwerfen des Verdienftes in die Wirth- 
fchaft verſtanden wird, - verpflegt zu werben. Und doch 
feheint, obgleich ver Vertrag dieſerhalb nichts feitiekt, 
zwiſchen den Contrahenten fein Zweifel darüber obgewal: 
tet zu haben, daß nach dem Wefen des zwiſchen ihnen 
beftehenden Vertrages, die Verflagten Wohnung und Un 
terhalt zur fordern berechtigt feien. Beweis genug, daß 
bei Auslegung des fo Höchft mangelhaft abgefaßten Ver— 
trages nicht zu fehr bei den Worten see gebfieben 
werben darf. 

Nimmt man nım arm, dafj ben Derflagten ein un 
wiberrufliches Vorzugsrecht eingeräumt. ift und Kläger 
dadurch das Necht verloren haben, über das Eigenthum 
zum Nachtheil der Verflagten zur verfügen, fo kann biefen 
die Befugniß nicht genommen werben, ihr echt durch 
Eintragung im Hhpothefenbuche zu fichern. Sie gereidt 
den Klägern nicht zur Beſchwerde und ift für die Verklagten 
das einzige Mittel, die Kläger in ihrer Dispofition, deren fie 
ſich Durch den Vertrag begeben haben, zır befchränfen. 

Aus diefen Gründen war, wie geſchehen zu erkennen. 

Urkundlich ꝛc. ac. 
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Die bloße erfolgte Bahlung der Hypothekenſchuld 
gibt dem Deſitzer noch nicht die UKechte der 
Hypothek des Eigenthümers, wenn weder er 
ſelbſt, noch ein Dritter in der Abſicht, ihn von 
der ge zu befreien, gezahlt AJ 


Rechtsfall, 
mitgetheilt von 
Sommer. 


(Anhang $. 62. A. 8. %.) 


Der folgende Rechtsfall ftellt die Hypothek bes 
Eigenthümers in einem neuen Gefichtöpunfte dar. U. ſchießt 
dem B. eine Summe gegen H ypothekbeſtellung vor. und läßt 
mit einem Theil des Geldes einen. voreingetragenen Gläu- 
biger befriedigen und Quitung von demfelben ertheilen. 
Diefe Quittung kommt in die Hände des Schuldners, um 
die Löſchung zu. beantragen, diefer beftellt dagegen einem 
audern Gläubiger cin. Recht auf den Locus der getilgten 
noch nicht .geföfchten Forderung, und daher der im: — 
Erfenntniß entſchiedene Prozeß! 
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Die heute anweſenden Mandatarien, J.“R. Dr. Som— 
mer und Greve, letzterer Vollmacht des Wilhelm Hees 
überreichend, hielten nach Verlefung. des Neferats ihre 
Vorträge. Es wurbe darauf berathen und das Erfenntnig 
dahin publicirt. | 

In Sachen des Kaufmanns Wilhelm Hees zu Sie 
gen, Verffagten und Appellanten, gegen bie Rentnerin 
Trieverife Dresler daſelbſt, Klägerin und Appellatin, hat | 
das Königliche Appellationsgericht zu Arnsberg, Abtheilung 
für Eivilfachen, in der Sigung vom 5. Mai 1849, an 
welche als Richter Theil genommen haben: die Appellations- 
gerichtsräthe Nintelen, Schmidt, Stünded, Schulz und der 
Dbergerichts-Affefjor Voswinfel, den Acten gemäß un 
anf mündliche Verhandlung zu Necht erkennt, | 

daß die Förmlichkeiten ver Appellation in — 
in der Sache ſelbſt aber das Erkenntniß der 
Deputation des Königlichen Land- und Stadt 
gerichts zu Siegen vom 27. September 1845 
lediglich zu beftätigen. und dem Appellanten die 
Koften diefer Inftanz und 4 Thlr. Succumbenz 
- ftrafe zur Laſt zu feßen. | 
Don Rechts Wegen. 





| Gründe. 

Auf dem für die Ehefrau Bruch zu Nievernetphen 
berichtigten Folium ftanden unter rubr. II. No. 1.2 
zwei Kapitalien von 460 Thlr. und 140 Thlr. zu Gunften 
ver Wittwe Herm. Günther und der Frau. des Doctor 
Hermann eingetragen. Es waren dafür die Grunbftüde 
Fol. I. No. 3. 5. 6. 19. 20. 491. 813. 817. 831. Fl. 
1. No. 29. 37. 200. Fl. II. No. 18. 187. Fl. I Ro. 
259. 263. 287. 271. und Fl. II. No. 618. verpfänbet. 
Hinter diefen Hhpothefen war unter No. 3. für bie 
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Rentnerin Friederike Dresler ein Kapital von 1000 Thlr., 
unter No. 4. für den Kaufmann Wilhelm Hees ein Kapi- 
tal von 400 Thle. intabulirt. . Im April 1848 wurden 
die Immobilien der, Eheleute Bruch zur Subhajtation ge-. 
zogen. In dem im Februar 1848 abgehaltenen Kaufgel- 
verbelegungstermine - liquidirte der Kaufmann Wilhelm 
Hees . feine: sub. 4 eingetragene. Forderung zur Befriebi- 
gung aus ben für die oben erwähnten dem Günther und 
Hermann primo loco verpfändeten Grundſtücken aufgefom- 
menen Kaufgelvern, anführend, die Forderungen gebachter 
Öläubigerinnen ..feien. längft bezahlt und vie Eheleute 
Drud hätten ihm in der gerichtlichen Urkunde vom 2. 
danuar 1847. wegen feiner. sub. 4 refp. 9. ingroffirten 
Poſten ven locus sub. Nro. 1. und 2. zur größeren 
Sicherheit eingeräumt und cebirt. Dies beftritt die Rent— 
nerin Friederike Dresler und nahm. ihrerjeitS den Erlös 
diefer Gruudſtücke in Anſpruch. ES wurde daher mit dem 
Erlös eine Streitmaffe im Betrage von 86 Thlr. 8 Ser. 
8 Pf. baar und an reſtirenden Kaufgelvdern 350 Thlr. 1 
Sgr. 4 Pf. Hees contra Dresler gebildet. Leber bie 
Rechte an dieſer Maffe wird der. gegenwärtige Prozeß 
geführt, in welchem die Fr. Dresler die Rolle der Kl. 
übernommen hat. ‚Sie behauptet, daß nicht die Eheleute 
Bruch die Wittwe Günther und Ehefrau Hermann befrie- 
bigt haben, dies vielmehr von ihr, ver Dresler, gefchehen 
fei, mit dent Kapital von 1000 Thlr., welches für fie ein- 
getragen, haben zuvörderſt die beiden Kapitalien abgetragen, 
diefe gelöfcht und danach die ganze Summe von 1000 Thlr. 
für die Dresler primo loco intabulivt werben follen. 
Dein zufolge fei von Seiten der Frau Dresler dem Bevoll- 
mächtigten jener beiden Gläubigerinnen deren Kapitalbetrag 
ausbezahlt, non demſelben darüber quittirt und beren - 
Rechte der Dresler cebirt, diefer auch die Obligationen 
ausgehändigt. Später feien dieſe vem Bruch, als er von 


der Dresier biefelben :fid) ‚erbeten, um bie: beiben Poſten 
löſchen zu laſſen, ausgehändigt. Derſelbe habe: freilich, 
ſtatt die Löſchung zu bewirfen,. vem Hees die hier- fraglice 
Ceſſion ausgeſtellt. Da aber Seitens des Bruch. Teine 
Zahlung an. vie Wittwe Günther und Ehefrau Hermann 
gefchehen, Berflagter Hees übrigens: auch von dem. Sad 
verhältniß unterrichtet . gewefen: ſei, ſo habe der Letztere 
aus der Geffion Feine Rechte erwerben können. Es ijt dem 
zufolge vom der Fried: Dresler der Antrag. gejtellt: die 
Anfprüche. des Verklagten auf. die. bezeichnete Streitmafje 
für unbegründet zu erklären und. ihm. die — aue 
erlegen. 
Verklagter beſtritt, daß die Dresler die vorſtehenden 
Gläubigerinnen befriedigt habe, daß ihr deren Rechte 
cedirt ſeien, daß er derſelben hinterliſtiger Weiſe die 
Schuldurkunden aus den Häuden geſpielt, behauptete, da 
die Gläubigerinnen Günther und: Hermann befriedigt ſeien 
ſo haben die Eigenthümer Eheleute Bruch über den loeus 
verfügen können und in ſo fern ſei er durch die Ceſſion 
vom 2. Januar 1847 gedeckt. Der Uintvog lautet auf 
Abweiſung der Klage. 

Die: Deputation des Land⸗ und Stadtgerichts F 
Siegen hat am 27. Septbr. 1848 erkannt: daß die Au⸗ 
ſprüche des Verkl. auf die Streitmaſſe von 86 Thlr. 8 
Ser. 8 Pf. baar und 350 Thlr. 1 Sgr. 4. Pf. rückſtän⸗ 
diger Kaufgelver für unbegründet zu erachten und: dem 
Verkl. die Koſten des Verfahrens zur Laſt zu ſetzen. 
Verklagter appellirte. In weitläufiger Betrachtung der 
Materie über die Rechte des Eigenthümers an dem locus 
der bezahlten Forderung fucht Appellant insbefonbere der 
Entfcheivungsgrund ‚der sententia aqua, daß der Eigen- 
thümer habe bezahlen. müffen, damit zu befeitigen,.baß er 
dieſe Zahlung behauptet, auseinanderſetzend, daß die Ehe- 
leute Bruch durch die Ausſtellung der Obligation von 
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1000 Thlr. für die Fried. Dresler, indem fie von dieſer 
gedachten Summe als Darlehn genommen, Eigenthümerin 
des Geldes geworben feien und fomit die Gläubigerinnen 
Günther und Hermann mit ihrem Gelve befriedigt feien. 
Der Antrag wird dahin geftellt: die Anſprüche bes Verff. 
m die Streitmaffe qu. für begrůndet zu erachten und 
Mäagerin abzuweiſen. 

Appellat hat die Rechtsausführung zu widerlegen 
geſucht. Die Anſprüche des Verklagten an der ſtreitigen 
Maſſe können für begründet nicht erachtet werden. Da 
derſelbe ſeine Rechte an derſelben von ben Eheleuten Bruch 
herleitet, ſo kommt nur die Frage zur Sprache, ob dieſe 
Eheleute die Rechte der Wittwe H. Günther und ver Fr. Dr. 
Hermann an fich gebracht haben und zwar könnte dies 
ven beftehenden Gefezen noch nur dadurch gefchehen fein, 
daß fie denfelben vie 'verficherten Geldfummen auszahlten, 
in welchen Falle die Quittung die Stelle ver Ceſſion ver- 
tritt oder daß fie fonft eine Abtretung der Rechte jener 
Gläubiger erhalten Hätten. Declaration vom 3. April 
1842 ©. ©. ©. 77. Nun Hat aber Verff. nicht be— 
daupten können, daß die Eheleute Vruch die vorbenannten 
Glänbigerinuen ſelbſt befriedigt haben, noch weniger, daß 
dtefen eine Quittung oder Geffion ausgeftellt fei, welche 
Documente Seitens der Berflagten auch nicht haben vor- 
gelegt werben können Beim Mangel folchen Nachweifes 
ber Zahlung rvefp. der Geffion hat daher das Gericht 
erfter Inftanz die erhobenen Anſprüche des Berflagten 
mit Recht nicht anerkennen können. Verkl. ift zwar ver 
Meinung, daß er ſolchen Nachweiſes nicht bedürfe, ſondern 
daß es genüge, wenn nur überhaupt die Befriedigung ber 
Gläubiger conftire, weil dann für den Eigenthümer des 
Grundſtückes das Recht entftehe, über den dadurch offon 
ferbenben loeus zu ‚verfügen. - Diefe Anficht ift aber 
irrig. Von einem offen gelaffenen locus kann juriftifch 


— 24 — 


gar feine. Rebe fein: Denn durch die Bezahlung der ein- 
getragenen Forderung entjteht an der Stelle des: Hhypothe- 
fenbuchs, an welcher diefelben eingetragen find, kein offener 
Plat, welcher als Theil der Hypothek zur Sicherheit für 
eine ‚andere. Forderung ‚eingeräumt werben Tönnte, ſondern 
nach der durch den Anhang -$. 52, des A. L. R. um 
die C. DO. vom 3. April 1824 gefchaffenen Jurispruden; 
wird die Sache. fo betrachtet, al8 wenn bie Forderung 
jelbjt, folange. feine Löſchung im Hhpothefenbuche erfolgt, 
mit ihrem Hhpothefenrechte, noch fortdauere und ſomit 
durch weitere Vebertragung der Forderung über felbige 
bisponirt werben Fünne. Dies fett alfo voraus, daß der— 
jenige, der diefe Dispofition ausüben will, die Forderung 
ſelbſt in folcher Weife erworben habe, wie dieſes bei 
Forberungsrechten zuläffig ift. Dies ift, wie obenerwähnt, 
für den untergebenen Fall, Zahlung refp. Ceſſion. Event, 
hat num Verkl. freilich noch behauptet, daß die Eheleute 
Bruch als diejenigen betrachtet werben müſſen, welche bie 
W. Günthar und Ehefrau Hermann bezahlt haben, weil 
fie für Diejenigen 1000 Thlr., mit welchen nach der Be 
hauptung der Klägerin gedachte Gläubiger befriedigt wor: 
den, diefer, der Klägerin, eine Schuldurkunde als über ein 
Darlehn ;ausgeftellt haben, ſonach Eigenthümer dieſes 
Geldes geworden und mithin jene Gläubiger mit ihrem 
Gelde befriedigt feien. Diefe Deduction ift indeß nicht 
richtig. Wenn die beiden gedachten Gläubigerinnen mit 
den 1000 Thlr., für welche die Eheleute Bruch fich haft 
bar erflärten, befriebigt find, fo ijt dies allerdings in fo 
weit zu deren Vortheil gefchehen, als dadurch bie perſönliche 
Berbindlichkeit, welche zwifchen ‚gevachten Gläubigerinnen 
und den Eheleuten Bruch beftand, getilgt wurde. In 
wie fern aber durch die Bezahlung gebachter Forberungel 
für. diefe Eheleute auch noch die Rechte aus dem $. 52. 
des Anhangs zum A. L. R. und. ver C. O. vom 3. April 
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1824 erworben werben fönnten, hängt davon ab, mit 
weicher Abficht die Bezahlung durch die Dresler gefchehen 
it. Wäre fie von derfelben als Beauftragten der Eheleute 
Bruch, "und für dieſe und in der Abficht lediglich, das 
Schuldverhältniß zwifchen diefer und den Gläubigerinnen 
zu löfen, solo solvendi animo erfolgt, jo würde von Letzteren 
die Quittung für Diefe Eheleute haben ausgejtellt werben 
müſſen refp. ausgejtellt fein. Daß diefes.gefchehen, kann 
indeffen nicht vermuthet werden, da die Frage, ob anzu— 
nehmen, daß solvendi oder emendi animo gezahlt wurde, 
nah. A. % R. dahin entſchieden iſt, daß der Regel nach 
betzteres ‚angenommen werben ſoll. ‚$. 46. Tit. 6. Thl. 
I AL,R Was hier vermuthet werben. fol, das foll 
in borliegendem Falle bei der Zahlung ausdrücklich ausbe— 
dungen ſein, nämlich, daß die Zahlende an die Stelle der 
befriedigten Gläubiger treten ſoll, wie durch Vorlegung 
der desfallſigen Quittungen von der Klägerin behauptet 
iſt. Des Beweiſes darüber bedarf es, da der Klägerin 
die Vermuthung zur Seite ſteht, nicht. Wenn nun aber 
hiernach anzunehmen, daß die Rechte der Gläubigerinnen 
Günther und Hermann durch die von der Fr. Dresler 
geleiſtete Zahlung nicht auf die Eheleute Bruch überge— 
gangen find, fo folgt von ſelbſt, daß dieſe dergleichen 
Rechte auf Verklagten nicht übertragen konnten und daß 
demnach deſſen auf dieſe Uebertragung geſtützter Anſpruch 
inbegrundet ift. Die dies ausſprechende Entſcheidimg des 
Richters erſter Inſtanz mußte alfo beſtätigt werden und 
als Folge deren den Appellanten die Koſten dieſer Inſtanz 
und eine Succumbenzſtrafe von 4 Thlr. treffen. 
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xxx. 


Wenn glei das Recht, anf Theilung des gemein- 
ſchaftlichen Eigenthums - anzutragen, nicht durd 
Verjährung verloren gehen kann, fo unterliegt 
doch das Hecht, gegen den Befitzer anf Kegung 
eines: Inventars zu hingen, der gewöhnlichen 

| Verjährung durch Wichtgebrand. 


Re & tsfall, 
mitgetheilt 
yon 
Sommer. 
m. . R. 1, 17.8. 76. 1,9. 8. 545. 546) 


= obige Rechtsfag iſt in folgenden Erfenntniffe 
ausgejprochen. Es war eine- feine Frage. '. 


In Sachen des 2. L., Provofaten und Appellantet, 
wiber die Wittwe 9. L., Provofantin und Appellatin, 
* beide zu Lüdenſcheid Bat die II. Abtheilung des Königl 
DOberlandesgerichts zu Hamm für Civilprozeffe zweiter 
Inftanz in ihrer Sigung vom 21. Oftober 1848, am 
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welcher ı Theil genommen "haben? der Oberlandesgerichts- 
rath Grashof, als Vorſitzender, die Oberfandesgerichts- 
raͤthe Hartog und Hänel, und die Oberlandesgerichtsaſſeſ— 
foren Möllenhoff und Kaupiſch auf mündliche "Verhänd- 
fung ben: Alten gemäß,‘ für Recht erkannt: 
daß das Erkenntniß der Civildeputation des Koͤnigl. 
Land- und Stadtgerichts zu Lüdenſcheid vom 
2. Mai 1848 dahin abzuändern, daß Provokan— 
tin mit ihrem Anträge, den Provokaten für ſchül⸗ 
dig zu erachten, über den ungetheilt gebliebenen 
Nachlaß ſeiner Eltern, Eheleute L. & und M. 
geb. G., ſoweit ſolcher nach dem Tode derſelben 
in ſeinem Beſitze geweſen, ein vollſtändiges auf 
Erfordern eidlich zu manifeſtirendes Inventarium 
zw legen, abzuweiſen und die Koſten beider Su 
ſtemzen zu fompenfiren. - | 
— Von Rechts Wegen. 


Gründe. 


> Die: Eheleute: 2. ®. und Marianne geb. © zu ei 
bnfehet ſtarben im Jahre 2812’ md’ Hinterließen als 
Erben ihre vier Kinder J. L., L. L., M. L. und DL, 
verehelichte SIG. Die: ‚Keibert Lektern find vüctfichtlich 
ihrer Erbanfprliche in Betreff des elterlichen Nachlaſſes 
abgefunden. J. 2 tft geſtorben; über das von ihm nach— 
gelaſſene Vermogen ſteht feiner‘ Wittwe auf Grund tejta- 
mentatiſcher Verfügung umbeſtritten die dolle und unum- 
ſchrünlte Dispoſition zu. Dieſelbe nimmt die Hälfte des 
Nachlaſſes ven! Eltern ihres: verſtorbenen Ehemannes in 
Anſpruch und hat unter ber Behauptung daß zwar eine 
Vertheilung einzeluer Nachlaßftücke unter die Erben, nicht 
"Re eine Theiling des ganzen· Nachlaſſes ſtattgefunden, 
bih ferner iht Sehwager RR: mit ſeinen Eltern zuſcui⸗ 
wengewohnt habe und⸗ im Beſitze nes ungetheilt gebliebe⸗ 
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nen elterlichen Nachlaſſes ſei, gegen denſelben durch ihren 
Sohn und Generalbevollmächtigten L. L., genannt L, 
anf Theilung dieſes Nachlaſſes provozirt, — Le ihren 
Antrag dahin -richtet: 
die Theilung reſp. Augeinanderfegung des gemein⸗ 
ſchaftlichen L. Liſchen Nachlaſſes von Werichtewe 
— zu veranlaſſen. 

In Folge dieſes Antrags wurde vem Brovokaten 
durch ‚eine Verfügung des Königl. Land- und Stadtge— 
richts zu Lüdenſcheid aufgegeben, ein eiblich zu erhärten- 
des Inventar über ven Nachlaß des L. L. und eine Rech— 
nung über die Verwaltung diefes Nachlaffes zu legen. 

#4, Der. Provofat hat widerſprochen. Ergibt zwar zu, 
beim Abjterben feiner Eltern im elterlichen Haufe gewohnt 
zu haben, behauptet aber, daß die Theilung des Nad- 
lafjes bald nach dem Tode ver Erblaſſer erfolgt ſei und 
daß er nur einige gemeinfchaftlich gebliebene Möbel, nicht 
aber den Nachlaß ſelbſt Hinter ſich habe. Er beantragt 
die Abweifung der Provofantin. - 

‚ .. Die Civildeputation des Königl. Land⸗ und Stabt- 
gerichts zu Lüdenfcheid . erfannte hierauf, vom 2. ‚el 
— J. — 

daß Brovofat ſchuldig, über — ge 

‚bliebenen Nachlaß feiner : verftorbenen:, Eltew, 
Eheleute 2. 2. und Marianne geb. G., ſoweit 
ſolcher nad) dem Tode derſelben in ſeinem Ve⸗ 
ſitze geweſen, ein vollſtändiges, auf Erfordern 
eidlich zu manifeſtirendes Inventarium zulegen, 
unter Verurtheilung des Proveleten in die Be 

des Prozeſſes. x 
hi — dieſes Erenntniß hat der Brovofat ae 
weil. er- in ‚gefchehener Art verurtheilt und nicht vielmehr 
Provofantin mit ihrem Antrage ‚abgewiefen werben: lt. 
Er beſtreitet, daß Prowofantin;; am. fraglichen Nochlaſſe 


zur Hälfte betbeiligt fei. und daß er jemals im alleinigen 
Befige desfelben gewefen, indem er hierbei bemerft, daß 
beim Tode feiner Eltern auch” fein: Bruder M. L. im, 
elterlichen Haufe gewohnt habe. Im Uebrigen jucht er 
vechtlich auszuführen, daß das eingeleitete prozeſſualiſche 
Berfahren durch Gefet abgeändert fei, dem Klageantrage 
vie Verjährung entgegenjtehe, durch: die ftattgehabte Theis 
lung des Nachlafjes der Anfpruch auf Inventarlegung 
erloihen und daß felbjt die. Klage auf Theilung: ver ein: 
jenen gemeinfchaftlich gebliebenen Gegenstände verjährt 
fi. Er trägt auf Abänderung des erſten Erkenntniſſes 
md Abweifung der Provofantin mit ihren Anträgen an. 

Diefe hat die Ausführung des Provofaten zu wiber- 
legen gefucht, über ihre behauptete Betheiligung am Nach- 
laſſe, fo wie über. ven alleinigen Beſitz besfelben auf 
Seiten des; Provofaten Beweis angetreten ımb Die Beftä- 
tigung des erſten Erfenntniffes beantragt. 

Es war dasfelbe aber, wie gejchehen, abzuändern, 
da der von der Klägerin erhobene Anfpruch auf Inven- 
tarlegung durch Verjährung erlofchen ift. Zwar beſtimmt 
ver 8. 76, Tit. 17. Thl. J. UL NR, daß das Recht, 
auf Theilung des gemeinfchaftlichen Eigenthums anzutra- 
gen, durch Verjährung nicht verloren gehen könne; es ift 
hierdurch aber, nur die. Verjührbarfeit ver Theilungsklage, 
Iofern Die Nöthigung zur Fortfegung ver Gemeinſchaft 
die Folge davon wäre, ausgefchloffen; während die Ver— 
pllihtung zur Inventarlegung auf dem Beſitze des Nach- 
laffeg beruht und als eine von der Verpflichtung der 
einzelnen Miteigenthiimer, bie Theilung des gemeinfchaft- 
lichen Eigenthums zu bewilfigen ‚unabhängige perfönliche 
Verbinblichkeit des Beſitzers zu betrachten :ift. Da nım 
die Exblaffer der Parteien fchon im’ Jahre 1812 geftorben 
find, ver Beſitz des Nachlaffes damals auf den Provo- 
laten übergegangen iſt und alſo ſchon damals: von ihm 

XIV, Jahrgang 28 Heft. 18 
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bie Legung eines Inventars geforbert werben konnte, ſo 
ift, indem bie 30jährige Verjährungsfrift zur Zeit ber 


‚Einlegung der Provokation bereits abgelaufen war, ber 


Antrag auf Inventarftellung als verjährt zu vermerfen. 
8. 545. 546. Tit.9. Thl. J. A. L. R. Es muß hiernach 
der Provokantin überlaſſen bleiben, den Beweis zu führen, 
welche Gegenſtände den Nachlaß der gemeinſchaftlichen 
Erblaſſer bilden, auf welche ſich die beantragte Theilung 
erſtrecken ſoll. Eine Klage, die von andern Vorausſetzun— 
gen ausgeht und auf ganz andere Weiſe einzulegen iſt. 

Die Entſcheidung über den Koſtenpunkt beruht auf 
8. 6. Tit. 23. A. ©. O. 


Auf eingelegte Reviſion des Klägers J. L. beſtätigte 
am 14. Juni 1849 das Obertribunal das Appellations⸗ 


erkenntniß. 


| Gründe. 

Es Liegt bier allein die Frage zur Entſcheidung vor: 
ob Provofat ſchuldig ift, ein eiblich zu manifefti- 
rendes Inventarium von dem Nachlaffe ver !. 
L.icheh Eheleute, ver Provokantin zu legen, 

denn nur über dieſen Punkt iſt in beiden Inftanzen er— 
fannt, und fo wie ſich Provofantin bei dem erjten Er- 
fenntniffe, welches den Provofaten zu einem Mehreren 
als zur Legung des Inventars nicht verurtheilt, beruhigt 
hatte, fo hat. auch Provofat das zweite Urtel, welches die 
Klägerin nur mit dieſem Antrage abweifet, nicht ange 
fochten. ‚Der Provofantin muß daher jedenfalls überlaffen 
bleiben, ihren anfänglichen Hauptantrag,. ven Provofaten 
zu einer definitiven: Auseinanverfegung in Betreff des 
noch hinter ihm befindlichen Theils des: elterlichen Nach— 
laſſes, mit ihr, der Provofantin, zu verurtheilen, nach 
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Maßgabe der vorliegenden Entſcheidung über die Vorfrage 
beſonders zur verfolgen, und erledigt fich Dadurch vorweg 
ber von ber Revidentin im Revifionsberichte formitte - 
eventuelle Antrag. 

Was dagegen bie obgedachte jtreitige Vorfrage be⸗ 
trifft, ſo kann zwar der Anſicht des Reviſen nicht beige— 
treten werden, wenn er in der zweiten Inſtanz behaup— 
tet, das erſte Erkenntniß könne ſchon um deshalb nicht 
beſtehen, weil es über etwas erkannt habe, was von der 
Provokantin gar nicht beantragt worden ſei. Denn nicht 
mm hatte dieſe in ihrer Provokation ausdrücklich ausge— 
führt, daß. ſie den Provokaten wjederholt zur Legung eines 
Inventars Behufs der definitiven Theilung aufgefordert 
habe und ſich, da dieſe Aufforderungen fruchtlos geblieben 
ſeien, genöthigt ſehe, auf gerichtliche Auseinanderſetzung 
zu provoziren, welcher Antrag alſo auch den umfaßte, 
den Provokaten zur Legung des Inventars anzuhalten, 
ſondern bei einer gerichtlichen Erbauseinanderſetzung bil- 
det auch nach 8. 10. Zit. 46. TH. J. A. G. O. das 
Inventarium die Grundlage einer foldhen, und ver Erb- 
jonderungsrichter ift nach $. 7. a. a. O. befugt, auf An— 
tufen des Erben ven Befiger der Erbichaft zur Vorlegung 
eines folchen Inventariums anzuhalten. Wenn daher im 
vorliegenden alle der erjte Richter, von der Vorausfegung 
ausgehend, daß wirklich die, eine gerichtliche Erbfonberumg 
bedingenden Umſtände vorlägen,. bei Einleitung derſelben 
dem Provofaten zugleih die Beibringung des Inventa- 
riums aufgab, demnächſt aber, als Provofat unter Be- 
freitung der Befugniß. ver Provokantin, noch eine Erb- 
fonderung zu verlangen, insbefondere auch ausdrücklich 
jeine Verpflichtung, ein: Inventarium offen zu Tegen, unter 
Anführung rechtlicher Gründe in Abrede ftelfte, die Vor- 
frage, ob Provokat dazu ſchuldig, vorweg zur Erörterung 
und Entſcheidung brachte, ſo läßt ſich dagegen nichts er⸗ 
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innern, wenigſtens das darüber ergangene Erlenntniß 
nicht als ungehörig und ohne Antrag ergangen, verwer⸗ 
fen. Dagegen Hat mit Recht der Appellationsrichter die 
von dem erjten Richter ausgefprochene Verurtheilung des 
Provofaten zur Legung des Inventariums wieder. aufge 
hoben, und die Verpflichtung desfelben, vermöge der Ver⸗ 
jährung Durch Nichtgebrauch für erlojchen! erachtet. — 
Die Reviventin, obwohl fie nicht in Abrede ftellt, daß an 
fih der zur Verjährung erforderliche ‚Zeitraum bei Ans 
ftellung. ver Klage abgelaufen gewefen, 'hält zwar bie Ver- 
jährung in Beziehung auf das hier ftveitige Recht nicht 
für ftatthaft. Sie glaubt, daß, da ihr Miterbrecht unbe 
ſtritten noch beftehe und Plglig auch das Recht, die Thei- 
[ung der Erbſchaft zu verlangen, letzteres aber nach $.76 
zit. 16. Thl. J. A. L. R. unverfährbar, jo lange das 
Miterbrecht rechtlich nicht untergegangen ſei, ſo müſſe ein 
Gleiches von dem Rechte, die Inventarlegung zu fordern, 
gelten, da die Verpflichtung des Provokaten nur eine ge 
feßliche Folge feines Befites der Erbfchaft, feinen Mit 
erben gegenüber ſei. Dem kann aber nicht beigetreten 
. werben. | 

Das Recht auf Theilung anzırtragen, iſt ein weſent⸗ 
licher Bejtandtheil des Miteigenthumsrehhts und 
muß ber Natur der Sache nach fo lange dauern, als das 
Miteigentfum überhaupt befteht. Das Recht ver Mit 
eigenthümer eines Inbegriffs non Sachen ; ‘und insbeſon⸗ 
dere das Recht mehrerer Miterben, von dem Beſitzer der 
Erbſchaft die Legung eines Inventariums zu fordern; iſt 
nur ein Ausflug des zwiſchen ihm und dem Beſitzer durch 
ben zufälligen Umſtand, daß letzterer in dem ausſchließ— 
lichen Beſitze ver Erbſchaft ſich befunden. hatte, entſtanbe⸗ 
nen Rechtsverhältniſſes, vermöge deſſen der im Beſihe 
ber Exbſchaft befindliche Miterbe zugleich Verwalter frem⸗ 
den nt wurde, und als folcher feinem Miterben 
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Rechenſchaft über die Gegenſtände feiner Verwaltung ab- 
zulegen verpflichtet "ift- Diefe perſönliche Verpflichtung 
ſieht aber mit der; Dauer des Mkiterbrechts. ober. des Mit- 
eigenthums in. feinem” wejentlichen Zufantmenhange, viel- 
mehr kann vexfelben. genügt fein, ohne daß zugleich pas 
Miteigenthum feine Endſchaft erreicht Hatte. 

Aus der Fortdauer des letztern kann daher im keiner 
Int auf das gleichzeitige Fortſtehen jener perſönlichen Ver- 
pflichtung gefchloffen werben! Sie hört auf, fobald ver- 
felben genügt: worden. Macht vaher. ver Berechtigte: erft 
nach Ablanfobes zur Verjährung erforberlichen Zeitraums 
kin ihm zugeftandenes Recht, ven Befiger zur Erfüllung 
jeiner Berpflichtung anzuhalten, gerichtlich geltend, fo 
tritt auch. nach 8. 568. Tit. 9. TH. J. A. L. R. zum 
Veſten des Verpflichteten die Vermuthung ein, daß ſeine 
Verpflichtung in der Zwiſchenzeit auf eine oder die andere 
Art gehoben worden, die nur auf die 8. 569 a. a. O. 
feſtgeſetzte Art erledigt werben kann. 

Den dort vorgefchriebenen Beweis hat aber Provo— 
fontin nicht nur nicht angetreten, ſondern ihre eigenen 
Angaben beftätigen ſogar jene gejetliche Vermuthung, 
indem fie jelbjt einräumt, daß ihr verftorbener Ehemann 
und Erblaffer, in Gemeinfchaft mit feinem Miterben, 
dem Provokaten, die beiden andern Gefchwifter desſelben 
wegen ihres Antheils an der Erbichaft abgefunden, auch 
jelbft mit Provokaten einige Gegenſtände des Nachlaffes 
getheilt Habe. Es iſt nicht wohl denkbar, daß namentlich 
jene Abfindung der beiden Gefchwifter erfolgt fein ſollte, 
ohne daß der Ehemann der Provofantin, der nach Inhalt 
der Provokation den diesfälligen Vertrag mit abgefchlofjen 
hat, von dem Umfange und ven Gegenjtänden des Nach- 
laſſes die erforderliche Kenntniß erhalten Hätte, und mit 
Recht Hat daher der Appellationsrichter das Verlangen 
ber Provofantin, den Provofaten noch jet nach Ablauf 
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von 40 Jahren zur Legung eines Inventariums zu ver: 
urtheilen, als unftatthaft zurückgewieſen. 

Allerbings ift. ein Inwentarium bie Grundlage einer 
von der Provofantin geforderten Theilung, allein wenn 
folches, wofür. nach Lage der Sache die Vermuthung 
ftreitet, bereit8 gelegt, oder doch Provokat nicht fchuldig 
ift, eim folches noch zit legen, fo kann ber Provokantin 
nur überlaffen bleiben, in einer befonveren Klage darzu— 
thun, daß: und welche zum Nachlaffe gehörige Gegenftände 
bisher ungetheilt geblieben find, und die Theilung dieſer 
angeblich noch gemeinfchaftlichen Gegenſtände zu beantre- 
gen, wie bas ber Appellationsrichter — —* ange 
deutet hat. 

Die Bejtätigung des Appellationgertenntniffes hat 
nad) $. 10. Zit. 23. Thl. J. A G. O. die Verurtheilung 
der Revibentin in bie Koften biefer Inftanz zur Folge. 


XXXI. 


I. Uach der Churkölniſchen Bergordnung wird 
1. das Bergeigenthbum für den Fehnträger erhal- 
‚ten, wenn cr erhebliche Urſachen nachzunweifen 
vermag, aus denen der Betrieb nnterblieben ift, 

2, oder wenn er Srift nachgeſucht und feine 
Grube guartalig verrezept (das Kezeßgeld ‚be- 
zahlt) hat, — 

. ft bei einem anf Freierklärung gerichteten 

- Verfahren feftgeftellt, daß keines der vorfte- 
henden Erforderniffe zur Erhaltung des Berg- 
eigenthbums vorhanden, alfo eine Grube ins 
Freie erkannt, fo können die alten Gewerken 
das Bergeigenthum wieder erwerben, wenn 
fie fih im dritten Quartal um eine nene 
Muthung melden. WÜnterlaffen fie dieſes, 
laffen fie vielmehr die Beche ein ganzes Jahr 
liegen, dann follen fie dazu mit keinem wei- 
teren An- und Zuſpruch gehört werden. 

U. Sowohl nad; gemeinem als nad Preußiſchem 
Bergrechte muß, um ein Verfahren wegen Anf- 
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läffigkeit zu begründen, kine gewährte Stift 
gekündigt werden. Selbft wenn eine beftimmte 
Friſt bewilligt und ohne Werlängerung abge- 
lanfen ift, muß der Grubeneigenthümer zum 
Wiederangriff aufgefordert werden. 


Rechtsfall, 
mitgetheilt von 


Sommer. 


(Churkölniſche Bergordnung Thl. III. Art. 5. 9. 10. M. 
EV: Art. 7. Thl. VI. Art. 19. Thl. XI. Art. 7. 11.13. 
Thl. XU. Urt. 8. U, 2. R.-U,.16. 8. 232.) 


Das folgende Erfenntniß des Geheimen Obertribu 
nals vom 3. November 1845 gibt die ausgehobenen Ent 
ſcheidungen. Es wäre fehr zu wünfchen, daß biefe nad 
den verfchievenen int Staate ‘geltenden Bergordnungen ſo 
verfchieven beurtheilten Fragen enblich eine gleichförmige 
Seftfegung durch eine neue allgemeine Bergordnung 
erhielten. 


| In Sachen des Gewerfen Theodor Ulrich zu Pre 
velar, Kläger und Imploranten, gegen, den Gewerfen 
Joſeph Coſack zu Arnsberg, Verklagten und Imploraten, 
erkennt das Königliche Geheime Obertribunal für Recht: 
daß: das Erkenntniß des Civilſenats des Königl 
Oberlandesgerichts zu Arnsberg vom 6. Auguit 
1844 zu vernichten, bie Koften deſſelben nieder: 
zufchlagen und die des Nichtigfeitönerfahrend zu 
compenfiren, auch dem Imploranten das in Folge 
jenes. Urtheils Geleiftete zu erftatten. 
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ur Auf Die Appellation des Klägers ſodann 
„a Bier Förmlichkeiten des Rechtsmittels Für beobach- 
tet anzımehmen, in ver Sache : jelbft auch das 
Erkenntniß des Berggerichts zu Siegen vom 25. 
Ottober 1843 dahin abzuändern, daß bem Kläger 
die Grube Remhard am Gebirge Lüningftohl bei 
Giershagen noch nicht zu entziehen, und ber Ver- 
Hagte. mit feinen Anſprüchen auf diefelbe unter 
Eoimpenfation der Koften beider Inftanzen ab⸗ 
zuweiſen. | 
Von Rechts Megen. 


ER 


Die Befchwerbe des Imploranten, daß der Appella⸗ 
tionsrichter durch ſeine Entſcheidung die Artikel 9 und 10: 
der Churkölniſchen Bergordnung Thl. III. verletzt habe, 
iſt begründet. 

Dieſe Artikel lauten: 

At, 9, (mit dem Marginale warn und zu welcher Ge- 
ftalt die Zechen ins, Freie zu erkennen). Obwohl 
Bergrechtens, daß wenn bie Gewerfen nur. 3 
anfahrende Schichten. ihre Gruben und Zechen 
verlafien, folche alsdann ins Freie zu erkennen, 
jo haben bei diefen unfern Bergwerken, womit 
die Gewerfen deſto weniger Urfach fich zu be- 
jchweren, wir es. jo genau mit ihnen ‚bisher nicht 
genommen, fondern find ihnen ſolche Zechen, 
wohl ein und ander Duartal zu gut gehalten. 

Dir ordnen und wollen aber, daß welche Ge 
werfen bei ihren Zechen aufläffig werben und * 
biefelben ein ganz Duartal, ohne fonderliche 
Verhinderniß und erhebliche Urfachen nicht bauen, 
noch um Frift deswegen orbentlich nachfuchen und 
diefelben nach Bergrechten quartalig verjchreiben 
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laſſen, daß ſelbige ohne eintiges ferner Nach— 


ſehen ins Freie zu erkennen fein ſollen, daher 


auch diefelbigen Gewerfen das : britte Quartal 


ſolche Zeche felbft nit. wieder ‚angreiffen und mu- 


then. würden, und ein ganzes Bahr lang liegen 


„blieben, alsdann keinen derſelbigen Gewerken 
einigen An» umd Zuſpruch weder zu den Zechen 
deren Vorrath an allen Gebäuwen ober auf den 


Art. 10. 


Hallen noch: zu: deren Huren. wieder haben follen. 


(Marg. von Wieveraufnehmung alter ind Freie 
gefallenen Zechen). Mit Wiederaufnehmung alter 
ins Freie gefallener Zechen foll es mit Mut) 
und Belehnung gleich wie auf den neuen Gin 


= gen ‚gehalten werden, doch ſoll der Oberberg 


meiſter vor ber Betätigung ber alten Gewerten 


Urſach hören und fich mit Fleiß erkundigen, 1% 


rum die Zeche ins Freie gefallen ſei, wie er die 
Sach nun nach vorigen Artikeln befindet, alſo 


ſoll er mit Verleih und Beſtätigung ſich achten, 


were bie: Zech nun wie vorgehet, und im 9. Ir 


tikel beſchrieben, noch fo lange nicht im Freien 


gelegen, oder verhielte ſich alſo, daß von denen 
aufläßigen Gewerken theils noch einiges Zufpruht 


befugt, alsdann ſoll er von Stund an öffentlich 
anſchlagen laſſen, welcher Geſtalt die Zeche frei 
gefahren und wieder aufgenommen, das Ange— 
ſchlagene vier Wochen ſtehen laſſen, welche von 
ven alten verzubußten Gewerken nun ihre Kuxen 
bawen wollen, dieſelben ſollen wieder zugelaſſen 
werden, wenn aber eine Zeche Jahr und Tag 
im Freien und unbebaut gelegen, alsdann fell 


per Aufnehmer die alten Gewerfen nit meht 
Ichuldig fein zuzulafien. 
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Diefelben enthalten alfo folgende Beftimmungen : 
1.:Der Grundfag des Bergrechts, daß das Verlaffen 
der Gruben‘ und Zechen während drei anfahrett- 
"ber: Schichten zur ————— derſelben genüge, 
iſt aufgehoben. 
Dagegen ſollen > 
2. Zechen, welche ein ganzes Quartal hindurch ohne 
befondere Verhinderung und erhebliche Urfachen 
unbelegt find, ohne daß deshalb um Frift nach— 
geſucht und die Zeche quartalig verfchrieben  ift, 
: ind Freie: erfannt.. werben. Ein nothwendiges 
Erforderniß des Freierkennens iſt das dem Lehn⸗ 
träger zu geſtattende Gehör. 
Hierbei kann er alsdann geltend machen: | 
a. daß die Belegung wegen erheblichen Urfachen 
 unterblieben. In dieſem Falle bevarf es nach 
der Haren RR des Gefetes eines Frift- 
geſuchs nicht. - Ä 
b. Des Nachweifes erheblicher urſachen iſt der 
Lehnträger überhoben, wenn er Friſt nachgeſucht 
"und bie Zeche quartalig verſchrieben, verrezeßt iſt. 
Die dem Artikel 9. vom Appellationsrichter gegebene 
Auslegung ift daher unrichtig. Er iſt der Meinung, ber 
behnträger könne den Nachtheil des Verluſtes feines Berg- 
rechts nur Durch den doppelten Nachweis abwenden: 
a. daß. er wegen erheblichen Urſachen den Betrieb 
unterlaffen, und | 
b. noch ‘überdies, daß er Frift nachgefucht und er- 
halten habe. 
Dieſem ſteht aber fchon entgegen, daß der Artikel 
9. diefe Requifite durch die Partikel »nochu trennt, alfo 
terfelben eine alternative, feine kopulative Stellung gibt. 
Wenn: ver Appellationsrichter der Parkikel noch“ 
dennoch eine kopulative Deutung gibt, und bafür feinen 
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andern Grund angibt. als ben, daß der kopulative Se- 
brauch jener Partikel in ‚dev Sprache von: 1669 nicht ohne 
Beiſpiel fein dürfe, ſo hann in dieſer mit) nichts unter- 
ſtützten Vermuthung der Nachweis einer ſo Folgejchweren 
Hypotheſe nicht gefunden werden. m. fu sr 

Die Worte des Artifeld 9.: must m 

and diefelben ohne 4 ——— und 

erhebliche Urſachen wicht: bawen, noch um Friſt 

deswegen ordentlich nachſuchen, und dieſelben 

xuach Bergrechten quartalig verſchreiben laſſen, 

ſind völlig klar, und da es fich hier um den Verluſt wohl⸗ 
erworbener Rechte handelt, iriele zu interpretiren. 

Der Appellationsrichter iſt zwar der Moinung, das 
Wort deswegen“ in obiger Stelle bezeuge,indaß nur ein 
Friſtgeſuch wegen: erheblicher . Urſachen rechtliche Wirkung 
babe, allein Das Wort besmegen ı.‚bezteht:fich augen- 
ſcheinlich auf die vorhergehenden Worte ‚m nicht bawen.“ 

Das Gefek unterfcheivet, ob das Michthauen wegen 
erheblicher" Urfachen eingetreten, oder ob deswegen, d. h. 
wegen des Nichtbauens, Friſt nachgefucht ?: 

: Der vom Appellationsrichter: zur Unterſtützung feiner 
Anficht ‚angeführte. Art. 5. Thl. 83. der Bergordnung lei 
det auf den vorliegenden Fall gar : keine Anwendung; 
diefer Artikel enthält. eine Inftruftion für den Oberberg 
meifter, alfo feine Verpflichtungen für den Lehnträger. 
Der Artikel Hat überdies einen ganz anderen Fall zum 
Gegenftande, als den, für welchen der. Art..9. gegeben iſt. 

* Dort will das Geſetz den Mißbrauch nicht beftätig- 
ter Muthungen zu binterliftiger Erlangung des Alters 
und ‚Verfperrung des Feldes verhüten, und handelt es 


E fih Dort nur um eine adminiſtrative RE zup ei 


hütung jolchen Mißbrauchs. 
Der Artikel 9. handelt dagegen bon: einem wohler⸗ 
worbenen Bergeigenthum und Anordnung eines regel 


— 281 — 
mäßigen Berfahrens für die Fälle, wenn. ver Grubeneigen- 
thümer ſeines Bergrechts verluftig -erflärt werben Toll. 

‚Aus: der: Interpretation des Appellationsrichters 
würde folgen, daß das Bergeigenthum des Lehnsträgers 
auch durch eine. erlangte: Friftung nicht gefichert wäre, 
wenn etwa ein neuer Aufnehmer nachzuweifen vermöchte, 
daß bie. Friſt ohne erhebliche Urfachen ‚bewilligt worden, 
weil nach: der: ‚Meinung des Appellationsrichter beide 
Requifite zur Erhaltung - des Dergeigenthums lopulativ 
vereinigt ſein müßten. 

Eine ſolche Interpretation ſtreitet aber wider das 
rechtliche Verhältniß, in welchem das die Regalitätsrechte 
verwaltende Bergamt zum Lehnträger ſteht. 

Die Verpflichtung der Bergbeamten, bei Ertheilung 
von Friſtungen mit Vorſicht zu verfahren, liegt ſowohl 
im Intereſſe des Bergbaus, als auch des Berglehnsherrn, 
und ſie mag daher den Beamten zur Förderung beider 
Iitereſſen durch die Bergordnungen dringend empfohlen 
werden. — 
Hat aber die den Lehnherrn vertretende Behörde 
dem Lehnträger die Friſtung des Baues geſtattet, ſo ceſ— 
ſirt, fofern nicht eine ſtrafbare Colluſion dargethan wer- 
den kann, der Vorwurf einer abſichtlichen oder ſchuldvollen 
Verlegung der Lehnspflichten.- und. der daran gefnüpfte 
Rechtsnachtheil. J 

Unbegründet iſt ſodann die Benweldung;; als ob 
duch die ohne nachgefuchte Frift geſtattete Unterlaffung 
des Betriebes aus erheblichen Gründen die Cognition 
über die Exheblichfeit dev Urfachen ſtatt der Bergbehörde, 
ven Gewerken zufallen würde. Denn es Tann nicht zwei- 
felhaft fein, daß, wenn die competente Behörde bei ftatt: 
gefundener Ermittelung- findet, daß die Grube ohne er- 
hebliche Urſachen IE obüchen; - bie — 
nung zuſteht. 
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Will fich der Lehnträger der Gefahr eines ihm 
in dieſer Beziehung obliegenden Nachweifes. nicht aus- 
fegen, jo wird er den Weg des Friſtgeſuchs einfchlagen, 
defjen Bewilligung ihn gegen die Eventualitäten eines ihm 
fpäter obliegenden und alsdann oft fehwierigen  Nachiei- 
ſes fichert. | 

Auch die Auslegung, welche der Appellationsrichter 
dem im Artikel 9. vorkommenden Ausdrucke ı quartalig 
verfchreiben « gegeben, ift verfehlt. Nach allen deutſchen 
Bergorbnungen, welche Wagner corpus juris metallici ge- 
fammelt hat, liegt e8 dem .Schichtmeifter oder Vorfteher 
einer Zeche ob, alle Quartal dem Bergamt. Rechnung 
einzureichen, d. h. in der Sprache der Bergordnung, wie 
es im Artifel 7. Thl. IV. heißt: . 

"Die Zechen follen verrechnet und verrezeßt 
werben. u 

In diefer Rechnung müſſen alle Zechen aufgeführt, 
über Belegung der Koften, Ausbeute, das Nöthige ver- 
merkt fein. 

Art. 1. Thl. 8. Art. 7. 11. 13. Thl. 11. 

War eine Zeche-nicht in Betrieb, alfo entweder ge- 
friftet, oder erheblicher Urjachen wegen nicht bebaut wor- 
den, jo mußte. dennoch das Rezeßgeld entrichtet. werben. 

Art. 19. Thl. 6. Art. 8. Thl. 12. 

Der Ausdrud „Rezefgeld u deutet auf die Hand⸗ 
Iung bin, mit welcher dasſelbe entrichtet werden mußte, 
nämlich mit. dem „quartaligen Verrezeffen“ welches mit 
„Beſchreiben, Auffchreiben « ſynonym ift.. 

Es läßt fich daher die Anficht des Appellationsric- 
ters, al8 fei unter „ quartaliges Verjchreiben « ein ordent⸗ 
liches Nachfuchen ver. Frift zu verftehen, in feiner Weile 
rechtfertigen. Vielmehr - geht. ans. dem Art. 4. Thl. 8. 
hervor, daß nquartaliges Verfchreiben« ein von. dem Nachſu⸗ 
chen vefp. Ertheilen der Frift ganz verſchiedener Alt iſt. 
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Nah Art. 9 Thl. TIL wird alſo das Bergeigen- 
thum confervirt: | 
a. wenn. ber Lehnträger erhebliche Urſachen nachzu— 
weiſen vermag, aus denen der Betrieb unterblie— 

ben iſt, oder 

b. wenn er Friſt — und feine Grube quar- 

talig verrezeßt hat. 

Das Verrezeſſen allein genügt nicht, um bie Nach⸗ 
theile der Aufläſſigkeit abzuwenden. 

Iſt bei einem auf Freierklärung gerichteten Verfah⸗ 
ren feſtgeſtellt, daß keins der vorſtehenden Requiſite vor— 
handen, alſo auf Grund des Art. 9. eine Grube ins 
Freie erkannt, fo können die alten Gewerken das Berg— 
eigenthum wieder erwerben, wenn ſie ſich im dritten 
Quartal um eine neue Muthung melden. Unterlaſſen ſie 
dieſes, laſſen ſie vielmehr die Zeche ein ganzes Jahr 
liegen, dann ſollen fie dazu mit feinem weiteren An- und 
Zufpruch gehört werben. Diefer Nechtsnachtheil kann 
aber, wie oben bemerkt, den aufläffigen Gewerfen nur 
dann treffen, wenn die Grube frei. erkannt iſt. 

Das Freimachen ver Grube durch fogenanntes Frei- 
fahren ‚hat die‘ Eurfölnifche Bergorbnung abgefchafft. Bon. 
einer neuen Muthung kann alfo in den Fällen des: Artikels: 
9. nur dann bie Rebe en wenn bie Freierkennung er⸗ 
folgt ift. | 
Karſten Grundriß 8. 177. 224. 

Für den Fall, daß ſich für eine Zeche, melde — 
nicht ſo lange, wie im. Art. 9. beſchrieben, im Freien ge- 
legen, ein neuer Aufnehmer findet, verpflichtet der Gt. 
10, den Dberbergmeifter: 

vor der Beftätigung der alten — uUrſah 
u... zur hören und welche won: den alten Gewerken als⸗ 
| — ihre Kuxre bauen — dieſelben ſollen 
wieder zugelaſſen werden. 
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Hierzu iſt aber der Aufnehmer alsdann ui nr 

verbunden: 
wenn eine Zeche Jahr. und Tag im Freien und 
unbebaut gelegen hat. 

Unbebaut und im Freien liegen find alſo feine 
- Synonyme. 

‚Eine gefriftete, eine wegen erheblichen Urſachen nicht 
im Bau gehaltene Grube ift unbebaut, aber fie liegt nicht 
im Freien. Das Liegen im Freien ſetzt, wie oben aus 
geführt, eine Freierflärung voraus. Erſt dadurch wirt 
in den Fällen des Art. 9. das Verhältniß des Berglehr- 
herrn und des Lehnsträgers gelöft und mit demſelben das 
Recht des Erfteren, Rezeßgeld zu fordern und die Pflicht 
des Letztern, dasſelbe zu: entrichten. Karſten a. a. O. 
8. 117. 

Quatember⸗ oder Rezeßgeld, welches nach At, 3. 
Thl. 12. ver Bergorbnung gleiche Bedeutung hat, ijt eine 
zur Anerkennung. des oberherrlichen Eigenthums zu ent 
richtende Abgabe. Hafe Kommentar $. 84. Karſten ı. 
a. O. $. 207. So lange ein Verfahren auf Freierlen⸗ 
nung nicht eingeleitet, der Lehnträger noch, in den Dery 
büchern eingetragen, von ihm das Rezeßgeld entrichtet, 
und von ber bie Bergregalitätsrechte vermittelnden De 
hörde angenommen wird, liegt die Grube nicht im Freien. 

Nah Art. 9. und 10. Thl. III. treten aber bie 
Nachtheile, welche an die Aufläffigfeit geknüpft find, Mit 
dann ein, wenn die Grube im Freien gelegen, 

Auch follen nach; den im. Artifel 10. enthaltenen 
Borfchriften die alten Gewerfen alsdann wieder zugelaffen 
werben, wenn bie dort genannten Friften noch nicht ob 
gelaufen find. 

Indem ber Appellationsrichter den, den. Beftin 
mungen bes Art. .9. und 10. ‚zum Grunde liegenden 
Begriff des im Freienliegens mit: dem, Nichtbauen der 
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Örube: verwechſelt, hat er abermals die gebuchten: Artitet 
verleßt. 

Die Vernichtung des Appellationsurtels mußte deher 
aubgeſprochen werden. 

Die Entſcheidung der Hauptſache iſt eine Folge der 
Erwägungen, welche die Vernichtung "des Appellations⸗ 
Urtels veranlaßt haben. 

Hierdurch hat der Kläger fein Berg— Eigentum dem 
Verllagten gegenüber. nicht verloren. 

"Das bloße Freifahren kann nach Art. 9 den Berluft 
des Bergeigenthums nicht bewirken; es bebürfte hierzu 
des Freierkennens. 

Die ſtreitige Grube lag alſo, wie Berflagter biefelbe 
muthete, noch gar nicht im Freien, das Rechtöverhältnifi 
in welchem "Kläger und Berklagter in Bezug Auf das 
freitige Werk ftehen, kann nur nach dem Zeitpunfte Der 
Muthung und durch diefelbe determinirt werben. Den 
diefe bildet das Fundament feines Anfpruche. Es kommt 
aljo auf Die Frage: ob anzınehmen, daß dem Kläger bie 
nachgeſuchte Frift bewilligt worden? nicht an, weil beim 
Auftreten des Verklagten ein DBerfahren wegen freier- 
lennung gar nicht eingeleitet, eine folche nicht erfolgt, daher 
zur Zeit der Muthung ein der Verfügung des Bergamts 
unterliegendes DBergfreies gar nicht vorhanden war. Kar⸗ 
ften a. a. D. 8. 224. 

Diefem tritt Hinzu, daß, wenn eine Grube quartalig 
verrezeßt worden, nach vorſtehender Ausführung die Nach- 
ſuchung der Frift genügt, um, fo lange dieſelbe nicht ver- 
fügt oder gefünbigt worden, ven Rechtsnachtheil der Auf- 
(figfeit abzuwenden, daß nach Lage ver Sache eine fac- 
tiſche Bewilligung ber nachgefuchten Frift in der That 
erfolgt ift, da das Bergamt einen feiner ‚Unterbeamten 
mit der Vorarbeit beauftragte, durch welche Kläger fein 
Friſtgeſuch motivirt hatte, fich faft 3 Jahre beraßigt, ohne 

xıv, Jahrgang 28 * 


— 286 — 


dieſe Arbeit zu urgixen, die Friſt alſo nicht nur thatſächlich 
gewährte, ſondern auch das Rezeßgeld erhob. 
Sowohl vach ‚gemeinen, als nach preußiſchem Berg⸗ 
rechte muß, um ein Verfahren wegen Aufläſigleit zu be— 
gründen, eine gewährte Friſt gelündigt werden. 
Selbſt wenn ging beſtimmte Friſt bewilligt und oehne 
Verlängerung abgelaufen iſt, muß der —— 
zum Wiederangriff aufgefordert werden. 
Hake 8. 350. Landrecht 8. 202. UI. 16 
Da hierxnach Die dem Verklagten ertheilte Muthung 
alles rechtlichen Grundes entbehrte, indem vie unerlaͤßliche 
Bedingung derſelben, ein im Freien liegendes Grubenfeld, 
fehlte, indem, ſolange eine nah Vorſchrift des: Art. 9. 
bewirkte Freierfennung nicht ftottgefunden, der Aläger auch 
feines Bergeigenthums nicht verluftig geworben, jo mußte 
ver Klage gemäß erkannt, ſonach —* — — 
reformirt werben, * 
Berlin, ven 3, Nopember 1846. 
(L, S.) n 98 Mühlen 


were 4 


* Disfer ſchon im. 13. Bande S. 449 ff. mitgetheilt Rech 
fall iſt durch ein Verſehen was nach fait vollendetem Ihr 
druck nicht wieder gut gemacht werden konnte, jetzt wieder 
abgedruckt worden. Ich beklage das ſehr. Die Leſer ſollen 
—— durch gute Dinge — werden. 
| Dr. Sommer: 


. XXI 


Die einem Hypothekengläubiger im Saufgelderbe- 
belegungstermine ertheilte Anweifung auf einen 
Kaufgelderrückſtand des Adjndisatars iſt eine 
Aſignation, keine Ceſſion. 


Replik, 
vom 
Heren Obergerichtsaffeffor Tilmann zu Attendorn.“ 


Wenn meiner Erörterung Rro. II. im erften Hefte 
dieſes Archivs auch nur das Verdienſt zugerechnet wird, 
ven Anlaß zu der gebiegenen Erwiderung meines verehr- 
ten Freundes Scheele** gegeben zu haben, fo ift fie ſchon 
genügend belohnt. 

Durch Minifterialveferipte find ſchon öfter irrige 
Anfihten in der Praxis zur Geltung gelangt. Das Mi- 
niſterialreſeript, deſſen Scheele erwähnt, wird auch hier 
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‚Um in dieſer jo äußerſt praktiſchen Streitfrage die Alten 
ſchneller zum Schluß zu bringen, theilen wir ſchon in bier 
fem Hefte die Erwiderurg Tilmann’s auf die — “ 238) 
Entgegnung von Scheele mit. 

*Beide ebenbürtige ‚Kämpen. 

| Dr. Sommer. 
19* 
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ähnliche Schuld tragen, denn irrig iſt Scheele's Anfiht, 
fo trefflich fie auch vertheidigt worden. 

I. Eine wichtige Interpretationsmethode ift noch 
nicht angewendet worden, ich meine Die interpretatio ex ra- 
tione legis. Stellen wir uns einen Augenblid auf ben 
Standpunft des Gefetgebers. Was konnte ihm veran- 
laſſen, die Sache fo zu beftimmen, wie Scheele glaußt, 
daß fie bejtimmt fei? Wo ift die jedem Gefege zu Grunde 
liegende innere Nothwendigkeit? 

Ich gejtehe, Die Antwort ift ſchwer zu finden. 

Erfordert e8 etwa das Interefje des Gläubigers, 
der gedachten Anweifung die Wirkung einer Gefjion zu 
geben? Scheele gibt ſelbſt zu, daß der Gläubiger Scha— 
den dadurch leiden fünne. Das ift auch Har, er hat nur 
Schaden, feinen Nuten davon. Er muß ich gefallen 
laffen, von einem Käufer auf den andern, einen fchlechter 
als den andern, verwiefen zu werben, von Refubhaftation 
zu Reſubhaſtation unter fortwährender Verjchlechterung 
ver Hhpothef getrieben zu werden, er muß risfiren, daß 
das Grundftüc vielleicht durch Machinationen des Schuld: 
ner8 über den Werth in die Höhe getrieben wird und er 
dann mit feiner Forderung freilich in dem enormen Kauf: 
gelderrüditande. untergebracht wird, dadurch aber eine 
Forderung ftatt feiner frühern erlangt, die noch weit we 
niger als die frühere gefichert erfcheint, da auch der jekige 
Schuldner, der Käufer, noch weit fchlechter iſt, als ver 
frühere. Scheele meint freilich, er fünne verzichten. -Zu 
einem völligen Aufgeben von auch unfichern Anfprüchen 
entjchließt man fich jedoch nicht gern; und wie, wenn es 
richtig fein follte, was Sommer in feiner Note zu meiner 
Grörterung fagt, Daß der 8. 46. 1.20. A. L. R. einen 
ſolchen Verzicht anschließt? Dann Hilft auch ein Ver: 
zicht nicht, e8 muß dann der dornenvolle Weg bis zu ber 
völligen Erfchöpfung der Hhpothef durchgemacht werben, 


— 2899 — 


shne Ausficht, auf ander e Art die Befriedigung herbei— 
zuführen. Ganz anders bei der Annahme einer Aſſigna— 
tion. Die Perſonen ſowohl des erſten Schuldners, als 
auch die der künftigen Käufer, auf welche der Gläubiger 
angewieſen wird, und mit den Perſonen deren Vermögen 
bleiben ihm haftbar, es mag mit, der Hypothek vorgehen, 
was da will. Er bekommt die Macht eines Ceſſionars in 
die Hände, ohne den Gefahren der Ceſſion ausgeſetzt zu 
ſein. Er kann ſich je nach Geſtaltung der Vermögensver— 
hältniſſe des erſten sn reſp. der Käufer feinen 
Schuldner wählen. 

Aber vielleicht erfordert das Intereſſe des Schuld⸗ 
ners die Annahme einer Ceſſion? — Auch das nicht. 
Freilich kann der Schuldner außer den ihm von Gerichts— 
wegen verkauften Grundſtücken auch noch deren Kaufpreis 
ganz oder zum Theil einbüßen, wenn der Gläubiger trotz 
der Anweiſung auf den Kaufgelderrückſtand ſeine Forderung 
behält; dagegen hat er ſich eines größeren Credits zu er— 
freuen, da der Gläubiger um fo viel lieber creditirt, je 
weniger er zu risfiven hat. Credit aber ift das Koftbarfte 
Gut, weiches ein CS chuloner befigen fan. Dagegen kön— 
nen einzelne mögliche Verluſte nicht in Betracht fommen, 
zumal wenn man bebenft, daß ein redlicher, gewiljenhaf- 
ter, nur unglüdlicher Schuldner doch nicht geſtatten wird, 
daß der Gläubiger an ihm zu kurz komme. — 

Es könnte aber die innere Nothwenbigfeit ber 
Scheele'ſchen Anfiht in andern Nehtsprinzipien 
liegen ? 

Ich habe ſchon in meiner Erörterung darauf hinge- 
wiefen, daß, um bei dem gewählten Beifpiel ftehen zu 
bleiben, die Darlehnsobligation und die Hypothekenbe— 
fellung, Das pignus, im Wefen: nichts mit einander zu 
tbun haben. ‚Wohl zwar wirken die Veränderungen, welche 
mit der obligatio ex mutuo.-vorgehen, auf den Pfandnexus, 
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da biefer ein Aceſſorium von jener iſt, nicht aber umge— 
kehrt. Das pignus Mag fich verändern auf natürlichen 
oder juriſtiſchem Wege, wie man immer will, Die daneben 
ftehende Darlehnsobligation kann ſtets unverändert dabei 
gedacht werden. Sie hört rechtlich und faktifch der Regel 
nach nicht eher auf, bis die geliehene Summe in derſel 
ben Qualität und Quantität wieder im den Händen des 
Gläubigers if. Ich finde nirgend eine Nothwendigkeit, 
im Fragefalle von dieſen Sätzen eine Ausnahme zu ma— 
chen und aus dem Grunde, weil die Hypothek ſich aus 
einer Sache in eine Forderung verwandelt hat, die obli- 
gatio ex mutuo in dieſer Forderung aufgehen zu lajien. 
Für den Zwed der Subhaftation genügt es volllommen, 
wenn die auf jubhajtirten fandis haftenden Hhpothefen, 
als folche, zur Löſchung gebracht werben, wenn das Real— 
recht aufhört, und das geht, ohne daß die Perfonalfer- 
derung darunter zu leiden Braucht: Doch ich laſſe mid 
zu weit führen. Aus dem Gefagten geht wohl herver, 
daß, wenn 8. 19. des Gefekes vom 4. März 1834 wirt 
lich dies beſtimmt, was Scheele darin feitgefett glaubt, 
dies eine Beftimmung wäre, wofür fich weder ein Prit- 
zip der Nothwendigfeit noch der Zweckmäßigkeit auffinben 
läßt. Das genügt vorläufig. Es ift an der Zeit, jet 
zur nähern Betrachtung des gegebenen Gefekes zurüchu— 
fehren. 

II, Scheele hält dafür, daß mit der Bezeichnung 
„anweiſen“ das Gefeß feinen technifchen Ausdrud 
für ein bejtimmtes Rechtsgeſchäft habe geben wollen. 
Anweiſen beveute nur die Außere Handlung, wodurch etwa 
bei einer Beſitzübertragung eine Sache einer Perſon zuge 
wieſen, zur Befikergreifung bereit geſtellt werbe. Er fol: 
gert das aus zwei Gründen, 

1. Auch der Subhaftat werde zum Naufgelderbele 

gungsͤtermine geladen und im Falle von einem 
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RKaufgelderrückſtand nach Anweiſuung det Gläubi 
ger noch etwas. übrig bleibe, barauf ebenfalls 
angewieſen· Das khnne doch unmöglich eine 

Aſſignation ſein, und doch ſei die — der 
Gläubiger nichts anderes. 
2Das Geſetz beſtimme, die Kaufgelder ſollten, ſie 
mögten nun gezahlt ſein oder nicht, vertheilt 
werden. Eine Vertheilung erfordere aber ihrem 
Begriffe nach — der Theile 
auf die Theilnehmer. J 
—E habe darauf zu erwidern: Es iſt allerbings denk⸗ 
bar, daß das Wort „anweiſen ⸗ etwas rein Faktiſches be— 
zeichnen ſoll, — meines Erachtens aber ganz ſicher, daß 

dieſes aus jenen zwei Gründen nieht folgt. ß 
4. Das Geſetz jagt nirgend, daß der Subhaftat 

easu quo auch angewieſen werden fol, Es ift dabei 

überall mt von Gläubigern bie Rede. Allerdings. erhält 
der Subhaftat Die hyperocha, alfein wenn einmal ein De- 
putirter ſich bei der Feitfegung des Quantums dieſer hy- 
perocha und bei-Aufnahtne- der Thatſache, daß dieſes dem 

Subhaſtaten gebühre, des Ausdrucks » ammwetfen u bedienen 

ſollte, ſo folgt daraus nichts. Er hat lediglich auszuſpre⸗ 

chen, daß Die hyperoeha dieſe oder jene Summe ausmache 

md daß dieſe dem Subhaſtaten gebühre, Ich beſtreite 

gänzlich, daß! der Subhaſtat jemals angewieſen werden 

lünne und müſſe. Enthält pas Kaufgelderbeleguugsproto— 
toll time jene Notiz, fo genügt das in jeder Beziehung. 
27 Aus dent Worte m Bertheilung u die Nothtvenbig- 
kit eines Eigenthumsübergangs herleiten zu wollen, ſcheint 
mie doch ſehr gewagt. Vertheilung bezeichnet kein be— 
ſinmtes Rechtsgeſchäft, iſt kein techniſcher Ausdruck. Es 
laſſen ſich mancherlei Rechtsgeſchäfte und andere Geſchäfte 
denlen; wobei wohl eine Vertheilung, nicht aber ein Eigen- 
thumsubergang vor ſich geht. Man Fam mehrern Perſo⸗ 
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nen: Sachen ‚leihen, vermiethen, verpachten. und zu biefen 
Zwecke folche unter. ihnen: vertheilen; es laſſen fich ſogar 
Schläge austheilen und vertheilen; warum ſollte es nicht 
möglich fein, eine Forderung in vim — zu ver⸗ 
theilen? 

Außerdem muß ich auf das Geſel hier aufmerkſam 
machen. Dieſes ſagt im 8. 17.: 

Sind ſie (die Intereſſenten) einig, ſo erfolgt 
demgemäß die Vertheilung der Kaufgelder. Die 
Befriedigung ber Gläubiger : erfolgt durch 
Uebernahme ‚ihrer Forderungen von: Seiten 
des Käufers oder durch Zahlung. 

Dann werben, immer unter der Vorausſetzung, baf 
bie Kaufgelder entweber durch Mebernahme ober Zah— 
lung vom Käufer bereit geftellt fein, verſchiedene Beitim- 
mungen über ben Gang des Verfahrens getroffen, bis ber 
erſte Abfat des 8. 19., worin e8 heift, daß das Geridt 
dem Käufer Ausfertigung der Verhandlung zu. ertheilen 
habe, auf Grund derer Löſchung der Hhpothefen. und Ein- 
tragung bes Beſitztitels erfolge, ſogar die Heinften darauf 
folgenden mechanifchen. Manipulationen ordnet. Hiermit 
fchließt das Geſetz die ganze Lehre von, ver Vertheilung 
der Kaufgelvder ab. Im dem nun folgenden neuen Abjat 
des $. 19. kommt es erit. auf ven Fall zu fprechen, ben 
wir hier im Auge haben, ven Fall nämlich, daß Kauf 
gelder rüdjtändig bleiben. In Allen, was für biefen 
Fall beftimmt wird, ift mit feiner Silbe von Verthei— 
(ung ber Kaufgelder die Rede. Es heißt nur, ver Rüd- 
ftand folle eingetragen und ven darauf angemwiefenen Gläu— 
bigern auf Verlangen eine Theilobligation gegeben wer- 
den. Demnach ift alfo nur dann, wenn ver Käufer zahlt 
oder Gläubiger ihn unter feiner Zuſtimmung als Schuld- 
ner annehmen (Uebernahme) von Bertheilungs bie 
Neve. Beim Kaufgelderrückſtand fpricht ons Geſetz ledig 
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ih won „Anweiſen.“ :Dä8. definitive. VBertheilen 
geht auch ſchon deßhalb nicht, weil die prälocirten Gläu- 
biger durch Vorbehalt ‚des: Vorzugs vor dem Ueberreſt 
möglicherweife fpäteri noch Anfprüche auf das den poſtlo⸗ 
cirten Gläubigern Angeiwiefene machen können. Daß viefe 
Anweifung endlich nicht blos etwas Faktifches bezeichnen 
fol, geht Har aus andern geſetzlichen Beftimmungen her- 
vor. Der chen in der frühern Erörterung angeführte 
$. 100, der. Hypothekenordnung Tit. 2. fagt: 
Wenn derjenige, welcher ein Gut aus gerichtli⸗ 
cher nothwendiger Subhaftation erjtanden hat, 
die: Kaufgelder entweder in das: getichtliche De— 
pofitum, oder Doch, auf den Grund einer 
gerihtlih ergangenen Ajfignation an 
die angewiefenen Gläubiger auszahlt, fo ſtellt 
ihn Solches gegen alle Anfprüche etwaiger Real- 
‚ prätententen ficher. 

Sie fpricht Doch, glaube ich, der Gefetgeber beut- 
lich genug; Er nennt unfere Anweifung eine Aſſigna— 
tion, gibt. ihr: alfo hier einen gar nicht zu mißverftehen- 
ven technischen Namen... Weberhaupt ſcheint Scheele fich 
darin, zu irren, daß. er eine Anweifung auf eine Forbe- 
tung, ober was basfelbe ift, Anweiſung einer Forderung 
noch: nicht für genügend hält, dieſe Forderung in Die Ge« 
walt des Angemwiejenen zu ‚bringen... Er forvert für den 
Eigenthumsübergang einer Forderung eine Anmeifung 
und eine Geffion. Er hat die Uebergabe einer Forderung 
und einer beweglichen Sache zu fehr iventifizirt. Dei 
einer baaren Geldſumme genügt es allerdings nicht, zu 
lagen, U. folle 10 Thlr. B. 10 Thlr. haben.. Die Gelv- 
ftüde müffen auch noch überliefert werden. Bei Forbe- 
rungen iſt es aber anders. Dieſe gehen eben durch bloße 
Billenserflärung über. Soll der Uebergang zum unwi⸗ 
beruflichen Eigenthum erfolgen, jo heißt dieſe bloße Wil⸗ 
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lensertlärung ſchon -Ceffion (ef. S. 376 seqi"T. 1. 
HR Ri); folk der Uebergang nicht ſofort zum Eigentham 
erfolgen, heißt fie Anweifung. Gebraucht daher ver 
Geſetzgeber letztern Ausbruck, ſon berechtigt uns nichts, 
dieſen mit dem erſtern für gleichbedenlend zu haͤlten 
Zum Meberfluſſe iſt zw beitterten, daß der’ Gefek- 
geber überall, wo er ‚don. dem fraglichen Geſchäfte ſpricht 
ſich konſequent des. Ausdruckes näanweiſen“bebient. & 
in den won Scheele ſelbſt angeführten 98. 514 seg. det 
Concursorduung/, auf welche ich .jegt, mi. 
Yon einzugehen habe. Scheele meint, vie SS. 514. 
515.516: J. 50. A. G. DO. müßten nicht! mis für den 
Fall gelten; daß ver: Subhaſtat, oder richtiger Her perjän- 
liche: Schuldner zugleich: in. Concurs gerathen ſei, fondern 
auch «bei: jeder; andern Subhaſtation. Er folgert biefes 
daraus, : weil das: Gefetz vom! 28.. Dezember! 1840 die 
Hopothefengläubiger von ber Einlaſſung in den Concurs 
befreie/ und auch für ven Fall des Concurſes deis Verfah—⸗ 
ren nach dem Geſetze wort 4 März 1834 vorſchreibe. Ib 
will die Anficht,; welche ver Verfaffer des II. Supplement⸗ 
bandes zur erſten Ausgabe der Ergänzungen und Erläu— 
terungen det Preuß. Rechtsbücher von Gräff ze. Abtheil 
11. S. 405. aufſtellt, daß. nämlich die sg: 512—H19. 
durch das Geſetz vom '28. Dezember 1840: anfgehübet 
jeten, ticht geltend machen; da es mir hoffentlich gelingen 
wird, darzuthun, daß Scheele won den gedachten Paragit- 
phen für feine Anſicht gar keinen Gebrauch machen Ani. 
1. Der Schluß, dert Scheele macht, daß nämlich, 
weil im Coneurfe die Hypothekengläubiger nach Der Ver— 
ordnung vom. 4. März 1834 behandelt wetden follet, 
auch außer dem Concurſe nun alle Vorſchriften des Con— 
curſes auf andere Gläubiger eines andern nicht in Con 
eurs gefallenen Subhaftäten Anwendung fitiver müffen, 
iſt falſch. Wenn ich dem WM. zufichere, er ſolle gewwiſſe De 
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fügniffe des .B. haben, folgt daraus, Hapg®. nun auch 
alle Befugniſſe oder gar alle Nicht befnugniſſe des A. be- 
komme? Bis zum Erlaſſe des Gefekes vom 28. Dezeiti- 
ber 1840 wurden die Hypothekengläubiger eines Eonchr- 
fifer anläugbar anders behatibelt, als die Hypothekengläu— 
biger eines Nichtconeurſifer, denn für jene galten unbedingt - 
bie $: 491. bis 524 der Coneursordnung über Vertheilung 
ber Immobiliarmaſſe, fir dieſe Dagegen galten unbedingt 
die Verordnungen vom 4. März 1834. Zu behaupten, 
auch zit dieſer Zeit, alſo vor dem 28. Dezember 1840, 
hätten die Vorfchriftert des 8 491-524 1. e. ebenfalls 
für Hypothekengläubiger auch jedes andern Subhaftaten 
gegolten, wäre widerſinnig, denn alsdann ließe fich nicht 
einjehen, was das Geſetz vom 20. Dezember 1840 eigent- 
(ih geändert haben ſollte. Wenn aber vor dem 28. De- 
1840 die $ 491—524 1. ce. nicht für alle Hhpothefen- 
gläubiger galten, warum ſollen fie es nun plößlich nachher 
thun? — Auch ift offenbar die Lage eines Hhpothefen- 
gläubigers, deffen Subhaftat in Concurs berfallen, eine 
ganz andere, als die jebes andern Hypothekengläubigers. 
dener ift gezwungen, feine Berfonalforverung zugleich 
heben ber Hypothek geltend zu machen, dieſer nicht, 
Außerdem muß ber Gefetgeber dafür forgen, daß beim 
allgemeinen Concurſe das Liquidations- und Befriedigungs⸗ 
geihäft zugleich für Alle abgemacht. wird. Wenn er 
einem auf einen Kaufgelderrüditand angemwiefenen Hhpo- 
thefengläubiger erlauben wollte, vielleicht nach Jahren, 
wenn fich ergibt, daß die Anmweifung nicht zur Befriedi— 
gung führt, wieder auf die Concursmaſſe zuräüdzugreifen, 
wohin ſollte das führen? Wann wäre an eine Beendi— 
ging Des Eoncitrfes zu denfen? Alle diefe Motive fallen 
bei dem Hhpsthefenglänbiger eines nicht in Concurs 
befindlichen Subhaſtaten weg. Der Gefekgeber erfennt 
diefe Verfchievenheit auch dadurch ar, daß er in Rüdjicht 
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auf den Concurs für, die Saufgelder-Belegung in ber 
durch Concurs veranlaßten Subhaftation ‚in. den 66.6 
bis 14 des gebachten Geſetzes ganz beſondere, bei jonftr 
gen Subhajtationen nicht gültige Beftimmmngen- trifft. 

2. Aber bejtimmen venn die 88. 514. bis 516. das 
wirklich, daß der angewieſene Gläubiger für völlig, befrie 
digt gelte? - Keineswegs. Einmal gibt der $. 515. dem 
Gläubiger die Befugnif, int Falle der angewiefene Schul 
ner der Immobilarmaſſe (alfo auch der Käufer) nicht 
ſicher, das angewiefene Activum (Kaufgelderrückſtand) der 
Communmaffe abzutreten und dann bei diefer zu liquidi— 
zen — eine Operation, die rein unmöglich, werm bie 
Anweifung. nothiwendig als Ceffion gilt; — ſodann jagt 
der $. 516. eod. weiter nichts, als daß der Gläubiger von 
der Gemeinmaffe abgefunden. betrachtet: werk. 
Diejer Ausdruck ijt keineswegs identifch mit. einer völligen 
Befriedigung, mit Aufhebung der gewöhnlichen Obligation, 
mit Aufhebung der gewöhnlichen Haftbarkeit des Schuld 
ners. Bekanntlich dient das Concursverfahren nur dazu, 
das in dem Zeitpunfte der bekannten oder erklärten Infob 
venz eines Schuldners vorhandene Vermögen feiner Did 
pofition zu entziehen, fejtzuftellen, zu fichern und dam 
unter die Gläubiger fo weit es hinreicht, zu verteilen 
Durch die Concurseröffnuung erlangen alle Gläubiger ein 
allgemeines Pfanbrecht auf den ganzen Inbegriff dei 
Bermögens. 

ci. $. 33 der Concursorbuung. 

Es ijt eine Execution, eine Kanfgelverbelegung in 
Großen. Des Schuldners Berfon aber bleibt ven Gläu— 
bigern — fo fern fie nicht befriedigt werden — haftbar, 
jo daß fie jogar während des Concurſes feine Perfon für 
ihre Forderungen anhalten fünnen, wenn er micht zum 
beneficium cessionis bonorum zugelaſſen worden, 

8.2 und 3. 1. 48 A.G.O. 
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fo daß fie ferner, wenn der Schuldner fpäter wieder zu 
Vermögen gelangt, ihre noch nicht getilgten Forderungen 
wieder unbebingt* gegen ihn verfolgen können, er fei dann 
zum beneficium competentiae qualifizirt. 

et. 8. 15 1. 49 A.G.O. 

Kurz! im Wefentlichen geht bei Diftribution ber 
Commun-Maſſe dasjelbe vor, wie bei der Kaufgelderbe— 
fegung. Wenn num bei der Commun-Maffe Anweifungen 
auf Activa erfolgen, erhebt ſich da nicht diefelbe Frage, 
ob die Anweifung in vim assignationis oder cessionis ges 
Ichehen jet? Wenn mun innerhalb der Concursmaſſe be- 
ftimmt wird, wie ein Theil der Maffe fich zum andern 
verhalte, wie ein Gläubiger, welcher doppelte echte aus— 
juüben befugt, behandelt werden folle, wenn er bei dem 
einen Theile der Maffe auf ein Activum angemwiefen ift 
und boch feine Rechte bei einem andern Theile der Maffe 
nicht aufgeben will, — kann daraus die Bedeutung der 
Anweifung überhaupt hergeleitet werden? Ich meine, 
ganz gewiß nicht. Im Kaufgelverbelegungstermine kann 
da was ganz Achnliches vorkommen. Einem. Hhypothefen- 
glänbiger find zwei Grundftüde verpfänvet, beide fubha- 
ftirt, bei beiden bie Kaufgelver rüdjtändig. Hier kann 
fih der Fall leicht fo gejtalten, daß der Gläubiger (unbe- 
ſchadet der 88. 521 sq. 9 1. 50. A.G.O.) einen ber 
beiten Rückftände wählen muß oder der Richter Gründe 
findet, ihr auf etnen anzumeifen. Geſchieht das nun, fo 
folgt nothwendig, daß der andere Kaufgelderrückſtand 
dadurch von den Anfprüchen dieſes Gläubigers frei wird 
zu Gunſten der übrigen Gläubiger. Jener auf ven einen 
Rückſtand angewiefene Gläubiger wird alfo bürch bie 
Anweifung von dem andern Rüdjtande abgefunden. 
dolgt nun aber aus dem Freiwerden dieſes andern Rück— 
ſtandes auch die Liheration des perfönlichen Schulpners ? 
Gewiß nicht. Zwar mögte fih aus andern Gründen 
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in dieſem Falle, beſonders wenn ber Gläubiger gewählt 
bat, ‚nielleicht für das Aufhöven der perfönlichen Obligatio 
etwas fagen laſſen, ans ber Abfindung nes Gfäubigers 
vom zweiten Kaufgelderrückſtand folgt dieſes Aufhören aber 
fiher nicht. — Es ſcheint mir demnach unzweifelhaft, daß 
Scheele durch Berufung auf 8. 514 bis 516 der Concurs⸗ 
ordnung Gefese, welche nur dazu dienen follen, die ver- 
ſchiedenen VBermögens- Mafjen im Coneurſe gehörig ans 
einanberzuholten und ihr Verhältniß gegen einander zu 
beftimmen, irriger Weife auf den perjänlichen Schuld: 
nexus zwiſchen Gläubiger und Schuldner bezogen hat, — 

Ich. habe oben bemerft, daß fich bei ven Anmeifungen 
auf Aetiva im Coneurſe diefelbe Frage, wie im Kaufgel⸗ 
verbelegungsverfahren erhöbe, ob nämlich. dieſe Anweifun 
gen in. vim assignationis oder cessionis gefchehen, Sch be 
baupte auch hier, Der Negel nach in vim assignationis. 
So wird man gewiß nicht behaupten können, daß durch 
die Anweisungen auf ilfiquide Activa, wie fie $. 552, 563, 
599 ver Concursordnung behandeln, die Gläubiger für 
völlig. befriedigt gälten und niemals auf ben Concurfifer 
zurückgehen könnten. Und doch unterfcheidet der Geſetz— 
geber dieſe Anweiſungen mit keinem Worte von andern 
Anweiſungen, wenn man nicht die Beſtimmung des $. 554 
eodem dahin rechnen will, daß nämlich den auf ilfiquibe 
Activa angemwiefenen Gläubigern fein Beitrag zu ben 
Communkoſten aufzulegen. Ein Grund mehr, vie im 
Concurſe auch ſonſt worgefrhriebenen Anweiſungen nicht 
ohne Weiteres als Ceſſionen zu betrachten. 

IV. Bei Durchleſung des Geſetzes vom 28. Dezem⸗ 
ber 1840 fällt mir der F. 2 ins Auge mit folgender 
Beitimmung: 

Beſteht das Pfand — se. des Pfanpgläubigers, ber 
pon ber Einlaffung in ben Eoncurs befreit iſt 
— in einer Actipforderung ober in einem Schuld 


papier, welches. auf Börſen einen marktgangigen 
Kurs hat, fo kann der Pfandgläubiger verlangen, 
daß ihm nach: dert Borfchriften des Gefetes vom 
— 4.Iuli 1822. von Demi Gerichte die Ermächtigung 
zur Einklagung und Einziehung der Forderung 
nertheilt, oder die Sprberung oder das Schuld⸗ 
. papier an Zahlungsitatt: übereignet ‚werben. 
Hier jtellt e8 alſo der Geſetzgeber in den Willen des 
Pfandgläubigers, ob er eine Aſſignation oder eine Ceffion 
bes verpffinbeten Activiowill, Ich frage, warum foll es 
bei Kaufgelderxückſtänden anders fein? Auch hier ift ein 
Pfandgläubiger Da, auch hier hat-er eine Forderung — 
den Kaufgelverrüditand — zum Pfande reſp. ftatt feines 
fh darin verwandelt habenden Pfandes. Warum foll 
nun der Gläubiger auch hier nicht wenigftens die Wahl 
haben? Einen Grund zum Unterſchiede finde ich nicht, 
ed müßte den reine Willfür des Gefeßgebers fein, welche 
annehmen doch wohl nur das uliimum refugium des 
Juriſten iſt! — 
V. Noch einen Grund! Nach Scheele's Anſicht 
hat die Anweiſung auf den Kaufgelderrückſtand ganz 
dieſelben Wirkungen, denſelben Effect, wie die Ueber— 
nahme von Gläubigern Seitens des Käufers. Wenn 
beides iventifch ift, warum trennt es dennoch der Gefeg- 
geber? trennt e8 fo jcharf? 
Ich bleibe demnach bei meiner Anficht jtehen, da ß 
die Anweifung des Hhypothefengläubigers auf einen Kauf- 
gelverrückitand eine reine Affignation ift. Sie ift folches, 
1. weil das der Natur der Sache und der ratio 
legis am bejten entfpricht, wenigſtens leßtere eine 
Seffion nicht erfordert. 

2. weil ein, anderes Gefchäft, als eine bloße Alfig- 
nation weder durch Einigung der Partheien, noch 
durch ein ausprüdliches, noch durch ein in ſich 
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nothwendiges, ſtillſchweigendes, geſetliches Prä⸗ 
judiz zu Stande gekommen. 
3. weil der Geſetzgeber ſonſt nirgends unter Anu⸗ 
weifung« eine Ceſſion verſteht, fie ſogar in Frage 
- falle promisene „Affignation« nennt. 

4. weil fich alle Erforbernijje einer Aſſignation auf 
finden laſſen. (conf, meine Erörterung- im vori- 
gen Hefte.) | 

5. weil die aus ber Annahme einer Aſſignation ent⸗ 
ſpringenden nothwendigen Folgen nichts den 
Geſetzen Widerſprechendes oder dazu nicht Paſſen⸗ 
bes haben. '(conf.*diefelbe Erörterung.) 
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XXXIII. 

Weber das Klagrecht des im Hypothekenbuch ein⸗ 
getragenen Wichtbefitzers gegen den dritten Be- 
ſitzer. | | 

Rechtsfall, 
| mitgeteilt. 
von 
Hrn, Obergerihtsaifeffor Kleinſchmidt in Nieheim. 


(A. L. R. J. 10. $: 7., Hypothekenpatent v. 22. Mai 
1815. $. 2. 9—12. Verordn. v. 16. Juni 1820. $. 9.) 


In einer mich betreffenden Prozekfache find von 
dem erſten und reſp. zweiten Senate bes vormaligen Ober- 
Iandesgerichts zu Paderborn zwei Erfenntniffe gefprochen 
worden, welche. ich ihrem Hauptinhalte nach, im Intereſſe 
der Rechtswifjenfchaft Hiermit ver Deffentlichkeit übergeben 
. 1 

Der Kläger: behauptet in der gegen mich angeſtell⸗ 
ten Negatorienklage, vollftändiger Befiger eines Grund» 
kids »zu fein,“ welches von feinem, bes Klägers Auctor 
ud bem Fisko, nachher an Stelle des Fisci von mir 
gemeinfchaftlich als: Schaafhätung benutt worben ift. 
(Fiskus hat mir die Schaafhudegerechtigkeit auf. diefem 
Grundſtücke durch Vertrag eingeräumt). — Der Kläger 
bat das Gut Th. gekauft und in dem Kaufvertrage das 
ftreitige Grundſtück unter die mitverkauften Pertinenzien 

xıv, Jahrgang 28 Heft. 20 
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besfelben mit aufnehmen, vemmächit aber bei der Zurüd- 
führung des Hhpothefenfoliums auf das Grunpftenerkata- 
jter den zehnjährigen Beſitzſtand feines Auctors durch 
Zeugen befcheinigen laſſen, und auf biefe Weile einen 
Hypothekenſchein erlangt. — Sch beſtritt die Nichtigfeit 
biefes Hypothekenſcheins, iudem ich anführte, daß ber 
Auctor des Klägers nur eine Schafhudegerechtigfeit auf 
dem, fraglichen. Grundſtücke ausgeübt, der Fiskus eventuel 
als Mitbeſitzer pro indiyiso und ich als deſſen Nepräfen- 
tant angeſehen werden müffe, woraus dann wieder folge, 
baß die Hebergabe des Grundftüds überhaupt nicht, kven⸗ 
tuell nur die eines ideellen Antheils an den Kläger er— 
folgt fei und legterer fontit das Eigenthum beweijen müſſe 
(partıs vindicatio) cf. v. Saviguy Bd. VI. ©. 348. not. q. 

Der erſte Senat. nahm, bie Aftivlegitimation, für be 
gründet an, weil der Kläger einmal im Hypothekenbuche 
ſtehe, folglich nah 8. 7. TH J. Tit. I A. L. R— in 
den mit einem Dritten über das Grundſtück geſchloſſenen 
Verhandlungen als Eigenthümer gelte und ver, Projeh 
eine ſolche Verhandlung fei, worüber der citirte 5. 7. a. 
a. O. disponire. Der zweite Senat folgert aus ben kei 
ber. Hypothelenregulirung abgelegten Zeugniſſen, worauf 
indeß der Kläger ſelber nicht einmal ſich ‚berufen hatte, 
und welche deshalb auch gar nicht vorgelegt fin: daß ber 
Auctor des Klägers bereits im Jahre 1815 Beſitzer des 
ftveitigen Grundſtücks geweſen und nimmt ſodann ferner 
an, daß die etwaigen Eigenthümer, weil ſie es unterlaſſen, 
ihre Eigenthumsanfprüche ‚an das Grundſtück innerhalb 
ber durch das Hypothekenpatent vom 22. Mai 1815 an 
georbneten Prächsfüofrift zum: Hypothekenbuche anzımelden, 
zu Gunften des Klägers ihres Eigenthums verluftig ge 
gangen ſeien. — Der von dem Fiskus, welcher. dem Pro 
zeife als Nominat in zweiter Inſtanz „beigetreten, und 
mir eventuell amgetretene: Eigenthumsbeweis ift deshalb 
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als unzuläffig mit ven Bemerken: daß es ganz nutzloe 
fein: würbe, meine Einwendungen überhaupt zu erörtern, 
verworfen und der fernere Einwand: daß dem: Kläger bie 
mala ſides entgegenftehe, mit. den Worten befeitigt worden, 
ih möge bedenken, daß ich zum Vertreter ver Rechte drit- 
ter Berfonen ‘gar nicht: beftellt ſei. — 

Der Lefer möge nun die Nichtigkeit dieſer Entfchei- 
dungen an nachſtehenden Beifpielen prüfen: 
—Geſetzt, A. verkauft das Haus des B., welches B. 
gleichzeitig im Beſitze hat, dem C. und es erkennen die 
Kontrahenten in dieſem Kaufvertrage an, daß bie Ueber⸗ 
gabe vollzogen ſei. — Dieſe Erklärung ſoll nach einem 
Niniſterialreſcript vom 24. September 1832 Jahrbücher 
Bd. 40. S. 225. dem Hypothekenrichter genügen, um bie 
Tradition als erwieſen anzunehmen. Es muß demnach 
fie: & nach Vorſchrift ver. Kabinetsordre vom 9. Mai 
1839 der Befittitel von bem fraglichen Haufe berichtigt 
werden, wenn diefer durch zwei, etwa beftochene*. Zeugen, 
ben zehnjährigen Beſitzſtand bes WU. befcheinigen läßt. — 
Bern nun C. auf den Grund des auf diefe Weife erlang- 
ten Hypothekenſcheins die Vindikationsllage anftellt, fo 
muß B., wiewohl er Beſitzer ift, vennoch das Eigenthum 
beweifen,, denn fonft gilt er dem C. als eingetragenen Be 
figer gegenüber als ein Dritter, und der Vindikationspro⸗ 
zeß iſt, wie ver erfennende Richter annimmt, eine Ver⸗ 
handlung im Sinne des $. 7. Thl. I. Tit. 10. A. L. R. 
— Nach der Anficht des zweiten Nichters muß B., falls 
er es unterlaffen haben möchte, innerhalb ver vorbezeich- 
heten Präcknfivfrift fein Eigenthumsrecht anzumelden, ben- 
Noch ohne Weiteres Träumen, wenn er auch fein Eigen- 
Sum — will; k ſogar, wie es in ben Urtheils- 





“ober, ir — nicht at Ort und Sielle über Flurbuchs⸗ 
aummern vernommene, ſomit leicht itrende Dr. Sommer. 
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gründen ausdrücklich heißt, ſelbſt im: bem Falle, wenn die 
bei der ‚Hhpothefenregulirung “ abgehörten Zeugen im Wege 
des Criminalprozeſſes Durch Urtheil und: Recht Fir mein 
eidig erklärt. find. —:. Hätte alſo der Auctor des jegigen 
Klägers die fämmtlichen Grundftücke sin den angrenzenden 
Feldmarfen, alſo viele taufend Morgen : dem Kläger als 
Bertinenzien des Guts Th. mit werfauft ſo würden die 
Eigenthümer ihres Eigenthums ebenfalls verluſtig gewor⸗ 
den fein, denn diefe haben ohne alle Ausnahme ihr Eigen- 
thumsrecht zu den Hhpothefenaften des Guts Th. nicht 
‚angemeldet, und darauf, ob die Tradition dieſer Grut- 
ſtücke an den Kläger erfolgt ſei, ſoll es nach der Meinung 
des zweiten Richters nicht ankommen. — Er hält es für 
ganz nutzlos, über den Einwand der: fehlenden. Llebergabe 
auch nur ein Wort zu jagen. j 

In den $$. 9. und 12. des Hypothelenpatents wird 
außer den Daſein eines vollſtändig eingerichteten Hhpe- 
thefenbuchs vor der Veräußerung, — wie dieſes die $. 
9. 11. 12. des gebachten Patents, fo wie bie Eingangs 
worte und 8. 9. der Verordriung vom 16, Juni 1820. 
G. ©. Seite 106. deutlich ergeben, . — : jedenfalls ohne 
‚allen. Zweifel vorausgefeßt, daß der Eigenthümer, welcher 
durch Die unterlaffene Anmeldung feines: Eigenthums-ver- 
luſtig gehen foll, nicht befeflen; dagegen der Veräußernde 
beſeſſen habe, denn die Vindikationsklage kann; ja nur bon 
dent Nichtbefiter gegen: den Beſitzer angeftellt werben. — 
Nach der Anficht des zweiten Richters ſoll es indeß hier⸗ 
auf nicht ankommen, und der. Kläger: demzufolge durch das 
Hhpothefenpatent ſelbſt in: dent Falle geſchützt ſein, ‚wenn 
die bei der Befittitelberichtigung vernommenen Zengen- für 
meineibig erffärt ſind. — Der Auctor des; Klägers hat 
fein angebliches Befigrecht nach Vorfchrift 8. 2. des Hy— 
pothefenpatents zur Eintragung in die nei einzurichtenben 
vrpothelenbücher niemals angemeldet; der erlennende Rich⸗ 
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ter räumt ein, daß das fragliche Grundftüd in dem von 
ihm eingefehenen Pertinenzverzeichniffe über das Gut Th. 
vom Jahre 1816 gar nicht aufgeführt ftehe. — 

Aus diefem Pertinenzverzeichniffe (vom 16. Dezem- 
ber 1816) geht übrigens gerade das Gegentheil von dem 
bervor, was der zweite Richter auf den Grund unbeeibig- 
te heugniſſe als erwieſen angenommen: batı. Denn in 
dem mit „Gerechtigkeiten u, überſchriebenen Titel 7. des 
Verzeichniſſes iſt geradezu die Schafhudegerechtigkeit auf 
dem ſtreitigen Grundſtücke als Zubehör des Gutes Th. 
mit angeführt und wird die Rechtsregel: nemmi res sua 
serrit, auch hier ihre Anwendung finden müſſen. — 

Die fernere Anſicht des Appellationsrichters: daß 
auch der unredliche Beſitzer mit: Erfolg eine Negatorien- 
age anftellen könne, ift mir ganz neu. — Ich würde 
ven Herrn Referenten vielen Dank wiffen, wenn er mir 
aus unſern Rechtsbüchern oder den Römiſchen Rechtsquellen 
die Beläge für dieſe feine Meinung anführen möchte. — 
Der: als — — aagefuhrte und wärtäd) alſo lau⸗ | 
tende Paſſus: 

„Wer gibt dem Vemlagten das Heat, für den 
angeblichen wahren Eigenthümer aufzutreten? 
on geht offenbar zu weit. — Er möge 
nbenentan, daß/er als Vertreter der Rechte britter 
" Porfonen gar nicht beſtellt ijt!«w | | 
um ſo weniger zufrieden geftellt, da er mit dem 
Inhalte Ber Akten gar nicht: übereinſtimmt; — denn ich 
habe gleichzeitig als Nechtsnachfolger des Fürftlich Lippe 
ſchen Fisklus, deſſen ideellen Antheil ich gekauft, ven Be— 
weis des Miteigenthums meines Auetors angetreten, wel⸗ 
cher indeß aus den oben angeführten Gründen für unzu— 
laſſig erachtet iſt. — 
Eine vollſtandige Kritik der rtheilsgrunde herde ich nach 
beendigter Nichtigkeitsinſtanz demnächft fernerhin mittheilen. 
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2 Diefer in erjter Inftanz vom Land⸗ und Stadige⸗ 
richt Arnsberg ausgeſprochene Rechtsgrundſatz in Sachen 
Rüſewald und Genoſſen zu Echthauſen** gegen Liebrecht 
und Ebbinghaus zu Wickede **iſt in zweiter Iuſtanz vom 
Oberlandesgericht zu Arnsberg am 16. nn 108: 
nr‘ worden ons folgenden 


. Gründen. 


ad 


— Es mußte inbeffen, das erſte Erenntniß ſlebiglich be⸗ 
ſtätigt werden. Bis 1825 herrſchte in fraglicher Gegend 
das gemeine Recht; wie die Rechte der Parteien und deren 
Vorbeſitzer damals waren, ſo mußten ſie an und für ſich 
auch. nach Einführung des Allgemeinen Landrechts bleiben, 
benn dies konnte und follte in. wohlerworbenen Brivak 
sahen — — — nun * * nn 


c 





* Bergl. X, 621 ff. XU, 61 fl. 
u we auf dem iinken Ruhrufer begütert: —9— 
Me an dan rechte Ruhrufer angrenzen. 
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entſcheidenden gemeinen Rechte die Eriterien⸗ der! Privat: 
und der ‚öffentlichen. Fluͤſſe nicht: ſy entſchieden feſtſtehen, 
ds nach dem A. L. R., jo ſtiimmenꝰvdoch faft alle und 
namentlich die angeſehenſten Lehrer des gemeinen’ Rechts 
darin überein, daß. das Stromweiſefließen ind bie Schiff⸗ 
ind: Floſbecleit eines Fluffes vas in Primeipio'entfcheli 
dene Criterium feines. Charakters als offentlichen Fluſſes 
bilden. Mehr ſchwanken· die Meinungen bei ſolchen Fluſ⸗ 
fen, die mise stheihweife ſchiffbar find; erft ſchiffbar gemaicht 
find; und es erſt werben! ſollen und Pannen. Wollte man 
dieſe Fragen einzig imd allein? ans dem "genannten Haupt⸗ 
prinzipe und nach ver Natur ber Säche entſcheibenſo 
würde · ſchon hier in dei meiſten · Conttoverſen · und nament⸗ 
lich in easu die Entſcheidung gegen die‘ Vorbringungen der 
Verllagten ausfeillen. Nimmt man aber a, und das 
ſcheint · vas ⸗Richtige auch / von nanihaften · Rechtslehrern 
fer: Bülow und Hagemann Bo. J. Nro. 3) Gebilligie, 
daßoes uber Folcheneinzelnen Fallen nennentlich darauf Ar: 
lomme wie dem / Herlonmen gemäß der einzelne Fluß 
bisher behandelt und angeſehen werben fei, ſo mußte 
boch eich?" Für bieſen Falk die Entſcheidung in casu gegen 
Verllagte ausfallen denm ihnen, die⸗ alfo als Abweichung 
von Han Genen und Regelmaßigen bie Behanb⸗ 
king’ der Ruhr als eines öffentlichen: Fluſſes in hiefiger 
Gehend behaupten/ Tag dein doch ijedenfalls der desfallſige 
Beweis ob. Dieſen Haben fie nicht erbracht nnd nicht ge⸗ 
horig angetreten, ncimentlich möchte, wenn ſie ſich auf bie 
Rötsrietät berufen )'diefe cher "gegen als für ſie ſein. Iſt 

num vie Ruhr Hier ein Privatfluß, ſo hatten andy nach se 
übereinftimmden Aunahme aller bedeutenderen Lehrer des 
gemeinen Rechts Die! Angvänzer, To weit ihre änzenbe& 
Eipenßrit ging, vas "Bifchereltech int)"e8 fg —* 
Verllagten ob, zu beweiſen, "daß dies nicht ver’ Fall fer) 
vefp. er deis Moſchuefuich⸗ Recht auf’ irgend eine Weiſe 
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erworben. habe. Dieſes Recht ſoll nun der angebliche 
Auctor der Verklagten ꝛc. von Dücker durch den Vertug 
von 1688 erworben haben. , Allein will man es auch ig- 
noriren, daß es noch Feineswegs gewiß. ift, daß; die bort 
in, Rebe ſtehende Fiſchexei mit der fraglichen identiſch, daf 
jehr wenig, dafür ‚erwiefen iſt, daß jene Fiſcherei in der 
That in. gehöriger Weife auf Verklagte übertragen worben, 
endlich auch der ausschließliche Befi zu reſp. ſeit irgend 
einer Zeit nicht. nur, nicht, erwiejen, ſondern durch die von 
Klägern beigebrarhten - Zeugen als nicht vorhanden nadı- 
gewieſen ift, jo muß doch der Umſtand allein ſchon gegen 
Berflagte entſcheiden, daß namentlich in des Urkunde von 
1668, fein Wort von einer, ausjchließlichen Fiſcherei, von 
einer. ausschließlichen Verleihung ſteht. Wenn man. nm 
lich auch in dem Falle, daß es ſich um die Fiſcherei in 
einem öffentlichen Fluſſe, alſo um die Verleihung eines 
Regals gehandelt hatte, dieſe ausſchließliche Verleihung 
als ſich von ſelbſt verſtehend annehmen konnte, fo könnie 
dies doch in easu, wo Fiskus Privatrechte veräußert ha⸗ 
ben mögte, nicht angenommen werben, denn wenn gleich 
es nach gemeinem Rechte keinem Zweifel unterliegen, kann, 
daß Fiskus die Fiſcherei, wenn ſie ihm auch nicht gehörte, 
dennoch gültig, veräußern konnte, jo war Doch im Zweifel, 
immer anzunehmen, daß dieſer Eingriff in. Privatrechte 
ein möglichft geringer. war, alfo die. Uebertragung höch⸗ 
ftens auf das Recht zum Mitfiichen ‚ging, auch würde fir 
den Fall, daß unter ben Contrahenten die Abficht- auf 
bie Uebertragung bes ausſchließlichen Rechts : gegangen 
wäre, hier, wo es ‚fi um bas Vergeben ‚non. Rechten 
Dritter handelte, minbeftens der weder erbrachte noch an 
getretene Nachweis zu forbgen gewefen ſein, daß eine ent 
ſprechende Uebergabe reſp. die Beſitznahme und Beſitzhand⸗ 
lung ſtattgefunden habe. Anders würde die Sache ſich 
nur dann geſtellt haben, wenn may ‚hätte nachweiſen hyn- 
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nen, daß bie, fragliche Fiſcherei ſchon 51688 ausſchließlich 
dem Fis kus „gehört ) habe si’ dent; dann hätte er ſie auch ſo 
übertragen konnen, dies iſt aber, nicht verfuchtsumd liegen 
bierfür ‚um ſo weniger Momente, vor, gld:08, Eben: übers 
haupt: zweifelhaft ift, welches. die verliehene Fiſcherei war, 
und man eher annehmen kann, daß die jetzt noch hier 
ſtreitige nicht mit zu der Fiſcherei des Hauſes onnig ige: 
recnet werden. Steht es ſomit unter Parteien feit, daß 
Kläger ihr: in ihrer Qualität als Angrnzer zu vermu⸗ 
thendes Fiſchereirecht nicht: verloren haben, ſo konnten 
Verllagte ihnen allerdings dasſelbe, einem Jeden auf ſei⸗ 
nem angränzenden Lande inicht unterſagen;nauch lag es 
ihnen alsdann, wenn fies ein Mitfiſchereirecht, ven reiht: 
lich als alleinige Eigenthümer vorauszuſetzenden Klägeru 
gegenüber beanſpruchen, ob, deſſen Erwerb nachzuweiſen; 
dieſes haben ſie aber unterlaſſen, ſie Haben es nicht ver⸗ 
ſucht, den bei ber Dunkelheit und Zweifelhaftigleit der 
Ewerbsdokumente vefp. der vertragsmäßtgenErmerburg 
erferderlichen Beweis für den Berjahrungsbeſitz beizu⸗ 
bringen; ‚fie: können ſomit in dieſem Prozeſſe nicht weiter 
als berechtigt angeſehen werben, als, fie als Angränzer ber 
Ruhr ebenfalls legitimirt find: Mit Recht nahm alſo 
auch ber erſte Richter an, daß ‚es den Klägern freiſtehen 
müſſe, den Verklagten gegenüber unter einander auf ihren 
angränzenden Ländern zu fiſchen; denn Verklagte hatten 
nur als Mitfiſchereiberechtigte, alſo als Miteigen— 
thümer vel quasi das Fiſchen der Nichtberechtigten unter— 
ſagen reſp. verlangen können daß die wirklich Mitberech— 
tigten einzelnen Adjacenten ein Jeder für ſein Land nach 
den Grundſätzen der Benutzung gemeinſchaftlichen Eigen— 
thums dieſe Benutzung unter ihrer Zuziehung regulirten 
reſp. nicht Jedermann das Mitfiſchen verſtatteten. Ja es 
haͤtte ſogar der erſte Richter füglich auch hinſichtlich der 
Streden, welche Keinem der Kläger gehören, an denen 
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dieſelben aber die Fiſcherei ebenfalls nicht unterſagt Haben 
wert nady dem Anträge‘ der. Mläger erkennen Köntien, 
weil auch dort: bie Verklagten das Fiſchen nur auf Grund 
eigenen: „Rechts: unterſagen konnten, fie: laber "ein Fe 
eigenes Recht: nicht nachgewieſen haber.' Der erſte Nichte 
iſt aber ſtillſchweigend über den vesfellſigen Antrag der 
alager hinweggegangen und hat die Berechtigung zur un 
terfagung in: af ! die eigenen Lürbereien derfetbensaßge 
ſprochen. De Kläger hiegegen nicht appellirt haben, mußte 
es auch “hierbei bewenden Das Reſnltat iſt und bleibt 
alſo, daß Verklagte auf folgenden Ländern und Streden, 
nämlich: Flur: INro. 122. II Neo. 155. 1537 149. 
146.: 144. . 142,141. °140.::139. 138. 137.128. 127. 
107.104; ..1081101:99.:96) 92. 91. 73:69. 66. 66. 
61. und 58; den Klägerin das Fifchen nicht ' unterfägen 
dürfen, während Mläger mit ihrem desfallſigen Arkteige 
hinſichtlich ber; Barzellen Flur 1:Rro. 19 —25 inel. Fin 
U: Mor 124. lie: 152. 148. 143. 12071099718. 74; 
70,62 und 54 wicht: ne reſp ſtillſchweigend 
abgewieſen find. Denn dieſe Parzellen gehören ihnen 
nach (den Verhandlungen sont 19 Mat’1846 "nen HM 
Zuli 1846 refp 14. Iumt 1847 nicht: an, wärend Dick 
hinſichtlich ven übrigen allerdings zugeſtanden iſt 
HI DEN at ROTE 12 
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Die Undertofen «Eheleute: &. zu Wi ——— me 
ten Chebeuten: Br; eineri:Erbvertwag ab;,; wodurch fie den⸗ 
ſelben ihr Vermögen nach ihrem Tode zuwandten Rai 
her exrichtete der Ehemann E. Sein Teſtament, worin er 
men Erbvertrag iguorirte, eine Stiftung zum Erben ein⸗ 
te, und feiner Wittwe den Nießbrauch zuwenbte. Die: 
Chelente Br. ſtellten num in einem Prozeſſe gegen die 
Vitwe E. ihre Erbvertragsrechte feſt. Da’ die Eheleute 
Ei * ber ſtatutariſchen allgemeinen Gütergemeinſchaft ge⸗ 

lebt hatten, ſo wurden in einem ferneren Rechisſtreite 


der überlebenden Wittwe E. die einem folchen überleben- 
den Gatten zujtehenden Rechte der freien Veräußerung 
und des Nießbrauchs zuerkannt. Die Wittwe, ihrer Tage 
nahes Ende vorausfehend, durch die Prozefje gegen ihre 
BVertragserben, die nur ihres verftorbenen Mannes, nicht 
ihre Verwandte waren, erregt, gab fich nun frijchweg 
an's Veräußern und Verthuen des Nachlafjes, fie ver- 
äußerte Immobilien, gutsherrliche Renten um Schleuber: 
preife, und war fo auf dem beſten Wege, den Gegenftand 
des Erbvertrags alle zu machen. Nach 8. 626. A. L. R 
1..12. hatı inzwiſchen, ngan der Vertragserbiaffer bar 
uubefonuene, Ausgaben die Subitanz feines Vermi 
vergeſtalt, daß er nach den Geſetzen für einen Verſchwen 
der zu achten verminbert, der Vertraͤgberbe bin Nett, 
auf · Prodigdlitaterklärung gegen ruht anzutragenen Die 
Eheleute Br. erhoben hiernach die Prodigalitätklage ge 
gen die Wittwe E. ALS nach einer umfafjenden Imftruk 
tion die Sache fpruchreif (geworden war; ftarb die Wittwe 
E Der Gerichtshof erklärte num ein Erfenntniß in der 
Prodigalitätfache]) für unmöglich, reponirte die Akten. 
Im Berlauf ver Sache hatten übrigens, da bie verſchwen 
berifchen. Handlungen ver Wittwe €. »fortwährten, de 
Eheleute Br. die Thatſache des beſtehenden Probigalität- 
prozeſſes durch das Kreisblatt bekannt gemacht, „und es 
Haste fich dadurch’ am Wohnorte der Wittwe E. eine ſolche 
Lenntniß jenes fchwebenden Verfahrens: berbreitet; daß 
der einen Kaufvertrag Iden, Wittwe En inſtrumentirende 
Notar ſich verpflichtet fand, den Erwerber auf das Beſte⸗ 
ben, des Prodigalitätprozeſſes aufmerkſam zu machen, 
was inzwiſchen ven Käufer nicht hinderte, das vortheil⸗ 
hafte Geſchaäft abzuſchließen . un malt ed m 
An dieſen Rechtsfalllehnen wit die folgenden Et 
orterungen an monisnmpin nadluolnnit 999 1 
area rn us mn ar 
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, «Der Rechtsfalt: führt gundrderft zur übrigens un⸗ 
zweifelhaften Frage, ob während. des Prodigalitätverfah- 
rens vom Angeklagten gefchloffene Verträge nachher, wenn 
die Probigalität: wirklich ausgefprochen, angefochten wer- 
den können. Das allg. Lanbr I. 5.9. 15. 16. beftimmt 
dieſerhalb: „Die Unfähigkeit eines Verſchwenders, fich 
durch Verträge zu verpflichten, nimmt mit der Mittags— 
ftunde, ‚desjenigen Tages ihren Anfang, an welchem das 
Dlatt der öffentlichen Anzeigen, dem bie gerichtliche Be— 
lanntmachung zuerſt einverleibt ift, ausgegeben worden. 
Doch ($. 16.) kann -Derjenige, welcher ‚weis, daß ein 
Menſch wegen Verſchwendung bereits: gerichtlich angeflagt 
ſei, aus einem. mit. demfelben auch noch vor der dffent- 
lichen Bekanntmachung gefch'offenen Vertrage fein Recht 
erlangen. u Hieraus folgt von: felbft, daß die Gültigkeit 
aller, folchen mit einem vom Bejtehen des Prodigalitätver⸗ 
fahrens: Unterrichteten gefchloffenen Verträge durch ben 
Ausfall. des Verfahrens von Haus ans: bedingt ift. Es 
hängt dies (offenbar. mit der Beftimmung der Prozeßorb- 
nung Thl. I. Tit. 38. $: 20. 21. zufanmen, wonach der 
Richter: auf Antrag des Provofanten vorläufige und in- 
terimiftifche Verfügungen treffen foll, durch welche dem 
fernen: Bermögensverfalle während des Prozefjes fo weit 
borgebengt werde, als gejchehen kann, ohne durch öffent- 
liche Befanntmachung den guten Namen und Kredit des 
Beklagten, ver fich gegen den wider ihn ftreitenden Schein 
doch wielleicht noch rechtfertigen könnte, einen unmieber- 
beinglihen Nachtheil zuzufügen — weshalb denn blos 
eine Proteftation im Hypothekenbuche, Inhibitisnen an bie 
Schuloner wegen ausftehenvder Kapitalien, gerichtliche Ver- 
Wahrung von ‚nicht zum täglichen Gebrauche beftimmten 
Juwelen und Koftbarfeiten, fo wie im einzelnen Verwar— 
nung Derjenigen, von denen, daß fie fich in Kontrafte 
mit dem Angeklagten einlafjen wollen, befannt, geitattet. 


d 
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Die Progeß-Orbnung beſchranlt aber nicht auf dieſen Fall 
der Verwarnung bie Anfechtung ber‘ Verträge‘, fondern 
bemerkt im $. 22. Tit. 38., daß es in Anfehung ber von 
ben Angellagten während des Prozeſſes gefchlofjenen Ver 
träge und letztwilligen Dispoſitionen bei ven Vorſchriften ve 
A. L. R.J. 5 816.5 12:8. 32. 33. fein: Bewerben 
behalte: Hienach iſt nämlich. ein. vor angeordueter Bor- 
mundſchaft gemachtes Teſtament eines machher gerichtlich 
erflärten Verſchwenders eben jo, wie ein: erft mach ange 
ordneter Vormundſchaft errichtete zu beurtheilen, wenn 
«8 erſt nach gejchehenem, Antrage auf Die Prodigalität- 
erflärung errichtet worden; jedoch ift im 8. 33. dem Ber- 
wandten auch jchon vor der gerichtlich nachgeſuchten 
Bropdigalität - Erflärung eine Verwarnung durch einen 
Notar mit: gleichem Erfolge geſtattet. — Nach dem 
Corpus jtris -Friederic. Theil MH. Titel 14. ſcheint 
die Sache auf den eriten Anblick anders geſtanden zu 
haben. Nach $. 8. fol die Sache im erſter Inſtanz ganz 
ſummariſch de simpliei et plano. verhandelt werben, eine 
förmliche Inſtruetion und Beweis - Aufnahme: nicht Statt 
finden, „allermaaßen fonft ver Verfchwenber, während des 
dabei nicht immer zu vermeidenden Aufenthaltes‘, Zeit 
gewinnen würbe, neue Schulden zu contrahiren, und ſein 
Bermögen: vollends zu verthun, nder bei Seite zu ſchaffen.⸗ 
Nach 8. 10 foll: daher der Provofat bei Publilation bei 
erjten Erkenntniſſes bebeittet werben, „daß wenn er ſich 
dabei nicht beruhigen. wolle, ihm ‚eine weitere Vertheidi 
gung zwar offen jtehe, daß aber bie interimiftifche Voll 
ſtreckung des Urtels dadurch nicht aufgehalten werben 
lonne ‚umb-nach-$; 11 ſoll nun, „da ſolchergeſtalt ver wei- 
dern Vertheidigung ohmerachtet die. Vollſtreckung bes vori⸗ 
gen Urtels für. fi} gehen foll, gleich nach der Publilatien 

1 ) Du cc Co or, Frid. fohreibt noch „für” flatt aber” mit 
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deſſelhen von dem; erlennenden Gerichte die öffentliche 
Bekanntmachung: daß dem Provokaten ‚ferner: kein Credit 
ertheilt werden folle, gehörig veranlaßt, zugleich aber dem 
competenten vormundſchaftlichen Amte, wenn: ſolches ein 
von dem erlennenden Gerichte verſchiedenes Collegium: iſt, 
eine Abſchrift des: Urtels zugefertigt, und von dieſem wegen 
Beſtellung des Interimseurators, wegen Inhibition der 
ausſteheuden Capitalien, Beſchlagnahme des: übrigen Ver⸗ 
mögens u. ſ. w. das Erforderliche nach Maaßgabe ver 
Vormundſchafts⸗Ordnung ungeſäumt verfügt werben.“ >. 
Man ſieht, pie Prozeß Ordnung vom 6, Juli 1793 
bat die Lücke, die nach dem Corp. jur. Frid. für die Zeit 
bis zum erſten Urtel befteht, infoweit ausgefüllt, daß ſie 
ſchon in erjter Inſtanz interimiſtiſche Maaßregeln und eine 
Verwarnung an einzelne, von denen, daß ſie ſich mit dem 
Verſchwender in. Contracte einlaſſen wollen, belannt gewors 
den, zuläßt. 2 — 

Ehe nun das allg. Landrecht I. 5. $. 16 und bie 
Prozeß⸗Ordnung von 1793 Geſetzeskraft erlangte, begab 
ſich im Bezirk der Cleveſchen Regierung der Fall, daß ein 
om 2. Aug. 1791 für einen Verſchwender erklärter (Cajus 
wie man ihn bei ber ‚Anfrage an. die Geſetz-Commiſſion 
nennt) vermöge eines nach Infinuation. der Prodigalität- 
age. vomn 12. Juni 1790 mit dem Titins am 30. Yuli 
1790. geſchloſſenen Bitalitien ⸗Contralts vemfelben fein 
geſammtes Vermögen: übertragen ı hatte und biefer num 
nach der Probigalitäterklärung dieſen Vertrag als gültig 
berfocht,, übrigens zugeftehen mußte, die Eröffnung des 
Probigalitätverfahrens gewußt zu, haben, Interimiſtiſch 
Waren ‚dem. Angeklagten alle Beräußerungen verboten wor⸗ 
ben. Vom eriten Senat ver Eleve’fchen Regierung wird ber 
lagende Curator mit der Klage: gegen ben Titins: abge 
wiefen, weil das Corp. jur. Frid. Thl. II. Tit. 14: 8. 8. 
10, 11. deutlich genug zu erlennen gebe, daß bie Gefchäfte 
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eines Verſchwenders erſt von dem Zeitpunkte des Urtele 
ab. unverbindlich. ſeien/ und weil das bei: Mittheilung ver 
Klage erlaſſene Verdußerungsverbot mit ‘der (damaligen) 
Prozeßordnung sticht: ſtimme, Folglich auch "feine die fonft 
verbindlichen - Gefchäfte vernichtende Kraft haben könne 
Der zweite Senät der Cleveſchen Regierung war anderer 
Meinung, und frug bei der Geſetz-Commiſſion am. Er 
ging davon aus, bie (damalige) Prozeßordnung beftimme 
nirgends, daß der Angeklagte bis zur wirklichen Prodigalt- 
tät - Erflärung über’ fein Vermögen gültige Contracte zu 
ſchließen bemächtigt bleiben Tolle, bder 9. 8. Thl. II. Zt, 
14. verorone blos, daß das Verfahren in einem Probige 
lität⸗Prozeſſe abgefürztwerden ſolle, damit der Verſchwen⸗ 
ver feine Zeit gewinne, neue Schulden zu contrahiren und 
fein Bermögen vollends. zu verthun und bei Seite zu 
fhaffen, und gebe alfo ‚eben. dadurch deutlich zu erkennen, 
daß der Angeklagte während dieſes Prozeſſes feine Dis 
pofitionen über fein. Vermögen. treffen ſolle, und nad $. 
11 ſei die öffentliche Bekanntmachung der Probigalität 
erklärung blos in der Abſicht worgefchrieben, damit bie 
dem Verſchwender praevia Causae cognitione genommene 
‚facultas disponendi dem Publikum bekannt werbe ‚und fein 
Unwiffender demſelben zu feinem ‘Schaden Credit geben 
möge.‘ Bon Seiten des Verſchwenders bleiben aber folder: 
geftalt die vor. dieſer Belanntmachung vorgenommene Der- 
äußerungen feines Vermögens allemal ungültig, und feien 
in Anfehung feiner als Handlungen zu betrachten, welche 
in fraudem et elusionem legis vorgenommen worden, wenn 
fie gleich bis zum vorgebachten Zeitpunfte zum Nachtheile 
eines. Dritten, welcher von einer. wegen Verſchwendung 
gefchehenen Anklage noch nichts gewußt, nicht annullirt 
werben. können, fonbern fo lange aufrecht:erhalten werben 
müßten, bis fich ‚Niemand mehr mit der Unmwiffenheit ent 
ſchuldigen könne. . Uebrigens würde fonft die Folge ent 
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ſeheny daß alle Prodigalitaͤtsprozeffe vom Beklagten wãh⸗ 
vend deren ſunimariſcher Verhandlung vereitelt, werben 
konnten. Asch? ſeien »die hier: getroffenen interimiſtiſchen 
Maaßregeln in der: Prozeßgeſetzgebung nirgend verboten. 
Und jo wie im Corp. jur. Frid. Thl. Is Tit 2618. 38 
(est A. ©. O. TI} 50. 8: 66.) ausdrücklich verordnet wor⸗ 
den, daß,’ wenn ein’fremder Contrahent um-die Inſolvenz 
des Gemeinſchuldners gewußt, alsdann dergleichen: Ge- 
ſchafte im! Anſehung dei Creditoren fin ungültig geachtet 
werden Fllen „Heben “fo müßte vie naͤmliche dabein zum 
Grunde / liegende ratio 1egis Ant’ vorliegenden Falle analo⸗ 
giſch und’ ſo Mehr Anwendung finden, als der Contrahent 
um bie bereits geſchehene Eröffnung des Prodigalitätpro 
eeſſes gewußt habe, und ſeit der Zeit das Vermbgen des 
Cajus pro re Niigiosa zu hakten,- worüber pondenis lite nicht | 
disponirt werden dürfen. Der Gerichtshof bemerkte noch, 

wenn Die Vorſchriften des. A. L. R. I. 3. 8. 16ange⸗ 
wendet werben dürften/ ſei freilich die Sache ſofort Hat, 
allein dasſelbe ſei noch ſuspeunbirt, inzwiſchen müſſenn du 
das neue Geſetzbuch nach F. 9% des. Publ Patıı bei bis⸗ 
herigen dunleln ib zweifelhaften Geſetzen Anwendung 
finden ſolle, dies um ſo niehr gelten, wennes am einer 
geſelichen Beſtimmung bis Baht! gänzlich "gefehlt Habe, 
was hier der Falk," und’ es würde ‚alfer auf das gemeine 
Recht zu rekurriren ſein, wobei jedoch bekannter maaßen 
unter den Rechtslehrern ſehr geſtritten werde, ob ein pro⸗ 
digus uicht eben fo, wie ein füriosu s pro tali, ipso jure pro 
prodigo zu halten, und, die von demſelben vorgenommenen 
nachtheiligen Handlungen: ipso jure nichtig, oder /ob dazu 
deeretum judieis erforderlich, und es würde alſo ſchon in 
biefer Kückſicht der mit den Vorſchriften des" Allgemeinen 
Cinbrechts (damals noch Geſetzhuch genchuit) Übereinftim- 
wenden Meinung ver Vorzug gegeben werden müſſen. — 
Die Gefeßeommiffibrt' conchivirte Hierauf am4. October 

XIV, Jahrgang 28 Heft. 21. 
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1793: Daß Derjenige, welcher. ;mit einem an- 
dern einen Contract zu einer Zeit fohlieht, wo 
er.weis, daß derſelbe wegen Verſchwendung 
bereits gerichtlich angeklagt worden, aus einem 
ſolchen Eontracte, wenn auch die Prodigalitäts- 
erflärung und deren Bekanntmachung erſt nad: 
ber erfolge, fein Recht erwerben könne.* Nach 
diefer Entfcheivung der. Geſetzkommiſſion ift alfo, was das 
fpäter** publizirte A. L. R. I 5. $. 16. verorbneke, 
ſchon gemeines Recht geiwefen, und wenn man die des⸗ 
fallſigen großen Controverſen*** erwägt, wird der. ausge 
ſprochene Satz auch wohl als die richtige Mittelmeinung 
erſcheinen. ap | 
‚Man kann alfo nun der- Frage näher treten, welde 
Wirkungen ber. Tod des. der Probigalität, Angeklagten 
auf feine während des Verfahrens getroffenen Berfügun- 
gen-habe. Wir wenden uns zuvorderſt zu den letiwilligen 
Berfügungen. Nah 8.27: A. L. R. I 12. könmen Per- 
fonen, welche für Verſchwender erklärt worden, währen) 
der Bormunbfchaft zum Nachtheil ihrer ‚gefeglichen Erben 
nur über bie.Hälfte ihres Nachlafjes gültig verorbnen, 
und insbefonbere kann nach 8. 29. auch alsdann, ein Ber- 
ſchwender, wenn er. blos unter ven geſetzlichen Erben te 
ſtirt, feinem berjelben mehr, als die Hälfte desjenigen, 
‚was, ihm nach ven Regeln ver gefetlichen Erbfolge zulom⸗ 
-men würde, entziehen. . Nach $. 29. gilt die Verorbnung 
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* S.Klein's Annalen Bd. 12. ©. 36 —42, 
* Irrig nimmt Bornemann CElvilrecht Bd. 1, S. 260 Not.” 


an,. daß ber $. 16. A. L. R. 1. 5. aus der Gntfcheibung 
ber Geſetzlommiſſion vom 4. October 1793 entnommen ſei. 


»* &. Hugo Donellus Comment. ad Tit. Dig. de verbor. 
obligat. ad L. 6. p. 55 sq. (1740) ff. Francf. 1599. Voet 
Comment. ad Pand. Lib. 27. tit. 10. $. 7. Glüd, 
Band, Gommentar Bb. 33. ©, 184 ff. 


deß prodigus. ‚nur fo weit, als er nach vorſtehenden Be— 
fimmungen „zu verfügen berechtigt war, und im.übrigen. _ 
treten bie Regeln der Inteftaterbfolge. ein, jedoch findet 
vie vorſtehende Bejchränfung nach 8. 31. nur. zum Vor— 
theil don Ehegatten oder Verwandten innerhalb. des jechiten 
Grades Statt. Der 8F. 32. bejtimmt num, daß bag vor 
angeordneter Vormundſchaft gemachte Teſtament nach. je- 
nen Vorfchriften nur in jo fern zu beurtheilen, - als. es 
erft nach geſchehenem Antrage auf, die Probigalitäterffä- 
zung errichtet worben,. und.nad) 8. 33. „hat. eine vor ber 
gerichtlich nachgefuchten. Probigalitäterflärung gemachte, no⸗ 
tarielle Warnung dieſelbe Wirkung. Offenbar hat durch 
dieſe Beſtimmungen ven näheren Verwandten des Ver⸗ 
ſchwenders eine Art von Pflichttheil gegen die Dispofi- 
tionen desſelben gejichert werden follen, zugleich ein Schuß 
gegen beffen Rache, wegen ber gewöhnlich von. den Ver- 
wandten ausgehenden Anklage.* — Es läßt ſich nun aber 
nicht einſehen, warum dieſe Rechte der Verwandten deß⸗ 
halb wegfallen ſollen, weil der Angellagte den Erlaß des 
Erlenntniſſes nicht erlebt, durch ſeinen Tod der Erlaß, 
gegen ihn wenigſtens, unmöglich gewerben. Sie ‚find 
ihnen gegeben, weil der Angeflagte, wenn er wirklich ein 
Veridwender war, ihre: Erbſchaftsausſichten nicht um 
mehr als die Hälfte vereiteln ſollte. Schon. durch eine 
bioge notarielle Warnung konnten fie ia bie, volle Voll⸗ 
ſtredbarkeit feiner letztwilligen Dispofition in Frage ſtellen. 
Ein Erkenntniß macht in der Regel keinen neuen Zuftand, 
fondern ftellt den als vorhanden befunbenen in ver Form 
Rechtens feit. Der Angeklagte wird durch bag Erfennt- 
niß zum Verſchwender erklärt, weil er einer Au nicht 
aber wird er es erft dadurch. 





S. Suarez amil. u Jahrb: Bd. Al. S. 79. 
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Draſſelbe muß nun ach gelten rückfichtlich der Ver— 
fügungen "unter Lebenbigen. Der Dritte, der das Belle 
hen des Prodigalitätprozeſſes weis, erfennt auch won ſelbſt, 
daß feine Rechte durch deſſen Entfcheidung bedingt fine, 
er iſt überzengt, daß er nur zmeifelhafte Rechte erwirbt. 
Wenn irgend Geiſt und Abſicht ver Geſetze über die res 
litigrosa entfcheiben fol, fo muß der Dritte ungeachtet bes 
Todes des Angeklagten fich dem Ausfall des gegen biefen 
geführten Prodigalitätprozeſſes unterwerfen. 

Die einzige Frage kann alſo nur fein, in melde 
Form die für die Gültig oder Ungültigfeit vefp. Voll 
ftredfbarfeit der Teftamente und Verträge des Angeklagten 
praͤjudizielle Entfehetoung tiber feine Onafität als Ver 
chwender herbeizitführen. Cine ſolche Klage über Aus— 
ſprechung einer rein perſönlichen Qualität kann natürlich 
in’ der Hauptfache nicht gegen die Erben gehelt, mer 
man es nicht allenfall® wegen der Prozeßkoſten zulaſſen, 
etwa bie Analogie des 8. 363. A. L. R. J. 9., wonach 
Gelvftrafen aus der Erbſchaft zu entrichten, wenn bie Un- 
terfuchung fchon ſo weit gefchloffen, daß ver rechtfihen 
Veftfegung der Strafe ferner nichts im Wege ftanb, am 
ivenden wollte. Eben wenig wird die Beftellung einer 
Curatel für ven Nachlaß in dieſer Beziehung zufäffig ſein, 
da eben die Gefege eine ſolche Zuläffigfeit nicht ausge 
ſprochen Haben. Da aber vie Gefeke dem, welchem fi 
ein Recht geben, auch die Mittel bewilligen, ohne weldt 
dasfelbe richt ausgeilbt werden kann (A. L. R. Einleit 
8. 89.), fo bleibt hier nichts anderes übrig, als ben 
Inteſtaterben des Augeklagten eine Mage gegen bie Teſta— 
mentgerben im Falle ver 9. 31 ff. A. L. R. J. 12, und 
ven Erben überhaupt eine lage gegen Diejenigen, welche 
nach Kenntniß vom Beftehen der Prodigalitätanklage Ver 
träge mit dem Angeklagten gefchloffen haben, zu geben, 
um dadurch die Prodigalität anf Grund der vorliegenden, 


ihen ermittelten oder noch. aufzunchmenben Beweife feſt⸗ 
juſtellen. Möglicher Weiſe kann nun in verſchiedenen 
Kingefachen perſchieden erkannt werden, allein es iſt das 
ein Uebel, was man. nicht verhüten Fan. 

Eine Entſcheidung über die vorliegenden Fragen iſt 
uns noch bei keinem Autor, auch nicht in der franzöſiſchen 
oder öſterreichiſchen Geſetzgebung, zu Geſichte gekommen. 
Der oben im Eingang berührte Rechtsfall wird alſo viel⸗ 
leicht der erſte ji ber eine te Eufeeibung legen 
wird. | 
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eaſhedangen des goniduichen Geheimen Ober- 
tribunals, herausgegeben im amtlichen, Auftrage 
von den Geheimen Obertribunalräthen Dr. Se⸗ 
ligo, Wirihd und. Rintelen. Zehnter Band. 
Berlin, 'bei Ferdinand Pümmler. 1845. Be. 6. 
S. 502. (Preis 23, Ehtr.)* | 


Recenfion 
von? 
Sommer. | 
Es werden in * erſten Hälfte J. Bleiar. 
beſchlüſſe mitgetheilt. No. I. - Durch die unvordenk— 
(che Verjährung des gemeinen Rechts können ſolche Rechte 
nicht begründet werben, denen, als perſönlichen, "ein 
heiftifeper Beſitz nicht ſtattfindet. Es iſt hier die Ent— 


— werden dieſe unterbrochen geweſenen Ma jebt 
noch yrtfepen | 4 Ed er, 
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fcheidung in Bb. II. S. 201 gegen die im entfcheivenden 
Senate aufgetäuchte entgegengefeite Anficht feftgehalten. 
"Ungeachtet der bündigen Ausführung widerſpricht die Ent⸗ 
ſcheidung dennoch den wahren Grundfägen ber unvorderlb 
lichen Verjährung. Diefe iſt wirklich nichts, als eine aus 
der Unvordenklichkeit des Zuftandes entfprungene Vermu— 
thung für bie Nechtlichkeit, für pie vechtliche Einführung 
vesfelben. Bei einem tieferen Einblicke in das altbeutice 
Wefen kann man bier feinen Zweifel haben. So zum 
Beifpiel beruht das Gemeindewefen, die Kirchenverhält: 
niffe, wejentlich auf einer folchen Vermuthung und nicht 
auf einem juriftifchen Befite. Die Frage, welche Abga— 
ben in einem Gemeinbe= oder. Kirchenverhältniß ben neu 
Einziehenden, den neu errichteten Gebäuden z. B. oblie 
gen, wird nur nach einem foldhen Herkommen beurtheilt, 
obgleich ein juriftifcher Abgabebeſitz auf Fünftig erft, ein 
ziehende Perfonen, künftig errichtete Gebäude natürlich 
nicht denkbar. Dieſer Grundſatz des gemeinen Rechts iſt 
ME 937. A. L. R. H. 11. übergegangen, umb ba 
nach ‚hat neulich noch das Geheime Obertribunal in Sa— 
hen Hellefeld gegen Wälter ein durch zu gemeinrechtlicher 
Zeit gefchehene Leiftungen der jeweiligen Hausbefiger ent 
ftandenes Herfommen ‚zur Leiftung von Pfarrabgaben auch 
auf Fünftig erft gebaute Häufer ausgevehnt (ver Rechts— 
fall wird nächſtens mitgetheilt). Man fieht, das: naturam 
etsi-furca expellas, tamen usquequoque redibit, bleibt in- 
mer wahr. — 

M IL (©. 12). 1) Unter ven im 8, 342. Zi. 
11. TH. 1.4. L. R. erwähnten Laften,. welche bei gericht 
‚lichen notwendigen Verfäufen durch den. Zufchlag auf 
den Käufer übergehen, find nicht blos die, feiner Eintro- 
gung bebürfenden, im 8. 48. Tit. I. der Hppothefenort: 
nung Bezeichneten, fondern auch diejenigen im $, 9. eben 
da gebachten Laften zu verftehen, melde aus beſondern 
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Rontraften oder fonftigen Tpeziellen Nechtstiteln auf dem 
fubhaftirten Grundſtücke eingetragen find. 2) Dagegen 
find diefe letzteren Laften Teinesweges gleich den erfteren 
von der Einlaffung in den, über das Vermögen oder beit 
Nachlaß des Beſitzers eines zu fubhaftirenden Grundſtücks 
eröffneten Konkurs oder erbſchaftlichen Liquidationsprozeß 
befreit; vielmehr muß auch das Recht auf ſolche Laſten 
ſelbſt, nicht blos der Betrag der noch rückſtändigen und 
laufenden Präſtationen, im Konkurſe oder erbſchaftlichen 
Liquidationsprozeſſe liquidirt werden, und unterliegt ber 
Prakluſion in allen den Fällen, wo nicht die Vorſchrift des 
$. 21. der Verordnung über den Subhaftations- und 
Raufgelver-Liquivationsprozeß vom 4: März 1834 und ver 
Verordnung vom 28. Dezember 1840 Anwendung finden. 
Zuvorderſt machen wir auf einen oben von uns berichtig- 
ten Druckfehler aufmerffam, wo $. 48. und 49. verkehrt 
geſetzt waren. Dann bemerken wir, daß es ad 1. einiger⸗ 
maßen ſchwer fcheint, den Kern der Frage zu bivinirem 
Man Hatte behauptet, da die Abgabeberechtigten felbft zu 
ven Gläubigern gehören, welche beine nothwenbigen Ver» 
kaufe als die Verkäufer erſcheinen, ſo müſſen fie jene. Ab: 
gaben vertreten, ver Käufer könne werlangen, von allen 
Anfprüchen ver verkaufenden Gläubiger befreit zu werben. 
Leicht war eine folhe Anficht zu widerlegen durch die Be— 
merfung, daß der einzelne Reulberechtigte, ber nicht. jelbft 
den öffentlichen Verkauf ertrahirt Hat, feinesweges zum 
Adjudicatar ins Verhältniß eines Verkäufers zum Käufer 
kit. Dann. aber war auch ein: wefentlicher Unterſchied 
zwiſchen fortwährenden, wenn ſchon auf. ſpeciellen Ti 
teln beruhenden, Reallaften und folchen  Forberungen 
und Anfprüchen, die von Haufe. aus. auf dereinftige. Aus- 
zahlung und Tilgung. gerichtet find, und für welche Das 
Grundſtück nur als Pfand: haftet,. nicht: zu werkennen: 
Die 2te Entſcheidung, an fich unbedenklich vichtig, Hat feit 
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den, Verordnungen vom 4: März 1834 1928; Deyan- 
ber 1840 nur noch hiſtoriſchen Werth; für ältere: Fälle 
nämlich. — 8 IH. (©. 33.) Wem der Pächter eines 
Landguts die gebotene. Anzeige au den Berpächter von ven 
wahrgenommenen Gewährsmängeln vor. Ablauf desjenigen 
Pachtjahrs, in welchem dieſe Mängel ſichhervorgethan 
haben, nicht: leiſtet, fo, hat ſolches nicht den gänzlichen Ver— 
Kit des Rechts auf Entſchädigung für den Pächter zut 
unmittelbaren Folge. Es handelt ſich hiex u Auslegung 
der dunleln, erſt bei wer. Schlußredaktion auf, eine Bemer⸗ 
lung von Heidenreich ins Landrecht geklommenen 66. 623 
625 WER I 21., die das Obertribunal einer 
authentiſchen Auslegung: bedürftig hält. Der Sinn der 
angezogenen 68. iſt im Allgemeinen richtig getroffen, es 
ſoll nur nicht die Rückgewähr durch ſolche nicht zeitig zur 
Sprache gebrachte Anſprüche aufgehalten werden, ohne 
daß aber. die Anſprüche ſelbſt verloren gehen. Ihre gei— 
tige Anzeige wendet ſogar die Nachtheile der kurzen Ver— 
jährung, U. L. RL. SS. 343. 344. ab. — MW; (G. 
41.) Hat ein Ehegatte: bie, Trennung wegen unüberwind⸗ 
licher. Abneigung nachgeſucht, jo kann die Eheſcheidung 
ausgejprochen werben , wenn fich auch der, auf bieen 
Scheidungsgrund berufende. Theil ven. im 6. 7186. Tit. 
1. Thl. IL des A. L. R. bezeichneten. Folgen nicht aid 
Brüdklich unterworfen hat. Aus der dem Unterthan oblie 
genden Kenntniß der Geſetze ift ver. Schluß, daß die Nach— 
fuchung einer folder Eheſcheidung von ſelbſt die frag 
liche Unterwerfung unter die Nachtheile des ſchuldigen 
Theils ausſpreche, mit Recht abgeleitet worden. — MV. 
($. 52). Ein von "einem Nichtwechfelfähigen: acceptirter, 
an bie. Ordre bes: Ausftellers gezogener Wechfel gilt auch 
nicht als Anweifung, wenn zur ‚Zeit des Accepts nad 
fein Indoſſament des: Wechfels ‚erfolgt war. : Das: Bärt 
lein allenfalls“ ing 943. A. L. R. IE 8. hat hier 
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eine Auslegnug erhalten, welche. den Plenarbeſchluß be⸗ 
gründet hat. Koch Beurtheilung der zehn erſten Bäude 
der Entſcheidungen ©. 259 ff. iſt anderer Meinung, und 
die, Sache bleibt wirktich zweifelhaft, — VL. (S. 61)- 
Vo in Pomniern die eheliche Gütergemeinſchaft des Lür 
biſchen Rechts beſteht, iſt der Ehemann auch ſolche Gruud⸗ 
ftüde,..die von ihm ſelbſt vor Eingehung ver Ehe ſchon 
beſeſſen, oder während ver Ehe von ihm erworben. find, 
ohne Anziehung: und. Einwilligung feiner Ehefrau zu ver: 
äußern. nicht befugt; — MM VIL (©. 72). Die Bor- 
ihriften der pragmatifchen Sanction vom 10. April 1693 
und des: Edicts vom 13, Juni 1744, betreffend die Be- 
feeiung der Descendenten und reſp. der Witwen. von, Er- 
legung ber großen Kanzleitaxe bei Öutserwerbungen, find 
für ‚allgemeine Schleſiſche Provinzialgefege zu achten, 
welche am. md für fich, und abgefehen von etiwanigen ſpe— 
ciellen Nechtstiteln, auch die Mebiatfürjten und Standes— 
herrn in Schlefien verpflishten. Es iſt Doch gut, daß ſolche 
Fragen in Folge der Märzerrungenfchaften in — 
nicht mehr vorkommen können! 

Es folgen nun B. Senatsentſcheidungen, un 
zwar A, Materielle Geſetzgebung. a. Allgemeines Necht. 
X I. (S. 97). Im poſſeſſoriſchen Nechtswege kann der 
Schutz im Beſitze eines affirmativen Rechts — gleichviel, 
ob ſolches dinglich oder perſönlich, fortdauernd 
ser nur unter gewiſſen Verhältniſſen wieder— 
lehrend ausgeübt. fein möge — nicht in. Anſpruch ge— 
nommen werden. Es handelte ſich im Fragfalle um den 
Befig zweier. Weftfälifchen. Eolonen, welche behaupteten, 
daß fie und ihre Vorbeſitzer feit undenflicher Zeit für. je- 
des ihren beiden Kolonate ‚ein gewiſſes Quantum Brenu— 
helz jährlich. aus dent benachbarten königlichen Walde un- 
entgeltlich gegen bloße Erftattung des Hauerlohns und 
Entrichtuug eines: Stannngeldes, angewiefen ‚erhalten hät— 
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ten, und daß dieſes noch pro 1840-41 gefchehen, nun 
aber pro 1841 —42 verfagt worben. Die Colonen rich 
teten den Klagantrag darauf, daß fie in dem Beſitze des 
vorbefchriebenen Rechts zu ſchützen und Fiskus zu verurthei- 
len, die pro Martini 1841 zu wenig gelieferten 61 Klaf— 
ter fofort anzumeifen. Der * Senat des Oberlandes- 
gerichtS zu Paderborn erkannte auch nach: dieſem Antrage, 
das Geheime Obertribunal vernichtete aber das Erfennt- 
niß. Im dem Falle unferes Archivs IV. ©. 222 wer 
vorzüglich der Entfeheidungsgrund für die Abweiſung des 
Poſſeſſoriums der Mangel eines Befiges auf: eine fort: 
dauernde Schuldigkeit geweſen, dieſe war im vorlie 
genden Falle freilich nicht zu verkennen. Allein e8 wurde 
nım, wie auch dort fchon ©. 223. angebeutet, überhaupt 
die Unzuläffigfeit eines Bofjefforiums zum Schutz affir⸗ 
mativer Rechte ausgefprochen. Es fol. 1. dem bloßen 
Unterlaffen einer zeither zu regelmäßig wiederkehrenden 
Zeiten, ober: bei der Wieberfehr derſelben Berhältnifie, 
im Bewußtfein der Verpflichtung geleifteten Handlung ver 
Charakter einer Befigftörung, wie fie der $. 150.4. 
L. R. J. T. oder ver Beunruhigung, wie fie der $.1. 
Tit. 31. der Prozeßordnung vorausfege, nicht beigelegt 
werden können, als welche vielmehr ein irgendwie aktiv 
fich äußerndes Einfchreiten bedingen, eine auf den äußern 
Zuftand thätig einwirkende und ihn verändernde Handlung 
des Verpflichteten. Sodann foll 2. einer folchen Unter- 
laffung, felbft in ver ausgefprochenen Mbficht, von der 
Fortſetzung der Leiftung fich frei zu machen, fo wenig ber 
im A. L. R. umd in der Prozeßordnung für die Zulaf- 
fung des Poſſeſſoriums erforderte Charakter ver Gewalt 
oder der Eigenmächtigfeit beigelegt werben können, 
da zufolge 8. 126. A. L. R. J. 7. ſolchem Unterlaſſen 
des Verpflichteten nur: die Beruhigung von Seiten des 
Beſitzers hinzutreten dürfe, um letzteren des Beſitzes ſei⸗ 


nes affirmativen Rechts zu entfesen, eine Folgerung, 
welche die Gefeßgebung nicht Hingeftellt Haben könnte, 
wenn fie jene Unterlafjung für einen vitiöfen, insbeſon— 
dere gewaltthätigen Akt anerfännte. — Wir können alles 
das nur für eitel Subtilität halten. Unſer Beſitz⸗ Schutz⸗ 
Verfahren iſt aus dem deutſchgemeinrechtlichen possesso- 
rium summariissimum, tingirt vom remedium spolii des ka- 
noniſchen Rechts, entſtanden, und es iſt da nicht zwiſchen 
affirmativen und negativen Rechten unterſchieden. Der 
Grundcharalter dieſes Beſitzſchutzverfahrens iſt Abſchnei— 
dung aller Veranlaſſungen zu Gewaltübung, und nament— 
lich ift e8 immer auf verweigerte öffentliche oder bäner- 
Tiche -Leiftungen angewandt worden. Spift unfer Befik- 
ſchutzverfahren gefchichtlich entftanden, und unſere -Gefet- 
gebung bietet nirgend Belege für eine beabfichtigte Ein- 
ſchränkung des Befitfchuges auf negative Nechte. Der 
Beſitz eines afftrmative Rechts ift fogar ein weit präg- 
nanterer , als der eines negativen Rechts, jener läßt ung 
wie im Zweifel, daß der Verpflichtete den Beſitzakt erfah- 
ven, was beim Beſitz negativer Rechte jo oft fraglich. 
Mag immerhin der Befit eines affirmativen Rechts durch 
erfolgte Weigerung des Einen und Beruhigung des Ans 
dern verloren gehen ($. 126. I. 7.), fo'ift Gleiches doc) 
auch beim Befit“ negativer Rechte vorhanden, wenn ber 
Andere ven Befit des entgegengefesten Unterfagungsrechts 
erworben hat (8. 127). Es hindert das nicht, im einen 
wie im andern Falle ven Schub des Beſitzes zu gewähren, 
fo lange er nicht durch einen entgegengefeßten aufgehoben 
it. — Es bleibt vielmehr dabei, daß, da das Geſetz (A. 
L. R. 1. 7. 8.78.) den Beſitz von Rechten, die vom Be- 
fite einer förperlichen Sache nicht abhängen, durch Sie 
Ausübung derfelben erlangen läßt, und nach 8. 80. der, 
welcher eine Handlung, die ein Anderer als eine fort 
dauernde Schulpigkeit von ihm gefordert hat, - wirklich) 


leitet, denſelben in ven Beſitz des Nechts, die Wicher- 
holung Diefer Handlung won ihm zu forbern, fett — diefe 
Beſitze auch einen gefetlichen Schug haben müfjen, ven 
ihnen auch das Geſetz allgemein gibt (A. L. R. J. T. $.80. 
141. 146 ff.). Das Geſetz würde ($. 126.) gar nicht 
vom Verluſt des Befiges eines affirmativen Rechts durch 
Beruhigung auf. erfolgte Verweigerung fprechen Können, 
wenn es dem Beſitzer nicht die Möglichkeit einer erfolg- 
vollen Nichtberuhigung durch foforte Anftellung einer 
Schutzklage gewähren wollte, e8 würde von ber Möglid- 
feit einer Beruhigung nicht fprechen Tönnen, wenn es feine 
erfolguolle Nichtberuhigung gäbe. Doch genug für eine 
Recenfion! — Koch in feiner Beurtheilung S. 681 ftunmt 
mit dem Obertribunal im Grundſatze überein, glaubt 


*» aber, im vorliegenden Falle habe der Beſitz eines nega- 


tiven Rechts vorgelegen, da nur von einen. Anmweifungs- 
vecht des. Walveigenthümers die Rede ſei. Das ift un 
eine -irrige faktifche Anfchauung, denn im vorliegenden 
Valle. Hatte ver Eigenthümer des Waldes das Holz zu 
fällen, der. (Deputat) Berechtigte aber die Fällungskoſten 
zu erfegen, was fi von einem Anweiſungsrechte jehr 
unterfcheivet. — M 2. (S. 102). Bei der Beurtheilung 
ber Frage, ob der vor. einem inländifchen Gericht geltend 
gemachte Anſpruch aus einem im Auslande abgefchlofjenen 
Bertrage, duch Berjährung erlofchen ſei, kommen bie in 
Yänbifchen Gefege zur Anwendung; das Eintreten biefer 
Verjährung ijt als eine -vechtliche Folge und Wirfung des 
Vertrages nicht anzufehen,, In unferm Archiv VL.69 fl. 
VII. 497 ff. ift diefe Frage ſchon mehrfach behandelt. 
Es fcheint uns ganz unbedenklich, dag der Richter des 
Wohnorts des Schuloners eine nach der dortigen. Öefek- 
gebung begründete Vermuthung der Tilgung — und au 
ders iſt die erlöfchende Forberungverjährung nichts. — zur 
Anwendung bringt. Im vorliegenden Falle hatte, ein 


Kaufmann zu Frankfurt auf briefliche Beftelluitg! dem NR, 
zu Hoveftabt Papier geliefert and war 126. Thle: 8 Gar. 
ſchuldig geblieben. Der beim Preußiſchen Gerichte be— 
langte Schuldner ſetzte Die Einrede der kurzen Verjährung 
entgegen. Die beiden Hammer Deputionen erſter und 
zweiter Inſtanz verwarfen den Einwand, weil die Rechte 
und Verbindlichkeiten aus dem als in Frankfurt abgefchlof- 
fen anzuſehenden Vertrage auch nur nach den in Frank 
fart geltenden‘ Geſetzen zu beurtheilen. Das Geheime 
Obertribunal vernichtete. Es nahm an, der Hammer 
Entſcheidungsgrund komme bei Beurtheilung des hier. vor: 
liegenden Falles gar nicht zur Sprache, er ftehe mit der 
zu entſcheidenden Frage, in wie weit dergleichen Rechte 
bor inländifchen Gerichten noch können geltend gemacht 
werben, nicht in Verbindung. "Nach gemeinen deutfchen 
Rechte verändere die Klageverjährung die Fontraftlichen 
Rechte an fich nicht, wielmehr beftehe ihre Wirkung nur 
darin, daß ſie eine Einrede gegen ven Anfpruch begründe, 
vermöge welcher das Necht ſelbſt zwar nicht verloren: gehe, 
jedoch im Wege der Klage nicht mehr verfolgt werben 
finne. ° Bei der Erwägung, ob die Verjährung eingetre 
ten -fei ober nicht, Ffomme es auf die rechtlichen. Folgen 
aus dem Kontrakt weiter nicht an, fie bleiben ganz dahin 
geftellt, ba fie im Wege der Klage feine Wirkfamfeit mehr 
haben. Nah A. L. R. 1 9. 8. 568. begründe bie erlö— 
fchende Verjährung die rechtliche Vermuthung, : daß die 
ehemals beitandene Verbindlichkeit in der. Zwifchenzeit auf 
bie eirte oder die andere Art gehoben worden. Auch hier: 
nach fei gar Feine Beftimmung über die rechtlichen Wir- 
tungen des Vertrags zu treffen. Vielmehr trete nur vie 
Vermuthung ein, daß die Verbindlichfeit erlofchen ſei, 
welche fich anf alle Verbindlichkeiten, nicht blos. auf bie 
aus Verträgen entfpringenben beziehe. Diefe Verjährung 
fei die rechtliche Folge der Nachläffigkeit des Berechtigten, 


welcher mit dev Verfolgung. feines Anſpruchs zu lange ge 
zögert habe, aus dem Vertrage entfpringe ſie nicht. Es 
liege mithin kein Grund vor, weshalb die Auwendung der 
inländiſchen Geſetze könnte ausgeſchloſſen werden. — Koch 
(S. 682—685) iſt in den Gründen ‚anderer Meinung, 
boch iſt der Unterfehied nicht eben bebeutend, das Wefent- 
liche tft immer, daß die Gefetgebung des entſtandenen 
Dertrags die Dauer feiner Verbinvlichfeiten nicht gegen 
die Gefetgebung des Territoriums, welche die Verbind— 
lichkeit als noch vorhanden anerkennen fol, ſchützen 
kanu. M 3. (S. 107). Zur Befeitigung ber nach 8. 
568. Tit. 9. TH. J. UL R. aus der Verführung durch 
Nichtgebrauch entfpringenden Vermuthung der Tilgung 
‘der Schuld ift der dem Schuldner dahin zugefchobene Eid: 
daß die eingeflagte Schuld durch ihn (feit feinem briefli- 
chen Anerfenntnifje vom 11. Januar 1836) weder durch 
Zahlung, noch auf irgend eine andere Art berichtigt umd 
überhaupt Keine Thatfache eingetreten fei, wodurch fih 
098 Schuldverhältnig verändert habe, auch der Verflagte 
hierxvon swollftändig unterrichtet. fei, nisht geeignet, Aus 
dem Nechtsfalle unſeres Archivs VII. 277 ff. find vie 
Anfichten des Obertribimals über ven $. 569. A. L. R 
I. 9. nachgelaffenen Gegenbeweis gegen vie 8. 568. als 
Ausflug der vollendeten Verjährung durch Nichtgebraud 
aufgeftellte rechtliche Vermuthung, daß die Verbindlichkeit 
in ber Zmifchenzeit auf eine oder die andere Art gehoben 
worben, befannt. Im hier vorliegenden Falle find fienm 
noch troftlofer ausgefprochen worden. Es wird ohne wei⸗ 
teres bemerkt, ver 8. 568. fei fo weit gefaßt und ver Ge— 
genbeweis im $. 569. fo ſchwer gejtellt, daß fie beide 
fich faſt von felbft neutrafifiven, fo daß der Sade nad 
die Verjährung. dennoch in der Regel gerade wieder fo 
zur Geltung komme, wie e8 in dem fonft überall, im Land— 
recht purchgeführten eigentlichen Charakter derfelben, na 
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mentlich auch eines felbftftännigen Grundes ber 
Rechts aufhebung entipreche. Das Obertribunal nimmt 
an, die ganz unbeftimmte VBermuthung des 8. 568., daß 
die Schuld auf die eine oder andere Art gehoben 
fei, könne durch die bloße allgemeine Negation aller 
möglichen Gründe ver Schuldaufhebung, oder durch eine 
Eideszufchiebung dahin, daß feiner der irgend: mög- 
lihen Aufhebungsgründe eingetreten fei, begreiflich 
nicht wieder befeitigt werben. Selbjt wenn der. Gläu— 
biger alle denkbaren Aufhebungsgründe der Reihe 
nah berzähle, und nun ben Eid über den Nichteintritt 
aller diefer einzelnen Zilgungsarten zufchiebe, jo gebe 
e8 dennoch verjchiedene darunter, welche dem Schuld— 
ner ganz unbekannt geblieben fein fönnten, es könne 
eine Expromiſſion ftattgefunden, die Zahlung durch 
einen Dritten. gefchehen fein, der Gläubiger könne 
Erbe einer Perfon geworben fein, die im Teſtament bie 
dorderung der Erben für erlaffen erklärt habe, alles das 
Unne dem Schuloner unbekannt geblieben fein, falle aber 
gleihwohl in den unbegrenzten Kreis der im $. 568. auf- 
geitellten Vermuthung. Darüber, daß auf jolhem Wege 
leinerlei Tilgung Statt gehabt, werde faum eine er— 
Ihöpfende Eidesnorm aufzuftellen, und jedenfalls nur ein 
folder Eid de ignorantia zu deferiren fein. Es könne ja 
auch, wie fchon im Min. NRefer. vom 19. Juni 1844 be- 
merkt, ver Schuldner "bei fich denken, daß er felbjt an ven 
Kläger noch Anfprüche habe, mit denen er zwar nicht vor 
Gericht durchkommen werde, die ihm aber nach den Grunb- 
fügen der Moral zufämen, die er. daher mit jener aufge- 
ben laſſen könne; und über alles dies brauche er feine 
Borftellungen nicht eidlich zu, manifeftiren, und: daher 
würde auch hier die Beweisführung nur auf äußere Hand— 
lungen des Schuldners zu richten fein, in denen fich fein böfer 
Wille ausfpreche. — Scheint es doch faft, als könnten unfere Ju— 


— 3552 — 


viften ihren Berdruß, daß die 88 568. 569 ſyſtemwidrig in die 
Lehre von Aufhebung der Rechte durch: Friſtverſäumniß 
eingeſchoben worden, gar wicht verwinden! Es iſt nicht 
löblich, ein Geſetz anerkennen zu müſſen und mim dennoch 
ſeine Ausführung unmöglich zu machen. Da die Verjäh— 
rung durch Nichtgebrauch nun einmal zwei Prinzipien 
durch den Geſetzgeber erhalten hat‘, fo iſt es Sache ber 
Juriſten, ſie zu vermitteln, nicht aber, wie hier geſchieht, 
das eine zu vernichten, den Geſetzgeber etwas nimmer 
Ausführbares ausſprechen zu laſſen. Die Vermittelung 
dürfte in der Zuläſſigkeit der Eideszuſchiebung über innere 
Thatſachen — fiehe Schede's ſehöne Erörterung im Archib 
XL ©. 68-81 — liegen. Das mückenfeigeriſche Argır 
ment über unbewußte VBefreinngsgrütide erweiſt ſich ven 
ſelbſt als unbegründet, das Geſetz läßt nun eimmal $. 
569. das beſſere Wiſſen des Schuldners don ſeiner noch 
fortwährenden Verbindlichkeit/ entſcheiden, — Koch S. 
686. verweiſt uns hier Darauf, daß nach ſeinem Lehrbuche 
L. S. 279. e8 bei der Verjährung durch Nichtgebrauch 
auf bona -fides nicht ankomme. Das iſt 'aber: ebeil die 
Frage, in wie fern der gegen bie Vermuthung des $. 
568.-8. 569. ausdrücklich gejtattete Gegenbeweis der Un: 
veblichfeit, des eigenen Wiſſens von ber noch -fortwähren 
de Verbindlichkeit, in der Wirklichkeit zu erbringen. — 
3 4. (S. 113.) 1) Wenn ver Erwerber eines Grund⸗ 
ſtücks zur Zeit der Eintragung in das Hypothekenbuch 
oder der Mebergabe gewußt hat, daß derjenige, von wel 
chem fich der Titel herfchreibt, zwar im eigenen Namen, 
aber nur auf Grund einer Vollmacht als Mandatar eines 
Dritten das Grundſtück erworben hat ;- fo muß derſelbe 
den Mächtgeber feines Auctors in dem Beſitze des Grumd- 
ſtücks weichen. 2) Der -Uebergang des Eigenthums ven 
Bergantheilen ift bei deren mittelbaren Erwerbung bon 
Zufehreibung im Berggegenbuch abhängig. Die Vorſchrif⸗ 


— 359 — 


ten. der Allerhöchften Cabinetsordre nom 31. October 
1831 (über Suspenfion der Verpflichtung der Eigenthis 
mer zur Bejigtitelberichtigung) find — Bergantheile nicht 
anwendbar. — Gin Bergmann, Dodhorn, hatte einen 
—— um im Bezirk Minden nach Steinkohlen zu 
ſuchen, für ſich und feinen nicht angegebenen Mitinter- 
efjenten erlangt. Nachdem ein Steintohlenflög gefunden, 
winde es don ihm gemuthet und er erhielt die Belehnung. 
Gr trat diefe Zeche mittels notaviellen Vertrages an einen 
5 und einen Juſtizkommiſſar ab, welche auch 
ſpalerhin die Berichtigung ihres Beſitztitels und die Er— 
laubniß * ——— erlangten. Bevor jedoch die 
Seſiztitelberichtigung erfolgte, erhoben die Gewerken der 
Steinfohlenzeche Preußiſche Klus Klage gegen den Berg- 
mann Dodorn und die gedachten Befiger der Grube. 
Sie wiefen nach, daß Dodhorn le a auf ihren münd— 
lichen allen den Schurfichein machgefucht und die Mu- 
{ung eingelegt habe, daß fie allein die Schürfarbeiten 
durch die von ihnen beauftragten Grubenbeamte und Berg- 
leute, worunter auch Dodhorn, betrieben, auch die S int. 
isften und Rezeßgelder bezahlt hatten. Dodhorn hatte 
ih zu Diefem Manbatsverbäftnis durch zwei am Tage 
der Nachfuchung des hehe und ber eingelegten 
Vuthung ausgejtellte Reverſe befannt, auch den Klägern 
en Schürfichein und die Belehnungsurkunde eingehändigt. 
Die Berklagten, Erwerber, — nichts dom frag— 
hen Mandatverhältniß gewußt zu haben; in erfter In- 
hung Berggericht zu Ibbenbüren) wurden die Kläger ab- 
Ben. im zweiter Inſtanz (D. L. ©. Münfter) auf 
ıen Eid der Erwerber über die Wiffenfchaft des Man- 
datverhältnifjes beim Abfchluß des Vertrages erkannt, in 
titter Inſtanz aber das Eigenthum den Kläger unbe- 
ige zuerkannt. Die Vortheile des aufgetragenen Ge— 
Dafts gehörten nach 8. 62. A. L. R. I. 13. den Klägern, 
Dnahorn durfte nach $. 63. den —— nicht dazu miß⸗ 
rauchen, ſich eigene Vortheile zu verſchaffen. Der Dritte 
sunte zwar von ihm Erfüllung verlangen (U. L. R. 1. 
3. $. 54.), wodurch aber fein, Verhältniß zu feinem 
Mandanten nicht verändert ward ($. 54. 56. A. L. R. 1. 
13. 8. 130. I, — Es ward nun ferner angenommen, 
ap nach Bergrechten nur die Zuſchreibung im Bergge— 
genbuche die mittelbare Eigenthumserwerbung bewirfe 
2% R. II, 16. S. 255..256. 325. 326. 327. 1. 11. 
97 f.), weshalb alfo — den Verklagten kein 
genthum übertragen, und dieſelben durch die nachherige 
Zuſchreibung und Befittitelberichtigung, ba bie Kläger 
22 
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ichon geflagt hatten, die Verklagten ſchon vom wahrer 
achverhältniß unterrichtet waren, Fein ſolches erwerbe 
fonnten. — Darım nun, weil die Zufchreibung im Berg 
gegenbuche die Tradition bei Bergwerfen erfetst, finteme 
len eine eigentliche, Naturalüibergabe bei Bergwerken nid 
Statt finden kann, indem deren Beſitz nım darin bejteht, 
daß das Bergwerk unter Beauffichtigung der vom Staat 
beftellten Behoͤrden betrieben wird, ijt denn auch die En 
re ie Bi Dectober ie Fi it ufhebung 
er Zwangstitelbefitberichtigung hier für nicht anwendbar 
erachtet. — Koch (©. 189) Dernertt übrigens bei biejer 
Entf —— der Erwerber müfje (Entſch. Bd. 7, Nee, 
38. ©. 368) dem Eigenthümer auch dann, wenn er mat 
vom Auftrage gewußt, weichen, da, wer von einen Pat 
eigenthümer, obgleich in gutem Glauben, erwerbe, nic 
Eigenthimer werde und ar Si die Sache dem wahren 
Eigenthümer herausgeben müfje; fein guter Glaube habe 
blos Einfluß auf feine ———— en. — Allein das 
Dbertribunal hat durch den Plenarbefchluß vom 2. Die 
ber 1848 angenommen, daß der Machtgeber, dejjen Be 
vollmächtigter auf Grund des erhaltenen Auftrages ei 
Sache von einem Dritten tm eignen Namen. erfauft 
durch die in Folge eines folchen Vertrags an den Ben 
mächtigen geſchehenen Webergabe der Sache nicht ſo 
das Eigenthun derjelben erwerbe, fondern nur das 
Ian: Recht erlange, von dem Benollmächtigter 
gberkragung des ea yume an ihn zu fordern (M 
Bl. v. 1848 ©. 268 ff. Beſonderes Gewicht ward 
barauf gelegt, daß der Tradent ja nur beabfichtige, 
ihm in eigenem Namen gegemübertretenden Bevollmnär 
ten zum igenthümer zu machen, ein anderer es 
aan Dar bie Tradition nicht geworben fein könne 
R1. 7, $. 45.58.) Mertwitcbig genug geht durch 
—75 Entſcheidungen der enteo ver 8 
feit. Bei der früheren Entfcheidung war es ein fre 
Mandatar, durch deſſen Untreue der Mandant micht I 
ſollte. Im neueften Falle lag die Billigfeitsfrage ı 
fehrt; es hatten hier die Kläger das cigenge 901 
ren in Auen genommen, welche ver Berflag 
ihren Erblaffer H. angefauft Hatte, teogegen die 2 
ten unter anderem einwenbeten, daß einem 
ertrage der Erblaffer der Kläger das — 
Berflagten an ven ſtreitigen Kuren anerkannt hatt 
die Gültigfeit dieſes ſpäteren von dem 9. ohne 3 
feiner Ehefrau abgefchloffenen Vertrages war num 
ver. ehelichen Güterverhältniffe) davon abhängig, © 
2 a 
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D. Das Eigenthum der Kuxe bereits erworben hatte, oder 
ihm blos ein perfönliches Recht gegen ven R., dem fie 
trabirt war, Bun M 5. (©. 124.) 1. Wenn der 
eingeſetzte Erbe den Anfall der rbſchaft nicht erlebt, fo 
treten, ohne eine ausdrücklich darauf — Dispoſition, 
de von dem Erben nachgelaſſenen Kinder nicht in ſeine 
Stelle; und die blos erweisliche Abficht, daß ber Erb- 
{ auch Die Kinder habe bevenfen wollen, reicht nicht, 
Ne bei Yegaten, dazu aus, den Letzteren die Erbſchaft .zu- 
zuwenden. A. Die, in einem mit ven formellen Grfor: 
iſſen eines Teſtaments errichteten Nachzettel zu einem 
übern Teſtamente ‚enthaltene Dispofition in für fich felbft, 
19 wenn dieſes frühere Tejtament aus irgend einem | 
wicht beftehen könnte, als ein — Teſtament 

zu erachten, wofern aus derſeiben der Wille des Teſtators, 

den Inbegriff ſeines Nachlaſſes einer gewiſſen Perſon zu— 
enden zu wollen, deutlich erhellet. Inzwiſchen durfte die 
eiſte Enſſcheidung doch wohl noch zur Grörterung gezogen 
werden Tönnen, da fich eigentlich fo recht nicht Änfeben 
‚ warum nur bei Yegaten die erkennbare Abficht des 
tors als Inhalt ve ne Beftimmung anges 
ar werden jolle, es ſcheint wirklich nur $. 531., wie 
oft Die Pandektiſten, einen allgemeinen — ange⸗ 
sandte zu haben. — 8 6. (S. 136.) 1. Die Stellung 
us Yuftizkommiffarins als öffentlicher Beamter hindert 
mie, ihn der ihn beauftragenden Parthei. gegenüber, als 
Ken Bevollmächtigten anzufehen. 2. Die Manualakten 
nes Suftisfomumifiaring jind als eine eg bon 
Sorten und Urkunden, die für die Parthei alg igen⸗ 
jümerin des Geſchäfts, in ven Händen des Juftizkommif- 
ſriue aufbewahrt wird, mithin nicht als deſfen Eigen⸗ 
hun Bee. Allerdings unbeftreitbare Sätze. — 
MT (©. 143.) Die Lehnfolgefähigkeit: ver von einem 
eden, in einer nach den ausländiſchen Geſetzen feines 
 Sohmortes vollfommen gültigen Che, erzeugten Söhne, 
























Bl der Succeffion in deſſen hinterlaſſene adlige 
im Julande, nicht durch die in dem A. 2. R. 
Aber aus ungleichen Ehen vorgefchriebenen Tanbesherr- 
de Dispenfation nk — Ein im Königreich az 
(m wohnender Agnat einer Hhfterpomnerfäien Lehnsfa⸗ 
lie Hatte dort feine Haushälterin geheirathet, und feine 
Ainder follten nun für die Succeffion in abelige Bommer- 
de Xeben nach $. 362. 363. U. 2. R. I. 18. nicht —* 
Monsfähig fein. Früher hatte das Obertribunal (ſiehe 


tchiv VI, 507. 508.) fchon angenommen, d 
Nmobilten nach den Gefeten ei gelegenen ‚Orte — 
22° | 
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werben, und es konnte daher wohl ſcheinen, daß hier die 
Kinder jener Ehe nicht Iehnfolgefähig waren. Das Dber- 
tribunal nimmt aber (S. 147.) an, im die Sphäre ber 
Realftatuten fallen nur ſolche Vorſchriften, welche ſich ſpe— 
iell auf Immobilien beziehen, oder, wie Suarez in einer 
evifionsbemerfung zum erſten ungedruckten Entwurf des 
Landrechts fich ausprüdt: quae rem primeipaditer 
eiunt el eirca rem aliquid disponunt, amd ausgeſchloſſen 
| oem daher hier alle gefegliche Bejtimmungen, welde bi 
ie Berfon des Beſitzers und deren vechtliche Eigenſcha— 
ten angehen, welche den Berfonalftatuten angehören, Und 
barım find denn hier die in Weſtfalen geborne Kinder 
jener wenig abeligen Che für fucce fionsfebig in Hinter- 
pommerjche Lehen gehalten worden. Die Sache war in 
der That nicht ohne Zweifel, da doch die Nechte Des Yehn- 
hofs, alfo, foweit in Bommern feine befonderen borhan- 
den, die jubfidiarifchen Yehnfolgegrundfäge des Landrechts 
entſcheiden zu müſſen ſcheinen. Snpwilchen müßte auf alle 
älle eine, andere Anficht durchſchlagen; in der Weltfäli- 
chen Verfaſſung war nämlich der Unterjchied der Et 
aufgehoben, ver servus und der nobilis hatten ihre Der- 
mittelung im ingenuus gefunden, in einem ira Lande, 
wo kein Gegenſatz zwiſchen Adel und Bürgerſtand ift, Tann 
man nicht Er daß. einem dortigen Bürger der 
fehle, ſomit daran auch, dort, wo er feinen status pers 
nalis mitbringt, feine Nachtheile knüpfen. — So haben 
wir ja jest die Beſtimmung der, Berfaffung, welche bie 
Standesvorrechte aufhebt, ſchwerlich wird man ba neh 
eine befondere Aufhebung der SI. 30 FAUL R. ILL 
erforberen. — Uebrigens verweifen wir wegen jenes Ver- 
alles der Real- und, Perfonalftatuten bei ber Erb- 
olge auch noch auf v. Savigny's Shitem Bd. 8. ©. 30571. 
überhaupt ein äußerſt wichtiger Band für beutjche Reche 
verhältniffe. — Wir begreifen gar nicht, wie Koch im jer- 
ner Recenfion ©. 690. die Frage jenes Nechtsfalles Tebig 
lich mit der Bemerkung, die Theorie, daß die |. g. Heu 
ftatuten auch in Beziehung auf die Inteftat-Suecejjio 
bei Immobilien zur Anwendung konnen müßten, jet fi 
riftisch gar nicht zu begründen, abthuen konnte. Die Sad 
liegt etwas tiefer, — M 8. (S. 152.) Bei Subhajts 
tionen im Wege der Erefution verliert dev Gläubiger 
ſoweit, als feine Forderung. durch das Kaufgeld gebe 
wird, fein perſönliches Necht gegen den urſprünglich 
Schuldner: auch durch Die, bei ber aufge elegung | 
dem Käufer vereinbarte Uebernahme feiner Forderung 
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bisherigen Schuldners bedarf es dazu nicht. 
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och fehr fraglich, ja wirklich unxichtig, wir verweiſen 
n die im vorigen Hefte des Archivs ©. 48 ff. und im 
jetigen ©. 238 ff! von Tilmann und Scheele geführte 
—8 — Koch iſt übrigens S. 691. dem Obertribunal 
lechtweg beigetreten. — MM 9. (©. 160.) Wirkung der 
gegen den titulirten Befiger eingetragenen protestatio de 
non amplius :disponendo in Beziehung auf den wahren 
Ehenthümer. Es war wegen einer perjönlichen Forderun 
don Thlr. von N. bei Einflagung berjelben zuglei 
auf Beſchlagnahme eines Grundſtücks angetragen, welches 
nem Schuldner X. gehörte. Der Prozeprichter trug, da 
die Bedingungen des Arreitfchlags vorhanden und das 
| hothekenbuch den Schuldner als den damaligen Beſitzer 
Aaab, Die protestatio de non amplius disponendo ein. 
fein &. hatte das Grundſtück fchon vorher notariell ver- 
fanft und, wie zu beweifen erboten ward, übergeben, der 
nene Erwerber klagte auf Löſchung der Proteftation, und 
mit Erfolg. Die auf $. 410. U. L. R, I. 20. gegrün- 
dete Nichtigfeitsbejchwerbe tvard mit Recht zurückgewieſen, 
da e8 fich bei ver fraglichen Proteftation um feine Hypo— 
tbefbeitelfung "handelte und das Präjudiz des fingulären 
a nicht auf andere Verhältniſſe, wo es an einem 
Zitel zum Pfandrecht fehlt, ausgedehnt werben kann. — 
3 10. (©. 160.) Ein Supotbefengläubiger., der nach 
eine Die feine Einwilligung gefchehenen Trennung eines 
feinem Pfandrecht unterworfenen unbeweglichen Pertinenz- 
füds, ſich an letzteres entſagt dadurch ſeinem 5— 
er: an dem abgetrennten Pertinenzſtücke. ach 
$. 456. 457 AU. R. 1. 20. allerdings unbedenklich, und 
8 liegt hier einer der Fälle vor, Wo eine fonfludente 
Thatfache gegen 8. 60. WR. I. 4. — bei Gegen- 
fanden über 50 Thlr. entjcheivet; der neue Zuftand, Ver— 
fauf des furrogirten Pertinenzjtüds, Eonnte neben dem 
alten, Haftbarfeit des früheren Pertinenzjtüds, nicht zu⸗ 
eich beitehen. — M 11. (©. 170.) Die Einwilligung 
der in Gütergeineinfchaft lebenden Ehefrau in die vom 
Ehemanne vorgenommene Veräußerung ‚eines Grundſtücks 
ie wirfungstos, wenn dieſelhe nicht ſchriftlich geſchehen Üft. 
Ar * —_ M 12. G. 187.) Bet der Ebfolge 
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* Merficht ſich bei Objekten unter 50 Thlr., da wir unfere alte 
Meinung II, 599 ff. nicht zurücknehmen. Dr. Sommer. 
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** Aen uerkannt, indem 8. 405 AnL. RA. 













































en. — Nach gemeinem Rechte 
—J t, wenn ein Ehegatte mit Kindern hin 
ug di hat, und von — Kindern hiernächſt eins ber: 
ſtirbt, in den Nachlaß desſelben die Mutter mit den übrt 
gen Geſchwiſtern zujammen zur Succeſſion; iſt fie aber 
ur zweiten Che geſchritten, oder erfolgt ſolches weiterhin 
o iſt fie in Anfehung der von, dem Vater J das Kind 
vererbten Güter nur als Fiduciarerbin anzufehen. Ganz 
richtig entſchieden, da Die Const 3. $. 1. c. de secundis 
nuptiis (D, 9.) und Nov. 2. c. 3. Nov. 22, c, 46, inile 
rem Zujammenhange keineswegs der wieder heirathenden 
Wittwe das. Eigenthum nehmen, fondern es mm mifRen 
Küdfall an das Kind, belaften, ein. Fiouziarperhäftnig ein 
führen. — ,M 14. (S. 190.) 1. Auch ein einzelner non 
mehreren Miterben darf gegen einen andern Miterben auf 
Anerkennung ber Kollationspflicht Hagen; und finpelber 
—— „daß Erbſchaftsaktiva vor der Theil ng 1 4 
von ben Erben gemeinschaftlich eingezogen werden bien 
ier feine Anwendung. 2. Es iſt unzuläfjig, don emem 
iterben,, welcher von dem Erblajjer | on zu deſſen deb⸗ 
zeiten, höher ausgejtatten worben, als betra⸗ 
gen ätte, und der beshalb won der —— and 4 
bfchaft ausgefchloffen bleibt, — zu fordern, daß er Das 
Ueberhobene bei der hienächitigen Theilung des Naclajjes 
bes letztlebenden der Eltern einwerfe. Alles ganz nal 
lich. — M 15. (©. 202.) Diejenigen, Magiltratei a 
beamten, welche bei der Annahme des remunerirten JRDl- 
joe Amtes, ihren ——— hauptſächlichen Beruf, 
hnen ihren Lebensunterhalt gewährte, beib ehiel— 
Do ‚feinen Dujpru6) = Benfion. Darauf, ob der ber 
ehaltene bisherige Beruf weniger ———— wä 
oder in der Folge weniger gewährt, als die amtliche 
muneration, fommt es nicht an; noch weniger auf bie} 
Tagesſtunden, welche Amt oder Gewerbe zu ihren 
Betriebe —— — Der $. 6. der Cabinetsordre 
28. Dezember 1837 beftimmt: „Diejenigen Unterbean 
weige (te Amt unter Beibehaltung eu 8 | mern 
auptjählihen Berufs mur als Nebenbejchift N 
perwalten, haben auf Benfion überhaupt Feine Anfpridet 
8 ward hier. auf einen Kaufmann angewandt, 
einen Handel mit Materialwaaren und mit Tabak b 
* 1 Stadtverordneten zum Rendanten ber = 
em Geſetz | | 


ein Erbtheil betra— 
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von 31. Mai 1820 den Gemeinden zur ET . 
bung überwiefenen — Klaſſen- und Gewerb euer erwählt 
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und som, Magijtrat —55 worden war, und. nach 21 
— aſſen wurde und nun Penſion Der 
ugte. — E8 ward angenommen, es Eönne nicht Die 
u ie Geſetzgebers gewejen fein, daß ein folcher, 
mter ſich durch allmählige Einfehränfung feines Gt 
bes en einen Penfionsanfpruch berfchatt e, daß viel⸗ 
mehr —— Ernennun er daß er fein Hiberi 


Gewerbe beibehält, 9 daß * den — 




















hen nur Steben äftigum — 
? 16. (©. 208.) I. Zur Bo % änbiafen eines 20 Big 
tte ui Pr Br Angabe des Zahlungsorts im 
Vech jelb agegen iſt es nicht le daß der 
ahlur en im Rontert des Wechjelbriefes vermerkt werde. 
» Der Dezogene, ber einen vom Ausfteller auf einen 
elttimit emittenten gejtellten, in deſſen Händen ber- 
Wechſel angenommen hat, Fann dem aus dem 
egen * klaͤgenden Remittenten im Wechſelpro⸗ 
ben Einwand entgegenfegen, ber Traſſant habe 
r uftrage und für Rechnung des Remitlenten den 
—— uf ihn ge een, und es ſtehe dem Remittenten, 
als De EEE 2: des — fein Wechſelrecht 
gen ihr, den Bezogenen, di Dei gezogenen 
gen Haumenen Be lüten eöfeln iſt, wenn zur Ver— 
Bi ahlung erfolgt, nur die Aufnahme bes Pro- 
lungsort, bei ver vom Acceptanten bezeich- 
= —6 win auch eines aimeiten Protejtes 
en „glcceptanten ſelbſt, in deſſen Wohnort,  noth- 
vendig. Richtig — 2 dat Jir uns nur noch hiſto⸗ 
her ße ttb. — M 17. (©. 216.) Der die ſteuer⸗ 
iger Waaren, welcher Diefe mit dem, betreffenden 
der ‚Steuerbehörbe zur Mevifion übergiel , 
Fir, daß die Deklaration 6: dem Frachtbrife ri 
eb jet, und kann ich damit nicht entjchufpigen, baf 
{ ekaunt DEREN, jei, ob die Waare ‚in, vr 
a rief et worden. — Der Witwe A. zu 
Dam n waren 5 anvei SA fer mit Waaren, welche ei Kauf- 
ad einen Schiffer bis in die Nähe von, Hamm 
€, zugejandt worden; beim Ausladeplatze wurden, 
dem Ka erenbinder D. mit dem Hl n Ira 


ur} ite pi Bejorgung an die Adreſſe b ‚Di 
(det ug an ben 2 Thor der — figes 5 
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Abfender ward unbedentlich ſofort im Die geſetzliche ale 
N n — * * er — — 
uſtanz freigeſprochen, in Der eitsin —— 
8.1 15% —— vom 30. Mat 1830 J 
weil es ja wo ihm abgehangen, jich der D 
Fe Rk zu enthalten und zu — daß ein he 





















—— der Ma örde anzuzeigen, daß 
ollis verſchloſſen fe eich und ER ner, 


ae Eee ‚und deshalb im, der Mar Braten Mil * 


‘0. W. hatte am 5. September 1839 eat, je 
aber fchon am 27, Februar 1840, alfo am 17 Tape 
mit einem Sprößling beglückt. Er erlangte bie Tre tung 
Fit zugejtand, von einem Dr tten Ri | 

mängert worden zu ei und dies ihrem Eheman ne 
wiegen zu haben. Die einge er 354. In Beben 
verlor er dagegen nah A. L. RII. 2. 8: 1.i N 

Ranzen. Das Obertribimal Hahn aber an, daß Die 
a8 grade ag * wi Rechts L. ni 
statu hominum (1, 5.) L 12. de et 108 | 
(38, 16.) pr. J. de patria. — (1, 9 de 
nupt. (1, 10.) bejtimme, und, fomit in der M ra h 
benburg ſuspendirt und mit vollem Recht Die Ent 
geoenesung von L. 11 ff. ‘de natural. lib. (d, 2 21.) Wi J— 
a dieſe nur die Legitimation der Ge J— 
EN gende Ehe betrifft, zurückgewiefen. — Mi 
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AL. R. 1. 8. 8.7139. 140. nicht ver- 
bar. — NM 20. (S. 241.) Kompromißverträge, worin 
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enbahn war beſtimmt, daß alle‘ Streitigkeiten durch 
iedsrichter entſchieden werden follen. Mit dieſex ällge— 
memen Beſtimmung war freilich nichts zu machen, ſondern 
nm fo, wie gefchehen, zu erkennen. ir 
Es folgt men in der erjten Hälfte des Bandes noch 
©. 2495— 256. ein Nachtrag zu den Plenarbefchlüffen, 
namlich M VII. Die landrechtliche Beſtimmung, daß 
inber Regel ein Jeder die über fein ee gehenden 
Gräben und Kanaͤle, wodurch das Waffer feinen Ablauf 
Dat, zu unterhalten verbunden ſei, findet auf natürliche 

















Privatflüjfe Feine UL Es wird gründlich ausge: 
er, daß, ungeachtet 8. 99 und 109, A. L. R. LE. 
durch „vielmehr verbunden find, Doch nur der erjtere $. 
ton 5 RUN, nur. der zweite aber von ar- 
inziellen Anlagen handele, ungeachtet der dritte Weſtfäli— 
che 8 chied 8. 15. von der entgegengeſetzten An— 
ot ausgeht. Die meiſterhafte Ausführung des Plenar— 
beihluffes hat auch Schon Koch (S. 680) anerkannt. 
Die zweite Hälfte (©. 260) fett zuvorderſt die 
8. 128: Tit. 5. TU. 


RL 11., folgend den, Anfichten von Bornemann, Koch, 
aume. Wir haben die fehriftliche Form der Verträge 
MOL, wie in Sranfreich, aus Mißtrauen auf den Zeugen: 
Vers, ſondern urſpruͤnglich aus dem Stempelintereffe 
eyalten, weshalb denn in ven desfallſigen Beftimmungen 
un Tolgerechter Zuſammenhang iſt. Es wäre u einer 

mg werth, ob man nicht beſſer überhaupt fich auf 
dusſd bung des Zeugenbeweifes bei wichtigen Gegen: 
Anden, wenn er. richt Durch Schrift unterftützt — com 
‚ement de preuve par cerit — bejchränfte, es iſt Doc) 


f 


— 
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wahrhaft empörend, wenn man, mit Beifall; der Geſetz 
lagen, fan: ja, ich habe ven Vertrag ernſthaft gefchleifen 

u aber doch nicht halten. Es find zehnmal meh 
Bro; efje Durch bie vorgeſchriebene ee chrif 
—— veranlaßt, als verhütet. — X 









































«umher 
wi äumung des im Th. I. Tit. 5. $. 53. ber? 
r 
—— der Rubriken I XXI 
- hat den Berluft der Rechtswohlthat des —— nich 
ur Folge. Dieſe in unſerm Archiv (IX. 203 ff. X. 559 
Ion u REN —— see ijt num doch endlich be 
—— — a 705— 107 ift freilich an- 
derer Meinung. iR 282.) Nach ven Srund 
füßen der erden een Gütergemeinſchaft ift de 
überlebende Ehegatte, der mit den Kiubern in der 
— lebt, befugt, Au Grundftüde, die zu der © 
meinjchaft gehören, unter Lebendigen einfeitig — ohne 
timmung der Kinder, zu veräupern. Gründlich — 


en gormulart 


Ban: — 4 XI. (©. 300.) Hier ift in Berfolg des 
VIII. 38. 59. unferes Archivs an IV. 307 m) $ 5 i 
vom. 12.- November 1838 (Entjcheid I daß 
der mahljährige Bei, welcher auf den Grund „1 IN 
Ravensb. Eig.-Ord; dv. 26. Novbr. 1741 oder der Mü 
Eig.-Ord. v. 10. Mai 1770 noch vor dem Cir itt be 
fremden Geſetze über die Aufhebung der Leibeigenfe 
zum mahljährigen Bejige_ des Guts gelangt 
beifen Mahljahre exit nach erfolgter, zfhebinp bag 
eigenthums ablaufen, nicht verpflichtet iſt, dag ü 
Zwifchenraume zwischen diefer Aufhebung und Sa Ab⸗ 
lauf der Mahljahre aus den Mitteln der Stätte eriwe “ 
bene Bekulium an ven Anerben herauszugeben — ( F | 
Septeinber 1344 weiter entfchieven:, daß nach ber ? 
terſchen Eigenthumsordnung der ma tiähe ige 4 
ig, das vor der durch die fremde Gejeßgebung erfolgten 
Aufhebung der Geibeigenfeh aus den Piiteln % 
erworbene Vermögen, bei dem Ablaufe Der —F hie 
auf dem RR zurichzulaffen und an den Serben en | 
auszugeben, Diejelbe — — ir 
neinender Faſſulig gegeben. — 
eine. Partei über eine von ihr au eteifte —* 
weismittel vorgeſchlagen und ugleich 
Eidesdelation darüber bedient erf F 
aufnahme aber nicht zu dem Re hltate 
. Eid erkannt. werden kann, fo ift ver Ric rg 
ten, Annahme des angetragenen Eides ungem 
einen; nothwendigen ‚Eid a erkennen Gefugt. € 


’ 


te 
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ausgeführt. Traurig iſt nur, daß über die Zu⸗ 
ſigleit der eventuellen Eideszuſchiebung überhaupt noch 
ae Einſtimmigkeit zwiſchen den. Gerichtshöfen befteht; 
ad Arnsberger Appellationsgericht läßt ſie z. B. nicht zu, 
igegen aber ar — p Die — Pre 
d.der Kheinifche Hevijionshof. Eine fo wichtige Frage 
— worüber ‚unjer Archiv (V, 378. V, 469. VH, 330, 
383, X, En zu vergleichen — follte eigentlich, für alle 
derichte feſtſtehen. ch | 

Wir gehen über: zu ben a ber 
biefes 10. Bandes, M 21. (©. 342.) 
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Bere 


Der 2. Satz jtimmt zwar ‚nicht wörtlich mit 


ontral e feines Schuldners anzufechten, wenn er den Be— 


iglich zum Schein abgeſchloſſen worden. Im den Grün— 


infechten könne. Sur. Phi porliegenden Falle handelte es 
id) aber von Scheingefchäften, wo alfo in der Wahrheit 
ns Eigenthum beim Schuldner geblieben war, der. dritte 
tontrahent es nur fir ihn zum vertragsmäßigen Zwecke 

us —55 ber Gläubiger aufbewahrte. konnte 
icht das Daſein der im nl, vom 26, April 1835 
sgejegten Familienverhältniſſe zur Aufechtungsklage 
lid fein. — Koch in feitter Becenfipn ©, (18. 
t bien: den: Namen der Klage, die Formel, den 
begriff, wodurch der Kläger zur Klage: ermächtigt 
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werde, es feheint darauf aber" nicht fo ſehr anzulemnen 
richte Be ung des en des bei 

Doch wohl’ erit rn zu fein, ehe der Kläger legiti- 
3. (©. 361.) Damit’ derjenige, wel 
























ne Ichriftlichen — verluſti 
e 


ferung den 18. Mat 1843 zum Courfe von 119%. Pe 
Später an &, dieferhalb Jchriel 

antwortete E.: "Auf Ihre Sl erwidere ich Men 
‚ wie Sie mit ſch 

können, ich möge die früher von mir gekauften 50 


119%/,, pCt. für Sie bejtmöglichit begeben, da Sie ber 
recht gut wilfen, daß ich folche bereits früher Fir Si 
mit 123>/, p&t. verfauft, jo dag Ihnen darauf 216 20k 


nu 


Berlegung des $. 185. A. L: R IF | 
deſſen Anwendung abzulehnen, fehon genüge, fi 
Schreibende Feine Verpflichtung aus dem Berkrag 
es aus welchem Grunde es wolle, anerka 
— M 24. (©. 366.) Der Käufer kann das 
nur wegen ſolcher Anfprüche dritter Perfonen and 
zurüdhalten und deponiren, hinſichtlich Deren“ 
% en ihn entweder fchon angeſtellt, oder doch 
bejcheinigt ift, daß fich eine folche begründen Il 
Entſcheidung fett den Käufer in die falſche © 
er den Anspruch des Dritten, obgleich es zu je 
tereſſe gehört, ihn zu bejtreiten, ſogar beſcheini 
um zu der zu feiner Sicherheit erforderlichen D 


J 
ip 
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gelaffen zur werden. Nichtiger ift daher ficher die Ent- 
—J— ©. 222. 223. dieſes Hefts unſeres Archivs. — 
NM 25. (S. 371.) 1. Wenn ver Ceſſionar, um J den 
Regreß gegen den Cedenten zu erhalten, nah A.L. R. 
zb. 1. Zit. 11. $. 434. die Forderung nach Ablauf der 
Berfallzeit vjofort beitreiben“ muß, jo it unter die— 
ı Ausdrud nicht gerade eine ſchon am nächjtfolgenden 
age anzuftellende Klage zu een? e3 bleibt vielmehr 
en. besfelben dem Ermeſſen des Richters über- 
2. Die Pflicht des Ceſſionars, binnen drei Mo- 

naten nach erfolgter Ceſſion vie vorbehaltene Kündi— 
zung gegen bei Schuldner vorzunehmen, tritt bei folchen 
sorderungen, die bis zu einem gewiſſen Zeitpunfte unauf- 
9 ſind, erſt mit dem Eintritte dieſes Zeitpunktes 
Ganz richtig. Das „ſofort“ iſt Das römiſche en: 






em 
aljo alsbald cum grano solis genommen (L. 21. 

Dig. de pecum. constit. 13. $. 1. modieum „‚„tempus, non 
minus decem dierum‘*)., N 26. (©. 270.) Die bei fort: 
währenden Präftationen, aus der Gleichmäßigfeit ihrer 
Enteichtung und Annahme während einer Reihe von drei 









fo hoch vergleichsweife bejtimmt ſei, fann durch vie bloße 
ehauptung: es jei Fein Vergleich abgejchloffen,, bezie— 
ungsweife durch einen hierüber zugefchobenen Eid nicht 
ejeitigt werden. Begründet dadurch, daß der dem 8. 143. 
VER. 1.16. folgende 8. 144. die VBermuthung in 
Frage nur alsdann wegfallen läßt, wenn nach den übrigen 
jorwaltenden Umſtänden ein gültiger Vergleich zwifchen 
em Schuldner und dem Empfänger nicht gedacht wer- 
den Tann. — M 27. (©. 382.) Der Anfpruch einer 
Geſchwächten auf Beilegung der Nechte einer gefchievenen, 
ir den unjchnldigen Theil erklärten Ehefrau, und in wei- 


entfpringende ef daß die Zahlung auf 










erer Folge, der Anfpruch des Kindes auf die Rechte der 
ehelichen Geburt, find davon abhängig, daß berjenige 
Beifchlaf, aus welchen die Schwangerfchaft entjtanven, 
tacdı einem von dem Schwängerer ihr gemachten Ehever— 
prechen vollzogen worden fei. Hieraus folgt einerfeits, daß 
em befruchtenden Bejchlaf das Eheverfprechen voraufge— 
gangen fein müfje, und andererieits: daß der Umftand 
allein, daß dem überhaupt erjten Beifchlaf ein Eheverfprechen 
nicht voraufgegangen, der Gefchwächten und dem Kine 







ruchtenden Beifchlaf ein Eheverfprechen voraufging. — 
war verjchteden in den Inſtanzen zu Berlin erkannt. 
e Wortfaflung des 8. 1035 (A. L. R. H. 1.) „hat der 
führer die Gejchwächte unter dem Verſprechen 
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blafsbewilligumng gewefen fei, es möge'biejelbe nm 
Goncentionszeit; oder al üher 






















diariſch anferlegte Verpflichtung zur Alimentation unehe 
licher Kinder tritt für die Eltern, insbeſondere auch für 
die Mutter des Schwängerers, in dem Falle nicht eu, 
wenn biefer ſelbſt außerehelich geboren ijt. Es wird Dies 
troß des $. 628.4. L. R. IE 2. ausgeſprochen, weil’es 
am gefeglichen Familienbande hier fehle und anzunehmen, 
daß $. 629 eheliche Großeltern unterftelle. Wohl begrim 
det, obgleich man übrigens von einem Gefetsgeber, derans 
bloßer Begünftigung der unehelichen Geburten bem ehe 
lichen Großvater die Ernährung der von feinen Söhnen 
erzeugten unehelichen Kinder auflegt, alles gliche 
Verkehrte erwarten kann! Der ehelihe Großee 
ſteht ja auch im keinem geſetzlichen Familienverhält 
zum unehelichen Kinde Feines Sohnes, dieſer 5 
nur für die Alimente aus feiner eigenen That und &8 
Barbaret, wenn man jenem ohne das Dafein eines ge 
lihen Bandes Verpflichtungen überfommen läßt, De 
zuborzufommen es für ihn fein Mittel gibt; oder 
der Gefeßgeber die are Erziehung des Sohnes be 
[5 [8 wenn die Erziehung immer dergleichen ber 
ern könnte! — Nr. 29. (©. 393). Die Wechfelfä 
des Ausstellers, ſowie des Acceptanten eines Wechjels, 
ſich nur nach der Zeit der Ausjtellung oder der Accep 
beurtheilen; die von dem Ausfteller oder Acceptanten 
han erlangte a een hat Feine rückwirke 
aft. Sehr gründlich ausgeführt. Nr. 30. (S. A 
Ein am eigene Ordre gezogener, auf einen bejtimmten 
allta geftelfter, bon dem Bezogenen im Voraus accek 
echtef elangt nicht zur Wechjelfraft, wenn er 'erf 
dem Berfalltage indffiort wird. Wie fchon von Ko 
721 bemerft, felbftverftändlich, da ein ſolcher Wech 
‚Mangel einer beftimmten Zahlungszeit leidet, alfo eben 
fein Wechfel ift. Nr. 31 (&. 445.) Nach Pommerſchen 
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—57 iſt der nicht zu den Abkömmlingen des Lehn— 


laſſers Ber ebe Yehnsfolger, welcher pas beneficium taxae 
sübt, bei unzureichendem Allodialvermögen des Lehn- 


laſſers, auch jelbit die geſetzlichen Lehnsſchulden nur inner- 
di des durch Die A feftsufteffenben Werthes des 
ehngutes zu übernehmen ſchuldig. Nur für folche Schul- 
ben, welche er Be oder ein durch feine a! ihn 
verpflichtender Vorfahr fonfentirt hat, bleibt der — 
unbedingt verantwortlich. Richtig; ein früher 
abweichendes Judicat des Obertribunals (S. 424) 
wmd aus den Relationen näher erklärt. — Nr. 32. (©. 
an Die Vorfchriften des A. L. R. Th. I. Tit. 18, 
$. IT. und 719. machen fich auch in Schlefien dahin 
eltend; daß Descendenten auch bei reinen Käufen von 
— der Lehnwaare frei ſind, und eine Ausnahme 
von dieſer Hegel nur durch den urſprünglichen Erbzins— 
oder Kaufbrief, over durch eine bei dem Grbzins- oder 
andern Ruftifalgute wohl hergebrachte Gewohnheit begründet 
werden kann. Gin Vertrag oder Vergleich, welcher nur 
ve Kaudemialpflichtigfeit im Allgemeinen, oder in Be: - 
ung auf Die zur zahlenden Beträge rvegulirt, ift nicht 
et, die Anwendung jener Negel auszufchliegen. — 

rt Hauptitreit war hier, ob Gutsüberlaffung und Kauf 

tehtlich verſchiedene Geſchäfte feien, was das DObertribunal 
beftreitet. Gut, daß die ganze Laudemienwirthſchaft iegt 
eh das Ablöfungsgefeg zu Grabe geht! — Nr. 33. 
8.47). Wenn die nach dem früheren Recht begründete 
ulmmwergende Hypothek der Pupillen in dem Vermögen 
8 Bormundes nac Einführung der Preußischen Gefete 
im Derzogthum Sachen geſetzmäßig zum Sopoihetenbine 
mgemeldet und eingetragen it, jo beitcht fie als eine 
ngetragene vormundſchäftliche Kaution fort; und biefe 
tet ſich auf alle Defecte, die der Vormund zu ver- 
ten hat, auch auf Die, welche aus ver Zeit vor ber 
Sintrag: — Unbedenklich; der Appellations— 
hier hatte freilich geglaubt, daß durch die Eintragung 
Egal⸗Hypothek die alte ftilffchweigende Hypothek ber 

dupillen erlofchen, durch die Kintragung eine neue Hhpo- 
if entſtanden, was offenbar ivrig, da diefe Eintragung 
die alte Legal⸗Hypothek nur erhielt. — M 34. Nach ber 
in dem Herzogthum Weftphalen als Provinzialgefeß gel- 
ben Verordnung des Kurfürften und Erzbiſchofs ben 
In, Sofeph Clemens, vom 28. Auguſt 1715 find die 
mtberren — decimatores majores — proviſoriſch, 
unter Vorbehalt ihres Regreſſes gegen etwaige ſonſtige 
— ur Herausgabe der zum Kirchenbau erfor- 
derlichen Beträge, Herb über den Werth der Zehntberech- 
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tigung hinaus, verpflichtet. Hart, aber gejetlich. — „MM 35. 
& 469.) Das © $.49. der Verordnung vom 1. Juni 
833 über den fummarifchen Prozeß enthaltene Präjudi 
wonach das Ausbleiben im Audieuztermine für den Nicht- 
erfchienenen den Nachtheil hat, daß alle von ihm im zwei⸗ 














ten angeführte Thatfachen, welche wegen Ausbleib 9 


treitig. IM 36. (S. 473 





erfolgte Entſagung einer Erbichaft jum Beften feine | er: | 


begeben hat, fo lange feine Anwendung als nicht Di 
"Gaftlichen Liquidatlons = Progejjes 


Subbaftationen, Aufnahme von Taxen und Abhaltung beit 
Licitations-Terminen nur auf den Grund fpecieller Auf 
träge der Oberlanvesgerichte befugt. II. Die Abfe 
von Adjubicationg-Erfenntniffen kann ihnen gültiger’ 
nicht aufgetragen werden. Wichtig, aber antiguie 
NM 38. (S. 486.) Zur Begründung des Widerſ 
egen ven Zufchlag bei nothiwendigen Subhaftatior en 
bie bloße Depofition des zehnten Theil des Gebot 
Caution nur unter der ausprüdlichen Erklärung, fü 
Gebot, allen Nachtheil und bie Koften FE 
— Da 8, 13. der H. Berord. v. 4. März 1834 
haupt die Berückſichtigung des Widerſpruchs bes © 
jtationg-Intereffenten auch 2, davon abhängig macht 
er für Gebot, Nachtheil und „Koſten zu ba en fü 


en 


| Biel: jo konnte die Einhaltung der 3. Being um 

epofition oder Berficherung des zehnten Theils des 6 
sticht hinreichen, jene Verpflichtung geht weiter, wenn f 
Durch die Ste Bedingung nicht immer ganz gejichert w 
Hu... 


| Druf der Curth'ſchen Buchdruckerei in Atnsbe ge 
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Beiträge zur vergleichenden firitik des Civilprozep- 
sehts ‚in. Preußen. 


Bon Juſtizrath Neinbard in Ghrenbreitftein. 


1 
Einleitende Bemerkungen. 


Dir "gemeine Deutſche Prozeß friftet wohl kaum 
in itgenb einem anderen Lande, ein fo kümmerliches 
Dafein wie in Preußen. Während er dort in einen 
Dinkel am Meere zurücdgebrängt, bier zwiſchen weſt— 
theinſchem und altländiſchem Verfahren auf einem 
Jeichfalls ſehr engen Territorium gleichſam eingellemmt 
iſt, ſcheint man ihn als eine wenig ehrwürdige Reli— 
quie aus der Rumpelkammer des weiland heiligen Rö— 
miſchen Reiches zu betrachten und von Tag zu Tage 
beniger geneigt, ihm das Aſylrecht auch nur in jenen 
ingen Grenzen zu bewilligen, vielmehr alles Ernftes ge- 
men, feine geringe Erbfchaft je eher je lieber für den ° 
Preußifchen Prozeß in Bei zu nehmen. ' Ein großer 
‚Schritt zu feiner Beftattung iſt mit der Prozep-Novelle 
fir Neu-Borpommern und den Oftrhein vom 21. Yuli 
‚1849 bereits geichehen. 
xy, Jahrgang 38 Heft. 23 


‘ 
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Und doch beruht biefer Prozeß durchaus überwie⸗ 
gend auf Ferngefunden und ewig wahren Principien; und 
doch hat gerade der neuere Preußische Prozeß von ihm bei 
Weiten mehr entlehnt, als bei tem ebenfalls noch gebulde- 
ten weſtrheiniſchen Verfahren. 
| Es iſt zwar unlengbar, daß der gemeine Deutſche 
Prozeß mit Mängeln und Gebrechen, ‚behaftet ift, amd 
daß ſich ſelbſt die gefunden Grundprincipien deſſelben 
nicht überall harmoniſch und einheitlich entwickett haben. 
Die Urfachen dieſer unleugbaren Thatſachen und na— 
mentlich der letzteren ſind auch keinesweges ſchwer zu 
ermitteln. Die verſchiedenen Quellen, welche bei ſeiner 
Ausbildung gefloſſen find, mußten ſchon allein einer ein- 
beitlichen Entiwidelung die größten Schwierigfeiten berei- 
ten, welche in Igleichem Maaße auch für ſeine Darftellung 
und feine Anwendung vorhanden find. ‘Dabei bleikt es 
aber immer in hohem Grade befrembend, wenn man ge 
wahrt, mit welcher Naivetät Lehrer des gemeinen Pro- 
zeſſes Römiſche, Kanonifche und Deutfche Quellen überall 
in buntem Gemifche neben einander eitiren, gleich als ob 
ihnen nicht einmal die Ahnung gefommen wäre, daß 
der eine oder der anbere Ausspruch auf einer weſentlich 
verſchiedenen Grundanſchauung beruhe. ) Nur Weni⸗ 
gen iſt es gegeben, "ben Geiſt herauszutreiben. 
So wird denn bei gar Vielen auch ein anderes ar 
zur Wahrheit; 

„„Pannus assuitur unus et alter.‘* 
Es muß nun gewiß auch ein ſolcher Stanppunft, 
anf dem man Alles nur „als Einzelnes und Particulares 


ı SS » 





1 Bergl. Hierzu Mittermaier, ber gemeine beutfche bürgerl. 

Vrozeß u. fe w, Beitrag 1. ©. 14. ff. Iſt doch fugar - 
Heife und Eropp Guriſt. Abhaudl. I. ©. 266 f). uf 
den Grund ver L, 9. C. de exc. (8, 36) und ber L. 


— 231 — 


fießt,u 2) bier wie überall. als ein untergeordneter bezeichnet 
werben. Auf der andern Seite follte man aber auch nicht 
verfennen,, daß dem gemeinen Prozefrecht gar Manches 
aufgebürbet wird, was eben nur feiner Darftellung und 
Anwendung zur Laſt fällt, und namentlich hat die neuere 
Legislation nicht überall Grund, auf das „wirre Chaos« 
deſſelben mit ftolzer Selbitgefälligfeit herabzubliden. Iſt 
es doch eben’ diefe Legislalion, die nach den Worten eines 
ber ausgezeichnetften Proceffualiften 5) maus allen Prozep- 
formen oft auf eine wahrhaft buntſcheckige Welfe die In- 
ſtitute zu einem neuen Ganzen zufammenzutragen’ fucht,« 
und deren Vefferungsverfuche vielfach nur zu. geeignet find, 
an Math. IX. 16. zu erinnern 4). 

Der Preuf. Novellen⸗Geſetzgebung mi freitich, wenn 
man bie über die Nichtigkeitsbeſchwerde ausnimmt, das Auge 
ftänbniß gemacht werben, daß fie fich da, wo fie beſteht 
Algemeinen ver Anerkennung des Publikums zu Ahı 
babe. Man empfindet, daß es dem feitherigen fchleppen- 
ven Berfahren gegenüber entſchieden und um Vieles befjer 
geworben ift. Wir zweifeln aber. feinen Augenblick, daß 
wenigſtens manche Mängel im Einzelnen, die von dem 
eigenen Standpunlte aus nicht zu vertheidigen find, da⸗ 
durch vermieden worden wären, wenn die Reſultate der 
are Forſchung ) ımb bie Erfahrungen an⸗ 





und 19. C. de prob. (4. 19.) " Whentual Mittime als 
burchgreifendes Prinzip des gemeinen Prozeſſes aulgefochten 
wotben. Vergl. dagegen Schmib Hana des gemeinen 
KCivilprozeſſes $ 84. Bb. 1. 5, 282. 2 
) Gans Erbreht Br. 2. ©. Xıl. | 
? Mittermaiet a. a. O. im Votwort. 
H Ober auch an bie Worte des in en. ga 
„Sitzt iht mut inet! Leimt zuſammen, "- 
Braut eiit Ragout Yon * Schmaus⸗⸗u. w. 
Man vergleiche z. B. zu dem Schlußpaſſus Yon 8 14. ber 
DB. vom 1. Juni 1833: Heffter Syſtem des Civilprozeß⸗ 
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derer Länder 6) eine entſprechendere Benutzung gefunden 
hätten. 


I. 
Dur allgemeinere Würdigung. 


Die Verhörs: und Gehörs-Maxime. 


Der Zweck und das Endziel — Prozeſſes m be- 
griffsmäßig die Aufhebung einer Nechtsverlegung und die 
„Wiederherſtellung des geftörten Nechtszuftandes. „Es foll 
dadurch dasjenige Recht des Einzelnen, welches ihm wider 
feinen Willen nicht entzogen werben barf, realiſirt wer⸗ 





rechts $ 136 und 137. (unten No. II. 2. Note 3), be: 
fonders aber Schmid Handbuch des gemeinen beutfchen 
Givilprozeßrechts :101.- Note 88. Bd; 2. S. 65. Daß 
jener. Pafjus auf) n der Verord. vom 21. Juli 1849 nod) 
beibehalten ift, ift wohl infofern nicht zu tabeln, als ba, 
wo er bereits beſtand, eine Abänderung bis heute nicht 
erfelgt iſt. — Bol: noch unten Note 31. u, 32. 
9 Die Motive der Berord. von 1833 nnd 1846 find ums 
zwar nicht zugänglid, wir glauben aber, hier nicht fo ganz 
unpaſſend auf anderneitige Dativ Bezug nehmen zu fünnen, 
welche erft neuerlih in dem Minifterialblatt für 1848 ©. 
382— 387 veröffentlicht find, und möchten wünfchen, daf 
man fih aud dort weniger an ältere Preuß iſche Ber 
orbnungen, 3.8. das Gensdarmerie-Edikt angelehnt, 
dagegen aber etwa bie Mittermaier'ſchen Berichte und 
Kritifen z. B. in Band 18..Seite 119 — 138., Band 
20. ©. 125—139. bes Archivs für die civiliftifche Praris 
einer näheren Würdigung unterzogen hätte. Der Art. 88. 
der Berfafjung wird nur dann „eine Wahrheit werben,“ 
wenn nach dem Vorgange in Branfreih das Gefek 
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ben.) Dabei erſcheint es unleugbar beſonders wün— 
ſchenswerth, daß dieſes Nefultat mit ber möglichften 
Schnelligkeit und möglichft geringem Koſtenaufwande ber- 

beigeführt werde. Auf der anderen Seite darf aber durch 
jene Rüdfichten die erſchöpfende Herftellung des Streit: 
ftandes, als ber nothwendigen Grundlage zur richtigen 
Würdigung des Rechts oder Unrechts der Parteien, in fei- 
ner Weiſe verfchränft und verfümmert werben. Die ver- 
ſchiedenen Gefegebungen haben zum Theil der einen ober 
der anderen Rückſicht zu überwiegend Rechnung getragen. 
sn dem älteren Preuß. Prozeß ift die letere in höherem 
Maaße als in irgendeiner anderen vorherrfchenb und auch 
der gemeine Prozeß ift in biefer Bezichung durch die zahl- 
(ofen Reftitutionen und Rechtsmittel, die er geftattet, wohl 
unbedenklich zu weit gegangen, wenn er auch in anberer 
Deziehung durch feine größere Strenge einen Vorzug vor 
dem Älteren Preußifchen und felbft dem Franzöfifchen Pro- 
zeß entſchieden in Anfpruch nehmen darf. 

In dem neueren Preußifchen Prozeſſe ift bie Rück⸗ 
ſicht auf eine raſche Erledigung der Sache durchaus über- 
wiegend und es iſt in den Novellen von 1833 und 1846 
namentlich durch ein ſo weit greifendes Abſchneiden der 
Reſtitution ſicher zu viel geſchehen 2), fo daß hier die Vor— 
ſchriften der Verordnung vom 21. Juli 1849 im Alfge- 
meinen unbedenklich als ein Fortfchritt zu betrachten find.’ 


auch den Sit und Bereich des Gerichts beſtimmt, und bie 
Grefutiv-Gewalt nur über das Local zu beftinmen bat, 
C'est au pouvoir executif à determiner l’edifice, ou 
le tribunal doit sieger. Wan vergl. nun hiermit $ 22. 
und 20. ber Berordn. vom 2. Januar 1849. 

i V. * endingen, Metaphyſik des Civil-Prozeſſes II. 


©. 
2) Bergl Zuriftifche Wochenschrift en 1848. Nro. 7. 8. unb 
10. Nro. 30. 31. „Und 32. 
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Bei der letzteren ber. oben angedeuteten Rüchichten 
iſt es nun aber vor, Allem weſentlich, wie die Aufgabe 
gefaßt wird, zumal dieſes auch auf die ſchnellere und minder 
koſtende Erledigung von dem erheblichſten Einfluſſe iſt. 
Es fragt ſich, ſoll das wirkliche Recht, wie es der Richter 
mit allen nur möglichen Mitteln zu erforſchen vermag, oder 
ſoll nur das Recht feſtgeſtellt werden, welches ſich aus den 
freien und ſelbſtändigen Vorträgen der Parteien heraus— 
ſtellt. Es handelt ſich mit einem Worte um den Vorzug 
ber Inguifitions= ober der Verhandlungs- bejeich— 
nender: der Verhörs- oder der Anhörungs-Methode. 
Die Wiſſenſchaft und Praxis find nun aber längſt darü— 
ber einverftanden, daß nur das letztere Ziel erftreht wer- 
ben foll, wobei, man immerhin zugeben Kann, daß das 
eritere, deſſen Verwirklichung fi) der ältere Preußiſche 
Prozeß zur Aufgabe gemacht Hatte, in der Idee als das 
höhere erfcheine; nicht aber als das im ver Wirklichkeit 
beffer berechtigte. Es laſſen fich gegen daſſelbe hauptſäch— 
lich die nachſtehenden Einwendungen erheben. 

Einmal ift. e8 eben nur ein Ideal, deſſen Verwirk 
lichung fich in der Praxis längft als unmöglich herausge⸗ 
ftellt Hat und ſchon a priori nicht füglich anders erſcheinen 
konnte: Yeoi de Te navra isacıw. — — Der Richter bleibt 
bei dem ‚beiten Eifer an die engen Grenzen menfchlicher Kraft 
und Einficht, an den guten Willen und die Wahrheitsliebe 
ber Parteien gebunden und feine Leiftung wird daher immer 
nur als eine unzuverläffige, höchftens als eine relativ vol- 
lendete, und ſchon deßhalb, von dem eigenen Standpunkte 
ber Inquifitionstheorie aus, nur als eine verfehlte erjchei- 
nen können. 

„‚sedet infelixque sedebit.‘* 

Sodann uber verlegt jenes Princip die Nechte der 

Parteien, indem es fich in das einbrängt, was biefen zu 


| 
* 


freier Schaltung gehört und ihnen das dominium liti⸗ 
durchweg verlümmert. 

Die Inquiſitionsmaxime iſt aber ferner auch ganz 
geeignet, das Vertrauen zum. Richter zu untergraben: 
Denn wie ſollte eine Partei dem vertrauen können,’ der 
geſetzlich angewieſen ift, den Sachwalter beider Theile zu 
machen! - Wie nahe liegt. nicht Die Beforgniß und jelbft 
die wirkliche Gefahr, daß ev. hierbei auf der einen oder ber 
anberen Seite zu: weit gehen werde. 

Das Ziel des Prozeffes muß demnach dahin beſtimmt, 
die Aufgabe dahin gefaßt werben, daß es fich nur darum 
handele, das Recht zu ermitteln, wie es durch die freien 
Vor⸗ und Anträge der. Parteieır gegebett ft. Nur relati- 
des, nicht abfolntes Hecht * im Pregehennge reftgeftellt 
werben. 3) 

Bei biefer Auffaffung der Aufgabe iſt es denn auch 
allein möglich, dem Richter feine wahre Stellung anzu— 
weiſen, was ein neuerer Rechtslehrer mit Recht als eine 
Hauptaufgabe einer jeden Prozeßgefetzgebung betrachtet. 4) 
Im älteren Preußiſchen Prozeſſe war die Stellung des Rich⸗ 
ters, auch wenn man die Prozekleitung mit derfelben voll- 
lommen verträglich findet, eine durchaus verfehlte. Der 
inftruirende Nichter war ein Inquirent des. Criminalpro- 
zeſſes und die Parteien wenig mehr als feine „Gehül— 
fen.u5) Die Tendenz, die materielle Wahrheit zu erfor- 
chen, beherrfchte das Ganze in dem Maaße, daß Alles 
derfelben dienftbar fein mußte. Won einer principiellen 
Auffaſſung und Ausbildung im Einzelnen war weder hin- 


‚9 en Rauter, Cours de procedure civ. Introd. 1, 


4) Seltker, a. bes römifchen und deutſchen Givil-Pros 
zeßrechts 8 

9) nit, —* * re Deutſchen Givilprozefies 
$. 83. Bd. 1.6, 2 
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ſichtlich der Stellung des Richters und der Parteien, noch 
überhaupt die Rede. Es war das abfolutiſtiſche oder pa— 
triarchaliſche Syſtem, welches in der Perſon des Richters 
repräſentirt war, und dem hier. wie anderwärts Alles m 
Gebote ſtehen ſollte. 

Der ältere Preußiſche Prozeß war hiernach dem ge 
meinen Prozeß gegenüber ein zwar. wohlgemeinter, 6) aber 
unlengbar auch ein entjchievdener Rückſchritt. 

— — „une telle tendance‘* — fagt Rauter ik 
das „systeme prussien‘‘ 7) — „‚est sans doute re- 
spectable „ mais. elle ne peut atteindre son bat sous 
un gouvernement libre.‘* 

Schon der Römifche Prozeß, die älteſte Duelle des 
gemeinen Deutjchen Prozejjes, beruhete auf ber richtigen 
Grundanfhauung, daß der Richter zu Hören und zu ent 
fheiden, die Partei aber ihm vorzutragen habe. 9) Die 
„plena inquisitio‘* der L. 9. C. de judic. 9) darf auf fein 
Inquiriren Hinfichtlich des Thatbeftandes, fondern nur auf 
die Beweisaufnahme bezogen werben, und Das weiter an⸗ 
georbnete „‚saepius interrogare, num quid noviaddere deside- ° 


6) Wenn dieſe „„Laudanda voluntas‘“ nicht anerfannt wer: 
ben ‚müßte, fo wäre aller Grund vorhanden, hier an di 
the’s Worte zu erinnern: 

„Diefe Unvergleichlichen 
Wollen nimmer weiter“, ꝛc. (Fauſt Thl. 2.) 

7) Cours de procedure, Introd. 1, a, 6. p. 2. Ch ®, 
a. p. 32. 

8) „Lis tune contestata videtur, cum iudex per narrı- 
tionem negotii causam audire coeperat. “ Lun 
C. de lit. contest. 

I Richtiger ale Schmid (Handbuh $. 83; Note 9) ſaßt 
biefe Stelle Heffter, Syſtem des Givilprocefrehts $. 262. 
(Bergl. beiläufig denfelben $. 7. und 19.). Man erinnere 

* auch an das Franzoͤſiſche „„Des Enquètes“* 1. 1. At. 
7. und J. 2. Tit. 12 des Code de procédure ci. 
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rent; deutet nur an, daß den Parteien möglichit vollſtändi⸗ 
ges Gehör werden folle, wobei das Vorbringen lediglich 
ihrer eigenen, Thätigfeit und ihrem eigenen Ermeffen über: 
laſſen blieb. Es wurde bereits früher an einem anderen 
Orte angedeutet, 10) daß hier der mündliche Prozeß zum 
Grunde liege, womit das „saepius interrogare““ allerdings 
ſehr wohl zu vereinbaren iſt. Es paßt daher jetzt auch 

nur noch für den ſummarifchen oder Protocollar⸗Prozeß. 
In dem Eanonifchen Recht und namentlich i in Cap. 

b. X. de iudiciis: (2, 1.) 

_ Provideatis attentius, ne ita subtiliter,-sieut- a mul-. 
tis fieri solet, cujusmodi 'actio intentetur inquiratis, 
sed simpliciter et pure factum ipsum.et 
rei verilatem secundum formam Canonum et 
sanctorum Patrum institutainvestigare curelis — 
it ein Ingquifitionsrecht des "Richters gewiß nicht begrün— 
det, wenn auch die: Worte der Cab. Ordre des großen 
Königs. vom 14. April 1780, der Richter folle „ven 
wahren Zufammenhang' der Sache, welche zu dem 
Rechtsftreit Anlaß gegeben, eruiren,« faft als eine. Ueber- 
tragung aus der obigen Stelle erfcheinen könnten. &8 
darf vielmehr ‚wegen des Gegenfazes fogar ſehr bezweis 
felt werben, ob diefe Stelle auch nur 1) auf das Frage— 





) Meine Abhandlung im Juſtiz⸗ Miniſterial Mlett für 1849, 
©. 273. 

1) Mit Schmid, Handbuch des Prozefies, $. 109., Note 5., 
B 2,6. 97. Die Stelle befagt wohl bloß, daß ber 
Nichter zufehen folfe, ob ganz abgefehen von der recht: 
lihen Begründung durch die Partei, in facto ein 
Anſpruch genügend von ihr begründet fe.’ Die Rechtsgründe 
muß der Richter ergänzen und, wenn fie falfch angeführt 
find , berichtigen: L. 2, C. 2. 11 und dazu Schmid, 
Handbuch B. 1, S.«272, Note 5. Bergl. au) Rauter, 
Gours de proced. eiv. Chap. Nro, I, 70 und 82 
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recht innerhalb der anderweitig gegebenen Schranlen zu 
beziehen ſei, jedenfalls dürfte aber nicht außer Acht biei- 
ben, was fchon an einem anderen Orte fiber den Geiſt 
bes Canoniſchen Rechts andentend bemerkt worben ift 12) 
. — „la procedure ecckesiastique était religieuseR) 
Der gemeine Deutfche Prozeß iſt jener. Grundan⸗ 
ſchauung des Röm. Prozefjes, daß die Partei vorzutragen, 
der Richter zu hören und zu entſcheiden habe, vollkommen 
treu geblieben. Er hat nur, indem er die Schriftlichkeit 
fanctionirte, 14) dem Richter die Pflicht auferlegt, dieſen 
Schriftenwechfel zu vermitteln und zu Teiten und ihn in 
den nach der Sachlage zu bemeſſenden Schranken zu hal- 
ten. Auch bier foll er die Parteien nur anhören (nicht, 
wie im Eriminalprozeffe, verhören), er foll aber zugleich 
für den Fortgang des Prozefjes thätig fein, fo Lange bie 
Barteien denſelben nicht Tiegen laſſen. 15) Mit dieſer Be- 
fugniß und Pflicht zur Prozeßdirection ift ihm demnach 
ein Mehreres als die Verpflichtung auferlegt, über jeven 
Antrag der Parteien willfahrend oder abweifend- zu .ent- 
ſcheiden. Er muß, fofern die Partei auf Fortſetzung des 
‚Verfahrens auch nur implicite befteht, die zu Diefer Fort- 
jegung geeignete Berfügung von Amtswegen erlaffen, over 


12) Meine Abhandlung im Juftiz:Minifterialblatt für 1849, 
©. 274. \ | 


13) Rauter, Cours de proced. Introd. 3, C. p. 5. 

14) Bergl. Bayer, Borlefungen ©. 19. f. der 7. Ausgabe, 
befonders aber Eihhorn, Deutfhe Staats: und Rechts⸗ 
gefhichte, F. 462a., Thl. 3, ©. 449. 

15). Bergl, Bayer a. a. O. ©. 162. f. Der Richter hat hier 
wie im mündlichen Protocollar: Prozeß zu inftruiren, nit 
aber . zu. inquiriren. Bon ber „Suftruftions » ober 
Unterfuhungs-Marime” zu fprechen (Juftiz-Minifterialblatt 
für 1849, ©. 289), ift nicht gerechtfertigt. Vergl. auch 
Schenk Beiträge zur Reviſion der Rhein. bürgerl. Ge: 
rihtsordnung Nr. IL, $. 2, ©. 35 und unten Note 20 


\ 
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wit anderen Worten: eine f. g. Prozeßbitte ift infoweit 
nicht für, wefentlich zu erachten. 16) Durch das Gefek 
it in: diefer Beziehung bie f. g. elausula salutaris fupplirt 
und ‚gegeben. Auch läßt es fich rechtfertigen, nicht bios, 
daß der. Richter mangelnde Gegen-Erflärungen (»Antwor: 
ten) in jevem Theile des Prozefies von Amtswegen for- 
bert, fondern auch, daß ex über dunkle und unverjtänbliche 
Vortrige und da, wo Die aequitas es unabweislich ver- 
langt, die Partei befrage, ein Punkt, yon welchem bereits‘ 
an einem anderen Drte die Rede war.7) 

Dagegen ift der Richter bei allen Haupt» oder Spe- 
zial⸗Entſcheidungen in der Sache felbft an die Anträge 
ber Parteien gebunden, und es wird daher vollfommen 
confequent zur Verhängung der Folgen der contumacia 
jedesmal ein fpecielfer Antrag erforbert.18) 

Der Franzöfifche Prozeß, welcher in ver Grunban- 
ſchauung über die Stellung des Nichters und der Par- 
teien mit dem gemeinen Procejfe übereinftimmt, hat die— 
jelbe nur noch reiner durchgeführt, indem er den Richter 
nicht mit der Prozeßdirektion belaftet Hat 19) 


16) Vergl. Bayer a. a. D. ©. 301. 

17) Meine Abhandlung im Juſtiz-Miniſterial-Blatt für 1849, 
S 273 und f. (und zu L. 21. D. 11, 1. noch Glück 
Pand. B. 11, S. 251, Note 27). 

18) Bergl. Schmid, Handbuh B. 1, ©. 305. Bayer a. 
a. O. ©. 285. f. Für das VBerwirktfein der angedrohten 
Folgen der contumacia durch den Ablauf der Friſt, jedoch 
gegen das Ausfprehen ohne Antrag, entfcheidet fih das 
Kurheffifche Gefeh vom. 16. September 1834. 

(Bergl. Mittermaier im Archiv für die civil. Praris 

B. 19, ©. 455.) | 
Sehr beachtenswerth ift übrigens, daß man in Baden 
die Ginrichtung, nach welcher die Ungehorjamsftrafen ipso 
iure einfraten, in Folge der gemachten Erfahrungen wieder 
aufgegeben hat: Mittermaier a. a. O. ©. 455, Note 13. 
19) Im Franzöfifchen Prozeß ift der Ausfpruh von Almen: 
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Begriffsmaͤßiger und conſequenter als das gemeine 


Recht und der Preußiſche Prozeß hat er ein Verfahren 
ſanctionirt, welches man die Verhandlungsmaxime im 
eigentlichiten Sinne nennen fönnte.20) Die Parteien haben 
nicht blos die Verhandlung unter einander: felbft zu befors 
gen, fie haben auch da, wo fie wie bei ven Landgerichten durch 
Anwälte vertreten find, ven Beweis. zu erbieten, auf wel- 
chen der Nichter hier ex: aequitate zwar auch ohne Erbie- 
ten: erfennen fann, nicht aber erfennen muß ,21) umb bie 


2) 


bingen’s Metaphyſik u. ſ. w. IL, ©. 14. „Alle riäter: 
liche Thätigfeit ift paffiv’, am confequenteften durchgeführt, 
Mie man die interrogatoires sur faits et articles als 
ein Abmweichen von der Verhandlungsmarime‘ betrachten Fonne 
CWengel im Gommentar. zur: V. vom 1. Juni 1833, 
©. 184, Note 99), iſt ſchwer zu begreifen. Der Branzo: 
fifhe Prozeß hat in den Interrogatorien (Art. 324 fl. bes 
Code de procedure) und in dem NArtifuliren von That: 
fahen (Art. 252.). den Parteien befondere Wege, um 
ein Geftändniß herbeizuführen: und den Beweis überflüffig zu 
machen, an die Hand gegeben, welche beziehungsweife an 
die interrogationes in iure und die Pofttionen des Röm. 
und gemein. Prozeffes erinnern. (Meine Abhandlung im 
Inftiz-Minifterial-Blatt für 1849, ©. 274.) Das Frage: 


recht des Richters (Art. 333. und 428.) iſt aber jeden: 


falle im Sinne des $. Al. des J. R. A. auf ein Erfor: 
bern der Gegen-Erklärung über das Borbringen der ans 


Deren Partei zu befchränfen, und in diefer Befugniß ift doch 


fiher eine Berlegung der Verhandlungsmarime nicht ent: 
halten. 

Vergl. meine Abhandlung im Juftiz-Minifterialblatt für 
1849, ©. 273. Man könnte den Unterfchied etwa fo aus 
drüden: Im Preußiſchen Prozeß inſtruirt der Richter mit 
Hülfe der Parteien, im gemeinen Deutſchen Prozeß die 


Parteien mit Hülfe des Richters und im Franzöſiſchen Pro: 


— 


zeß — bie Parteien. 

Code de procèdure. Art. 254. vergl. mit Art. 34. Es 
iſt alſo ſehr wohl motivirt, und nichts weniger, als eine 
Inconſequenz und beziehungsweiſe die Sanctionirung einer 
richterlichen Willkür, wenn es in dem erſten Artikel heißt: 
Le tribunal pourra aussi ordouner d’office la 


m 
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Fortſetzung nach. ftattgehabter Beweisaufnahme ift aber- 
mals ihre Sache. 2): Der Richter- Hat nur zu ‚hören und 
zu entſcheiden, nicht aber für die Verhandlung zu Gunften 
der einen oder der ‚anderen — in irgend einer MWeife 
thätig zu fein.®) 
„Le devoir du juge“® = ſagl Berriat- Saint- 
Prix. — „‚consiste dans Taction de prononcer sur 
les: differends -qui lui sont soumis; c’est ce 
qu’on appelle rendre un jugement.) .,.. 

In dem neueren Preußifchen Prozeß iſt, wie bereits” 
oben bemerft wurde, die Rückſicht auf eine ‚möglichit 
Ihnelle Erledigung der. Sache durchaus vorherrfchend, fie 
it der einfache. Gefichtspunft, von welchem: faſt Alles be- 
berrfcht wird. Es fchien daher vor Allem nöthig, Diefer 
Tendenz die Lage Eventual-Marime ver Gerichtsorhnung 
zum Opfer zu bringen,5) womit denn folgeweije auch 
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preuve des faits, qui lui paraitront concluans, si 

la loi ne le defend pas. — während ber letztere be- 

fagt: 

Si les parties sont contraires en faits de nature & 

eire constates par temoins, et dont le juge de paix 
trouve la verification utile et admissible, ilor- 
donnera la preuve, et en fixera preeisement l’ob- 
jet. (Ich verdanke übrigens dieſe Bemerkung. ber Güte 
des Herrn Juſtizraths Adams, dem ich auch fonft für 
manche Belehrungen über bas veftcheinifche Berfahren 
befonders verpflichtet bin.) 

2) Bergl. Rauter, Cours de procedure civ. Chap. 1, 70. 
p. 74... 

3) Vergl. im Allgemeinen Schlinf im Kommentar über bie 
frangöf. GiyilsProgeßd. B. 2, ©. 469 — 475. Wegen 
Mittheilung der Sache an das öffentl, Minifterium, die das 
Gericht ' jelbft. von Amtswegen verordnen fann: Code de 
proc. Art. 83. Schlink a. a. O. B. 1, 8. 43. und 44. 

A) Cours de procedure eiv. P. I, S. I, ‚Chap. 2, Art. 2, 
$. 1. Tom. I, p. 20. 
P) Das Nähere unlen unter- Nr, II, 
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eine Beſchränkung des Ingnifitionsprineips gegeben 
war. Eine laute Forderung det Zeit, die Mündlichkeit, 
fand Heben jener vorherrfchenden Tendenz ver fohnelleren 
Erledigung nur eine noch fehr ungenügende Berückfichtigung 
und es muß diefes felbjt von der fpäterit Novelle vom 
21. Juli 1846 behauptet werden, wenn biefelbe auch einen 
Schritt weiter gegangen ift und ben Verzicht auf bie 
mündliche Verhandlung, alfo ven rein fchriftlichen Con— 
ventional- Prozeß, ansgefchloffen Hat, ‚den die Novelle 
vom 1. Juni 1833 noch geftattet.26) | 

Wir haben bereit3 früher an einem andern Orte 
bemerkt, daß in dieſer fpäteren Novelle die Verhand— 
lungs⸗Maxime beziehungsmweife eine gefetliche Aner- 
fennung gefunden habe, ba nämlich, wo bie betreffente 
Prozekhandlung fehriftlich eingebracht wird, inden Hier für 
das Ingquifitions-Princip zunächſt wenigſtens Fein Raum 
vorhanden ift.7) Wir erfennen hier alfo einen Wechfel des 
Princips, und eine wefentlich verfchievene Function des 
Richters, je nachdem die Partei fchriftlich oder zu Proto- 
toll verhandelt und felbft ein Vertreter der Anficht, daß 
ſchon die Verordnt: vom 1. Yunt 1833 auf der Verhand- 
lungs⸗Maxime beruhe,#) giebt doch ausdrücklich zu, daß 
die Beſtimmungen über die Aufnahme und Begründung 
der lagen (Tit. 5. der Prozeß⸗Ordnung) avon der neueren 
Sefeggebung unberührt geblieben.) Damit ift aber eine 


5) Berg. V. v. 41. Juni 1833, $. 20. mit ber DB. vom 
21. Juli 1846, $. 11. und v. 21. Juli 1849, $, 20. 

277) Zuftiz-Minifterial:Blatt für 1849, S. 276 f. 

B) Vergt. im Suftiz-Minifterial-Bfatt für 1849, 6. 289 bie 

Erörterung von Schering, befien bekanntlich fehr praf- 

tifche Leiftungen über den Preußiſchen Prozeß eine gewiß 
verdiente Anerfennung gefunden Haben, und den ich daher, 
wenngleich mehtfach abweichender Anficht, nur „„honeris caita“ 
bier „nenne“. | 

9) Scheringa. a. O. ©. 290 f. 
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nicht paritätiſche Behandlung ver Parteien 9) unleugbar 
zugeſtanden, und eingeräumt, was doch wohl nicht aner- 
fannt werben fol, daß es ver Geſetzgebung noch an wah- 
rer Durchbildung und folgerechter Entwidelung ver Brin- 
cipien fehle. Daß diefe Aufgabe eine äußerſt ſchwierige 
war und bleiben wird, jo lange die Novellen-Gejetgebung, 
aus einer Prozef-Orbnung, die auf verworfener Grund- 
lage beruht, zu ergänzen ift, ſoll unfererjeit8 gewiß nicht 
geläugnet werben und es ijt auch unverkennbar, daß fich 
der Verfaffer ver Novelle vom 21. Yuli 1849, die fih 
an den gemeinen Prozeß anlehnen follte, auf einem un- 
gleich günftigeren Terrain bewegte,31) Immer aber 'bleibt 
e8 wahr, daß die Gefeßgebung von 1846, wenn auch bie 
bort befolgten Grundprincipien feftgehalten werben, von 
biefem felbfteigenen Standpunkte aus und innerhalb des 
Bereichs, in welchem fie fich gehalten hat, noch keineswegs 
als eine vollendete betrachtet werben Fan.) Auf Einzel- 
nes werben wir weiter unten, ba, wo es am Orte ift, 


näher eingeben. 


— — — — — 


%) „Non debet aetori licere, quod reo non permittitur‘, 
L. 41. D. deR. J. 

3) Biner ber unerfreuliäften Schritte. ber V. vom 21. Juli 
1849 ift die Aufnahme bes $. 40. nah $. 14. ber V. 
vom 21. Inli 1846, ben man mit von Kirchmann 
(über .diefes Geje S. 15.) mit Recht beinahe ein Ars 
muthszeugniß nennen könnte, welches daſſelbe fich ſelbſt aus- 
geftellt habe. Wie ift biefer $., wie ift ferner das Zuftel- 
Ien publicirter Grfenntniffe ohne Antrag ($. 41.) mit 
ber Verhandlungsmarime zu vereinbaren ?! — — 

32) Die den Parteien geftattete Wahl, zu Protokoll ober durch 

Eingaben zu verhandeln, mag in .einer Gefeßgebung, welche 
fih in einer „Umbildungs-Gährung” Befindet, zu entichul- 
digen fein, deren Ginführung in ben, gemeinen Prozeß 
(g. 10. u. 15. der ®. v. 21. Juli 1849) ift aber eine fo 
offenbare reformatio in peius, daß fie nur im dem Stre- 
ben nad Uniformität einigermaßen ihre Erflärung, nicht 
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Die Eventual-Maxime. 


Mindeſtens eben fo günſtig als über die ſ. g. Ver: 
handlungsmarime wird das Urtheil der Wiſſenſchaft und 
Praris über ein anderes Grundprincip des gemeinen Deit- 
ſchen Prozeſſes lauten, über die ſ. g. Eventual-Marimet), 
Sie erweiſ't fich als ein vorzügliches Mittel zur Beförde 
rımg des Austrages ver Sache ohne Eintrag für die Gründ— 
fichteit, inbem die Parteien genöthigt werben, alles Das 
jenige in demjelben Acte mit einander zu verbinden, was 
fie zur Vertheidigung wider den Augriff des Gegners over 
eine richterliche Verfügung ſchon geltend machen können 
ohne daß es erft noch durch eine fernere Veranlaffıng be 
dingt wäre 2). Nur an der Hand dieſes Princips geht 
der Prozeß einen feiten und gleichmäßigen Gang 3), auf 
ber anberen Seite wird — aber — daſſelbe auch ein 


In! i Zu 5 uf,‘ 


aber, ihre Rechtfertigung * tann. Man übert- die 





et 


Sache einfach dahin, daß es jetzt jeder Partei freifteht, nad 


| bloßeni Belieben bald einmal, ſtückweiſe ſummariſch, bald 
wieder ein Stück in ordinario zu verhandeln, und es wird 


ſchwerlich noch eines Weiteren bedürfen, um jene me | 


Sanction als einen offenbaren Rüclſchritt erſcheinen zu laſ⸗ 
‚Ten: Vergl. indeſſen auch noch Puchta im Archiv für die 
civil, Praxis B. 17, ©. 403 f., 
» Ueber die Ausbildung des Eventualprinzips wobei ſich 4 Pe⸗ 
rioden trennen — es mid, Handbuch des Prozeſſes 
Thl. 1., ©, 277 f., 
2) Berg. Heffter, en des Givil Ptozeßrechts $. 210, 
5. 266. (2. Ausgabe.) 


—— u 


I yaike, ner —J dont 21. Juli 1846, | 
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Charakter aufgedrückt, welchen man einen ſtarren und uns 
beugſamen nennen könnte. Wo das Eventualprinzip fehlt N, 
da iſt es nicht Bloß den Parteien unverwehrt, immer 
neues Streitmaterial auf den Kampfplatz zu führen, es 
werben ſogar ſehr wefentliche Veränderungen des Angriffs⸗ 
und Vertheidigungsſyſtems mit großer Nachſicht geſtattet. 
So erllärt es der F. 34. J. de actionib. (4,6.) als nicht 
praͤjudicirend für den Kläger, wenn er in feiner Intention 
zu wenig begriffen habe: | 

in reliquum enim nihilominus iudex adversarium 

in.eodem iudicio ei cçcondemnat“. | 
So befagt ferner der $. 35. daſelbſt, daß, wer ein un- 
richtiges Fundament wähle, feine Gefahr Taufen ſolle, 
ſondern in demſelben Prozeffe feinen Irrthum ver- 
keffern dürfe 9), Dagegen lich ſchon das Canonifche Recht 
nach der Litisconteftation eine wefentliche Veränderung deg 
dundaments nicht mehr zu ©) md eine eigentliche mutatio, 
ein „aliud pro alio““ des Angriffs ober ber Bertheidigung 
nuß vollends uuftatthaft erfcheinen, nachdem das Even- 
tual-Princip durchgreifender Grundfat des gemeinen Pro— 
;ffes. geworden ift, indem hier durch den Ablauf der per- 
emtoriſchen, Die einzelne Stufe begrenzenden Frift die Un: 
zuläſfigkeit einer Verwandlung jener Stufe mindeſtens eben 





1. 4. C. de except. (8. 36.) L. 2. C. sentent. reseind. 
(7.59,) Nov. 110, c. 2, auch L. 9. C. de judic. Vergl. 
noch L.14.,$.1.C. de compens. (4, Sl 7. -— ER 

9) „Si quis aliud pro alio intenderit, nihil eum periclitari 
placet, sed in eodem judicio cognita veritate 
errorem suum corrigere ei permittitur; veluti si is, 
qui hominem Stichum petere deberet, Erotem petierit, 
aut si quis ex testamento dari sibi oportere intenderit, 

uod ex stipulatu debetur.‘“ 

6) Zu bemerken ift. übrigens, daß in rem äuch non adjecta 
causa geflagi werden Fonnte (oder kaun?): Berge. Heffter 
Syitem $ 343. v. Saviäny Syſtem bes Röm. Rechts 
2.6 ©. 533. ‘ 


XV, Jahtzang 38 Sch. 24 
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fo ſehr als bie einer wefentlichen Erweiterung bebing iſt. 
Nur eine emendatio oder declaratio (und eine Verminderung 
der urſprünglichen Forderung) bleibt auch ferner noch ge— 
itattet. 7) 

Ss hat denn der gemeine Dentfche Prozeß, mährend 
er der Verhandlungsmaxime des Römijchen Prozefjes treu 
geblieben ift, durch die Adoption des Eventualprincips in 
eine entfchieven abweichende Bahn eingelenft. Er hat ben 
Heiſcheſatz: da mihi factum», den ferneren: da id quod 
poteris omnew, hinzugefügt. Seine Devife ift, wie Dern- 
burg 8) fi) ausprückt, nicht bloß: Alles zu feiner Zeit, 
ſondern auch: Alles zur feiner Zeit. oo. 

Der Franzöfifche Prozeß, welcher ebenfalld ber Ver— 
handlungsmarime folgt 9), hat dagegen in Bezug auf das 
Eventualprincip eine von der des Deutſchen Prozefjes durch— 
aus verſchiedene Entwidelung genommen. Dort faft ein 
offenes Feld und hier eine enge Arena; dort mehr ein 
freier Recontre mit dem Vortheil des Augenblide, hier 
ein Kampf in georbneten „Gängen“ und ftrenge „geichlef- 
jenen Schranfen«. 

Es wird nicht gefucht erfcheinen, wenn man behaub- 
tet, daß in jenen verſchiedenen Wegen die Eigenthümlich— 
feiten der Nationen ihren Ausprud gefunden haben. Wäh— 
rend der Deutjche Prozeß mit einer gewiffen Gravität in 
einem gemefjenen Tempo einherjchreitet, zeigt der Franzi- 
ſche überall eine ausnehmende Yeichtigfeit und Berweglid- 
leit. Zreffend hat der bereits erwähnte Schriftftelfer dem 
letzteren den Character einer ganz beſonderen Elaſticitäͤt⸗ 


> 
— — — —e — — 


7) Heffter a. a. O. $ 356. (Plank, Lehre von Beweis— 

urtheil $ 37 will fogar eine mutatio libelli bis zum 
Beweisinterlocut geftatten.) 

8) Abhandlungen ©. 256. 

9) Bergl. oben die Erörterung Nr. II. 


. i 
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vinbicirt 10), welche zumal in der Leichtigkeit, womit eine 
Beränderung des Angriffs gejtattet wird, unb ber Rechts- 
ftreit ſowohl in objectiver A), als ſelbſt im fubjectiver Be: 
jiehung 12) ‚eine —— erleiden kann, unverkennbar 
zu Tage tritt . — 

Schon ei dem Umftande, daß der Franzöfifche Bro- 
zeß fo weſentlich auf der. Mitmbfichkeit beruht 13), ift es 
übrigens " ſehr erklärlich, daß Die Eventual-Marime bier 
feine weitergehende Ausbildung erhalten hat: Beide Prin— 
cipien. find. jedenfalls ſchwer mit einander zu vereinigen. 
Schwerlich find: fie, es aber’ auch Anders, als auf Koften 
ver „Klafticitäte, und dieſe mochte man in Frankreich am 
Wenigſten opfern wollen, ‚jo. lange noch ein anderes Er- 
pediens zu Gebote stand. Ein ſolches fand fich aber in 
ver Beſchränkung der Beweismittel: "Während der Vor- 
trag faſt 14) Durchgehends frei und ungebunden blieb, 
wurden: dem Recht zn. Berwending beliebiger Beweis 
mitteb um ſo ſtraffere Zügel angelegt 15), und fo wird 
denn der Mangek: einer strengen Eventual-Maxime in der 
That weit weniger übel. empfunden, als gar viele Verehrer 
jener Maxime a priori wohl glauben mögen. 


— — nn mn — 


— Dexnburg a. a. O. S. 259. 

i) Dernburg ©. 268 ff. (Pal — auch Schlink 

At Commentar $ 136 B. 1. ©. 248) 

Bernburg S. 258: f. 276. Pi Wegen ber Incidente 
Schlint $ 288 und 289. 

13) Ob es freilich ganz bezeichnend fei, wenn Dernburg ©. 
265 fagt, daß der Richter „ganz unbefümmert um 
die-Anträge, die in den Arten liegen, nur darüber 

ss entfcheide, worüber er gefragt iſt,“ möchte fi doch wohl 
bezweifelt laſſen. Vergl. Shlinf im Gommentar $ 135 
B. 1. ©. 462. f. und befonders $. 242 ©. 521, $ 258. 
82 ©.23 5 389. ©. 2 ©. 469. |. S. auch noch 
$ 408 3b. 2 ©. 536. 
4) Berge. Shlinfia. a. D. $. 262. B. 2 ©. 308 ff. 
15) Dernburg S. 278. ff. 303 ff. 308 fi. 


24* 
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Mit der Cendenz der Allg. Gepichtsordnung, nach 
welcher dem Richter die Erforſchung ber Wahrheita obliegt, 
und er mit ſeiner Unterſuchung micht eher: ablaſſen und 
ermüdenn ſoll, mals bis .... ‚alle, dazu nur irgend vorhan⸗ 
denen Mittel angewendet und erſchöpft worden 16); iſt die 
Eventual⸗Maxime ebenſowenig, als die Verhandlungs⸗ 
maxime vereinbar. Zwar iſt die erſtere keineswegs ebenſo 
entſchieden als bie letztere im: der, Gerichtsordnung ‚auf: 
gegeben. "Wohl ‚aberinenfcheint fie ſo ziemlich, neutraliſirt 
weni. der. Richter; werpflichtet wird, auf alle irgend: zum 
Zwede führenden Umſtände Rückſicht zu nehmen— © 
. nohire fich daran zu kehren, in welchem: Zeitpunkte 
viefelben, und ob fie 3. Bi — = auch: erſt — 
— — ‚bei der Aufnehmung der Beiveismittel ober 
‚gar erſt im — zum — gekom⸗ 
men ſindu. SEIT N gan 
Kanır. Doch fogar Dasjenige;, was erſt in der Debntin 
vorkommt, wenn e8 von. „fo offenbaver Erheblichkeit iſt, 
daß dadurch eine wefentliche Veränderung in der Lage der 
Sache hervorgebracht werben könnte, „unter, Berückfichtigung 
der aus der verfpäteten Angabe erwachſenden Schäpen 
und Koften« auch dann noch zur Imftruction gezogen wer- 
den 17), 
Aus der Tendenz der Allg. Gerichtsordnung iſt es 
aber auch leicht erklärlich, daß nicht bloß eine beſſere Be⸗ 
gründung des Angriffs im. ganzen: Laufe der Juſtruction 





16), Einleitung $ 40 und 17. Tit. 1%. $. 5, befouders aber 
Tit. 10. $ 2, ferner noch Thl. III. Tit. 3. & 22 und 34. 
Bergl. übrigens Tit. 10 $ 5h, wonach dee Michter nic 
befugt if, Thatfachen, „bie bloß in feiner Privatiwiffenfchaft 
beruhen, als Gegenftände ber Inſtruction aufzuftellen;“ (und 
hierzu für den gemeinen Prozeß Schmid — des 
Prozeſſes $ 129 Rote 2 ©. 2000 6 

17) Tit. 10 8 3 und 4 (fo ne: — fre i⸗ u u * — 
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offen ſteht, ſondern auch ein gewiſſer Grad: von Elaſticität 
in den Prozeß zurückkehrte, wie ſie dem gemeinen Dentfchen 
Proceſſe keineswegs eigen iſt. Wenn ſich nämlich das 
re im Derfolge ber. Inftruchon — 
entwickelt, 
ndaß — zwar: nicht dasjenige, was der Klä— 
ger in ber Klage. gefordert hat, wohl aber irgend . 
‚ei anderer rechtmäßiger Anfpruch deſſelben zu 
folgen fcheint, jo muß [nach ausdrücklicher Vor— 
1. 2: jrift] in Fortfegung der Inſtruetion diefer Ent- 
wickelung nachgegangen,. und: vie Sache, mit 
Rückſicht auf dieſen veränderten , Gefichtspunft 
Ddergeſtalt ‚erörtert werden, daß der Richter nicht 
nur über den in der Klage formirten, ſondern 
auch über den während dem Laufe der Inſtruction 
‚um Vorſchein gekommenen anderweitigen Anſpruch 
des Klägers ein Endurtel abfaſſen Tönnes. 18) 
Doch iſt meinte, ſolche Aenderung des’ Antrags der Klage 
muir bis zum Schluſſe ver Sache in: erſter Inſtanz zuläſ— 
gu 19) und die Elaſticität des: Proceſſes der Gerichtsord⸗ 
nung geht auch keineswegs fomweit, daß eine eigentliche 
mutatio libelli geſtattet wäre; vielmehr. ift dieſe aushrüd- 
(ih und wiederholt für unzuläffig erachtet worden %), eine 
Beſtimmung, welche felbft unter ver Herrichaft des In— 
quiſitionsprincips gewiß nicht befremben kann. 
2. 
| gn der Verordnung vom 1. Juni 1833 hat fich der’ 
—— FRxoꝛeß entſchieden wieder der FRE Even⸗ 


— — 





BB) Ti, 5 5 21. 


I) Fit. 66 DL DEIPSEDER 3% Ed — 
9) zit. 5 5 23 Tit. 085 — 
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tualınarime des gemeinen Prozefjes zugewendet. 

Aehnlich wie der S 37. des: 3. R. A. verorduet, daß 
der Berflagte in. dem Magebeantwortungdtermine * 
die Klage vollſtändig beantworten, 

„wie auch, was er dabei blialori⸗ oben: — 

torie einzuwenden haben möchte, alles auf 

einmal, bei Strafe der Präclufion“ vorbringen. 

müjfe, ahnlich disponirt der 8 14. der BR Verord⸗ 

Hung: 

„Bejtreitet der Verklagte ben Anfpruch, fo muß 

derſelbe nicht nur die Klage vollſtändig beant- 

worten, ſondern auch alle Einreden in den 

Klagebeantwortuwngs- Termine worbrin- 

gen. en dl 

Thatſachen und Urkunden, worüber er fih 

nicht erflärt, werben für. zugeftanden und aners 

kannt gehalten. Fernere, Einreden, welde 

anf Thatfahen beruhen, dürfen im Laufe 

der erſten Inftanz vom Verklagten a | 
vorgebracht'werden«— 

Es fragt ſich nun, wie weit iſt ſchon mit Diefer Be: 
ſtimmung eine Präcluſiöon des weiteren Vorbringens der 
Parteien gegeben? Hierbei iſt denn zunächſt feſtzuhalten, 
daß ausdrücklich nur von einer Präcluſion des Berklagten 
die Rede iſt. Der Kläger wird in feiner Befngniß zu 
nenem Borbringen durch ven 8 14. in feiner Weife be- 
ſchränkt, nur der Verklagte darf fernere Einreden, welche 
auf Thatfachen beruhen, im Yaufe der erjten Inftanz nicht 
mehr geltend machen. So klar fich aber auch dieſe Prü- 
clufion nur auf den Verffagten bezicht, fo wenig Har tjt 
es in objectiver Beziehung, was unter viefen ferneren Ein- 


1) Bergl. auch $ 5, 6 und 7 der Verordnung vom 21. Juli 
1846. — ee en 
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reden, die auf Thatfachen beruhen, zu verftehen jei. Zu— 
vörberft darf nun wohl fo gut wie gar fein Gewicht auf 
den Umftand gelegt werden, daß der Ausprud „Einreden“ 
bier an die Stelfe der in der Ger.O. üblichen Ausdrücke 
‚Einwand‘ oder „Einwendung“ 2) getreten ij. Dafür 
ſpricht ſchon der wechfelnde Gebrauch: „ſolche Einwen— 
dungen“ und rückbeziehlich „dergleichen Einreden« fo 
wie weiterhin „Einwand« in $ 3. der. Verordnung 2a). 
Die Beantwortung der Klage foll nach ver Ger.O. 
TH. I Tit. 9 $ 16 enthalten 

1) die volljtändige Auslaſſung über den. alageror— 
trag, — 

2) »Die Einwendungen des Beklagten ſowohl 
gegen die Forderung des Klägers überhaupt, als 
gegen ſeine Beweismittel — und die That— 
ſachen, worauf ſelbige beruhen.“ 

3) Die dem Beklagten etwa zu ſtatten kommenden 
Excepliones juris, jedoch nur ganz kurz und ohne 
weitere nicht hieher, ſondern in die künftige De— 
duction gehörende Ausführung.“ , . 

Vergleicht man diefe Vorſchriften mit $ — der 

Verordnung, vom 1. Juni 1833, jo wird dadurch Die An⸗ 
nahme nahe gelegt, daß unter beim mferueren . Einreden, 
welche auf Thatſachen beruhen, in $ 14. eit. eben nm. 
die Einwendungen unter M 2, nicht auch die exceptiones 





2) Bergl. das Regifter 5. v. „Ginwendungen“ und „„Exceptio“ 
A. G. O. Thi. J. zit. 10. $ 64 — 80. 

2a) Eben jo wenig ſcheint es uns bon. befonderer Bedeutung 
zu fein, daß in $ 2 der: V. vont 2b. Juli 1849 ſtatt „folche 
Einwendungen“ ($ 3 ber. V. v. 1. Juni 1833) „foldhe Gin: 
reden“ ſteht. Wegen des weiteren Inhalts‘ des $ Fann näm- 
lich auch dort nicht angenommen werden, daß der Ausdrud 
im Gegenfabe zur Justificatio 'ftehen folle. 
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juris 3) tinter As 3 zu verftehen feien. Dagegen läßt fih 
freilich einwenden, daß auch dieſe, zu welchen insbefondere 
die Verjährung ausdrücklich gerechnet wird, auf Thatſachen 
' beruhen, was ficher nicht bezweifelt werben Fünnte, wenn 
auch nicht in 8 11. Zit. 9. der Prozeßordnung vor 
„Thatfachen, auf Die es dabei ankommen 

disertis verbis die Rede wäre. Anbererfeits ift aber auch 
genen dieſen Einwand geltend zu machen, daß felbft die 
bloße Berufung auf das Geſetz Thatfachen, durch welche 
befjen Anwendbarkeit in concreto vermittelt wird, unleug— 
bar voransfeße, und daß eine folche nachträgliche Nechts- 
bebuction aus bereits vorgelommenen Thatjaden 
doch ficher nicht für ausgefchloffen zu Halten fei. Der 
obige Einwand möchte demnach nicht fowohl eine unbe 
dingte Ausfchliegung der f. g. exceptiones juris, als viel 
mehr nur eine Befchränfung motiviren können. Die 
Worte vFernere Einreven, welche auf Thatfachen beruhen,‘ 
werden etwa durch — yernere thatfächliche Einwendun— 
gen — zu umfchreiben, und alle Einreden nicht für aus— 
gefchlofien zu Halten fein, für welche die thatfächliche Bes 
gründung ſchon in dem bisherigen Streitmatertal enthal- 
ten war, fo daß es Höchftens nur noch einer Berufung 
auf dieſelben bedarf. Iſt dieſes richtig, fo find die f. g. 
praesumtiones und beneficia juris auch da richt für verfpi- 
tet zu halten, wo nicht ſchon ex officio die Beachtung ut 


I Thl. J. it. 9 $ At und 16, Thl. II Tit. 3 5 30 und 
hierzu a. a. D. $ 136 und 137. („Nur bie 
Allg. ©. O. für bie preußifchen Staaten hat noch den 
Unterſchied der exceptiones juris et facti bisher beibe— 
halten ‚“ fagt derfelke a. a.. ©. Note 218. S. 156 f. ber 
2. Ausgabe). Bergl. befonders bie wg des Geh. 

O.Artib. B. 7. ©: 308, auch ae A, ©. O. TH]. Ri. 
15. $ 11, 5 und $ 18: , 
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unigänglich ift, vorattsgefegt mitt, daß Fein weiteres that⸗ 
ſchliches Moment zu ihrer Begründung erfordert werde. 4) 


h Hätte alfo 3. B. der Kläger ausbrüdfih „eine Forderung 
aus dem Jahre 1840", die Bis zum Jahre 1846 verjährt 
fein würde, nad) diefem Beitpunfte eingeklagt, ‚ober ber. 
Berflagte in der Rlagebeantwortung das Jahr 1840 als 
der Beitpunft der Entſtehung bezeichnet, fo würde diefer 
fh auch fpäter noch auf die Verjährung berufen : füntten. 
Denn daß die Borderung vor 1845 geltend gemacht fei, 

würde geſetzlich nicht vermuthet werden, alfo das Gegen: 

theil feiner thatfächlichen Begründung bedürfen : aus dieſem 
blauf der Zeit würde aber gef es lich weiter zu ſchließen 
jein, bag die Verbindlichkeit auf eine oder die andere Weife 
in ber Zwifchenzeit gehoben worden fei. — Die Frage, 
die Verjährung von Amtswegen zu berückſichtigen fei ( N 
Prozeßord. Ti. 9 8 14.), iſt unſeres Erachtens mit 

Unterſcheidung zu beantworten und bei der Berhand- 
lungsmarime zu verneinen. Vergl. auch Gönner. 
Handbuch des gemeinen Prozeffes Nr. 10 9 13 GB. 1 € 
252 ff. 2te Ausgabe.) Rauter, cours de proced. Chap. 
1, 70 p. 74, n. a. Aber felbit bei. der Jnquiſitions— 
marime erfcheim es bedenklich, die Einleitung einer Klage, 
der der Einwand der Verjährung „entgegen zu ſtehen 
ſcheint,“ lange abzuſchlagen, als „nicht ber nach Land— 
recht Thl. J. Tit. 9 6 569 zuläffige Gegenbeweis anges 
treten iſt“: Juſip Miniſterial-Blatt de 1841 ©. 308; es 
wird vielmehr die auf S. 291 unter Nr. 3 erwähnte 
Erklärung mit dem Juſtiz-Miniſterium für genügend zu 
halten fein. Bergl. Prozefordnung. Tit. 6 $ 7 (verbis: 
offenbar unzuläjfig“), auch noch Koch Lehrbud des 
Preuß. Privatrehts $ 193. extr. B. 1 ©. 339. — Es 

‚ Kann übrigens auch bei ber Verhandlungsmaxime vielfach 
zweifelhaft erſcheinen, inwiefern eine mögliche Einwendung 
von Amtöwwegen zu berüdfjichtigen, ober der Exception zu 
überlaffen fei: Vergl. z. B. A. L. N. Th. I Tit. 14 8 
226 (verbis: „ohne rechtliche Wirkung“) mit $ 
234 f. („Mit dem Einwande“ u. f. mw). Wo ein 
öfjentlides Snterefie concurrirt, wird Erfteres unbedenklich 
und oe iegend eine Befhränfung geſchehen mühen: L. un. 
Cod. 2, 11. Schlink im Commentar zur franz. Prozeß⸗O. 
B. 2 S. 40 und 473 und Beiſpielsweiſe A. L. R. Thl. 

LVt. 85725. (Wegen dev Verjähtung verweiſen wir 
nachträglich iroch Alf Scheele und Sommer im Arns— 
berger Archiv B. II. Nro. 39.) 
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Wiewohl wir übrigens den Ausdruck „Einreden“ in ber 
V. vom 1. Juni 1833 nicht fowohl im Sinne des gemeinen 
Prozeſſes, als vielmehr des gemeinen Lebens aufgefakt 
haben, fo find doch u. E. thatfächliche Einwendungen gegen 
die vom Kläger nach der Klagebeantwortung worgebrachten 
nova auch nach der V. von 1833 feinesweges ausgefchloffen. 
Wir beſchränken vielmehr vie Präcluſion der Einwendungen 

in $ 14 auf die Einreden gegen den Inhalt der Klage, 
Es iſt ſchon oben bemerft worden, daß im $ 14 
der Verordnung von 1. Juni 1833 nur für den der 
flagten eine Präcluſion enthalten fei 4). Dem Kläger it 
durch jenen Paragraphen für die Anbringung neuer That: 
fachen in feiner Weife präjubizirt, und auch durch die de 
jtimmungen über die mündliche Verhandlung, namentlich 
die 88 25 und 27. ift diefes fo wenig fir ihm als für den 

Verklagten gejchehen, indem biefe die Anbringung neuer 
„Thatumſtände, infoweit fie nach $ 14. noch zu— 

läſſig find“ 


feinesweges einer weiteren Beſchränkung unterwerfen. Eine 


folche ift daher in dem Geſetze für den Kläger aud 
hinſichtlich der mündlichen Verhandlung ' nicht enthalten, 
es wäre vielmehr inſoweit überall auf die früher erörter- 
ten Grundfäge der A. ©. O. zurückzugehen, und danach 
nur eine matatio libelli, nicht aber 

1) eine Aenterung des Antrags, noch weniger 

2) eine weitere Anführung von. Thatſachen, wofern 

dieſe nur zu dem Hanptfactum win Beziehung 

ſtehen⸗ für ausgefchloffen zu erachten. 

‚Die durch Königl. Erlaß vom 17. October. 1833 


—_. 





ift, ſo ift Hier eine Unterſcheidung wieder practiſch geworden, 
die wir mehrfach (3. B. Note 3) als eine von ber Wiſſen⸗ 
ſchaft bereits überwundeng bezeichnet haben, — 


f 
5 CE TE Zu 
ed - 


Ag) Da, der $ 14 der V. vom 1. Juni 1833 im Wefentlicen 
(ale $ 12) in®, vom 8 21.ieli uk d 9 übergegange 


— — — —— — — — — 


— 


genehmigte Minifterial-Inftruction hat jedoch auch für ver 
Kläger eine Beſchränkung ausgeſprochen, welche, wie: be— 
reits früher erörtert wurde, im Geiſte des Eventual-Prin- 
cips begründet iſt. „Es hat ber Kläger — was er 
vom Verklagten verlangt, in: feiner Klage .... anzubrin- 
genu,. Nach erfolgter Einlaſſung darf er. nicht bloß „jein 
— * nicht ändern⸗, was ſchon nach der Ges 
richtsOrdnung unzuläſſig war, vielmehr . „findet. (abivei- 
hend von der Ger.O.) im Laufe dieſes Prozefjes (auch) 
feine nenne Forderung«, feine mutalio petiti, mehr 
tatt6). Weiter geht jedoch auch die Minifterial-Inftruction 
keineswegs. Sie, beſchräukt den Kläger zu 1, weil hier bie 
Beitimmung der Ger, D. mit dem neuen Gefege unver- 
träglich .ift, fie beſchränkt ihn aber nicht zu. 2, in der An⸗ 
führung neuer Thatfachen, wenn. diefe zu dem Hauptfac- 
tum nur „in Beziehung ftehen« 6). Wenn die Praxis hier- 
bei anderer Anſicht iſt, und fich dann doch für berechtigt 
hält, ans Billigkeitsgefühl Ausnahmen zuzulaffen, fo ift 
ſie in der exfteren Beziehung im Irrthum, in der zweiten 
dagegen int Unrecht. V. Kirhmann, ber jener Anficht 
der Praxis beizupflichten ſcheint, muß Doch auch felbft ein- 
räumen, daß in ı ner Beſtimmung des 8. 29 der In— 
ſtruction: 

„Nur inſoweit die Klagebeantwortung dem Klä— 

ger Veranlaſſung zur Anführung neuer That— 

ſachen — — —— gibt, bleibt die Erörterung — 

— — noch zuläſſig⸗ 

eine Stütze für dieſelbe nicht enthalten ſei, daß dieſe Ver— 


— 





5) Wegen der — beſtimmen $ 16 und 17. 

6) Die es zu halten fei, wenn der Kläger nova, anführt und 
der Berklagte nit erfchienen iſt, Darüber vergl. vorläufig 

v. Kirchmann: das Preuß. KCivil-Prozeß-⸗Geſetz vom 21. 
Juli 1846, $ 32 ©. 64 ff. 
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anläffung vielmehr: ebenſo gut Dutch die verueinende Ein⸗ 
laſſung, als durch die Einreden gegeben werden könue 7); 
Auch durchdas Geſetz vom 21. Zuli 1846 iſt an 
ven bisheran den Parteien gegen die Eventual⸗Maxime 
vinbicirten Befugniſſen nichts! geändert. Dem Verklagten 
iſt nur durch 8. 5 und 6. Die neue Befugniß ertheilt, die 
dort erwähnten: Einreden zur präjudiciellen Eutſcheidung 
zu Bringen“ und bis dahin die vollſtaͤndige Einlaſſung w 
verfihieben 8). - Wenn es aber in $. 7. heißt: · 
—Werdben· in der Klagebea ntwortung Thatſfachen 
"angeführt, die in der Klage nicht vorgekommen 
ſind, oder ‘werben darin Einreden vorgebracht, 
fo bleibt dem Ermeſſen des Gerichts: überlafien, 
die Parteien vor der mündlichen Verhandlung 
noch mit ihrer Replik und Duplik zuhören, 
jo ift Hiermit ausdrücklich geſcigt, daß in ver Replik nicht 
bloß von eigentlich ſogenannten Repliken die Rede ſein 
dürfe und jedenfalls nicht ausgefchloffen daß auch eine 
Verbeſſerung ber Klage in den früher angegebenen Greu⸗ 
zen noch zuläſſig ſei, und es könnte hierncich auf's Höchſte 
bezweifelt werden, ob dieſelbe nicht nothwendig in ber Re 
plik erfolgen müſſe, over auch hier-noch- beider . 
Verhandlung erfolgen könne. 
Wenn ſodann der $. 8. weiter beſtimmt: 
„Die Reptit mu eine wollftändige Beantwor- 
tung. ber Klagebeantwortung und - die Duplif 
eine vollſtaͤndige Beantwortung * — enthal 


tenu⸗ 
ſo ſcheint auch dieſes noch keineswegs — bie letzte A 
ternative zu fprechen, und nur Der — 


— 2 ri ’ er... IrEree) “4 


—* v. Rilamann a. O. $ 16. ©, 25., 
: A) Bergl. hierzu Code 1 proced. Anl. ‚Abh, ar 174. 
—186. f. ee 
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— — auf Thatſachen Ybernhende: Eutgegnungen 
GKeplikationen und Duplicationen) können im 
Laufe ber erſten N * mehr — 
werden⸗ 
lam es in Frage ſtellen, ob: — wo eine ——— Re⸗ 
plik geſtattet wird, die an ſich zuläſſige Klagebeſſerung 
nothwendig in dieſ en-erfolgensmäffen. ‚Für dieſe Anſicht 
möchten wir uns deun auch erllären, da ebenſowenig ein 
Grund vorliegt/ die AusprüdenReplifa und „Dupliku oder 
Replikation undn Duplikatio⸗ im) einem beſonderen und 
beſchränkteren Sinne (dem: des gem. Prozeſſes) zu nehmen, 
als: ein, folcher: beirdem Ausdrucke „Einreden⸗ vorhanden 
wor: Nur inſofern in der Duplik noch zuläſſige Thatſachen 
vergebracht : werden, die den Kläger zu einer Engegnung 
beſtimmen, zu weicher ihm nicht ſchon „die Klägebeant⸗ 
wortung Veranlaſſung gab⸗ ($:29.. der Inſtruction), iſt 
ach eine aweitere thatſächliche Begründung des Anſpruchs, 
nd wäre es auch eine eigentliche Klagebeſſerung (in ven 
früher erörterten Grenzen derſelben), noch für ftatthaft zu 
halten; Die Annahme aber, daß durch den Schlußpaffus 
089:8,8. nach der Duplik ale; „fernerem auf: Thatſachen 
beruhenden Entgegnungen« ausgefchloffen'jeien :9), würde 
tur dan einen Grund haben, wenn entweder die Erläute- 
zung („Replicationen und Duplicatisnen*)oganz fehlte, oder 
ſtatt der ggegebenen von Triplicationen und Dundruplica- 
tionen die Rede wäre. Daß eine Appoſition oder ein Ci⸗ 
tat in Parentheſe eine Reſtriction des zu weit oder zu un— 
beſtimmt gefaßten Contextes enthalte, iſt auch ſonſt in der 
Preußiſchen Geſetzesſprache keinesweges ohne Beiſpiel 10). 


J 4 


n6. ae, 4 
0) Bergl. z. Bi 16 120. der: Subhaſtations⸗ Drönung * die 
Rheinprovinzen vom 1. Auguſt 1822. -. 
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So wenig wir aber alles: weitere, Vorbringen nach 
der Duplikſchrift für ſchlechthin ausgeſchloſſen erachten, 
ſo möchte doch Der Richter zur Geſtattung eines weiteren 
Schriftenwechſels, den Götze für zuläſſig hält i), ohne 
ausdrückliche — des Gefetzes — berech⸗ 
tigt ſein. —W— 

So weit aber ach — ie neue Thatſachen be 
der erjten mündlichen Verhandlung noch zuläffig ſind, jo 
"weit find fie es an fich ‘auch noch nach ſtattgehabter Be⸗ 
weisaufnahme. Das Geſetz hat ‚hier: mehr in: den Weg 
des Franzöjifchen Prozeſſes “eingelenft: nur die Art der 
Waffen, möchten wir ſagen, iſt beſchränkt, ver Angriff und 
die Vertheidigung felbſt haben eine weiter e Beſchränkung 
nicht erfahren. Für die, Erhärtung einer Behauptung, in— 
fomweit diefe an fih nah dewftüheren Beſtimmun— 
gen 'nsch.zufäffig ift, bleibt! (abgeſehen von Zugeftäntniß 
fen: des, Gegners) nach $. 35. der ———— nur * 
die Eidesdelation übrig 12). 

FFür die Appellatious⸗ Inſtangy⸗ die: * 2 
unb 44. ber: Berorbnuung vom L. Juni 1833 zu Zweifel 
hinſichtlich des. —————— — — RER 
es iun $.44..heißt:). 

Neue Thatfachen varfen vom Appelt [nach 
ber Beantwortung ber. Appelfation] im ferneren 
m des. — + mehr — 
„werben, — — eh, ya 


— — — — 
‚* J 


REES ET SEE 
11) ee das preußifche Givilprogeßgefeb vom 21. Juli 1846, 


12) ee Beweismittel nur, „wenn fich Diefelben erft aus dem 
aufgenommenen Beiwtife: als vorhanden ergeben . haben.“ 
$ 35. der V. Vergl. Be v. ei 0.0.0. $ 
16. 8.28. f. u: : \ 
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heit es in F. 42. in Bezug auf den Appelfanten 
"Thatfachen zur Begründung der Appella- 
tion, welche in der Appellationsrechtfertigung 
nicht vorfommen, dürfen im ferneren Berlaufe 
nicht mehr geltend gemacht werben, 
und es läßt fich hiernach die Frage aufwerfen, ob nicht 
Thatfahen zur Widerlegung der Beantwortung 
noch zuläſſig ſeien. Wir finden jedoch, zumal mit Rück— 
iiht auf die Worte: zur Begründung der Appellation 
in 8. 42,, fein Bedenken, dieſe Frage, wie biefes auch 
ihon bei von Kirchmann 13) gefchehen tft, zu be 
jahen. 


IV. 


Der Verſuch der Sübnte. 


m -—— — 


Es wird wohl nicht leicht gelengnet werben, daß ver 
prozeß als der gefetlich gebotene Weg, auf welchem das 
verletzte Necht zur Geltung und Anerfennung gelangen 
ſoll, von diefer Seite betrachtet nur als eine Wohlthat für 
ven Berletten, wenn auch nicht eben als die beneidens- 
vwertheſte erfcheinen fünne und daß hauptſächlich fehlechte 
Brocedurgefeße, jowie unfähige und pflichtvergeffene Richter 
nd Sachwalter die Schuld tragen, wenn auch hier bie 
"Wohlthats zur vollendeten „Plage wird. 

. Nicht fo unbezweifelt ift dagegen die übrigens weit 





J 


A a. O. F 55. ©. 143. 


— 380 — 


verbreitete Auſicht, daß der Prozeß doch immer und unter 
allen Umſtänden als ein gemeinſchaͤdliches Uebel anzuſehen 
ſei, deſſen Verhuůtung und Ausrottung die Geſehtzge— 
bung zu ihrer Hauptaufgabe zu machen habe, Gehäuftere 
Prozeſſe follen nach dieſer Auffaſſung ſtets zu den bedauer⸗ 
lichſten Erſcheinungen zu. rechnen, und als ein trauriges 
Zeugniß für die Abnahme des Wohlſtandes oder der 
Geſinnungstüchtigkeit eines Bezirks zu betrachten fein. Sı 
Deutſchland namentlich hat dieſe Anſchauung nicht blos 
im gemeinen Leben und in den Gellert'ſchen Fabeln, 
ſie hat vielmehr, auch bei. ven Legislatoren Eingang und 
Anerkennung gefunden, und fo findet fich diefelbe dem 
auch von den Redactoren der Allg. Ger. D. ganz bejon- 
ders vertreten ). Man verfennt dabei, daß zahlreide 
Prozejfe als die nothwendige Folge eines gejteigerten 
bürgerlichen Verkehrs erjcheinen müſſen umd daß gefültere 
Regijtraturen' eben fowohl ein Zeichen des wachſenden 
Wohlſtandes eines Gerichtsfprengels fein können, als ein 
Zeugniß für die fteigende Armuth oder die wachſende 
Prozepjucht feiner Bewohner. 2) .. 

Jemehr aber eine Geſebgebung von jener Anficht 
durchdrungen ijt, jemehr wird fie, zumal wenn fie überhaupt 
zu einer Bevormundung der Stautsbürger hinneigt, officielle 
Vergleichsverſuche begünftigen. Dem Römiſchen Recht 
war ein ſolches Streben faſt durchgehends fremd; die freie 
Selbſtbeſtimmung und Verfügung des Staatsbürgers 
ſollte auch hier in keiner Weiſe verkümmert werden, und 
ſelbſt die ſpätere Zeit iſt dieſen Grundſätzen treu geblieben. 


1) Allg. Ger. O. Einleitung $ 22 ff. Thl. J. zit. 14. $ 4. 
Vergl. auch die. Cabinets-Ordre yom 14. April 1780, 
2) Bergl. Mittermaier der gem. d. bürgerl. Prozeß Bei⸗ 
tag 1 81. 
B. ee Bergleihung der Franzöf. und Preuß. Geſthe, 
Heft 2. ©. 107. f. | 
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Bon anderen Gefichtspunften ging aber fchon das: ältere 
Deutfche Recht aus und daß Sühneverfuche ganz befonders 
im Canoniſchen Recht eine Stüße finden mußten, darf neben 
der Hinweifung auf ben Geift des Chriſtenthums wohl 
faum noch durch Allegate 3) erwiefen werben. 

Wir unfererjeits find nun zwar weit entfernt, den of 
ficielfen Vergleichsverſuchen ohne Weiteres den Stab zu 
reden. Wir müffen aber vor Allem zwei negative Anfer- 
derungen an die Gejeßgebung ftellen, 

einmal, daß der Vergleichsverfuch nicht dem Richter, 
bei dem die Parteien Recht ſuchen, überwieſen werde, 

ſodann, daß derſelbe in feiner Weiſe mit einer 
Beſchränkung des Rechtsweges oder einer ſonſtigen Be— 
ſchwerung der Parteien verbunden ſei. Wir finden es alſo 

1) durchaus verwerflich, wenn dem Richter durch die 
Geſetzgebung zugemuthet wird, ſich zum Vermittler unter 
Parteien herzugeben. Er ſoll als Richter über ihnen, 
nicht als Rathgeber zwifchen ihnen ftehen. Die Ber- 
plichtung, die Sühne zu‘ verfuchen, verrüdt nothwendig 
jenen einzig richtigen Standpunkt und bringt der Träger 
des Richteramts in eine völlig ſchiefe Stellung. Soll fein 
Verfuch irgend einen Erfolg haben und nicht in eine leere 
Formalität umfchlagen, jo wird er nicht umhin können, fich 
ju ver einen ober der andern Seite hinzuneigen. Er wird 
feine Anficht fchon wor der Entſcheidung Fundgeben oder 
doch mindeftens durchblicken Iaffen müffen und es wird we⸗ 
tiger bie Xiebe zum Frieden beide Theile, als vielmehr bie 
Ansficht auf einen ungünftigen Erfolg den einen Theil zum 
Nachgeben, vielleicht zur Anfopferung feines guten Rechts, 
bewegen. Bloße allgemeine Ermahnungen - zum. Frieden 
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3) Vergl. cap. 11. X. de transact. (1. 36.) 
eap. 1. X. de mut. pet. (2. 4.) 


XIV, Jabrgang 8 Heft. 25 


— 2 — 


ohne alles nähere Eingehen auf die Sache würden aber 
nicht. blos faft durchgehends völlig. erfolglos: bleiben, fon- 
bern auch der richterlichen Stellung bei einer richtigen Auf- 
faffung derſelben ſchwerlich entſprechender gefunden wer- 
den. Die Erfahrung hat aber auch ‚gelehrt, daß jelbit 
die Gefetgebungen, welche weiter gehen, umd dem Nichter 
zumuthen, die Parteien zum Zweck der Sühne zu beleh- 
rem und zu beveuten, nur jehr geringe Reſultate erzielt 
haben. Sp mußten wir denn zunächit gegen. die fernere 
Beibehaltung des richterlihen Sühneverfuchs ganz ent 
fchievene Einfprache erheben. Die hier erörterten Ver— 
mwürfe treffen aber fait mehr den gemeimen und den neu— 
eren Preußiſchen Prozeß, als das Verfahren nach der 1. 
G. D., da in diefer der Sühnenerfuch dem Inftenenten, 
nicht dem erfennenden Richter zugewiefen tft. . 
Nach dem gemeinen Prozeß jolk.ver. Richter 
erfter Inftanz in zweifelhaften Sachen nicht al- 
fein vor angefangenem Stechtsjtreit und Litisconte- 
ftation , fondern auch in: jeder Lage des Prozeſſes 
durch alle dienliche Mittel und Wege, aach ſchied⸗ 
liche Erinmerungen die Parteien in Güte von ein 
anderzufeßen und. hierdurch alfe weitläuftige, loſt— 
fpielige Rechtfertigung zu verhüten, fich befleikigen, 
jevoh ehe er die Güte den Partheien vorſchlägt, 
vorher in den Sachen: fih wohl informiven amd 
jein Abſehen dahin forgfältig ftellen, daß bie eine 
öffentlich ungerechte Sache führende Barthei zu der- 
fefben nicht. gelaffen,, noch. der rechthabende Theil 
damit. bejchiwert, noch auch die Juſtiz wider des, an⸗ 
deren Theils Willen verzögert werbe, 4) | 


— — — —— 
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‚Die Allgemeine Progeß-Drbnung verpflichtet den 
Snftruenten, er folle nisht- hlos 

«gleich bei der erften Vernehmung ver Parteien fich 

alle Mühe geben, dieſelben, wenn vornehmlich die 

Sache zweifelhaft und weitausſehend zu ſein ſcheine, 

zu deren gütlicher Beilegung möglichſt zu bewegen, 
ſondern — auch — die Sühne ſowohl während ber 

ganzen Inſtruktion als hauptſächlich ——— 
status causae allen. Erunftes/ verſuchen. *) 

Die Preußifche Novelle vom 1. Juni 1833 At 
nächt den Vergleichsverſuch des Deputirten beſtehen, 
bat aber auch vem Vorſitzenden bei der mündlichen Ver⸗ 
handlung den nochmaligen Verſuch ver Sühne 6) zur 
pflicht gemacht. Da aber die Verordnung vom 21. ul 
1846 dem Verklagten das Erſcheinen im Klagebeantwor⸗ 
tungstermine erlaſſen, und die Einreichung eines Schrift. 
ſatzes geſtattet hat, da ferner mit der Nothwendigkeit der 
aceusatio contumaciae ein erhebliches Motiv für ven Mär 
ger, auch feinerfeits. im Termin zu exrfcheinen, weggefallen 
it, jo wird der Vergleichsverſuch faft nur. noch durch beit 
Borfigenden im Namen und unten: —— be 
ertennenden Collegii ftattfinden können. 

Die Franzöfitche Geſetzgebung, welche bie Stellung 
des Richters vielleicht mehr als. irgend eine: audere in 
per begriffemäßigen Reinheit aufgefaßt und vurchgeführt 
hat, iſt ſich in dieſer Beziehung auch hier conſequent ger 
bliehen. Der Vergleichsverſuch ift aus. dem Bereiche des 
Prozeffes ſogar ‚völlig verbannt und vor ein anderes Fo⸗ 
rum verwieſen. Ob dem Geſetz hierbei nicht auf ſeiner 





5) Prozeß⸗Ordn. Tit. 11 61 

6) „Der nochmalige Verſuch A er in 5 28 Her B. 
vom 1. Juni 4888, Pr in a dm * * — 
1349 weggeblicben. il 

25* 
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poſitiven Seite, hinſichtlich der Wahl des Friedensrichters 
nämlich, ein Vorwurf zu machen ſei, iſt wenigſtens hier 
nicht zu unterfuchen. 7) 

29 Die andere Forderung negatinen‘ Inhalts, welche 
wir oben geftellt haben, ift die, daß offizielle Vergleiche: 
verfuche in feiner Weife eine Befchränfung bes Rechts 
weges oder eine anderweitige Befchwerung ‚der Parteien 
enthalten dürfen. Wir müffen es demnach mißbilligen, 
wenn durch Bergleichswerfuche auch nur die Einleitung des 
Prozeſſes gegen den Willen der einen Partei verzögert 
wird, noch mehr, wenn dadurch den. Parteien Koſten er— 
wachſen oder dieſelben auch nur indirekt zum Erfcheinen 
genöthigt werben. Vollends verwerflich erſcheint es aber, 
wenn der vorherige offizielle Vergleichsverfuch ſogar zur 
Bedingung der Zuläfjigfeit des Rechtsweges gemacht 
wird und nur in bejonderen : Fällen, namentlich bei ehe 
lichen Streitigkeiten, würde eine folche Vorſchrift zu billi⸗ 
gen jein. 8 ) 

| Der hier erörterte Vorwurf der Befchränfmg und 
Beſchwerung der Parteien trifft aber nicht ſo faſt den 
Preußiſchen und ſelbſt den gemeinen Prozeß als vielmehr 
ben Franzöſiſchen, in welchem das aus der Englifchen Ge 
feßgebung entlehnte Inftitut der Friedensrichter zu einem 
ſehr wefentlich verfchtebenen geworben ift.9) - Nach’ Fran 
zöſiſchem Recht foll jever Hauptklage, welche eine: erſte In— 
ſtanz einleitet, ein Sühneverfuch vor dem Friedensgericht 
vorhergehen. Das rechtliche Gehör iſt von dem Umſtande 
bebingt, daß die Sühne vergeblich verſucht worden, und 





— — 


. 


T) Bergl. Schlink im Gommentär zur — ————— 
$4172:8.1 8 334 5 ° 

6) Berg Mittetmaier Beiträge 1. $ 12. IM. ©. 92. 

9) Vergl. Mittermaier Beiträge GN Auly 26, 87 fi. 
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es iſt ſomit eine Beſchränkung des. Rechtsweges geſetzt, welche 
wir ſchon als ſolche nur entſchieden mißbilligen können. 
Der Geſetzgeber erregt aber auch ſelbſt gegen das 
gInſtitut, wie er es geſchaffen, von voruneherein vie erheb⸗ 
lichſten Bedenken, wenn er einmal ſofort eine Hinterthüre 
eröffnet, durch welche: der vorgeſchriebene Weg fo ziemlich 
umgangen werden kann, und ſodann diefen für eine große 
Inzahl von Fallen ſegar sähe eslafjen: zu — geglaubt 
bat, 


Das perſonliche Erſcheinen kanm — Elegung einer 
Strafe: von 10 Franken ſelbſt von dem Kläger vermieden 
werben, 40) und die Fälle, welche von dem Sühneverſuch 
enthunden ſind, ſtehen zu den übrigen in einem ſolchen 
Berhäktniffe, daß in wenigſtens fünf Sechſteln aller Pro- 
zeſſe gar kein Vergleichsverſuch erforderlich ift. 1) Schon 
bei dem numeriſchen Mißverhältniſſe, zu welchem ver Ge- 
ſetzgeber ſelbſt die Regel herabzudrücken für gut befunden 
hat, kann es wohl kaum überraſchen, wenn ein bekannter 
Comentator des Franzöſiſchen Prozeſſes den Sühneyerſuch 
deſſelben für „ein unreifes, tadelhaftes und: in ſeiner der— 
maligen Geſtalt nicht beizubehaltendes Inſtitut⸗ verflärt. 12) 
Die Erfahrung giebtrihm aber auch wohl überall nichts we- 
niger al8 ein günftiges Zeugniß. Daß der Erfolg diefer 
Einrichtung ein höchit geringfügiger fei, ift dem Verfaſſer 
biefer Erörterimgen noch unlängft bon einem ausgezeichneten 
Praftifer beſtätigt worden. 

Nach dem bisher Bemerkten vit es nicht befremden, 
wenn wir uns — des — ebenſowenig 





‚Shtlint —X O. s 173, und 181. 8 1S. 335. f. 
35f. one 

in Schlink,a. a. Da! 192 9.1 8. 334 

INEShlint a. md. Berpl. auch v. „Bergleidiung 
der Franzöfifchen und Preußiſchen Geſetze, Heft 2 ©. 170 fi. 


für das gemeine Recht sber die Prentfchen Prozeßnovellen 
als für das Franzöfifche Recht erklaͤren. Unferes Erachtens 
follte der. Vergleichsverſuch aus dem Bereiche des Progej- 
ſes völlig ausgewieſen, und derſelbe ver freien Entſchließung 
der Parteien überlaſſen werden. | a 

Nur das wird das Nichtige fein, wenn den Parteien 
durch ein offizielles. Inftitut, welches Vertrauen erivect und 
durchaus mit Teinem Zwange verbunden ift, die Anregung 
zum freiwilligen Bergleichsverfuche geboten wird. In hie 
fem Sinne ift pas. Imjtitut der Schiedämänmer zunächit in 
der Provinz Preußen ins Reben getreten. Es follte malt 
eine freiwillige Imftitution daftehert, zu welcher ber Kläger 
nur im Einverſtändniſſe mit dem Verklagten alsdann feine 
Zuflucht nehmen Töne, wenn beide Theile hofften, dahß 
durch Die Hülfe des Schtensrichters ihre Streitigkeiten and 
geglichen werben könnten. 19) Daß die bald nach einander 
folgenden Anträge ber. betreffenden Pröbinzialftände bie 
Einführung in allen öftlichen Provinzen herbeigeführt de 
ben, darf wohl fchon allein als hinreichende Gewähr dafir 
betrachtet werben, daß man ſich bei dieſer Einrichtung im 
Allgemeinen auf dem richtigen Wege befunden habe. 1) 


u — — — 


13) Vergl. die Ergänzungen der Preußiſchen Rechtobücher von 
Gräff, Koh ꝛc. 3te Ausgabe B. 7 ©. 175. (bie 189): 
wo fih auch die Literatur verzeichnet findet 

Die Berichte der Obergerichts-Präfidenten äußerten fd 
verſchieden. „Die Stimmen des Publikums find für und 
wieder das Inſtitut“ bemerft der General:Bericht des Jufliz- 
Minifters in v. Kamptz Jahrbüchern B. 49, Anhang 6, 
93. Puchta fagt im Archiv für die civiliſtiſche Praxis 2. 
20 ©. 436: „Es ſcheint nicht zweifelhaft, daß unter ben 
bisher vecenfirten Vergleichsinſtituten biefes preußiſche ned 
bas zweckmaͤßigſte if.“ (Ueber die Dänifchen Bergleidt: 

Gommiſſtonen vergl. v. Kamptz Jahrbücher Heft 75. ©, 

3—66 BPudiaa.a.D. & 4af.) - 
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Selbitrebend ijt übrigens bier nicht der Ort, um auf- dag 
Inſtitut und feinen: Erfolg näher. einzugehen. Wir müſſen 
vielmehr in dieſer Beziehung an die dieſem Gegenftande 
beſonders gewidmeten Arbeiten verweifen, da unfere Auf: 
gabe nur die fein follte, die Vergleichsverſuche im Laufe des 
Prozeffes oder gar als Bebingung ver Zulaffung veffelben 
einer Furzen Kritik zu unterwerfen. 


\ 


V. 
Ueber die unmittelbare Einbrin— 
gung der Klage bei Gericht und 
deren Abweifung ohne Vorladung 
des Verklagten. 


— —— 


8. 1. 

Bekanntlich iſt die Klage ſowohl nach dem gemeinen 
als nach dem ältern und neuern Preußiſchen Prozeſſe un⸗ 
mittelbar bei dem Richter anzubringen. 

Wir haben bereits in einer früheren Erörterung 
im Juſtiz-Miniſterial-Blatte für 1849 ©. 338 ff. ver- 
ſchiedene Bedenfen zu erledigen gefucht, welche ſich gegen 
eine fofortige Zurücdweifung der Klage theils im Inter: 
ejie des Klägers, theils in dem des BVerflagten aus mehr 
oder minder fcheinbarer Beranlafjung erheben laſſen und 
wollen infoweit, um nicht zu wieberholen,: auf. das dort 
Gefagte verweifen. Es wurde dabei überall noch voraus- 
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geſetzt, daß eine jolche Abweifung a limine nicht die Kraft 
der res judicata ) erlangen könne, daß zwar gegen bier 
felbe eine eigentliche Appellation (nicht eine einfache Be 
ſchwerde 2) zuläffig, jenes Rechtsmittel aber Teinesweges 
erforderlich jei, um die Rechtskraft der ergangenen Ent 
ſcheidung abzuwenden, Die Nichtigkeit der Vorausſetzung, 
daß die fofortige Abweifung des Klägers nie die Kraft 
eines Enburtheils haben könne, ift jedoch keinesweges außer 
Zweifel, e8 haben fich vielmehr gewichtige Stimmen für 
bie Anficht erhoben, daß nach gemeinem Prozeß auch gegen 
einfache Abſchlags-Decrete in der gewöhnlichen Frift die 
Üppellation zu ergreifen fei, wenn fie anders nicht bie 
Rechtskraft befchreiten follten 3). „Dieſe Abweifung — 
fagt ein bereits früher angeführter Schriftfteller 4) — iſt 
das a der richterlichen Reflexion über einen ihm 
zur Enſcheidung vorgelegten Tall, und enthält einen mit 
vollftändiger cognitio causae erlaſſenen Ausſpruch darüber; 
dieſer muß daher auch bie Kraft eines Urtheils haben.“ 





1) Ueber die frühere und fpätere Bedeutung biefes Auadrude: 
Bayer Vorträge über den gemeinen ordentlichen Givil:Pro: 
zeß, te Auflage, ©. 255. f. 

2) Vergl. die erſte Erörterung $ 5.Note 7. Auch feine f. g. 
Grtrajudizial-Appellation: Schmid Handbuch bes Prozefies 
F 238 vergl. mit $ 237. | 

I) Vergl. Mittermaier im Archiv für die civil. Praxis B. 
5. ©. 365 und 369, Bayer a. a. D. ©. 657 und bad 
SuftizMinifterial:Blatt für 1849 ©, 89. 

% Barth civilift. Promtuarium B. I. ©, 42. (Vergl. auch 
$ 4 ber früheren Grörterung nnd noch Heffter, Syſtem 
bes römifchen und deutſchen Givilpr.Rechts $ 345: „Die 
Stellung bes bdeutfchen Richters — fagt biefer — ift in 
Vergleihung mit der des römifchen nicht verändert. Ihm 
gebührt in allen Bällen die Unterfuhung und Prüfung ber 
Suläffigfeit der Klage an fih und er hat darüber ein 
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Wir wollen zunächſt in Bezug auf die Parteien 
unterſuchen, inwiefern es bedenklich ſei, daß eine ſofortige 
Verwerfung des Klageanſpruchs der Rechtskraft unterwor— 
fen und an bie ordentlichen Inſtanzen verwieſen werde 8). 
Das nun aber 

eritems den Kläger anbelangt, fo wird viefer it 
ver Klage vollftändig gehört, und es fcheint in Bezug auf 
ihn der in Frage geftellten Sanction fein begründetes Be— 
venfen entgegen zu treten. ebenfalls dürfte ein folches 
alsddann nicht mehr vorhanden fein, wenn ber in $. 5. 
unjerer früheren Erörterung proponirte VBorfchlag gebilligt 
wird, Es gilt Hier vollfommen der Ausfpruch der L. 42. 
D. de R. J.: 

— — plane qui agit, certus esse debet, cum sit 
in poteslate eius, quando velit experiri: et anle 
„debet: diligenter rem explorare, et tunc ad agen- 
dum procedere.‘‘ 

Dagegen möchte man 

zweitens in Betreff des Verflagten hier noch ein— 
menben wollen, daß er bei einer Abänderung in zweiter 
Inſtanz und der bier verorbneten Zulaffung der Klage 
doch nicht ungehört in Die Koſten verurtheilt werben dürfe. 
Einestheils ift aber gegen diefen Einwurf geltend zu ma— 


den, daß die Mitteilung der Klage und ihrer Abweifung 6) - 





Urtheil zu fällen, welches gemeiniglih in ber Form 
eines Decrets jebt erflärt wird.“) 

5) Verordnet der Höhere Richter die Einleitung bes Prozenes, 
fo ift allerdings Fein Grund vorhanden, nun auch dem Ver: 
Hagten hiergegen noch ein Nechtsmittel zu geftatten, da die— 
fer jet feine Cinwendungen im Wege der Rlagebeantwors 
tung geltend machen Fann. Infoweit muß man alfo ber 
Anfiht Spangenbergs in ben practifchen Erörterungen 
3.1 No. 55 ©. 452 ff. unbedenklich beipflichten. 

6) Vergl. meine Abhandlung in dem SJuftiz-Minifterialblatt 
für 1849 ©. 339 Note 3, 


⸗ 
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dem Verklagten es hinreichend freilaffe, den Kläger Hag- 
108 zu ftellen, wenn er den Erfolg: der Appellation bedenl⸗ 
lic) finden follte, andererſeits möchte es aber auch. Durch 
aus angemejjen. erfcheinen, von gerichtlichen Kojten, on 
es jich um die unbegründbete Abweifung und deren DBejet 
tigung handelt, wie bei einer Abänberung im Befchwerbe- 
wege, geſetzlich zu abjtrahiren, die übrigen RR aber 
dem Endbeſcheide vorzubehalten. 


8.2. 

Nicht fo einfach: wie Die feither erörterten Anftände 
gegen die Abweifung a limine erledigt fich ‚ein weiteres 
Bedenken, welches wir nunmehr. ins Auge faffen wollen. 
Es ift diefes nicht mehr von den Intereſſen der Parteien, 
vielmehr aus der Stellung des Richters, welcher vielfah 
zu wenig Rechnung getragen wird, entnommen. Der 
Kernpunkt bei allen Prozefinftitutionen — fagt Heffter?) 
— ift die Stellung des Richters, die Beftimmung umd bie 
Grenze feines Wirkungskreiſes.“ Inwiefern ift nun eine 
angemejjene und wiürbige Stellung bes Richters mit ber 
Zulaffung einer a limine abgewiefenen Klage durch ben 
höheren Richter vereinbar? — Der Richter, welcher einen 
Anfpruc als gefeßwidrig, oder auch nur wegen mangelt 
der Begründung verworfen hat, hat Damit feinen Aus 
jpruch in der Sache gegeben. Es läßt ſich von ihm jagen, 
daß er "offieio funetus 8) u jei, und er befindet fich gewiß 
in der miplichjten Yage, wenn er über einen Anspruch, den 
er bereits für verwerflich erflärt hat, eine nach feiner An- 
jich* völlig nußlofe Verhandlung eröffnen und fobann de 
novo entjcheiden fol. Cs ift uns zwar zur Genüge be 


7) Syitem bes römifchen und deutfchen Civil Prozeßrechts $ 3. 
8) L. 55. D. de re jwdicata. Bergl. Rauter cours de 
proced. c. Introd. 46. 
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annt, daß die Praxis in der Zurückverweiſung Der Sachen 
bei reformatorifcher Entfcheivung gegen die Merten Ans- 
ſprüche ber Gefetze 9) durchgehends ſehr weit gegangen iſt. 
Die Furcht, die geſetzlichen Inſtanzen zu’ ſchmälern, hat 
dabei die Hauptrolle geſpielt, und die Rückficht auf eine 
wärbige Stellung des Richters iſt völlig in ven Hinter— 
grund getreten. " Wie kläglich iſt nicht der Troſt, den ſelbſt 
vpufendorf 10) ihm giebt, wenn er ſagt: 
— — neque est quod queri possit iudéex inferior, 
se ad corrigendam sententiam , quam ipse iulit, 
adigi. Neque enim ex sua, sed ex Aaperloris iu⸗ 
dieis animi sententia corrigit.“,! — 

Es macht aber auch, um insbefondere auf die Ab⸗ 
weiſung der Klage zurückzukommen, wohl kaum einen Un— 
terſchied, ob der erſte Richter die Verwerfung in der 
Form eines Deerets oder eines ſ. g. Urtheils ausgeſpro— 
chen hat. Er kann durch die Zulaſſung der Klage in 
zweiter Inſtanz und die Zurückweiſung an ihn hier wie 
dort in den Fall kommen, über dieſelbe Frage de novo in 
derſelben Sache entſcheiden zu müſſen. Das erörterte 
Bedenken ſcheint demnach nicht ſowohl gegen Die mögliche 
Rechtskraft der Abfchlags-Decrete zu fprechen, als viel- 
mehr anf eine Prüfung der Frage hinzuweiſen, ob es 
nicht angemeffen fei, dem Richter, der das Klagefunda— 
ment verworfen ‚hat, eine nochmalige Entfcheidung über 


ER 


9) cap. 61. X. de appellat. (2, 28) cap. 59 X. eod. ©. 
befonders Linde im Archiv jür Die civil. Praris B. 15. 
©. 158 ff. Vergl. auh Heffter Syflem bes rom. und 
deufchen Civil⸗Prozeßrechts F 459. Note 159. ©, 5586. 
In der im Allgemeinen yewiß höchſt fchägenswerthen Ab— 
handlung über die Res judiciaria Romana et Germanica: 
Öbservaut. HI, 225. $ 97. pag:! 619. 


— 
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dasſelbe nicht, mehr zuzumuthen. Billigt man dieſes — 
und es hat gewiß alles Mögliche für ſich —, ſo würde 
freilich, wenn der Appellationsrichter ſich für Lie Zulaſſung 
eutſcheiden ſollte, nichts Anderes übrig bleiben, als die 
Sache nunmehr. in Zweiter Inſtanz ‚im derſelben Weiſe 
verhandeln zu laſſen, wie dieſes für Die erſte Inſtanz vor 
gejchrieben ift.. Daß der Verklagte hierbei hinfichtlich. ver 
Einreden eine Instanz verlieren würde, läßt fich mit Grund 


nicht sentgegenfeten, da fir den erſten Nichter, der bie 
Sade an fich für unbegründet hielt, , feine Veranlaſſung 


obwaltete,. diefe Einrevden, wenn fie ihm auch worgelegen 
hätten, einer Prüfung und Entſcheidung zu unterwerfen. 
Defohngeachtet. find wir noch weit Davon entfernt, uns 
für den gedachten Ausweg entfcheiden zu, wollen, , wir fin- 
den e8 vielmehr am Angemejjenften, daß der Richter nict 
früher mit der Sache befaßt werde, als bis die Einlaffung 
erfolgt oder die Friſt dazu verſeſſen iſt. 


| Er — 

Zu dieſer Anſicht werden wir, aber faſt weniger 
durch die unter $. 2, erörterten. Schwierigkeiten, als durch 
eine andere Betrachtung ‚hingebrängt. Wir entnehmen ben 
beftimmenben Grund für diefelbe nicht fo fehr, aus. ben 
Bedenken, welche ſich gegen tie jofortige Zurückweiſung, 
als vielmehr gegen die vorläufige Billigung und Zulaffung 
ver Klage erheben. Denn es ift Doch wohl zmleugbar, 
daß die Zulaffung der Klage eine gewiffe Voreingenom— 
menheit des Richters für den Anfpruch ſchon vor der ent 
lichen Entfcheidung befunvet, daß fie auf eine Geneigtheit 
hinbentet, denſelben zu feiner Zeit zuzufprechen, falls er 
nicht durch eine Einrede entkräftet werden follte. Die Zu: 
laſſung ift demnach wohl geeignet, bei dem Verklagten 
ven Zweifel hervorzurnfen, ob er es auch noch mit einem 
ganz unbefangenen Richter zu thun habe, ob ihm feine 
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Beftreiting des Klagegrundes in inre auch noch irgendwie 
nützen werbe, da der Richter durch eine fpätere Verwer— 
fung desfelben, die nicht auf das Miflingen des Beweiſes 
oder auf eine Einvede baſirt wäre, nicht undeutlich befun: 
ben wiirde, daß er’ eine Derhandlung über einen grund: 
fofen Anſpruch eröffnet habelt), Eine richterliche Verfit- 
ging über die Einleitung des Prozeſſes follte demnach 
nur da zugelaffen werden, wo fie ausnahmsweiſe Durch 
ganz befondere Gründe geboten ift und’ wir können fomit 
nur unfere am Schluffe des $. 2, ausgeſprochene Anficht 
wiederholen. Damit iſt aber noch keinesweges . gegeben, 
daß nummehr die Franzöſiſche Vorverhandlung unter den 
Anwälten 12) ohne Weiteres fchlechthin zu adoptiren fei, 
es ijt vielmehr Durch Die Vorfchriften über das fchriftliche 
Berfahren 13) in andermweitiger Ausweg nahe gelegt, bei 
deſſen Andeutung wir es jedoch Hier noch bewenden laſſen. 


8. 4. 

Mm der. ‚älteren Zeit Hatten bie Gerichte auch, in 
Frankreich ‚sei der Eröffnung des Prozeſſes regelmäßig 
mitzuwirken. Der Kläger hatte dem Nichter ein Gefuch 
(Regneie) zu überreichen, worin ein Antrag enthalten und 
entwidelt war, und der. Richter erließ, falls er das Ge— 
ſuch nicht unftatthaft oder grundlos fand, einen Befehl 
(Ordonnance), wodurch er die Vorladung des Verklagten 


" — — — „bir hoffen, er wird den Heroismus haben, ſich 
ſelbſt zu vergeffen und Recht zu üben" fagt Schlinf, Beiträge 
‚zur Reform der Rheiniſchen Bürger. Gerichtsordnung S. 41. 

12) Klagen über dieſelbe bei Schlink im Commentar $ 133 

B. 1S. 241—243. Bergl. aber auch Dernburg Ab: 
handlungenS. 328. | 

» Code de procedure Art. 96. ff. 
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verordnete. Schon im Jahre 1667 wurden aber „bei 
allen Hauptklagen und Appellationen» die Vorladungen 
«ohne vorherigen. Auftrag oder Erlaubniß« der Regel 


nach für zuläſſig erflärt, und nachdem. fpäter ber Gebrauch 


ber ‚Requöies eine Zeit Lang fogar.,» in. allen Sachen un 
bei allen Zribunalen abgeſchafft⸗ war, iſt derſelbe durch 
die neuere Geſetzgebung nur für beſondere Fälle wieder 
hergeſtellt worden 19). 
Nach dem regelmäßigen Verfahren bei den Land— 
gerichten, wonach die Abfaſſung und Zuſtellung der 


Ladung, welche die Stelle der Klage zu vertreten hat, 


durch die. Gerichtsvollzieher gefchieht 15), wird ber Richter 
exit in der Audienz mit ver Suche befaßt, Der Berklogte 
ift aljo ‚hier bereits‘ allemal geladen und bie trage, ob 
die unbegründete Klage ohne vorherige Ladung bes Der 
flagten zurückzuweiſen fei, kann hier gar nicht eutitehen. 
Die Fälle aber, in welchen der Richter durch eine einfade 
Requete mit der Sache befaßt werben kann, betreffen zum 
Theil wenigftens Gefuche, bei welchen jedes contrabicte- 
rifhe Verfahren aus Mangel einer Gegenpartei ausge 
Schloffen ift16), zum Theil aber ſolche Anträge, welche im 
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16) Vergl. Schlink im Commentar B. 1 S. 501 ff. Perrot 
Verfahren der Gerichte der Preuß. Mheinprovinz DB. 1 6 
268 ff. j 

15) Bedenken gegen bie Abfaffung der Klage durch bie Geriht# 
vollzieher bei Schlink $. 57. B. 1 &. 96, ber fid aber 
ebenfo gegen die Aufnahme durch dem Michter erflärt, und 
zugleich eine Inconfequenz hinſichtlich der Kaſſations-Inſtanz 
hervorhebt, für welche die Abfaſſung durch einen Advola— 

‚ ten vorgefchrieben. if. - Bergl. au von Oppen, Ber 
gleihung ber Franzöfifhen und Preußiſchen Geſete, Heil 
2 ©. 106 f. * 

16) Vergl. Schlink $ 234. B. 1 ©. 508 f; und Perrei 
a. D. S. 276 ff. und befonders S. 279 (über das hie 
fattfindende Berfahren). Ä 
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Yaufe eines, bereits anhängigen Verfahrens erhoben wer- 
den, und bei welchen die Qualificirung als Bittfehrift nur 
bie eigenthümliche Form für eine Mittheilung iſt, die 
jener Form ungeachtet nicht an den Richter, ſondern an 
bie -Gegenanmwälte erfolgt 17). Doch giebt es freilich auch 
Hauptflagen, welche. aus befonderen Gründen tur mit 
Erlaubniß des Richters eingeleitet werden fünnen, in wel- . 
en alfo der Ladung ein Antrag auf Geftattung terfelben 
und eine Ordonnanz vorhergehen muß 18). | 
Sehr . beherzigenswerth ift übrigens der Gang, 
welhen die friedensgerichtliche Procedur bei Einlei- 
tung eines Rechtsſtreits gerade in der Preußiſchen Rhein— 
probinz genommen hat. Durch ein Franzöfifches Geſetz 
von 1790 war allgemein vorgejchrieben, daß die Friedens— 
rihter jogar die VBorladungen abfaffen und die Gerichts- 
vollzieher diefelben bloß zuftellen ſollten 193. Diefe An- 
ordnung wurde Durch” 8. 2. und 3. des Preufifchen Ge- 
ſetzes vom 7. Juni 1821 beſtätigt, durch $. 9. des Preu— 
ifhen Gefeges vom 11. Mut 1843 aber wieder auf- 


% 


N) Perrot a. a. D. ©. 270 ff. befonders ©. 271. Vergl. 
auh Schlink $ 235 B. 1 ©. 504 f. $ 242 B. 1 ©. 
‚5241. $ 258, 5. B. 2 ©. 23. 68 gehört hieher z. B. 
bie Intervention: C. de Pr. Art. 339, die Pemremtion: 

4 Art. 401., der Dritteinfpruh: Art 475, die Reftitution: 
Art 493., in wilden Fällen die Gegner überall antworten 
fonnen. PBerrot ©. 273. f. 

18) Beifpiele: C. Civ. Art. 236. C. de Pr. Art. 875, 865. 
890. 510. Berrota. a. D. ©. 269. Vergl hierzu im 
Allgemeinen Schlint:.g 200. B. 1. ©. 407 f., wegen 
der einzelnen Fälle aber den ſelben $ 236 B. 2S. 505 
1. S, aud noch $ 238. 1 ©. 509 fi. 

19) Bol. Shlinf B. 1. ©. 96. Der riedensrichter mußte 
die Bezeichnung bes Anſpruchs fo faſſen, wie es ber Kläger 
verlangte: Schenf Beiträge zur Neform der Rheiniſchen 
bürgerl. Gerihtsordnung ©. 37. 
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gehoben, nachben fich insbefondere auch Schenk in 
NM I. ver „Beiträge zur Reform der Rheiniſchen bir- 
gerlichen Gerichtsorbunng“ aus gewiß beachtenswerthen 
Gründen gegen dieſelbe erklärt hatte. Eine Concurren 
des Richters ſogar bei der Faſſung der Klage iſt aber 
auch ficher in feiner Weife zu billigen und wir können 
namentlich in diefer Beziehung die bereit8 erwähnte Erör- 
terung von: Schenf?0) nicht genug zur Beherzigung em 
pfehlen 21). 


— — —— — — — — 


ViI. 
Das Vorverfahren und Die Audienz 


— — — — 


Es iſt bereits in. ver Erörterung I V. ausführ— 
lich davon die Rede gewefen, daß nach Franzöſiſchem Recht 


20) A. a. D. ganz befonderd S 41— 44. 

21) Es möge uns vergönnt fein, ein befonders intereſſante 
Alegat bei Schenk a. a. D. ©. 43. in einer ſchließlichen 
Anmerkung hieher zu übernehmen: „„Prima in unaq 
que causa informatio, si paulisper animo iudieis 
sederit altas radices agit, eumque imbuit et’ occupal: 
adeo ut aegre erui possit, nisi aut manifesta aliqua 
falsitas in materia informationis, aut artifieium aliquod 
in eadem exhibenda; deprehendatur. Etenim nuda el 
simplex defensio, licet iusta sit et praeponderans, FIX 
praeiudicium informationis primae compensafe, aul 
libram iustitiae, semel propendentem, ad aequilibriun 
reducere, per se valet. Jtaque et iudici certissimum 
est, ut nihil, quod ad merita causae spectat,  praeli- 
betur, priusquam utraque pars simul audiantur. — 


im Gegenſatze zu dem gemeinen und Preußiſchen der 
Rechtsſtreit regelmäßig durch eine nicht von dem ne 
— Labung eröffnet werde 1). a 

Der Verklagte hat binnen 8 Tageır einen 1 Anwalt 
zu beiteffen2), » widrigenfalls der. Anwalt des Klägers die 
Sache fofort zur Generalrolle bringen und ſchon beim er» 
tten Aufrufe derſelben ein Gontıtmacial: —— (jugement 
par: defaut) extrahiren kann 3). 

Bejtellt der Berflagte: rechtzeitig einen Anwalt, ſo 
hat er 14 weitere Tage Friſt zur ſchriftlichen Zuſtellung 
ſeiner Vertheidigungsmittel. Macht er von dieſer Befug⸗ 
niß Gebrauch ), fo muß er auch dem Kläger noch 8 
Tage zur ſchriftlichen Entgegnung (réponse aux: defenses) 
— ehe er die — * die Rolle: EIER 


— 





— — 


1) Durch Bin Umftand, daß ber. ramiſt ſche Richter bei der 
Ladung des Verklagten nicht concurrirt, ſoll es motivirt ſein, 
daß er im Falle der contumacia! die Klage nur „An foweit 

für. zugeſtanden erachtet, ‚ale fie n Alt bios „„juste‘‘,, fondern 

auch „bien. verified‘® (Code de proced Art, 150. 34. 

470. Bl Shlint im Commentar B. 2. ©: 539.) 
befunden wirde Schenf Beiträge zur. Reviſion ber Nhein, 
bürgerl. Berihtsordnung  ©.., 67. ff. Vgl. beilaufig hierzu 
Art, 119. 330 ff. und 428, andererfeits dagegen aud Art. 

"252, Entfchieden gegen jene Anſicht ſcheint aber das Wer: 

"fahren bei‘-den- Friedensgerichten: Art. 19. vergl. mit Art, 
4. sub. fin, und Att..ı6 au, ſprechen. Unſerxes Erachtens 
iſt die Fiction der afſtrmativen Litis— Wonteſtation im Allge⸗ 
meinen, wie im Beſonderen (Vgl. im Juſtiz-Miniſterial⸗ 
Dlatt für 1849 ©. 224. Note 6.) vorzuziehen, voraus⸗ 
geſetzt, daß die Reftitution, ohne Schwierigkeit ertheilt ‚wird. 
Bol. Stürger im Axchiv für die civil Praris B. 8. Mr. 
16. Puchta über die bürgerl. Rechtspflege ©. 45 ff. 


2) Code de proced. Art, 75. Bel. Sqhlint im Commentar 
B. 2 S. 15. 


3) Code de proced. rt. 440. Ueber bie Orten: Sälint 
8.1.6, 236 f. ° 


%) Bel: Code de proeed, Art. 77 und 154: _ un jel 
xiv, Jahrzang 38 Heft, 26 
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fann 5), während dem Kläger biefe Befugniß bei einer 
Berzichtleiftung auf fchriftliches a ohne Weiteres 
zugeftanden ift 6). 

Nach der Civil-Prozeßordnung konnte e8 alſo nicht 
bloß im ſummariſchen, wo dieſes ihr zufolge die Regel 
iſt, ſondern auch im ordinären Prozeſſe vorkommen, daß 
eine Sache auf die einfache Ladung7) Hin in die Audienz 
gebracht wurde und zur contrabietorifgen Verhandlung 
gelangte 8). Es erwies fich aber diefer fat völlige Man— 
gel einer fehriftlichen Grundlage jehr bald als unzmwed- 
mäßig 9) und das Decret vom 30. Mir; 1808 jchrieb 
deßhalb vor: 

a. daß beim Aufrufen der Sache von der Special, 
rolfe Dualitäten deponirt (und verlefen!") werben, bei 
nächft aber ein Tag zum Vortrag beſtimmt werben follelt), 

b, daß fid) die Anwälte wenigftens 3 Tage vor 
dem Pläbiren ihre motivirten Anträge zuftellen und in 
feiner Sache eher zum Vortrage gelaffen werben follten, 
bevor nicht ihre fehriftlichen Anträge Hinterlegt feien. 
| Während alfo die Zuftellung der Denffchriften blos 
facultativ iſt, iſt die Zuftellung motivirter Anträge 
imperativ 12) und der Gegner kann die Einlaffung auf ein 
Borbringen, welches ihm nicht rechtzeitig zugefteitz ift, 
verweigern. Dieſe Zuftellung ift aber 3 Tage por bem 
Dortrage noch immer zuläffig ®). 


5) Code de proced. Att. 78 

6) Code de proced. Art. 80. Schlink 8.2. ©. 22. $ 258. 

7) Bol. Mittermaier Beiträge 1. ©. 116. 1. ©. 66. 

8) Vol. Code de procéd. Art. 79. 

9, Shlint B. 2 ©. 24. $ 259. 

1) Schlink B 1. ©. 2415. S 134. 

11) Mittermaier J ©. 105. 

12) Bol, — Schlink $ 135. B. 1 ©. 247, auf) $ 259. 
B. 2. ©. 24 f. 

13) Tl. eatint a. O. $. 258. 8. 2. ©. 23. 
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Dan Hat jedoch auch gegen dieſe neuere Procebur 
noch mehrfache Einwendungen erhoben. Zunörberit will 
man fi mit der Vorverhandlung unter ben Anwälten 
faſt durchgehende nicht befreunden 14), Sodann findet 
man bie fehriftliche Grundlage bes Franzöſiſchen Prozeffes 
auch jegt uoch zu mangelhaft. Es ift aber hiergegen ein- 
zuwenden, daß bie fehriftliche Bafis dem Franzöfifchen 
Prozeſſe ficher nicht in dem Maaße fehlt, wie man ge= 
wöhnlih anzunehmen geneigt ift!5), und es möchte mit 
Recht bezweifelt werben Können, ob nicht auf ken Grund— 
lagen, wie fie durch das Decret vom 30. März 1808 
gegeben find, die Eventudl-Marime, dieſer große Vorzug 
des gemeinen Prozeſſes, volllommen genügend zu perwirl⸗ 
lichen ſei. | er 
Die Eventual-Marime ift aber vor wie nach dem 
Decret vom 30. März 1808 im Franzöfifchen Prozeſſe 
wr in ſehr beſchränktem Maaße vorhandene), Die An- 
träge wie die Motive find einer Aenderung, welche faum 
die mutatio libelli auoͤſchließt, und einer ziemlich ſchran— 
Ienlofen Erweiterung auch jet noch fähig), Nur für 
gewiſſe Einreden ift die Ordnung, in welcher fie vorge⸗ 
hingen werben ſollen, für die dilatoriſchen namentlich die 
geichzeitige Borbringung von der Litisconteftation, ſchon 
in der Cib.-Pr. O. yorgeſchrieben, während peremtorijche 


4) Bol. die Gitate ‚bei Geran in Linde's und Marezoll'e 
Zeitſchrift, Reue Folge B. 6. ©. 250 f., wo unter Bezug— 

‚ nahme auf Mittermaiers Berichte im civil. Archiv behauptet 
wird, daß feine neuere Gejeggebung die aufergerichtliche 
Prozeßinftruction duch Anwälte aufgenommen babe. Vgl. 
auch unten Note 22. 

15) Dernburg Mehanhlungen S. 323 f. 

16) Mittermaier I. ©. 97 f. J 

17) —— Il, ©, 69. Dernburg Abhandlungen 
U a. en | er 


06 *+ 
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Einreden in jeder Yage der Sache zuläffig find id jede 
nicht unzufäffige Einrede von der Pflicht, bie Hauptfach 
zu verhandeln, befreit13). j 
Bei der neuen Preußifchen Prozeßgeſetzgebung hat 
man, wie bereits an einem früheren Orte bemerkt wurde, 
vor Allem die Eventual-Marime ins Auge gefaft. Cs 
ift daher nicht bloß die ausführliche Klage der U. ©. O. 
beibehalten, fontern auch eine volfftändige un erſchöpfende 
Klagebeantwortung vorgefchrieben, an ' welche ſich ſofort 
die mündliche Verhandlung anjchliegen follte. “Die neuere 
Verordnung gejtattet nach dem Ermeffen des Gerichts 
auch noch eine fehriftliche Replik und Duplik und überall 
ift die Unvolfftändigfeit mehr oder minder mit dem Ver— 
Iufte des nicht rechtzeitig Vorgebrachten bedroht worven?®). 
Unverkennbar hat man hierbei einerfeits vom gemeis 
nen Prozeſſe den Schriftenwechfel und die ſtrenge Even. 
tual⸗Maxime, andererfeits vom Franzöſiſchen Prozefle 
die Münplichkeit entlehnen, man hat bie Derzüge * 
Prozeſſe mit einander verbinden wollen. | 
Diefe Aufgabe hat aber noch ad eine bee 
friedigende Löſung gefunden. nd 
| Schon mit dem Umſtande allein, daß es im Aalen 
Breufifchen Prozeſſe hauptſächlich nur,auf das ankommn, 
was in den Schriften bereits enthalten iſt, daß nur einige 
Nachträge noch zuläſſig ſind, welche häufig den Stand 
der Sache nicht weſentlich verändern, ſchon durch dieſe 
Momente iſt es gegeben, daß die mündliche Verhandlung 
hier nicht die volle Bedeutung haben kann, welche ihr im 
Franzöſiſchen Recht zuerkannt iſt. Die ſchriftliche Ver⸗ 


—V — — 
— — — 
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18) Mittermaier 11. ©. 89. Dernburg € 273. Bol 
S. 291. 292. 

19) Es find alfo hier zum Theil die Vorſchlage Mittermaiers 
U. S. 117 f. verwirklicht. 
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handlung--ift- ein--fait accompli.. Bon dem dort Gefagten 
gilt- vielfach ‚der Ausſpruch des — a. togit irrepara- 
bile verbum ! °* 

Es iſt jedoch auf der anderen Seite uch nicht zu 
verkennen, daß hier, wenn die Eventual- Maxime gerettet 
werden. joll, ein unerläßliches Opfer gebracht werden muß, 
und-infofern können und müſſen wir uns mit einem prä« 
cluſiviſchen Schriftenwechfel allerdings befreunden. 

Bedenklicher. ift. ſchon der Umstand, daß das Gericht 
ſelbſt aus jenen, Schriften Hauptfächlich den Thatbeſtand 
zu [hönfen hat und entfchieden verwerflich ift Die Art und 
Weiſe, wie dieſes nach der beftehenven Gefeugebung 
geſchieht. 

Hauptſächlich iſt es das Referat in ſeiner jetzigen 
Bedeutung, durch welches die mündliche Verhandlung zu 
einer ſehr untergeordneten Prozeßhandlung herabgedrückt 
wird. Bei der jetzigen Einrichtung iſt und bleibt der 
Schriftenwechſel, wir möchten ſagen, die Haupttour, bie 
münbliche Verhandlung aber nur die Nebenroute bes 
Prozeßcurſes, der Referent aber ift die wichtigfte Perfon, 
iſt gleichſam der Conducteur deſſelben, auf ven fich Die 
übrigen Betheiligten, wenigſtens bei dem Curſe durch die 
Acten, zur Noth fo ziemlich verlaſſen könnten. 

Der factiſche Vortrag wird von dem Referenten — 
nud — worauf ja doch Alles ankommt — vollkommen acten- 
gemäß erſtattet. Wozu ſoll es denn nun noch nützen, die 
faetiſche Sachlage zum zweiten und gar zum dritten Male 
in„ben ‚Vorträgen der Parteien oder ver Sachwalter an- 
zuhören? . Sie ‚find, foweit. fie das bereits Gehörte wie- 
derbolen, ein unnützer Zeitverluft,. ein nußlojes ermüden⸗ 
1 ANA ” * nicht — nur dazu da, „ut 
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“) Mittermaier Beiträge I. S. 138. . Bl. auch ©. 132. 
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saltem aliquid dixisse videantur.‘* Unbedenklich werden 
ſich aber auch die Parteien oder ihre Vertreter, wenn ſie 
nicht lieber auf die factiſche Darſtellung ganz verzichten, 
viel Leichter, al$ der Neferent nicht bloß Lückenhaftig— 
feit, fondern auch Heine Abweichungen von dem Inhalte 
der Acten und eine gemwiffe Färbung des Thatbeſtandes 
zu Schulden kommen laſſen, was dent fogar zur Ver 
wirrung und zur Verrückung ber bereits genommenen An: 
ſchauung führen muß. Der Referent wird hier abermals 
zu brientiren haben. Das menige Neue aber, was ih 
facto etwa noch vorkommen möchte, muß von ihm ode 
dem Vorſitzenden bemerkt und von beit Protsfollführe 
aufgezeichnet werden. | 

| So ift denn wenigſtens für die übrigen Mitglieder 
wohl kaum ein irgend erheblicher Grund vorhanden, um 
den faktiſchen Vorträgen eine beſondere Aufmerkſamleit 
zuzuwenden, ja es möchte ſich faſt in Frage ſtellen Laffen, 
ob es nicht nüßlicher fei, während berfelben ſchon über 
ben vom Referenten gehörten Thatbeftand nachzudenken. 


Die mündlichen Rechtsdeduetionen aber, bei welchen 
ber Natur. ver Sache nach ein wiljenfchaftlicher Apparat 
nur ſpärlich verwendet werben kann, müſſen bei ber 
jegigen Einrichtung vielfach ebenfalls fait nutzlos ver- 
halfen. 

Der Referent hat feine aus der f chriftlichen Grund⸗ 
fage bereits fertige Meinung in Pelto, von der er ſich 
wohl To Teicht nicht wird abbringen laſſen. Wenigftend 
müßte diefelbe, wäre es anders, feine wohlüberlegte 
nnd bereits gründlich durchdachte geweſen fein. Die übri— 
gen Mitglieder find aber auf den Rechtspunkt durchaus 
nicht vorbereitet, und Kämpfen daher der geharnijchten 
Anficht des Referenten gegenüber Bau mit ungleichen 
und unzulanglichen Waffen. 


So werben fich denn die Anwälte und wäre es auch 
verhältnißmäßig nur in wenigen Fällen, doch immer noch 
zu oft fagen Können, daß fie „operam er oleum‘* verloren, 
daß fie vergebens gegen bie vorgefaßte und bereits vor: 
fiegende Anficht des Neferenten gekämpft, dem die ruhige 
Borbereitung und Vorarbeit, over, wie man es fcherzhaft 
wohl ausgebrüdt hat, Die „exceptio sententiae iamiam con- 
eeptae‘“ prävalirend zur Seite ftand. Ä 

Wir, könnten dem Vorſtehenden noch weitere Benler⸗ 
tungen üder daſſelbe Thema hinzufügen, wir wollen uns 
aber begnügen, zu dem Geſagten ganz beſonders noch 
uf einen der neueſten Schriftſteller über dieſe Fragen, 
af Dernburg2i), zu verweiſen, bet dem das ſchriftliche 
Verfahren mit mündlicher Schlußverhandlung eine aus— 
füprliche und treffende Würdigung gefunden hat. Nur 
dag wollen wir noch ausprüdlich Hinzufügen, daß wir 
weit entfernt find, den Gerichten Mißſtände zur Laft zu 
legen, bie. lediglich durch Anordnungen des Geſetzes ver- 
ihulbet find. Nach allem Dieſem find wir aber noch 
keinesweges gemeint, uns überall im Sinne Deruburgs 
zu erklären. 

Eine völlige Auoſchließemg bes Ahierlichen Di⸗ 
rectionsrechts bei der Vorverhandlung finden auch wir 
nicht gerade wünſchenswerth 22), entſchieden aber wünſchen 
wir die ſchriftliche Vorverhandlung inſoweit beibehalten 
su ſehen, als fie zur Salvation einer — Eventual⸗ 
Maxime — end 
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21) Abhandlungen S. 311-320 S. 302 .; 

2), Gegen: die Borverhandlung unter ben Amätten if übri⸗ 
gens auch viel Unbegründeies geſagt worden. Gerau in 

Linde's und Marezoll's Zeitſchrift, Neue Folge DB. 6. ©. 
261. rügt die „Berfplitterung ber nach den Grundſätzen bes 
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‚Die Klage, ‚welche ebenſo wie die ſpäteren Schrif— 
ten. non. einem - Anwalt; zu - Tegalifiren wäre, könnte nach 
unferer Meinung auf dem Secretarigte. hinterlegt, und 
von dieſem mit Frift von 3: Wochen zw. Beantwortang 
mitgetheilt werden. Eine längere. Friſt Hätte der Vor 
figende auf motivirten Antrag zu geftatten. Ginge die 
Rlagebeantwortung. nicht rechtzeitig ein, ſo wäre,die Sache 
auf Berichterjtattung. unter Benachrichtigung: des Kiägers 
von der Sitzung zu eutſcheiden. Anderufalls würde die 
ſelbe bei: Gericht vorzulegen ſein, um zu prüfen, ob wegen 
etivaiger. wahrer Einreden noch eine Replik, ſo wie dem— 
nächſt wegen wirklicher Repliken noch eine Duplik zur 
fordern, oder; die- Sache ſofort zux mündlichen: Verhand— 


⸗ E + r 1 r,. . 
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deutſchen Prozeſſes in ber Perſon des Michters vereinigten 
0 Thaͤtigkeit unter die avoués, ben Huiſſier, Greffier und 
| Grrihtspräfidenten. Nah feiner Bexrechnung quf ©. 262. 
kommen bis zur Urtheilszuſtellung mindeſtens vor, 11 Hand- 
“lungen bes Gerichts und’ Huiffiers und 11 Hanblüngen der 
Parteien, zufammen alfo ganz nad dem gewöhnlichen Ver 
fahren 22. Handlungen, ; während bei richterlicher ‚Prozeß: 
leitung im hriftlihmüundti en Verfahren vor. Golfegialge: 
richten 5—6 richterliche Handlungen und Barteienihandlungei, 
im Ganzen alfo 10—11 Handlungen vorfoihmen.? Getau 
fheint hiernach das. ihm doch wahrſcheinlich wohlbekannten 
Deutſchen Gerichts-Secretaire, Regiſtratoren, Rendanten, 
Caſſencuratoren, Kanzliſten, Boten, Journale, Inſinuein⸗ 
controlen, Sportel-Manuale und: wer weiß, was ſonſt nöoch 
Alles, momentan vergeſſen zu haben. Es möchten ſich nad 
Deutfhem Prozefje fo ziemlih 10—A11 Handlungen zu dem 
Ende ausrechnen laſſen, daß die Klage nur an ben Ber: 
Hagten gelangt. 1. Einlegung, 2. Präjentation, 3. Jour: 
naliſirung, 4. Ernennung eines Dezernenten, id. Decret, 
er ‚6... Koftenanfaß, 7. Eintragung. der Köften, 8 Expedifion, 
9. Abſchrift in .dup1o,:10.,; doppelte Infinuation, 11. 
‚ Köfteneinziehung, 12.: — * —— — 
der Inſinuation⸗ 4 U 18— 


Img zu deſigniren ſei. An die Unvollſtändigkeit der 
Schriften wären, auch: ferner ſtrenge Folgen nach Anhe i⸗ 
tungrded‘$. 14 der Vevorduung drrk: Juni 1833 und 
g:&iber Verordnung vom 21. Juli 1846 (cf. 18.12, 
und 16. der Verordu pommJuli 1849) zu knüpfen. 
NQue derAudienz, in welcher die Parteien durch ihre 
Anwälte «oder. im Beiſtande derſelben erſcheinen müßteun, 
würde die Sache beim Nichterſcheinen des einen Theils 
auf Berichterſtattung und nach⸗ ae bes u ent: 
FL: H SEE IFED Bun ; =) 617 Hy RT TE ig 

Sn. Dein Fälten: aber, — beide Theile ade | 
ir müßte der Bericht des Gerichtsmitgliedes sunterblei- 
ber und die Sache auf den Vortrag/ der Anwälte ent: 
ſchieden werben, die hierbeian die in den Acten enthaltenen 
Anträge: anzuknüpfen Hätten. Etwaige nam ändfacto, wenn 
ſie auch an fich noch zuläffig erſcheinen möchsen, würden 
jur Vermeidung des mißlichen Protocollirens de’'scripto 
zu verleſen und ſodann zu den Acten zu übergeben fein, 
deder Partei: würde ‚ohne weitere MReshtfertigung die. Be— 
hauptiugszuftehen müſſen Idaß sein Antrag beim» Bor: 
wage in, unzuläſſiger Weiſe -geintbertinder eine Thatſache 
nicht rechtzeitig reſp. nicht ſchriftlich vorgebracht ſei Der 
Gegner würde ſodann ven Fürbeweisihussben Schriften 
in continenti zit. liefern haben. Die Prozeßſchriften hätten 
demnach nicht mehr bein Charakter des Vortutiges par 
Sache bei dem Richter, der wenigſtengeda, ugwo beide 
Theile erſcheinenganz weſentlich durch dien mündliche 
Verhandlung gefchehen“ würde fie: wären vielmehr hier 
nur noch das Medium zur; Conſtatirunginder rechtzeitigen 
Verwendung des Streitmaterials. Die Ausarbeitung eines 
Referats würden wir allerdings überall beibehalten. Cs 
würde jedoch in den zuletzt erwähnten, alſo den regelmaä— 
Bigen Fällen nur noch die Bebeutung einer porläufigen 
Information der Richter Behufs ihrer Vorbereitung anf 
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ven Rechtspunkt Haben müffen, und wir finden es ſelbſt 
dann, wem bie Berichterftattung in ber Sitzung durch⸗ 
weg beibehalten wirb;, unerläßlich, daß das Referat auch 
überall in dieſer Weife verivendet werde, worauf wir un⸗ 
ten mit Mehrerem zurückkommen werden. > 
Erft nachdem wir uns zu den obigen Vorſchlagen, 
welche wir übrigens als völlig anſpruchsloſe ausdrücklich 
vezeichnen, im Wefeittlichten bereits befannt Hatten, fin 
uns Dernburgs Einwendungen) zu Geficht gekommen 
und haben uns zu einer weiteren Erwägung veranlaft. 
Diefelben fallen aber, zumal: wenn: man erwägt, daß der 
Vortrag der. Sache durch den Referenten als ein Haupt 
hinderniß der Verfchmelzung mit dem weitrheinifchen Ber- 
fahren erfeheinen muß:;; doch wohl zu Leicht im wie Wag- 
fchale, als daß man es nicht wenigſtens auf. eine verſuchs⸗ 
weiſe Aufgebüng deſſelben follte ankommen laſſen. 
Es kann allerdings nicht fehlen, daß in ven Denk 
ſchriften Zweideutigkeiten, Dunfelheitert, daher Ausdrücke 
und ganze Sätze vorkommen werden, die verſchiedener In 
terpretationen fähig find, und daß es daher zweifelhaft 
werden könne, welche Rechtsmittel geltend gemacht ſeien. 
Wir erwiedern jedoch auf dieſen erſten Einwand ganz eit- 
fach, daß Diefes eben fo wohl nach dem feitherigen Preit- 
Kifchen Verfahren vorkommen kann nnd. bier keinesweges 
in. der. Praxis übel empfunden wird. Wir fügen aber 
auch hinzu, daß es da, wo die Parteien durch Anwälte 
vertreten find, fein Bedenken haben kann, ein-Vorbringen 
welches unbeſtimmt zweibentig oder dunkel iſt, für: ur 
noch ‚gar: Eon ai zu — 
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| — Abhandlungen S 320-322. BE 
1840. 8, 274. Rote 6. 
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Das fernere Bedenken, welches in ber Frage, was 
noch Hörgebracht werben könne, gefunden wird, ſcheint uns 
mit dem erſteren im Weſentlichen zufammen zwifallen und 
jedenfalls keitie größere Schwierigkeit darzubieten2). Steht 
nur feſt, daß etwas noch gar nicht oder doch nicht genü— 
gend Horgebracht fei, fo iſt die Frage: nach. der, jetigen 
Zuläſſigkeit eine eitifache Rechtsfrage. 

Wir müſſen alfo hiernachebei unſeren Vonſchlagen 
bis auf Weiteres ſtehen bleiben/ denen wir nur noch fol- 
gende Benterfüngen hinzuzufügen haben. In ſchleunigen 
Fällen ſo wie in einfachen Schuldſachen würde Ber Vor: 
ſihende auf den Autrag des Klägers über die Kürzung 
ber Friſt (richt aber über die Zuläſſigkeit der legaliſirten 
age) entſcheiden dürfen. Die Verbindung der Klage⸗ 
heantwortung mit der mündlichen Verhandlung wäre) 
dagegen bei Collegialgerichten nur ganz ausnahms⸗ 
weiſe zu verorbnen. Daß neben einer abgekürzten Friſt 
zugleich auch ſchon ein demnaͤchſtiger Siguhgstag feſtgeſtellt 
werden dürfe??), witrde für dringliche und ‚ganz einfache 
Sachen eine fehr zweckmäßige Vorfehrift. fein, wenn bie 
Partei nicht bloß die Schrift einzureichen, ſondern auch 
fir die Inſinuation an den Gegner innerhalb der 
angeordneten Frift felbft zu forgen hätte: 

In Sachen, deren Werth unter 50 Thlr. angegeben 
wird, die alfo vor die Einzelrichter gehören ,. fönnte zwar 
and die protofollarifche Aufnahme ver Klage (jtatt einer 


⸗ 


3) Daß dieſe Schwierigkeit nicht von Bedeutung fei, iſt in 
einem Schreiben eines Mannes, auf deſſen Anſicht der Ber: 
faffer ganz befonderes Gewicht legt, des Obergerichtsrathe 
Denharb, jebigen Kreisgerichtsdirectors zu Altenkirchen, aus: 
drũcklich hervorgehoben. 

3) 8; vom 21. Juli 1846 $. 28. ®. 9. 21. Juli 1849 $ 37. 

7) Bol, hierzu $ 34 der V. vom 2. Januar 1849. 
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von einen Anwalt: legaliſirten), nur nicht «Die Aufnahme 
durch den Richter, geftattet werden. Die Friſt wird hier 
geſetzlich auf 14 Zage ; zu; beſtinmen fein, und es müßte 
uch hiere die Kürzung von dem⸗ DR nahen 
.. geſchehen Tünnen. :: ' 
Findet man es aber: * * 8 * zu 
— daß das -Gexicht den Thatbeſtand vielmehr 
direlt ang den Vorträgen: der Parteirn, als zunächſt durch 
das Medinm eines Bexichterſtatters zu erhehen/ und nur 
da, wo gegen, ein, angebliches novum .proteftirt- und /der 
Beweis des rechtzeitigen Vorbringens angetreten wird, 
auf vi Alten · als auf ein Beweramttkel zu reeurriten 
habe, ſo ſcheint es doch wenigſtens durchaus un er läßlich, 
daß das Nebergewicht, welches in, der jetzigen Stellung bes 


Referenten liegt, weutratifixtswerde, und dieſes wird ſchen 
dadurch sherbeigeführt werden, wer: jedes Mitglied früh 


zeitig :wenigiteus won, dem Iuhalte des Referates Kennl- 
niß exhält und ihm dadurch Gelegenheit und Veranlaſſung 


geboten wird, fich mit dem Rechtspunkte vorher vertraut 


zu machen. Das Referat muß ſo, zeitig angefertigt ſein, 
daß es mit den Alten bei ſämmitlichen Mitgliedern, welche 
ander ‚Entfcheivung Theil: nehmen: werden cireuliten 
fönne, und biefe müſſen ;gefetzlich die Verpflichtung haben, 
von dem Inhalte deſſelben Kenntniß zu nehmen, währen 


die Hinzufligung „etwaiger ‚Bemerkungen - ihrem, Ermeſſen 


zu überlaſſen wäre. gIrven wir. nicht, ſo hat ‚eine ähnliche 
Einrichtung bei einem Untergerichte in Weftphalen?), und, 


wie verlautete, mit dem erfichtlichjten Nuten bejtanden. 
Ob es übrigens nicht auch angemeffen fein, wird, 
le 91 an 9? ren Arne -t Ä — * 


>= >} er af * * 44 „dp. 2,5N . af .. 
I 1,17 979% 4 53% 2.20 — J } ’ Luz a 199 — 1* 
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den Sachwaltern vorcder Sitzung die Einſitht des faktiſchen 
chriftlichen Vortrages zu geſtatten, wollen wir ſchließlich 
da es ſedenfalls vom mehr —— Bedeutung —— 
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Ueber das Beweisinterlocut und das 
Producetions-⸗Verfahren. 

Wenn der gemeinrechtliche Richter beim Aſchluſſe 
des ſ. g. erſten Verfahrens findet, daß es für Die eine oder 
tie andere Behauptung der Parteien noch des Nachweiſes 
ifter juriftifchen Wahrheit bebürfe, fo hat er ein Exfennt- 
niß auf Beweis zu erlaffen, welches die nachzuweiſenden 
Detſachen, die Beweislaſt und die Friſt zum Beweiſe be— 
ſtinmen muß. Dieſes ſ. g. Beweis-Interlocut iſt für die 
Enbentfeheidung präjudiciell. Es foll zwar die Definitiv- - 
Entfcheidung nur ausnahmsweiſe in ore 1), regelmäßig aber 
ſoll es fie für beide Fälle, für das Gelingen "wie das 
Niklingen des Beweifes, fchen in ventre haben und es ift 
fir den erften Nichter in gleicher Weife wie das Ender- 


— 


98. Linde Lehrbuch bes: Gisitpesgees s. 309" * 320. 
Bayer Eu über ben * wieilproces 2. Aufl. 
S. 240. ‚1312 dt 
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fenntinig unabänberlich, 2) Aber auch dev Appellationsrichter 
kann baffelbe nur wie einen Endbeſcheid aufheben. Die 
Berufsing iſt an dieſelben Bedingungen geknüpft und zur 
Abwendung der Rechtskraft erforderlich. 9 Iſt num biefe 
mit dem Ablauf des Fatale oper der Beftätigung in ben 
höheren Inftanzen eingetreten, fo hat die Antretung des 
Beweiſes innerhalb ver verorbneten Friſt zu erfolgen. Bei 
dicſer können fich aber, wie es fehr häufig. zu geſchehen 
pflegt, Differenzen über die Zuläffigfeit oder Erheblichteit 
bes probucirten Beweiſes erheben und abermals einen 
Beſcheid, das ſ. g. Productions-Erfenntniß, herbeiführen, 
welches vemfelben Inftanzenzuge wie der frühere unterliegt 
und ebenfo wie jen.r die Rechtskraft befchreiten kann. 
Wen übrigens eine Prozepfache die zuläffigen Rechts- 
züge nicht blos beim Beweisinterlocut, fo wie beim Pro 
ductiong= und Enderfenntniffe, fonvdern auch noch bei 
manchen anderen Punkten z. B. einem Cautiond- ober 
Reftitutionsftreite durch laufen kann, fo ift es einleuchtend, 
daß nicht allein dem Beweisverfahren Das „‚Spirat, non 
exspirat‘* eines gemeinrschtlichen Prozeffes zur Laft fällt, 
Der Franzöfifhe Prozeß, welcher ein nicht minder 
weites Feld für Incidentſtreitigkeiten eröffnet 4) weicht 
hinfichtlich der Vorfchriften über das Beweisinterlocut in 
mehrfacher Beziehung non dem gemeinen Prozefje ab. Es 
hängt wie bereits unter Nro. II. dieſer Erörterungen bes 
merft wurde, mit der ftrengen Durchführung ber Princi⸗ 
Kin hir insbeſondere ver Gejiramerien, wſchins, daß 
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2) Bergl. Schlink im Commentar zur Franzöſiſchen Givil: 
Prozeß⸗Ordnung B. 2. ©. 435 
8) Sch mid Handbuch bes Ficilproceſſes Al. 18:87. ‚Sl. 2 
un 8 122. ©. 168 f. se 
FH Dernburg Abhandlungen ©. 280—293. 
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der Franzöſiſche Richter regelmäßig nicht ex offieio auf 
Beweis erklennt.5) Wenigſtens iſt dieſes die Vorſchrift für 
den Prozeß bei den Tribunalen, bei welchen die Parteien 
durch Sachwalter vertreten ſind. ) Das „vigilantihus 
jura‘* iſt aber den Anwälten gegenüber auch gewiß 
eigentlich an ſeiner Stelle. 

Der Urkundenbeweis ſoll in der Regel ſofort mit 
der betreffenden Behauptung verbunden werden. Das bloße 
Erbieten würde wenigſtens eine Condemnation in die Ko— 
ſten zur Folge haben. ”) Der Zeugenbeweis dagegen, wel- 
her bei Weiten nicht überall. zuläffig ift, $) muß durch 
ein Urtheil werorbnet werden.) Die Frift ift bier ge— 
jeglih beftimmt, und für ben betreffenden Anfpruch präs 
dufiv,iO während der Beweis burch Urkunden und Eides⸗ 
velation zu allen Zeiten zuläffig ift, jo lange der Nichter 





5) Dernburg a. a. O. ©. 282 f. Es würde die Durch— 
führung ber rein richterlichen Wirkſamkeit in ihrer Außer: 
fen Gonfequenz gewefen fein, wenn man die Partei hinfichts 
lih der Erhebung des Zeugenbeweifes an die Notarien vers 
wiejen hätte, wozu denn jedenfalls gehören würde, daß die 
zu vernehmenden Zeugen durch das Urtheil bezeichnet 
wären: Vgl. hierzu Bayer Civilprozeß ©. 220. Allg ©. 
D. Thl IM. Tit. 7. $ 82 und beiläufig Rauter Cours 
de procedure c. Chap. I. Nro. 79. 

) Code de procedure Art. 254. 295. Berg. Satin! 
im Commentar zur Branz. Givil-Prozeß-Ordnung $ 351 f 
3. 2. ©. 333 f. Dernburg Abhaublungen ©. 281. 

) Shlint im Kommentar $ 337. B. 2 ©. 280. Dern- 
burg © a. O. S. 293. Der Art. 65 des Code de 
procedure verpflichtet den Kläger, Abjchrift fchon mit der 
Ladung zuzuftellen, Die Praris behandelt aber biefe Bor: 
fhrift wie eine lex imperfecta. Vgl. Schlink im Com: 
mente 3.2 ©. 19. rg Beiträge II. ©. 189 f. 

8) Code civ. Art. 13441-f 

9 Code de ‚procedure Ant. 

10) C, de. pr. Art. * a7. Vol. Sglint im Conman⸗ 
tar.$ 261.,B. 2 ©. 3 
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noch nicht entfchleben und damit den Raum zur Sehen 
führnng abgeſchnitten Hat.it)ii 7 & Ammann 
mais‘ Aleber die Beweißlaft, deren > rithtige Lofternung 
diel Abfaſſnug der: Beweisinterldeuts nach gemeinem Pros 
zeſſe jo: ſehr erfchwert,12) enthält der Code deprocèdure 
gar keine näheren Bejtimmungen.123)- Sehr wejentlich iſt 
aber. in dieſer Beziehung vie Vorfchrift des’ bürgerlichen 
Gefebuchest#) über die Untrennbarkeit des |. g. qualifi— 
cirten Geftänpniffes, eine Vorſchrift, die offenbar dazu an⸗ 
gethan iſt, ſehr mißliche Zweifel in Betreff der —— 
laſtis) zu beſeitigen. 

Das Beweiserfenntuiß iſt übrigens nach Fraumcfſchen 
Prozeß keinesweges für die Endentſcheidung präjubiciell. 
Judiei licit ab interlocutorio recedere, oder 1’ interldcutoire 
ne ‚lic‘ pas le’ sugel6) iſt in Frankreich ein anerkanntes 
Ariom und nur in fo ‚weit, als das Erkenntniß einen 
wirflichen Streitpunft entfcheidet 3. B. die Zuläffigfeit des 
Zeugenbeweifes, ift die Appellation zur Abwendung ber 
Rechtskraft erforderlich.17) Andernfalls ift fie zwar ge: 
ftattet, fie Fan jedoch auch noch im Wege ber Appelfation 
gegen das Enderfenntniß erhoben, werben. — —— 
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Bol. Dernburg 6. 283 f. und 274. 
” Bol. Schmid — bes Civil⸗Proz. $. 123. Bd. 2. 
©. 175 fi. 
2 Der Art. 254. fagt nur: le jugemetit contiendra les 
facts a prouver. Bgl, Mittermaier, en ll. 
| ©. 12 
' 14) .Cod. ei Art. 1356. Dernburg a a, ©, © 346 
349. 
38 Bgl. Schmid a. a. O. V. 2. ©, 228 — Air 
| Bol. Mittermaier, Beiträge: II. Pueme S. 30 f. 
Dernburg a. a. D. ©. Behr. ©: vi ne. 
17) Bol. Shlint 6. 352, 3.Bd 2. S.1388. ae ‚378. ®. 
2 E 485, 8.979, 8: B, 2. AI 
18) Code de proced. Art. 461. ‚Bol. Sälint: 404, 3. 
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Bei der un Allgemeinen ſehr ſpärlichen Eventual- 
Maxime des Franzöfifchen Prozeſſes kann es auch nicht 
befremden, daß es der Produktion der Zeugen erſt nach 
erlaſſenem Beweiserkenntniſſe bedarf, und vorher das 
bloße Erbieten des Beweiſes genügend iſt. Erheben ſich 
demnach Differenzen bei der Produktion ſo geben auch 
dieſe zu einem beſondern Incidentſtreite Veranlaſſung, der 
freilich ſummariſch entſchieden werden ſoll, dabei aber die— 
ſelben — wie die Dauptjade zu, durchlaufen vers 
mag 19), 

Fit Preußen find bie ——— Beweid-Er- 
kenntniſſe ſchon durch die Gericht! - Ordnung verbrängt 
worden. , Die. Parteien follten ihr zufolge angehalten. wer- 
den, jede 7 Thatſache fofort mit Beweismitteln zu belegen ®), 
es jollte darüber verhandelt und möglichit eine Vereini- 
ging über die Beweisaufnahme, herbeigeführt werben. 
Eventuell’ Hatte. zwar das Collegium zu -befchließen, e8 
war jedoch dieſe Beſtimmung bloß eine Richtſchnur ad in— 
terim und nicht maßgebend für die enbliche Entſcheidung 21). 

. Die Novellen. von 1833 und 1846 gehen bavon 
aus, daß die Beweisantretung anticipirt werben müſſe. 
Die erjte mündliche Verhandlung . bietet dazu regelmäßig 
den „legten, Termin; nur die Eivespelation ift in jeder 
Yage geitattet. 

‚Der Richter erläßt ſodann ein Interlocut, daß dieſe 
Der ‚jene: Beweismittel aufzunehmen, wodurch denn 
zugleich die "etwaigen Streitpunfte über die Zuläffigfeit 


— —— 


19) Vgl. Code de proc. Art. 311. Art. W7. 
Shlint im Tommentar B. 2. ©. 382. ©. 124 f. 
©.4f.85.(d. we) 

„ Prozeß» Ordnung Tit. 10. $. 89. — 18. 

A) Bol. Prozeß-Ordn. Tit. 10. 8. 43 f. $. 4 
Bute Bemerkungen, bei Mitter maier Beiträge IL. E,i26f. 


XIV, Jabrgang. 36 Heft. 2 
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der probucirten Beweiſe proviſoriſch entſchieden werben. 
Gegen dieſes Beweis- und Productions⸗Interlocut iſt 
keine Appellation geſtattet. 

Eine Befchwerde22) kann aber hier zu nichts führen, 
da die Entſcheidung des Oberrichters ben Unterrichter bei 
der Endentſcheidung nicht bindet. Sie könnte zwar die 
Aufnahnie eines Beweifes oder die Nichtaufnahme herkei- 
führen. Die Partei’ hätte aber zu erwarten, daß jene für 
unerheblich erachtet, und daß fie wegen biefer in ver be- 
treffenden Inſtanz abgewiefen oder werurtheilt würde. 

Die Gerichts-Drdnung hat über die Zuläffigfeit von 
Beweisaufnahmen ſehr lare Grundſätze aufgeftellt. Es 
ſoll auf ängftliche Beftimmung eines genau und künft- 
lich abgemefjenen Beweiſes“ nicht ankommen, „ſondern 
überhaupt nur darauf, ob das vorliegende Faktum zur 
Aufflärung der Hauptfache wahrscheinlicher Weije 
etwas beitragen wird®).* Grünbliche Nechtstheorie und 
reife Benrtheilungsfraft follen dabei zwar vorzüglich an- 
gewendet werben; es ift aber, wenn die Partei die Auf— 
nahme eines Beweifes verlangt, von befonberer Erheblid- 
feit, ob dieſelbe nicht etwa mit großen Koften und Weit- 
Täuftigfeiten verbunden ijt24), 

Offenbar ftehen dieſe Vorfchriften mit der f. g. In⸗ 
quifitionsmarime im genaueften Zufammenhange, und wie 
auch das Urtheil über das DVerbrängen biefer Maxime 
durch die neuen Verordnungen ausfallen möge), fo viel 


22) Bine Beſchwerde foll ebenfalls nicht ftatthaft fein: Vergl. 
die in den Ergänzungen vou Gräff, Koch 2c. zur Allg. 
Ger. DO. ©. 78 der 3. Ausgabe, angezogenen Mefetipte, 
ganz Befonders aber v. Kirch mann bas ua Civil⸗ 
Prozeß ⸗Geſetz vom 21. Juli 1846 $. 79. Neo. 9. S 198. 

233) Tit. 10. ©. 2 

2 Tit. 10. 8. 5 
3) u. feinen 5 im Juſtizminiſterlalblatt de 180 
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ift getviß, daß nach $. 30, der Berorduung vom 1> Juni 
1833 nur noch ein Beweis, ven das Gericht für ver- 
forder lich“ erachtet, . auferlegt werden ſoll, daß aljo 
nit mehr. mit der Beweisaufnahme in der Vorausſetzung 
experimentitt werden dürfe, daß dieſelbe zur. Aufklärung 


— — — 
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S. 275 ff. und unten Nro. VII. — Evelt, für den die 
„Goentualmarime nur bei der Berhandlungsimariure zutrifft“ 
(Die Gerichts: Verfafung und ber Civil-Prozeß in Preu⸗ 
sen 2. Ausgabe, $. 259. ©. 406) und ber die erfiere 
als eine nur fitengere- — der Unterfu⸗ 
chungsmaxime entgegeniekt ($ 90. ©. 168 und 170): be⸗ 
werkt (©. 170), daß die V. — J Juni 14833 „bie 
Goentualmazime in zweien Bunften angenommen“ habe: 
1a. für Anbringung vom Thatſachen und Eindeden, die 
ſich auf Thatfachen ‚gründen, bildet‘ die ——— 
ung die vegelmäßige. Grenze. 
7b. Die Anbringung don Beweismitteln ift bis zur Be 
weisaufnahme zuläffig. — 
„Sie folgt Dagegen ber — — dadurch ha 
fie ben. Zeitpunkt für Angabe der Berveismittel ‚nicht, mit 
dem Zeitraum ad a. fliegt." — 
Ei aber hier zumächft micht zuzuigeben, daß die &m- 
tualmarime: nothwendig die Berhandlungsinärinse voraus⸗ 
ſetze. Der Richter ‚Tann: ebenfowohl in "eventim: zu inqui⸗ 
riren, als bie Parteien in eventum vorzutragen haben. 
Sodann ift es auch nichts weniger als genau, wenn alfge- 
mein gefagt wird, daß bie Klagebeantwortung für Thatfa- 
hen bie vegelmäßige Grenze bilde, und, injoweit die Even⸗ 
tualmazime angenommen jei, was leinesweges in dieſer 
Ausdehnung gefchehen if. Wenn abet an einer andern 
Stelle bemerkt wird, daß eben deßhalb, weil für die Klahe⸗ 
beantwortung bie Eventualmarine. adoptirt .jei, „der De⸗ 
putirte deppelte Verpflichtung überfommen, die Sache im 
Termine erfchöpfend zu behandeln” ($. 93. ©, 174), fo 
ift doch Hier wohl unzweideutig gefagt, daß er neben ber 
@ventualmarime. und - eben. wegen: berfelben doppelt Tifrig 
inquiriren ſolle. Nah ©. 1155 fol er ſich auch wegen 
der zu b. erwähnten Vorſchrift nicht entziehen, den Verklag⸗ 
ten ſchon jebt „zur vollſtändigen Angabe ſeiner Beweis⸗ 
mittel anzuhbalten.” 


27* 
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ver. Hauptſache — — Weiſe etwas ara 
werde. « | 

Hinſichtlich der Beweislaſt —** der 16, der 
Einleinum Ber "Allg.  Geri-D:;: Wenn eine erhebliche 
Thatſache geleugnet wird, fo ift zwar vorn ehmlich der⸗ 
jeuige Theil, welcher darauf ſich gründet, ſchuldig, dem 
Richter die Mittel anzuzeigen, durch welche die Wahrheit 
derſelben an den Tag gebracht werben könne.“ 

Der Richter: iſt aber nach 8. 17. am"biefe Angabe 
nicht gebunden, ſondern verpflichtet, auch andere Mittel, 
die die Verhandlungen an die —* geben. zur Erfor⸗ 
[hung der. Wahrheit anzuwenden 
" Bringt man hierbei‘ bie Anterfichungsitefime in 
Anfchlag und ihre ‚Zuthaten , (vornehmlich « nebft dem 
. 17.) in Abrechnung, ſo entſcheidet (abgefehen von recht: 
lichen Vermuthungen) der Grundfaß, daß der Kläger bie 
"Mage, ver Verklagte die Einrede (ben "Cinwanb«) zu er- 
weiſen habe, ver auch im Fit. 13. 8. (27.m:)>28. au 
drücklich anerkannt it). Der Verflagte wird alfo jede 
Thatfache zu ‚beweifen haben, die nicht ing‘ Gebiet der 
Inficiatio fällt, vielmehr dem Recht des Klägers als 
fefbftjtändiger Aufhebungsgrund oder als ſelbſtſtändiges 
Recht entgegen tritt). 
| Sollen, wir uns — für. den. einen: — den 
‚anderen Weg, den die verſchiedenen Geſetzgebungen hin— 
ſichtlich des Beweisreſoluts eingeſchlagen haben, erklären, 
fo würden wir uns unter der Voxausſetzung, daß auch 
bei uns, wie nach Franzöſiſchem Recht 2); mirögivet In: 


J—— fi a 2 { Ä 





=, Berg. Rob: im: Shen te Breiten Beiareät $. 
: 90 B. 1 ©, 333.. 

2) Bel Koh aD 8 198 und. 195 &, 339: und 341. 
3), Mittermuier Beitrag IH. ©. 14. 


‘+ 
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Ranzen. geftattet wärben, dafür ausfprechen, daß bie Apr 
pellation gegen das Beweis-Interlocut zwar geftattet 
werde, aber auch Dis zum Enverfenntniffe ausgefett blei- 
ben loͤnne *). Wir finden es auch keinesweges bebenklich, 
bie dritte Inftanz fallen zu laſſen, vie namentlich da, wo 
Franzöſiſches Recht gilt, unſeres Wiſſens Teineswegs zu— 
rückverlangt wird), Nur Das bliebe wünſchenswerth, 
daß. auch der etwaige Productionsſtreit in einer und der— 
felben Berufung erledigt werben könnte. Zu dem Ende 
würde es aber. wohl erforderlich fein, die Antretung des 
Bereifes por -Erlaffung des Beweisrefoluts zu verordnen, 
wie dieſes in der Preupifchen Novelle vom 1. Juni 1833 
geſchehen iſt. Daß ber Beweis erboten werben müſſe, 
it, wie bereit$ ‚mehrfach bemerkt wurde, auch im Franzö— 
ſiſchen Prozeß  vorgefchrieben und es iſt damit auch nur 
das Verhandlungsprincip noch ſtrenger als im Deutſchen 
Prozeſſe durchgeführt. Es liegt aber, wenn man in dieſer 
Durchführung erſt ſo weit gegangen iſt, auch nur im 
Geiſte des Deutſchen Prozeſſes, in welchem neben der 
Verhandlungsmaxime ſtets die Eventualmaxime erſcheint, 
daß mit dem Erbieten des Beweiſes zugleich die Angabe 
der Beweismittel verbunden werden muß, und ſo iſt es 
in dev Preußiſchen Novelle vom 1. Juni 1833 verorbnet. 

Die Vorſchrift Dagegen, daß ter Kläger ſchon in 
ver Klage, der Verflagte in der. Klagebeantwortung bie 
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9) Bal, Mittermaier a. a. O. III. ©. 34 f. 

0) Bol. Mittermaier S. 20 f. ber übrigens dort die dritte 
Inftanz nur gegen duas- conformes nicht zulaiien will. 
(S. 22.), Neuere Deutfche Gefeßgebungen haben Die Dritte 
Inſtanz ebenfalls fallen laſſen, ſo der Baierifhe Ent: 
wurf vom 5 Februar 1849 (Mittermaier im cin. Archiv 
B. 32 ©. 254.), ferner der Braunfhmweigifhe, auf 
welchen Mittermaier a. a. O. ©. 261 hate auf- 
merffam macht. 
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Beweismittel anzugeben habe, iſt in keiner Meife zit 
. rechtfertigen, da won einer Beweisführung doch erft dann 
die Rede: fein Fam, wenn das betreffende Faktum wirklich 
beſtritten werden follte 3); * Sie veranlaßt, wenn fie prs 
judiciell ift, viele unnütze Weiterungen und Soften®). 
Wird aber eine ſolche Anticipation ohne alles Präjudh 
vorgeſchrieben, fo Hätten wir eine ſ. g. lex imperſeen, die 
ſchon ats folche Feine Billigung verdient, weil ‚fie nad) 
dem Belieben der Parteien. wie ein guter Rath befolgt 
werben, oder auch eben fo gut unbeachtet bleiben kann. 
Nach dem BVorftehenden würden wir es tur billigen 
fönnen, Henn man hinfichtlich ver Beweisantretung die 
Borfchrift der Novelle vom 1. Juni 1833 in die vom 
21. Juli 1849 dahin aufgenommen hätte, daß die de 
weismtittel ſpäteſtens "bei der mündlichen Verhandlung 
und. vor Erlaffung des Beweisrefoluts anzugeben feien®). 
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3, Vgl. Mitterm aier Beiträge II ©. 141. 

32) Im gemeinen Procejie Fann der Kläger den Urfunden:de: 
weis antizipiren und durch eine wenigitens abſchriftliche 
Production befondere Vortheile, namentlid), wo die Klage 
fediglih auf Urkunden beyrändet ift, ben fehleunigen Ere— 
futivsProgeß eriangen. Der $ 17 der V. vom 21. Juli 
1849 verlaiigt die fofortige" abjchriftliche Production der 
Urkunden (freilih ohne Präjudiz) im Gegenfage zu $ 37 
und 39 des J. R. N. (ef. $ 12 der B.). Der Executiv- 
Prozeß dagegen eriftirt nicht mehr: er ift nah $ 6 und 
Abſchnitt IV im ordentliden und Mandatsproceß aufgegan- 
gen, was irrthümlich‘ von Kirchhof in der Petition an 
die J. Kammer betreffend die V. vom 21. Juli 1849 
(S. 24) nicht anerfannt wird. Gegen, die Zwangs vor— 
ſchrift des 5 17 über die Production bder- Urkunden: 
Kirchhof a. a. O. © 1t. 

3) Die Beſtimmungen-der $ $ 20-33 der V. v. 21. Juli 
1849 werden aber auch durch ihre Lückenhaftigkeit zu be: 


du 


Zur Rechtfertigung der Verordnungen 

vom 1. Juni 1833 und 21. Juli 1846 

in Bezug auf Die Gehörs: und Ber: 
hörs: — 


In MM 22. des Juſtiz-Miniſterial-Blattes für 
1849 haben wir nachzumeifen verfucht, daß in der DVer- 
ordnung vom 1. Juni 1833 das Berhörsprinzip der Preu- 
biichen Prozeß -Dronung noch Teinesweges anfgegeben fei, 
daß es vielmehr in jener. Novelle nur eine. Befchränfung 
erfahren habe. Wir. ftehen: mit dieſer Anficht wohl ziem— 
ih vereinzeli da, da gar vielfach die Behauptung gehört 
wir, daß ber allegirten Verordnung die ſ. g. Verhand⸗ 
Imgsmarime zum Grunde. liege. Dit Doch Davon noch 
fpäter in dem nichtanntlichen Theil jenes Blattes wie von 
einer ausgemachten Sache die Rede, und erklärt Doch and 


denflihen Zweifeln in der Praris Anlaß geben. Wie ift 
es zu halten, wenn die fchriftliche Angabe der Beweismittel 
geflattet wird? Soll hierüber auch ſchriftlich, wie feither 
verhandelt, oder ſoll fojort eine Audienz zur Verhandlung 
und Refolution über die Aufnahme des Beweiſes angejegt 
werden? Kann endlich, wenn fchriftliche Erklärung geftattet 
ift, die Refolution fogar ohne mündliche Verhandlung er: 
laffen werden? U. E. fcheint die Analogie des $ 31 für 
die foforlige Anleraumung einer Audienz zu fprechen. 
Die letzte Trage wäre dadurch ſchon erledigt, event. liegt 
wohl die Verneinung ſchon in dem Geiſte des Geſetzes. 
Der $ 32 zu Ende dürfte nicht entgegenſtehen, da er wohl 
nur von dem Falle handeit, wo die Frift fruchtlos verftreicht, 
die Sache alfo ganz in berfelben Lage geblieben ift. 

Sn $ 30 ift das Wörthen „erft” aus $ 35 ber ©, 
v. 1. Juni 1833 zu ergänzen. Bol. oben ©. 30, Note 12. 
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Heffter in ſeinem Syſtem des Civilprozeßrechts ($. 27.) 
es fei in der gebachten Verorbnung 
„ein fo. fchleuniges und: concifes Verfahren ein— 
geführt, Daß Darin nur eine Rückkehr zu 
der reinen. Berhandlungsmethode er⸗ 
blickt werden könne.«“ 

Wir unſeres Orts vermögen uns aber auf bloße 
Behauptungen hin von der Unrichtigkeit der in der M 22. 
entwickelten Anſicht nicht zu überzeugen, ſo wenig wir 
auch das Gewicht der Autorität verkennen, welches ander— 
feit8 mit in die Wagfchale fällt 1). Ein irgend befriebi- 
gender Fürbemweis ift wohl bis jest noch nicht geführt 2), 
inwiefern aber der von uns unternommene Gegenbeweis 
. für verfehlt zu erachten ſei, muß einer näher eingehenden 

Prüfung der Sachkundigen anheimgeſtellt bleiben. Wir 
finden uns demnach für jetzt nur veranlaßt, in dem Nach— 
jtehenden noch einen Gefichtspunft zu entwickeln, ver zu 
Gunſten der von uns vertretenen Anficht nicht eben leicht 
ins Gewicht "fallen und berjelben vielleicht ſchon a prieri 
einige Geneigtheit zumenben ‚möchte. 
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1) Daß wir die Prämiſſe bei Heffter inſoweit vollkommen 
gelten laſſen, als fie beſagt, es ſei durch die V. vom . 
Juni 1833 ein „fchleuniges und concifes Verfahren einge 
führt,“ bedarf Faum einer befonderen Bemerkung. Seht 
bemerfenswerth ijt übrigens der Ausſpruch von. Götze über 
„das Preußifche Civilprozeßgeſetz vom 21. Juli 1846“, 
welcher dahin geht, daß „mit ihm ber Hauptgrundfaß ber 
Gerichtsordnung, Die Unterfuhungsmarime, nun definitiv 
fällt.” Götze a. a. D. ©. 27). 

2) Auch nicht von v. Kirhmann, das Preußijche Civil-Pro— 
zeß-Geſetz vom 21. Juli 1846 $ 25 ©. 52.f. Bgl. 
benfelben $ 31 ©. 63 über den Art. 335 be 
Schering’ichen Werkes, auf welches wir in Nro. 22 des 
ZuftizMinifterial:Blattes durch eine Bemerkung der Rebaı: 
tion verwiefen werden. 
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Wir gedenken nämlich ven: Nachweis zu verſuchen, 
daß das Verfahren der Geſetzgebung größere Anerkennung 
verdiene, daß es umſichtiger und rückſichtsvoller geweſen 
ſei, wenn ſie nicht ſchon in der Verordnung vom 1. Juni 
1833 die Gehörsmaxime zur Richtfehune nahm. Diejeni— 
gen, welche annehmen, daß dieſes wirklich gefchehen fei, 


laſſen die Gefetgebung mit einem „fat iusttia!‘ von 


einem Extrem zum anderen übergehen. Sie verfennen oder 
überfehen die Rückſichten, welche: fie bei einer fo wichtigen 
Neuerung zu nehmen hatte und bemen fie nach unferer 
Anficht auch wirklich Rechnung getragen hat. Die Par- 
teien waren unbejtreitbar, fo lange die Inguifitionsmes 
thode in unzweifelhafter Geltung war, an den Beiftand 
des Richters gewiejen. Sie wußten, daß ihnen, wenn 
fie auch mit feinem Anwalt verſehen waren, doch das |. 
9. nobile officium iudieis vorforglich zur Seite ftand, daß 
der Richter fie auf ihre Angriffs- und Bertheidigungs- 
mittel aufmerffam machen und zur zweckmäßigſten Ver- 
wendung berfelben mit Umficht und Sachkunde anleiten 
werde. Nach der. Gehörsmarinte iſt viefes bei Weiten 
anders und das dem Nichter zugewiefene Patrocinium in 
die engften Grenzen befchloffen. Die Partei hat jelbit 
und ohne allen Beijtand des Gerichts das Streitinaterial, 
welhes fie verwenden will, zu + bejchaffen. Dem Nichter 
liegt num ob, ihr hierzu freien Kaum zu geben, und etwa 
höchſtens noch, für die Anfhellung des wirklich Vorgebrach— 
ten thätig zu fein. Der Gefetgeber konnte es nun gewiß 
mit vollem Necht bevenflich finden, das an die Bevor: 


‚ mmbung bes Richters gewöhnte Publikum mit. einent 
‚ Dale der vereinigten Strenge der Verhandlungs- und 
‚ Eventualmazime preiszugeben. Es konnte ihm dieſes füg- 
ih als ein Niger erfcheinen, welcher den Forderungen 


— 


ver Aequilas durchaus nicht genügende Rechnung trage. 
Das Rechte iſt nur dann das Rechte, wenn cs auch zur 
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vechten Zeit und am rechten Orte erfcheint, und nach 
ſolchen Rüdfichten wurde unferes - Erachtens nicht bloß 
bei ber Berorbnumg vom 1. Juni 1833, fonbern aud) 
noch bei der vom 21. Juli 1846 mit weifer Schonung 
‚und Mäßigung verfahren. 

In der. erjten Verorbnung wurde der Partei das 
Patrocinium des Richters noch keinesweges entzogen. Es 
wurde dasſelbe nicht fowohl dem Wefen, als vielmehr ber 
Dauer nach durch Einführung einer ftrengen ventual- 
marime bejchränft. Bei der Klage und Slagebeantwor- 
tung follte fich der Richter der Partei auch ferner noch 
in der bisherigen Weife annehinen, da diefe überall nicht 
außer Geltung geſetzt ift (ef. 8. 74.) und felbft bei ver 
münplichen Berhandlung ift das Princip der Gerichtsorb: 
nung wohl nur dadurch verfchräntt, daß ein verfpätetee 
Borbringen nicht wider ven Willen des Gegners zur "Er 
Örterung u gezogen werben darf. Die Partei mußte dem 
nad, daß fie infomweit noch Feinesweges verlaffen wat, 
und lediglich felbft für fich einzutreten habe; fie wußte 
aber auch, daß Alles, was in diefen Stadien nicht mit 
Hülfe des Richters vorgebracht wurbe, abgejehen von 
gewiffen Ausnahmen, wenigftens für die Inftanz unrettbar 
verloren ging ($. 35). Es war ihr damit ein gewichti— 
ge8 Memento, ein nachbrüdlicher Impuls gegeben, fih 
nicht mehr fchlechthin auf den Beiftand des Richters zu 
verlaffen, fondern für die rechtzeitige Bejchaffung dei 
Streitapparats ſchon vorforglich thätig zu fein. 

Das Verfahren nach der Verordnung vom 1. Jun 
1833 war noch nicht der Prozeß der Gehörsmarime, noch 
nicht die reine Selbjtthätigfeit ber Parteien, es war nm 
die Vorſchule, in welcher dieſelben nachgerate für eine 
größere Strenge reif gemacht, und, wenn man ſo will, 
erſt erzogen wurden. Der Prozeß ſollte noch nicht auf 
ein anderes Grundprincip gebaut, er follte nur, wie wit 
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viefes ‚bereits ‚früher augedeutet, eine namentlich für Sa—⸗ 
hen von — Belange ſo ee Ab⸗ 
fürzunge erleiden. 

Würdigt man dns bier Vorgetragene, ſo wird man 
kaum noch geneigt fein, in dev V. vom 1. Juni 1833 
ihen die Gehörsmarime finden zu. wollen, und man wird 
es auch ficher ſehr begreiflich und gerechtfertigt finden, 
daß die jpätere V. der erſteren nicht ſchon alsbald gefolgt 
it, vielmehr noch viele Jahre — bis zum 21. Juli 1846 
— auf fih hat warten lafjen. 

In dieſer neueren V. ift man allerdings erheblich 
weiter und entjchieven zur Ge hörsmaxime übergegangen. 
Doh hat man diefe aus ähnlichen Rückſichten, wie fie 
früher obgetvaltet, noch Teinesweges durchgreifend, viel 
mehr nur infoweit eingeführt, als die Purtei mit einem 
Anwalt verjehen iſt. Im entgegengefeßten Falle ift auch 
jest noch: nach ber Verhörsmethode zur verfahren, und 
wir haben bereits früher bemerft, daß biefes keinesweges 
aller Rechtfertigung entbehre, Es mag aber hierfür auch 
noch ein Ausfpruch Heffters abgerufen werden, welcher 
it-8..3. feines Syſtems (wenn auch keinesweges mit 
Rücficht auf die V. vom 21. Juli 1846) bemerft: 

» gebe Einmifchung des Richters in Diejes gleiche, 
friegerifche Verhältniß (der Parteien), fo weit 

fie nicht formelle Erleichterung bes Prozeßgan— 

ges iſt, der offenbare Ungleichheit. in 

ber Stellung der beiderfeitigen Theile 
ausgleicht, muß als unrechtmäßig erſcheinen.“ 

Die Inquifitionsmarime, welche zu Gunften ver 
Partei, die keinen Anwalt hat, beftehen bleibt, gleicht 
um aber eine wirkliche Ungleichheit aus und ift infofern 
gewiß nicht unrechtmäßig zu nennen 3), ja wir find fogar 





3) Vergl. ganz befondere Allg. Ber. OD Th. I. Tit. 3. $ 
29 und 30. 
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der Meinung, daß ſelbſt in einem Codex der veinſten Ge⸗ 
hörsmaxime da, wo vder Beiſtand des? Anwalts mangelt; 
das officium iudicis einen freieren Spielraum Haben müſſe 

Dagegen können. wir ein Gefet," welches, je nach⸗ 
dem (eine Partei: mit oder ohne. Anwalt verhandelt, ein 
ganz verſchiedenes Brineip befolgt, - ſo ſehr wir es auch 
vorübergehend zweckmäßig finden, noch Feinesweges 
für ein ſchon vollenvetes erflären, und auch die V. von 
21. Juli 1846 nur als eim ferneres Stadium ber Vor— 
ichule zur reinen Gehörsmarime- betrachten 5). 

Damit ift denn bereits gegeben, daß wir aud) dieſe 
neueſte Verordnung nur ‘als ein proviſoriſches Gefet nicht 
bloß. der Form, ſondern auch dem Wefentlichen nad) be- 
trachten können. Sie thut nur einen Schritt weiter zum 
Ziele und der letzte Schritt muß noch. geſchehen, wenn 
nicht etwa das Princip felbjt wieder aufgegeben erben 
fol, woran bei dem heutigen Stande ver Wifjenfchaft ge 
wiß nicht zu benfen. ift. Nur wenn vie Gehörsmarime 
dpurchgreifendes Prinzip geworben ift, hat die Geſetz⸗ 
gebung ihre Aufgabe erfüllt; und erſt dann, wenn das 
Prozeßgeſetz auf: einer und. derſelben Grundlage ruht, wird 
ed gelingen, ven auch jet noch jo joft vermigten Zur 
fammenhang zwifchen der Wiſſenſchaft um 
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4) Bergl: Code de procedure Au. 34 mit’Art. 254 (oben 
Nro. II Note 21.) Der erſte Artikel geht aber doch. nicht wei⸗ 
ter, als der gemeine Prozeß. 

5) Bergl. auch Götze, das preußijche Givilprozeßgeieh v. 21. 
Juli 1846. ©. 30, 31: u, f. Auch er erfennt es an, dab 
man ſich noch bei einem „einſtweilen“ (S. 30), wenn mat 
wolle, in. einem „Proviforium* (S.,;31) befinde. . Nur 
weicht er ab, indem er ©. 27 im Hinblick auf die neuere 

8. behauptet: 

„Die VBerhandlungsmarime wird damit Durdgreifen 
der Grundſatz des Preußifchen Prozeſſes“. 
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der Prwaxis wiederherzuſtellen. 6) Erſt dann wird 
ed möglich: werben; «bie reichen! Schätze der gemeinrecht- 
lichen Prozeßwiſſenſchaft für den Preupifchen Prozeß recht 
nutzbar und ergiebig zu machen,7) und es wird nicht mehr 
dabon die Rede ſein, daß es in: Ermangelung ausreichen⸗ 
der Beſtimmungen nöthig ſei, auf die Prozeßordnung, als 
die urſprüngliche Quelle unſeres Prozeßverfahrens zurück⸗ 
zugehenwas trotz aller Segeen N zu — 
hen. Reſultaten führen kann. 8) :: 

Noch einmal; der. ſchonende — — Net Ge⸗ 
ſetzgeber eingeſchlagen hat, verdient alle Anerkennung, 
aber es bleibt noch ein Schritt zu thun übrig, wen anders 
das Gerüſt des neuen Gebäudes vollſtändig und in rech— 
ter Harınonie hergejtellt werben joll, ohne daß wir hierbei 
an dasjenige, was wir, ebenfalls bildlich, die Füllungen 
nennen möchten (an die VBorjchriften über deu Werih und 
bie Aufnahme der, Beweismittel u. |. w.) zu benfen 
hätten. _ 

Nur mit dem fogenannten und deshalb nicht überalt 
zum beften accrebitirten Advokatenzwang wird es aber 
thunlich werben, die Gehörsmarime rein und vollitändig 
durchzuführen, zumal bei dem Schriftenmwechfel nach ver 
Verordnung vom 21. Juli 1846 für das Einwirken des 
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6) Königlihe Worte in dem Allerhöchſten Erlaß vom 28. 
Februar 1842, Zuftiz-Minifterialblatt von 1842 Nro. 21 

. ©. 182 

7) Vergleiche Götze, das Gefeb vom 21. Juli 1846 ©. 5 
und beſonders ©, 23, 

8) Es ift ſchon mißlich genug, wenn für den gemeinen Prozeß 
aus Römischen, Canoniſchen und Deutfhen Quellen ger 
ihöpft werden muß. (Bergl. oben Nro. I.) Und doch 
ift dort eine ſolche DBerfchiebenheit e diametro, wie fie 
zwifchen dem Codex der Inquifitions: und dem Goder der 
reinen Gehörsmarime befteht, überall nicht vorhanden. 
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Richters auf die Deutlichkeit oder das Erſchöpfende der 
Borträge keinesweges auch nur inſoweit Raum bleibt, als 
ed nach ven gemeinen Prozeß unbeſtritten dev Fall iſt. 
Der übel:berufene „Aovofstenzwangs wird aber, ab- 
gefehen. von den geringfügigen Sachen, bei welchen auch 
wir bemfelben leinesweges das Wort reden, mindeſtens 
viel yon jener’ Eigenfchaft. verlieren , wenn man nur bie 
treffenden Bemerkungen Tejen und beherzigen will, welche 
hierüber von Schent in feinen: Beiträgen zur Reviſion 
der Rheinifchen Prozeßorduung (AM LS; 1-33.) nie- 
bergelegt find, einer Schrift, die überhaupt einen weiteren 
Leſekreis verdiente, als ihr — —— zu — ge 
BROEDER iſt. 


Neber Die Bedeutung der causa civilis und 
eausa debendi ſowie Der ftrengen und Der 
freien Bertragsnatur für das heutige 
gemeine Deutfche Necht. Nebſt einen 

vergleichenden Ueberblick über Das 
Preußiſche Hecht. 


Schuler: „Dod ein Begriff muß bei bem Worte fein.* 


Es ift zur Gemüge bekannt, daß nach Römifchen 
Recht nicht jede Uebereinkunft als. folche. ohne Wei- 
teres volle rechtliche Wirkungen herverbrachte, mochten 
dieſelben auch noch fo fehr in der Abficht ver Parteien 
gelegen haben. Zwar verläugneten auch bie Römer. bie 
Forderungen der bona fides feinesiveges. Auch fie waren ver 
Anſicht, daß ein Wortbruch nicht zu: billigen ſei: 

„‚grave est fidem fallere,‘“1') 
beißt e8 in L. 1. pr. D. de pec. const. (13, 5). 

Nicht minder erkannten fie für bie Grundlage und 
als Has Weſentlichſte aller Verträge den übereinftimmen- 
den Willen, den duorum vel plurium in idem placitum con- 
sensus, und vielleicht wurde auch in frühefter Zeit das 
bloße und einfache Verfprechen eines Gegenſtaudes over 
einer Summe an fih und materiell für vollkommen 


1) Es ift gewiß beachtenswerth, daß biefer Ausfprud bei Ger 
legenheil des Gonflituts, alfo ber durch ein wieberholtes 
Verſprechen befräftigten Schuldverpflichtung vorkommt. 
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verpflichtend erachtet und nur mit Nückficht auf die Strenge‘ 


des altrömifchen Schuldrechts 2) ein beſonderes formells 
Gepräge erfordert, wodurch es verbürgt werben jollte, 
daß die Abjicht des Paciscenten auch wirklich und wohl 
übgrlegt auf Uebernahme jener ſtrengen Folgen gerichtet 
war. Mit ver Zeit Fam man aber ‚von dev Strenge dee 
Buchftabens und des ftarren Formalismus mehr und mehr 
zurück. Man fing an, nachgerade vorzugsweiſe Der mate— 
riellen Entſtehungsgrund ins Auge zit faſſen, und es wur— 
den gewiſſe, num ‚materiell beſonders geeigenſchaftete Ab— 
reden, die benannten Conſenſual-Verträge auf, den Grund 
eines feſten Herkommens auch ohne beſondere formelle 
Einfleidung 3) für rechtlich vollwirffam angenommen. Da- 
neben ' fand der allgemeine Grundſatz Anerkennung, daß 
Jeder zur Erftattung oder Rückgabe veijen- gehalten fei, 
was er gegen. die Verpflichtung hierzu wirklich. euipfangen 
habe und daß die Annahme einer Leiftung, insbefondere 
eines: dare, auch zu ber übernommenen Gegenleiftung voll 


fommen verbindlich mache. Im Uebrigen blieb, foweit 


nicht : auch ‚andere. fpecielle Borträge‘ ſchon durch. Civil: 
oder prätorifches Recht jpeciell für klagbar erklärt wurden, 
bie jtrenge Form noch immer das allgemeine‘ Mittel, um 
auch jede andere Uebereinfunft zu einer: vollftändig wirl— 
ſamen Obligation ‚zu erheben. Das einfache, blos bet 
Gegenſtand bezeichnende Verfprechen: konnte durch Anwen— 
dung: der Stipulation zu einem NOS ——— 
Vertrage geſtaltet werden. 

Allmählich machte ſich aber die Rückſicht auf, einen 
‚befonberen materiellen. Verpflichtungsgrund, neben der 


fireng formellen causa auch infofern geltend, daß dieſe 


— — — — ui 


2), Walter, Roͤm. Mechtsgeſchichte 6. 715. 718. 710. 


3) Vergle hierzu auch Walter am. O. 8.564. mit Note 6. 
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nicht blos beziehungsweiſe entbehrlich, vielmehr auch für ſich 
allein nicht mehr für unbedingt entſcheidend erachtet wurde. 

Zwar erzeugte ein in die ſtrenge Form gekleidetes 
einfaches Verſprechen auch jetzt noch eine an ſich begrün— 
dete und erfolgreiche Klage. Doch konnte der Mangel 
eines beſonderen materiellen Verpflichtungsgrundes wenig— 
ſtens im Wege der Einrede gerügt, und die Vollwirkſam— 
leit der Form durch Begründung der exceptio doli minde— 
tens hinterher gebrochen werben, 9 während ein ſolches 
auch formell nacktes Verſprechen weder eine Klage, noch 
auch nur eine Einrede, eine obligatio naturalis, begründete, 
wie insbefondere aus L. 56. D. 2, 14: si justa causa 
conventionis fuerit, zu fehließen ift. Die ftrenge Form 
war alfo ohne das Worhandenfein des materiellen Ele: 
mentes nicht mehr vollſtändige causa debendi, wenn fie 
auch ſchon für fich noch immer die einftweilige Klagbar- 
feit begründete. [Der bloße Schulpfchein, deſſen Ausitel- 
lung zwei Jahre zurück batirt, Tann aber mit jener ftren« 
gen Form noch Teinesweges gleichgeftellt werben, ba hier 
die Angabe des Verpflichtungsgrundes zur Fundirung ber 
Klage erforbert wird. 5)] 

Unter den Verträgen, welche nach dem Obigen eine 
vollftändige Anerkennung im Civil-NRecht gefunden Hatten, 
waren num wieder einzelne, welche auf Treue und Glau— 
ben ftanden, während andere nach strietum jus beurtheilt 
wurden. Ergänzend traten neben dieſe beiden Klaſſen bie 
arditria, ſämmtlich befondere Vertragsverhältniffe, welche 
der Prätor mit einer Klage verfehen hatte, und bei wel- 
Gen, wie bei den contractus bonae fidei ebenfalls pas bil- 
lige Ermeffen des Richters wirkfam einfchreiten durfte 





4 Bol. Sintenis Civilrecht B. 2. S. 257. 260 u. 262 
in den Noten, 
5) Sintenis a. a. D. ©, 259. 


XIV, Sabrgang. 38 Heft. 28 


— 10 -- 


und follte. Auch dieſe Verfchiedenheit war von beſonders 
wichtigen Folgen), Dahin gehört namentlich, daß bei 
den Verträgen, welche nicht strieti iuris waren, eine Ber» 
pflichtung zur Herausgabe der Acceffionen und zur Verzin⸗ 
fung bei geiwifjenlofem Verzuge begründet war und daf 
bier Nebenverträge, die in continenti hinzugefügt wurben, 
feiner Vermittelung ihrer vollitändigen Wirlſamkeit turd 
Anwendung ber ftrengen Form beburften. Auch jtund, 
wenn das Nechtsgefchäft nicht strieli iuris, der Anſpruch 
aber auf ein restitwere ober exhibere gerichtet war, bei 
‚bermeigerter Herausgabe, dem Kläger ohne Weiteres das 
Recht zu, fein Intereffe durch das iuramentum in litem 
jelbft zur würbigen 7). 


6) Vergl. Unterholzner Schuldverhältnife B. 1. ©. 308. 
307. und S. 86 f. 

) Nah v. Savigny zerfallen alle Klagen in firenge (indi- 
cia) und freie (arbilria). Diefer Gegenſatz erfcheint aber 
innerhalb des civilrechtlichen Bertragsgebietes als actiones 
strieti iuris unb bonae fidei, denen dann noch präfens 
ſche Bertragsflagen als arbitria hinzutreten (Eyſtem 
bee R. R. 2. 5. ©. 101 ff. befonders ©. 106.). Da 
gegen Haben bie actiones arbitrariae mit jener Ein 
theilung der Klagen und Verträge in ftrenge und freie 
nihts gemein (a. a. D. ©. 120 ff.). Eie beziehen fid 
vielmehr auf Mechtsverhältniffe, bei welchen der Anſpruch 
auf restitnere oder exhibere gerichtet ift (©. 126 fi). 
wobei denn freilih Die aclio de eo quod cerlo loco 
Schwierigkeiten macht, deren Befeitignng v. Savignh 
(S. 132 f.) gewiß nicht ohne ſcheinbaren Erſolg unter 
nommen hat. Findet nun ein ſolcher Anſpruch auf resli- 
tiere oder exhibere ftatt und ift bie Klage zugleich bonae 
fidei oder ein arbirrium «©. 121.), fo tritt wegen ver 
weigerter Herausgabe, zu welcher der arbiter zunächſt auf 
forderte, das Recht des Klägers zum iuramentum in lil«m 
ein (©. 123 f.), während bei andern Klagen jener GW 
nur in subsidinm, in Grmangelung anderer Beweismittel 
Ratthuft war (S. 124 Note e). f 

Unterholgner (Schuldverh. B. 1. ©. 8. u. 305 f.) 
ſtellt neben bie actiones bonae fidei und bie actione 
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Die aber bie Römer auf der einen Seite ben 
Grundſatz Hatten, daß nicht jedes DVerfprechen nach dem 
Inhalte der Erklärung ohne Weiteres verpflichte, fo konnte 
anf der andern auch die einmal wirffam begründete Ver- 
pflihtung regelmäßig nicht ohme Weiteres durch bloße 
Einigung mit voller Wirkung gelöft werden. Ya e8 
war hierzu nicht eimmal Die ftrenge Form der Verbal⸗ 
over Literal- Obligation überall ohne Weiteres anwendbar, 
ba die Regel galt: „„quibus modis obligamur, iisdem in 
contrarium actis liberamur. ** 

(L. 35. L. 153. D. de R. J.) 

Vielmehr mußte hier ein anverweitiger Vertrag erft 
in eine jener ftrengen Formen umgegoſſen werden, und 
et dann war bie entjprechende als modus solvendi an« 
wendbar. Nur die Eonfenfual-Berträge, welche in Folge 
alten Herkommens ohne befondere formelle Vermittelung 
Hagbar waren, unterlagen auch der Löſung durch bloßen 
Conſens, fo lange noch feine Erfüllung Statt gefunden 
hatte. Freilich, aber erwies fich auch in anberen Fällen 
ber contrarius consensus nicht gerabe als unwirkfam: ber 
Schuldner konnte fich per exceptionem ſchützen, wenn er 
auch ipso iure gebimben blieb. 

Mit Recht wird aber, wie bereitS oben angebentet 
wurde, auch dieſe minder volljtändige Wirkſamkeit nicht 
ihrem ganzen Weſen nach auf das einfache Verfprechen 
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strieti iuris im ſtrengeren Sinne bie arbitrariae als eine 
zur Ergänzung jener Eintheilung gehörige Klaſſe, unb bes 
kämpft die Anfiht, daß das iuramentum in litem in ber 
angeführten Weife befchränft gewefen, weil es 3. B. in 
L. 5. pr. D. 12, 3. allgemein Heißt: ... « „„in bonae 
fidei iudieiis in litem iuralur“ (S. B. 1. ©. 257 Note 
c. 258 Note a. 259 Note b. vergl. mit ©, 259 Note c.). 
Bür v. Savigny's Anficht erklärt fih im MWefentlichiten 
auch Sintenis Civilrecht B. 1. ©. 273. 274 Note 45 
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zurückgeführt, vielmehr auch hier eine befondere materielle 
Grundlage (meift wohl die Abficht zu ſchenken) voraus. 
geſetzt: 
Unterholzner Schuldverhältniſſe B. 1. ©. 13. 
478 ff. namentlich 481. — — 

In diefer Lage nun befand fich das Römifche Redit, 
als deſſen Reception in Deutfchland allmälig verwirklicht 
wurde. 

Die Deutfche Rechtsanficht von der Vollwirkamteit 
der Verträge war aber anfänglich und auch damals no 
eine von der Römiſchen fehr weſentlich verjchiebene. 
Denn bier bildete umgefehrt bie Riogborteit aller Ver⸗ 
träge, bie Vollwirkſamkeit jedes einfachen Verſprechens bie 
Regel; ver Mangel derſelben erfcheint im Deutſchen Recht 
als die Ausnahme. Ebenfo fremd als der Unterſchied zwi- 
ſchen Verträgen, die durch eine Klage und denen, bie nur 
per exceptionem oder endlich wegen gänzlich mangelnder 
causa in feiner Weife geltend gemacht werben Fonnten, 
war bem Deutjchen Rechte auch ver fernere Unterſchied 
zwifchen contractus stricti iuris und freien Verträgen und 
es wirb weiterhin zu unterfuchen fein, welches Reſultat 
das Zufammenftoßen der Römifchen Nechtsprincipien mit 
ihrer in ber Deutjchen Rechtsanſchauung gelegenen Nega— 
tion ins Leben gerufen und welche Prineipien als bie 
fiegreichen zu betrachten ſeien. Es kann aber, um dieſes 
vorab zu bemerken, wenigftens nicht genügend erwiefen 
werben, daß die Anficht des Deutfchen Rechts, der zufolge 
jeder Vertrag als ſolcher vollftänbig verpflichtete, auch 
dem Kanonifchen Rechte in gleichem Maaße eigenthüm- | 
lich fei. 

In den für eine folche Uebereinftimmung angeführ- 
ten Stellen 

c. 1. und 3. X. de pactis 
findet fich jene Anficht wenigftens nicht beftimmt genug 
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ausgeprägt, wenn bie erftere zu ber bort vorgetragenen 
Streitigfeit die Entfcheivung giebt: Pax. servetur, pacta 
custodiantur (Glück B. 4. ©. 282.), die lettere aber ven 
Ausſpruch enthält: studiose agendum est, ut ea, quae 
promittantur, opere compleantur. 
Dergl. Voet ad Pand. II. 14. $. 9. Eichhorn 
Nechtsgefchichte 8. 376. 

Wie dem aber auch fein möge, das Deutfche Prin- 
cip, wofür man fich ſchon auf Tacitus Germania c. 24. be- 
ruft, liegt Har und unleugbar in ber Beſtimmung bes 
Sahjenfpiegel8 I, 7. zu Tage: 

„Swer icht borget oder —— der sal iz 
gelden und was her tut, daz sal he stete halden.“ 

Wernher in den Observatt. I, 2. 380. führt dieſe 
Berihiebenheit bei den Römern und Germanen darauf 
zurück, | 
“.,quod - illi liberlatem loquendi agendique, hi 

fidei dictorumque constantiam magis spectarent.““ 

Freilich wohl findet ſich auch in Deutfchland bie 
Rechtsanficht ausgefprochen: » Niemand fei feines Wortes 
Sclave.“ 

Danz zu Runde B. 2. ©. 157. 

Ein ſolches Rechtsſprichwort kann aber, abgejehen 
davon, daß fich ihm ein bei Weiten mehr verbreitetes 
(‚ein Wort ein Wort, ein Mann ein Mann) entgegen 
fegen läßt (Danz ©. 151. Glüd Pand. B. 4. ©. 283) 
neben dem in dem Sachjenfpiegel nievergelegten Princip 
und der fo allgemeinen Anerfennung, welche dasjelbe ges 
funden hat, nicht von Gewicht fein. Das Princip ift, 
wie bemerkt, außer allem Zweifel und lebt noch heute in 
den Anſichten des vechtsunerfahrenen (?) Theile des Volkes 
it weitwerbreiteter Anerkennung fort und fort. Nur das 
fragt ſich, wie fich dasſelbe zu dem heutigen Necht ver- 
halte, eine Frage, die in der Regel mit unficheren ‚und 
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ſchwanlenden Erklärungen für vie Klagbarkeit jedes new 

laubten und an ſich⸗ oder „nach allgemeinen rechtlichen 

Borausfegungen gültigen Vertrages beantivortet wird. 
(Mühlenbruch Pand. $. 342. Madeldey 
Röm. Recht 8. 363.) 

Selbit Unterholzner, ber doch eine Berüdfic- 
tigung der heutigen Anwendbarkeit des Römiſchen Schuld» 
rechts verfpricht, ijt dieſem Verſprechen, was bie vor 
liegende Frage betrifft, nichts weniger als genügend nach— 
gekommen. Berjteht man num mit 

v. Savigny (Shitem des Römiſchen Rechts 

B. 3. S. 309.) 
unter Vertrag „die Vereinigung Mehrerer zu einer über— 
einſtimmenden Willens -Erflärung, wodurch ihre Rechts 
verhältniffe beftimmt werden,“ oder eigentlicher: beftimmt 
werben follen, da fchon wegen befonderer Mängel in con- 
ereto nicht jede folche Vereinbarung den beabfichtigten 
rechtlichen Erfolg auch wirklich ins Leben ruft, fo läßt ſich 
feineswegs behaupten, daß heut zu Tage Cauch abgejehen 
von hinzutretenden befonderen Mängeln) die angegebe 
nen Requifite mit denen eines klagbaren Vertrages voll 
fommen zufammenfallen. Insbefonvere ift auch aus ber 
Reformation Friedrich III. von 1442 8) weder dieſes, noch 


—— 





8) F. 2. „Item ob jemand zum andern kündliche und un 
leugbare Schuld Hätte‘, hätte dann der Echuldforderer Bür: 
gen ober Brief, fo möcht er feine Schuld fordern und 
einbringen, nah laut und fag folcher feiner Brief und 
als ihm verſprochen iſt, zu bezahlen.“ Es handelt 
ſich hier, wie das Folgende ergiebt, nicht um die Rechts— 
beſtändigkeit der Geſchäfte, ſondern, dieſe vorausgeſetzt, um 
die ungeſaͤumte Realiſirung des kundlich und unleugbar 
Verſprochenen. 
Vergl. Cichhorn Rechtsgeſchichte $. 463. 

Allerdings herrſchte hiernach in Deutfchland die Anſicht, 
daß durch BVerbriefung, befonders durch „Brief und Gier 


— 
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auch, daß mwentgftens durch „Bürgen ober Brief« jedes 
Berfprechen rechtlichen Inhalts ohne Weiteres zu einem 
Hagbaren werde, mit Grund zu folgern. Es wirb viel- 
mehr auch heut zu Tage nicht bloß „der Wille, der auf 
ein Rechtsverhältniß als Zweck gerichtet iſt,“ | 
(v. Savigny B. 3. ©: 308.) _ 
fondern auch außerdem wenigſtens nod) eine materielle 
causa, ein beſonderer Rechtsgrund wie nad) Röm. Recht 
“ (vergl. z. B. L.%$.3. D. 44,4. L, 1. 8. 6. 
D. 13, 5.) 
erfordert. Die Vereinbarung muß auch jetzt noch nicht 
bloß auf einen Erfolg von rechtlicher Natıtr gerichtet, ſon⸗ 
bern auch auf einen befonderen Rechtsgrund, durch welchen 
derſelbe vermittelt werben kann, gejtütt fein) und nur 
ber Unterfchien, wonach gewiſſe Nechtsgründe nah R. 
Recht nur eine obligatio naturalis, eine Einrede, nicht 
aber auch eine obligatio eivilis, eine Klage, hervorbrach— 
ten, ift für vollſtändig antiquirt zu halten. Es genügt 
alſo nicht, wenn z. B. die Kontrahenten fi) darüber eitt- 
verftanden erklären, daß das Eigenthum oder das Recht 
bes Einen dem Andern abgetreten, oder daß Diefer Jenem 
ju einer Handlung oder Leiftung verpflichtet werben folle. 
Cie müffen auch über die befondere Bafis, auf welchet 





gel? eine beſondere Wirffamfeit der Verträge herbeigeführt 

werde. Doc bezog ſich dieſes nur auf die Procedur. 

(Vergl. noch Heffter Syftem des Civil-Proz. $. 410.) 
Man erinnert fih hierbei an Bauft’s Ausſpruch: 

„Allein ein Pergament, befchrieben und beprägt, 

Iſt ein Gefvenft, vor dem fich Alle ſcheuen.“ — 

9) Der allgemeine rechtliche Zweck der Schuldverträge ift 
auf Begründung eines Schuldverhältnifies, alfo anf Ders 
bindfihmahung gerichtet. Die befondberen rechtlichen 
Zwecke ſind ſo vielfach, als überhaupt die beſonderen Zwecke 
der Rechtsveränderungen zu fein pflegen, bemerlt Unser. 
holanéer, Schuldverh. B. 1. ©. 87. 
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biefer Erfolg vor fich gehen foll, einverftanven, ver Ver- 
trag darf wie nah Röm. Recht nicht sine causa fein, 
Freilich wird als ſolche vielfah Schenkung anzunehmen 
fein, wenn fie auch nicht gerade als causa genannt wäre 10), 
Wir finden es num auch Teinesweges recht pafjend, 
wenn 
Unterholzner Schulbverhältniffe B.1.©.67ff. 
dieſe bejondere causa durch ‚Rechtszweck« bezeichnet, 
ba biefes mehr auf den Erfolg deutet, und hier doch ge 
rade bie Bermittelung desſelben vecht eigentlich in Frage 
it. Die Bezeichnung „Rechtsgrund « möchte für eine 
ſolche causa bei Weiten entfprechender gefunden werben. 
Rüdfichtlich dieſer befonderen Rechtsgründe laſſen fich nun 
bei Weiten bie meijten Verträge auf einen umfafjenderen 
Gefichtspunft zurücdführen, in welchem fie mit anbern 
fpeciell anerkannten ihre höhere Einheit und Vereinigung 
finden. Ueberall nämlich, wo ob rem (nicht bloß gegeben, 
fondern) auch nur verfprochen wird, wo ein ovvallayum 
vorliegt, ift mit diefer Wechjeljeitigfeit der Verpflichtung 
ohne Weiteres ein Nechtsgrund gegeben. 
L. 7.8 2.D. 2, 14. 
Außer dieſem befonderen Rechtsgrunde von weit 
verbreiteter Anwenbung giebt es nun aber noch gar mande 


%) Glück Pand. B. 13 ©. 396 f. Bergl. Code civil art. 
1101 mit 1108 und 1131, ferner 1132. und 1326. 
(1138. 1583.) 

„Une obligation n exprimant point de cause n'est 
moins presumee en avoir une: € "est au souscripteur 
à prouver que l’obligation n’a reellement aucune 
cause‘* bemerft Sirey ad art. 1132. — Im Bergredt 
haben fi aud Hier Spuren bes urfprünglichen Deutſchen 
Rechts erhalten: Mein Anffab über die Gewerkſchaft 
im Juftizs Minifterial- Blatt für 1849 ©. 61 Note 5. — 
— Degen ber bei ber Tradition erforderliden causa: 
Sintenis Civilrecht B. 1. ©. 479 f. 
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andere, wofür entweber das Römifche oder das Deutfche 
Recht die Duelle ift. Ob aber dem einen ober dem an— 
deren nur die Klagbarfeit im Römiſchen Recht nicht zuge- 
ſprochen wurbe, ob namentlich dieſes bei den unbenannten 
ſhnallagmatiſchen Verträgen noch die Erfüllung von der 
einen Seite zur Begründung der Klagbarkeit erforderte, 
alles dieſes kann als mit dem Erforderniß eines Bollgrun- 
des, ber fogen. causa civilis, zufammenhängend bei ung 
nicht weiter für erheblich gehalten worden. Wo eine Ver: 
bindlichmachung mit einer befonveren rechtlichen cansa 
vorliegt, da ift der Vertrag heut zu Tage vollfommien 
wirfam, wenngleich das Nömifche Recht vemfelben nur 
Dirffamfeit per exceptionem zuerfannte. Fragt man aber 
wie weit das Römiſche Necht im Einzelnen neben dem in 
Vorſtehendem entwickelten gemeinvechtlichen Princip noch 
überall anwendbar fei, jo muß man allen materiellen 
und formellen Vorfchriften veffelben über die einzelnen 
Verträge, ſoweit diefelben nicht anderweitig aufgehoben 
find, unbevenflich noch volle Gültigkeit zuerfennen. Die 
Defeitigung des Erforberniffes der causa civilis durch die 
Deutſche Rechtsanficht fteht der Anwenpbarkeit des Rechts 
der einzelnen Verträge durchaus nicht im Wege. Will 
man hierfür eine gefetliche Beftätigung, fo fprecheu, für 
bie Richtigkeit diefer Behauptung unverkennbar die 88. 9. 
und 10, des Titel 1. ver Notariatsorbnung von 1512, in- 
ſofern hier bei den 

„Haupt-Claufeln und Subftang der Handlung 

und Contracts./ 
und den Worten 


„uach eines jeden Contracts oder Handels 
Natura 
doch wohl Hauptfächlic nur an die mannichfaltigen Spe— 
cialbeſtimmungen des Nömifchen Rechts gebacht werden 
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fann. Unzweifelhaft fpricht aber noch für bie obige Be 
hauptung eine fonftante und unbeftrittene Praxis. 
(Bergl. auh Danz zu Runde B. 2. ©. 153.) 
Nicht alfein aber, daß die Römiſcheu Vorſchriften 
fiber einzelne Berträge in der Deutjchen Praxis 
maafgebend wurden, es haben fich vielmehr auch noch 
innerhalb des Deutjchen Rechts ebenfalls Verträge von 
befonderem rechtlichen Gepräge ausgebildet. Wäre man 
bei dem Recht des DVertrages als eines acceptirten Ver 
fprechens ftehen geklieben, fo daß nur das maafgebend 
fein follte, was die Paciscenten einander verfprochen hat 
ten, jo wäre eine folche neue Rechtsbildung fchwerlich zu 
erflären. Man hätte eben nım auf den Endzweck, auf das Ob» 
jeft der übernommenen Berpflichtung zu ſehen gehabt. 
Auch darin alfo, daß fich im Deutichen Recht noch einzelne 
Berträge felbftitändig ausbildeten, nicht minder darin, 
daß anch hier gewifje Abreven fpeciell verboten wurden, 
womit allein fchon die bringendfte Veranlaffung gegeben 
war, nicht bloß den rechtlichen Zweck, fondern auch den 
Rechtsgrund ins Auge zu faſſen, ift überall die Anerfen 
nung eines Rechts der einzelnen Verträge unverkennbar 
enthalten.i1) 

.So erſcheint denn auch 5. 3. T. keinesweges jedes 
acceptirte Verſprechen als ein wirkſamer Vertrag und bie 
Specialbeſtimmungen des Römiſchen Rechts über einzelne 
Verträge find für nichts weniger als unpractiſch zu halten. 

Nur der Unterfchied zwifchen Verträgen, die eine 
Klage nnd foldhen, die nur eine Exception begrünbeten, 


11) Beiläufig mag hier noch der $ 8. Tit. des N. U. von 
1530: 


— — „ſo foll Hinfürder ... . die Verſchreibung auf 
Miderkauf, wie Wiederkaufsrecht, gefhehen* — 
eine Stelle finden. 
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ift wie bie Eigenthümlichfeiten der contractus strieti juris 
In das Deutfche echt nicht übergegangen. 

Um aber zu biefen überzugehen, fo fpricht für deren 
Wegfallen wohl. mehr noch ein alfgemeines Rechtsbe— 
wußtfein, 

(v. Savigny Syftem Bd. 5. ©. 139.) 
und ein conftanter Gebrauch 
(ebendaf. ©. 141. Bufendorf Observatt. I. 40. 
$ I. p. 98.), 
als die Verziigszinfen beim Darlehn im 
R. A. von 1600. 8. 139. 
(v. Savigny B. 5. ©. 140. 
Unterholzner 8. 1. ©. 324 f.) 
und bie vertragsmäßigen aus einem bloßen Verfprechen 
* | 
ER U 8. 173 und 174. - 
(coll. L. 24. D. 19, 5. L. 1.3. 4. €. 4. 32. 
Unterholzner B. 1. ©. 321.), 
wobet übrigens auch noch Eichhorn Privatrecht $. 108 
ju vergleichen ift. 
Derlangt man aber einen bünbigen gefeglichen ‚Be: 
weiß, jo möchte der beſte nnd, foviel uns befannt, ein 
bisher noch unbenugt gebliebener aus der Notariatsords 
nung von 1512 zu entnehmen fein. Denn wenn bier 
zit. I. $ 10. ganz allgemein gefagt wird, daß | 
„das Recht vermuthet und dafür achtet, daß die 
Partheien alles das, jo nach der Natur bes Con» 
tracts und Gewohnheit des Orts gewöhnlich ab» 
geredet wird, verwilligt haben, obgleich folches 
aus dem Protokoll nicht erfchiene, noch auch von 
ben Partheien ausgedrüdt würden 

fo ftimmt dieſer Ausſpruch doch wohl vortrefflih mit 

dem $ 20 verL. 31. D. de Aed. ed. (21. 1.) überein, wo— 

ſelbſt es Heißt: 
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„ea enim, quac sunt moris et consuetudinis in bo- 
nae fidei judiciis debent venire‘* 
und der Unterjchied befteht eben nur darin, daß das hier 
auf beſchränktem Gebiete anerfannte Princip dort in det 
unbegränzteften Ausdehnung aboptirt wird.12) 

Die L. 34. D. de R. J., wojelbft auch für das Rö— 
mifche Recht bei allen Contracter auf die Gewohnheit 
verwiefen wird, enthält eine bloße Regel fiir Die Ausle- 
gung des in dem Gontract Gegebenen, nicht aber eine 
Erweiterung des officii judieis, während biejen die Formel 
ex fide bona anwies, 

auch auf alles dasjenige zn fprechen, was zwar 
nicht im Vertrage ausgedrüdt, wohl aber bei 
Verträgen dieſer Art allgemein üblich war, fo 
daß man annehmen konnte, die Parteien hätten 
es ſtillſchweigend hinzugedacht.“ 

(v. Savigny Br. 5. ©. 464.) 

Es bedarf aljo, um nunmehr die NRejultate, die ſich 
bereit8 ergeben haben und ferner noch ergeben, überfiht- 
lich zufammenzuftellen, h. 3. X. nicht mehr der Stipulation, 
um eine obligatio naturalis zu einer civilis zu. erheben; 
alle Verträge, denen mindejtens die Wirkſamkeit einer Ein- 
rede im Römifchen Recht zuerkannt wurde, find vielmehr 
ohne Weiteres für Hagbar zu erachten. Alle Verträge 
find ferner als contractus bonae fidei zu behandeln 

(vgl. noch Sintenis Civilrecht B. 1. ©. 275.) 
und es dürfte fchwerlich zu behaupten fein, daß ber Deut 
jhen Praris noch ein Unterſchied zwifchen actiones bonae 
fidei und arbitrariae befannt fei, wie ihn 

Unterholzner B. 1. ©. 8. und 349. 


12) Vgl. Code civ. Art. 1134 u. 1135: Les conventions 
obligent non seulement à ce qui y est exprime, mais 
encore A toutes les suites que l'équi té, Pusage ou 
la loi donnent a l’obligation d’apres sa nature. 
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unter unrichtiger Auffaffung ver letzteren ftatuirt, die er 
ſämmtlich für eigentliche actiones strieti iuris, nur mit 
einem beziehungsweife freieren Ermeffen (B. 1. ©. 348.) 
erflärt, während arbitrariae actiones vielmehr die freien 
Hagen waren, bie auf ein -restituere ober. exhibere ges . 
richtet find, und alsdann das Recht des Klägers 
zum Würdigungseide bei verweigerter Herausgabe oder 
Erſatzleiſtung begründeten. 

Dieſes Recht iſt, da es mit dem strictum ius über— 
all nichts gemein hatte, auch bei uns noch anwendbar, 
und zwar, da jetzt alle Klagen freie ſind, auch bei allen 
Anſprüchen, die nur auf ein restituere oder exhibere ge— 
richtet ſind. Inſoweit läßt ſich daher ein Fortbeſtehen des 
Rechts Der arbitrariae actiones, nicht neben, ſondern in— 
nerhalb des Bereichs ber bonae fidei actiones behautp- 
ten]3), Um aber nummehr einen Schritt weiter zu gehen, 
jo empfängt 5. 3. T. auch jeder nicht fpeciell veprobirte 
Nebenvertrag aus dem Hauptvertrage feine Klagbarfeit, 
gleichviel ob diefer nach Römifchem Recht bonae fidei war 
oder nicht, und auf den Unterfchien zwifchen pacta in con- 
üinenti oder post intervallum adiecta fommt bei uns nichts 
mehr an 14). 


13) „Aus dem alten Recht der arbitrariae actiones iſt nur 
noch ber Satz übrig, daß in den Fällen derfelben ber Eib 
in item vorzugsweife als ein Vorrecht bes Klägers vor- 
fommt; ja wir müffen ben Gib jegt auch bei folden auf 
NReftitution gerichteten Klagen gelten laſſen, welche fonft 
als strieti iuris Klagen dazu nicht geeignet waren ($. 222.), 
weil für uns ber Begriff der ſtrengen Klagen verſchwunden 
iſt.“ v. Savigry Syftem B. 5 ©. 145. Bergl. auf 
Sintenis B.2. ©.83 in der Note, — Unterholzner, 
der bie acliones arbitrariae von ben act. bon. fid. als 
(nur minder) strieti iuris unterſcheidet, ſtatuirt hier gerade 
feinen Unterſchied in Bezug auf das iur. in litem: ®. 1. 
©. 258 f. (oben Note 7.) 

14) Daß dem nicht etwa bie $$. 11 und 12. bes Tit. I. ber 
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Nicht minder hat auch das tus poenitendi bei ben 
eontractus innominati auf rechtliche Anerkennung nicht weis 
ter Anſpruch, da dasſelbe ebenfalls nur auf ver fogen. 
causa civilis beruht. | 

(Pufendorf Observat I, 40. $. IV. p. 100, _ 
Unterholzner B. 2. ©. 41.) 

Db man aber die Klagbarkeit der pacta de contra- 
hendo vielmehr auf die Gegenfeitigfeit, | 
(Bergl. L. 30. D. de reb. ered. (12, 1.) 
Mühlenbruch Band. 8. 376. Note 1. 

Sintenis Civilreht B. 2. S. 242 in der Note 

und ©. 249 Note 15.) 
oder etwa darauf bauen folle, daß fie nach Römiſchem Recht 
wenigftens eine Natural-Obligation enthalten hätten, mag 
bier dahin geftellt bleiben, da die Klagbarfeit diefer Pacta 
als auf einem allgemeinen Rechtsbewußtfein ruhend, ſchon 
bierburch genügend funbirt erfcheint. 

(Bergl. übrigens Eichhorn Privatrecht $. 92.) 

Die Verträge über Aufhebung eines früheren Ber 
trages find aber fchon, weil fie al8 pacta de non petendo 
nach Römiſchem Recht wenigftens eine obligatio naturalis 
begründeten, 5. 3. X. überall als gerabezu aufhebenb zu 
betrachten, ohne daß etwas darauf anfäme, ob ver gelöfte 
Vertrag ein eigentlicher Conſenſual-Vertrag war; „„quam- 
quam illud merito hodie quoque observabitur, omnia in ir 
tegrum ex uiraque parie restituenda esse, neque aliter solo 
contrario consensu contractus dissolvi, nisi quidem de mod 
resarciendi quoque conventum esset, vel restitutioni quis 
renuntiasset. °° 

Pufendorf Observat. 1, Al. p. 103, 
Unterbolzner B. 1. ©. 481 ff. 


Rotariatss Ordnung von i512 entgegenftehen,, Bedarf weil 
Peiner näheren Begründung. 


Weiter barf man aber auch nicht gehen. 

Man darf daher auch h. 5. T. fein einfaches inbie- 
cretes Derfprechen, und noch weniger ein berartiges 
Schuldbekenntniß oder Anerkenntniß 

(Qergl. L. ult. D. de const. pec. 13, 5. und dazu 

L. 49. $. 2. de pec. 15, 3.) 
für eine causa debendi halten, gleichviel, ob e8 nur münd» 
lich oder ob es fchriftfich erfolgt ijt15). Denn bie literarum 
obligatio ift ung, abgefehen vom Wechfelrecht 16), unbefannt, 
und jelbft ein Schuldbekenntniß, welches die causa debendi 
(3. B. aus einem Kauf u. f. w.) enthält, kann nur alg 
Beweismittel betrachtet werden, wenn es auch Durch Abs 
lauf des zweijährigen Zeitraums bezichungsweife eine 
fehr ftarfe Beweisfraft erlangt haben folfte. 

Bergl. Sintenis B. 2. ©. 267. 

Die Darlegung des eigentlichen Gefchäfts in bem 
Magevortrage iſt alfo. infoweit Teinesweges entbehrlich, 
als nicht aus der in Original oder Abfchrift produzirten 
Seriptur, bie infoweit als Theil des SM agevortrages zu 
betrachten ift, die Effentialien genügend zu entnehmen find. 


15) Am Wenigſten ift aus Stellen wie $. 3. Tit. 20. ber 
Neihs:Polizei- Ordnung von 1577 {wegen der Berfchreis 
bungen, die die Juden „in teutfher Sprache abfaflen 
[follen], mit Anmeldung, was und wann fie dem 
Chriften fürgeftredt oder Anleyhe gethan“) ein 
Schluß e contrario zu machen 

Ueber Wechſel, die da ausgeftellt werden, two wenigftens 
fein beionderes Wechſelrecht gilt: 

Bülow und Hagemann Grörterungen DB. 5. ©. 26, 
Enifheidungen des D. U. ©. zu Wiesbaden von v. der 
Nahmer B. 1. Nro. 21. 22. und 23. Der Vorbefcheib 
in Nro. 23, $. 8. ©. 320 f. („daß Appellant vorbehalts 
Lid des Gegenbemweijes Die Richtigkeit feiner Forde— 
zung von 1500 Fl. gehörig zu beweifen habe") ift ein 
ſolcher, wie er nicht fein fol. Vergl. daſelbſt $. 4. ©. 316, 


16 


— 
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Wird nach völligen Abfchluffe eines Vertrages ver- 
felbe mündlich oder fehrif lich wiederholt, und zwar ohne 
Bezugnahme auf den früheren Vertrag, fo kann ein ſol— 
ches pactum geminatum, wenn basfelbe allegEiientia- 
lien enthält, natürlich als ſelbſtſtändiges Fundament 
vefp. als fchriftliches Beweismittel der dariu bedungenen 
Anſprüche gelten. Soll ihm aber rückwirkende Kraft zu 
kommen, fo muß dieſes befonders begründet werben, z. 2. 
dadurch, daß fchriftliche Redaction vorbehalten worden. 

Vermöge jolcher befonderen Begründung Tann dann 
ber wiederholte Vertrag auch noch in anderer Weife, näm- 
lich als f. g. ratihabitio, von befonderem Nuten fein, 
da durch jene gewifje Mängel des urfprünglichen Ge 
ſchäfts, ja beziehungsweife fogar eine völlige Unverbind— 
lichfeit. geheilt werben kann: 

Dergl. Glück Pand. B. 13 ©. 374—379. 
Sintenis B. 1 S. 158 ff. B. 2 ©. 309 mit 
‚Note 13. | 

Dezieht fich aber ver fpätere Act ausprüd: 
lich auf ein früheres Rechtsgeſchäft und ift dieſes 
nur Tenntlich bezeichnet und ausdrücklich oder implicite 
genehmigt, fo kann er auch fo — alfo ohne alle Effentia- 
lien zu enthalten — nicht bloß vefp. als ein, wenn auch 
nicht erſchöpfendes, Beweismittel, fondern abermals 
auch als Ratihabition von ganz befonderer Wichtigkeit 
fein. Er ift aber hier unter allen Umftänden nicht auch 
als ſelbſtſtändiger Nechtsgrund, fondern nur als Exgän- 


17) Ein Ihriftlihes Bekenntniß, daß man eine Stipulatton 
eingegangen fer, begründete gefeglih bie Annahme, daß 
allen Solennien genügt fei. Das eigentliche Bundament if 
aber auch Hier die Stipulation felbft: 

$. 17. J. de inut. stip. (3, 20) $. 8. J. de fide- 
iuss. (3, 21) L. 30. D. de V. O. Vergl. Hommel 
_ Rhaps. 695, 8. Unterholzner B. 1. ©, 36. 
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zung zu einem ſolchen geltendo zu machen, und ver Kläger 
darf ſich mithin der Darlegung des urſprimglichen Ge- 
ſchaͤſts, (und evoniuell bes — —— feines- 
* überhoben giaubens:;. 

Hat fich aber bei Abgabe eite® dtmertenntniffes ber 
———— Art: der: Erklürende auch jur Erfüllung 
noch beſonders verbindlich - gemacht, ſo ifb:ein folcher Act 
als ein ſelbſtſtändiges Klagefundament geltend: zu machen. 
Denn alsdaun iſt ein eigentliches Con ſtitut um vorhan⸗ 
ven, welches den Kläger wer Darlegung und des Erwei— 
ſes des früheren Geſchäfts überhebt. Nur muß, wenn die 
Ringe von end licdyenı&rfolgfein:foll,: die. Schuld be- 
reis zur Zeit der” wiederholten gr — 
gultige geweſen ſeinn "no" lil, 

LEER TER 18:6. 1:6. de 

const. pec. (13, 5). Vergl. Glück Pand. B. 13. 
©: 375 ff. 

Denn wenn das frühere Gefchäft erſt ver Heilung 
durch Ratihabition bedarf, ſo iſt Das. Eonftitut, welches 
ſonſt als felbftftändiger Rechtsgrund dienen könnte, mit 
voller Ausſicht auf, enplichen Erfolg nur als. Ratihabition 
geltend "zu. machen. und es iſt daher hier fiderer, die 
Knge gumächft ‚auf, jenes urſprüngliche Gefchäft zu ſtützen. 

Wo aber die conftituirte causa nach Rön.. Recht 
auch nur die Gültigkeit einer obligatio nataralis hatte, ba 
it das Conſtitutum an und für ſich nicht bloß’ zur einft- 
weiligen Subſtantiirung, ſondern auch zur endlichen Durch⸗ 
führung ſchon dann genügend, wenn auch in demſelben 
bie frühere Verbindlichkeit nur inſoweit in Bezug genom⸗ 
Menift> daß über den Schuldgrund, welcher: gemeint fein 
helle, nicht füglich ein Zweifel unter den — be- 
| haben konnte: 

1. 24.:Di’ de const. peo. cas, 5.) 
* Titius Seio epistolam emisit in haec verba: Re- 
| UV. Jahrgang. 36 Heft. 29 | 
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mangerunt apud me quinquaginta ex er edito 
her eontraetu pupild orum meorum, 
quos iibi redderesdekeb ooldibus Majis probos: 
Quod si ad diem supraseriptum non dederoy)tonc 
dare usuras #0t1) Quaerny an Lucius Titiusin locum 
pupillorum hac .cautiöne reus successerit?''Marcellus 
respondit, si . intereessisset;stipulatio , successisse. 
item quaero;, an sinon ‚ successisset, de constituta 
0. ı »temeatur? ::Märcellus respondit; in: sortem ıteneri et 
‘- - st humanior et ntilior zo share 


nommen it, er unbebeuffich auch von: dem conslitulan 
debiti proprii gelten. ‚Will man aber auch in ber Bezeich⸗ 
nung „ereditum ex contractu“* nicht allgemein eine con⸗ 
tractliche Forderung, — eine ——— techniſche Be⸗ 
zeichnung erlennen, \ 
(vergl. Brissonius de V. 8. Ss. v. credere 
und creditum,. Ä 
v. Savigny — ®: 5. ‚518, * 
1 BE, ae 
- jedenfalls iſt es doch nach — — ſhen —*— 
wenn das Rechts⸗Geſchäft, aus dem die frühere Verpflich— 
tung entſtanden, auch nur durch einen — wie 
BR Zanfch ꝛc. bezeichnet ift. 
Bergl. noch L. 1. 8.6. D. de const. pec. Debi- 
::tum autem ex. quacunque’ causa potest 
. ,eonstitwi, id est,. ex quocungue 'contractu, |sive 
' certi, sive incerti: et si ex causa emti'onis quis 
..."r ı pretium debeat;' vel’ex causa dotis, weles 
'ıeausatutelae, vel ex — — 
L 5. 8. 3. D. eod: 
Titius ad me epistolam talem emisit: Serhn 
secundum mandatum Seji si quid tibi debilum 
'adprobatum est, me tibi cauturum et soluturum 





+ Sie; OD verde. * — Titius de: constituta 
pecunia. 
nr ‚gm — Falke — 8: 3 freilich oft —* — 
ſeheft fein, ob ein eonstituium vorhanden ſei. Selbſt die 
wiederholte — der — iſt, ug 
unerläßlich, xX 
AL. 5. L. 8. * 11. en D. — — we solu- 
turum“) 
doch, wie oben Berner; * — entfsheibenb, wenn 
ſie nicht unter Anerkennung der früheren geſchehen iſt. 
Auf der andern Seite kommt es natürlich auch auf 
den Ausdruck nicht an, wenn nur die wiederholte vertrags⸗ 
mäßige, Uebernahme einer als bereits beſtehend bit | 
ten Verpflichtung außer Zweifel ift. 
ADer Ansorud ,„„promittere‘ war ſogar u ber 
Sinfation eigenthümfich.) F 
L. 1. $: 4.126. Ds e0d. on 
„ Quidam ad»creditorem literas — ſecit: decem, 
qſuae Lucius Titius ex arca tua mutua acceperat, 
salva ratione usurarum, ha bes penes me, domine. 
Respondit, secundum ea, quae proponerentur, 
Aactione de constitutd‘peconia-cum- teneri. Vergl. 
v1 sach L14. 6. 3. eod, „et quihuscunque verbis.‘* 
Das Conſtitutum, deſſen praktiſche Brauchbarleit 
ſogar ſchon bezweifelt worden iſt i8), nachdem es zur Klag⸗ 
barleit der Obligatio naturalis weder feiner noch ander⸗ 
weitiger Vermittelung mehr. bedarf, zeigt ſich alſo nach 
unſerer Erörterung auch darin von ſehr erheblichem prae⸗ 
tiſchen Werthe, daß Verſprechen, welche nur unter Bezug- 
wen auf eine 2 mem Tcäheren WER. — 





8 Veil dafuͤr Sintenis. B. 2. Seite 308, Note 12. 
"19) Vergl⸗ Pifeiffer practiſche Ausführungen. B. 8. ©. 67, 
DEE? m mit Recht bemerkt, dag bie, Ginwendungen gegen ba® 
29* 
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Verbindlichkeit abgegeben ſind, ohne / Weiteres .als Klage 
fundamente gelten können und die Gültigkeit der früheren 
Berbinplichkeit,; welche das 'constitatum- allerdings boraus⸗ 
ſetzt, nicht ex; ollieis bezweifelt: werben darf/ fordern nur 
im Wege. der Einvebe einer Anfechtung unterliegt, indem 
auch hier namentlich gilt, was bie L. 30. D. deé v. 0. 
in Bezug, auf das Belenntniß zu 'einer geleiſteten Bürg⸗ 
ſchaft ſagt: videntur omina solenniter acta. 

+, Ar aber. nunmehr: Hinfichtlich" des Urnfangs der 
noch‘ fortdauernden "Gültigkeit des Romiſchen Rechts auf 
dem Vertragsgebiete zwi neinern andern Specialfrage über⸗ 
zugehen, ſo muß auch die Vorſchrift, nach welcher bei 
Schenkungen Feine Verzugszinſen zu entrichten ſind, für 
noch fortdauerud rechtsverbindlich erachtet werden. 

Deun ſie beruht nicht etwa darauf, daß die Schen⸗ 

kung strieti juris geweſen, vielmehr iſt ſie in der natär- 
lichen Billigkeit begründet: -sulnmac”aequitatis est, wie in 
In: 2% D, de donat. (39, 5): ausdrücklich bemerkt wird: 
—Pufen dor ff Observat. 11. 739. 275 sqq- 
uno ‚Anterholzner' uva. Dv B. 828’ md B. 2. 
res &;:526:' > wwbrese „ehungpaad 
Auch bier formellen Beftimmungen des ‚Römischen 
Rechts für einzelne Rechtsgeſchäfte find nicht minder 
Als die materiellen noch vollfemmen:anwendbar. So na 
mentfich ; was wegen bei! Form der Schenlungen und des 
eontrsclus emhhyteutuearius vorgeſchrieben tft), was denn 
auch die Praxis, geleitet von einem zwar unklaren aber 
richtigen Taete/ noch niemals verlaunt Hat: | 


za u Tut 35 


er 
frühere Geſchaͤft vorbehalten bleiben, ofen ie" night" er 
Befeitigung durch Anerfenntniß geeignet find. Bol. S.445 oben. 

Wer übrigens die vielfachen Zweifel, bie ſich bei der 
Prüufung von Klagen aus Schuldſcheinen, Anerkeiintnifen 
Ef. m. kagtäglich erheben, practiſch durchgemacht Hat, wird 
ie Wichtigfeit"des obigen Refultats zu würdigen wiſſen 
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Ueberhaupt hat hier die Praxis wohl im Ganzen 
einen richtigeren Gang genommen, als ev: in einzelnen 
Beſtrebungen der Doetrin, zu Prinzipien durchzudringen, 
su un it. Ein mißlicher Weg iſt es namentlich, ven 

Weber (von der SERIE EN. 
md mn ihm mer J 
Danz (zu Runde) . | 
——— haben, wenn ſie ——— (ob vie, Gründe 
Römiſcher Rechtsbeftimmungen über eingeing — 
geſchäfte h. z. T. ceſſiren, oder doch | 
nbei uns nicht fo ganz. wegfallen. a (sie.) 
(Weber a. a. DO. 8. 84. und SD. 

| ı Danz Bi 2:©. 159: m. 
und wenn fie je nach dem Reſultate dieſer Unterfuchung 
ven Römischen Rechtsnormen Gültigkeit zuerfenmen over 
abfprechen. Schon dieſe unfichere Grundlage, auf welcher 
bier die Entſcheidung vuhen ſoll, Täßt' kein gefihertes Er- 
gebniß ——— ſo zeigt es Nie) denn er in = 


Khatii 
Es iſt z. B. — fein. — Grund vor⸗ 
hauden, um mit Weber und Danz einestheils zwar das 
„pactum ne societas solyatur‘? noch für. unwirkſam, andern⸗ 
theil8 aber die „„societas leonina““ nicht für. unwirkſam, 
jondern als’ ,,pactumf%) für gültig zu halten, vielmehr 
müſſen dieſe Specialbeftinnminigen, da fle zu den als weg— 
gefallen bezeichneten "ARömifchen Unterſcheidungen in feiner 
Beziehung ftehen, noch gleich jehr ur Anwendung er. 
werben. Mit Recht hat ſich paher auch 
Mühlenbruh Band. $. 41%; 17 
gegen pie Wirkfamkeit der societas leonina a 
womit denn freilich: nicht. :geläugnet werden: foll, daß ber 
datrag als Eqentaus ae — wenn die —— 





%) Versl. übrigens Meber g. 84. Note 1. 
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dieſes / wirklich gewollt und ben: zeige der Schenkung 
genügt haben. nun 7 
| Bgl . auch Unterhulgier 8 9. S. ide 379. 
 Sinteni8 3.2.8708. 1... .un 

Nur als Paetum u ſchiechthin kaun der Berg 
nicht für wirkſam gehalten werben. 

Was das Preußifche Recht “anbelangt; 2 ift hier 
viel weniger Unbeſtimmtheit, als im heutigem gemeinen 
Recht vorhanden: Wir können uns daher auf wertige ver- 
gleichende Bemerkungen "befchränfen, um ven Stand der 
fraglichen Lehre dem Nömifchen und: — Recht gegen⸗ 
über überſichtlich zu machen. 

Im Allgemeinen iſt nun zwar — Prinzip der 

Klagbarkeit abler Verträge und die Entbehrlichleit der 
ſ. g. causa civilis im Preußiſchen Recht ebenfalls — 
ee, 83. 8. 38 ff. * 

Bol. das Arnsberger Archiv Bi 9 616: 
>... Wach Die Unterfeheidung zwifchen . contractus bonae 
fidei und strieti juris ift in das Preußifche Recht nirgends 
übernommen, und) benjowenig weiß dieſes etwas von ac- 
tiones arbitrariae. : Das juramentum in lit em nameniiqh 
findet überall nur: in subsidium Statt. 

Allg. Ger. D. Thl. I. Tit. 22. S. 10. 

Berzuggzinfen finden fich beim Darlehn 
| UL R 1. 11.5. 827 uff) 
und ſogar bei der. Wechſelverbindlichkeit 
CI. 8. 8. 888.), 2. u 
welche man wohl init heit m contract strieti juris 
zu Be pflegt. - u: J 
(9. Savigny Syſtem 8. 5. Si 139.) 

Ein beſonderer Rechtsgrund, wenn auch feine be 
jonbere Anerkennung des einzelnen Vertrages, ift ba 
gegen auch bier unentbehrlich, wie z. B. aus vem A. L. R. 


3 11. 8 7001,28 4) (verglichen nit 1: w2) 
or. 11.866 uf. 
Hervangeht.. Was aber bie: Entbehrtefeit bet a g. causa 
eiritis anbelangt, ſo iſt hier ein bedeuiendet Rüchſchritt zu 
den Grunbfägendesiftäinifchen Rechts erſichtlich, indem 
jene Regel von⸗ der Klagbarlkeit aller Verträge; auch ohne 
formelle Vermittelung im Allgemeinen nur bis zu Ver⸗ 
tragsobjecten von 50 Thlrn. adoptirt worden iſt. 
ERBE IB FF α ννν 
Darüber hittaitg“tft eine dausa eimis durch Anwen⸗ 
dung der ſchriftlichen Form erforderlich, und nur bie be— 
nannten Verträge: des 5: Dröntifspef Rechts, von welchem es 
Heißt,; „re cötitrahitur;f® find von dieſer Form entbunden 24), 
Sie ⸗ haben ſchondurch die Hingabe causa eivilis, 
während. dieſe fonft bei Objecten Aber 50 Thlr. "pur 
Schrift vermittelt werden muß, ähnlich, vie fie im Rö— 
mijchen· Recht überall durch Stipufation vermitielt werden 
lbonnte. Die unbenaunken Real-Contracte: do vel"fabio 
ut des und do vel facio ut ſacias ſind übrigens, obgleich 
8877. TH PT TE auf den erften Blick dafür zu 
ſprechen ſcheint, ebenſowenig als -felbft die Römifchen Eon- 
ſenſual Verträge im Preußiſchen Necht von jener Form 
enthanven, ja bei de Societät iſt dieſelbe ſogar ohne 
Ricſichu hf: die Höhe-bes Oje bei — der RR 
tgfeit: vorgefchrieben· ui 3 | | 
TIL A. L. M. J. 17. S. 170, 33 ng 
AIni Allgemeinen ſondern fich hiernach die Verträge 
tes 6 * chen Rechts, "was die Rlagbarkeit anbelangt, 
isst ziline rl 


Ar. R. 1, 11. $ 727. 1, 14, $. 10.1, 5, $ 144 f. 
4.20 $ 94. Bedenklidh if freitich die Sache Mein Com 
madat, da 1. 21 $:233 fein ſicheres argumentum e con- 
trario. darbietet. Es kommt ung aber bier nicht. darauf anf 
diefes Bedenken zu erledigen, da wir das Vertragerecht für 
jetzt nur maſſenweiſe zu betrachten haben. 
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in. drei Claſſen, in Real⸗, Confenſual⸗ und Literal- %er- 
trüge. Die erſten, wenige an ber Zahl, ſcheiden zunädjit 
aus. Auf dem übrigen Vertrags- Gebiete ift bis zu 50 
Thlr. der bloße Conſens hinreichend, ‚weiterhin: wird vie 
Schrift erforderlich. Speeielle Ausnahmenhierund har 
ſawie auderweitig ſpeciell porgeſchriebene / Formen bedürfen 
bei dieſer allgemeinen Ueberſicht ‚feiner, Erwähnungh 
Was; die Neben⸗Abreden anbelangt, fo,, ſind dieſe, 
ai der Hauptvertrag an: eine vermittelnde Form gebun- 
dm. derſelben ebeufalls unterworfen. 
J A. tg, R. J,£ 4,128. isar mahilitieht 9: 
Der 8. 729. THE I. Tit. . J———— an 
bie Beſtimmung des  Römilchen Rechts, wonach erwei⸗ 
texnde Verträge bei dem coniractus strich guris, tament- 
lid) ;dent  mutaum ,, durchStipulation bekräftigt werben 
mußten. .. Die Nichtanwendung ber; vorgeſchriebenen Form 
alfe- der: Mangel der qausa ⸗eivilis, hot·gauch mach: Prey: 
biſchem Recht den Mangel der Kal LTD IR otrud 
J (Ar Bi R. 4,8. 4195. : ze 5 29h. in 
weiterhin aber auch ein. jus. nisch bfofgeinfeitige 
Erfüllung: zur Folge, welches dem Euapfüngen mubepingt 
(6. 156 ff. a. a. O.), dent: Geber | wenigſtens⸗beinhloß 
theilweiſer Erfüllung zuſteht, waͤhrend map Römiſchem 
Recht nur der Hingebende vor geleiſteter Eulung Eer 
tens des Anderen ein Reurecht ausüben konnte. sinlgı 
Durch eine ſchriftliche Beſcheinigung über die Sei 
tens. des Anderen geſchehene Leiftung ‚an. gineBebenntnif 
zu. ber übernommenen Gegenleiftung. wird ‚übrigen das 
Reurecht ausgefchloffen und Die causa eivilis vollſtändig 
Nee 
13 Berg. das Arusberger Archiv B. 9. ©. 61a ft 
Bezieht ſich aber ein ſolches Bekenntniß auf einen 
bitch früher nur mündlich abgeſchloſſenen Vertrag, fo 
gilt wohl basfelbe, wenn auch Die non ber andern Seite 
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geichehene: eh einesmeges in ni — be⸗ 


einig ft: n 
mie AR. Wir L ie 7 
I 3 347 mer | me WORT) TE ı — yılf 922; 


— Der Geh. Bis —— gatte iu $ 135 des ge⸗ 
druckten Entwurfs 4$: 188,1,,5) monirt, daß ein ſchrift⸗ 
lies oder zu Protofoll gegebenes Anerfenntniß eines, v o x⸗ 
ber nur münblid geſchloſſenen Vertrages deſecium scrip- 
iurae inſofern beheben muͤſſe, als aus dem Aneifenntniß 

der Inhalt des * entnehmen ſei. Suarez be: 
‚ merkte hierauf; m Mefent cdlichen bin ich mit dieſem An; 
trage “einig, nur —* ein foſches Anerkenntniß nicht eigent⸗ 
ih defectum seripturae, ſondern es obſtirt nur dem‘, Ag⸗ 
noscenien,, wenn dieſer fihraufı- golden. Gimmand berufen 
‚wollte, Dgl,, bie, Gr änzungen von Gräff, Röyne und 
Simon 8. 1. iz he 3. "Ausg abe, Der’ $ 185 I, 5 

oa fi ale nicht auf Scciplinen wel ve Unnitelbar 
beim Abſchluſſe des Vertrages entfiinben- find, ſondern er ſetzt 
ſpaätere Anerkenntniſſe voraus. ‚Ein. zin ſeitigee Bekenntniß 
“zu Berbflichtungen aus ‚einem zweifeitigen Vertrage, welde. 
ne mit als bereite früper übernommen bezeichnet 
ln fam di; wird: nur Domini Mlagereht hegründen, mer zu⸗ 
lei bie von Seiten des Klägers geſchehene Erfüllung in 
derſelben Scriptur anerkannt iſt — 
EEE 6720 i im In 
1,58 152. 

Dagegen führt die eigentliche Konflituirung einer fon 
früher entitandenen WBerbindlichfeit (I, 5 S 185) auf 
«Die Frage, ob nicht hier ſogar die pon ber ‚Begenfeite ges 

—* 4 Erfuͤllung ſowohl nad) gemeinem ie al8 nach Preu⸗ 
dor nt rote, zu präfumiren ſei? — 30 u. 
t. 1; 11 ‚$. ‚234. find aber a für. die allge: 

meine Bejahung diefer Frage nicht entjcheibenb? Sicher 
aber muß Derjenige, welcher über eine Verpflichtung aus 
einem gegenſeitigen Vertrage ein Conſtitutum eingegangen 
iſt, die von ihm behaupteten (und angeblich nicht erfüllten) 
Verpflichtungen des Gegners erweiſen. Fur das Preußiſche 
Recht behauptet man-freilih, daß cin Konftitut, welches 
den früheren fchriftlihen Abſchluß gegen den Gonftiuenten 
erfegen joll, nad $. 185. I, 5. neben dem Anerfenntnijje 
zwar nicht auch noch bie Zufage der Erfüllung, dagegen 
aber die Eſſentialien des früheren Bertrages vollftändig ents 
halten müſſe, indem man das „fomweit“ buch „infofern” 


Was endlich die Wiederaufhebung der Verträge an- 
belaugt, fo ftimmen vie $. 388 ff. Thl. I. Tit..5. des 
A. L. R. mit der Römischen Nechtsanficht überein, daß 
ein Vertrag nur in berfelben Form errichtet und wieder 
aufgehoben werben könne, während ſich das Geſetz in 
§. 386. (vergl. jedoch 387.) am die Deutfche Rechtsanficht 
wicher anſchließt. 

Wie übrigens das 4, L. R mit Rückficht auf das 
Mipliche des. Zeugenbeweiſes gegen die Formloſigkeit ein⸗ 
lenkt, ſo iſt auch im Franzoſiſchen an Ed se Kich⸗ 
tuug. bemerklich; lot ni 

> Code eivib- Art. 1341 fe eo | 

Es, wäre aber. ſehr Tönen, fe 
zu benten. wie. den. Anforderungen der Gefegebungspoli- 
tik ein Genüge gefchehen könne, . ohne daß bie Treulofig- 
tert und Wortbrülchtgkeit Sich hinter dem Schilde des Or 
ſetzes ſchirmen dürfte, wie, dieſes jetzt Teiver alle Tape 
mit: fchamlıfewr: und ganz nabefangener Miene zu geſchehen 
pflegt! j er ar TER — ) z 

"Die Sitte bei uns u bier nicht nbeffer als das 
Gefegin F EHE 
u ‚refläten zu dirfen glaubt Das oben’ angefũhete Monitum 
UF bon Seidenre ich Heße ſich mit “elirigem’ Schein hierfür 
UF geltend ‚machen. — — "Bergl. ‘über das Konſtitut nad 
— ar? 38 ad a Privatrecht ®. 2. $. 772 und 


r + ur, 
0 j : = J 
f u? . ‚rm .4 r .. 
Miupie BG 5: ‚ 3 ' ‚ıı  ) Ip 1,8 





* 
- t rn — “ ’ " 
i 41 B 4 war I) dir 1% 113 
-. 
! ‚ ar 7 — 12) INw 1123 4 
—⸗ F y * 
J nina Fir r zZ ⸗ ⸗ 
m 25 79 * 23] 73 1} 
J F ’ ® hart 
J 334J rt ul 1au +f5, i 4 in ’ 
z : 
sr Ir 
“fr ‘4 ‚?. (50 wu LASER 7 


nr A ma ae A hr ad In. Hark 
hau it nf tn monvn wire Kae 
and rer ar ahnen 

Anyf⸗ 1197, pe —* 1 in —— 2) PYULGi 


eV’ ...+hl are, tr, 
1 en it 109 — x 


F Kay Grin ni vi Hort 


4 , Mäfen —* eine —— —2 ein gatt- 

' je5 Vermögen "übertragen wird, die: zu diefem 
——— ‚gehörigen Scunsfidlt einzeln nad) 
.. Flur. amd, "ums, des; Aatafters. ‚bezeichnet 
MDerden sorninsloniaturt 7,5 ned anu 00] 

FM Karik falls: die Bezeichnung der Grundſtücke 

Mad) dem Slurbuche in einem ſolchen Vertrage 
Jeſetzlich vorgeſchrieben ift, wenn ſolche unter- 
blieben iſt, die im: Gefetz ‚vom. 31. März 
1834 angedtohte Strafe den Motar treffen, 
und kann diefe "Strafe vom Gerichte ansge- 

ſprochen werden? 


| Erörterung 2 
a ‚if rg 
a pom 
en — zu nat 


8* abnigl. Oberlanbesgericht zu —** und 
das Juſtizminiſterium haben dieſe Fragen bejaht. Ich 
laſſe die betreffenden Beſcheide folgen. 
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Ans dem zwiſchen dem Johann und Heinrich 
Schuppert zu Silberg am 4. Juli und dem zwi⸗ 


ſchen dem Chriſtoph und Peter Teipel zu Bilſtein 


am 20. Juli d. J. abgeſchloſſenen Vertrage geht 
mit Beſtimmtheit hervor, daß ſowohl der Johann 
Schuppert als der Chriſtoph Teipel unter ande— 
ren Gegenſtänden auch ſämmtliche ihnen gehö— 
rende Grundſtücke ihren reſp. Söhnen übertragen 
haben. Es liegt daher in beiden Fällen offenbar 
ein Vertrag, über Grundſtücke vor, welche Ans 
nahme dadurch nicht ausgefchloffen wird, daß ber 


Vertrag ſich gleichzeifig über andere: Objekte ver⸗ 


hilt;; Iſt dieſes aber, richtig, ſo hat es 


* 8. 1. und 3. der Inſtruktion vom 7. an 
rumdftüde 


» kein Bedenken, daß die üͤbertr agenen 


X ach dem Kataſter⸗ hatten bezeichnet werden mil: 


jen und daß der Hhpothefenrichter hach“E:'8. ber 


Berordnung vom 30. April 1847 gine Ordnung⸗ 


.. 


Ah! F Strafe ‚zu verfügen wohl befugt wer. Ah Des 
ſchwerde vom 10. Auguſt —* wird & cher als 


imbegriindet zurückgeld efenebedu Dill 
© rmebeng) bei 1 Ofen HBagııı 


\ — 2.Ciyilſenat des Königl. Preuß. 
Nr tego eu 
2616 120454 





Auf Ihre Eingabe vom 6 d. M. wird Ihnen 
bei Rüdjendung ver Anlagen derſelben eröffnet, 


daß der Yuftizininifter Ihre Befchwerde mit Rüd- 


ſicht auf die deutlichen. Borfchriften. des $. 656. 
Zit. 12. TH. IT. des A. L. R., wonach derartige 


.. Mebertragungsverträge nur als die ſämmtlichen 


dem Uebertragenden zur Zeit zuſtehenden Ber 
mögensgegenſtände betyeffend betrachtet werben 
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— 
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Een und mit Rüehicht⸗ auf'die Anorbnungen 
de 8. 27. wer Verordnung vom 31. März 1834 
mr 234 (Gef; Sa ©) 47)" ves’g. 1siihd 3. der In- 
“1 fee vom 7. April -1838 (Sahrbücher Baud 
EUELTTZL S. 431.) für "begründet: nicht erachten und 
Ihnen nur überlaſſen kann, der vom Oberlanbes- 
gerichte unterm 12. Oftober d. 9. gebilfigten Ber- 
Hfügung ber dortigen Gerichtskommiſſion MT. 
2 Auguſt d. I. nachzukomnmien. Die Bes 
fugniß ber Gerichte, die Juſtizkommiſſarien und 
Motarien in den bei ihnen ſchwebenden Rechts⸗ 
angelegenheiten durch Androhung und Feſtſetzunig 
von Ordnungsſtrafen zu ihrer Schuldigkeit anzu⸗ 
qhalten, unterliegt nach F. 3. der Verordn. nom 
30. April v. J. (Geſ. S. pas. 196.) er bein 
mindeſten Bedenken. | 

| Berlin, ven 20. November 1848. - . 
De Sufigmae a 


Es iſt n mir nicht gelungen, mich von der Big 
der hier niebergefegten Anficht zu überzeugen. | 

” Sotwie”'jede- einzelne Sache, jedes einzelme Recht 
Gegenftand "eines Vertrages. fein kann, fo kann Folches 
auch das Vermögen fein. Vermögen ift der. Inbegriff 
aller einzelnen’ Sachen und Rechte, die einem Menſchen 
gehören und nach F. 33. Tit. 2. Thl. IM. Er R. kann 
ein’ ſolcher Inbegriff als "ein einzelnes Ganze angeſehen 
werden. Bertragsobjelt ber Linem Vermögensübertrage 
iſt alſo der Snbegeiff aller einzelnen Sachen und Rechte, 
die dem einen EContrahenten ‚gehören als Ein Ganzes ge- 
dacht Wähtend, wenn ſammtliche Sachen und Rechte, die 
dem einen Contrahenten gehören, als einzelne den Gegen⸗ 
and "bes Vertrags bilden, fein Vernibgensüberträgsvet⸗ 


trag ‚vorhanden; iſt. Es muß; hiernach gleichgültig erſchei⸗ 
nen, aus welchen Suchen und Rechten das Ganze, has 
Vermögen heiteht: und es ändert fich die Natım des Der, 
trage nicht, das Vermögen , beftehe, aus Mobilien ober 
aus Immobilien ‚oder aus beiden zugleich. Das Vertrags: 
gbjeft bei dem Vermögensübertragsvertrage kann deßhalb 
auch ur als Vermögen bezeichnet. werben, welche Vejeich⸗ 


nung. das Objekt: des Vertrages auch-fo- hinreichend be » 


ftimmtz daß. eine. genauere und. ficherere Beftimmung nicht 
möglich iſt. Cs erſcheint jomit nicht nothwendig, daß die 
einzelnen Theile des Vermögens im, Vertrage angegeben 
werben; wie.niemand die Forderung: ftellen wird, daß bie 
einzelnen Mobilien angegeben werben, jo kann auch Nie 
mand zur Oültigfeit de3 Vertrags verlangen, daß bie ein- 
zelnen, Immobilien, bezeichnet werben; . weder die Natur 
der Sache noch pofitive geſetzliche Vorſchriften würden ein 
folches Verlangen rechtfertigen, denn ſelbſt das Gefet vom 
‚31. März 1834: forvert folches Teinesfalls zur Gültigkeit 
des Vertrags. Das alſo kann als unzweifelhaft ange 
nommen werben, daß ein Vertrag, wodurch ein Vermö— 
gen. übertragen. wird, gültig ift, wenn auch bie dazu ge 
hörigen Grundſtücke nicht ſpeziell bezeichnet: find, daß ein 
jolcher Vertrag gültig und wirkſam ift, wenn in bem 
Vertrags diefer Grundſtücke auch gar nicht einmal Ep 
nung, geihieht. 

Das. Gejetz vom 31. März 1834 mupft nun oe 
dings auch die Bültigfeit anderer. Verträge nicht an ‚ven 
Umftand, baf „die. Grundſtücke fo. bezeichnet werben, wie 
fie, in dem Flurbuch bezeichnet find; aber weder dieſes 
Geſetz noch die Inſtruktion vom 7. April, 4838 beſtimmen 
auch, daß eine Bezeichnung der zum Verurägengehörenben 
Grundſtücke in, ben Bermögensüberträgen ftattfinben folk, 

Nach. $.,5. des Gefehes foll ven. Hypothelenbuůchern 
der Rotafter zum Grunde, gelegt, die Bezeichnung in dem 


| 
| 
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Kataſter und in den Flurbüchern im Hypothelenbuch bei- 
behalten werden; in. der Inſtruktion find Verordnungen 
für nöthig gehalten, um den Beſitzzuſtand des Grundver— 
mögens mit dem Steuerkataſter in möglichſter Ueberein— 
ſtiumung zu. erhalten. und die Verbindung der. Hhpothe- 
lenbehörde mit: den Katafterbehörben zu. erleichtern. Die- 
fangen beftimmt das Geſetz $. 27.: 


In allen: fünftig abzufchließenden: Verträgen über 
Grundſtücke insbeſondere in. Verkaufs - und Ber- 


i pfanvungsinſteumenten, welche vor Gericht oder 


vor einem Notar aufgenommen werden, iſt genau 
anzugeben, wie die Grundſtücke in dem betreffen— 
den. Katafterflurbuch bezeichnet find. 


. Die Inftrufiion-$. 1. und 3. 


Wenn bei einem Gericht oder Notar die Auf 


nahme oder Anerkennung eines — nach⸗ 
geſucht wird, der 


. bie Uebertragung des. Eigenthums von Grund. 


ſtücken oder anderer im Katafter eingetragenen 


Realitäten zum Gegenjtand hat, namentlich bei 


Verkäufen, Taufchgefchäften, Verpachtungen, Nach- 


laßregulirungen, Erbegauseinanberfegungen : und 


andern. läftigen Verträgen, ingleichen. bei Schen- 


kungen, mentgeldlichen m 2. |. w. 


oder 


b 


> 


ben Uebergang der Verpflichtung zur Steuerents 
richtung: auf einen andern, als ven bisherigen 
Steuerzahler zur Folge: hat, wie bei Einräumung 
eines Nießbrauchs ober. bei Abjchließung anti- 
chretiſcher Pfandverträge ꝛc. 


ſo hat das Gericht oder ver Notar. vor ber Auf⸗ 


nahme der Verhandlung ſich einen Kataſteraus⸗ 


zug des betreffenden Grundſtücks von den Par- 
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teten vorlegen zu⸗ laſſen, oder die Verwaltungs⸗ 

behörden um deſſen Mittheilung zu erſuchen. 

In der Verhandlung und dem daraus gefer⸗ 

tigten Dokumente iſt das Grundſtück genau nah 

dem Inhalt des Kataſterauszugs zu bezeichnen, 
wenn nicht etwa eine men. ae... 
deckt wird. 

Es geht- hierent wohl ner —— Fer Geſeb mb 
Inftrnftion nichts anderes haben beſtimmen wollen, als 
daß die Grundftücke künftig. in den Verträgen. fo. bezeichnet 
werben follen, wie fie im Flurbuch- bezeichnet find, daß 
alfo die Bezeichnung der Grundſtücke nach dem Flurbuche 
an die Stelle jeder andern Bezeichnung treten fol. Geſetz 
und Inftruftion bejchäftigen fich nicht mit der. Frage, ob 
die Grundſtücke zu bezeichnen find, fondern die Nothwen⸗ 
digkeit der Bezeichnung vorausgeſetzt, wie fie zu bezeid- 
nen find. Es Tann alfo auch gar nicht Mbficht geweſen 
fein, zu beſtimmen, daß in einem Vertrage, in welcem 
überhaupt vine Bezeichnung. der Grundſtücke nicht noth- 
wendig. ift, eine Bezeichnung berfelben nach dem Flurbuche 
jtattfinden fol. ‘Die Inftruftion jagt $. 4.: geſtattet die 
Dringlichfeit der Sache ‚vie vorherige Beibringung bes 
Anszuges nicht, ſo erfolgt eine anderweite möglichſt ge 
naue Bezeichnung des. betroffenen Grundſtücks, fie jekt 
aljo voraus, daß irgend eine Bezeichnung nothwendig jei., 
Die allerdings nur beifpielsweife nambaft gemachten Ver⸗ 
träge, Verkäufe, Taufchgefchäfte u. ſ. w. find. alle Ber- 
träge, bei denen zur genauen Bezeichnung des Vertrags⸗ 
objefts eine genaue Bezeichnung der einzelnen betroffenen 
Grundftüde nothwenbig iſt. Es entſpricht dem gefegten 
Zwed, daß diefe Bezeichnung gefchehe nach dem Flurbuche. 
Anders bei VBermögensübertragsverträgen; eine Bezeich⸗ 
nung der zum Vermögen gehörenden Grumbftüde ift über- 
haupt nicht nothwendig, es kann alfo auch Die Bezeichnung 
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nach dem Flurbuche nicht nothwendig fein. Der Zweck, 
der mit dieſer Bezeichnung hat erreicht werden ſollen, er— 
jorbert ſolche auch bei: dieſen Verträgen nicht. Wenn gleich 
bie Hhpothefenbehörde und Kataſterbehörde die Grund- 
füde nur nach Flur und Nummer des Katafterg fernen, 
ſo iſt es doch im Beziehung auf ihre Thätigfeit ganz 
gleichgültig, ob in dem Vermögensübertragsvertrage die 
Örundftüce bezeichnet find oder nicht, denn da alle Grund— 
füde bes ‚bisherigen Beſitzers auf den Dritten übergehen, 
ſo iſt ihnen: mit dem Vertrage genug gegeben. It 3. 8. 
der Befigtitel von Flur I. M 1.2. 3.4. auf den Na- 
en don A. berichtigt, fo fteht Nichts im Wege, ven Be- 
titel auf den Namen des B. fofort umzufchreiben, wenn 
derfelbe einen Vertrag produzirt, woburch ihm U. fein 
ſammtes Vermögen übertragen hat. Es macht ja gar 
feine Schwierigkeit; weder beim Hhpothefenbuch noch bein 
Ratafter, wenn auf Grund eines Teftaments oder Erb- 
vertrags eine Umfchreibung erfolgen foll, warum: folkte 
s Chwierigfeit machen, wenn ſolches auf Grund eines 
ensübertragsvertrags gefchehen ſoll? Das Gejek 
kann vernünftiger Weife die Bezeichnung ‚der Grundftüde 
Na dem Flurbuche nicht ohne Nothwendigkeit geforbert 
haben, nicht ohne allen Zwed den Parteien Mühe und 
en haben verurfachen wollen. Man müßte deßhalb 
dat Geſetz, ſelbſt wenn aus den Worten die Nothwendig— 
der Bezeichnung nach dem Flurbuche folgte, einfchrän- 
lend interpretiren. Aber auch nicht einmal die Worte des 
Geſetzes und der Inſtruktion fordern eine folche Bezeich- 
Yung. Das Objekt des Vermögensübertragsvertrages ift, 
Die ſchon bemerkt, der Inbegriff aller Sachen und Rechte, - 
die der einen Partei gehören als ein Ganzes gedacht, das 
mögen. Die Beftandtheile des: Vermögens bien erft 
bar den Gegenstand des Vertrags; es fit biefer da— 
der zumächft Fein Vertrag über Grundftüce, Fein Vertrag, 
KIV, Jahrgang. 38 Belt. 30 
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der bie Webertragumg des Eigenthums von Grunbftüden 
zum Gegenftand hat, ebenfowenig wie der Erbichafteturf, 
der Kaufvertrag über den Inbegriff‘ der Sachen und Rechte 
eines Verftorbenen (A. L. R. I, 2. 8. 34) ein Bertrag 
über Grumbftüde iſt, wenn auch Grundftäde zur Erbichaft 
gehören. Die Parteien kontrahiren nicht über-Grundftüde, 
fondern über das Vermögen. Wenn nicht einmal im Ver: 
trage erwähnt zu werben: braucht, daß Grundſtüde zum 
Vermögen gehören, wer: ferner, - falls im Vertrage 99 
Grundftüce- als zum Bermögen gehörig eingeln bezeichnet 
find und fich fpäter- findet, daß außer dieſen nod; ein 
Grundſtück dazu gehöre, dieſes eben ſo gut, möge ſelbiges 
den Werth ver 90 auch überſteigen, mitt: übertragen iſt, 
wie jene 99*): To kann doch der — - — 
über Grumdftüde fein. 7°: 
Geſetz und Inſtruktion Haben: für) —— "eine 
bie Berträge, in welchen die Bezeichnung ver Grundſtüce 
nach, dem Flurbuche ſtattfinden ſoll, allgemein als — 
träge über Grundſtücke, als Verträge, welche die Ueber 
tragung des Eigenthums von Grundſtücken zum pa 
ftand haben, zu bezeichnen, dazu aber noch beiſpielsweiſe 
hierher :gehörige VBertväge zu benennen. | Soll dieſe Be 
nennung nicht etwas rein Weberflüffiges fein — denn daß 
der Kaufvertrag über Grundftücke die Uebertragung des 
Eigenthums bei —. — — men 


9 Es iſt das ganz unzweifelhaft. ie Gerichte nehmen deß⸗ 
halb in die Verträge wohl die Klauſel auf:! auch die ver⸗ 
* hg {2 rag a de — * ühertragen ſein. Ich Ar 
ieſe Klaufe ru es verſteht von 
aber freilich, wenn man Angf erſt — — her 
zeichnen muß, fo Jann man nicht ar daß. bie nicht⸗ 
bezdeichneten trotzdem mis, jühenigagng feiern und, jucht.d 
2 PeBhalh zu verlaufuligen. Wenn das — aber n 
“ Fabel, — „fee dit — ——— 
RN ER | 
Kinn — 
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doch wohl in einer Minifterialinfteuftion nicht erſt gelehrt 
zu werden, — fo wirb man aus dieſer fpeziellen Bezeich⸗ 
nung der Verträge die allgemeine Bezeichnung der Ver⸗ 
traͤge interpretiren dürfen und ſollen. Die im Geſetz und 
in ber Juſtruktion namentlich bezeichneten Verträge find 
alle Berträge, deren Gegenftand unmittelbar beftimmte 
und baher zu bezeichnende Grundſtücke find. Demgemäf 
wird man unter Verträgen über Grundftüde nur ſolche 
berjtehen Können und vürfen, deren unmittelbares Objekt 
beftimmte Grundſtücke find. Es iſt richtig, ein Vertrag 
über Grundſtücke hört darum nicht auf, ſolches zu ſein, 
wenn derſelbe ſich gleichzeitig über andere Objekte verhält, 
aber ein Vertrag über das Vermögen iſt zunächſt kein 
Vertrag über Grundſtücke, weil dieſe dabei nicht für ſich, 
ſondern als Theile eines Ganzen in Betracht kommen. 
Können ferner auch derartige Uebertragungsverträge nach 
den Vorſchriften des $. 656. Tit. 12. Thl. J. A. L. R. 
nur als die ſämmtlichen dem Uebertragenden zur Zeit 
gehörenden Vermögensgegenſtände betreffend betrachtet 
werden, jo iſt doch wohl zu berückſichtigen, daß dieſe 
ſammtlichen Vermögensgegenſtände nicht für ſich, ſondern 
als Ein Ganzes in Betracht kommen und daß ein Vertrag, 
wodurch dieſe ſämmtlichen Vermögensgegenftände als ein⸗ 
zelne übertragen werden, ſich ſeinem innerſten Weſen nach 
von einem Vertrage ſehr unterſcheidet, wodurch dieſelben 
Öegenftände als Ein Ganzes übertragen werben. Er 
Geſetz und. Injtruftion, richtig intenpretirt, rechtfer ⸗ 
tigen. fomit bie Sprberung nicht, daß in einem Vermö— 
gensübertragsvertrage bie zum Vermögen gehörigen Grund⸗ 
ide einzeln nach dem Flurbuch bezeichnet werden folfen, 

Die in ber Heberfchrift geftellte zweite Frage fann 
aber und muß, wie es mir ſcheint, felbft daun verneint 
werben, wen auch bie erite Frage: zu _ wäre, 
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Es iſt richtig, die Befugniß der Gerichte, die du— 
ſtiztommiſſare und Notare in den bei ihnen ſchwebenden 
Rechtsangelegenheiten durch Androhung und Feſtſetzung 
von Ordnungsſtrafen zu ihrer Schuldigkeit anzuhalten, un— 
terliegt nicht dem mindeſten Bedenken; es iſt das im 6. 3. 
der Verordnung vom 30. April 1847 mit dürren Worten 
gefagt. Mit diefem ‚allgemeinen Gate ift bie Sache aber 
nicht entſchieden. Ob die Bezeichnung der Grundſtücke 
nach Flur und Nummer zur Schuldigkeit des Notars ge 
hört, iſt ſehr die Frage. Das Geſetz vom 11. Juli 184 
verpflichtet F. 1. die Notare, innerhalb der Grenzen ihres 
Amtsbezirks Niemandent ihren Dienft zu verweigern, vor⸗ 
behaltlich der nachfolgenden Beſchränkungen. Dieſe Be⸗ 
ſchränkungen ſind entnommen aus dem Inhalt der Ver⸗ 
handlung, aus der Perſou der Intereffenten und aus der 
Perfon "des Notars. Es intereſſiren uns hier nir die 
Beſchränkungen aus dem Inhalt der Verhandlungen. Der 
Notar- ſoll keine Verhandlung aufnehmen, deren Inhalt 
gegen ein Strafgeſetz verſtößt ($. 2:); tft der Inhalt der 
aufzunehmenden Verhaudlung vonder Art, daß das Ge 
ſchäft, ohne gerade ſtrafbar zu ſein, dennoch verboten oder 
ungültig iſt, fo ſoll der Motar verpflichtet” ſein, die Be— 
theiligten hierüber zu belehren und wenn ſie dennoch bei 
ihrem: Vorſatz beſtehen, in der alsdann unweigerlich auf⸗ 
zunehmenden Verhandlung von der ihnen gegebenen Be— 
lehrung und ihrer hierauf gemachten Erklärung ausdrüc⸗ 
liche Meldung zu thun (8.3.3.2 Es gehört nicht zur Gül⸗ 
tigkeit eines Vermögensübertragsvertrags, daß die Grund— 
ſtucke nach dem Flurbuche bezeichnet werden, der Inhalt 
eines derartigen Vertrags, in’ welchem die Bezeichnung 
fehlt, iſt gewiß nicht ſtrafbar umd verboten; der Notar 
darf ſich alſo nicht weigern, den Bertrag” aufzunehmen, 
wenn ihm auch die Parteien die zum Vermögen gehörigen 
Grundſtücke nicht ſpeziell und nicht nach dem Flurbuche 
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bezeichnen , ‚er. erfüllt nur feine Pflicht, indem er: den Ver⸗ 
trag aufnimmt... Die, Erfüllung der Pflicht kann nicht 
jtrafbor fein... Der $. 27, der. Verordn. vom 31. März 
1834 ift, was. die Beftrafung der Notare betrifft, durch 
das jüngere Gefeß ‚vom 11. Juli 1845 aufgehoben. Even- 
tuell ſcheint aber nicht Das Gericht die fompetente Behörbe 
zu fein, welche die Strafe auazufpneshen bet... 

Der allegirte $. 27. ſagt: F 

Richter und Notare, welche dieſe Vorſchrift ver- 
nachläſſigen, verfallen in eine Ordnungſtrafe von 
1+-5 Rthlr. für jeden Kontraventionsfall. 

Durch das Geſetz vom 30. April 1847 ift ein Eh— 
renrath angeordnet, welcher über die Dienftvergehen der 
Anwälte und Notare zu entfcheiden hat. Dieſem Ehren- 
rath gebührt auch die Feitfegung der Strafe. Nach $. 3. 
des erwähnten Geſetzes joll allerdings in der Befugnif 
ber Gerichte, Anwälte und Notare in den bei ihnen 
ſchwebenden Rechtsangelegenheiten zu ihrer Schulpigfeit 
anzuhalten und Ordnungsſtrafen feftzufegen, nichts geän— 
dert werden. Dieſe Vorſchrift muß aber unbedenklich fo 
veritanden werben, daß die Gerichte durch Androhung 
und Feitfegung von Orbnungsjtrafen die Anwälte und 
Notare in einer bei ihnen fchwebenden Rechtsangelegenheit 
zu ihrer Schulpigfeit anzuhalten befugt fein jollen. Im 
vorliegenden Falle wird die Strafe aber nicht fejtgefeßt, 
um den Notar zu feiner Schuldigfeit anzuhalten, jondern 
er wird mit einer Ordnungsſtrafe belegt, weil er Tontra= 
venivt hat; er foll nicht noch etwas thun, fondern er hat 
etwas gethan. 

Wollte man dem Gerichte die Befugniß beilegen, 
Anwälte und Notare mit Ordnungsſtrafen zu belegen 
weil fie etwas gethan haben, um fie dadurch anzuhalten, 
in einem andern Falle ihre Schulpigfeit zu thun, 
jo würden einestheil® Anwälte und Notare nicht in 
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einer ſchwebenden Rechtsangelegenheit zu ihrer 
Schulbigteit angehalten und anderntheils würde das In- 
ftitut des Ehrenraths vein illuſoriſch fein, denn alle Or: 
nungsfteafen haben biefen Zwei. Mir feheint daher, daß 
die Gerichte nur folche Ordnungsſtrafen feftfegen lönnen, 
welche ven Anwalt oder Notar abhalten follen, in einer 
ſchwebenden Rechtsangelegenheit etwas Beftimmtes zu 
thun und dazu gehört die im: 8. 27. 1. e. angedrohte Orb- 
nungsftrafe nicht. Nur eine Ausnahme hat das Gefek 
vom 11. Juli 1849 über Dienjtvergehen ver nicht rich 
terlihen Beamten gemacht, -indem es $. 81.- bejtimmt, 
daß, wenn Dienftvergehen eines Anwaltes in einer Si— 
Kung des Gerichts vorfallen, das N — darüber 
entſcheiden kann. 


XXXIX. 


Kann 3 der erpfliger eines Armen, weldem nach 
dem Geſetze vom. 31. Dezember 1842 kein 
Klagerecht gegen: den ‚Armenverband zufteht, 
diefen im : Wege Kechtens auf ——— Bee 
— belangen? 


Rt Halt, 
use 
91 ent vom — 
a“ — *8 vr Di — Grüter 
‚in Dunisburgg. 
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6. Orb —* 3. Velenber 1835. Geſet ot Pr ve⸗ 
jember 1842. 8 337 _ 36. a * * 4, 12. S. 231. 
U D gs igaraeliti Mofa Br ya €, ei in Dehte 

1845 einen Schenkelbruch, in Folge deſſen er vierzehn 

Monate lang; darnieder log: Auf Veranlaſſung feiner 

Haubensgenpffen.-Lesfer. D. und Raphael K wurde er 

vom Dr... ärztlich behandelt. Dieſer liquidirte und 

empfing von ‚feinen. Manpanten 51 Rthlr. Kurkoſten. 

Bei der Armuth des Moſes B. und; feiner Verwandten 

nahmen Leeſer H. und Raphael L. ven Armenverband 

zu C. auf Erſtattung der 51 Rthlr. klagend in Anſpruch, 
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indem fie behaupteten, derſelbe habe, obyleid von bem 
Unglüdsfalle fofort in Kenntniß geſetzt, pflichtwibrig um 
den Hülflofen fich nicht befümmert;. die Nothwendigfeit 
ber ärztlichen Behandlung und die Angemefjenheit des 
Liquidats werde ber Kreisphyſikus begutachten. 


Der Verklagte erachtete ſich zur Erftattung der Kur 
koſten nicht für verpflichtet, weil er zur Berpflegung bes 
Kranken feinen Auftrag gegeben und erſt nach Vollendung 
ber Kur von dem Vorfalle Kunde erhalten habe, ferner, 
weil in Folge fehlerhafter Behandlung — wiederholter 
Bruch habe vorgenommen werden müſſen Dies = eu 
z. Mehrkoften entſtanden ſeien? 172197 


+ Die Deputation des Königl. Land⸗ nd‘ J 
eichts zu Bochum erfannte am .16. Zuni 1846 ohne vor- 
berige Beweisaufnahme, auf, Abweiſung der Kläger, da 
tenfelben nicht allein die Vermuthung der Schenkung ent 
gegenftehe, fondern auch alles und jenes Klagrecht erman⸗ 
gele. Denn nach $. 33. des Geſetzes vom 31. Dezember 
1842 könne ein Armer ben Armenvorftand im Wege Ned- 
tens nicht auf Verabreichung des Unterhalts-belangen, die 
Verpflegung durch dritte Perfonen aber dürfe die Oblie 
genheit des gebachten Vorſtandes nicht erſchweren, mithin 
ſei auch den. Mlägern ber Rechtsweg. abgefchnitten. 

Die Deputation des Königl. Oberlandesgerichts zu 
Hamm veformirte auf eingelegte reg unter 1.Mir; 
1847 bie erfte Entſcheidung bahin: | 


daß der Verklagte Kubi, beit * die von 
ihnen zur Wiederherſtellung des Moſes B. noth⸗ 
wendig · reſp. nützlich verwendeten Koſten zu er⸗ 
ſtatten, Die‘ Feſtſetzung des Betrages dieſer Mb: 
ii. + ften aber bem NT — 
aus Rn EEE u 
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Beurer 
„Durch die Kabinetsordre vom 3. Dejesaber- 1835 
(von Kamptı Annalıı Bd. 19. S. 1105;) ift entfchieben, 
* * Etſab bereits werwendeter ae 


* — werden — on — das deſeb vom 
3l. Dezember 1842 find nach $. 36. die frühern Verord⸗ 
nungen: num, ſoweit aufgehoben. worden, als das neue Ge⸗ 
ſetz anderweite Beſtimmungen enthält. Das neue Geſetz 
enthält aber Feine Beſtimmung, wodurch wie Verfolgung 
des Anfpruchs eines Privaten gegen einen Armenverband 
auf Erftattung bercit8 verwenbeter Kurkoften im Rechts: . 
wege ausgeſchloſſen würde. Im Gegentheil: läßt. .S. 34. 
einen Prozeß zwifchen verſchiedenen Armenverbänden dar⸗ 
über, welcher von ihnen. die Verpflegung des Armen zu 
übernehmen habe, zu und ſchließt nur in dieſen Prozeſſen 
ben Rechtsweg in. Bezug auf den Betrag ber, Verpflegungs⸗ 
toiten. aus. Der :$. 35: läßt ferner ganz unbeſchränkt deu 
Rechtsweg. zu, wenn ein. Armenverband einen Privaten 
jur Verpflegung des Armen für. verbunden erachtet, Der 
$. 33., worauf ber: erſte Richter feine —— ge⸗ 
gründe bat, lautet: \ 

: Einen: Anfprucd auf Verpflegung lann ber Arne 
gegen einen Armenverband niemals im Rechts⸗ 
‘ wege, fondern nur bei der Verwaltungsbehörbe 
geltend. machen, in deren Pflicht es Tiegt, Teine 

Anſprüche zuzulaffen, welche übeg das Nothdürf⸗ 
tige hinausgehen. 

er a quo folgert Hieraus, — da * Arme 

ht, ‚gegen. den Armenverband fein juriſtiſches Zwangs⸗ 
seht „Habe, auch den Klägern ein: folches nicht auf, Grund 
der versio in rem oder negotiorum gestio zuftehen:; fönne, 
indem — die — *— Verbindlichkeit deſſen, 
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für welchen die Gefiphfe Beripkt werden, nicht erſchwert 
werden dürfe. 

Dieſe Ausfuhrung wibetlegt ſich — ſchon durch 
ven 8. 34., wonach ja: ein Armenwerband gegen beit au 
bern: exversione: klagen kann: Der $.33::nuß dem Wort: 
finne nach fo: ausgelegt werben; daß ‚ein: Armer nicht ge 
gen einen Armenverband babin. Klagen könne, daß der 
Legtere feine Verpflegung: übernehine; er ift alfo auf An- 
Sprüche auf Fünftiger Verpflegung: zu beſchränken, und 
fchließt Die Verfolgung‘ des: Anſpruchs eines Dritten auf 
Erſatz bereits "verwendeter Berpflegungstoften . nicht. aus, 
Nach der Schlußbeftimmung: nes $. 34. könute es nun 
zwar ſcheinen, als ob in casa wenigftens in Bezug: auf 
den Betrag ber. Berpflegungsgelber ber Rechtsweg aus: 
geſchloſſen ſei. Da indeß die Zuläffigfeit des. Rechtsweges 
bie Regel bildet, und jede Ausnahme Davon striete zu in⸗ 
terpretiven iſt, ſo muß man auch die Schlußbeſtimmung 
des 5. 34, auf den Fall, wovon derſelbe Handelt, nämlich 
auf Prozeſſe ‚eines Armenverbandes gegeu. 'einen’ andern 
beſchränken, und“ zwar mm ſo mehr, da im Falle des 
$. 35., went ein Armenverband eine; Privatperſon auf 
Uebernahme der Verpflegung eines Armen. und Erftattung 
ver bereits aufgewendeten Koften in Anfpruch nimmt, auch 
in Bezug anf ven Betrag. biefer tg ber: — 
nicht ausgeſchloſſen iſt. 

Der Hauptgrund, worauf die Entfepeibung — 
Inſtanz ſich ſtützt, iſt hiernach hinfällig. ⸗ 

Sodann wird die praesumptio —— welche hier 
nicht intereſſirt, widerlegt. Die gegen dieſe Entſcheidung 
eingelegte ·Nichtigleitsbeſchwerde wurde vom Geheimen 
— ———— unterm 28.) un _.—.— Es 
beißt” it: ben DEP Tut? dr ne Zi 
Wir — STERBEN FOEEEGN TUT! 

„Die E ae * der — — * 
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ans den Beitinnnungen ver $$. 33-35, des Gejeges 
über die Verpflichtung zur Armenpflege vom 31. Dezem⸗ 
ber 1842 und aus den allgemeinen Grundſätzen über bie 
Geſchäftsführung — $. 231: Tit. 13. Thl. J. A. L. R.— 
abzuleitenden Rechtsgrundſatz verletzt habe: „daß Privat 
perſonen die Erſtattung verwendeter Kur⸗ und Verpfle— 
gungskoſten für einen Armen von dem verpflichteten Ar- 
menverbande nur im abminiftrativen, nicht aber im Rechte- 
wege fordern dürfen,“ ift ganz unbegründet. ‘Denn wenn 
auch nach $. 35. I. e. ver Arme einen Anſpruch auf Ber- 
pflegung gegen einen Armenverband nicht im Nechtswege 
geltend machen, wenn der Arme alfo nicht darauf Hagen 
fan, daß ein Armenverband ihm Berpflegung gebe, jo 
it doch bier von einem jolchen Anfpruche gar nicht bie 
Rede. Die Kläger verlangen nicht im Namen bes Mojes 
®., daß der Verflagte denſelben verpflege, oder heilen 
laſſe, fie fordern vielmehr Erfaß der auf ihm durch fie 
verwendeten Kurkoſten, bie der Verklagte rechtlich zu tra- 
gen gehabt Habe, fie machen alfo einen Anfpruch aus nüß- 
licher Verwendung geltend, fir ven ver Rechtsweg Teines- 
wegs ausgeſchloſſen ift. 


Auch über den Betrag der Verpflegungskoſten, über 
welchen ber zweite Richter das separatum offen gelaſſen 
hat, war unter den Parteien der Rechtsweg allerdings 
ſtatthaft, und die GE use om 

zweite Beſchwerde, über Verletzung bes 8. 34. 
des Gefeges vom 31. Dezeinber 1842; tft ebenfalls nn⸗ 
begründet. Denn wenn bort beftinmt ift: „Ueber Strei: 
tigfeiten zwiſchen verſchiebenen Arntenverbänben entfcheibet 
bie Landespolizeibehorbe, betrifft ver Streit die Frage, 
welcher, yon dieſen Perbänben, bie, Berpflegung bes Ar— 
men zu übernehmen hahe,..je: finpet gegen jene Entichei- 


} 
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dung der Rechtsweg’ statt, doch muß Letztere bis zur 
vechtsfräftigen Beendigung. des Prozefjes befolgt werben, 
Ueber ven: Betrag der Verpflegungskoſten iſt der Rechts 
weg nicht zuläſſig⸗ — fo vergibt fih, daß Tektere Be 
ftimmumg nur auf Streitigkeiten zwijchen verſchiedenen 
Armenverbänden: zu beziehen ift, wovon ber game $, 
allein handelt; Der Appellationsrichter Hat daher ven 
8. 34: 1. csnebenfalls nicht verlegt. 





XL. 


Was if die iR Gopothehenpläübiger im Kinſ 
gelderbelegungstermine ertheilte ui, anf 
‚einen Sanfselberräcftan! 


Du p fit 9 
vom 
Hrn. ——— euer u aibpladi. 


Die Wichtigkeit der’ Sache wird das Erſcheinen die⸗ 
ke Duplik auf die Replik von Tilmann rechtfertigen. 

ad I. Die ratio des Gefeges fcheint ntirinicht für 
bie Tilmann'ſche, ſondern vielmehr für meine Ansicht zu 
ſprechen. Es kommi zunächſt darauf an, was Tilmann 
verabſäumt hat, die ratio des Geſetzes feſtzuſtellen, 

Zweck jeder Subhaſtation iſt, das Grundſtuc in 
Geld zu verwandeln behufs Befriedigung der Gläubiger 


9% Freund Tilmann ige” Beiltigeften "98 das Eiaudire jan 
| rivos pueri, sat prata biherutit' des: Ani hier An 
wendung finde oder nicht. . Sommer. 
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er Auseinauderſetzung der Miteigenthümer. - Das deß⸗ 
falſige Berfähren dürfte deßhalb nicht eher beenbigt wer⸗ 
den, als bis dieſer Zweck erreicht ſei. Die A. G. DO; 
ſchloß das Verfahren mit! dem Adjudicationsbeſcheide; mit 
Rückſicht auf jenen: Zweck alſo zu früh. Das Geſetz vom 
4.März 1884 ſchließt das Verfahren mit der Belegung 
und Vertheilung der Kaufgelder, alſo jenem Zweck gemäß. 
Wenn nun aber die Kaufgelder rückſtändig bleiben, ſo iſt 
das Gruudſtück noch nicht in Geld verwandelt, die. Gläu— 
biger Können nicht durch baares Geld befriedigt werden/ 
die Miteigenthümer Können ſich das baare Beld nicht thei— 
len. Dennoch ſchließt nun aber das Geſetz das Verfah- 
ten. Der Geſetzgeber Tamm: dabei nur von der. Voraus⸗ 
fegung ausgegangen fein, daß die Subhaſtationsintereſſen⸗ 
ten, falls der Käufer Feine! Zahlung leiſtet, auch dadurch 
zufrieden geſtellt und befriedigt ſeien, daß das Grundſtück 
in eine Forderung unigewandelt, die einerſeits dem durch 
das öffentliche Aufgebot feſtgeſtellteii Werthe entſpricht, 
anbverfeits aber vurch das Grundſtück ſelbſtminder ſicher 
tet und daß ihnen ‚der entſprechende Theil daran zuge 
wiefen werde, eine Voraitsfegung, die. im’ einzelnen. Fällen 
vielleicht nicht zutrifft, im Allgemeinen ‚aber, und darau 
hat fich der Geſetzgeber nur zu halten, wichtig: ift!.: Wäre 
der Gefetsgeber nicht von der "Anficht ausgegangen; daß 
ber Gläubiger, durch die Anweiſung auf die Kaufgelder 
befriebigt ‚würde, -fo hätte er das Berfahren,’ welches’ der 
Gläubiger nur um! zu feiner‘ Befriedigung zu gefangen; - 
veranlaßt hatte, auch nicht cher ſchließen vürfen , als bis 
ber Gläubiger auch wirklich befriedigt worben. — | 
— das Subhaſtationsverfahren nach der Allg. 
Hatte auf bie eingetragenen Forderungen feinen 
—3 — vieſe bliehen, bis fie bezahlt waren ſofern fie 
rhaupt aus dem Kaufgelde bezahlt werben. mußten, 
auf dem Grundftück ftehert. "eh: A G.D. L-52. 8. 50. 


— 474 — 


Das Geſetz vom 4. März 1834 dagegen beſtinunt, daß 
wenn Kaufgelder rückſtändig bleiben, der Beſitztitel auf 
den Namen, des Adjudicatars zu berichtigen, die nit 
namentlich übernommenen Hypothekenforderungen zu löſchen 
und ver Kuufgelverrüditand ins Hhpothefenbuch einzutre- 
gen ſei. Welchen Grund fan der Gefeggeber für bieje 
Vorſchrift, daß die Hypothelenforberungen zu Löfchen feien, 
gehabt haben, wenn er nicht annahm, daß dieſe durch Be 
friedigung der Gläubiger getilgt ſeien; ich wüßte feinen 
rückſichtlich ver Forderungen, welche durch Das Kaufgelb 
gedeckt werden. 


Die ralio des Geſetzes ſcheint alſo dafür zu fpre 


chen, daß durch Die Anweiſung der Gläubiger auf das 
Kaufgeld dieſelben befriedigt werden, Daß eine neue ger 
derung an bie Stelle der alten tritt. . Daß der Glänbiger 
möglicherweife- dadurch zu Schaden kommen fan, kanı m. 
E. nicht erheblich fein. Die Gefahr für den Glänbiger 
ift aber auch fo groß nit, wie Tilmann annimmt, bes 
Sefet gibt ja ſelbſt Mittel an die Hand ,- um zu verhim 
beru, daß das jubhaftirte Grundſtück an einen Zahlungs 
uufühigen kommt; jedenfalls ift die Gefahr für den Sub 
haſtaten bei ber ‚gegenfeitigem Anficht gleich groß, ja gröͤ⸗ 
Ber, da er. nicht gleich ‚gut. zahlungsunfähige Bieter ab⸗ 
halten kann. Offenbar hat aber der. Sefetgeber das In 
terefle des Schulpners eben fo zu. wahren, wie das In⸗ 
terejie des: Gläubigere. Mit ver Vergrößerung bes Re 
dits, womit ter: Schulbner entſchädigt werben foll, ift es, 
wie mich, dünkt, eine eigene Sache; ich. glaube nicht 
daran *). , 


) Auch bei ber gegenfeitigen Anficht, kann der Gläubiger gu 
Schaden kommen. Gihäft er auf, die rüdftändigen Kauf 
gelder nur eine Anweiſung, ſo verbleiben doch dieſe aus 

19. nah dem Säulbuer. - Nach 5. 4. der Verordnung vom 

4. Maͤrz 18934 über Erefution, in Cipilfjachen ‚erlangt der 


| 
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“sad II: Tilmann meint, der Subhaſtat würde nies 
mals auf die Kaufgelder angewieſen; doch gibt er zu, daß 
ver, Deputirte ausſprechen müſſe, die Hyperocha mache 
biefe ober jene Summe aus und gebühre dem Subhaſta⸗ 
tem. Ich nenne eben: diefes „auweiſen/ und habe in’ mei- 
ner Abhandlung gezeigt, daß auch das Anweiſen des 
Glaͤubigers nichts anderes fei. Es wird Niemand beftreis 
ten, daß auch ver Subhaftat rüdjichtlich Diefer Hyperocha 
ben Gläubigern ganz gleich fteht, «befugt iſt, eine Theil- 
obligation zu verlangen, und mit Vorbehalt des Rechts 
af den Wieververkanf des fubhaftirten Gegenftandes auch 
in das andere Vermögen des Käufers Erefution nachſu— 
den’ kann, obgleich im $.19. und 20. feiner nicht er: 
wähnt iſt. Das Geſetz ift einmal fehlecht redigirt, die 
— muß u — bie: Rebaktion; ge 

Bi: '. 

Aus dem Worte Vertheilung ſolgt ns nicht 
im "Allgemeinen, bie, Notwendigkeit seines; Eigenthums 
übergangs; ich habe in meiner Abhandlung: das auch 
nicht behauptet, Ich habe gefagt, bie Vertheilung gehe 
eiſt dadurch vor ſich, daß Jedem das wirklich zugefheilt, 
hingegeben werde⸗ was er erhalten ſolle. Wenn ich daher 
auch | vertheilen wird welche: — anbern nur lei⸗ 





——— durch die ihm acheilte —— * Gin. 
a et Ginziehung einer Aftivforderung das Vorzugsrecht 
 fünfter Klaffe; Würde nun über das Deumögen des Sub⸗ 
— ſpaͤter der. Konkurs erdffnet, ſo waren dieſe Kauf⸗ 
lder „ein Altivum der Maſſe ; der angemwiefene Gläubiger 
18* erſt zur Hebung, nachdem bie Gläubiger der ‚yierten 
Elaſſe befriebigt worben alfo‘ mögliäjermeife gar nicht. 
Dash die Eintragung : ber Anweifung: in's Hypothelenbuch 
befommt der Gläubiger ein befieres Vorzugsrecht nicht, er 
erhält an ber angewiefenen Worberung Fein Pfandrecht, bie 
"Eintragung fügt nur feine Rechte aus der Amveiſung. 
Andere mgen allerdings: auch hier anderer Meinung fein. 
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hen, vermiethen, verpachten will, jo kanu ich dieſes bach 
nicht, ohne ihnen dieſe Sachen zuzutheilen, hinzugeben), 
Vertheilen iſt etwas anderes als theilen. Ich kann eine 
Forderung theilen und andern auf dieſe Theile Anweiſung 
geben, die Forderung ſelbſt wird dadurch aber nicht ver⸗ 
theilt; ich glaube, nicht ich irre, ſondern Tilmann imt, 
wenn: er annimmt, daß eine Anweifung genüge, um eine 
Forderung in die Gewalt der Angewieſenen zu bringen, 
Wenn gleich der Aſſignatar nach erfolgten Annahme in 
alle Rechte des Affignanten tritt, jo. geht dennoch bie 
Forderung auf ihn nicht über, wie klar daraus erhellt, 
daß im Fall der Eröffnung des Konkurſes über das Ber 
mögen) des Affignanten dieſelbe zur Konlursmaſſe einzu 
ziehen iftı Wenn überhaupt eine Vertheilung der baar 
eingezahlten und der rückſtändigen Kaufgelder : ftattfinbet, 
jo können die rückſtändigen Kaufgelder doch zu feinem am 
bern Zweck vertheilt werden, als die baar eingezahlten. 
Nun: werden aber ganz unzweifelhaft dieſe zu dem Zived 
vertheilt, daß der Perzipient Eigenthümer werben fell, 
alfo müffen auch zu gleichem Zweck jene vertheilt werben; 
ein Unterfchied iſt nicht gemacht. Tilmann behauptet nm 
aber, die rückſtändigen Kaufgelver würden nicht verteilt 
Seine Gründe dafür dürften: indeß nicht haltbar fein. 
Die 88. 17. und 18. des Geſetzes beziehen fich jo gut 
auf den Fall, wenn die Kaufgelver nicht bezahlt werben, 
als wenn fie bezahlt werben. Jeder, welcher einen Kauf 
gelverbelegungstermin abgehalten Hat, wird. ſich ſagen 
müſſen, daß er dieſe Beſtimmungen habe anwenden müf- 
ſen, auch wenn bie Kaufgelder rückſtändig geblieber 

auf Grund, dieſer Beſtimmungen werben die Beträge ber 
einzelnen Liquidanten und ihr Vorzugsrecht | oftgejtellt 


* 









9 Die Schläge, welche Tilmann. ertheilt, — wenn fie 
nicht wirklich auf mich übergehen, nicht wehe thun 
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Streitmaffen) gebilvet u. f> w.5 wer wird leugnen, daß 
dies geſthehen muß, : auch- wenn die Kaufgelver nicht ge- 
zahlt: werben. Der $. 19. verhält fich gar nicht: mehr 
über die Vertheilung; er beſtimmt, was nunmehr nach 
geſchehener Vertheilung gefchehen müſſe, je nachbem bie 
Kaufgelder ganz gezahlt oder nicht gezahlt ſeien; für ven 
doll, daß die Kaufgelder «nicht gezahlt worben, fehreibt 
er leinesweges vor, daß bie Glänbiger. angewiefen werben 
müſſen, ſondern fett fchon voraus, daß fie angewieſen 
worben. ſind. Der Umſtand, daß die prälocirten Gläu— 
biger: Durch Vorbehalt des Vorzugs vor dem Ueberreſte 
möglicherwelfe. fpäter noch’ Anfprüche auf das ven Poft- 
locirten Angewieſene machen: könnten, binbert das befini- 
fine: Bertheilen der rüdjtänwigen Kaufgelder nicht im ges 
tingften;oebenjowenig wie. das Vertheilen ‘der Baar ge- 
zahlten Kaufgelder. Nur ein von Tilmann nicht hervor: 
gehobener: Umſtand fcheint gegen’ vie Vertheilung zu fpre- 
chen. Der Kaufgelderrückſtand wird als Ein Ganzes in 
das Hypothekenbuch eingetragen; warum das, wenn. bie 
Kaufgelder vertheilt find? Da indefſen zugleich mit dem 
Ganzen auch bie Beträge ver angewieſenen Gläubiger ein- 
getragen werben, fo fchließt, wie es mir fcheint, auch bie- 
fer Umſtand die Vertheilung wicht aus, um fo weniger, 
da jeber Gläubiger eine Theilobligation erhält und jede 
Gemeinfchaftlichteit der Glänbiger, welche nach A. G. DO. 
1, 52, 8. 408. des Anhangs noch -beftand, durch §. 20. 
des Geſetzes aufgehoben iſt. 

Will man nicht annehmen, daß eine Vertheilung 
der Kaufgelder ſtatt gefunden Hat; fo gehören auch bie 
Eintragungen für: die Gläubiger nicht in die Kolonne Hh- 
pothelen, ſondern in: die Kolonne — und andere 
ubinfeeipäinken. 1 TIERE, 

'.adı HI. Ich muß hier zunachſt einem Mihoerſt and⸗ 
niß begegnen. Ich habe nicht behauptet, wie Tilmann 

xiv. Jahrgang. 36 Beft. 31 
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anführt, * die Vorſchriften 8: 614 ff· A. G. O. 100. 
durch das Geſetz vom 28. Dezember 1840 Geltung der 
kommen hätten für. jedes Subhaftationsverfahren, jondbem 
ich habe aus. diefen Vorſchriften, welche. ſpeziell nur die 
Bertheilung der Immobiliarmaſſe beim Konkurſe betreffen, 
deduzirt, daß; wie hier die Anweifung 'alsCefftomigelte, 
fo. auch daſſelbe beim Subhaftationsverfahren der Tal 
fein müſſe, weil bier wie bort daſſelbe gefchehe. Ein und 
viefelbe Handlung kann nicht bald dieſes bald’ jenes Rechts⸗ 
gefchäft fein. Es iſt nicht möglich, daß bie Anweiſung 
der Hypothelengläubiger auf bie Kaufgelver im Subhe 
ſtationsverfahren Ceſſion ſei, wenn. nebenbei der Konkurs 
eröffnet iſt, und nur Anweiſung, wenn: ber. Konlurs nicht 
eröffnet iſt. Der Konkurs äußert in Beziehung hierauf 
keine Wirkung. Tilmann geſteht zu, daß bei der Diſtri⸗ 
bution der Kommunmaſſe im» Weſentlichen daſſelbe vor 
gehe, wie bei der Kaufgelderbelegung; er muß alſo um 
ſo mehr zugeftehen; daß bei der Diſtribution der. Immo 
biliarmaſſe daſſelbe vorging. Es iſt daher gewiß zulaͤſſig 
die Vorſchriften über die Diſtribution der Immobiliar⸗ 
maſſe im Konkurſe aunalogifch auf: die Diſtribution der 
Kaufgelder im Subhaftationsyerfahren anzuwenden.i 
Tilmann behauptet nun aber auch, die Anweifung 
der Hypothelengläubiger auf die Altivreſte der Immobi⸗ 
liarmaſſe geſchehe nicht im’ vim cessionis, aus ben: $$ 
514 — 516. 1. e. folge nicht, daß. der augewieſene Gliu⸗ 
ee für völlig befriedigt gelte‘ Er.bemerlt:: "0" 
rw Einmal gibt. ver. 8. 515. dem Gläubiger ie 
7 "5 Befügniß, im: Falle der angewieſene Schulpner 
— der Immiobiliarmaffe: (alſo auch der Käufer) 
wicht ſicher, das angewieſene Aktivum (Kaufgel⸗ 
derrückſtand) der Kommunmaſſe abzutreten und 
dann bei dieſer zu liquidiren, eine | Operation, 
unnun 4 Bin. 4 Pe 


— 49 — 


ı bie „rein unmöglich „wenn ; bie — noth⸗ 
wendig als Ceſſion gilt ·. 
Ich erwidere, im-$. 515. iſt von einem angewieſe⸗ 
nen Anium keine Rede, ſondern von Gläubigern, welche 
darauf anzuweiſen ſein würden, welche aber erſt gefragt 
werden müſſen, ob eine Anweiſung darauf geſchehen ſoll; 
es iſt alſo die Anweiſung noch nicht geſchehen. 
„Sodann, fährt Tilmann fort, ſagt der $. 516. 
weiter nichts, als daß der Gläubiger von: ber 
Gemeinmaſſe abgefunben betrachtet werbe. Die 
fer Ausdruck ift keinesweges ibentifch mit einer 
oölligen Befriebigung, mit Aufhebung ber ges 
ı wöhnlichen Obligation, mit: Aufhebung. ver ges 
wöhnlichen Haftbarfeit des Schulbners. « 

F gIch erwidere, daß $. 516. fagt, der Gläubiger ſei 
durch diefe Arweifung für völlig abgefunden geachtet, fo 
daß er ſich an die Gemeinmaffe nicht weiter halten könne, 
Der Gläubiger ift nicht abgefunden ven der Gemeinmaffe, 
fondern ex iſt überhaupt abgefunden und kann ſich deß- 
halb auch. nicht an bie Gemeinmafle weiter: halten, es 
iſt diefes eine Folge davon, daß er völlig abgefunven ift. 
Nach: $.515. muß er die Anweifung an Zahlungsftatt 
annehmen, dieſelbe muß daher auch fo viel als Zahlung 
wirlen. Die Gemeinmaffe: haftet ven eingetragenen Gläu⸗ 
bigern, ‚infofern der Kridar auch der perfönliche Schuld⸗ 
ner ift, für: jeden Ausfall bei der Immobiliarmaſſe; infos 
weit alfo die Gläubiger ihre Forberung nicht bei der Ge- 
meinmaſſe liquidiren können, müſſen fie.:bei der Immobi⸗ 
liarmaſſe befriedigt ſein. Das Geſetz Tann alſo nur un⸗ 
terſtellen, daß ſie durch die Anweiſung auf die Wlstorefie 
der. Immobiliarmaſſe ‚befriedigt find. 

Tilmann. meint, im: Raufgelderbelegungstermin tönne 
ewas Aehnliches vorlommen. Wenn Einem Hypothelen⸗ 
gläubiger zwei Grundſtücke verpfändet ſeien, beide Grund⸗ 

31* 
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ſtücke ſubhaſtirt wärben und "bei" beiben : die — 
rückſtändig blieben, fo könne der Fall ſich leicht fo geftal- 
ten, daß der Gläubiger einen der beiden Rückſtände wäh— 
len müſſe oder der Nichter Gründe finde, ihn auf einen 
anzuweiſen Wenn: dies nun geſchähe, fo folge nothwen⸗ 
dig, daß der andere Rückſtand dadurch von den Anſprü⸗ 
chen dieſes Glänbigers frei : werde; Der auf ven einen 
Rückſtand angewieſene Gläubiger werde alſo durch bie 
Anweiſung von dem andern Rückſtande abgefunden. Aus 
dem Freiwerden dieſes andern Rückſtandes folge aber nicht 
bie Liberation des perſönlichen Schuldners. — 

Der Fall ſcheint mir indeß doch wicht zu Paſſen und 
für die gegenſeitige Anſicht zurifprechen.i »Abgefehen davon, 
daß Immobiliarmaſſe und Gemeinmaſſe in eimem ganz 
andern Verhältniſſe zu einmder ſtehen, wie jene beiden 
Kaufgelderrückſtände, fo wird wich der Gläubiger durch 
bie Anweiſung auf‘ einen Kaufgelberrückſtand nicht von 
dem andern abgefunden, falls nicht, wie ich behaupte, dieſe 
Anweiſung die Tilgung der urfprünglichen Forderung be 
wirkt: - Der Gläubiger, wenn er nicht befriedigt wird, 
kann verlangen, daß ihm feine Sicherheit nicht gefchmälert 
werde, er braucht es fich alfo nicht gefallen zu laſſen, daß 
ihm nur Anweifung "auf eimen Kaufgelderrückſtand er- 
theilt werde, denn ihm haften beide Grunnftüde Die 
Sache. ift „wichtig, praftifch kommt der Fall“ täglich vor, 
ich will deßhalb etwas. hierbei verweilen und ben Fall am 
| einem Beifpiele veranfchaitlichen. — 

U. hat eine Forderung von 1000 Thlrn., off 
ihm die Grundſtücke Aſ 1. und 2, verhypothecirt find; 
die Grundſtücke werden ſubhaſtirt, erſteres erſteigert B. 
für 1000 Thlr., letzteres €. für 1000 Thlr. : Die Kauf⸗ 
gelder bleiben: rüdftändig; im Kaufgelberbelegungstermine 
wird A. angewieſen auf die 1000 Thlr. bei B. B. zahlt 
wicht, das: Grundſtück wird  vefubhaftirt, das Kaufjgeld 


wi 


beträgt. 600. — U hat 400 — ſomit verloren (ich 
ſetze voraus, daß er nicht aus anderm Vermögen befrie⸗ 
digt werden kann), obwohl ihm urſprünglich das. Grumb- 
ſtück A 2. wit verpfändet war und er alſo einen — 
— gar nicht zu befürchten hatte. 

Bft. die urſprüngliche Forderung des a — die 
—— Kaufgelder getilgt, ſo hat A. allerdings den 
Verluſt zu beklagen, allein formell laͤßt ſich nichts dagegen 
ſagen. Für ſeine urſprüngliche Forderung hat er eine 
gleich hohe bekommen, das mit jener verbundene — 
recht mußte erlöſchen ſobald fie: getilgt war. 

Iſt aber die urſprüngliche Forderung des U: ſtehen 
geblieben. und. hat er blos eine Anweifung erhalten, . fü 
durfte ihin feine, Sicherheit ‚nicht genommen werden, und 
ich weiß micht, wodurch ‚ex ſein Anrecht auf die Kaufgel⸗ 
der für beide Grundſtücke verloren hätte. So viel mir 
helannt, iſt nirgend geſetzlich beſtinmmt, baß ſich ver Gläu⸗ 
biger mit: ber. Anweiſung auf einen Kaufgelberrückſtaud 
begnügen müſſek) und eine Wirkung:sbeu Folge der Auwei⸗ 
dung kann es nicht ſein. Die Vertheidiger der Tilmann⸗ 
ſchen Anſicht müſſen daher, um: konſequent zu fein ;. dem 
A eine Anweiſung anfı beide Kaufgelverrüditände: ertheilen, 
dabei aber auch dafür forgen, daß er sicht: zuviel beklommt 
und keine Verwirrung im Hypetheleubuche ers 


Das ſcheint mir doch eigentlich der Streit zu ı fein, wenig, 
flens vorzüglich, - Dr. Sommer. 
am So Weit: mir. befannt, wird ih * Praxis der Glaubiger 
ua: in , einem ſolchen Falle immer. nur auf einen feiner Nor: 
derung glei kommenden Betrag der Kaufgeldet angewie— 
fen. Die Gefeggebung muß hier eine andre werden. A., 
45 mmelcher. hier, ben Verluſt von hlen.; leidet, wird obige 
= ge Pe —— lehung ne für, eine Spisfinbigteit 
‚Anspl: — erflären- und mit Recht. 
Der $. 135. des aan a) der neuen Hy: 
„Pathefenordnung;: re Te 
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+) So recht eigentlich nid. For 
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Ich will der praftifchen Wichtigkeit halber noch einen 
äbntichen Fall: erwähnen. A. hat eine Forberung von 
1000 Thlen., wofür: ihm wie Grundſtücke M:1. und 2. 
verpfändet: find. Das. Grundſtück AM 1. wirb fubhaftit 
und W. wird mit feiner- ganzen: Forderung auf das rüd- 
Ständige Kaufgeld, 1000 Thlr;angemwiefen. Nach meiner 
Anficht muß bie Hypothek auf Grundſtück As 2. geloͤſcht 
werben; nach der Anficht von Tilmann muß fie ftehen 
bleiben. Mun wird das Grundſtück 2. auch ſubhaſtirt, 
die Kaufgelver, 1000 Thlr., bleiben rückſtändig; ich wüßte 
nicht, was letztenfalls entgegenftehe, daß A. mit feiner 
Forderung auch auf dieſe Kaufgelder angewieſen würde. 
A. erhält: ſomit für ſeine Forderung von 1000 Thlen. 
Anweiſung auf 2000 The, die poſtloeirten Glaubiger 
erhielten nichts: und. ber Schuldner erhielte, ſobaild A. ſeine 
1000 Thlr. bezahlt erhalten, die übrigen 1000Thlr, 
falls ihn nicht A. darum betrügt. Daß das nicht in der 
Drdnung: ift, begreift ſich leicht. Die 88. 520 ff. A. G.O. 
L. 50., welche dieſen Uebelſtand befeitigen ſollen, geften 
nur für ben Fall: des Konkurſes, ſind aber auch, wenn 
bie Kaufgelder rückſtändig bleiben und man nicht der An⸗ 
ſicht beitreten will, ‚daß Die Anweifung auf die Kaufgelver 
‘als: Zahlımg wirle, kaum ausführbar, ohne die Rechte 
der Gläubiger zu beeinträchtigen. 

Ein ferneres Argument für feine Anficht findet. Til⸗ 
mann noch. darin,, daß Doch gewiß Niemand behaupten 
Tonne, daß durch die Anweifungen auf illiquide Aftiven, 
wie fie $. 552. 553.599. ber ER behanbeln, 





—E Güter — in einem Inſtrumente ober 
für ein und bdiefelbe Pot zum Unterpfanbe nit 
| verſchrieben werden; die zweite und jede folgende 
Einftagung ift nichtig. 
trifft das Uebel in ber Wurzel, dürfte aber praftifch nich! 
ausführbar fein. 
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die Glaͤubiger für völlig befriebigt gaͤlten und niemals auf 
den Konkurſifer zurückgehen koͤnnten; und: doch unterſcheide 
der Geſetzgeber dieſe Anweiſungen mit keinem Worte von 
andern Anweiſungen. Ich glaube, auch dieſes Argument 
iſt nicht haltbar. Der Cedent, alſo hier der Konkurfifer 
iſt nach A. L. R. I. Tit. 11. 8. 420. 430. dem Ceſſio⸗ 
nar für die Rechtsgültigkeit und Richtigkeit und Sicherheit 
ber Labgetretenen Forderung! zu "haften verpflichtet. Der 
8.1444. "x. ec. ftehtnicht entgegen‘ "cl. Präjudiz 2012. 
des: Geheimen Obertribunals Bd. 6) Neue Folge ver Ent- 
ſcheidungen Wennd alſo/ der Korkurfifer von den ange - 
'wiefenen::Gläubigern auch noch angegriffen werden kann, 
fo’ folgt daraus noch micht, daß die Anweifung nur eine 
Anweiſung, nicht Anweiſung an Zahlungsſtatt, Anweiſung 
als Ceſſion ſei. 

ad IV. Der Geſetzgeber kann im Jahre 1840 et- 
was anderes zwedmäßig gehalten haben, als im Sabre 
1834; ältere Gefete werben befanntlich nicht fofort abge- 
ändert, wenn etwas anderes für zweckmüßiger erkannt 
wird. Reine Willkür brauchte es deßhalb nicht zu fein, 
wenn in dem Gefeße von 1840 etwas anderes beliebt 
worden, als in einem Geſetze von 1834. Uebrigens find 
auch die Fälle verfchieven; hier ift ein Grundſtück das 
Pfand, welches veräußert werden muß und deſſen Kauf- 
gelver vertheilt werden müſſen, bort ift das Pfand eine 
Forderung. | 

ad V. Die Anweijung auf die Kaufgelder ift auch 
nach meiner Anficht noch jehr verfchieven von ber Weber: 
nahme von Forderungen Seitens des Käufers. Dei letz— 
terer bleibt die alte Forverung beftehen mit allen Moda— 
litäten. Die Höhe des Zinsfußes, die Zeit der Aufkün- 
digung u. dergl. richtet fich nach dem früheren Dofument. 
Bei ver Anmeifung tritt eine neue Forderung an bie 
Stelle der alten, die Modalitäten ergeben fi) aus ben 
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im Adjubifotionsbefcheide enthaltenen Subhaſtationsbedin⸗ 
gungen. Alſo auch diefer: Grund: non Tilmann, daß nach 
meiner Anficht Anweifung und Uebernahme identiſch — 
würden, ergibt ſich als unrichtig. J 

Ich muß hiernach bei meiner frühern Anſicht der⸗ 
harren, von der mich auch ver im $. 100. ber —33 9, 
Tit. 2. gebrauchte Ausprud Affignation nicht. abbringen 
kann; der Gefeßgeber hat ganz beftimmt mit dieſem Aus⸗ 
brud nicht etwas anderes bezeichnen wollen, als er im 
$. 516. it. 50. THE 1:29. .©. O. mit⸗ dem: Ausbrnd 
Anweifung bezeichnet hat. Die einem Mechtsgefchäfte: beis 
gelegte Wirkungen entjcheiden: über deſſen Natur mehr, 
als eine beiläufig geſchehene — er. ber Ge 
jetgeber kann hier irren. :.. u. ro. ni 
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3%: Kr. Art. 17 der Preußiſchen BVerfaffung- vyan 
A. damar 1850 wird über das Kirchenpatrouat und die 
Vedingungen, unter welchen daſſelbe aufgehoben „werben 
Im, ein beſonderes Geſetz ergehen. Es iſt dies eine 
Nachwirkung des in ber Märzrevolution von 1848 geftelf- 
ten Berlangens, alle Patronatrechte aufzuheben, ven Mit- 
ber betreffenden Kirchengemeinden nnbebingt das 
Vehlrecht zu ertheilen. Die Regierung hatte gegen eine 
Ilihe,. wo ſo viel ‚anberes Wichtigeres auf dem Spiele 
ſtaud, wenig erhebliche Conceſſion eigentlich nichts zu erin- 
en, allein es tauchte, ſehr bald die Frage auf, mit wel ⸗ 
Gem Rechte man ben Gemeinden dadurch die hisher ben 
Patronen obliegenden Kirchenbau · Verpflichtungen auflegen 
Ünne,.. Daß man nicht, das Patronat-Recht aufheben und 
de damit verbundenen ‚Laftenl, beftehen Iafien Lönne,,.bg, 
Helft man. fofort. Es fiel den Abgenrhneien der Gemein⸗ 
den aber gar. nicht ein, durch Aufhebung; bes Patronats- 
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rechts den Gemeinden die Kirchenbau⸗Verpflichtungen der 
Batrone überfommen zu laffen. Die Bauern find unge- 
heuer reelle Menfchen, die man felten überreven wird, 
neue geiftige Güter durch erhebliche Geldopfer zu erfaufen. 
Es blieb alfo, da doch einmal von biefem Grundrechte der 
freien Wahl der Kirchenbeamten viel die Rede gewejen 
war, nichts anders übrig, als dieſe Knacknuß, wie fo viele 
andere, durch den gedachten 8. — faft gleich mit dem 
Art. 14 der oftropirten Verſaſſung vom 5. Dezember 1848, 
nur mit dem Unterfchieve, daß e8 bier heißt aufzuheben“ 
und in der neuen Berfaffung: ‚vanfgehoben werben kann⸗ 
— ber näheren ober ferneren Folgezeit zu überlaſſen. 
Wir wollen hier ſchon gleich daran eritineren, daß, wenn 
nach Artikel 15 der Verfaſſung die Kirchen ihre Angelegen- 
beiten „jelbitftändig ordnen und werwalten,“ es zumächit 
Sache der Kirche fein wird, bier Beichluß zu faffen, und 
deßhalb mit dem chriſtlichen Staate, deſſen Ei * 
anf“ die Vboilʒiehung⸗ da⸗ er allein! Serichtsb 
wenigftens eine zu veellerErekution — 
barkeit hat, nicht zu umgehen iſt, ſich zu beuehmenn Seiner 
wird ein — zwiſchen dieſen ſiameſiſchen Zwillingen 
bieten i 21 nt 
er No fer a a 0 ECT a ea 
—* —182 ne 
| Die fan Bereit‘ ——* esta der 
Patronailaſten führt iins auf deren erhebfichfte; "die Kirchen⸗ 
baulaſt. Es iſt hier im vorigen Jahrhundert in der Form 
bes Geſetzes großes Unrecht geſchehen. "Das Patronatrecht 
ift auf manchfache Weife entſtanden. gIm ·Wefenllichen 
theilen die Patrone ſich in Stifter von Keirchen oder Nech⸗ 
folger in geiſtlichen Ernennungsrechten und ſolche, welche ⸗ 
namentlich geiſtliche Corporationen durch Incorporation — 
Kirchenbermogenerhalten haben nit in Folge dieſet 
— Kircheitbediente ernennen. Siehe überhaupt 
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9. 9. Böhmer: J. eceles. Prot. Tom III. Lib. 3 Lit..,38. 
Walter Kirchenrecht 8. 150, Eichhorn Kirchenrecht. T. IH. 
eine Rirchenbau⸗Verpflichtung aufgelegt, wohl aber den 
letzteren. Wenn das Concil. von Trink Sess. 21. Gap... 
de: reformatione. jagt: oa hit use we 
—aꝛparochiales vero an; eriamsi; juris ‚pa- 
Ä tronatus sint, ita collapsas. jrefici; et instaurari pro- 
curent ex, fruetibus) ;et proventibus. quibusconque, 
21:1 ‚adr easdem eoelesias quomodoeunque pertinentibus; 
qui si non: fueriat' safficienles,, omnes patrunos, ei 
alios, qui [ructus aliquos. ex dictis eccle- 
„» siis.provenientes pere ipiunt, aut in illorum 
delecunn parochianos; omnibus remediis opportunis 
ad praedicta cogantz; 4 
ſo ſind offenbar, wie aus dem Radfap:. ei ion qui 
ſroelus aliquos etc. hervorgeht, nur folche Patrone gemeint, 
nelche, Nutzuugen aus dem Kirchengut beziehen. Darum 
iſt dann im ganzen Weſten, wo dies in. der Regel nicht 
der Fall, früher Niemand. eingefallen, gewöhnliche Patrone 
> deren Rechtsverhältniß zur. Kirche ſich auf das Präfen- 
tationsrecht des Pfarrers befchräntt, — für Kirchenbau: 
pflichtige zu ‚halten, ſondern es find, vorzüglich nur Klöfter 
und andere geiſtliche Corporationen, welche Kirchen per 
unionem et incorporalionem erworben hatten — reſp. der 
diokus als ihr; Nachfolger als baupflichtig angeſehen 
worden?), In Schleſien aber, wo vie Gut sherru zugleich 
bie, Patrone find, hat ſich vielleicht; auch mit durch Incor— 
porationen-;von Kirchengut an mehreren Orten ein burch 
das pon :Steugel Beiträge ‚Bd, 7. ©. 233. mitgetheilte 
Erlenntniß bezeugtes Herkommen gebildet, daf in Erman— 
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S. auch Eichhorn Il, 804. f. 704. ff. 
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gelung hinreichenden Rirchenvermögens der Patrou bei 
Landkirchen ”, bei Stadtkirchen/des Geldbeitrags und 
die Gemeinde das Mebrige, fo wie Hand⸗ und Spannbienite 
aufzubringen ſchuldig· Bekannt iſt nun der EinfluR, den die 
ſchleſiſchen Juriſten — vr Carmer, Suarez — auf bie 
Redaction des Allgemeinen Landrechts gehabt: "Sie haben 
dann auch jene Beftimmung "wörtlich! ing allgemeine Yand- 
vet TH IL. Tit. 11. 82712. 731. 740. übertragen, 
nachdem fie vorher in $. 7100 beſtimmt 

„wo in Anfehung der Koſten zum Baue, und zur 

+ Unterhaltung der ſtirchengebäude, durch ns 
vechtsfräftige Erkenntniſſe, ununterbrochene Ge— 
wohnheiten oder beſondere Provinzial- Geſehe 
gewiſſe Regeln beſtimmt ſind, danhat es auch 

ferner dabei fein Bewenden u I 

Es ſpricht won: ſelbſt, welche Schwierigkeiten der Gegen⸗ 

beweis gegen jene Regel hat, da ſolche Bauten gewöhl- 

lich erſt nach Jahrhunderten vorkommen. Fragen wir die 

Redactoren, wie ſie zur Aufftelhung einer’fo) auferorbeit- 

lichen Rechtsvermuthung gekommen, ſo fagt uns Suare; 

in der revisio: Möhitörum (Bi SEVEN ———— 4. 
S. 178) blos: 

„Dieſe Vorſchriften gründen fi iheitesmifihe 
Conenium Tridentinum, theil® anf die durch eine 
faſt allgemeine praxis reeipirte Moäificätiohes beb⸗ 

1 ſelben. "Böhmer Juri; Par. Sec VII. 
"7 ap: TIL De in dem 8. 710, die Beibehaltung 
der jeben Orts bisher ſtattgefundenen Verfaſſun 

‚gen, ſoweit dieſelben auf Verträge, judicats, rechts⸗ 

gültige Gewohnheiten, oder beſondere Provinzial⸗ 
Geſetze gegründet ſind,ausdrücklich feſtgeſeht 
worden, ſo kann wohl Niemand über die hier 
angenommenen ſubſidiariſchen Beſtimmungen ſich 

mit Grunde beſchweren. id bu 
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Es bedarf feinen Ausführung, daß durch dieſe Entſchuldi⸗ 
gung "eine, ſolche liederliche Art von; Geſetzgebung nicht 
gerechtfertigt wird. Der Geſetzgeber iſt berufen, das im 
Bolfe lebende, durch die Natur der Verhältniſſe, durch bie 
Vernunft begründete Recht zur Geltung, fomit zur Erfennt- 
niß zu bringen, Er iſt aber nicht berufen, das. Bartifular- 
Necht einer einzelnen Provinz, einer einzelnen Gegend 
gleich als Rechtsvermuthung für den ganzen -Staat hinzu- 
ſtellen, er kann ja das Dafein ſolcher Verpflichtungen nur 
bezeugen/ nicht aber’ neue. einführen wollen. Es Tann 
nimmer ein Grund vorliegen, weil Hunderten von, Patronen 
durch ein Herkommen eine. folhe Verpflichtung. obliegt, 
mit bie. wielen - übrigen. Tauſende Damit ‘ober. Doch mit 
einen Gegenbeweiſe, daß ihnen ein ſolches Herklommen 
nicht entgegenſtehe, zu belaſten. Nur wo die Mehrheit der 
Fälle für die Verpflichtung ſpricht, mag es ein. geringeres 
Uebel; fein, durch Eopififation dieſes Rechtsverhältniffes 
fur die Ausnahmefälle ven Beweis aufzulegen, als die 
Mehrzahl der herklömmlich berechtigten mit Beweiſen zu 
plagen. Nun aber war ſelbſt in Schleſien jene Regel 
nicht unbeſtritten allgemein. Wir finden in Kochs Schle— 
ſiſchem Archiv Bd. III. S. 411. eine Conſtitution des 
Herzogs von Braunſchweig⸗Oels für das Fürſtenthum 
ODels von 1664: Artikel XXI, welche alſo lautet - .-; ; 
Weil: auch in der Viſitation der Augenſchein 
gegeben, daß an unterſchiedlich vielen Orten die 
Gebäude, theils die Kirchen ſelbſt, theils der 
Mirchthürme, theils ver Pfarrer-, Schul⸗ und 
Schreiberhäuſer ſehr baufällig und nothwendige 
Beſſerung bedürfen, und aber jedem Patron ges 
sn) wvbührt, ſich zu, Handhabung ſeines juris patronatus 
miſorgfältig und thätig zu erweiſen. Als werden 
in fie Hiermit alle ſämmtlich erinnert, dahin vorzu⸗ 
"1 jinnen und Bedacht zu leben, daß zuvörderſt die 
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"Kirchen fammt deren Thürmen und Pärchen: dann 

auch die. Pfarr- und Sihreiberhäufer, von dem 

Kirchenvermögen, two aber feins vorhanden, ober 

+9 bdaffelbe nicht fuffictent und auskömmlich, von 

- denen fänmtlihen Eingepfarrten durch billigen 

» Beitrag reparirt und ftets in baulichen Weſen 
erhalten werben möge.“ 

— ehen davon, ob der Herzog von Braunſchweig Oels 

die geſetzgebende Geivalt gehabt, was, da er nach Abgang 

der allerdings bazu berechtigten Piaftifchen Herzoge von 

Dels ex: nova gratia 1647 beliehen, bezweifelt, fo ergiebt 

fich doch wenigſtens aus. jener Stelle, daß das fragliche 

Herlommen fein allgemeines geweſen. — Freilich hat 

tiachher in Schlefien ein Kirchen-Reglement vom 8. Auguft 

1750 Nr. 11. lit. g. (Koh S. 441.) fi für die Ver 

pfligtung. ver Batrone und Parochianen, in Mar 

gel. des Kirchenvermögens, die Kirchen“ und Pfarrge⸗ 

bäube ex propriis zu bauen, ausgefprochen; welche Geſetz⸗ 

kraft dieſes Reglement habe, dies zu — liegt uns 

hier zu * 


In den weſtlichen Provinzen, im deren größerem 
Theile das allgemeine Landrecht ſogar erſt 1803, 1815, 
1825 eingeführt worden, hat man nun vollends gar nichts 
von einem ſolchen Herfommen gewußt; nie ift dort ein 
Patron — der nicht, wie häufig die Klöſter, durch Incor- 
poration das Kirchenvermögen, namentlich Zehnten, ermor- 
ben hatte — als beitragpflichtig zum Kirchenbau augefehen 
worden. Auch Aaͤßt fich für die nach ‚Herausgabe bes alls 
gemeinen. Landrechts erworbenen Provinzen: nicht füglich 
annehmen, daß ver Gefeßgeber auch darauf bas im allges 
meinen Landrechte von 1794 niebergelegte Zeugniß über 
die berfömmlichen Pflichten der Patrone habe erftreden 
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wollen/ da er dieſe Verhaͤltniſſe ja noch: nicht kannte. 
Allein wir haben in unſrer Jurisprudenz eine fo vollſtän⸗ 
dige Confuſion von Geſetzgebung und Rechtsbezeu⸗ 
gung; viele unſerer Juriſten find fo wenig rationell ge⸗ 
bildet, daß man mit ſolchen Bebenten kaum ‚allgemein ver- 
fanden wird. Nicht zu verwunbern iſt daher, daß all- 
mahlich auch in «den weftlichen: Provinzen bie Sakung 
des allgemeinen Laudrechts eindringt. Dieſes iſt an bie 
Stelle des gemeinen ‚Rechts getreten, der: Patron, ber alfo 
nicht Verträge, rechtsfräftige Erfenntniffe, ununterbrocheue 
Gewohnheiten. ober beſondere Provinzinl-Gefege für fich 
führen kann, muß die Kirche‘ bauen, obgleich bisher 
Niemand davon gewußt hat. Im unferm Archiv Bd. XI. 
6,.629—634 ift ein. Erkenniniß des Geh. Obertribimals 
in einem Falle aus. ber Grafjchaft Mast mitgetheilt, wo» 
rin ee als Reſultat feftftellt;. 
+ ‚nbaß bisher beſtimmte, auf — Ge 
vv, nwohnbeit fich. gründenbe Regeln, . darüber, ob 
xund ‚inwieweit die aus den Kirchenmitteln nicht 
zu beftreitenven Bauten von ber Gemeinbe ober 
von dem Batron, oder won ‚Beiden: zugleich be- 
„ftritten werden müßten, in ber Kirchengemeinde 
nu Seufich nicht gebildet haben, vielmehr in frü- 
1.2 abern:: Zeiten. das; Fehlende entweber durch Dar- 
Ss „leben; die für. die Kirche aufgenommen worden, 
"oder durch freiwillige Beiträge beſchafft worben 
uwar, wie das der Mläger auch ‚anerkannt hat. — 
=" ‚Davans folgt dann aber, daß, wenn gegenwär- 
ntig ber bisher ausreichend geweſene Weg nicht 
miehr genügt, auch die gefeglichen Vorſchriften 
ah —— greifen müſſen; denn daraus, daß der 
„„„Patron bisher Nichts bezahlt Hatte, folgt nicht, 
“tmwbaß er. von: Beiträgen zum Bau befreit ſei. 
„Es hätte dies auch geſchehen können, wenn bis 
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ndahin bien Kirchenmittel immer hinreichend ge⸗ 
vweſen waären und es erſcheint einerlei, wenn im 
anvorliegenden Falle die fehlende Summe immer 
adurch freiwillige Beiträge zu beſchaffen geglüdt 
nwar. — Eine als Norm für die Zukunft gel⸗ 
tende Norm konnte dadurch immer nicht gebil⸗ 

: bet werden, dielmehr fehlte es blos au Veran⸗ 

— wilafuug die geſetzlichen — zur Anwen ⸗ 

ddxyung zu bringen. · 

— einer anderen 1847 aatſchiebenen Sahhe des 
Gutebeſter⸗ Tenge zu Niederbarkhauſen gegen bie kir⸗ 
chengemeinde zu Neu+ Kauniz kam dieſelbe Frage zu 
Sprache. Tenge iſt Nachfolger: des Fürſten Kaunitz im 
Beſitz der Grafſchaſt Rietberg. Niemand hat dort früher 
von einer Bau⸗Verpflichtung der Patrone gewußt, deſſen 
ungeachtet iſt er verurtheilt worden. Die Gründe des die 
gegen die Entſcheidung ber: Paderborner Oberlandes— 
Gerichtsdeputation für fummariſche Prozeſſe 2ter Inſtanz 
vom 8. November 1846 ergriffene Richtigkeitsbeſchwerde 
verwerfenden Erkenntniſſes find folgenden 

In der ———— wird kein Appellatieer⸗ 


ds ber Vorwurf ——— — er un ‚bie in bem 
+. Bier vorliegenden Fall: erfolgte Anwendung ber Bor: 
Schrift des A. L. ee — H. — ih 8. 731. nidt 

allein. 
‚a. gegen die — Vorſchrift des Publications⸗ 
Patents vom 9: September 1414 8. 2., wodurch 

——— worden: 

daß in den neu erworbenen Prodinzen die be⸗ 
ſonderen Geſetze, Conſtitutionen und Gewohn⸗ 
heiten, welche. bis dahin im: Kraft geſtanden 
haben, auf fernerhin beibehalten werden ſollen, 
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ſondern auch gegen die ſpecielle Vorſchrift des A. 
8. R. Th. II. Tit. 11. 8. 710. 
daß, wo in Anſehung der Koſten zum Bau und 
zur Unterhaltung der Kirchengebäude durch Ver⸗ 
träge, rechtskräftige Erkenntniſſe, ununterbrochene 
Gewohnheiten oder beſondere Provinzial⸗Geſetze 
gewiſſe Regeln beſtimmt ſind, es dabei auch fer 
ner ſein Bewenden haben ſolle, 
verſtoßen habe. 
Allein dieſe Rüge kann nicht für begründet erachtet 
werden. Eine Verletzung der allegirten Rechts⸗Grundſätze 
wirde dem Appellations⸗Richter nur dann beigemeſſen 
werden können, wenn er angenommen hätte: 
daß in der Grafſchaft Rietberg im Allgemeinen 
durch beſondere landesherrliche Geſetze eigene 
Vorſchriften über die Beitragspflicht der Patrone 
zu den Kirchenbauten ergangen wären, oder daß 
ſich ein ſolches beſonderes Rechtsverhältniß durch 
ergangene Judicate oder ununterbrochene Gewohn⸗ 
heit entweder in der ganzen Grafſchaft oder doch 
bei der betreffenden Kirche ausgebildet habe, 
— aber von ihm die Vorſchriften des A. L. R. 
Th. II. Tit. 11. 8. 731. bei der Entſcheidung zum Grunde 
gelegt wären. 
. Dies ift aber nicht gefchehen, mern feine Sa 
dung gründet fich lediglich darauf: 
daß nach Allen dem, was in —* Akten angeführt 
und beigebracht worben, nicht anders angenommen 
werben könne, als daß in der Graffchaft Rietberg 
bie betreffenden Rechtsverhältniſſe weder ‚Durch 
. befondere landesherrliche Verordnuugen, welche 
als Provinzialgefeke angefehen werben könnten, 
regulirt feien, noch auch fich ein.fpecielles von 
den. allgemeinen. Grunpfägen des kanoniſchen 
uv. S 38 Deft. 32 
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Rechts abweichendes Hatommen‘ — —* 
bildet habe; 
daß vielmehr: in ber gedachten Grafchaſt ledig⸗ 
lich die allgemeinen Grundſätze des kanoniſchen 
Rechts zur Richtſchnur gedient hätten. 

Und hieraus ergiebt ſich, daß die Entſcheidung in 
der Art, wie geſchehen, nicht mit Erfolg angegriffen werden 
konnte, indem es gar keinen Zweifel unterliegt, und ſchon 
vielfach entſchieden, daß Durch die Vorſchriften des L. R. 
Thl. II. Tit. 11. 8. 711. 07 ſ. den früher beſtandenen 
rechtlichen Grundſätzen des gemeinen und kanoniſchen Rechts 
derogirt und das Landrecht an deren Stelle getreten iſt 

Da nun auch in der Nichtigkeitsbeſchwerde gar leine 
beſondere Gründe angeführt ſind, welche Anlaß geben 
könnten, anzunehmen, daß in der Grafſchaft Rietberg an⸗ 
dere Rechte als die" allgemeinen Grundſätze des kanoni⸗ 
ſchen Rechts zur Anwendung gekommen ſind, und noch 
weniger, daß in dieſer Beziehung der Appellatlonsrichter 
ſich irgend einen Verſtoß habe zu Schulden kommen laſſen, 
welche die Nichtigkeit der Entſcheidung begründen könnte, 
ſo muß auch die Verwerfung der aufgeſtellten — 
erſolgen. 

14 " 7 
4. I En To 

In der Provinz Sachſen, — ben’ von — 
Sachſen herſtammenden Theilen uämlich — erregte die 
verſuchte Verwirklichung der Lanbrechtsbeftimmungen gro 
Ben Widerfpruch. Durch eine Eabinetsorhve vom 31. März 
1829 wurden die desfalfigen Prozeſſe bis zur Entfcheivung 
diefer Frage im Wege dev Geſetzgebung ſiſtirt (. Kamptz 
Atınalen” der inneren Verwaltung Bdo. 13. S. 291.) 
Durch die Cabinetsordre vom 14. Mat 1838: warb dieſe 
Siftirung wieder aufgehoben (f. v. Kamptz Annalen Bo. 22. 
©. 348.). Es erftritten nun mehrere Gemeinden Judikate 
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nach ben landrechtlichen Grundſätzen. Nach ver Verordnung 
vom 11. November 1844 (Geſetz-Samml. 1844 S. 6990) 
war aber auf dem Provinziallandtage ein Vergleich zwi— 
ſchen den Rittergutsbeſitzern — meiſt Patrone — und 
anderen Grundbeſitzern zu Stande gekommen. Die Rit— 
tergutsbeſitzer verpflichteten ſich, von ihrem bisher ſteuer— 
freien Grundbeſitz zu Kirchenbauten 2c, in einem vergliche— 
nen Verhältniß beizutragen, wogegen ſie von den Ver— 
pflichtungen auf Grund der Patronatrechte entbunden wur— 
den. Der König erließ hienach eine Verordnung. Der 
Sachſiſche Provinziallandtag trug auch darauf an, die ſchon 
jdilatmäßig feitgejtellten Verhältniſſe nach venfelben Grund— 
fügen zu veguliren, was der König in ber Cabinetsorbre 
vom 11. November 1844 aber ablehnte, mit dem Bemer- 
fen, daß er als einen Beweis Iobenswerthen Gemeinfinnes 
mit befonderem Wohlgefallen anerkennen werde, wenn die— 
jenigen, welche hier blos durch das formale Recht vor 
den Ändern begünftigt find, von vemfelben feinen Gebrauch 
machen, ſondern zu ben Parochial-Leiftungen nach den 
Beitimmungen der jegigen- Verordnung beitutragen fich 
bereit finden. 
5. 

Im Münſterlande ſuchte man ber landrechtlichen 
Satzung eine entgegengeſetzte gegenüber zu ſtellen. Schlü- 
ter ſchlug in feinem Provinzial-⸗Rechtsentwurf von 1829 
©. 84. zum $. 710. A. L. R. U. 1. ‚folgende Beftim- 
mung vor: 

⸗Inſoweit bie Unterhaltung, ver Kirchengebänbe 

nicht auf, dem Grund befonverer Stiftungen 
oder Verträge, ober nach dem Herbringen, eins 
zelnen Gutsbefigern, Klöſtern 2c. aufliegt, müffen 
die dazu erforderlichen Koſten, wenn bie Kir⸗ 
cheneinlünfte nicht hinreichen, N Be 


ſpielen getragen werden. 
— 
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Schlüter beruft ſich zum Beweiſe für dieſen Sag 
auf die drei mitabgedruckten Verordnungen vom 17. Juli 
1777, 14. März 1788 und 9. November 1789, allein 
darin findet fi) der eben ausgehobene Rechtsſatz richt. 
Die erfte Verordnung vom 17. Juli 1777 (bei Schlüter 
©. 336. 337.) ift dadurch veranlaßt worden, daß ber 
Landesherr mißfäligft wahrgenommen, daß verſchiedent⸗ 
lich im Hochſtift ſowohl in den Heinen Städten, als auf 
dem Rande, die Kirchen bei daran verfpürten Heinen Nän- 
geln zu gehöriger Zeit nicht wieder ausgebefjert worden, 
mithin erfolge, daf entweder nachher bei’ fich 'vergrößern- 
ven Mängeln die Kirchen mit weit ſchwereren Koften Hin- 
wieder in Stand gefett, oder dem gänzlichen Verfall, 
Um- und Einjturz überlaffen werden 'müffen. Der Lan- 
besherr verordnet daher auf Anfuchen der Lanbftäube, daß 
bet 10 Thlr. Strafe bei den künftighin abzuhaltenden 
Kicchipielsrechnungen von, den Pfarrern und Kirchenvor⸗ 
ftehern entweber ſchriftlich oder mündlich der Zuſtand 
jedes Orts Kirche, nämlich, ob daran einige Mängel ver- 
fpürt oder Ausbefferungen erforberlich find, gemeldet umb 
angezeigt, fort von den bei den Kirchſpielsrechnungen an- 
wefenden Beamten, Gutsherrn und Bevollmächtigten dar— 
auf der Bedacht genommen werben folle, daß bie an ben 
Kirchen etwa befindfiche große und geringere Mängel fo- 
fort auf Koſten derer dazu Pflichtigen wieder 
ausgebeſſert und in Stand geſetzt werben. — 
Man überzeugt fich Ieicht, daß hier keine Entſcheidung 
barüber, wer ver Bauverpflichtete fei, gegeben if. Daß 
man auf Verhütung‘ ‘größerer Mängel durch zeitige Ab⸗ 
bülfe der Heineren finnen foll, iſt ſehr natürlich, und fteht 
mit der dem Patron obliegenden over nicht obliegenden 
Baunpflicht in Feiner‘ Verbindung, ba ja auch nach dem 
Landrecht zuerft aus ven bereiten -Kirchenmitteln die Bau⸗ 
often beftritten werben follen, und ja auch die Eingepfarr- 


ten ein heil der Baupflicht trifft. Daraus alſo, daß 
bier von einer. Konkurrenz des Patrons bei jenen. Erör- 
terungen feine Rebe ift, folgt natürlich nicht, daß ihm 
bei. Erſchöpfung des Kirchenvermögens feine vorzügliche 
BDeitragspflicht obliege. Schlüter fcheint Dies daraus ges 
folgert zu haben, daß hier von Kirchfpielsrechnungen 
die ‚Rebe; tt, bei deren Abhaltungen jene Erörterungen 
geſchehen follen, allein es verfteht fich von felbft, daß da- 
mit noch: nicht gefagt ift, wer, im Falle das Kirchenver- 
mögen nicht hinreicht, bie Daufoften, und zu Ba 
Quote, beftreiten foll. 

Die : Verordnung vom 14. März 1788 (Schliter 
S. 413. 414.) berichtet, ‚wie von ben Lanbftänden ange⸗ 
zeigt worden, daß einige Empfänger der Einkünfte ‚ber 
Pfarr⸗ oder Kicchipielsficchen. in den Fällen, wenn ‚die 
Einkünfte der Kirchengüter zu Bejtreitung der Ausgaben 
nicht hinlänglih, und alſo ein Beitrag aus ben 
Kirchfpielsmitteln erfordert wird, ſich weigert, 
bie Kirchenrechnungen den Iandesherrlichen Beamten und 
ben Gutsherrn offen zu legen. Da es aber billig fei, 
dag Beamte, und Gutsheren, wenn die. Ausgaben behufs 
ver Pfarrkirchen aus Kirchſpielsmitteln beftritten ‚werben 
follen , von der Verwendung der .orbentlichen Kirchenein- 
fünfte, und von dem Endzweck und Nothwendigfeit ber 
aus. ven Kirchfpielsmitteln zu beftreitenden. Ausgaben vor- 
ber unterrichtet werben, damit in. berartigen. Fällen bie 
zweckdienlichſten Anftalten deſto ſicherer getroffen , werben 
Finnen, — fo werbe hiermit verordnet, daß hinfüro aus 
Rirchipielsmitteln »oder- aus der Schagung behuf der Pfarr⸗ 
lirche feine Zahlung verfügt werben. ſolle, wenn nicht vor— 
ber die bei gehöriger geiſtlicher Obrigkeit von dem Rech— 
nungsnehmer geziemend abgeſtattete und quittirte Kirchen- 
zn mit, ben n.beplbtn, etwa ——8 — den 


— 
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Kirchſpielsrechnungen zur Einſicht vorgelegt worden In 
dringenden Fällen ſoll auch ſchon den Beamten und eini- 
gen auf den Kirchſpielsrechnungen hierzu zu bepufivenden 
Gutsherrn die Rechnung vorgelegt, und dieſemnachſt das 
Erforderliche veranftaltet, auch ben Kirchſpielsrezeptoren 
die zur Zahlung nöthigen Befehle ertheilt werben. Die 
Berorbnung vom 9. November 1789 (Schlüter ©. 418.) 
generalifirt dies Ietere dahin, daß die Beamten in bem 
vorbeftimmten Falle die Kirchenrechnungen einigen ober 
ben auf bie Kirchfpielrechnungen hiezu zu bepntirenben 
Gutsheren des Kirchſpiels fehriftlich fonmminiziren und auf 
diefe Art den ebiktmäßigen Zweck befördern Tönen und 
ſollen. — Es iſt allerdings Har, daß hier das Auftom 
nen des Kirchfpiels für die Defefte ver Kirchenrecnum 
unterſtellt ift, nirgend ift aber der Kirchenbauten und ber 
Patronatverhältniffe in diefer Beziehung gedacht. Immer 
bin wiürben, two ein Patron zur Hergabe eines Theile 
ber Baufoften verpflichtet gewefen wäre, wegen — 
bes Kirchſpiels dieſelben Maaßnahmen veranlaßt geiefe 
fein, welche die angeführten Verordnungen hier vorſchre 
ben. — Ueberhaupt ift ja gar fein Streit — baf 
bis zur Einführung des allgemeinen Landrechts eine foldh 
Banverpflichtung der Patrone auf'*/, des Gelbbeitrag 
als im Münfterlande beftanben, fo wenig als in ben Aibri 
gen Weftfälifchen Provinzen bewiefen werben Tann. Dies 
bat aber pas Obertribumal Bisher nicht gehindert, Hier 
immer bie Tanbrechtliche Beſtimmung über bie — 
des Patrons anzuwenden. 

Auch das Münſterland wird ſich alſo nachgerede 
dem neuen aus Schleſien Ver EZ —r 
quemen müffen. 















Im Bereit Befhetei Ani en dieſen dehen⸗ 
gelegenen Theile des Erzſtifts Coln — im Kreis Neuwied 


j. DB, Linz, mo übrigens das gemeine Recht noch gilt — 
entſchieden über die vorliegende Frage die Churcölnifchen 
Geſetze. Die Didcefan-Synode vom 20. März 1662 be- 
richtet S. III. Tit. 7. Cap. 2. $. 2.*) „Ut reparationi 
et reaedificationi ecclesiarum promptius consuleretur „ in 
primaeva bonorum eecclesiasticarum divisione, una portio fa- 
brieae earundem fuit assignata: quae si deficiat, aut impen- 
sis/reparationis impar sit, decimas percipientes necessaria 
sabministrare obligantur: aequum enim est, ut lucro gau- 
dentes, onus ei annexum etiam subeant. Quae si non suffi- 
ciant, Sacriv.decrevere. canones ,„ ut eiusdem ecclesiae bene- 
feiari pro rata reddituum, deductis ad vietum, et vestitutum 
decentem requisitis, contribuant, et demum ad collectas paro- 
thianorum recurratur.“ Der $. 3. fährt fort: „Verum 
longissimo usu reeeptum, et in plerisque dioecesis Nostrae 
locis observatum est, ut qui decimas majores percipit, ad 
ecelesiae parochialis navim, loci communitas ad turrim cum 
omnibus' et singulis ipsins ecclesiae appendicibus, pastor ad 
chorum conservandum, ei reparandum teneantur, quam con- 
sietudinem, uti Jaudabilem praecipimus observari.'* Diefe Be- 
ſtinmungen ließen Vieles zu winfchen übrig, und in einer 
Verordnung‘ vom 28. Auguft 1715**) tagt daher ver 
Churfürſt über die Menge ver Prozeffe, während veren 
die Kirchen ’ ungebaut jtehen, wohl gar verlaffen werben; 
et jet daher Folgendes provisionaliter feit: 
.2do. Pro reparationibus ecelesiarum, et tabulati 
necnon paramentis Ecelesiae sive con-sive reficien- 
dis salva cujuscunque loci consueludine et obser - 
vantia liquida et incontradicta, quam prae om- 
| wu) obser rari || — si 
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et quatenus eas expensas palianlur, examinato pfac- 
vio redituum-siatu,- eitra tamen exonerationem:de- 
cimatorum pro futuris temporibus, si contingeret 
nune -et tunc- eosdem- reditus ad praetacia onera 
non sufficere „ necessaria desumentur, aut juxta 
redituum proportionem, subsidium aliquod ex. iis- 
dem, a Nobis, seu. nostro in spiritualibus Vicario 
Generali determinandum, - in praedictos.usus «appli- 
eabitur , reditibus vero fabrieae deficientibus; si 
Ecclesia sit filialis, ad petitionem et commoditaiem 
populi erecta, ipsi Parochiani::eadeim:Beglesia 
utentes; si vero Matnix Ecclesia,. decimatores ma 
jores totius Parochiae, qui si plures fuerint, qui- 
libet pro rata partis, decimarum provisionaliter, ei 


’ «um reservatione regressus contra eos, quos eX 


speciali. causa ad haec onera subeunda. obligatos 


'. putaverint, in ordinario judicio intentandi ad praes 


tactorum onerum sumptus praestandos eosque cou- 
pellentur,; donee aliud evieerint. Ubi vero null 
forent deeimatores, populus eundem in finem: col- 
tribuetz pro .reparatione vero chori, et appendicum 
Ecclesiae, necnon pavimenti et turris (misi aliud 
quoque consuetudo obtineat) necessaria, seu sul 
sidium juxta vires redituum-Ecelesiac, eodem mode; 
assignabuntur. At, reditibus Edelesiae ‚deficientibus, 
ad conservalionem pavimenti, appendicum, et lur 
ris, concurret communitas; chorum vero Pastof 
Ecclesiae,. videlicet. Matricis (nam. in filiali sen 
Capella Parochiani, juxta praedieta,., ad ferenda 
haec onera obligabuntur) rite conservabit, dummodo 
alias honesta sustentatio remaneat, cum reserva- 
tione tamen regressus, uti in praemissis ordinatum 
est, quod postremum etiam ad Vicarios ‚perpetuos 


1} N 


— 501 — 


extendi volumus, modo eompetentia vivendi media 
eisdem assignata, praedieto oneri, et honestae 
sustentationi 'sufficiant : alıas contra decimatores, 

uti praemissum, :-provisionalis Ordinatio‘ nostra, 
Arge ad pleniorem ordinarii judicis ‚decisionem, 
obtinebit; cui provisioni eliam locus; erit,, si circa 

8— ea, quae sustentando a necessaria > que- 

 rstiaiexorietur. 

‚Rintelen*) faßt dieſe — — und 
proviforifchen Feſtſetzungen mit — — int * 
en — rn 
3 Zum & 710: — * ET 

" Bufa Ihr noesı vu awug 
$. 1. - > gr Ay 'yf W 

Ueber die Verbindlichkeit zum Bau und zur Unter⸗ 
haltung der Kirchengebäude gelten in den N > 
Bine. ka a 

$. 2. —— 

gunachſt ind. bie an einzelnen Orten etwa Hor und 

mefrtienen ie ESCHER zu — 
$. 3. 

Fehlt es an dergleichen Vewohnheiten, ſo ſiud, mit 
Vorbehalt des Regreſſes der Betheiligten gegen diejenigen, 
welche ſie, nach einer ſtreitigen Obſervanz, oder aus einem 
ſonſtigen ſpeziellen Rechtstitel, dazu für verpflichtet er 
die Koften in nachftehenver Art aufzubringen. : 

4, 


ß. 
Sind die Einkünfte des Kirchen-Vermögens, nach 
einer anzulegenden Berechnung mit Rückſicht auf die an⸗ 
OS daraus zu Teiftenden, Abgabert zur ——— 
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ber: wet ganz oder zum Theil ausreichend/ ſo find letz⸗ 

BSR SIEH Betrage aus jenen: — zu entnehmen. 

1J 2 Du u 8.5, Rt: lie: 

„Bei'beren Ungulänglictei —* Tochterkirchen die 
— 8 auf die en SEN 
bebienen, übers sol ui dir ri 

ee AR, 6: ERBE: % 

Bei Mutterfirchen müffen bie Roften-für die Unter: 
Haltung der: brennenden Lampe vor dent Altar, Hinfictlich 
des Schiffs der Kirche, Des Tafelwerls und der Paramente 
von denjenigen getragen werden, welche innerhalb des gan 
zen Kirchenſprengels Großzehnten zu erheben haben, und 
zwar, wenn deren mehrere ſind, von jedem nach Verhält— 
niß ſeines Antheils am Zehnten. 

null m; da Ei. die a wo 
eſtehen keine Zehnter, fo: tritt auch hier die: Ber: 
bindlichkeit der Eingepfarrten ein, welche cüberdies unbe⸗ 
dingt die Koſten des Baues und der Unterhaltung des 
za und des PRafIes) der z.. as übernehmen haben. 
3, 5; BR 3 Kr Ha nd mars 

Die Bau- und UnterBaltiungs- Koften des Chors ber 
Kirche fällen dagegen. bei Mutterfirchen dem Pfarrer oder 
Viearjos. perpetans zuꝝ Laft, infofern | denſelben nach deren 
Abzuge ftändesmäßiger Unterhalt verbleibt, und nur, wenn 
dies nicht der Fall iſt, müſſen — auch 
dieſe Koſten beſtreitenn Js sun m mals 

9: % 

" Die Feſtſetzung/ welche Beträgeraus Sen Mintünften | 
des Kirchen⸗Vermoögens und von den Einnahmen tes 
Pfarrers oder Vicars gegeben werben‘ können zoftehtizw 
nächſt der höhern geiftlichen Behörde zu, und es ift dieſe 
ſo lange in Ausführung zu bringen, bis eine abaͤndernde 
richterliche Entſcheidung exgangen Üben 
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Bei⸗ MNenbanten: ganzer Kirchen reicht ver Werth 
vet’ Zehnten inder Regel bei Weitem nicht hin, um die 
den Zehntherrn hier proviſoriſch aufgelegten Koſten zu be⸗ 
ſchaffen. Diefe ‚erklären: ſich dann- bexeit, den Zehnten 
hinzugeben, allein bie: Kirchen berufen ſich darauf, daß 
jene nur interimiſtiſch herangezogen werben, und in ordi- 
aario ihre Nichtverpflichtung, über Deu Werth hingus zu 
haften, nachweiſen mögen, zumal da ſie oder Ihre Rechts⸗ 
verfahren ja Jahrhunderte lang den Zehnten /ohne Bau⸗ 
beiträge genoſſen haben. In dern That hat das Geheime 
Dertribunal in mehreren Sachen; namentlich in Sachen 
Believe gegen ben Fiskus dieſe unbedingte proviſoriſche 
Haftung über ven Werth der Zehntberechtigung hinaus 
gegen den letzten Zehntbeſitzer ausgeſprochen*). Der 
Grund beſteht eben darin, daß die Haftung nur eine pro⸗ 
viſoriſche iſt. „Alles alſo, ſagt das "Dbertribunal**), 
was Fiskus darüber beibringt, daß nach gemeinen kano— 
niſchen Rechten die ben: Dezimatoren obliegende Bauver⸗ 
pflichtung nichts won“ einer perſönlichen Verbindlichleit an 
ſich rage, daß die Zehntherrn nur als "Inhaber seines 
tircheuguts — des Zehntens — hafteten, daß die im 
Herzogthum Weſtfalen als Provinzialgeſetz geltenden) Sy: 
nodalſtatuten vomn 20. März 1662, l1ediglich das gemeine 
Recht wiederholten und beſtätigten, kann als wahr. zuge⸗ 
geben werben, und: iſt vom vorigen Richter: und ſo auch 
oben. zugegeben worden, ohne. daß ſich hierdurch die Au— 
wendung rechtfertigt, mit welcher Fiskus bei Auslegung 
der Clementiniſchen Verordnung von 1715 zu Werke geht; 
dt jedenfalls nicht zu leugnen ſein ko," Nu, ver‘ Zwed 
ind ‚die Abſicht hiefeh. Geſebes am vollflen eireicht wer— 
den, wenn bie Bauverpflichtung dex · Dezimatoreu, unbe—⸗ 
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ichränft Durch den Werth des Dezems, anf bem ganzen 
Koſtenaufwand des Baues, nad) dem obbejchriebenen Ob⸗ 
jeft, ausgedehnt wird, "und daß dieſe Auspehnung ans 
der Faſſung der Verordmung folgt, welche ganz unbebingt 
ven Dezimatoren heranzuziehen befiehlt.⸗ 

So ift denn auch hier eine Maſſe Unrecht ins Ye 
ben gerufen; es wird aus einer binglichen Berpflichtung 
eine perfönliche: gemacht, der Beſitzer eines vielleicht gefiern 
gefauften Zehntens foll für alle Früchte, die feine bing- 
lichen Vorfahren — um ung dieſes ungenanen Ausbeute 
zu bedienen —ſeit Jahrhunderten gemoffen, ja oft jelbit 
bei der Unbedeutendheit der Zehnten in manchen Pfert 
eien, "über ben denlbaren Werth dieſer Bezlige hinaus, 
haften. Man follte denken, das Provisorium könne dech 
unmöglich weitergehen, als denfbarer 'Weife das Defini- 
tivum je ausfallen könne. or 

In Folge der Ablöfeordnung*) werben num aber kei 
Ablöfe des Zehntens much die darauf haftenden Verpflih- 
tungen, fomit auch die Kirchenbaulaſt definitiv abgelöft. Die 
Kirche muß nach dem angeführten $.60. nothwendig ein 8a 
pital-für diefe Verpflichtung erhalten. Es wirb nimmer ge 
vechtfertigt werben können, daß bei biefer definitiven Ablif 
bie bei: eintretendem Baubedürfniß nach der Constitutio Lie: 
mentina anwendbaren proviforifchen Beftimmungen zur Aus 
führung fommen, alfo der Zehntbefiger mehr, als ber Ablöfe 
werth deſſelben beträgt, hergeben müßte, ober felbft nach abge 
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*) Bom 2. Maͤrz 1850. $. 60: „Wenn die Leiſtung und 
Gegenleiftung nicht zwifchen benfelben Perſonen ftatt findet, 
fondern Letztere einer britten Perfon zuſteht. wie dies 5. ©. 

in einigen Randestheilen' bei ber. Verpflichtung ber Zehnlbe⸗ 
sehtigten zur Erbauung ber Kirche, oder eines Theiles ber: 
ſelben der Fall if, fo tritt Leine Kompenfation ein, viel— 
mehr wird der Werih ber Gegenleiftung dem zu Leteret 
unmittelbar Berechtigten gewährt.“ u F 
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löftem Zehnten noch für die den Ablöſewerth überfteigenden 
kinftigen Bauverpflichtungen haftbar fein Tonne. Es wirb 
vielmehr in ven. mehrften Gemeinden: ver: Zehnten an bie 
Kirche zurücklehren, aljo der befahnte Befchluß der Iatera- 
nenfifchen Shnobe, dem ſich der Reichstag zu Gelnhauſen 
mit Erfolg widerſetzte, durch einen großen geſchichtlichen 
Umweg zur Ausführung fommen! Inaudita jam fient fieri- 
que posse negabam. 

Aber num :wirb um: fo — das landrechtliche Un⸗ 
vet hier ins Leben treten. Die Synoval- Statuten P. III 
T. T. Cap: 2. 8. 2. berichten die gemeinvechtliche Satzung, 
daß die .benefieiari], wenn: die bei der urſprünglichen Thei- 
lung des Kirchenvermögens pro fabrica ecelesiae bejtimmte 
portio nicht mehr vorhanden ober nicht ansreiche, nach 
Berhältnig ihrer Einkünfte, nach Abzug des zur Ernährung 
und Kleidung Erforverlichen beitragen (was in der Praxis, 
da nie etwas mach Bejtreitung jolcher Bedürfniſſe übrig 
bleibt, nie zur Ausführung kommt), endlich aber auf bie 
Beiträge der Eingepfarrten (collectas, ob freiwillige ober 
gezwungene? ijt nicht gejagt) zurüdgegangen werben ſoll. 
Dann aber fommt nach 8. 3. was durch alte Obfervanz her- 
gebracht, aljo die Haftung der Großzehntheren Cim Gegenfak 
gegen Blutzehnten) für den Bau des Schiffes, und ver Ge- 
meinbe für den Thurm und des Paſtors (wenn er einen Ein- 
fünfteüberfchuß hat) für den (oder das) Chor, Nimmt man 
num an, daß im Definitivum der Zehntherr, als Realverpflich- 
teter, nicht über den Werth des Zehntens hinaus haften kann, 
jo entſteht rückfichtlich des Mehrbedarfs beim Schiff ver Kirche 
eine Lücke in foweit, daß für das Mehr feine herkömmliche 
Verpflichtung befteht, es muß dann alfo auf die gemein- 
rechtliche Verpflichtung, die am Schluß von $. 2 erwähnt, 
„ad collectas parochianorum‘* zurüdgegangen werben. Ob 
diefe Collecten freiwillige, bleibt aber um fo mehr zweifel- 
haft, da durch Zumeifung des Thurms an die Gemeinde 


die gemeinrechtlichen Berpflichtungen nach dem Dbjecteige- 
theilt, die Gemeinde alſo vom Beitrage zum Schiff freige 
wörben zu ſein ſcheint. Da nun, wie bei Anwendung ber 
88. 710. ff. WR. RL Io 11. bisher immer angenommen, 
dieſe schlechtervings an nie Stelle ‚des ‘gemeinen Rechts 
getreten find, fo wird die Behanptung keine zu gewagte 
jein, | 

daß feit dem 1. Dezember 1825 die befinitige 
Verpflichtung zum Bau des Schiffs und. — aus 

denſelben Gründen - — des Chor, »foweit bazu 

der Kapitalwerth des Zehnten reſp. ber Ueber 
ſchuß der Pfarr⸗Einkünfte nicht zureicht, auf ven 

Patron nach den näheren Beſtimmungen bes 

A. L. R. II. 12. 8. 714—740: übergegangen iſt. 
In der That iſt nicht einzuſehen, warum die Zehnt⸗ 
herrn bisher auf dieſes Mittel, das ihnen durch das Pre- 
piforium widerfahrene Unrecht durch ein neues auspts 
gleichen, nicht gefommen find. 

Zuweifel erregt. esinur, wie bie landrechliche Verpflich 
tung der Gemeinden zu.'/, tefp. /, Geldbeitrag mit if 
rer provinziellen Verpflichtung ‚zum Bau des Thurms 
auszugleichen. Es ift ſchwer, hier Obfervanz und Geſetz 
in einander zu.fugen. Auf die Verpflichtung des Patrons 
zu %, reſp./, der Schiffbaufoften — als ein Minus 
ber landrechtlichen Verpflichtung — kann dies aber feinen 
Einfluß Haben. | 


J 


Dieſe Haftbarkeit der Patrone vom 1. Dezember 
1825 ab vorausgeſetzt, entſteht nun bie Frage, ob auch 
bie bis jest fchon von den Zehntheren verausgabten Kir 
chenbaubeiträge, - jo. weit fie ven Kapitalwerth des ‚Zehn 
ten überfchritten haben, vom Patron, ungeachtet ohne 
feine Aufforderung und Zuziehung gebaut worden, rad- 


gefordert werben Fönnens' Es kaun das keinem: Bedenken 
interliegen. Der Zehntherr Hat eine dem Patron gefet- 
lich obliegende Verpflichtung, getragen, kann alſo aus dem 
Örunde der nüslichen Verwendung (A. L. R. I. 13. 
9.268.269.) Erſatz feiner Auslagen verlangennnDiefe 
Frage war auch ſchon in ber oben angeführte Sache 
Tenge gegen Neuflaunitz zur Sprache gekommen, und aus 
folgenden Gründen gegen ven: Batron, dem gawıfeine vor- 
herige Anzeige des Baues, deſſen Koſten man nachher 
bon ihm nachforberte, gejchehen, entſchieden: 

„Richt minder hinfällig erfcheint Die 2te Rüge daß 
der Appellations Richter dadurch, daß er die Anträge des 
Mägers auf Zurüczahlung der executiyiſch erforberten, 
Beiträge verworfen hat, gegen die Vorfchrift des L. R 
%. I. Tit. 11. $. 700. 

"2,7. daß bei vorfallenden Bauten. und Reparaturen 
dem Patron davon Anzeige RU wech müſſe, 
verſtoßen habe. 

Denn läßt 'man es ach vahingeſtellt * in den 
eigentlichen Gründen des BR eintlenet — der Ein⸗ 
wand des Klägers: © 

daß ihm: von ben Yetneffenben Neparıtureh gar 

. feine vorherige Anzeige gemacht: fei, * 
nicht —— ſondern mit Stillſchweigen übergangen iſt, 
und in ſoweit daher dem. Appellationsrichter zunächft die 
Verletzung einer weſentlichen Prozeßvorſchrift nach Maaß⸗ 
gabe der Verordnung vom 14. Dezember 1833. $. 5. 1 
10. Litt. a. Hätte, zum Vorwurf gemacht werben müſſen, 
und nimmt man. es in diefer Hinficht- nicht für genügend 
am, daß fich in dem. Referat bie Stelle findet: 

‚Der Kläger habe eingewanbt, als Patron ſtehe 

ihm das Recht zu, gegen Dispofitionet über das 

Kirchen «Vermögen zu widerſprechen. Jedenfalls 

fei: bei fünftigen Bauten fein Eonjens einzuholen 


sub ohne Diefen eine Repartition der besfalligen 
Koſten nicht zuläffig. Dies fei nicht beachtet und 
deshalb er als Patron nicht verbimben, daze Di 
J zutragen; ach fin © 
* Bun: man doch in keinem —— 
Klägers: 
baß, weil ihm von ben’ —— Repara⸗ 
‚turen keine vorherige Anzeige gemacht: worden 
er er von jeglicher Verbindlichleit zu einem Bei- 
trage zu beinfelben feel fl, © 
beitreten. 

Davon abgefehen, daß der allegirte $. 700. nur ben 
Zwed bat, es zu verhüten, daß von bem Pfarrer allein 
ober von einzelnen Kirchenvorftehern nicht beliebige Repa⸗ 
raturem vorgenommen werben, und beshalb verorbnet it: 

daß bei vorfommenden Bauten und Reparaturen 

dem Patron oder dem Kirchenkollegii davon An- 
zeige gemacht werben müſſe, ! 
klagender Seits aber gar nicht behauptet ift, 
| daß bie fraglichen Meparaturen auch ohne Bor 
wiffen des Kirchen - Kollegio vorgenommen worben, 
fo würde jelbft dann, wenn beibes unterbleiken wäre, bw 
raus immer ein mehreres nicht folgen, als daß noch Aus 
ftelfungen gegen bie Nothwenbigfeit der vorgenommenen 
Reparaturen zuläffig wären. Der Anfpruch auf gänzlige 
Zurädzahlung der einmal geleifteten Zahlung würde be 
burch : aber Teineswegs ohne weiteres begründet werben 
BDielmehr würde es dazu des Nachweifes beburft Haben, 
daß überhaupt gar Feine rechtliche Verbindlichleit zu ber 
geleifteten Zahlung vorhanden fei. Die Vorfchrift des 8 
R. Th. I. Tit. 5. 8. 271: deren Verlegung bier eigent- 
lich dem Appellations- Richter hat zum Vorwurf gemacht 
werben follen, obgleich dieſelbe nicht ſpeziell allegirt ift, 
paßt überhaupt nicht auf ben vorliegenden. Fall, ſondern 





ı 


— 509 — 


jest einen beſonders abgeſchloſſenen Vertrag voraus, bei 
dem wechjelfeitige. Verpflichtungen übernommen find. Und. 
biernach .ift Daher auch. dieſer zweite, dem Appellations- 
Richter gemachte Vorwurf unbegründet. * | 

Ob überall unfre Geſetzgebung fobald Zeit finden 
wird, auf bie bier beleuchteten Unrechte zurückzukommen, 
it. billig zu bezweifeln, wenn gleich die Verwaltung ftarf 
genug ift, den Vorwurf der Reaction, ven die, welche 
fh bei ben. Unreshten des Landrechts wohl befinven, 
machen würben, nicht zu fürchten. 





XL. 
Die Civilche. 
Rhapſodie 

| von 

Sommer. 


Der Artikel 16. der oftroyirten Verfaſſung vom 
b, Dezember 1848 beftimmte: „Die bürgerliche Gültig« 
feit der. Ehe wird durch deren Abfchlieung vor den dazu 
beftimmten Civilſtandsbeamten bedingt. Die kirchliche 
Trauung. kann nur nach ver Vollziehung des Civilaftes 
ſtattfinden.“ Diefe Satzung erlitt bei der Reviſion ber 
Verfaſſung große Anfechtungen, und wurbe im. Art. 19, 
ber ‚vereinbarten Verfaffung vom 31. Januar 1850 dahin 
gefaßt: » Die Einführung der Eivilehe erfolgt nah Maf- 
gabe eines befonderen Gejetes, was auch die Eivilftands- 
regiſter regelt.“ Möge es Jemand, dem man nicht. vor- 
werfen wird, extremen Parteien anzugehören, geftattet 
jein, bier feine Anfichten über biefe in Wahrheit nicht 
unwichtige Frage nieberzulegen! 
Im tollen Sabre 1848 ward die Einführung ber 
Civilehe von Denen, die faft allein zu Worte Tommen 
Xıv. Jahrgang. 39 Heft. 33 
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fonnten, fo allgemein gefordert, daß kaum. Wiperfpruch 
gewagt. ward, und doch ift die Frage jo jehr zweifelhaft. 
Borzüglich zwei Ereigniffe der nächftuorigen Jahre hatten 
hier die Preſſe aufgeftachelt. Das eine war bie Heirath 
des jüdiſchen Dr. Falkſon zu Königsberg mit einer Chri- 
ftin, fir die man in unſrer Gefeßgebung*) ein Hinder- 
niß fand, das andere die Heirath eines gefchievenen Gat- 
ten in Berlin, welche Paſtor v. Gerlach — wohl ber 
fatholifchen Anficht von der Unlösbarfeit des Ehebandes 
fich zuneigend — nicht einfegnen wollte, und zu welcher 
Einfegnung in Ermangelung ber Entlafjungsurfunde aud) 
fein anderer Prediger zu gewinnen war. Als Rabikal- 
mittel gegen alles das ward die. Eivilehe bezeichnet, wie 
fie nach franzöfifchem Rechte am Rheine bejteht. — Faſſen 
wir die Sache zuvorderſt gejchichtlih auf! Im Mittel- 
alter, als die Kirche noch Eine war, war der Abſchluß 
der chriftlichen Ehe lediglich den chriftlichen Brautleuten 
überlaffen, fie felbjt waren ministri sacramenti, indem fie 
wollten, wurden fie fahramentalifch unmwinerruflich verbun- 
bundene Cheleute**). Natürlich entſtanden nachher über 
den Beweis dieſer Thatſache oft Streitigkeiten. - Das 
Eorieif von Trient gebot daher, daß bie Erflärung bes 
- ehelichen Konfenfes vor dem eigenen Pfarrer und zwei 
Zeugen geſchehe***). Die Einfegnung gehört nicht zur 
weſentlichen Ferm, eben fo wenig die Aufrufe, Eimwilli- 
gungen Dritter n. ſ. w., überhaupt können nur impedi- 


7 A. L. R. Th. II. Lit. 1. $. 36.: » Gin Chriſt kann mit 
ſolchen Perſonen feine Heirath ſchließen, welche nach den 
Grundſäatzen ihrer Religion, ſich den chrilicen — 
zu rg gehindert -werden. * 

) c.2. Qu. 2. Caus. 43. c. 9. 25. 30. 31, x. de sponsal. 
(4, 1.) e. 2 X. de elandesi. desponsat. - (4, 1.) Mal: 
ter Kirchenrecht $ 218 

once, Trid ses, 24. ap. 1 de relorm. malrimon· 
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menta dirimentia ber Gültigkeit der Ehe entgegenftehen. 
Es war alfo nım für eine bündige Beurkundung ver Ehen 
geforgt. Die menfchliche und chriftliche Freiheit bes 
Vrautpaares blieb gefchügt, fie heiligten fich felbft, wie 
vor dem Concil zu Trient. — Die evangelifche Kirche 
ward zu - anderen Wegen getrieben. Sie erlannte pas 
Satramentalifche der Ehe nicht an; fie war ihr ein noth- 
wenbig vor dem Pfarrer abzufchließender, durch deſſen 
Einfegnung erft zu Stande kommender, Vertrag. Die 
aufſchiebender Hinbernifje hindern dort wirklich die Trau⸗ 
ung, fomit die Ehe. Die Juriſten, welche fich ver höhe⸗ 
ren Verwaltung der proteftantifchen Kirche beimächtigt — 
ſchen vor 30 Jahren bat Schuberoff in feiner Schrift: 
bie Furiften in der Kirche, diefe Herrn gezeichnet — 
untertvarfen die Ehegeſetzgebung ganz dem bon plaisir des 
Staates. — Die katholifche Anficht ift nun aber offenbar 
bie würbigfte und freiefte, fie gibt dem Urrecht des Menſchen, 
eine ſo wichtige Verbindung, ungeirrtdurchübereilte Berträge, 
Kleinliche Hinderniſſe, aufhaltende Chicanen, einzugehen, bie 
vollefte Berechtigung; hart ift fie nur bei der verweiger- 
ten Trennung des Bandes in Folge eingetretenen: Ehe- 
bruchs. — Der Katholif übt fein Recht, eine freie Ehe 
buch bloße Erklärung des Konſenſes vor der Kirche ein- 
jugehen, als ein freier Weltbürger aus, und trägt es 
nicht erft vom modernen Staat. zu: ‚Zehen. Auch bie 
evangeliſche Kirche hat in neuerer Zeit ber Obem ber 
Sreiheit durchweht. Ihre Geiftlichen find nicht alle mehr 
damit einverftanden, daß der Staat 3. B. aus elf Schei« 
dungsurſachen (U. 2. R. IL 1. 8. 670— 716.) bie Ehe 
trenne, fo daß die Trennung in der Regel: von der Will- 
für eines entfchloffenen, eine andere Ehe wünſchenden 
Gatten abhange. — Im der franzöfifchen Revolution ift 
die Civilehe als ein würbiger ‚Penbant der, constitution ci- 
vile du clerge entjtanden; ba bie rechtmäßigen Geiſtlichen 
33 
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wegdingen, die geſchworenen Prieſter aber vom beſſeren 
Theile des Volkes nicht anerkannt wurden, ſo ſchien es 
allein ſchon aus dieſem Grunde, nothwendig, warb: aber 
auch aus anderen, aus der allgemeinen Umwälzung ſich 
von ſelbſt ergebenden Urſachen für dringlich erkannt, die 
Ehegeſetzgebung ganz in die Hände des Staates zu neh⸗ 
men. Vor den Maires wird alſo bie. Ehe vollzogen und 
beurkundet, und um das vollends im Anfange widerſpen⸗ 
ſtige Volk abzuhalten, ſich mit der kirchlichen Trauung zw 
begnügen, iſt den Geiſtlichen die Einſegnung vor Voll⸗ 
ziehung des Civilalts unterſagt. So wollte es nun auch 
der Urt: 16. der oktroyirten Charte bet: uns ordnen. Man 
ift jegt aberiinnchbenflichn geworben. Folgende Satze ſpre⸗ 
chen unſere Anficht. en nd was⸗ geſchehen bene: da⸗ 
bin’ ans ei an. 

| 1: Es laßt fi au — für ſich kein dringlicher 
Grund annehmen, die Beurkundung der Ehen (ſowie der 
Geburten und Stierbefälle) dem Pfarrern ver verſchiedenen 
Konfeſſionen zu entziehen. Sie haben fie bisher gut be— 
forgt, ſie erfahren die Akte ſelbſt ſicher von Amtsweger, 
und. indem. man ſie anbiikt, Dupla ihrer Bücher an bie 
Gerichte abzuliefern“), auch der Reviſion derſelben nichts 
entgegenſteht, iſt den — des Eine‘ Saite 
geſchehen. 

3 02 Ei PER — im wehhren Antereffe ves Staats 
liegen, die würdigen kirchlichen Anfichten. der Che bei den 
verfchiedenen Konfeſſionen zu beeittträchtigen.. Es liegt 
durchaus kein nöthigender Grund’ vor, neue Konflilte her⸗ 
vorzurufen. Hat man Fich! amt: Rhein in die franzöſiſchen 
ee gefunden; ‚num * und es — da⸗ 
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I die Duplifate machen — iſt wohl obfolet. 
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rum nicht, daß die übrigen 13 Millionen dieſe Kataftro- 
phe "nachträglich: mitmachen. Les ideds d’uniformits tou- 
chent les: Brands — mais — les peikh, ſagt 
en ! 

‚3. Der Staat * feine erbärmfiche Ehegefekge: 
Huf nothwendig revidiren, und mag. fich Dabei die ernſte 
franzöſiſche zum Muſter nehmen. Dabei mag er denn er- 
wagen, welche Theile ver; Ehegeſetzgebung der evangeli- 
ſchen Kirche, Die ſich in Folge des Artikels 15. der ver- 
einbarten Verfaſſung reorganiſiren wird, zu überlaſſen, 
damit fie nicht zu aäͤrmlich gegen ihre Altere Schweſter da⸗ 
ſtehe. Dieſe, die katholiſche Kirche, wird auf. die Feit- 
haltung ihrer weſentlichen Grundſatze bei der Ehe begrün— 
dete Anſprüche machen; Ant, Arnsberger Oberlandesge— 
richtsbezirke find 3. 8 durch das Publikations⸗ - Patent 
vom 21. Juni 1825 die, drei erſten Titel des II. Theile 
des allgemeinen Sandrechtg, ſuspendirt. Die Reviſion der 
Staatsehegeſetzgebung wird die Differenzpunkte weſentlich 
minbern. 

4 Die Ehegeſetze jeder Kirche geften nur unter 
Iren Mitgliedern. Sr wie daher ſchon durch das Geſetz 
tot 23. Juli 18478. 5. für die Beurkundung der jü- 
sehen, Ehe deſorgt iſt, fo muß auch bei gemiſchten Ehen, 
io‘ der Pfarrer keiner Konfefffton kopuliren will, bei 
Staat ein Auskunftsmittel durch Geftättung ber bürger— 
lichen. Traing finden, ebenſo bei Ehen, wo ver‘ Geiſtliche 
nad) den Grundſätzen feiner Confeſſion nicht trauen darf. 
gasbeſondere kann das alſo auch bei rein proteſtantiſcher 
Ehe‘ derkommen wenn die erſte Ehe aus anderen als 
ldblichen, von ber Kirche. anerkannten Gründen — z. B. 
bei Rinderlofen Ehen‘ hach 6.716.A. L. R. U. 1 — 
getrennt worden. — Mit anderen Worten: die bürgerliche 
Trauung ſei Ausnahme, die kirchliche a Man ver: 
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wunde die Gefühle des Volles nicht ohne Noth, gebe 
den Feinden der Verfaſſung nicht Waffen in die Hand. 
5. Den Worten des Art. 19. der Verfaſſung ge⸗ 
ſchieht hierdurch genug. Die Civilehe wird da eingeführt, 
wo fie nothwendig, nützlich iſt. „Die Führung des Ci- 
vilftandsregifter würbe auch dann : „gevegelt« wenn in 
Fällen, wo die Kirchenbeamten die Alte aufnehmen, deren 
Bücher, fonft aber die Vermerle ver befignirten weifichen 
— gerichtlichen oder Verwaltungs⸗ — Behörden als legale 
gelten. Dem Geift des Art. 19, zu entfprechen, ift ſchwer, 
ba ber Artifel nur das Refultat — noch 
nicht ausgeglichener Anſichten iſt. | 


Juriſtiſche Beitlänfte. 
Sommer. 


dortfegung.*) 
——— 


Sin ſich gleich gebliebener Richtpunkt der Vene 
gungen von 1848 iſt, ven gebundenen Grunbbefig aufzu— 
heben, die unmäßige Anfammlung von Grundvermögen in 
einzelnen, zumal ablichen Familien möglichft zu verhindern. 
Es ift dies weder Kommunismus, noch Soctalismus, es 
entftammt aus dem Rechte des Gemeinwefens, die Bebin- 
gungen feftzuftellen, unter denen man ben Verſterbenden 
Berfügungen für ferne Generationen , die für das Staats 
leben fehr wichtig find, welche die Nachwelt volljtreden, er- 
leiden foll, geftatten will. Es ift nicht gleichgültig, wenn 
auf eine folche Weife eine Maſſe vornehmer Proletarier 
(fils cadets) gejchaffen wird, die am Staatstifch, im ben 
höheren Kriegs» und anderen Stellen verpflegt fein wollen 
und bem befcheidenen unbefchügten Verdienſt im _ Wege 


*) ©, XIV. 149—169. 
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ſtehen. Es iſt ſehr beflagenswerth, wenn der. Grundbeſitz 
zu ſehr zuſammengeballt bleibt und fo ein“ gemeines ‚Pro: 
letaviat erzeugt. Die Verfaſſung gewährleiſtet daher Art. 
42. die Theilbarkeit des Grundeigenthums. - Sie unter- 
fügt Art. 40 die Errichtung von Lehen und die Stiftung 
von Familien⸗Fideikommiſſen, es ſollen danach die beſtehen— 
ven Lehen und Familien - Fideikommiſſe durch gejetzliche 
Anordnung in freies Eigenthum umgeftaltet worden. | Der 
$.2. Nr. 1. der Ablöfungs-Ordnung vom 2. März 1850 
hat. bereits. das Dber- Eigenthum des Lehnsherru ohne 
Entſchädiguug ‚aufgehoben. Rückſichtlich der Familien⸗Fi— 
beifommiife ift ein beſonderes Geſetz zu erwarten, wofür 
ſchen im Juſtiz-Miniſterialblatt vom 15. Febr. 1850 
©. 45. ff. eine höchſt gediegene Vorarbeit vom Juſtizrath 
Arndts zu Berlin, einem verdienſtvollen Sohne der rothen 
Erde, geliefert worden, Gewiß nur wenige, werben. feinem 
Vorſchlage 8. 6. ©. 55. nicht beitreten, nämlich, 5, 
nur lebenden Anwärtern, d. b. folchen, welche 
Y entweber zur. Zeit ber Berfündigung des zu er— 
laſſenden Geſeſetzes ſchon geboren worben ‚und 
zwar vorbehaltlich einzelner etwä zu beſchließen⸗ 
den Ausnahmen, nur für ihre Perfon das 
Succeffionsrecht vorzubehalten. Trade ER 707 — — 
die Familien erhalten dadurch genügende Kraft fert- 
—8 der Uebergang ins neue Verhältniß wird nicht | 
zu rapid, und Dein leßten Beſitzer bleibt ja unbenommen, 
nach Wahrung des Pflichttheils wieder ich dein 
allg. Landr. I. 12. 8. 55. für zwei Jahre zu. fubftituiven. 
Nur fo verftehen wir die vesfallfige minijterielle Andeutung 
vom 12. Febr. 1850 (©. 44.). Daß der Fideilommißbe- 
fig.der großen Pairien nad) Art, 65; lit. ‚b. der Verfaffung 
nicht unter die künftige Fideilommiß— Aufhebung falle, 
verfteht fich won ſelbſt, er ftelit die von der Familie ſelbſt 
beichaffte Dotation eines erblichen Staatsamts par. 
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Es find aber im. Geifte. biejer ausgeſp 
5 und erwarteten Geſetze uoch andere d | 
——— Verhältniſſe zu löſen und hi 






auf a: jet aufmerffam gemacht werben. 

Herzogthum efe en DE in Solge de 
— — von 1495 Art. u en 
widelung das Herkommen, daß bie Töchter in abli ei 
Familien, auch wo fein Fideikommiß vorhanden, fein Erb » 
recht auf das Vermögen ihrer Eltern, ſondern nur Au 
—* auf eine übliche (höchſt unbebe end Ausitatt 










aben. Siehe die Entſcheidung im N. Archiv Vi. &.416 
. und die noch nicht abgebrudte fpätere in Gader 
v. Wenbt gegen v. Wrede; die Söhne ba 30 yaber 
leiches Erbrecht. Cs würde eine Unger t ein, 
I jehr unzeitgemäße Satzung Luger ag au laſſen 
8 bedarf dazu aber eines Geſetzes, denn unter die Art, : 
ber Berfaffungaufgehobenen tandesporrechten fann man 
nicht füglich, wenigjtens nicht ficher jenes Herlommen 
rechnen. 
Ein —— Inſtitut, was eben wenig 
darf, iſt die durch die Verordnung vom 12,9 | 
in I: rte antonomifche Sucefuns Befugn nihbe 
iniſchen ge Bere und das babet Mr 
ein ie hren (Geſetz⸗ — v. 1817 
8 iſt . beim ae das 
Be g inſofern Verträge, Fideikommiſſe oder zu 
bere 5* damitien⸗Linoronungen nicht entgege 
Be en, mit Abweichung vom gemeinen oder Probinzialred 
infonberheit ohne durch einen Pflichttheil bejchränt 
" fein, nad) feinem freien Outbefinden die Erbfolge iı 
ar Nachlaf unter jeinen Kindern, bie —59 zugung 









eines berjelben vor der andern, und bie Br ing 
Ausſteuer ber letzteren, ſowie bas Witthum, die Abfindung 
und bie übrigen Vermögensverhältnifje des ü ser 1 enden 
Ehegatten und die vemfelben an dem Vermögen ber fü 
ber —FA Fark ehende Nutniegung und überhaupt alles, 

auf die Er ED, in feinen Nachlaß Bezug hat, 


®) Die Rückwirkung ber Berfaffungsgruubfäge auf bie Ge 
nofienfhaft der Werler Grbfälger, melde bie bortigen 
Salinen zu Lehn für ben Mannsftlamm unter höchſt eigen 
thũmlichen Statuten gemein ſchaftlich befiger, wird zu fehr 
sweifelhaften Fragen führen, ber Gegenftand felbft ift aber 
zu fingulär, um bermal bier weiter befprochen zu werden 
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und anzuordnen. Nach $. 9. hrauchte lediglich für vie 
—— ren und Abfindung oder Ausſteuer 
r Kinder, fowie für die ftandesmäßige Erhaltung des 
überlebenden Ehegatten mit Nücficht auf das frühere 
amilien- Herfommen, die Zahl der Kinder und bie Ver— 
ältnifje des Vermögens, Sorge getragen zu werben. Eine 
eriafel war ($. 10. ff.) als ebenbürtiges Schievsgericht 
x Entjcheidung rückſichtlich diefer Verpflichtung entitan- 
er. Streitigkeiten, mit: gänzlichem Ausſchluß der orbent- 
= Gerichtshofe angeoronet. Selbft von dem orbent- 







lichen Gerichte für formell vechtsunbeitändig erklärte Dis- 
yofitionen kann nad) 8. 23. das Schiedsgericht — 
aufrecht erhalten — Es verſteht ſich von felbft, daß dieſe 
Ausnahme von der gemeinen Erbfolge möglichſt bald auf— 
8 oben werben 5* Es iſt zwar wahrſcheinlich, aber 

noch zweifelhaft, daß fie unter die Art. 4. der Ver— 
fafjung als nicht ferner Statt findend era he Standes- 
vorrechte gehören. Der Nationalverfammlung lag ſchon 
ein auf Aufhebung dieſer Autonomie⸗Befugniſſe gerichteten 
Antrag vom Abgeordneten Körffgen vor, ven Niemand: be 
anftandete, den Manche aber jogar, wenngleich mit Unrecht 
auf jchon eingetretene Erbfälle, wenn noch Feine Ausein— 
anderjegung gejchehen war, den hen wollten. — Die 
Regierung iſt e8 dem Lande fchuldig, dieſes monſtröſe 
Bechältmih, was jo viel böſes Blut unter ven Ständen 
bes Landes gefett, —— ald aufzuheben. 


Es find jetzt wohl 70 und ne Jahre, dag Möfer 

[ae patriotifche Phantafie: Keine Befördernug na 
erdienſt, fohrieb. Er wies darin auf den Vorzug hin, 
den feite Grundfäte bei Anftellungen vor dem doch nur 
wöhnlich durch Proteftion erkennbar werdenden Verdienit 
aben. Die Erörterung war gegen eine damalige Anficht 
edrichs des Großen, welcher vie Anciennetäten aufheben 
wollte, gerichtet. Die Natur ver Sache iſt aber in PBreur- 
—9J ſtärker geweſen, die Anciennetäten Pe wieber 
hre Be erlangt, auch in ver Sur. r die Stel- 
fen in den Dberlandesgerichten war das wohl bejtandene 
dritte Eramen nothwendig. Das hatte nun, als gegen 
pas Ende des erſten Drittels des jegigen Jahrhunderts 
das Beftehen des einft jo furchtbarenrigorosi' jehr: zuge: 
nommen hatte, die Folge, daß eine ſolche Maſſe zu ven 
höchſten Stellen in ver —* Berufener da war, daß 
vorausſichtlich dieſen — faſt alle * Sold dienenden — 
Aſſeſſoren der Obergerichte nur in ihrem höheren Alter 
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eine Rathsſtelle werden fonnte. Der Juſtizminiſter Müh— 
ler führte nun ein, daß er diefen Aſſeſſoren bei See 
der Untergerichtspoften den Vorzug wor den bisher dazu 
allein ı berufen gewejenen Referendarien gab. | 
Augenblid war das hart, es hatte aber bie gute Folge 
daß die Referendarien, welche ‚nicht Die Ausficht hatten 
durch Patrimonialrichterpoften verſorgt zu werben, A 
pritte Eramen machten. Daß das Perjonal der Unter 
> durch dieſe Einrichtung fehr gewonnen hat, 
ußer Zweifel, und e8 ward — jo gut wie 
ein — mehr bei den Staatsgerichten © Ya — 
Man entz 8 dieſen auf ſolche Weiſe früh v Se: 
gerichts-Affefforen auch nicht die Ausficht au athefte 
A ben Obergerichten, verlangte dafiir nur einen De 
des Dberlandes-Gerichts, daß der A eflor- 2, 
ter Praris — was nicht immer. ber v 8 
ene »Dchjen« zum Examen, das endliche Slabork 1 
toberelation, nicht nothwendig vorzüglichepra ktiſche Br 
barfeit beweijt — bewährt habe. In ber neue F Zei 
war man hierin noch ſtrenger, gedenlend der Anji F de 
welche bie, um feinen oder geringen Sold iR 
— ten dienenden, Aſſeſſoren im Verhältniß 
e 
or 




























ri 


hr gut beſoldeten bei deu Untergerichten: fte 
en. haben. Ein ganz feites Prinzip, ein — 
etz, war aber — nicht vorhanden, vielmehr a 
gerichts-Affejforen zu den Stellen in den Dbergeri 
allgemeinen berufen und es find ihren baburd) D vd 
— — bisher viele h 38 tüchtige Mitg IE 
x eführt worben, welche das Volfs-Peben und N di 
etion der Gele be auf das Leben, nicht. mehr bies ba 
grünen Tiſche kannten. — In diefe Zuftände Fam bie Ne 
lan Die Privatgerichtsbarfeit, der — ——— Gerichts 
ſtand mußte aufgehoben, ſomit Dber- und 
mehr oder iveniger neu organifirt werben. Die > De 
nung vom 2. Januar 1849 erjchien, und srbnete Bi 
richtszuftände des Landes gründlich, und im 
8 blieben erftlich den Referendarien bi 
ber Kreisrichter Als —— war das — 
vermeiden, da der größte Be jest zu ber 
Batrimonial- Richter aus — befte 
lein daß man auch in bie Di Mitglied. e 


dein. Pie ng it 


Gerichts werben könne, ohne die Garantie d x 
itandenen britten Stantspr (ung, barzub doch feh 
Ivaurig. Wir wollen: die en der M — auge 
ver Zeit, wo das britte ramen bei Befegung ver U 
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ter- Öerichtöpojten noch feinen Vorzug gab, jtammen, nicht 
im entferntejten bezweifeln, aber feitvem biefes Examen 
o allgemein ward, fann man in dem Sichbegnügen mit 
em Referendariat in der Regel doch feinen Verweis vor⸗ 
Ge Züchtigfeit —— Die Regierung muß 
orderungen bei Be — ber Staatsſtellen möglichſt 
hoch ſtellen. Die Stellen der Kreisrichter find aͤußerſt 
wichtige, fie entfcheiden bie fchwerften, früher meijt nur — 
als unter Erimirten beftehend — vor die Ober-Ge- 
richte fommenden Sachen, fie geben die Richter zu ben 
Schwurgerichten her, in den Gorrectionell- Sachen ftellen 
e den Sachverhalt durch ihre Entfcheidung für immer 
($. 126. der Verordnung vom 3. Januar 1849.) Wir 
offen alfo, daß die Kammern die Verorpnung dahin, daß 
| Be: nur die, welche die dritte Prüfung bejtanden 
zu Kreisrichtern genommen werben, verbefjern. Daffelbe mu 
von ben Rechts-Anwalten bei diefen Gerichten gelten, 
ber Stand kaun nur folhe Mitgliener wünfchen, vie den 
Richtern im Wiffen ebenbürtig find. Die Anfteltungen bei 
den Appellations - Gerichten betreffend erweijt ie die Be- 
zen. des $. 37, daß nur das Fungiren während vier 
ahren beim Ober-Gerichte oder bei einem Kreis- ober 
Stadt Gerichte ven Weg zum Anpellationg » Gericht öffnet, 
in ber ug als Bat, daß die bisherige Bejchäfti- 
gung ber Ober = Gerichts = Afjejjoren bei — 
nter - Öerichten dieſelbe Garantie praftifcher Brauchbarkeit 
darbietet, als die Fünftige bei ben Kreis- oder Gtabt- 
ten. Es wird ſchwer einzufehen, warıım jene, die 
bisher bei zumal colfegialifchen Land⸗ und Stabt-Gerichten 
. brei Jahre fungirten, erjt wieder vier Jahre ‚bei den 
Gbreis- Gerichten dienen jollen, ehe fie ihre alte Berechti- 
gms für die Stellen in den Obergerichten wieder erlangen. 
u freilich hätten wir nque jene Begrenzung eine: er— 
ſtaunlich große Menge Anjte ter, wir erjtickten 
in einem embarras de richesse! Sollte e8 nicht ans 
gehen, durch eime vierte Prüfung — Ablieferung einer 
wiſſenſchaftlichen Arbeit nämlich — die Berechtigten nach ih— 
rer Borzüglichfeit zu an | 


Eine äußerſt wichtige Erſcheinung ift die Verordnung 
vom 21. au 1849 her das Verfahren in den Civil— 
prozeſſen in ven Bezirfen des Appellationsgerichts zu Greifs- 
wald und des Juſtizſenates zu Ehrenbreititein, vom 23. Fe— 
bruar 1850 (Gef.-S. ©. 67.) weil von den Kammern 
genehmigt, zum Geſetz geworden. Dieje Verordnung fugt 
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das Gute und Eigenthitnliche des Prenf. Prozeſſes, wie erfid 
durch die Gejete vom 1. Juni 1838, 14, Dez 1833, 2L- Juli 
1846 u. } w. geftaltet, in den in jenen Landen gelten 
gemeinrechtlichen — alſo im die legale VBerhandlı 
axime ein. Diefe ſo kombinirte v 
iſt eine vortreffliche, ſie bewährt ſich und hat in den be 
treffenden Landen ‘auf einmal alle Borurtheile gegen den 
Prengifchen Prozeß, ven man in feiner neueren Geſtalimn 
nicht kannte, aufgehoben. Sehr angenehm tft ’es, dak- 
grade ein Surift jener Lande Neinhardt — zwar ein alt 
preußifcher 7° aber im gemeinen Prozeß "der Rheinlande 
afklimatifirt, das neue Gejeg in der erſten Nummer dieſet 
Heftes wiffenfchaftlich — hat. = Es find aber bunt 
jene Verordnung auch Verbefferungen angebracht, Die w 
‚in unſer Berfahren herübergeführt wünſchen müſſen Rdn 
zählen dahin bejonders,. daß die Klage nicht der Angabe 
‚von Beweiſen, wenn: fie nicht in Urkuüden beſtehen, beön 
(8 7: 17. 29.) Wie viele unnöthige Plage wird dad 
in Sachen, die gar nicht ftreitig werden, erfpart? W 
manches frivole Läugnen wird vermieden, ſeit der läge 
nicht mehr die Schwäche, gar Abweſenheit wor Beweis 
mitteln gleich" bei der Klage zu verkünden Braucht! Bi 
jehen nicht ein, was hindern könnte, durch foforte Prom 
ation dieſer Verordnung in Hohenzollern den dortige 
Juſtiz⸗Zuſtänden eine gründliche Hülfe zu bringen: 
PRTBPEREIEN VPRRRÄRBLCEELER 7), 000 oo 


| zuıy.. P 
Silangieri über die Rechtmäßigkeit der Todesftrafe. 
Üebft. den Verhandlungen. des Preußiſchen der 
einigten Ausfduffes darüber. , Frankfurt: ud. 
und Berlin. Druck umd Verlag von Crowitjh 
und Sohn. 1848. 8, 158. Pi 17 15. Spt. 
Recenfion von Sommer 7 mir 


ilangieri * bekauntlich die von: Beccanta ſo 
heftig —— tene Rechtmäßigkeit der Todesſtrafe verthei⸗ 
digt. Sein Werk iſt hier wiedergegeben, vebſt allen Reden 
des vereinigten Landtags —— Kapital. Auch in 
der National-Berfamintung von 1848 ward dies Parade: 
roß geritten. Eines Abends im Juli ſaßen wir Männer 
von der Rechten in ver, Behrenjtraße Nr. 47, und trauerten, 
per, Öffentlichen. Angelegenheiten. gevenfend. Das. Zeughaus 
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war geſtürmt, bie Regierung hatte den Kopf verloren, und 
* die Dinge Bergab gehen, wie fie eben gehen wollten. 
Die Linke ſchwamm oben auf dem .Meere ver Berliner 
Meinung, wenigitens der der: Unzurechnungsfähigen. Wie 
wäre es, ſagte Freund H., wenn wir mal einen recht liberalen 
Antrag z. B. fin Aufhebung ber Todesſtrafe, einbrächten, 
ba es doch dazu fomimen wird? Geſagt gethan. Als vie 
errn don der Rechten zur Anmeldung ihrer Anträge 
men, hatte die Linfe ſchon einen gleichen Antrag geſtellt, 
oder es geſchah gleichzeitig. So kam es denn, daß beide 
Seiten den Antrag einbrachten, und er nur unerheblichen 
Wiberjtand fand. Gefagt wurde natürlich gar . nichts 
Neues. — Daß man in diefer Frage die Moral mit dem 
Rechte vermengt und pr ie feine neue Beobach- 
tung. Dean follte ganz einfach fragen: woher hat ver 
Berbrecher, der in die Gewalt des Staats gekommen, das 
Recht auf Schonung feines Lebens, Wer ven. Frieden 
bricht, hat fich die MWechjelfälle des Kriegs zuzufchreiben. 
Sp lange die Welt jteht, ift der Verbrecher dem Beleidig- 
ten, wenn er in deſſen Gewalt fommt, verfallen. Durch) 
das Shitem der Compofitionen hat man in der alten Zeit 
dagegen geholfen. Bor 70 Jahren hat Bezin Das peinliche 
(srecht ver — eſchrieben und hier auch einen 
taatsvertrag unterſtellt, der am Ende doch auch wieder 
zur Todesſtrafe kommt. Fichte in ſeinem Abbüßungs— 
dertrage muß am Ende konſequent auch dahin kommen. 
indet das gemeine Wejen ven Tod des ergriffenen Ver— 
vechers für Die Sicherheit des Landes, für die Gefund- 
eit des moralifchen Gefühle ꝛc. nothwendig, fo hat ber 
erbrecher Tein Recht dagegen. So ijt e8 immer gewefen 
und wird es ferner fein; mit der Moral wird ver Staat 
bier auch ſchon fertig werben. 


Materialien zur Mevifion der rheinpreußiſchen Straf- 
Prozek- Ordnung. Köln 1848. Verlag der M, 
Du Hlont- Schanberg’fchen Budyhandtung gr. 8. 

VL S. 441. Pr. 1 Chir. 15 Sgr. (2 A. 

42 Ir.) | 


Recenfion von Sommer. 


— D. es Werk erfchien im April 1848, war veran- 
laßt durch das dem vereinigten Yandtage vorgelegte Straf- 
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geſetzbuch und die Fund gewordene 7— daſſelbe nach 
dem rheiniſchen Prozedur⸗-Geſetze auszuführen. Der un« 
genannte Verfaſſer ſah nun die Nothwendigteit einer Res 
vijion der rheinischen Strafprozefordnung ein, an ber man 
Ihon kurze Zeit nach ihrer Publifation Cücen 
welche die Praris 4 mußte. Sie fegt, wie ber 
Verfaffer weiter mit Recht bemerkt, eine Organifation ber * 
Gerichte voraus, wie fie jest am Rhein micht beit 
Ueberhaupt geht er davon aus, daß, wenn das rhein 
Strafverfahren nach der wiederholten Töniglichen Berhei- 
hung unverändert fortbejtehen, und um biejes möglich zu 
machen, von den Anomalien und Inconfequenzen, am denen 
es leidet, befreit werben follte, die ganze Strafprozeßord- 
nung mit Rückſicht auf Die gegenwär ige Drganifation der 
Gerichte, mit Rückſicht auf eine faſt jährige ahrung, 
mit Rücficht auf das neue Strafgeſetzbuch, revibirt 
zum Theil ganz abgeändert werben me Der Berfafier 
bat nun den Entwurf einer neuen Strafprozeßorbnung 
(S. 1—104) aufgejtellt, mit Zugrundelegung und Ver— 
—I des bisherigen Geſetzes, und gibt dann um— 
faſſende Erläuterungen (S. 105—441.). Die Arbeit iſt 
wirklich gebiegen, und wenn wirklich die Aheinländer ihre 
bejondere a hung bebalten follen, werben 
die Anfichten des Verfaſſers für die nöthige Verbeſſerung 
Daß bie 




















derſelben, gewiß jehr berüdjichtigenswerth fein. 
eben hier zumal bei der Lage * Geſetzgebungek | 
Auszug zulaffen, fpricht von felbft. Wir Fönnen aber 
faum benfen, baß wir nicht mit ben Rheinländern Einen‘. 
Sriminal= Prozeßcoder erlangen follten, wo in aller Weit‘ 
—* die —— einer Verſchiedenheit begründet 
ein? Wir erlangen ja, und ſicher ſehr bald, Ein Crimi⸗ 
nal⸗Geſetzbuch; die unterſcheidenden Ideen der Rheiniſchen 
Criminal⸗ ne, als da find, Anklageprozeß, 
Deffentlichfeit, Mündlichkeit, Gefchwornen- Gerichte, Haben 
wir ja ſchon durch Die Verordnung vom 3. Januar 1849, 

und unfre ——— iſt der Rheiniſchen b | 
tend —— üher wo man eine große Abneigung 

den Nheiniihen Criminal-Prozeßformen hatte, fie’ | 
doch aus politifchen Gründen ven Rheinländern nicht 
men mochte, ließ ich die Erhaltung jener Nheinifchen Son 
derſtellung zwar begreifen, jet aber nicht mehr. Unſre 

Novelle vom 3. Januar 1849 guügt ung auch nicht, 
zumal man jo vecht nicht weis, was dann eigentlich von 
der alten Criminal-Ordnung noch gilt oder ments noch 
gelten ſollte. Wir werden alfo ſicher eine Criminal-Pro- 


[2 
w 
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xß Ordnung für bie Monarchie erhalten, darauf deutet 
Alles hin. Die frühere politiſche Ingſt vor den Herrn 
Rheinländern hat ein Ende, das gefährliche Gut, was fie 
bringen, iſt jeßt auch das unſre. — Daß wir in die Sache 
jelbjt nicht tiefer eingehen dürfen, verjteht fich von felbit. 
— nur 0 en Bali Ge eoran Dies zuweilen 
vermiſſen — die Verſicherung, da ruck und Papi 

wirklich ſehr gut ſind. ge 





XLVI. 
Gaetano Filangieri Aber den Anklageprozeß und 


das Gefhwornengericht. Berlin. Verlag von Carl 
Heymann. 1849. 8. S. 198. Preis 27 Sr. 


Recenfion von Eommer. 


Dies Werk, von einem Landsmann, D- M. M. 
Pape, damals zu Frankfurt a/D. herausgegeben, liefert 
einen Auszug aus Filangieris größerem Werfe la scienza 
della legislazione. Der Herausgeber macht den oben beur- 
tbeilten Materialien den Vorwurf,j daß fie auf das eng- 
liche Verfahren: feine — nehmen, wogegen Filan- 
gieri ſowohl das Ay —— und das engliſche 
Geſchworneninſtitut vorführe, und zugleich einen neuen 
Plan über das Verfahren mit öffentlicher. Anklage. und 
Geſchwornen vorlege. Im erften Theile (S. 6—45.) 
wird von der Anklage gehandelt, wo Filangieri bon 
S. 33—45, nachdem er zutor die Privat - Anfläger I 
itelft, von der Verbejferung des Syſtems bes inguilitori- 
ichen Verfahrens handelt. In den übrigen Theilen wird 
das Verfahren, wie es der. Verfaſſer unterjtellt, näher be- 
handelt, und das an Lem geſchichtlich und rationell 
eprüft. Das ganze iſt lefenswerth, insbejondere aud) 
anziehend die Exkurſion ©. 136 ff. über die Yehnsver- 
faſſung, Lehnsgerichtsbarkeit. — Wenn man, wie wir, im 
Beſitze der Güter der Neuzeit ift, bleibt e8 doch anziehend, 
wie ım 18ten Sahryundert, insbefondere auch von Filan— 
gieri, ſchon dafür gekämpft ward. 
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Studien und Kritiken im Gebiet des prenfifchen, 
sömifhen und dentſchen Wechts. : Beiträge. zu 
Gefetzrevifion von Guftav Fenz. Greifswald 
1847. Verlag von Herwig & Proyfen. gr. 8. 
XXX. S. 329. Preis 1%, Chir. 


Necenfion von Sommer. e 


8 find hier fünf Abhandlungen gegeben. I. Ueber 
den Begriff des binglichen und re Rechts nach 
renßifcher Ge esgebung mit Berückſichtigung des römi- 
en und deutſchen Rechts, (S. 83 — 114.) II. Ueber dos 
— t des Vermielhers und Verpachters nach den 
—— des —— und preußiſchen Rechts. — 
115-1 und die Art 
Uebergabe Fonilden * preußiſchem Recht. 
165 -232.) IV. Ueber den An fon ber Blogerhn 
v8 — em und pre et. (S. 233— 270.) 
re von a en nach eye: und preu⸗ 
gene Na: (S Es find hier fehr am 
—5 — Themata . En gemäht Wir . haben 
wi gain Arbeiten vor uns. Niemand wird bie 
jelben unbefriebigt verlaſſen. Das — iſt in trüben 
— ekommen, und darum wohl noch wenig verbreitet. 
ir * ten es daher für ka Pr bie Achten Juriſten bar- 
auf aufmerkffam zu machen nftiges. genaueres Einges 
den — wir ung sah werbehanes. 


ger hu 


Curth'ſche Buchbruderei in Arnsberg. 
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XEVII: 
Das Woeſtfäliſche Jagdrecht. 
Rechtsgeſchichtlich⸗ bogmatiſche Abhandlung | 


vom 


Kreisgerichtsrath Seiberg*). 





Einleitung. Duellen und Literatur. 


1. Einleitung. 

Seit Nimrods Zeiten iſt die Jagd von Allen, 
welche ihre. Reize mit Empfindung gefoftet, als ein fait 
unſchätzbares Gut betrachtet und angefirebt worden. Wäh- 
vend die Mächtigen der Erde — groß und Hein — fich 
als das Salz verfelben betrachtend, die Jagdliebe zu ben, 
um ihnen geziemenden, noblen Baffionen rechneten, wa- 
ven Andere, obgleich nicht zu jenen Schooßkindern des 
Glücks zählend, doch immer eben jo geneigt, fich folcher 
Paffion hinzugeben und wenn es nicht mit Fuge Rechtens 

: 1— 
Wir glauben, daß die Leſer unſeres Archivs noch für ſolche 





gründliche Koſt, als fie in dieſer Naturgefchichte der Jad 


geboten wird, empfänglich find, ungeachtet der Fata, welchen 

das eble Waidwerk in unferer Beit nicht entgehen können, ! 

die es auch wohl nicht ganz verwinden wirb. . 
Dr. Sommer. 


XIV, Jahrgang. 48 Heft. 34 


.—- 
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gefchehen konnte, ihr fogar mit diebiſchem Gelüfte zu 
fröhnen. 

So ift es von jeher gewejen und ſo war ed noch 
jingft in unferen Tagen. Während die Sagbberechtigten 
durch Theilung der Gefammtjagven, die größeren Reviere 
als Wildbahnen zu confolidiren, die Heineren dagegen 
auf unbedeutende Kreiſe, worin Fein Wild zu halten, zu 
rebuziren bemüht waren, ließen es die Verpflichteten an 
feiner Beftrebung fehlen, durch die Ermöglichung gejet- 
licher Jagdablöſung jene Wildhegen zu zerreißen und bie 
dahin, daß ihnen die Geſetzgebung einen wirkfameren 

Schutz des Aderbaues gewährt haben würde, als es ihrer 
Meinung nad die Verordnungen über Vergütung bes 
Wildſchadens vermogten, durch zahlloſe Prozeffe über 
Befugniß zur Jagd und Umfang der Jagdrechte, diefe 
möglichſt zu befchränfen oder durch Eoncurrenz zu ſchwächen. 

Das Yahr 1848, welches fo manches abgelebte jo- 
zinle Verhältniß erfchütterte, hat dieſe Jagdzuſtände im 
Intereffe der Verpflichteten durch Geſetze geändert, benen 
man wenigftens nicht vorwerfen kann, daß ſie nicht rabi- 
fal genug feiern. Eben deshalb aber wird auch bier die 
Gegenwirfung*) nicht ausbleiben. 


2. Literatur. 


Es ijt nicht zu verwundern, daß unter ſolchen Ums 
ftänden, kaum eine andere Lehre des deutſchen Staats 
und Privatrechts fich an Reichthum der Literatur mit dem 
Jagdrechte mejjen kann. Biftorius lieferte ſchon in ber 
Mitte des vorigen Jahrhunderts in einer Bibliotheca juris 
venatorii et forestalis ein Verzeichniß ber hieher gehörigen 
Schriften, deren Titel 14 Duartfeiten füllen. Kreyſig 
wetteiferte in feiner Bibliotheca scriptorum  venaticorum 


7 Mit Maaß jedoch. S. ©. 160. 161. dieſes Jahrgangs 
und Jagdpolizeigefeb vom 7. März 1850. 
| Dr. Sommer. 
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mit jener an Bolfftändigfeit,, während Ahasver Fritfch 
bereits früher ein eigenes Corpus juris venatorio-forestalis 
tripartitum in einem ſtarken Folianten geſammelt hatte. 
In feiner Literatur des deutſchen Staatsrechts zählt 
Pütter blos an Werken über das Jagdrecht im Allge 
meinen 94 Stüd auf; der über einzelne Theile 
bejielben, 3. B. Vorjagd, Mitjagd, Gnadenjagd, Wilb- 
bann u. |. w. nicht zu gebenfen und wenige Jahre fpäter 
fügte Klüber jenen eine Nachlefe hinzu, welche zwei 
Oltavblätter füllt. Daß auch fpäter des deutſchen Fleißes 
Unergründlichkeit nicht aufgehört, ſich an dem beliebten 
Thema zu verfuchen, bedarf ; kaum einen Verſicherung. 
Indeß ift den Schriften neuerer Zeit, nachbem man an- 
gefangen, das deutſche Priuatwecht aus Acht deutſchen, 
rechtsgeſchichtlichen Duellen zu veconftruiren, im Gegen- 
fage der ehemaligen feichten Breite, ungleich mehr Gründ⸗ 
lichfeit und Präziſion nachzurähmen. 

Wenn wir num auch die Pflicht nicht neufennen, hier 
im Beginne dieſer Abhandlung, zu deren Rechtfertigung 
nicht blos die vorhin angebeutete Lebendigkeit auf unferen 
Jagbgebieten in Anfpruch zw nehmen, fondern auch über 
die literarifchen Quellen berichten zu, müſſen, deren Auf- 
ſchließung und Benugung für Weftfalen unſer beſonderes 
Ziel ift, fo glauben wir ums doch darum nicht in dem 
dolle, die Titel aller Werke unferer Vorgänger hier ab- 
zuſchreiben. Es wird genügen, nachgewiejen zu haben, 
wo fie zu lefen find und nur Diejenigen im Verlaufe der 
Darjtellung namentlich anzuführen, welche dieſes vorzugs— 
weife verdienen. Aus demfelben Grunde halten wir für 
genügend, auch von benjenigen neueren Werfen, welche 
in den angegebenen Sammlungen nicht aufgeführt werben, 
bier nur die wichtigften zu nennen. Es find folgende: 

Hartig, Forft- und Jagd⸗Staatsrecht. Leipzig. 

1809. 
34 * 
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Vollgraff über Begründung der. Forjt- und Jagd⸗ 
regalität; in bejjen Abhandlungen. Marburg 
1822. M 1. 

Fifcher Kameräl- und Polizeirecht. B. 2. ©. 702ff. 

v. Seutter über den Beſtand und die Behauptun 

gen des Forftregals. Heidelberg 1824. 
Behler Lehrbuch ver veutfchen Forft- und Jagd⸗ 
gefchichte. Frankfurt 1831. . 

+ Stiegliß gefchichtliche Entwickelung der Eigenthums- 
verhältniffe an Wald und Jagd in: Deutfchland. 
Leipzig’ 1832. et | 

Koch über bie Negalität der sw im Schlefifchen 

Archiv I. 316. 

Diefen fügen wir zwar, wie billig, auch noch ein 
Verzeichniß aller uns bekannt gewordenen weſtfäliſ chen 
Schriften über dieſen Gegenſtand hinzu, bedauern aber 
gleich im Voraus bemerken zu müſſen, daß wir, mit Aus— 
nahme der beiden letzten, kaum noch Veranlaſſung haben 
werden, von ihnen etwas anderes als die Titel anzugeben. 

Weber (France. Ant.) Westphalo-Brockhusanus D. 

de regalibus in constitutione Friderici I. Impera- 
toris: II. Feud. 56. Duisburgi 1747. 
'‘'Höynck -(Clem. Aug. Ferdin.) -Balveo- Westphalus 
Observationes de venatu in terris praesulum Ger- 
maniae et Archiepiscopatus Coloniensis non libero 
sed regali habendo. Marburgi 1771. 

Lysen (Leop. Guil: Jos.) Briloniensıs- Westphalus 
Diss. de jure forestali. Marburgi 1771. 

Bönninghausen (Clem. Mar. Franc. 1. B. de) Spe- 

- - »eimen inaugurale de jure venandi. Groningae 1806. 

Welter (U. 8.) Oberlandesgerichtsrath, die Jagd⸗ 
gerechtigkeit gegenüber dem Grundbeſitze in Weft- 
- falen; mit Rückſicht auf die Sagbtheilung. Mün- 

ſter 1845. 


Beiträge: zu ‚dem Sagbtheilungsverfahren, beſon— 
ders im Münfterlande. Münſter und Minden 1845. 
Die Literatur über die neu eſte Kagdgeſetzgebung 
* bei Betrachtung der letzteren angegeben werden. 


3. Ueberſicht und Quellen. 


Die Summe deſſen, was: wir über unſere Quellen 
und deren Benutzung einleitend zu berichten haben, beſchränkt 
ſich hienach auf Folgendes. Die Jagd als beſonderes 
Recht, begann in Weſtfalen ihre Entwickelung ganz in der— 
ſelben Weiſe, wie in den übrigen deutſchen Provinzen und 
Weſtfalen hielt mit dieſen gleichen Schritt, ſo lange die 
politiſchen Verhältniſſe Deutſchlands überhaupt, ihre. na— 
tionale Einheit nicht verläugneten. Seit aber die Herrlich- 
feit "des ‚veutfchen Reichs, durch Ausbildung der Randes- 
hoheit feiner Fürften, mit unerfchöpflicher Mannigfaltigkeit 
in viele einzelne: Herrlichkeiten umgeprägt wurde, wandelte 
jih auch das gemeine, deutſche Jagdrecht in verſchiedenen 
territorialen Formen um. Demnach find in der 

. 1 Beriode, worin Jagd und Fischerei als nament- 
liche Nechte zuerjt hervortreten, d. h. von den älteften 
Zeiten. bis auf Carl den Großen, bie alten Volfsrechte, 
die Leges Saxonum, Frisonum, Ripuariorum u. ſ. w. welche 
Carl ſammeln ließ, die einzigen Duellen ver Darftellung. 
Die) Nachrichten, welche uns römiſche Schriftfteller über 
bie früheſten deutſchen Zuftände mittheilen, find grabe in 
diefer, Beziehung: zu mangelhaft, um anf. fie zurückgehen 
zu bürfen. Die Römer hielten. .unfere Väter für Barbaren 
and. ihre Zuftände. nicht für intereffant genug, ſich genau 
mit: ihnen befannt zu. machen. Es gebrach ihnen: auch 
wohl an Berjtändniß, Die Bedeutung derſelben zu erkennen. 
Selbſt Tacitus, der fi) das Studium derfelben zur Auf- 
gabe gemacht, feheint Hauptfächlich den Zweck dabei gehabt 
zu haben, in einer verfehönernden “Darftellung ver vaıhen 
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Tugenb der Deutſchen, ven lafterhaften. Römern einen 
Sittenfpiegel vorzuhalten. Wir bleiben deswegen auf bie 
alten Volksrechte als eigentliche Quellen befchränft. Sie 
alfein stellen die deutſchen Zuftände als gleichzeitige oder 
doch als frifche Meberlieferungen ber Vergangenheit mit 
Treue, wiewohl in Vetreff ver Jagd mit einiger Dürftig- 
feit dar. Die dichten Wälder erzeugten damals für bie 
noch geringe Bevölkerung einen folchen Ueberfluß an Wil, 
daß bie Nothwendigkeit, fich deſſelben zu entlebigen, faft 
mehr zur Jagd drängte, als das Recht e8 zu erlegen. Es 
war daher alfen willfommen, wenn jeder es übte. Nur 
zu Gunſten der Könige finden ſich Einjchränfungen veifel- 
ben. In der 

IH. Beriode, von Earl d. Gr. bis zur Ausbildung 
der Landeshoheit, find es bie Capitularien der Könige 
aller Art und die veutfchen Rechtsbücher, aus welchen wir 
den Zuftand des damaligen Jagd-⸗ und Fifchereirechts Ten- 
nen lernen. Auch die fpäteren Weisthümer aus dem 13, 
befonder8 aus dem 15. und 16. Jahrhundert enthalten 
insofern reiche Quellen für ven Anfang viefer Periode, als 
fie uraltes traditionelles Recht aus dem Munde des Volls 
bewahren. Dagegen find die Chroniken jener Zeit bürf- 
tige Aushülfen; fie befchäftigen fich hauptſächlich mit äu—⸗ 
ßeren Berhältnifjen der Nation oder mit Familien⸗Ange⸗ 
legenheiten erlauchter Berfonen. Die Jagd, ein fo alftäg 
liches Recht, wie das auf ven Genuß des gewöhnlichen 
Lebensbeburfs, war zu orbinär, um eine befondere Auf- 
merkſamkeit darauf zu verwenden; wenn nicht etwa ein be 
fonderes Jagdabentheuer folche in Anfpruch nahm. Im ber 

III. Periode endlich, von Ausbildung ver Landes⸗ 
hoheit bis auf: unfere Tage, müffen wir:unfere Quellen in 
den Verorbnungen ver Landesherren fuchen; denn biefe 
find es, welche mit Hülfe Dienftfertiger Rabuliften, bie alte 
Rechtsbaſis der Jagd vielfach ändernd, umkehrend over gar 
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wegziehend, dieſe als ſelbſtſtändiges Recht, je nach 
Zeit und Gelegenheit, eutweder zu einem Regale des Für— 
ſten umgewandelt oder doch, vermittels der landesherrlichen 
Forſthoheit deſſelben, als Privatnutzung des Eigenthums, 
aufs mannigfaltigſte beſchränkt und eben dadurch die große 
factiſche Verwirrung herbeigeführt haben, deren Eniwirrnng 
die Aufgabe der neueſten Geſetzgebung war. Inwiefern 
fie, dieſe Aufgabe gelöſet hat, werden wir am Schluſſe 
dieſer Darſtellung zu unterſuchen uns erlauben. Gewiß 
iſt, daß ſolche Entwirrung nur möglich wird, durch Nach— 
weiſung des rechtsgeſchichtlichen Zuſammenhanges der ſpä— 
teren complizirten Zuſtände, mit den einfachen. früheren, 
Nur auf dieſem Wege kann jedem Betheiligten der Rechts— 
punkt zur klaren Anſchauung gebracht werben, auf dem er 
ſteht. Ohne ſolche Erkenntniß iſt eine auf Billigkeit ge— 
gründete Verſöhnung ber Gegenwart mit der Vergangeit- 
heit, eine Reftauration, ungetrübt durch Parteifucht und 
Intereffe, ganz unthunlich. Hierzu ein Scherflein beizu- 
tragen, ijt ver Zweck der folgenden Blätter. 


I. Periode. \ 
Die älteften Beiten bis auf Carl den Großen. 





| Be? Vorwort. 54 
"agb und Fiſcherei werden ſchon von den roͤmiſchen 
Schriftſtellern eine Hauptbeſchaäftigung der alten Deutſchen 
genannt. Beſonders die Erſte erſetzte ihnen die Kriegs⸗ 
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übung im Frieden, - gewährte ihnen Kleidung und Unter⸗ 
halt und war außerbem zum Schuße gegen reiſſende wilbe 
Thiere nothwendig. So lange dieſer Zuftand dauerte, 
war ihre Ausübung aber nicht ſowohl der Ausfluß eines 
Rechts Einzelner, als die Folge draͤngenden Bedürfniſſes 
Aller. Sobald wir ſie uns als Recht denken, ſetzen wir 
nothwendig zugleich ein Object voraus, worauf das Recht 
haftet und damit auch die Befugniß, andere, welchen fiber 
dieſes Object keine Dispofition zufteht, von der "Ausübung 
bes Rechts auszufchliegen. Mit anderen Worten, : fo’ lange 
Grund und Boden, worauf gejagt wurde, nicht im aus 
fchließlichen Befige Einzelner war, waren es auch die Jagd 
und Fifcheret nicht. Erſt mußte der Boden getheilt wer- 
den, bevor an eine Zheilung ver darauf auszuübenden 
Befugniſſe gedacht werben Eotnte. Betrachten wir daher 
pen Gang ber Bodentheilung zunächſt. -- 


5. Grund und Boden; Theilung und 
Privat-Eigenthum daran. 


Ob zu Cäſars und Tazitus Zeiten die Deutſchen 
ſchon Privat⸗Eigenthum an Grund und Boden gehabt 
haben, ijt befanntlich unter ven Gelehrten fehr beftritten. 
Die darauf Bezug habenven Stellen, zumal bei Tazitus, 
find verfchieden erflärt worden. Hier können wir bie 
Eontroverfe füglich auf ſich beruhen laſſen, weil einige 
Jahrhunderte fpäter unbeftrittenes” Privateigenthum an 
Grundftücen bei den. Deutfchen gefunden wird. Es war 
dieſes unausbleiblich, fobald unfere Väter fi) aus Nomaden 
(wenn fie e8 je gewefen) in Ackerbauer verwandelten. Die 
Kulter des Bodens jet Nieberlaffung auf bvemfelben, 
ein Verbleiben auf der nämlichen Stelle, den Beſit eines 


1) Waitz zur deutſchen Berfofungsgefhißte a men 
Zeitſchrift für Geſchichtswiſſenſchaft B. 


0 — 


Hofes, der daher auch im Latein "bes Mittelalters ein 
Bleib, Mansus heißt, voraus. Ein folcher Beſitz iſt noth: 
wendig ein ausſchließlicher und wo Feine künſtliche Ver⸗ 
haͤltniſſe dazwiſchen treten, wird er von felbft erblich. 
Dadurch bildet-fich das Eigenthum. Ein ſolcher Hofes- 
beſitz reichte übrigens nicht weiter, als der Bedarf, ein 
Hof erhob ſich friedlich neben dem anderem, es entjtanden 
dadurch Nachbarfchaften (Bauerfchaften) groß oder. Hein, 
jeliach der Gelegenheit des. Orts. Der Menſch Hit ge— 
ſellig. Neigungiund Roth reichen ſich die Hände, das 
Band der Geſellſchaft, mit‘ all’ ihren Freuden und, — 
um ihn zu ſchlingen. · 

Den Wald eben jo zu theilen, wie das Adkerland, 
lag kein Grund vor. An Kultur des Waldes dachte man 
nicht, vielmehr an deſſen Ausrobung zum Zwecke der 
Acker⸗Cultur. Nur der Acker wurde Privat-Eigenthlim, 
ver Wald lieb gemeinfchaftlich. Jede Nachbarſchaft be⸗ 
nutzte den ihr zunächſt gelegenen Wald und zwar ſo large 
ohne Beſchränkung,als er den Bedarf‘ überflüßig deckte. 
Erft al8 mit zunehmender Bevölkerung eine wechjelfeitige 
Beichränfung ber einzelnen Höfe oder ganzer Nachbär- 
ſchaften gegeneinander, auch im Walde nothwendig wurde, 
dachte män- daran, das Maaf ter Waldnutzungen durch 
Theilung und in ven Bauerfchaften felbit nach dem Bedarf 
der Höfe, woraus fie beftanden, zu regeln. Eigentliche 
Theilung des Waldes gefhah überhaupt fehr ungern, weil 
bie Hofbefiter für ihr Vieh großer ungetheilter Weibeflächen 
bedurften, die fich mit dem Walde als Allmenven bis auf 
unfere Tage. erhalten haben. Nur die Befiter fehr großer, 
meiit allein gelegener Haupthöfe Ceurtes). hatten Veran— 
laſſung und Gelegenheit, auch verhältnigmäßig große Wald- 
flächen für fich in ausſchließlichen Befig zu nehmen, an 
deren Nutzungen fie die auf dem Haupthofe angefiebelten 
Hinterfaffen (Hörigen und Mancipien) Theil nehmen 
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ließen. Ein ſolch großer. Privatbefig war. Allode «terra 
salica) des Einzelnen, während die ungetheilten Wald: 
flächen und Allmenden ganzer. Bauerfchaften, ein, gemein. 
fchaftliches Eigentum ber vielen Einzelnen blieben, welche 
fi aus nachbarlichen Rüdfichten in einer ober mehreren 
Gemeinden (villis) zuſammen hielten. . Der Gebanfe; on 
eine Gemeinde als Universitas, als - ein ſelbſtſtändiges 
Rechtsjubject, als eine moralifche Perſon mit. politischen 
Rechten, war unfern Vätern, bei ihrer vorwiegenden Nei- 
gung zum Partifulerigmus, welche jie Eis auf ihre fpäte 
sten Enfel vererbt haben, damals gewiß noch fremd. Di 
her jenes gemeinfchaftliche Eigenthum. auch nicht: als foge 
uanntes Gefommteigenthum den Gemeinden als. folchen, 
fondern ven berechtigten Mitgliedern berfelben, als einzel- 
nen Miteigenthümern, als Genoffen per Marl, als Erb- 
echſen, Scharen oder wie man fie fonft nennen will, zuſtand. 
Dieſes Eigenthum mar je nach dem Maaß der Berechti⸗ 
gung ber Einzelnen, ‚gemeindeweife nach Echtiverfen ober 
Echtworten, wie; Bergwerke nach Kuxen getheilt 2, 
Belege für folches gemeinjchaftliches Eigenthum, wer- 
ben wir in ben, bald anzuführennen Vollsrechten ber 
damaligen Zeit aus mehreren beutjchen Länvern finden. 
Für. unfer Weftfalen insbefondere teilen wir hier einige 
aus Urkunden mit, welche, obgleich der nächſten Zeit nad 
Earl d. Gr. angehörend, doch darum noch in bie erſte 
Periode zurücfreichen, weil fie Verbältniffe norausfegen, 


2) Dunder bas Geſammteigenthum S. 159. 169 und des 
dafelöft angeführten Gramer wetzlarſche Nebenſtunden III. 
—S. 417. und 138. Es iſt gewiß irrig, wenn Sti eglit 
Eigenthumsverhaͤltniſſe an * und Wald S. 11. mit 
Gihhorn Rechtsgeſchichte F.844. annimmt, die gemeinen 
Marken, Allmenden, Hätten neben dem Privateigentfiuii 
der Einzelnen, als. IRRE der Gemeinden be 
fanden, | 5 
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die in dieſer ſchon beftanden Haben mußten... In einer 
Urkunde von 833 fchenkt Ludwig der Fromme den weft 
fälifchen Grafen Rihdag: res nostrae proprietatis, situs 
in pago boraire, in villa- vocante Ismereleke i. e. mansos 
tres cum -terris cultis et incultis et silvis communibus 
ad eos pertinentibus, — in villa anadopa mansos duos 
cum terris cultis et incultis et’ silvis communibusg ad 
eosdem mansos pertinentibus — in villa Geiske mansos 
quinque cum terris cultis et-incultis ac silvis communi- 
bus ad eos pertinentibus 3). Gegenſtand der Schenkung 
aus dem Eigen des Königs waren alfo 3 Höfe im Dorfe 
Schmerlife, 2 im Dorfe, Ampen und 5. im Dorfe 
Altengeſecke (alle in der Umgegend von Soeft) mit 
gebauten und ungebantem Rande und den dazu. gehöri- 
gen gemeinſchaftlichen Wäldern. Wären, diefe silvae 
communes Gejammteigenthum ver Dörfer, als noralifcher 
Berfonen (politifcher Corporationen) gewefen, fo würde 
ohne Zuftimmung berfelben pas Miteigenthum ber einzel 
nen Höfe in den gemeinfchaftlichen Waldungen, nicht haben 
veräußert werben können. Es wirb aber über das Mit- 
eigenthum am ber Subftanz Diefer gemeinfchaftlichen Wäl- 
der eben fo unabhängig disponirt, als in anderen Urkunden 
über Privatwälder. So z. B. beftätigt Otto I. 952 dem 
Stift Geſecke den Beſitz der Güter, welche ihm früher vom 
Grafen Haold gefchenft waren: cum curtilibus, edificiis, 
mancipiis, campis — silvis, aquis ete. und Otto IT. fehenkt 
8 dem Stift Mefchede den Hanpthof Ceurlis) Felling« 
haufen .(Folegeldinghuson) zu Eigen (in ‚proprium) mit 
mancipiis, aedificiis, terris pratis, pascuis, silvis, aquis 
u.f. w. Hier werden vie Privatwälder grabe fo verfchentt, 
wie im vorigen Falle Die silvae communes 4); 


— 





3) Seibertz Urk. B. J. Nr. 3. 
4) Seibertz Urk. Buch I. Nr. 8. und 14, 
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: 6 Jagd und: Fifcherei, durch Theilung des 
Bodens ebenfalls getheilt. 

Einen gleichen Gang wie die Theilung des Bodens 
nahm auch bie der Jagdnutzungen, welche er gewährte 
So lange ver Boden gemeinfhaftfi war, war es auch 
die Jagd, "fo wie jener getheilt'wurbe, würde es won felhft 
auch viefei' Der große Gütsbeſitzer ſchloß vom Genuſſe 
feiner Curtis jeglichen Fremden und ſomit auch jeglichen 
Jäger, der wicht vom ihm abhing, wie bilfig aus. Daffelbe 
thaten die kleineren Grundbefiger in ihrer Mark, deren 
Nutzungen nur den Genoſſen zu Theil wurden. Nur durch 
Uebereinkimft, ausbritdffiche oder ſtillfchweigende, konnte 68 
ferner ſtatt finden, daß Nachbaren —— ihre Mar⸗ 
ken bejagten. 

Sp entftanden Privat⸗ und Sefammtjagben, welche 
letztere hie und da bis zu freier Pürſch ausgedehnt wur⸗ 
den. Wir werden künftig in unſeren weſtfäliſchen Zuftän- 
den die Belege zu allen Arten von Jagd als noch jüngſt 
beſtanden finden. 


7. Belege für das. Geſagte in ber. * — 


Daß der Gang der Sache in der Periode, die wir 
als die erſte bezeichnet haben, der angegebene geweſen, 
liegt theils in der Natur der geſchilderten Zuſtände, theils 
enthalten die gleichzeitigen Leges dafür Die. Belege. Die 
Lex Saxonum , das Volksrecht unjerer Väter, kennt nur 
eine Spezies der Jagd, dem Fang wilder Thiere, wobon 
es im Tit. 12. de: damno casu illato beiläufig ‚heißt: $. 3. 
qui laqueum fossamve ad feras capiendas fecerit. et haec da- 
mnuın -cuilibet fecerint, mulctam solvat — $. 4. si fossa 
vel laqueus ad feras capiendas praeparata, damnum quod- 
libet fecerint, a quo parata sunt, componaniur, d. h. wer 
durch Schlingen und Graben, vie er zum ange wilder 

Thiere zurichtet, Jemanden beſchädigt, ver foll für dieſen 
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Schaden büßen. Ueber die Befugniß zu folchem Thier⸗ 
fange fpricht ſich Die Lex nicht ‘weiter: aus. Diefes ift 
aber auch nicht nöthig. Im Tit. 16. de terra aliena in- 
vasa heißt e8: $. 1. Qui terram'suam occupatam ab altero 
dixerit, adhibitis idoneis testibus probet eam suam fuissez 
si occupator contradixerit campo dijudicetur 5). Durch 
biefe Bejtimmung gewährt fie dem Eigenthümer vermittel$ 
Zeugen oder Zweikampf, Schuß des Seinigen und weifet 
jeven fremben oceupator von ber fo geſchützten terra, d. h. 
von der Subftanz und von den Nutungen derſelben zu: 
rüd. Hieraus folgt von felbft, daß nur der Eigenthü- 
mer des Bodens befugt war, auf bemfelben Schlingen 
und Gräben zum XThierfange zuzurichten, weil er von 
jeinem Boden (sua terra) jeden oceupator zurückweiſen, 
jedem Nichteigenthümer das Betreten veffelben unterfagen 
mb ihn wie von jeder anderen auf ver terra zu ziehenden 
Nutzung, jo auch von der Jagd und Fifcherei auszufchlie- 
jen befugt war. Es ift dieſes noch deutlicher ausgefpro- 
den in ber Lex Allamannorum,, welche am Schluffe fagt: 
Nullus ‘alienam terram sine auctoritate praesumat invadere. 
Qui hoc fecerit cum vindicta se expellendum esse co- 


gnoscat 6). 


8. In anderen Volksrechten. 


Ausführlicher als bie Lex Saxonum verbreiten fich 
andere Volksrechte über Jagd und Fiſcherei. Die Lex 
Ripuariorum, der Uferfranfen, unferer Nachbarn am 
Rheine, hat fchon einen eigenen Titel de venationibus, wo— 
vin unbefugte Sagdeingriffe verpönt werben. Sie fagt im 


$. 1.: Si quis de diversis venationibus furaverit ali- 


— 


5) Heineccii corp. jur. germanici ex edit. Georgisch 
pag. A62. und 463 
6) Georgisch pag. 247. 
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quid et eelaverit sen et.de piscationibus, quindecim 
solidis culpabilis judicetur. Quia non est. hqec res possessa 
sed de venationibus agıtur 7), d. h. wer. aus fremben. Jag⸗ 
den. ober Fiſchereien etwas entwendet, foll um 15 
Schillinge gejtraft werben. . Hierbei ift nun zwar wicht 
näher angegeben, was als fremde Jagd und Fijcherei 
zu betwachten, wer ver eigentlich Berechtigte jei. Allein 
da ein befonderes Jagdrecht einem bejonderen Herrn 
wicht zugeeignet wird, fo verſteht jich von ſelbſt, daß nur 
der Eigenthümer des Bodens, worauf Wild und Fiide 
gefangen werben, als berjenige zu betradhten, dem biefe 
Nutzung, wie jede andere, welche ihm ber Boden gewährte, 
zukam. Da aber dieſe Nutung doch eine unfichere, weil 
das Wild, feiner ungezähmten Natur nach, fich dem Dis- 
pofitionsbereiche des Grundeigenthümers willkürlich ent- 
zieht. uud nur dann erſt in. deffen eigentlichen Beſitz kömmt, 
wenn er e8 erlegt hat, vorher alfo der Befit mehr die 
Defugniß zur Deenpation, als den zu oceupirenden Ge 
genftand befaßt, jo. ftraft das Geſetz den Wilddiebſtahl 
ungleich geringer als den an zahmem Viehe und führt 
bafür als Grund an, quia non est haec res possessa sed 
de venationibus agitur. 

War dagegen das Wild bush Zähmung zum Ge 
brauche des Fanges auf der Jagd fehon in nähere befik- 
liche Beziehung zum Eigenthümer gebracht, fo war auch 
bie Strafe feiner Entwendung höher, Die $$. 2. und 3. 
des amgezogenen Titels fahren fort: Si quis cervum domi- 
tum vel cum triutis occiderit aut furatus fuerit, non sieut 
de reliquis animalibus furtum exigatur, sed tantum quadra- 
ginta quinque solidis eulpabilis judicetur. Si autem in ve- 
- natione non fuit, triginta solidis culpabilis judicetur. d. h. 
wer einen gezähmten Hirſch töbtet ober ftiehlt, fol 


7) Georgisch pag. 163: 
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zwar noch nicht ſo hart beftraft: werden, als ber. eigent- 
liche Viehdieb; aber Doch Härter als der gewöhnliche Wild⸗ 
dieb, nämlich: wenn der Hirſch noch nicht. zur Jagd-ge⸗ 
braucht worden, mit 30 und fonjt mit 45 Schillingen. 
Der Grund: diefer Beſtimmung beruht offenbar darin, daß 
auch der gezaͤhmte Hirſch Wild bleibt und daher. mit einem 
ungezähmten leicht verwechjelt werden kann; weshalb den 
auch das Geſetz der Saalfranfen, die Lex salica, welche 
in. den gegebenen Fällen eine‘ Strafe von 35 unb 45 
Schillingen verordnet, für die Anwendbarkeit derſelben 
vorausſetzt, daß der-Hirfch ein erfennbares Zeichen gehabt 
habe. Es heißt nämlich im it. 35. de venationibus $. 2. 
si quis cervum domestieum signum habentem aut occi- 
derit aut furaverit, qui ad venationem faciendam mansuetus 
factus est et cum testibus comprobare dominus ejus potuerit, 
quod eum in venatione habuisset.et cum ipso duas aut tres 
feras oecidisset — Sol. XLV. culp. judic. und $. 3. Si quis 
vero cervum -domesticum qui in venatione -adhuc 'non fuit 
(oeciderit) aut furaverit Sol. XXXV. culp. jud. ®). 

Eine treffende. Parallelftellfe zu ven Beſtimmungen 
über die Jagd und Fiſcherei enthält bie Lex Ripuariorum 
im Tit, 76. de materiamine vel lignis furatis, über ven 
Holzpiebitahl. Sie jagt nämlich: Si quis Ripuarius in silva 
communi, seu Regis vel alicujus locata materiamen vel ligna 
fissa abstulerit, -quindecim solidis culpabilis judicetar.. Sie 
de venationibus vel de piscationibus; quia non res Possessa 
est sed de lignosagitur. -d. h. wenn ein Uferfranfe aus 
einem Marken, Königs» oder fonjtigen Privatwalde Bau⸗ 
oder Spaltholz ftiehlt, jo foll er es mit 15 Schill. büßen, 


8) Georgiſch p- 74. Der gewöhnliche Wilddiebſtahl wird 

im g. 4, 1:°c. wie in ber Lex Ripuariorum mit 15 
Schill., nad) der Lindenbrogifchen Ausgabe der L. Sal. 
aber mit 45 Schill. beftraft. Letzteres fcheint irrig; Wiarda 
Geſch. und Auslegung des falifchen Geſetzes ©. 311. 
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grabe fo. wie 'bei der Jagd, und Fiſcherei; weil es ſich auch 
hier nicht: won. einer. im eigentlichen Beſitz ‚befindlichen 
Sache, ſondern nur vom Holze handelt. Man nahm aljo 
on, daß dem. Waldeigenthümer, weil er. das. Holz- eben 
ſo wenig. in feiner custodia habe wie das Wild, an jenen 
eben auih nur ein unvolllommener Befit zuftehe, wie an 
diefem und daher ftrafte man ven Holzdiebſtahl dem Wil- 
diebſtahle gleich. 

- Das that auch Die Lex salica, indem fie noch Beftioue 
ter fagt: si’ quis:in sylva’ alterius materiamen.-furatus fuerit, 
aut incenderit vel concapulaverit aut ligna alterius furauerit 
DC. den. culpabilis judicetür, qui faciunt solid XV. 
d. h. wer in dem Walde eines Anderen Bauholz (materia- 
men) ftiehlt oder verbrennt: oder haut (concapulaverit) over 
Anderen gehauenes Holz Cligna im Gegenfate von arbor) 
jtiehlt, foll es mit 15 Schillingen büßen. Unterfängt ſich 
dagegen Jemand einen werebelten :(domesticum) Apfelbaum 
(pomarium) oder einen Birnbaum (perarium) vom Hofe 
(de intus curte) oder bei ‚vemfelben weg. (Iatus carte) zu 
jtehlen over zu hauen, oder ein Pfropfreis (inpotus) von 
einem Objtbaum zu brechen oder den Baum zu. fehälen 
(decorticaverit) jo werben je nach Bejchaffenheit des Falls 
3 bis 30 Schillinge verwirft10), Ye genauer. alfo die Be 
ziehungen der Bäume wie des Wildes zum  custodia bes 
Walveigenthümers wurden, vefto höher wurde ber Dieb- 
jtahl daran beftraft, wiewohl man diefen niemals mit dem 
eigentlichen Diebjtahle auf gleiche Linie ftellte, 


A Georgiſch p. 28. 
10) Wiarda 8. 116. ‚nnd die dazu allegirten ‚Stellen ber 
Lex ‚solica. | 
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10. Allgemeines über ven UIO BEN WUEN. 
5 Bei am Wilde mn m 
Esn iſt überhaupt intereſſant, in ben alten Volts⸗ 
rechten der Ausbildung des Begriffs von unvollkommenem 
Beſitze an wilden Thieren nachzugehen. So z. B. heißt 
es in ben Geſetzen des Langobarden Königs Rothar C. 
395. 2 sitgeisäceipitres de'silva<alteriias tulerit, excepto 
de gaio ‘Reis, habeat 'sibi: Nam si; dominus silva ‚superve- 
derit! tollat Accipitres. Et hoc’ idem juhemus, ut'si 'quis de 
gaio Regis accipitrem tulerit sit eulpabilis Regi solid. XII. 
mb C. 3%6.: si quis de arbore siguata in’ silva alterius ac- 
eipitrem de nido tulerit componat ‚solid. VI. ). d. h. went 
der: Langobarde aus dem 'Privatwalde bes: Könige, ber 
befonders befrievet war, einen Falken nahm, ſo verwirkte 
e 12 Schill, nahm er ihn aus einem anderen. Privat: 
walde, fo that er es ungeftraft ;; der Herr des Waldes 
durfte aber, wenn er darüber fam, ben Falken (Habicht) 
für ſich nehmen. Nur. wenn der Habicht von einem Neſte 
genommen wurde, welches ſich auf einem bereits: — 
teten Baume befand, ſo koſtete es 6. Schill. Buße, weil 
das Neſt mit dem ——— Beueie ei * 
ocenpirt wet. "0 ee 
Die Lex Bajuvariorum: Tit 21. Cap. RR ſagt dage⸗ 
gen: pari MModo de -avibus sententia subjacetut. nüllds de 
alterius silva,'"quamvis‘prius. inveniat avesitollere prae- 
sumat, misi ejus eenimiarchanus'fuitz: quam 'calasneo dieimus. 
Et- qui a iter präesumpserit,  semper. restitutiohis'sacramen+ 
tum justanf"putamus; 'quamvis-minima sit querela12).. d. h. 
es fteht feit, daß Niemand aus einem fremden Walde 
Vögel. „uehmen. darf, 7 wenn er Ne gleich zuerſt entdeckt. 


— — — 
14 4 ‚tie 


en Georgifch * 1006: —— — Regis; silva 
Odensissiuia ;- etwa’ fo. ‚yiel; wie des Herrn Sun deru, wo⸗ 
raus nur ſelten Holz’ genommen wurde. 

ee Georgiſch p. 323. OO no rigymars ı 

XIV. Jahrgang. 48 Heft. 35 


Nur dem unmittelbaren Grenznachbar 13) iſt eine jolche 
Deceupation erlaubt. : Wer dagegen handelt, der. ift, ſelbſt 
wenn Feine Klage erfolgt, in feinem — But _ 
verpflichtet. 


4. Decupation und — 4 

- ‚Während alſo in. der Lombardei neben dem. Eigen- 
thume des Walpheren an dem Vögeln feines Waldes, um 
ter Umftänden noch ein Ocenpationsrecht Drittex ſtatt fand, 
deſſen rechtliche Möglichkeit an die altrömifche Herrenlo— 
figfeit des Wildes ftreift, wurde biesfeits der Alpen die 
Ausschließlichkeit ver Beſitzrechte des Grundeigenthümers 
am Walde und allem was darinnen, - immer mehr ausge: 
bildet. Sobald auf feiner Seite noch irgend ein Moment 
befonderer Occupation hinzutrat, unterlag die Ausſchließ⸗ 
lichleit feines Rechts keinem ferneren Zweifel: “ 
Auf dieſer Art Decupation beruht. auch Das Recht 
der Jagdfolge, wovon fich die älteſten Spuren. gleichfalls 
fhon in ben Vollsrechten diefer Periove finden. König 
Rothar im C..319. feines Geſetzes jagt: si; eervus_aut 
quaelibet fera ab aliquo homine sagittata- fuerit, am dia 
illius esse intelligatur, qui eam sagittaverit aut valneravit 
usque ad aliam talem horam diei aut: noctis, quae sunt ho- 
rae XXiV, quando eam postposuerit ‚et: se ab ea tornaverii; 
Nam; qui'eam post transactas horas praedictas invenerit non 
sit eulpabilis: sed sibi habeat ipsam.feram14), d. h. wenn 
jemand ein Wild angefchoffen bat, fo. wird es bis zum 
Eur” —— des — — oder Ber — 7 


tl, 





49) — iſt kein Marken —* weit von ei 
silva alterius bie Rede ift; es Tann nur der Nachbar fein, 
eriın gegen, ben es mit ber Ruftgrenge > anal nicht genommen 
‚werden. durfte. Das Wort. marcha:| bedeutet hier Grenze, 
conterminus.. de Fresne. Glossar. 5 v. ıÖalasa «9 

1) en p. 1006. eg bih 
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24 Stunden lang — für das Geinige gehalten. Giebt 
er dann aber daſſelbe auf, fo Tann es ein Anderer an 
ſich nehmen. Die Lex salica dagegen befchränft pas Recht 
ver Verfolgung des anfgejagten Wildes nicht auf 24 
Stunden: , St&fagt: si quis cervum lassum, quem alterius 
emes moyerunt et adlassaverunt. (auf- und müde gejagt) 
involaverit aut :celaverit.DC. den. qui faeiunt sol, XV. cul- 
pabilis judieetur und: si quis aptum quem alieni canes mo- 
verunt et alassaverunt .occiderit vel: furaverit XV. sol; culp. 
jadicetur 15), — Alſo auch Hier iſt das deutſche Geſetz zu 
Gunſten Des Jagdherrn ausſchließlicher als das italiſche; 
weil es die Occupation eines von ihm aufgejagten und 
dadurch gewiſſermaßen bereits oceupirten Wildes, Jedem 
anderen unbedingt bei der gewöhnlichen Strafe des 
Wilddiebſtahls unterſagt. 

12. Jagdtechnik der damaligen Zeit. 

Es iſt wohl nicht nöthig noch mehr, Belege aus ven 
alten Volksrechten dafür anzuführen, wie man den Dieb- 
ſtahl an gezähmtem Wilde höher ftrafte: als an ungezähm— 
tem, weil an jenen ein eigentlicherer Beſitz ſtatt fand als 
an dieſem. Demungeachtet ſcheint es darum nicht über: 
flüſſig noch einige Beiſpiele davon anzuführen, wie man 
ven. Diebſtahl der zur Jagd abgerichteten Thiere verpönte, 
weil daraus zugleich hervorgeht, wie man die Jagd übte. 
Unfer ſächſiſches Vollsrecht iſt zwar, wie über das Jagd— 
recht, ſo auch über die Art feiner Uebung fehr dürftig, 
befto umſtändlicher reden die, Vollsrechte derjenigen veut- 
ſchen Ränder, worin ſchon Länger Könige und Fürften mit 
ihren Hofhaltungen eine gewiffe Jagdpragmatik eingeführt 
hatten. In ben Gefegen ver falifchen und- ripuarifchen 
öranfen, der Baiern, Alemannen und Langobarden finpen 
ã— — 1 oo, j * — 

15) Georgiſchup. 74. TR F — 
35 * 
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ſich zahfreiche Beſtimmungen über bie zur Jagd abgerich— 
teien wilden Thiere. Es gab Hirſche, welche in den Wald 
geſchickt wurden, um andere herbei zu locken und die man, 
wie ſchon vorhin bemerkt, mit beſonderen Zeichen verfah, 
um fie dem Jäger kenntlich zu machen. War ein foldhes 
Thier zum Rufen abgerichtet (qui prugit),’fo mußte der⸗ 
jenige, der es ftahl ober töbtete, ben neunfachen Werth 
veffelben erjegen. Dafjelbe galt von gezähmten Büffeln; 
alfes jedoch mit. mannigfaltigen, einem Nichtjäger faft 
kleinlich ſcheinenden Modificationen, Man unterſchied jeht 
genau Leithunde, Spürhunbe, Treibhunde, Biber =" Dache⸗ 
und Winphunde, Bären- Büffel- und Saufänger: Der 
gut abgerichtete Hund wird Doctus ober auch” Magister ges 
nannt. Geber hatte fein befonderes Wehrgeld, welches 
je nad) den Umftänden bis zu 45 Schill. ftieg. Der: Bits 
gunder, welcher fich unterftand einen Spürhund (veltra- 
hum), einen Saufinber (segutium), ober eine Brade (pe- 
truneulum) zu ftehlen (involare), mußte dem Thiere in df- 
Fentlicher Volfsverfammlung ven Hinteren küſſen oder dem 
Herrn 5 Schill. und. außerdem 2 Schill. Strafe ‚zahlen. 
Eben fo forgfältig find die Vergehungen gegen Fallen, 
Habichte und Sperber erivogen, welche das ganze Mittels 
alter hindurch als beſonders noble Jagdgehülfen betrachtet 
wurden. Man unterſchied Kranichhabichte (Chranochari), 
Ganshabichte (ganshapuch), Entenhabichte (anothapuch), 
und Sperber (sparvarius); ferner, noch nicht abgerichtete 
junge Falken (acceptor non domitus) von älteren (acceptor 
mutatus). Sogar Tauben- wärett zur Rambbogeljagdiab- 
gerichtet... Wer eine ſolche von der Falle (trappa) entwendete, 
zählte 15 Schill. Strafe. ° Doch es würde "uns zu weit 
führen , wenn wir alle hierauf Bezug habende Beſtim— 
mungen, nicht abgefchredt durch das gräßliche Latein, 
welches ſie uns enthüllt oder vielmehr verſchleiert, hiet 
als amoenitates juris venatorii bis in ihre zarteſten Ein— 
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zelheiten verfolgen wollten 16). Auf ven Begriff des Jagd⸗ 
rechts und ſeiner Ausbildung, worauf es hier zunächſt 
ankömmt, ſind ſie ohne Einfluß, ausgenommen etwa, daß 
ſie die Theilnahme an der Jagd nirgend auf einen be— 
ſtimmten Stand einſchränken und alſo Jedem geſtatten, 
der als Grundeigenthümer dazu berufen iſt. 


13. Jagd und Fiſcherei ſind alſo nur Nutzun— 
gen des Grundeigenthums, aber des 
ächten. 


Aus dem Geſagten geht hinlänglich — daß 
man in der älteſten Periode, bis zu welcher wir die Aus— 
übung der Jagd und Fiſcherei urkundlich verfolgen können, 
dieſelbe nur als einen Ausfluß des Grundeigenthums, 
fo weit ſich daſſelbe ausgebildet hatte, betrachtete17); daß 
man die Nutzungen derſelben zwar nach einer gewiſſen 
Vergnügenstechnik zu ziehen anfing, daß man ſie aber 
binfichtlich des Rechts, woraus fie floffen, nicht von ben 
übrigen, welche das Grundeigenthum gewährte, fihieb. 
Ein befonvderes Jagd- und Fifchereirecht gab es damals 
nicht. Eben deshalb werben dann auch in den Urkunden 
damaliger Zeit unter den Pertinenzien von Landgütern 
Jagd und Fifcherei niemals befonders genannt; fie ver- 
ſtanden fich von felbft18). Dagegen verftand es fich aber 
au eben fo fehr von felbft, daß Derjenige, welcher bie 
Jagd und Fifcherei in Anſpruch nehmen wollte, das ächte 
Eigenthum des rundes und Bodens im Möfer’fchen 


” 





16) Wir verweifen deshalb auf Anton Gefchichte 4 un 
Landwirthfhaft 1. S. 147. und Stieglik ©. 

4, Anton Geſch. d. Landwirthſchaft 1. S. 148. 

Struben vindiciae Juris venandi nobilitatis germani- 
cae. Hildes. 1793. Cap. 1. $. 19. bemerkt richtig, daß 
man erft unter den Ottonen anfing Jagd und Fijcherei un: 
ter den Gutspertinenzen befonders aufzuführen. 
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Sinne des Worts 10) beſitzen ‚mußte und ba biejes nur 
dem Freien geftattet war, fo veritand fich zugleich von 
ſelbſt, daß nur Freie die Jagd und Fiſcherei als eigenes 
Recht Hatten?). Nur das ächte Eigenthum und nur ber 
Freie, der e8 bejaß, ftand umter dem Schuße des Volls— 
gerichts, nur er war berechtigtes Mitglied ber Vollsge⸗ 
meinde). Er war vermöge feines Eigenthums zum 
Kriegspienfte verpflichtet und eben daher zum Schutze des⸗ 
felben durch die Volksgemeinde, vollſtändig berechtigt. 
Freiheit und Eigenthum bevingten einander, das eine war 
Zeichen des andern. Darum vererbte auch das Grund— 
eigenthum nur auf die dem Heerbann pflichtigen Söhne: 
Pater aut mater defuncti, filio non filiae hereditatem relin- 
qunt, fagt die Lex Saxonnm2). Schußpflichtige und Un- 
freie konnten Grund und Boden nur im Namen bes 
Freien beſitzen, ver fie in Streitigfeiten mit anderen Freien 
fowohl als. in der Vollsgemeinde vertrat und felbt wenn 
fte faſt alle Eigenthumsrechte unter feinem Schuge aud- 
übten, fo wurben folche doch nur nach abgeleitetem Hof- 
rechte (jus curiae) nicht nach Volfsrechte beurtheilt?3). Da— 
ber fonnte ber Unfreie von feinem Herrn zwar wohl als 
Jäger gebraucht werben, aber auf eigene Hand jagen 


19) Er bedient ſich des Ausbruds zuerft in ben patriotiſchen 
Phantafien IV. Nr. 43. Grimm Rechtsalterthümer ©. 
494. Dir. 15, Mittermaier Privatreht $. 270. 

20) Möfer osnabrüdifche Gefhichte I. S. 365. Note c. & 
geht hier fo weit, die Präfumtion aufzuftellen, daß aus 
dem Beſitze ber Jagd das Achte Eigenthum folge. 

21) Grimm Rechtsalterthümer ©. 290. N. 6. Eihhorn 
Nechtsgefchichte 5. 48. Mittermaier P. N. $. 136. 

2) Zit. 7. $. 1. Georgifh p. 459. So auch bie Leges 
ber ſaliſchen und ripuarifchen Franken, der Angliorum el 
Werinorum, Burgundionum u, ſ. w. Eichh orn Rechts⸗ 
geſch. $. 66. 

3) Möfer osnabr. Geſch. Abſchn. 1 8. 24. Eichhorn 
Rechtsgeſch, F. 57. 59. Priv. Recht $. 157. 


— 37: — 


durfte er nicht); weil ihm ja nicht a! bie Bährung 

ver Waffen zuſtand 2* 

14. Die Jagdberechtigten nach Ständen, 
reges, nobiles, liberi. 


Als Beſitzer ‘des Achten Eigenthums waren demnach 
zur Jagd und Fiſcherei nur berechtigt die Könige, die 
nobiles (ber ſpätere hohe Adel) und die liberi (die ge— 
meinen Freien), welche letztere fich entweder als folche un, 
abhängig auf ihrem Allode gehalten haben (freie Bauern), 
ober durch eingegangene Dienftverhältniffe Weinifterialen 
(niederer Abel) geworben find. Diejenigen, welche durch 
ven Antrit hofhöriger Güter zu Hinterfaffen herabfanten, 
fielen (al8 Colonen) aus, Nur eine fcheinbare Aus- 
nahme. von Diefer Regel ift es, wenn Eoncilien und Ca— 
pitularien diefer Zeit, den Geiftlichen bie Jagd verbieten, 
obgleich ihnen der Beſitz Achten Eigenes von Niemand be- 
ftritten wurde; denn es war ihnen nur bie Ausübung 
ver Jagd, als mit ihrer perfänlichen Würde unvereinbar, 
unterfagt, das Recht ſelbſt blieb ihnen unverfümmert. 
Sie konnten e8 durch ihre Diener ausüben laffen. Zum 
Ueberfluffe wurden die Verbote von den Geiftlichen nicht 
geachtet %). 


A) Es fommt nur eine Stelle in ber L. sal. vor, worin Hö- 
rige als Jäger aufgeführt werden; nämli im Tit. 11. C. 5. 
bes Lindenbrog’fchen Tertes: si quis servum aut ancillam 
valentem solid. 15 aut 25 furaverit aut vendiderit, seu 
porcarium aut fabrum, sive vinitorem vel molinarium 
aut carpentarium sive venatorem aut quemcunque 
artificem 2800 den. qui faciunt solid. 70. culpabil. 
judicetur. Georgiſch p. 32, Grimm ©. 353. N. 3. 

2) Cap. Reg, Francor. Lib. V. Cap. 247. Et ut servi 
lanceas non portent. 

%) Spitz tract. de Clerico venalore Halae 1735 führt alle 
hierauf bezüglichen Stellen an. Die wichtigften find: 1. Das 
Concil zu Agthe von 506 vder 516. Concil. Agathense 


— u — 


Die Rechte. jener prei Stände an Jagd. und Fiſcherei 
waren gleich, jo wie e8 überhaupt nur ein ‚Ächtes Eigen— 
thum gab. Könige waren übrigens nicht blos die fränfi- 
ſchen, aus denen fpäter Die römiſchen für ganz Deutig- 
laud wurden, fondern man nännte auch bie Heerführer 
folcher deutſchen Stämme Könige, welche pas an der-Spige 
ihrer -Dienftgefolge im Kriege gewonnene Uebergewicht 
auch- im Frieden zu handhaben wußten *). Dieſe bejafen 
große Maffen von Grundeigentum, welche. theils aus 
Stammgütern, theils aus dem großen Privateigentiume 
der römifchen Kaifer, theils aus Eyoberungen zufammen 
gefchlagen waren. Beſonders die fränkischen Könige, wur⸗ 
den durch Eroberungen mächtig). Daß aber Das Eigen- 
thum auch diefer mächtigjien Könige anfangs mit dem ber 
übrigen Stände unter ganz gleichen Bedingungen ftand, 
. gebt aus dem ſchon oben angeführten Zit. 76: des Volle: 
rechts der ripuarifchen Franken hervor, welcher jagt: si 
quis Ripuarius in silva conimuni, seu Regis vel alicu- 
jus u. f. w. Denn es. werden hier Marfen- Könige- 
und Privatwälder unter ganz gleichen Schuß des Gefetes 
gejtellt. ur x 

Die Gleichheit wurde jedoch allmälig gefährdet und 
zwar, wie es fcheint, zunächſt durch ven Umftand, daß in 


in den Concil. Galliae (Paris 1789) I. pag. 795 — 
2. Das Gapitular Garlmanns v. 742. I. cap. 2. Nee non 
et illas venationes et silvaticas vagationes cum cani- 
bus, ommibus servis dei interdiximus. Similiter ut 
accipitres et falcones non habeant. Georgiſch p. 487. 
und das Capitul. Suissionense Pippins Yon 744. cap. 3. 
Et omnes clerici fornicationem non faciant, nec habi- 
tum laicorum portent, nec habeant canes ut venatio- 
nes faciant, nec accipitres portent. Diefe fpäter oft 
wiederholten Verbote gelten no; aber mit Ausnahme des 
Balfentvagend, werden fie heute gerade fo befolgt wie vor 
zwölfhundert Jahren. 

27) Eichh orn Rechtsgeſch. $..16. 17. 

*) Bihhorn $. 25a. 26. 27. 
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ben Ländern, wo Könige herrſchten, z. B. in Franken, 
Baiern, Allemannien, Burgund, dieſe und der hohe Adel, 
aus welchem ſie hervorgegangen waren, ſich allein das 
Recht anmaßten, auf ihren Beſitzungen Schutzpflichtige zu 
haben, während bei Völkern, welche ſolche Königsgewalt 
nicht kannten, wie z. B. bei unſern Vätern, den alten 
Sachſen, jeder Freie das Schutzrecht hatte. In jenen 
Ländern nämlich, wo Könige und hoher Adel eigentlich 
auch alfein Die alte Immunität auf ihren Gütern hatten?9), 
fingen zumal die Könige fehr bald. an, Theile, ja ganze 
Marten ihrer großen Befigungen an Unfreie oder auch 
an Freie nach Hofrecht zu ‚verleihen, wo es dann von 
ihnen abhing, befondere Nutungsbefugniffe für fich vorzu- 
behalten). Daher finden wir fie ſpäter fo oft al8 Her: 
ven einzelner Marken, worin fie das Necht für: alle Ge- 
nofjen feten3t). Daß man zu folchen. Refervaten nament: 
lich auch fehr bald die. Jagd vechnete, feheint aus dem 
ſchon angeführten Cap. 325. des Gefeges von König Ro- 
thar hervorzugehen, welches das Fangen der Falfen- im 
Königswalde unbedingt unterfagt, in anderen dagegen un- 
ter Befchränfungen erlaubt. Daß auch die alten fränfi- 
ſchen Könige frühzeitig anfingen, das Jagdvergnügen als 
ein ihnen zunächſt geziemendes zu betrachten, feheint bie 
folgende Erzählung Gregors von Tours zu verbürgen. 
Auf einer Jagd, welche König Guntram in ven Vo— 
geſen hielt, fand er die Spuren eines getöbteten Auer- 
ochfen (bubali), und al8 er von dem Auffeher des Waldes - 
zu wiſſen verlangte, wer fich unterftanden habe, das Thier 
im Töniglichen Walde zu erlegen, nannte berfelbe ben 





23) Cihhorn R. Geſch. $. 86. 

FH) Danach unterſchied man mansos apsos et vestitos, ser- 
viles et ingenuiles. Capitul. Caroli M. de villis. Cap. 
45. und 67. Anton Gef. d. Landwirthſch. I, S. 233. 
Eichhorn R. Geſch $. 84b. 

MH) Stieglik ©. 4. 
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Chundo, Kammerbiener des Königs. Dieſer wurbe auf 
Befehl des Königs fofort ergriffen und. in Feſſeln gelegt 
Dem Aufjeher gegenüber geftellt, läugnete er die jedoch die 
That, weshalb ver: König auf Zweikampf zwiſchen beiven 
erkannte (campum dijudicat). Der Kämmerer ſtellte für 
fich feinen Neffen, ver die Lanze nach dem Waldaufjeher 
werfend, deſſen Bein durchbohrte, fo daß er rüdlings 
nieberftürzte. Als num der Neffe den am: feinem: Girtel 
hangenden Dolch (eultro) 320g, um. ihn dem Gefallenen in 
den Hals zu ftoßen, wurbe fein Leib non dem Dolche des 
Letzten durchbohrt, fo daß auch er ftürzte und’ nun beide 
ftarben., Chundo, dieſes fehend, fuchte fliehend fich in die 
Bafılica des heil. Marcellus zu retten, ehe er jedoch die: 
felbe noch erreichte, wurbe er auf des Königs Befehl ge- 
fangen, an einen Pfahl gebunden und zu Tode nefteinigt®). 
Hierin lag jeboch noch immer fein beſonderes Jagd⸗ 
borrecht des Königs, denn in biefem Falle fowohl, als in 
dem vom Nothar geſetzten, ift non einem: Prinatwale 
bes Königs Die Rebe, : worin bemjelben vermöge bes 
Eigenthums ver-alleinige Genuß der davon abhangen- 
den Nugungen zujtand und worin er folglich auch alle 
Anderen von der Jagdnutzung ausschließen konnte. Nur 
die barbarifche Art, wie Guntram den Frevel am. feinem 
Eigenthume ftvafte, könnte man ein regales Vorrecht der 
Macht nennen; nicht aber kann man daraus: auf Regalität 
der Jagd ſelbſt ſchließenss). Zu einem eigentlichen Jagd⸗ 
regal wurde erſt in der folgenden Periode, durch Anle— 
gung der Baunforſte, der Grund gelegt. (Bert. folgt.) 

82) Gregor. Turon. histor. Franc. L. X. Cap. 10. 

3) Dies thun z.B. Riccius im Entwurf von an in Deutſch⸗ 
land üblichen Jagdgerechtigfeit Kap. 1.$. 12, theilmeife und 
Hahn hiſtoriſch⸗ juridiſche Ausführung vom Jagd» und 
Forſtrechte in Pistorii amoenitat. histor. jurid. T. VI. 


p. 1472; obgleih beide nicht zu ben Vertheidigern bed 
Fagdregals gehören. 


ya, "ren galen 


hi 
Pas Großherzoglich Bergifche Dekret vom 12. De- 
zember 1808 bezieht fich Lediglich auf von Eigen- 
behö rigen oder Freigewordenen beſeſſene 
Colonate, alle übrige abgabenpflichtige bäner- 


liche Befitzungen fallen unter das Dekret, vom 
13. September ISII. 


MR echts 1 a { 4 
mitgetheilt 
von 


Sommer. 


In Sachen Johann Bernard Saſſe genannt Oſſen— 
lamp im Kirchſpiel Rinkerode und Genoſſen Kläger und 
Imploranten gegen bie Wittwe des Colonen Johann Hein- 
rich Saſſe genannt Oſſenkamp in der Broder Bauern- 
ſchaft, Kirchſpiels Walſtedde und deren Sohn den Colo— 
ven Johann Heinrich Saſſe-Oſſenkamp hat das Ober— 
tribunal (I. Senat) duch das Nichtigfeits- Erfenntniß 
vom 25. März 1850 ausgefprochen, daß das bergijche 
Dekret vom 12. Dezember 1808 fich blos auf von Eigen- 


— 552 — 


bebhörigen oder Freigewordenen befefjene Colonate 
beziehe, alle übrige bäuerliche Befigungen aber unter das 
bergifche Dekret vom 13. September 1811 fallen. Diefe 
Entſcheidung ift vüdfichtlich der Frage, wie lange nod 
bie alt=rechtliche Erbfolge in jene Güter gebauert, bis zu 
welcher Zeit die Erbrechtscriterien, z. B. Mebertragsfälle, 
Gebäudeerrichtung zu rechnen, von der äußerſten Wichtig- 
feit. Wir theilen baher die Gründe der Obertribunals- 
Entſcheidung mit. 

— Hiernächſt ift die Anficht des Imploranten un- 
begründet, daß in jenem Zeitpunkt das bergiſche Gefeh 
vom 12, Dezember 1808 das. bisherige Erbpachtgut be— 
reits zu einem Eigenthum des damaligen Befigers gemacht 
babe, und daß als dieſer Beſitzer nicht die Wittwe Gertrub 
Oſſenkamp, fondern deren 8 Kinder anzufehen'gewefen jeien, 
weil bie erftere nur ad dies vitae (an dem hier fraglichen, 
ber Münjterfchen Erbpachtsordnung von: 1783 unterliegen 
den Gute) ein Recht gehabt habe. Es ift dieſe Anficht 
in judicando ſchon wiederholt vertworfen worden, wie denn 
auch, um dies beiläufig zu bemerfen, ſchon das ehemals 
bergifche Gericht zu Ahlen ungeachtet des Geſetzes vom 
12. Dezember 1808 die Klage der Erbverpachterin gegen 
feine Mutter angenommen, alfo dadurch die Fortdauer 
des Erbpachtrechtes anerkannt, demnächſt auch auf deſſen 
Aufhebung, nah Ablauf. ver damals laufenden zwölfjäh⸗ 
rigen Pachtperiovde am 24. Februar 1811 erkannt Bat. 
Jenes Geſetz fpricht ſchon in der Ueberjchrift nur von 
„der Aufhebung der Leibeigenfchaft,” und es hebt in fei- 
nem 8. 1. die Leibeigenfchaft, jo wie alle darauf, gegrün 
beten Rechte und Verbindlichkeiten auf. Im weitern Fort 
gange feiner Bejtimmungen nennt es zwar bie Beligun- 
gen der bisherigen Leibeigenen „Kolonate“ und es hebt 
im $. 2. „auch die unter dieſer Benennung bejtehende 
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Teilung zwiſchen dem Gutsherrn und dem Kolonen auf,“ 
auch: ſchafft es mehrere "aus dieſem Verhältniß herrührende 
Laſten und Obliegenheiten ohne Entſchädigung, andere 
nur gegen Entſchädigung ab. —— ae es im 
$. 19.: 


„Die . Durch. —— mit Item — frei 
gewordenen Kolonen, die als Erbpächter, oder 
unter was immer für einem anderen Titel zum 
Befitze des Kolonates gelangt ſind, ſollen eben- 
falls alle bürgerlichen Rechte genießen in Gemäß- 
beit des Artikels 1. des gegenwärtigen Titels,“ 


und dadurch giebt es ſelbſt zu erkennen, daß feine frute⸗ 
ren Feſtſetzungen eben nur auf die früher im Leibeigen⸗ 
thume befindlichen Stellen und deren Beſitzer ni ne 
ſollten. Nun ſagt zwar der $. 21.: 


‚Alte Berfägungen des —— — 
en als gleichgeltend erklärt für vie freigelaſ⸗ 
jenen Befiger, und die in Erbpachti übertragenen 

Kolonate und ſ ollen — — 
werden,“ 


t 


ie hieraus entfpringt — wieber Das Bebenlen 
daß dieſe angeordnete Gleichſtellung weiter reiche, als 
8. 19. andeutete. Andererſeits aber iſt doch das in dem 
jetzigen Prozeſſe ſtreitige Kolonat, ſoweit bekannt, niemals 
it Beſitze eines , Freigeword I. geweſen, und es paßt 
alſo auch diefe Bezeichnung ded Gefehes nicht auf biefelbe. 
Nun Hat auch erſt die ſpätere bergifche Verorbnung vom 
13September 1811 ausführliche Vorfchriften üher vie 
Rechtsverhäliniſſe der bäuerlichen Grundbeſitzer erlaffen, 
ohne hierbei zu unterſcheiden zwiſchen vormals freien oder 
unfreien Beſitzern, ſo daß erſt die ſpätere Geſetzgabe all- 


— 584 — 


gemein. gültige: Maßgaben über dieſen Gegenſtand auf⸗ 
ſtellt· Daſſelbe verordnet in ſeinem zweiten Titel Art, b.: 
daß alle emphhtentischen Rechisderhaͤliniſſe auf⸗ 
9 gehbben fein ſollten.. — 
und im Art. 8. wird feftgefeßt: — 
demzufolge wird dafür gehalten, daß das volle 
Eigenthum ‚einer jeden ‚unbeweglichen Sache, bie- 
u: elbe mag vorher lehnbar oder urſprünglich allo⸗ 
dial geweſen ſein, in, den Händen deſſen, welcher 
das nutzbave Eigenthum daran. hat, beruhet.“ 


ſchaftlichen und emphyteutiſchen Rechte ven: bloßen Grund⸗ 
renten und. Grundlaſten gleich geſtellt (ß. 9.) und im 
8. 10. wird dem Schuldner dieſer Rechte“ die freie 
Verfügung über das Gut eingeräumt. Unter die, dieſem 
Geſetze unterworfenen Güter, deren mannichfaltige Be— 
nennungen Artilel 11. aufzählt, werben Erbpacht- un 
emphyteutiſche Güter an den erſten Stellen genannt, fer- 
ner Leib⸗ und Zeitgewinngüter u. f. iv. Und dieſes fpi- 
tere Geſetz verordnet nicht etwa, daß ſeine Beftimmungen 
zurückwirkende Kraft bis auf die Zeit der Verkündigung 
des Delret8_ vom 12. Dezember 1808 haben ſollen. 
Einer, ſolchen Zurückbeziehung würde auch die ſpaͤtere 
Preußiſche Geſetzgebung entgegenſtehen, welche über. bie 
gutsherrlich⸗baͤuerlichen Verhältniffe jener Landestheile 
ergangen. iſt, ‚indem namenllich das, für. das vormelige 
Großherzogthum Berg erlaffene Geſetz vom 21. April 
1828 im Artikel 15. feſtſeitt 

air m re Beben, bänerliche Beſitzer, welchem zu ber Zeit, 
nafinıe, wo bie erlaſſenen fremden Gefege -für ihn Gefe⸗ 

heslraft erhielten, ein vererbliches Befikrecht on 
Yin Enem Grundſtücke zuſtand, Hat daran jedenfalls, 
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die $. 21. beſtimmten Fälle ausgenommen, das 
volle Eigenthum erworben. In Anfehung der 
Kolonate ift hierbei auf die Zeit der Gefetes- 
fraft des Dekrets vom 12. Dezember 1808, in 
Anfehung der übrigen Arten von Grundftüden 
aber auf die Zeit der Gefekesfraft des Dekrets 
vom 13. September 1811 zu fehen. ° 
Alſo der Unterfhied zwifchen Kolonaten und ande- 
veu bäuerlichen Befigungen, den die fremdherrlichen Ver— 
orbnungen gemacht haben, ift in dem Gefege von 1825 
anerkannt . worden und ein durchgreifendes ı Kriterium: für 
biefe Unterſcheidung ift auf, feine. andere-Weife. zu finden, 
als in ber thatſẽ chlichen Trage: ob das Gut von einem 
beideigenen Eigenbehörigen), oder von freien Leuten fru⸗ 
ee — a: Bien IN TORE 5 
nm: md 813 A Be) 7 * a I 77 | Won 
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Das — von auf bäuerlichen Befitzunge 
bemeierten Eheleuten ftand ihnen ſolidariſch zu, 
ging auf den überlebenden Galten allein ‚über, 
ohne daß auf dem Wege der, Schlichtung ein 
Theil des Werths des Erbrechts den Kindern 
als Erben des verftorbenen Gatten zugefallen 
wäre. 


Rechtsfall, 
mitgetheilt 
von 
Sommer. 


Wir haben über dieſen Satz in B. 13. ©. ff. 
eine Erörterung und eine Entſcheidung des Oberlandes⸗ 
gericht zu Hamm mitgetheilt. Bei der Wichtigkeit des 
Gegenftandes tragen wir nun auch in Folgendem bie 
Gründe des beftätigenden Erkenntniſſes des Revifiond- 
richters vom 11. Oktober 1847 mit. Es verſteht fih 
übrigens von ſelbſt, daß, wenn etwa, was häufig ber 
Fall, der zur zweiten Ehe fchreitende Gatte nur einen 
Pachtbrief auf beftimmte Jahre und zugleich ein Kind 
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eriter Ehe die Zuficherung der Erbfolge vom Gutsherrn 
erhalten, ber Grundſatz des 8. 23. des II. Gefetes vom 
21. April 1825 zur Anwendung fommen, ver überlebende 
Gatte nur als mahljähriger Beſitzer, das Kind als An« 
erbe angejehen werben muß. Folgendes find nun bie 
eben bezogenen 

Grünude. 

‚Die Anficht des erften Richters, daß die Vieſelers 
Kolonie zudem gemeinfchaftlichen Vermögen der Schulze 
Barop, genannt Vieſeler'ſche Eheleute gehört habe, und 
nah dem Tode der Ehefrau deren Kinder aus Erben 
Mitbefiger der Kolonie gemeinfchaftlich mit ihrem Vater 
geworden wären, erjcheint ganz ungerechtfertigt. 

Die Parteien find darüber einig, daß die fragliche 
Kolonie ein Zeitgewwinngut gewefen, das auf beftimmte 
Jahre vermöge eines Gewinnbriefes. von dem Gutsheren 
vem Kolonen verliehen worden, namentlich aber zu ber 
Kaffe von Gütern gehörte, deren Befigern erft durch das 
bergifche Dekret vom 13. September 1811 ein eigenthüm⸗ 
liches. Recht daran verliehen wurde, und auf welche ber 
$. 22. des Gefeges vom 21. April 1825. Anwendung 
findet, auf Grund deſſen denn auch in dem’ Vorprozeſſe 
ver. Gutsherrfchaft wider Verklagten dem Letztern das 
Eigenthumsrecht zugefprochen worden ift. 

Bei: Gütern diefer Art war e8 nach $. 22. a. ca. DO. 
aber ausprüdliche Vorausfegung, daß fie bis dahin nicht _ 
ohne Einwilligung des Gutsherrn veräußert,, verpfändet 
und mit Hypotheken befchwert werben durften; auch bes 
ſtreitet Kläger. felbft nicht, daß fie untheilbar waren, 
Wenn fich ‚nun fehon aus dieſem legten Umftande folgern 
läßt, daß vergleichen Güter nicht. in die Gütergemeinfchaft 
fallen konnten *), fo ift es anvererfeits ein unzweifelhafter 
Grundſatz ver: clewifch- maͤrliſchen Gütergemeinſchaft, daß 

*) Doch wohl fraglich? — “Dr. Sommer. 
xiv. Sabrgang. 40 Heft. 36 
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ſolche ſich nur auf. diejenigen Vermögensgegenſtände er 
ſtreckt, die der freien Veräußerung = BER winken: 
worfen find. aaa 
8. 11. des rebibirten — des Provinzial⸗ 
rechts des Herzogthums Cleve und 8. 24. der 
Motive, 

Güter der vorgedachten Art konnten daher bei Schid; 
tungen nicht Gegenstand. der Theilung fein, und zwar um 
fo weniger, . weil bis zur. Einführung dev. Fremdgeſetze 
den Befigern ein Eigenthum daran gar nicht zujtand; bas 
erbliche Nutungsrecht, welches nur durch Werleihung 
Seitens des Gutsheren vermöge der Ertheilung eines Ge- 
winnbriefes erworben werben, konnte, ging vielmehr, wenn 
zweien. Ehegatten das Gut in Gewinn gegeben war, bei 
dem Tode des Einen auf den Anbern vermöge ber Ge 
winnertheilung über, unb wenn biefer wieder. heirathete, 
mußte auch der aufheirathende Ehegatte Gewinngeld zah- 
len (mie dies. auch im $. 22. des Geſetzes vom 21. April 
1825 erwähnt ift), wodurch er das Recht erlangte, beim 
Abfterben des Andern als Gemwinnträger das erbliche Nu: 
Bungsrecht fortzufegen. Von einem Anvechte der Kinder 
bes. verftorbenen Geminnträgers ar dieſes Nutzungsrecht 
auf den Genuß einer gefeglichen Erbfolge konnte ver Na- 
tur der Sache nach nicht die Rebe fein, denn das Recht 
an einem folchem Gute beruhete überhanpt nur auf ber 
. Verleihung Seitens des Gutsherrn und wenn ans ben 
Kindern ein Anerbe ernannt wurde, fo mußte dies theils 
mit Bewilligung des Gutsheren gefchehen, theils. erhielt 
der Anerbe dadurch immer nun die Hoffnung, nach dem 
Ableben des Gewinnträgers in deſſen Rechte einzurücken 

Beim Abfterben der Ehefrau Viefeler im Dezember 
1803 war nun von einem: Eigenthumsrechte des. Gewinn⸗ 
trägers noch gar nicht die Rede, vielmehr’ beſtand damals 
noch ganz das urfprängliche Verhältniß, bei der. Schid- 


tung am 15. Suni: 1804 fiel daher auch: Niemanden ein, 
bie: Viefelers Kolonie als einen: Gegenftend ber: Theilung 
zu betrachten, vielmehr ſetzte der Ehemann Biefeler das 
Nutzungsrecht auf ben Grund des Gewinnbriefeg vom 
18,. Mai:1797 fort,: und nur pas fonjtige Vermögen 
ward nach den Grundſätzen der cleve / märkſchen Güterger 
meinſchaft getheilt, ja es war nicht einmal: eier der beis 
den Töchter aus: jener Ehe ein Auerbenrecht eingeraäͤumt 
worden. Der Ehemaun Vieſeler ‚blieb daher ber aus⸗ 
ſchließlich berechtigte Gewinnträger, und als demnächſt one 
bergifche Dekret vom 13. Septenther 1811 emanirt wurde, 
wonach bee Inhaber: des Guundſtücks das volle Eigen⸗ 
thum eingeräumt wurde, erwarb em ausſchließlich auch 
das Eigenthumsrecht. viνO 

In dem Reviſionsberichte räumt ver Revident dies 
auch ausdrücklich ein, er will nur aus dem Umftande, daß 
der Öewinnbrief des Vaters feiner Ehefrau mit dem Sabre 
1809 zu Ende gegangen war, und ihm — wahrfcheinlich 
weil damals das eigentliche Verhältnig des Guts noch 
nicht feftgeftellt, vielmehr angenommen war, baß es ein 
reines Bachtgut ſei — unterm 13. Mai 1813 noch ein 
neuer Gewinnbrief ertheilt worden war, etwas zu feinem 
Vortheile herleiten. Er nimmt nämlih an, daß, da in 
ber Ziwifchenzeit zwifchen dem Ablaufe des Gemwinnbriefeg 
von 1797 und der Ertheilung des neuen Gewinnbriefes 
vom Jahre 1813 der Gewinnträger eigentlich gar kein 
Recht am Gute gehabt, während biefer Zeit aber das 
Cut vermöge des Defrets vom 13. September 1811 in 
Eigenthum umgewandelt fei, dies Eigenthumsrecht nun⸗ 
mehr bis auf das Jahr 1797 zurück datirt und nur als 
ein Gegenftand betrachtet werben müffe, ber bei ber 
Schichtung von 1804 mit zur Theilung zu ziehen geweſen 
wäre, fo dag nun ?/, deſſelben auf bie Ehefrau bes Klä- 
gers, als Erbin ihrer Mutter übergegangen fei! 

36 a 
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Diefe Anſicht ermangelt jeboch "jedes vechtlichen 
Fndaments; bemm ber Natur der Sache: und ber aus⸗ 
drücklichen Beſtimmung des 86. 15. des Geſetzes vom 21. 
April -1825 zufolge tritt das Eigenthumsrecht für den 
Beftger erft mit ber Geſetzeskraft des Dekrets vom 
13. September 1811 ein; bie verehelichte Drees, ber bei 
ver Schiehtung im Jahre 1804 gar fein Recht an bem 
Gute zugeftanden Hatte, konnte daher auch am bem nun⸗ 
mehrigen Eigenthumsrechte keinen Antheil erwerben. Gie 
war überdies ſchon vor. ihrem Vater verftorben, und hatte 
daher auch am veffen Nachlaffe keinen Antheil; folglich 
kann Kläger auch aus biefem Grunde einen Anfpruch auf 
das Gut nicht: geltend machen, vielmehr':ift er mit Recht 
von bem Appellationsrichter gänzlich abgewiefen worden. 
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Der Ermerbung einer MWegegerechtigkeit durch 30 
jährige Verjährung fteht nicht entgegen, daß 
diefelbe anf Grund eines nur mündlich gefhlof- 


fenen und daher nicht bindenden Abkommens 
eingeräumt worden iſt. | 


RNechtsfall, 
mitgetheilt 
vom 


Hrn. Obergerichtsaffeffior Pape in Frautfu nun zu Inſterburg. 


(A. 8. R. I,5. 8.135. I, 21. 8. 283. 1, 22. 8. 14. 
1,9. 8. 627. 628. 1,7. 8. 69. 106. 11. 5. 7) 


Obiger Grundſatz iſt in der Prozeßſache des Bauer- 
gutsbeſitzers Kolk zu Ortwig gegen. die Bauergutsbefiter 
Merten und Horn vafelbft vom II; Senat des Obertribu- 
nals durch Erfenntniß vom 21. Auguft 1849 angenom- 
men, bemgemäß das Erkenntniß des Dberlandesgerichts 
Frankfurt. vernichtet und das erfte Erfehntniß des Gerichts 
Writzen abgeändert und zwar aus DIE 

Gründen. 

Die Verklagten, welche durch Verjährung bie, Wegen 

gerechtigleit über das Grunbftücd des Klägers erworben 


haben wollen, find vom Appellationsrichter, objchon ber- 
felbe bie gefchehene Benugung des Weges während eins 
Zeitraumes von länger denn 30 Jahren für nachgewieſen 
erachtet hat, dennoch nach dem Antrage des Klägers ver- 
urtheilt worben, ſich der Benutung des Weges zu ent» 
balten, weil bie Benukung des Weges den Verklagten 
nach ihrer eigenen und von den Zeugen beftätigten Angabe 
auf Grund eines nur mündlich gefchloffenen nnd deshalb 
formell nicht bindenden Abkommens eingeräumt fei- 
Zur Begründung diefer Entſcheidung führt ver Ap— 
pellationsrichter Folgendes at; - 
„So wenig Berflagte bei der mangelhaft geſetz⸗ 
lich vorgeſchriebenen Form aus dem Vertrage 
den Gebrauch des Weges fordern 

8. 185. Tit. 5. Thl. J. 

8. 233. Tit. 21. CH J. des WR. R. 
ebenſowenig haben fie durch den auf Grund bie- 
ſes nicht ‚zu Recht beſtehenden Abkommens be: 
gonnenen Gebrauch des Weges die Wegegerech— 
tigfeit durch Erfigung zu erwerben vermocht. 
Verklagte haben beim Gebrauch des Weges feinen 
anderen Willen haben können, als eine vertrag 
mäßige Befugniß auszuüben, das Abkommen 
ftehe der Annahme, daß Verklagte den Gebrauch 
bes Weges als ein von dem Abkommen unab⸗ 
hängiges wirkliches ſelbſtſtändiges Recht vorge⸗ 
nommen haben, entgegen. Es fehlen ſonach die 
zum Anfange ber Verjährung erforderlichen Ne 
quifite | 

$. 14. Tit. 22. $: 627. 628. Tit. 9. 
$. 69. 106. Tit. 7. Thl. J. WE Ru 
Die Berklagten werfen dem Appellationsrichter vor, 
burch biefe Ausführung die in den allegirten Vorfchriften 
enthaltenen Rechtsgrundſätze mehrfach verlegt zu haben; 
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dieſer Vorwurf muß auch als begründet anerkannt werben. 
Daß die Verklagten die Örundgerechtigfeit durch jemen 
Bertrag nicht erworben haben, ift zwar richtig,’ weil ber. 
jelbe nur mündlich gefchlofjen war, und zu Verträgen und 
Erklärungen über Grunbgerechtigfeiten nach 

§. 135. A. L. R. Thl. J. Zit 5. 

allemal ſchriftliche Urkunden erforderlich ſind; allein die 
mangelhafte Form dieſes Vertrages hatte keinesweges die 
Folge, daß die Verklagten gar nicht in den Beſitz der 
Grundgerechtigkeit gelangten, ſondern nur, daß der Beſitz 
kein vollſtändig titulirter war. 

Die gewöhnliche Verjährung war ſonach allerdings 
nieht zuläſſig, da dieſe nach $. 579. J. c. einen an ſich 
zur Erlangung des Eigenthums reſp. Rechts, materiell 
und formell geſchickten Titel verlangt; bei der 3Ojährigen 
Berjährung ſchadet Dagegen der Nachweis, daß die Befig- 
nehmung urfprünglih auf den Grund eines zur Erlan- 
gung des Rechts nicht geſchickten Titels gejchehen ift, nach 
$. 628. 1. c. der Verjährung nur dann, wenn baburch 
zugleich die Unreblichkeit des Befigers dargethan wird. 

Dies tft aber hier nicht ver Fall, denn die Konfti- 
tuirung der Grundgerechtigfeit war von dem Eigenthümer 
des Grundjtüds durch Vertrag gefchehen, e8 lag daher 
an fich ein materiell genügender Titel vor, der die Unred— 
lichkeit des Beſitzes ſchon um deswillen ausjchlieft, nur 
formell war der Titel mangelhaft, der Bei aber, ver 
auf Grund deſſen ergriffen, fein unreblicher, da nur der 
ein unreblicher Befiger ift, der weiß, daß er aus Fei- 
nem gültigen, d. h. materiell gültigen Titels befitt. 

8.11.U.UR Thl. J. Tit. 7. 


Der Appellationsrichter allegirt hier zwar ben $. 233. 
zit. 21. und feheint damit andeuten zu wollen, daß in 
einem folchen Falle kein Bejit, fondern nur ein praecarium 
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ſtatt finde; allein dieſe Auffaſſung des $- 233. ift ganz 
unrichtig. 
Der $. 231. 1. c. beſtimmt zwar allerdings: 
„daß derjenige, weldhem ver Gebrauch einer 
Sache eingeräumt ift, ohne daß dabei weder bie 
Art noch der Zwed des Gebrauchs, noch bie 
Dauer befjelben beftimmt worden, für einen blo- 
Ben Inhaber zu achten ſei,“ 
und jegt demnächſt im $. 233. hinzu: 
„Er iſt alfo die Sache auf jedesmaliges Erfor- 
dern des Einräumeuben zu allen Zeiten zurückzu⸗ 
geben ſchuldig.“ 
Allein wenn hieran ſich anſchließend auch demnächſt 
$. 233. vorſchreibt: 
„daß ein Gleiches auch dann ftatt finden ſoll 
wenn eine unbeweglihe Sache ober ein Recht 
Gegenftand des Kontrakts war, und a nicht 
Ichriftlich gefaßt ift,«“ 
jo kaun bier unter » Kontraft“ nur ein folcher verſtanden 
werben, beffen Gegenftand ein Leihvertrag war, denn nur 
von Derträgen dieſer Art ijt in jenen Vorfchriften, benen 
fih 8. 233. anfchließt, überhaupt die Rede, nicht aber 
bon anderen Verträgen. 

Wenn endlich ber Appellationsrichter bie Beſihzer⸗ 
greifung im vorliegenden Falle um deswillen nicht für 
genügend erachten zu können meint, weil nur beabfichtigt 
fein Tönne, eine vertragsmäßige Befugniß auszuüben 
und dies mit der Annahme ver Ausübung eines wirklichen 
jelbitftändigen Rechts nicht zu vereinigen fei, fo fteht dieſe 
Ausführung mit fich felbjt und den zur Begründung ber- 
jelben allegirten Vorſchriften in Widerſpruch. 

Der Berjährende muß nach $. 627. A. L. R. Thl. J. 
Tit. 9. nachweiſen, daß er das Recht als ſein eigen 
in Beſitz genommen und beſeſſen habe; er muß das Recht 
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für ſich felbit und als ein ihm zuftehendes ausgeübt ha— 
ben, denn bann ift er nah 8.5. WER. Thl. Ir Fit. 7. 
Befiter des Rechts geworben. ' - 

Dies ift aber Hier im vorliegenden Falle auch ge- 
ſchehen; denn Verklagte haben’ ven. Weg für fih und ale 
ein ihnen zuftehenbes Recht ausgeübt, und iſt es in dieſer 
Beziehung völlig einflußlos, aus welchem Grunde bie 
Befigergreifung gefchehen, indem vie. Art des Titels hier 
bei ver Frage, ob das Recht von dem Ausübenden als 
fein eigenes bejeffen, nicht von Erheblichfeit fein fan. 

Ebenjowenig paſſen die Vorfehriften der — 

$. 69. und 106. Tit. 7. und 

$. 14. Zit. 22,, 
denn erfteremfeßt voraus; 

"daß Jemand a Sache für — Andern inne 

| ‚gehabt u 

dann Tann er alferbings vurch ſeinen bloßen Willen, die 
Sache nunmehr für ſich zu beſitzen, den Beſitz derſelben 
für ſich nicht erlangen; Verklagte haben aber auch die 
Wegegerechttgkeit nicht vorher für einen Andern inne ge— 
habt; ſondern gleich. Anfangs nur für ſich ausgeübt. 

Daraus aber, daß der Vertrag nicht ſchriftlich er— 
richtet war, kann, wie bereits oben gezeigt, nicht ein prae- 
carium, und noch wertiger gefolgert werben, daß ber Be- 
figer des Hägerifchen Grundſtücks bie Ausübung nur aus 
Sreundfchaft oder Gefälligfeit geftattet habe; im Gegen— 
theil liegt bier Har zu Tage, daß die Geftattung der Aus- 
übung auf Grund der Vereinbarung, alfo dadurch über- 
nommenen Verpflichtung und überfommenen Berechtigung 
gejchehen ift. 

Der 8. 106. eit. ift daher ganz zur - Ungebübr her: 
angezogen und eben das gilt vom $. 14::cit., ‘der. nur 
eine Wiederholung ver im $. 81 sq des Allgemeinen Land: 
rechts Theil I. Titel 7. gegebenen allgemeinen Regeln 


über die, Bejigergreifung : von nein — enthält 

und demgemäß anorbnet:.: 
„daß auch bei Grundgerechtigkeiten nothwendig 
die Befugniß als ein wirkliches Recht und 
nicht als vermöge bloßer Begünſtigung in Beſitz 
genommen fein muß,“ 

welches erftere aber hier, wie vorher gezeigt ift, unbe: 

jtreitbar der Ball ift. - 

- . Das Appellationserfenntnig mußte deshalb vernic- 

tet werden. 

In. der Sache felbit. ift auch die erſte Entſcheidung 
nicht gerechtfertigt, ſie beruht ebenfalls auf der irrigen 
Anſicht: — 

daß, weil der Vertrag, vermöge deſſen die Be— 
ſfitzergreifung und die Ausübung geſchehen, nur 
mündlich geſchloſſen, nur ein praecarium ſtattge⸗ 
funden, und deshalb keine Verjährung zuläffig jet. 

Die geſchehene Beſitzergreifung auf Grund. des Ver—⸗ 
trages liefert gerade im Gegentheile ‚ven Beweis, daß 
biefelbe nicht unredlicher Weife und nicht als eine Begün- 
ftigung, ſondern in ber Veberzeugung eines Rechtes er- 
folgt und "won ber anderen. Seite geftattet ift, alfo daß 
nicht einmal auf bie ben Verklagten 

15. A. L. R. Th 1. Tit..22. 
zur Seite ftehende Präfumtion, welche durch die Anlegung 
ber Brüde begründet wird, zurüdgegangen zu werben 
braucht. 

Daß die Ausübung der Gerechtſame ſeit dem Jahre 
1811 erfolgt iſt, ſteht durch die Ausſage der Zeugen feſt, 
und iſt von dem Kläger indirekt dadurch anerkannt wor- 
den, daß er ſelbſt die Gewährung der Entſchädigung an 
den ꝛc. Glatz zugeſtanden, nur das praecarium behaup⸗ 
tet hat. 

Audererſeits iſt zwar auch feſtgeſtellt, daß Anfanas 
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ein Schlagbaum, und nachdem Liefer später: entwendet 
eine Tafel mit der Anſchrift «ut —— — 


— 
u daß letzterer ohne. Genehmigung vos Senf 
mers nicht benutzt werben dürfe," nn 
die Behauptung der Verflagten, daß bie Errichtung bes 
Schlagbaums ſowohl als der. Eafel in Folge Vereinigung 
jämmtlichen:, Wegeinterejfenten erfolgt. ‚und. nur vie Aus: 
ſchließung; Dritter .bezweaft, wird indeß durch die eidliche 
Ausſage des Wirthſchafter Schulz beſtätigt, auch ſind die 
Verklagten und: deren Vorbeſitzer frei, öffentlich und un- 
gehindert: ‚ven Weg gefahren, ‚wie bie Zeigen befunbet 
baben, indem ver Schlagbaum nie verfchloffen geweſen 
und niemals Erlaubniß des Klägers und feines Vorbe- 
figer8 zum Befahren des Weges nachgefucht worben ift: 
— bat Kläger zwar noch augegeben: 
bag er und feine Vorbeſitzer innerhalb des Zeit: 
raumes ‘von 30 Jahren, vom Jahre 1846 zu» 
‚ rüdgerechnet, ven Verklagten und ihren Vorbe⸗ 
figern gegenüber öfter behauptet, daß die Benu⸗ 
gung bes Weges feinerfeits nur aus Gefälligfeit 
‚geftattet .werbe, fowie, daß Verklagte und veren 
Vorbeſitzer dem theils ausdrücklich di ae 
theils nicht widerfprochen, « Ä 
allein Feiner der vernommenen Zeugen mit alfeiniger Aus» 
nahme des Bauern Kallies hat dies beftätigt; biefer will 
war ‚non bem Mitverflagten Merten im Jahre 1831, 
1832 und 1883 die Aeußerung gehört haben: 
„Er wifje zwar, baß er den Weg nicht fahren 
dürfe.“ 

Der Zeuge iſt indeß Geſchwiſterlind mit dem Kläger 
und wird ſeine Ausſage durch die nachgewieſene Entſte— 
hungsart des Weges und durch die Ausſage der Wittwe 
Binte, gegen welche der Vorbeſitzer des Klägers die ge— 


teoffene Bereinigung * ſeine übernommene Verpflichtung 
wegen Geſtattuug des Weges unumwunden anerkannt hat, 
vollftändig behoben. 

Der eventuell. veferirte Eid kann aber nicht berüd- 
fichtigt werben, * die Angaben viel zu vage md allgemein 
hingeftellt findd . 

Endlich * ſich Kläger auch noch auf ein ‚zuifchen 
ihm und den Verklagten in feiner Wohnung am 14. No 
vember 1846 ftattgefundenes Gefpräch bezogen, in welchen 
legtere anerkaunt haben follen, daß ihnen ein Recht zur 
Benugung des Weges nicht zuftehe, allein abgefehen ‚davon, 
daß damals die Verjährung. fchon längſt vollendet war, 
fo läͤßt ſich auch aus ben Ausfagen ber Zeugen, bie dabei 
zugegen waren, feinesweges ein — unbedingtes An⸗ 
erlenntniß entnehmen. 

Kläger hatte das meben dem Giabſchen Grundſtie 
belegene Land gelauft und erklärte ſich bereit, den Theil 
des Weges, der über das Glatz'ſche Grundſtück führte, 
ſtatt deſſen auf ſein neu erworbenes Land zu übernehmen, 
und demzufolge den alten Weg auch auf ſeinem älteren 
Grundſtücke zu verlegen, verlangte dafür aber 600 Thlr., 
zu beren Zahlung fih Berflagte aber nicht. verftehen 
wollten. 
| Nach ber Ausfage bes Kaufmanns Medewald hat 
Berklagter Merten mit Genehmigung de⸗ Horn hierauf 
zum Kläger erklärt: 
| "Dann behalte nur beinen Weg , unb fuhren 

wir lieber die Hauptitraße.“ 

Der Wirthichafter Schulz und ver Bauer Martin 
Schulze haben nur befundet, daß Verklagter Merten fih 
mit Verlegung des Weges einverftanben erklärt, als aber 
demnächft Kläger 600 Thlr. Entſchädigung verlangt, Klaͤ⸗ 
ger dieſe Forderung zu hoch erachttt, wobei ber Birth- 
ſchafter Schulz noch gehört haben will: 
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daß Verklagter Merten geäußert, die Hälfte würde 
angemeſſen ſein und er lieber nach dem Dorfe 
herum auf der Hauptſtraße fahren. 

In dieſer gelegentlichen Aeußerung liegt weder eine 
Entſagung eines bereits erworbenen Rechts, welche in 
ihrer mündlichen Form und unbeſtimmten Faſſung nicht 
einmal genügen würde, noch ein genügendes Anerkenntniß 
Seitens der Verklagten, daß ſie und reſp. ihre Vorbeſitzer 
ben Weg mir praeeario ind meht int! ver Meinlnig eines 
ihnen zuſtehenden Rechts benutzt haben, weshalb Mäger 
auch ‚in diefer Beziehnng für beweisfällig zu erachten. iſt. 

Da hiernach feſtgeſtellt, daß Verklagte ‚und deren 
Vorbeſitzer dieſen Weg länger denn 30 Jahre Hinburch 
frei, öffentlich und ungeftört benutzt, das behauptete praeca- 
rium aber nicht nur nicht nachgeiviefen, fondern wiberlegt 
ift, indem bie Befikergreifüng und Ausübung von den 
Berflagten und reſp. ihren Beſitzvorfahren als ein ihnen 
zuſtehendes Necht erfolgt iſt, fo Haben fie die Wegegerech- 
tigkeit durch die 30jährige Präfeription: erworben, ı oben bei 
* WER eines justi tituli erforderlich ft. 

Kläger war: — reſormatorie wi feiner: Kr er 
—* *51 | } Aller 
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Ob und. in, wie weit bei einer eingetragenen Yo- 
turalleibzucht auch die Intereſſeanſprücht wegen 

nicht gewährter Feibzucht an der Stelle des Hanpt- 
J re a Befriedigung kommen’ können. 


=. | — p 
JERFECHEE N witgetheilt a en 
I ha Jouu re Don 1: 

"” ...Gommer... 


Di cben 5 Frage iſt vom Obertrifuil 
— Erlkenntniß ganz verneint worden. Uns ſcheint, 
daß eine Entſcheidung nach der Analogie der Geſetze zur 
vorzugsweiſen Vefriedigung eines zweijährigen Rückſtands 
geführt haben würde. Da der Forderung kein eigentliches 
Kapital zum Grunde liegt, fie uur in Zeitlebens fortdau⸗ 
ernden Leiftungen befteht, jo kann nichts-im Wege ftehen, 
die von ver Eintragung ab erfallenen Beträge als Gegen 
ftand der Eintragung anzufehen, und auf fie die gefeßlice 
Moderation auf zweijährige Midkftände anzuwenden. NRäth- 
lich wirb e8 übrigens fein, bei fünftigen Beftellungen folder 
Rechte bie hier vorliegende Frage gleich mit zu entjcheiben, 
und es wirb kein Zweifel fein, daß ver Abtretende fich für 
alle Rüdftände das Vorrecht vorbehalten wird, worin denn 
eben fchon ein Fingerzeig für die Auslegung folcher Ver- 
träge liegt. 


Im Namen besiKdnigst. 0 


In Sachen ves Curators der Geſchwiſter Riffe und 
der Wittwe Herz‘ Stern und Conſ. Bell: Appellaken "ind 
Imploranken wider ven Kotter Ant. Lips, Kläger, Appel⸗ 
fanten und Imploranten hat der vierte Senat’ des ‚Köriigl. 
Obertribunals im feiner Sitzung“ vom’ 28. Dez 1849 an 
welcher Theil genommen habeii?“ ber’ Vice⸗ Praſibent Dr. 
Goetze, die Geheimen Obertribimalsräthe Gelpke, Hoeppe, 
Ulrich, Sad, ver Appellatlousgerichtsrath Dr. Jacobi und 
der Juſtizrath Dr. Schü zu Recht erkanut, 7 

daß das Erfenntnig des Königl. Oberlanbesge: 
richts zu Hamm (Abtheitung für Civil +Prozeffe 
IT. Inſtz.) vom 9. Dez. 1848 zu vernichten, die 
Koſten deſſelben niederzuſchlagen und bie Koſten 
des Nichtigkeits-Verfahrens zu compenſiren; daß 
ſodann auf Die Appellation des Klägers dad Er- 
fenntniß des Königl. Land- und Stabtgerichts zu 
Soeft vom 5. Novbr. 1847 unter Verurtheilung 
"des Appelfanten in bie Koften aweiter Suftanz ‚i 

| beftätigen. .. 
W. ν 91793 


dh rn Rec, fıgarır „, d, 7 
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* ‚er Ahpellationsrichter: feitofeft, daß Fe Säfte 
ſich verpflichtet, dem früheren Colonen Teimaun, ver ihm 
im Sabre 1829 das Eigenthum der Theimanns Kolonie 
übertrug, eine lebensläugliche Leibzucht in’ Wohnung, Effen 
und Trinken und Pflege, ſowie tw: jährlichen Korn⸗ und 
Veinwandlieferungen/ ſo wie der Abnatzung von 674 Mon 
Erbland beſtehend, zugeſichert und daß dieſe Leibzucht onb. 
Rubr: IR“ zur erſten Stelle eingetragen worden; daß 
Teimann ſich am 22. Juli 1844 von dem Hofe des Lüſſe 
entfernie/ ſich zum Klüger begeben); bei demſelben bis zu 
ſeinem am 30. Sep:, 1846 erfolgten Tode verblieben 
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und feit ſeiner Entfernung vom Hofe des Lüſſe die Na- 
turalverpflegung fo wie die Fruchtrente und Leinwand 
nicht mehr bezogen habe. Nuch. der. ferneren Feſtſtellung 
des Appellationsrichters Hat. fich ver Leibzüchter Teimann 
während. des letzt gedachten Zeitraums bei dem AI. 
Kötter Lips aufgehalten, und Nahrung: und Pflege erhalten 
und demſelben durch einen zehn Tage vor feinem Tode 
gefchloffenen notariellen Vertrag. für die ihm gewährte 
Pflege, ein jährliches Koftgeld von 120 Thlr. und aufer 
dem bie Fruchterndte und bie Leinwand zugefichert auch 
bem ꝛc. Lips zur Dedung des Kojtgeldes die übrige Rente 
übereignet. Die Teimanus Kolonie ift jubhaftirt, aus dem 
Kaufpreife verlangt dev Kötter Lips auf Grund bes oben 
gedachten notariellen Documents das Koftgeld vom 
22. Juli 1844 bis zum Todestage des Teimann, bie 
Lieferung ber überwiefenen Sruchtvente und ber Leinwand 
auf Grund der nicht gelöfchten Hypothek feines Gebenten 
und. zwar an Stelle ver biefem verfchriebenen Leibzucht vor 
ben nachlocirten Creditoren. Der Appellationgrichter Hält 
diefen Anfpruch für begründet und bat dem ae 
erite benfelben abweifende Erkenntniß abändernd — 

durch Sachverftändige feftgefeßten Geldwerth ber a 
digen Leiftungen, welche deſſen Cedent feit dem 22. Yuli 
1844 bis: zum 30. September 1846 nach dem; Vertrage 
vom 29. Dez. 1829 in Anfpruch nehmen konnte, im Be 
trage non 283 Thlr. 3 Sgr. 5: Pf. aus. der * 
deponirten Special⸗Maſſe zuerkannt. 

Die von ben; naihlocirten Creditoren gegen Dee 
Entſcheidung erhobeng: Nichtigkeitsbeſchwerde iſt begründel, 
Nach 8. 486 des Allg. L. R. Th. I. Tit. 20. erlangt ber 
Gläubiger durch Eintragung das Recht, ſich wegen feiner 
Forderung. zur Berfallzeit an bie verpfändete Sache zu 
halter. Der Gebent des Klägers war daher ‚befugt, wenn 
ihm von Seiten des zur Gewährung der. Leibzucht ver⸗ 
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pflichteten Kolonen Teimann dieſelbe verweigert wurde, 
die Leiſtung derſelben auf Grund ſeines Hypothekenrechts 
in Anſpruch zu nehmen. Dieſes Recht erſtreckt ſich aber 
nicht auf Rückſtände, welche der Leibzüchter aus dem 
Grunde geltend macht, weil er den Bauernhof verlaſſen, 
und ſeinen Unterhalt auderswo geſucht und gefunden hat, 
wenn er, ohne daß nach der Feſtſtellung des Appellations⸗ 
richter8 eine, Verweigerung der ſtipulirten Naturalleiftun- 
gen ftatt gefunden hat, den Geldwerth dieſer Rückſtände 
liquidirt. Denn wenn auch in Anfehung ver Leibzucht 
und ver darin enthaltenen Yeiftungen ein Hhpothefenrecht 
begründet ift, wenn aljo auch jeder Dritte, der mit dem 
Eigenthümer des mit der Leibzucht behafteten Grundſtücks 
contrahirt, ‚die Forberung bes zur Leibzucht Berechtigten 
aus dem Hhpothefenbuche erjehen kann, fo ift e8 hoch 
nur dieſe aus dem Hhpothefenbuche erfichtliche Forderung, 
für welche die Hypothek haftet. ‚Forberungen, welche ber 
Leibzüchter wegen mehrjähriger Rückſtände zu erheben be- 
rechtigt ſein Könnte, find aus dem Hhpothefenbuche nicht 
erfichtlih, und e3 würde eine das Vertrauen auf das Hh- 
pothelenbuch vernichtende Anficht fein, wenn man jolchen 
Rückſtänden, die bei langer Lebensdauer des Leibzlichtere 
eine. den Werth des Grundſtücks abforbirende Höhe er- 
reicht haben können, diejenige Stelle des Hypothelenrechts 
einräumen wollte, an welcher die Verpflichtung zur fort- 
laufenden Naturalleiftung eingetragen ift. Bei einer fti- 
pulirten Leibzucht bildet alſo ihrer Natur nach ber barin 
enthaltene Anſpruch auf Wohnung, Ernährung, Pflege 
und fonftige Naturalleiftungen, die eingetragene Forderung, 
wicht: ber eine ſtatt derſelben liquibirte Forderung in 
Gelde für eine nicht, bezogene Leibzucht. Der von dem 
Imploranten bezeichnete -5::482. a. a. O. bient biefem, 
fih aus ber Natur unferer Hypothefeneinrichtung entwi⸗ 
ckelnden Grundſatze zur Belräftigung. 
zıv. Jahrgang. 48 Belt. 
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Derfelse bejagt: ' 
das Recht, fi“ an bie ——— Sache zu 
halten, gebührt dem Gläubiger ſowohl in An— 
ſehung des Hauptrechts ſeiner Forderung, als 
in Anfehung ver davon vorbedungenen Zinſen. 
Dieſe Beſtimmung ergibt, daß die Grundlage m 
ſers Hhpothefenwejens, Publizität und Spezialität, and 
bei der aus der Pfandverfehreibung entſpringenden Ver— 
pflichtung zur Zinszahlumg erfordere, daß die Eintragung 
jedem Dritten, welcher mit dem Eigenthümer in Bezug 
auf fein Grundſtück kontrahirt, eine genaue: Kenntniß ver 
auf demſelben ruhenden dinglichen Verpflichtungen gewäh- 
ven muß. Diefe Anficht bat auch- Das Obertribunal ge- 
leitet, als im Jahre 1836 die Frage zu feiner Entfchei- 
bung gelangte: 
ob ſich das Hhpothefenrecht auch auf die vorbe 
dungenen Zinfen eines eingetragenen Sapitals 
erſtreckte, wenn verfelben bei der Eintragung im 
- Hhpothefenbuche nicht ausprüdli 9 
- gejchehen ?- | 
Diefe Frage wurde zwar bejaht, weil dieſe als mit 
dem Kapital eingetragen aufzufaffen, dabei aber in ben 
Gründen bemerkt: dadurch wirb auch feineswegs ber Zwed 
der Hhpothefenverfaffung, eine Hare und vollſtändige 
Ueberficht ‚des Schuldenzuftandes eines Grundſtücks zu ge 
währen, verfehlt, und ebenjowenig. den eingetragenen 
Glänbigern die Gewißheit darüber entzogen, weche Si— 
therheit ihren vorgeliehenen Kapitalien wirklich verſchafft 
ſei. Zwar Tann bei nicht erfolgter. Eintxzagung ber Ver— 
zinslichkeit des Darlehns und des Zinsfußes der nadjfte 
hende Glfubiger ans dem Hhpothefenbuche nicht entneb- 
men, ob und wie viel Zinfen von dem — Ka⸗ 
pital zu entrichten; dagegen ne et — 
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a daß nie höhere Zinſen als fünf Prozent und 
b. daß nur zweijährige Rückſtände bei der 
Inſufficienz des Pfandes ſeiner Forderung vor⸗ 
gehen. - Ä 1 en 
Ueberdies wird in den Gründen geltend ‚gemacht, 
daß e8 dem ‚: welcher. ein Intereſſe dabei hat, nach $. 74. 
Tit. 1. der Hypothekenordnung ein. Leichtes fei, entweder 
beim Gericht, oder «durch. Einſicht der Grundakten ſich 
über die Zinsverpflichtung die erforderliche Kenntniß zu 
verſchaffen. Dieſe aus dem Weſen unſerer Hypotheken⸗ 
verfaſſung geſchöpften Erwägungen machen anſchaulich, 
daß Forderungen, über deren Eriftenz und Betrag ſich 
niemals ein Dritter “eine klare und vollſtaͤndige Einſicht 
berjchaffen, -— deren Daſein auch aus der Natur des 
Ihnen zum Grunde liegenden Rechtsverhältniffes nicht einft 
bermuthet werben kann, — welche jogar, da fie erft in 
Ipäterer Zeit als Folge eines 17 Jahre früher geichlof- 
jenen und eingetragenen Leibzuchtsvertrages, wegen ber 
erjt im Jahre 1844 — 1846 eingetretenen Nichterfüllung 
beffelben entjtanden find, von feinem der nachlocirten 
Creditoren gehindert werben Fonnten, daß ſolchen Forberun- 
gen nicht diejenige Hypothek zuftehen Tann, durch welche 
die Berechtigung gefichert worben ift, eine aus dem Grunb- 
ſtück felbft fich erfüllende fortlaufende Naturalverpflegung 
zu genießen, daß alſo folde Forberungen in ver Eintra- 
gung nicht begriffen fein Können. | 
Die angeführten SS. des Landrechts find fomit 
berfegt und daraus folgt auch bie unrichtige Anwendung 
der 88. 551. und 552. a. a. O., denn ift durch vorfte- 
hende Ausführung dargethan, daß in ber Eintragung ber 
Leibzucht des Teimann auf das Teimannſche Kolonat 
nicht Diejenigen Geldforderungen begriffen find, welche 
dem Leibzüchter als Entfhädigung dafür zuftehen, daß ihm 
in früheren Jahren bie verfprochene Natural» Verpflegung 
| 37 * 
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nicht gewährt worben ift, fo kann auch ver Kläger durch 
die Geffion folcher Forderungen die in: Anfpruch genom- 
mene Priorität nicht erwerben, die unterbliebene Löſchung 
der eingetragenen Leibzucht ift aus venfelben Gründen 
einflußlos. 

Die Vernichtung des Appellationsurtels hat die Be 
ftätigung des erften Urtels zur nothiwenbigen Folge. Dem 
fteht hiernach feſt, daß der Forderung des. Klägers. bas 
Borrecht der dritten Klaſſe nicht: zur Seite fteht, fo ver- 
ſchwindet auch jeder Rechtsgrund feines Anspruchs aus 
ber :gebilbeten Spezialmaffe. 

Das erlafjene Erkenntniß erfcheint alſo überall als 
gerechtfertigt. ; Ausgefertigt unter Siegel und Unterferift 
des Obertribunals. 

: Berlin, 28. Dezember 1849. ; 
Zur (L. S.) Ä Mühler. 
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LIII. 


Auf welchen Beitpunkt kömmt es bei Fiquidirung 
des Intereffes an? 


Rechtsfall, 
mitgetheilt 
vom 
Hrn. Oberger.-Aſſeſſ. Pape zu Frankfurt, nun zu Inſterburg. 


UR.R. 1,5. 5. 285. 286. I, 6. 8. 85.) 


| Nach dem ſchriftlichen Vertrage vom 3. Oktober 
1842 ſollte der Rentner Hirſch Mosner zu Landsberg dem 
Kaufmann Richter 40 Wispel Hafer zu 26 Scheffel Halb 
im Ianuar halb im März 1843 zu dem Preife von 
18 Thlem. pro Wispel Tiefern. Auf das Kaufgelb wur- 
den 100. Thlr. angezahlt, welche auf die legte Lieferung 
angerechnet werben follten. Die erjten 20 Wispel wurben 
geliefert, die anderen 20 Wispel nicht, weil es unter den 
Parteien ftreitig wurde, ob das Kaufgeld für Die geliefer- 
ten 20 Wispel gezahlt fei. Mittelſt Purificatoria vom 
16. April 1847 wurde der Verklagte verurtheilt, dem 
Kläger gegen Zahlung der Summe von 260 Thlen., näm⸗ 
lich des vertragsmäßigen Preifes von 360 Thlr. nad) Ab— 
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zug ber angezahlten 100 Thlr. die legten 20 Wispel 
zu liefern. Die deshalb verfügte Exekution blieb aber 
fruchtlos, indem laut Verhandlung vom 15. Juni 1847 
beim Verklagten Fein Hafer vorgefunden wurde. Släger 
forderte nun fein Intereſſe. 

Unbejtritten hat der Hafer im Monat Mai 1847 
den Preis von 2 Thlr. pro Scheffel gehabt. Kläger for- 
derte baher für 20 Wispel zu 26 Scheffel alfo für 


520 Scheffel . . . . .. 1040 Thlr. 
nah Abzug des vrragemäfigen Beau 

gelbes von . — C. 4360 » 
mit . . “jr. 780 Thlx. 


Berflagter wollte das Intereffe nur nach dem Preiſe 
im März 1843 berechnet wifjen, welcher unbeftritten 
18 Thlr. per Wispel, alfo ebenfoviel, wie das vertrags⸗ 
mäßige Kaufgeld betragen. Berklagter geftand daher nur 
die angezahlten 100 Thlr. zu. 

Demgemäß verurtheilte das Königl. Land- und 
Stabtgericht zu Landsberg a. W. am 23. Februar 1848 
ven Verflagten nur zur. Zahlung von 100 Thlr. nebit 
5 Prozent Zinfen von ultimo März 1843 ab, wies aber 
mit der Mehrforderung ven Kläger angebrachtermaaßen 
ab. Auf die Appellation bes Klägers verurtheilte ber 
zweite Senat des Königl. Dberlandesgerichts zu Frankfurt 
a. DO. unterm 4. Dezember 1848 den Verklagten zur Zah 
fung ber eingeflagten 780 Thlr. nebft 5 Prozent Zinfen 
vom Tage der Slagebehändigung, ven 13, — 
1847 an. 

Hiergegen legt Verklagter Reviſion ein und der 
vierte Senat des Obertribunals ſtellte unterm 20. Sep⸗ 
tember 1849 das erſte Erkenntniß wieder her, aus folgenden 

Gründen. 

Zuuächſt ijt feſtzuhalten, daß die Purificatoria vom 

16. April 1847 das Kontraftsverhältniß zwifchen ven Par- 
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teien nicht geändert, ſondern nur gegen’ ven’ im Vorpro— 


jeffe erhobenen Zweifel feſtgeſtellt hat. Es iſt richtig, - 


daß der Berflagte fortwährend verpflichtet geblieben war, 
ben Hafer in natura zu liefern und baß diefer in. ver Pu- 
rificatoria. fejtgeftellten Verpflichtung des Verflagten gemäß 
ver Kläger im Mat oder, Juni ‘1847. den Hafer in natura 
erhalten haben würde, ‚wenn. bei. der damals gegen den 
Verklagten verhängten Exekution bei, ihm Hafer: vorgefun- 
ben worden wäre, ver ihm hätte abgepfündet werben kön— 
nen. Allein das, was, wenn Verpflichtungen, "welche 
ſchon längere Zeit laufen, zu einem beftimmten Zeitpunkt 
erfüllt mögen, faftifch eintritt, fan für den Full, wo bie 
Verpflichtung gar nicht. zur wirklichen Erfüllung gekom⸗ 
men ijt, nicht den Maaßſtab der zu leiſtenden Entſchädi— 
gung geben. Für dieſe muß allein darauf, wie das Rechts- 
verhältniß ;felbft Liegt, gejehen werben. . Dies Nechtsver- 
hältniß ftand nach dem Vertrage vom 3. Oktober 1842 
jo, daß ver Hafer im März 1843 zu liefern war... Dieſer 
ieferungstermin muß fortwährend im Auge, behalten 
werden. 

Die dem Kläger vom Berflagten zugefügte Rechts— 
verlegung ift die, daß damals der Hafer nicht geliefert 
worben ift. Deshalb hat er ihn nach dem A. L. R. Thl. J. 
Tit. 5. 8. 285. 287. vollftändig zu entſchädigen, alfo wirk- 
lichen Schaden und entgangenen Gewinn zur erfegen. 

Bei Beitimmung des entgangenen Gewinnes foll 
aber nach dem im $. 287. angezogenen 8. 6. Tit. 6. eben- 
daſelbſt nur auf folche Vortheile Rüdficht genommen wer— 
ven, Die entweder nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
und ber Gefchäfte des bürgerlichen Lebens oder vermöge 
gewifjer fchon getroffener Anftalten und Vorkehrungen ver- 
nünftiger Weife erwartet werben fonnten. In dem ge- 
wöhnlichen Laufe der Dinge liegt es nicht, daß der Klä— 
ger, wenn er ven Hafer im März 1843 geliefert erhalten 
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hätte, denfelben bis zum Mat 1847 aufgehoben und als- 
dann verwerthet haben würde. Er hätte alfo zur Begrün- 
bung einer den Preis vom März 1843 (wovon jedoch ber 
vom Kläger noch zu zahlen gewejene Theil des Kaufgeldes 
abzurechnen ift) und die lanpüblichen Zinfen davon über- 
fteigenden Eutſchädigungsforderung beſondere Umſtände 
nachweiſen müſſen, aus denen ein höherer etitgangener 
Gewinn oder entftandener wirklicher Schade au entnehmen 
wäre. Dies bat er nicht gethan. 

Der 8. 85. Tit. 6. Thl. J. A. L. R. fpricht von 
einer außerhalb eines Vertrages verübten Beſchädigung 
ar Sachen, namentlich von dem Falle, wo eine Sache 
aus Vorſatz ober groben Verfehen vernichtet, verloren ge- 
gangen oder unbrauchbar geworben ift, und kann auf ven 
vorliegenden Fall einer nicht geleifteten kontraftlichen Ver⸗ 
pflichtung zur Uebergabe fungibler Sachen nicht angewen⸗ 
det werben. 

Aus dieſen Gründen mußte das erfte Erkenntniß 
wieberbergeftellt werben. 
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LIV. 


Ueber die fortdanernde Anwendung des bäuerlichen 
Succeſſionsgeſetzes vom 13. Juli 1836 für die 
Provinz Weltfalen auf vergangene Fälle, wo 
noch keine Auseinanderfetzung gefchehen. 


Erörterung 
von 


Sommer. 


| Rein Zag ohne Plage für den Juriften! In Weft- 

falen gehen wir den Streitigkeiten über die Rückanwendung 
ber das bäuerliche Succeffionsebift vom 13, Juli 1836 
aufbebenden Verordnungen vom 18: Dez. 1848/13. Nov. 
1849 auf vergangene Fälle entgegen. Soviel diefem Ge- 
jeß entgegen ftand, fo manche Frage nach vemfelben dunkel 
blieb — fiehe unfre Erörterungen Br. 4. S. 1—54 — 
fo Hatte e8 doch ein unbeftreitbares Verbienft dadurch, daß 
es größtentheils Doch den vermutheten Wille: der Bauern 
ausſprach, alfo ver erften Aufgabe einer Inteftat-Erbrecht- 
Gejeggebung entſprach. Man war lange daran, burch 
Nachbefferungen es in dieſer Beziehung zu vervolllommnen, 
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womit man aber nicht recht zu Stande kommen konnte. 
Inzwifchen famen die Iden des Märzes, und das Gefet 
fiel durch Octrohirung vom 18. Dezember 1848. Das 
Unglüd ift nicht fehr groß, da eine größere Vertheilung 
des ber Nation- zu ihrer. allgemeinen Entwidelung gegebe- 
nen Bodens an und für fich zu wünfchen umb nicht zu 
rechtfertigen gewefen wäre, fich hiebei auf die Aufhebung 
der Fideikommiſſe des Adels zu bejchränfen. Es fteht 
auch nicht entgegen, den wirklich. zu hohen Pflichttheil des 
allgemeinen Landrechts herabzufegen. Gegen die Nad- 
läßigkeit ver Eltern, bei. Zeiten Teſtamente, oder, was 
noch beffer, Uebertragsverträge, allenfalls mit Vorbehalt 
des Nießbrauchs, zu errichten, braucht der Geſetzgeber die 
Familienhäupter nicht zu ſchützen, fie find großjährige 
Bürger und mögen die VBerhältniffe ihrer Familie in ven 
weiten Räumen, die ihnen das Geſetz läßt, orbnen. Es 
würde dabei nur eine bejjere Feſtſtellung unfrer ehelichen 
Güterrechte zu wünfchen fein, damit überall nach möglichit 
gleihen Grundſätzen ein berechtigter Disponent vorhanden 
ſei. Allein was man bdieferhalb in Weftfalen erftrebte, 
Eine legale Gütergemeinfchaft für die Provinz — ſiehe 
unfer Archiv Bd. 11. S. 2914 — ift nicht zu Stande 
gekommen, und fehwerlich wird unfre Geſetzgebung fobald 
zur Einheit, zu einer Entſcheidung zwifchen Dotal und 
Gütergemeinfchaftsfyften kommen. — Vorläufig für und das 
Wichtigfte find die Controverfen, denen wir in Weftfalen 
rücfichtlih der vergangenen Fälle entgegen gehen. Die 
vormumndfchaftlichen Gerichte haben meiſt, wenn bie Kinber 
noch unerwachfen, die Auseinanderfegung nach dem Ge— 
jege vom 13. Juli 1836 nicht vorgenommen, ba fich erſt 
bei der Großjährigfeit des Anerben die VBerhältniffe näher 
überfehen laſſen. Es ift nun die Frage, ob jet noch bie 
Answahl des Anerben nad) dem Geſetze vom 13. Juli 


— 63833 — 


1836 geſchehen könne, wenn der Eigenthümer vor Aufhe⸗ 
bung dieſes Geſetzes verſtorben. Die eine Meinung iſt 
natürlich die, daß die durch das alte Geſetz gegebenen 
Inteſtaterbrechte,*) ſelbſt wenn man fie nur als Erwartungs⸗ 
rechte anſehen wollte, auch jetzt noch als erworbene ge- 
währt werden. müffen. Für die entgegengefette laſſen fich 
aber auch nicht unwichtige Gründe anführen ,- welche wir 
in Folgendem aus einein Gutachten für einen einzelnen 
Fall mittheilen wollen, ohne dadurch die Frage für a 
RER | zu halten. 


Der Rentmeifter Franz Schümer zu Kettlersteich 
erwarb das Krälings Gut zu Günne, bezog daſſelbe und 
ftarb 1839 ohne Hinterlaffung eines Teftaments und ohne 
in Gütergemeinfchaft gelebt zu haben. Er hinterließ eine 
jpäter zur zweiten Ehe gejchrittene Wittwe und drei Kin— 
der, Maria Catharina, Maria Elifabetd und Johann 
Theodor Franz. Alle waren minderjährig. Die Vor— 
mundſchaft hat das Vermögen verwaltet. Das Grundvermögen 
ift mit dem übrigeu inventarifirt und als Gemeingut der 
Kinder im Inventar angefehen und bisher benutt worden. 
Es ift num die Frage zur Begutachtung gejtellt worden, 
ob der Sohn Johann Theodor Franz ein Recht auf An— 
nahme des Guts unter den vortheilhaften Bedingungen 
des Geſetzes vom 13. Juli 1836 habe. 

Daß das Krälings Gut unter die Bauerngüter ges 
böre, von welchen ver 8. 1. des bäuerlichen Succeffions- 
gefeßes vom 13. Juli 1836 handelt, zu den Bauerngütern 
und Sohlſtätten, welche 1806 auf den Grund bejonderer 


*) 9. Savigny Syſtem des römischen Rechts. Band 8. 
S 489 — 492. 
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Provinzialgeſetze und Gewohnheiten vererbt wurden, Tann, 
da das Gut ein altſchatzpflichtiges nach dem Herkommen 
und der Polizeiordnuug von 1723 untheilbares Bauern⸗ 
aut war, ſchwerlich mit Erfolg bezweifelt werden. Freilich 
haben die Juriſten der Grafſchaft Mark das bäuerliche 
Succeſſionsgeſetz vom 13. Juli 1836 auf blos untheilbare 
Bauerngüter nicht angewendet, (und Waldeck deshalb eine 
eigene Schrift herausgegeben*), weil ſie annahmen, daß 
die Untheilbarkeit nur im Steuerintereſſe eingeführt worden. 
Im Herzogthum Weftfalen ift aber, in einem Falle von 
Seitfeld vom Oberl.-Gerichte und nom Obertribunal ange: 
nommen: 
„zur Anwendung des bäuerlichen Succeſſionsge— 
feges für die Provinz Weftfalen vom 13. Juli 
1836 genügt fchon, daß bis 1806 mur Ein Kind 
welches die Eltern wählten, oder in Ermangelung 
‚einer folhen Wahl das. ältefte oder jüngfte, 
in das betreffende Bauerngut gegen die Verpflich⸗ 
tung, die übrigen Kinder auf dem Gute zu unter- 
halten, und ven abgehenden eine billigmäßige 
Abfindung zu geben, ſuccedirte.“ 
Neues Archiv KU. ©. 1. ff. 

Zugleih warb angenommen, daß im Herzogthum 
Weſtfalen ein folches Herkommen bejtehe. 

Es ift daher unwahrfcheinlich, daß, weil das Kirch— 
ſpiel Cörbede jett zum Hammer Dbergerichtsfprengel ge- 
hört, das Hammer Obergericht feine Meinung über die 
Märkiſchen Bauerngüterverhältniffe und deren. Nichtunter- 
ordnung unter das Geſetz vom 13. Juli 1836 auf bie 
Güter im Kirchfpiel Eörbede anwenden werde, Möglich 
ift e8 aber allerdings. 

Gehört nun das Krälings Gut unter die dem Ge 





*) S. unfre Reenfion N. Ach, VIII. ©. 236 fi. 
\ 
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fee vom 13. Zuli 1836 unterliegenden Banerngüter, 
fo ift die Frage, welchen Einfluß die Verordnung vom 
18.: Dezember. :1848 (Gef. S. ©. 423.) reſp. 13. No- 
vember 1849. (G. ©. ©. 406.) auf das vorliegende 
Sachverhältniß habe zu beantworten. Durch den $. 1. ift 
das Gefek vom 13. Juli 1836 aufgehoben. Rückſichtlich 
ver älteren Fälle bejtimmt ver 8. 5. «Während ver 
Gültigkeit. des Erbfolgegefetses "nom °13. Suli 1836 
bereits erworbene. Rechte: bleiben auch ferner in Kraft.“ 
— Es Fragt ſich alſo, ob der Sohn Johann Theodor 
Franz ſchon MNechte auf, den vorzugsweiſen Beſitz des 
Krälings Guts gegen die ermäßigte Taxe des Geſetzes 
vom 13. Juli erworben hatte. Dieſes Geſet beſtimmt 
im $8.5.: 90 
Wenn eine den Beftimmmngenves 8. 1. und 2. 
anterliegende ‚Befigung zur Erbtheilung kommt, 
—RX ohne daß von dem Erbluſſer entgegengeſetzte An⸗ 
1ordnuugen getroffen worden find, fo wird das 
1.7) Bauerngut nur Einem der Erben zugetheilt und 
die Theilung des. ganzer Machlaffes auf die Weiſe 
322 4 bewirkt, daß dieſer Anerbe die eine. Hälfte des 
1,9. weinen Werths (8. :7.) des Guts zum Voraus 
22 „erhältiund bie andere dieſes Werths, ſowie das 
ir fonftige freie, zum Gute nicht gehörige Vermögen 
iur Des Erblaſſers unter ſaͤmmtliche Erben, einfchlieh- 
on... lich des Anerben, zur: Thellung kommt. Der 
a 5, Mnerbe bat für bie Berichtigung fämmtlicher 
ne 02 Machlaßſchulden zu forgen und erhält die Mittel 
7 dazu aus dem Nachlaffe, ſoweit derſelbe reicht 
und bdazu erforderlich iſt, überwieſen 1... 
Hieraus ergiebt ſich alfo, daß das Vorrecht des vor 
* Rakete: vorzüglich berufenien Sohnes erft bei ver 
Erbtheilung eintritt, das Vorrecht ift eine Regel für die 
Erbtheilungen, darum beftimmt denn auch 8. 9. indem er 


— 


— 6 — 


die. Vorrechts⸗Categorien der Kinder ne ber Ir 
erbichaft: Feftitellt. 
| . “Dat ber Grölaffer es. ie: unter feinen 
- Kinbern den Amehmer des Guts zu beftimmen, 
‚und findet eine freie Vereinigung unter ben Erben 
‚nicht ftatt, jo kommen folgende ua zur An⸗ 
‚. wendung.s 
Es ſoll alfo erſt bei ver wirklichen Ebtheilung eine 
Bereinigung über;iven Gutsannehmer verfucht werben und 
erſt wenn: biefe nicht zu Stande kommt, wir alsdann ber 
Anerbe nach den gefeilichen Kategorien beſtimmt. Hieraus 
* ſich nun die Beſtimmung ableiten, 
daß, wenn eine ſolche Erbtheilung in Folge der 
Aufhebung des Geſetzes nicht mehr möglich iſt, 
wenn ein neues völlige Gleichberechtigung ber 
Erben ausſprechendes Geſetz inzwiſchen erſchienen 
2 Übauch;micht mehr von dem Vovrrechte die Rede 
ſein könne, welches der Sohn bei einer ſolchen 
Erbtheilung ind Ermangelung — Einigung 
nach dem Geſetze haben werde. | 
"gie dieſe Anficht fpricht nun ein Sal, ber aus ber 
Gegend von Eslohe vor mehreren Sahren beim. Arnsberger 
Dberkanhesgerichte zur Entſcheidung gekommen ift. — Die 
Eigenthümerin ‚eines dem Gefeke vom 13. Yuli 1836 
unbeſtreitbar unterfiegenven Gutes war ohne, Teftament 
verftorben, hatte ihren überlebenden Gatten (N. Krämer) 
und einen Sohn und eine Tochter hinterlaffen. Der Sohn 
ſtarb nachher und es entitand ein Proceß darüber, ob ihm 
die Tochter. oder der Vater im Anerbrechte gefolgt; nach 
gemeinem Rechte hatten. Beide gleiches Erbrecht und der 
Bater als der ältere hatte nach $. 9. e. und Schluß ben 
Borzug. Wirklich, wurde vemfelben auch vom: Lanbgerichte 
Fredeburg, obgleich ex ein Verſchwender war, das Anerben⸗ 
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recht zuerkanmds Das Arnsberger Oberlandesgericht vefor- 

mitte aber das Erlenntniß, weil die Beftimmung bes An⸗ 

erben Lerſt beinwer Erbtheilung Statt finden: könne, dieſe 

hier aber nochinicht:gefchehen, der Sohn alſo ein Gut, 

was er. noch.hicht- bei: der. Erbtheiluug bekommen Hatte, 

feinen Inteftaterben nicht "habe: hinterlaffen. können, es 

jomit zu einer‘. Erorterung unter benfelben, wem das 

Anerbenrecht: des Sohns zugefallen, ‚nicht kommen: könne. 

2. DiefeiAnficht feſtgehalten, wird man alfor im vor⸗ 

liegenven : Falle auch annehmen müffen, daß die Tünftige 

Schümerſche Erbtheilung nach ven jegigen gemeinrechtlichen 

Grundfägen gefchehen müſſe. Es — nar uch der 

— Anſatz des 8. 5: 

uWas der 8. 16. des Geſehes bom’13. Ink 

18361 für den Fall beſtimmt, wenn ein Banergut 

mit zu einer ehelichen Gütergemeinfchaft gehört, 

und iber überlebende: Ehegatte. eine Nuseinander- 

feßung mit den Kindern nöthig macht, findet je 

doch feine Anwendung, wenn die Nothwendigfeit 

der Auseinanverfegung erſt nach der Geſetzeskraft 

dieſer jetzigen Verordnung eintritt. Die Ausein- 

anderjegung erfolgt dann vielmehr nach den an 

die Stelle der aufgehobenen Gefege tretenden ge- 
jeglichen Beſtimmungen. 

Nach 8. 16. hatte im Fall der Gütergemeinſchaft 
der überlebende Ehegatte, ſo lange er ſich nicht wieder 
verheirathete, die Befugniß, den Anerben unter den Kindern 
für das ganze Gut zu beſtimmen, ſtarb er aber, ohne 
daß eine Auseinanderſetzung mit den Kindern des Ver— 
jtorbenen vorausgegangen und ein Anerbe beftimmt wor- 
den, fo follte ver Anerbe nach ven Eategorien bes 8. 9. 
und zwar unter den alsdann obwaltenden VBerhältniffen 
beftimmt werben. Nur bei feiner Wieperverheirathung 


follte er nur das Beſitz- und Nutzungsrecht des Gutes 
behalten, das Eigenthum des Guts aber ſofort auf ben, 
unter. ben Kindern ber aufgelöften Ehe nach 8. 9. und 
zwar unter den zur Zeit der Auseinanberfeßung. vorwal⸗ 
tenden Umſtänden zu bejtimmenben Anerben übergehen. 
Es ift alfo durch den Gegenſatz diefer beiden Fälle in ber 
Berorbnung vom 18. Dezember. 1848. 8. 5. auch nicht 
undeutlich anerkannt, daß das neue Gefeg. ein noch nicht 
durch Auseinanderſetzung, oder. burch Die eingetretene Noth- 
wenbigfeit der Auseinanberfegung begründetes Anerberecht 
nicht erhält. Die Analogie auf den Hier vorliegenden 
Fall ift treffend. Es ift dadurch bie alte Controverſe 
über die Rüdwirkung neuer Gefeke auf Erwartungen 
(f. z. 2. Bergmann. Ueber die rückwirkende Kraft 
neuer Gefete im Privatrecht =: 46 ff.) für den vorlie- 
genden Fall ientfchieden. - 

- Die Schimerfchen Rinder: werden alfo anf — 
theilung des Krälings Guts — — | 
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Inwieweit zu vermuthen, daß Inländer, wenn 
fie Handlungen außerhalb Sandes vornehmen, 
ſich den inländiſchen Geſetzen haben unterwerfen 


—— 
mitgetheilt 


I. vom 


den. Bienläfee Pape in Frankfurt, nun zu Infterburg. 


(A. & R. Einleitung S. 23. I; 5.8. 111. I, 8. $. 937. 
1.0. Dh vbAnhang 8. 47. A. L. R. be . 14): 


Meter obigen. Nechtsfat bat: ſich ben vierte; Senat 
bes Obertsisimals — bein / Erkenntniſſe vom 26. Septem-, 
ber 1849 in Sachen des. Mühlenbeſitzers Rauchfuß zu 
Seffen: wider den Pferdehändler Joſeph Iſelin zu Witti— 
chenau, indem es die gegen das Erkenntniß des Oberlan-; 
desgerichts zu Frankfurt eingelegte. Richtigleitobeſchwerde 
verwarf, in folgender Weife.ausgefprochens ii e 

Das WR, enthält in ben 88. 238—33. ‚ber. Ein 
leitung und im $. 111. Tit. .Thl. IJ. num darüber, nach 
welchen Geſetzen dem Ranmenach +) J ‚perfönlichen 

XIV, Jahrgang. 48 deſt. 
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Eigenſchaften und Befugniſſe, auch die Handlungsfähigkeit 
eines Menſchen, das bewegliche und das unbewegliche 
Vermögen, und die Form und äußere Feierlichkeit einer 
Handlung zu beurtheilen ſei, allgemeine Vorſchriften. 

Nach welchen Geſetzen der Inhalt und die rechtli⸗ 
hen Wirkungen der Handlungen zu beurtheilen ſeien, bar- 
über fehlen ausdrückliche allgemeine Beitimmungen. Wie 
aber im $. 111. Tit. 5. THl. I. und im 8. 33. ver Ein- 
leitung zum U. L. R. in Anfehung der Form und Feier⸗ 
lichkeit der Handlung ber Grundſatz 

locus regit actum 

in dem Sinne anerfannt worden ift, daß es auf pen Ort, 
wo die Handlung vorgenommen, ber Vertrag gefchloffen 
ift, anfomme, fo tft verfelbe Grundfatz in gleichem Sinne 
auch im 8. 936. Tit. 8. TH. II. A. L. R. für einen’ pe 
zielfen Fall, für Wechfelgefchäfte, in Anfehung des Ge 
fchäfts überhaupt, alfo auch in Anfehung des Inhalts 
und. ver materiellen Wirkungen anerfannt, und bie im 
8. 938. wegen ver Wechjelfähigfeit, und im $. 117. bes 
Anhanges wegen der Klaffifikation im Konfurfe Hinzuges 
fügten Befchränfungen laſſen fich, letztere aus dem allge 
meinen Grundfage, daß bie Orbnung im Konkurſe nad 
den Geſetzen des Ortes des Konkurſes fich richte, erftere 
aus dem allgemeinen Grundſatze des $. 23. ber Einlei- 
tung zur Allgemeinen Landrecht über bie Hanblungsfä- 
bigfeit, over beide als Prohibitivgefetze erffären. Denn 
bas muß überhaupt anerkannt werben, daß bie Geſetzge, 
bung eines Staates, welche dem Raume nach an und für 
fih nicht über bie Grenzen des Staates hinaus ſich er- 
fiveden kann, doch vermöge der Obrigkeit über feine Un— 
terthanen ſich auf diejenigen Handlungen feiner Untertha⸗ 
nen außerhalb der Staatsgrenze ausdehnen. darf, anf 
er fie fih ausdehnen will. - If 1 

Soweit folgt bie, Unterwihrfigteit der Zulander unter 

tu. a *23 
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bie inländiſche Gefeggebung für auswärts vorgenommene 
Handlungen, aus dem. allgemeinen Grundſatze des 6. 22 
der Einleitung zum Allgemeinen Landrecht. 

Außerdem können natürlich Inländer, wenn fie Hand⸗ 
Inngen außerhalb Landes vornehmen, ſoweit es überhaupt 
bon ihrem freien Willen abhängt, deren Wirkungen zu 
beitimmen, fich in biefer Beziehung ven inländiſchen Om 


weit: zu peäfumiren fei, daß dies habe geſchehen, ſollen. 

Bei Handlungen, welche erſt im Inlande * 
werben ſollen, wird dies unter Umſtänden präſumirt wer⸗ 
ven können. Bei Verträgen über bewegliche Sachen, welche 
von beiden Theifen fofort erfüllt werben, und namentlich 
bei einem auf einem auswärtigen Viehmarkte geichloffenen 
pferdehandel, welcher, fofort von beiden Theilen- erfüllt 
worben -ift, kann e8 gewiß. nicht präfumirt werben. 

Hier ift die ganze Wirkung des Vertrages fofort 
eingetreten, und wenn num nachher . aus irgend einem 
Grunde aus dem Vertrage ein Prozeß vor bem, inlänbi- 
ſchen Richter entfteht, fo kann diefer Umſtand das einmal 
im Auslande eingetretene materielle Recht nicht ändern. 

So wie in ven 88. 34. 40. und 41. ber Einleitung 
sum Allgemeinen Landrechte der Grundſatz enthalten: ift, 
daß Ausländer bei Hanblungem, welche fie in hieſigen 
Landen vornehmen, der inländiſchen Geſetzgebung unter- 
worfen find, fa. Tann ‚nur eine vällige Nichtanerkennung 
beg Rechtszuftandes anderer Staaten, ober vielmehr eing 
Nichtachtung des Rechtes überhaupt zu der Anficht führen, 
daß Handlungen von Inländern im: Auslande porgenom⸗ 
wen allein aus dem runde, weil ein inlänbifches Gericht 
in. bie Lage kommt, darüber zu. urtheilen, von dieſen nach 
inlänbifchen Gefegen beustheilt werben, müßten, auch jelche 
für welche weder Prohibitiv und gebietenbe Geſetze des 
Üulanbes. bie,Sulänber auch Im, Autiatde haben. Kine 
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wollen, noch die Zuländer durch ihre Abſicht, daß bie 
Handlung erſt im Inlande Wirkungen äußern ſolle, oder 
ſonſt zu erkennen gegeben Haben, daß ſie auch im Aus 
lande, wo ihre Handlungen unter der Herrſchaft der dor⸗ 
tigen Geſetze vorgenommen wurden, nur inländiſches Recht 
vor Augen gehabt: und daher gewollt haben, daß das von 
ihren! freien "Willen Abhängige nach inländiſchen Geſehen 
beſtinimt · werden ſolle. Hat alſo mit dem in der Nichtig 
keitsbeſchwerbe  aufgefteltten Rechtsgrundſatze biefe Anſicht 
ausgeſprochen werben ſollen, fo iſt derſelbe unrichtig; hat 
aber nur — hingewieſen werden hie ob — 


Ih as 


daraus Gene — um tech 5 et 
der auf dent Viehmarkte ‘fu Lorenzlirchen in Sachſen von 
den Parteien geſchloſſelie Pferdehandel ſofbrt von beiden 
Theilen erfüllt ift, alfo feine ganze’ Beäbfichtigte Wirt 
fofört im-Austätibe geänfert hat. rag 
Der ·auf die angebliche Verletzung des ne 
Rechtsgrumdfages unde der $$: 28 38der Einleithmg 
zum Allgemeinen Landrechte ſowie auf‘ angeblich unrich⸗ 
tige Anwendung des F. 111. Tit. 5. HLLWER, 
worin der Appellationsrichter nur in " Degiehüng auf die 
Form der Verträge den Grundſatz, Neut 7 
— locus regit actum 57 ————— monn 
aufgenommen findet, auf angeblich unrichtige Anwendung 
des ſächſiſchen Rechts und auf ee des 6; 14 
bes Anhangs zum Allgemeinen’ Landrechteng gegründe ete An 
griff mußte hiernach verworfen werden. > 
Wenn der Appellationsrichter 5 Grundſat 
aufftellt dafs die fächfifchen Geſehe eine ſolche Bermutbin 
in Anſehung des Dummiollers bei Pferden wie ber SH 
des Anhangs zum Allgemeinen Landrecht nicht Fenfte 
ui’ baei Curtis ſachfiſches Sinti usi ci 















— 595. — 


ſo iſt damit nicht dieſes Handbuch, . und bie darin nieber- 
gelegte Meinung: des Nechtslehrers Curtius zum Grunde 
der Entjcheidung gemacht worben, ſondern der Grund der 
Entſcheidung iſt: daß den: Appellationsrichter felbft den 
Grundſatz annimmt, wobei er nur, wie es völlig erlaubt 
iſt, auf ein Handbuch, wo die Rechtsfrage in ihrem Zur 
ſammenhange mit der betreffenden Rechtsmaterie behan— 
delt. wird, hinweiſt. Er hat alſo den 8. 6. der Einleitung 
zum Allgemeinen Laudrecht, welcher überdies nur für die 
Behandlung des, inländiſchen, nicht für. Die Behandlung 
des ausländischen Rechts maafgebend iſt, nicht verlekt: . 

Eben ſo wenig hat: ev dadurch, daß er. jenen Gritnd- 
ſatz nicht. ausführlich. entwidelt,; fondern ftatt deſſen be 
merkt hat, daß er Bereit8 im erſten Urtel ausgeführt fei, 
gegen 8. 5. 9. der VBerorbnung ‚vom. 14. Dezember 
1833 verftoßen, was nur dann geſchieht, wenn der Nich- 
ter für ‚fein ganzes Urtel feine Gründe angiebt, oder der 
Appellationsrichter ‚für das ganze Urtel ſich EM: aun 
die Gründe des erften Richters bezieht. 

Nach der Bezugnahme des Hppelfationsrichters auf 
das Handbuch des Curtius $. 1294., welches beim Pferve- 
handel die actio redhibitoria nur wegen Stetigfeit, Blind- 
beit oder Herzfchlägigfeit für zuläffig erklärt, und auf Die 
Ausführung des erften Richters, welche daſſelbe wieber- 
holt, und ausprüdlich den Dummfoller ausfchliegt, könnte 
e8 fcheinen, als habe auch ver Appellationsrichter ven Sag: 

daß nach fächfifchem Nechte ver Dummkoller die 
actio redhibitoria überhaupt nicht begründe, 
einer Entſcheidung zum runde legen wollen. 

Er hat aber nicht nur dies nicht ausgefprochen, viel- 
mehr nur gejagt, daß die ſächſiſchen Rechte eine gleiche 
Bermuthung wegen des Dummkollers als der $. 14. des 
Anhangs zum Allgemeinen Yandrechte, nämlich Die: 
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dag ein innerhalb 4 Wochen fich hervorthuender 

Dummloller ſchon vor der Uebergabe vorhanden 

geweſen fei, 
nicht Tennen, ſondern er bat auch gegen ven Schlaf feiner 
Gründe ausbrüdlich gefagt, daß ber Kläger zur Dirt 
führung feines Anfpruches habe beweiſen müſſen, daß das 
Pferb ſchon damals, wo es noch im Beſitze des Verklag⸗ 
ten gewejen, an biefer Krankheit gelitten habe, melder 
Beweis ihm aber nicht gelungen fei. Er hat alfo nicht 
darum, weil nach fächfifchen Gefegen der Dummtoller die 
actio redhibitoria überhaupt nicht begrünbe, fonbern weil 
deſſen Vorhandenfein vor der Uebergabe nach fächfifchen 
Gefegen nicht vermuthet werben fünne, und auch fonft 
nicht erwiefen fei, den Kläger abgewiefen, fo daß er au 
ben in ber Nichtigkeitsbeſchwerde behaupteten Rechtsgrund: 
fa: daß nach ſächſiſchem Rechte ver Dummkoller bie 
actio redhibitoria begrünbe, nicht verlett hat. Aus biefen 
Gründen mußte bie —— —— zurückgewieſen 
werden. 


LVI. 


Dur Zeſitzergreifung eines negativen Rechts branucht 
außer der Handiung felbft nicht noch der befon- 
dere ,Uachweis geführt zu werden, daß die Aus- 
übung in der Meinung eines fortdanernden 
wirklichen Rechts gefchehen. 


Rechtsfall, 
mitgetheilt 
von 
Hrn. Obergerichtsaſſeſſr Pape in Frankfurt, nun zu Inſterburg. 


(A. 8. R. J, T. 8. 81. 82. 106. 107. 1. 22. 8. 14. 
A. ©. ©. 1. 31. 8. 14. 


Obiger Grundfatz iſt vom II. Senat des Ober— 
tribunals in Sachen des Bauers Peter Moritz zu Alten- 
firhen, wider ven Bauer Iohann Hochſchild daſelbſt in 
dem Erfenntniffe vom 11. October angenommen aus 
folgenden 


Gründen. 


Der Berflagte und feine Borbefiger find nach ben 
übereinftimmenden Ausfagen mehrerer glaubwürbigen Zen- 
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gen feir länger ven 30 Jahren über ven Hof und ben 
Garten des Klägers frei, öffentlich und ungeftört gegan- 
gen, um fich den erforderlichen Bedarf an Waffer aus vem 
hinter dem Garten des Klägers belegenen Schulzenfee zu 
holen; das Königl, Land- und Stabtgericht zu Zehden 
bat deshalb den Nachweis der gefchehenen Erwerbung 
biefer Wegegerechtigkeit durch Verjährung für geführt 
erachtet, und dem zufolge den Kläger mit feiner Negatorien- 
Tage abgemwiefen, in reconyentione dagegen den Kläger 
: und Wiederverflagten verurtheilt, vem Kläger die Benukung 
bes Weges auch fernerhin zugejtatten. 

- Auf die Appellation des Klägers aber Hat das 
Königl. Appellationsgericht zit Frankfurt reformatorie dem 
Berklagten die Wegegerechtigfeit abgefprochen, indem bas- 
felbe zwar ebenfalls annimmt, daß die Befiger des Grund- 
ſtücks des Verklagten rechtsverjährte Zeit hindurch frei, 
öffentlich und ungeftört faft täglich über ven Hof und ben 
Weg des Klägers zu dem angegebenen Zwed gegangen 
find, dies aber zur Erwerbung der Grundgerechtigfeit nicht 
für genügend, fondern für nöthig erachtet, daß neben ber 
blos äußerlichen Handlung des Gehens auch noch zugleich 
entweder ausbrüdliche Erklärungen des angeblich Bered- 
tigten, oder Umftände Hätten nachgewiefen werben müſſen, 
aus denen deutlich erhellt habe, daß bie Abficht, eine fort- 
dauernde Wegegerechtigkeit auszuüben, obgewaltet habe, 
vom Verklagten aber ein ſolcher Nachweis nicht geführt fei- 

Der Kläger hat biefe Ausführung mit dem Vor— 
wurf eines vechtögrundfäglichen Verſtoßes gegen die Vor— 
ſchriften der 8. 14. Tit. 22. 8, 31. seg. 106. seq. Titel 
7. und 8. 589. seq. Zitel 9. bes A. L. R. Theil I. an⸗ 
gefochten. Dieſe Beſchwerde mußte auch für begründet 
erachtet werden. 

Daß durch die Vorſchrift im 8. 14. des A. L. R. 
Theil I, Titel 22. für die Erwerbung von Grundgered- 
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tigleiten durch Verjährung nichts Abweichendes von deu 
allgemeinen Vorſchriften über die Befitergreifung und 
Erwerbung von: Rechten hat beſtimmt werben fellen und 
auch nicht feſtgeſetzt ift, ift bereits inv Plenarbefchluß: vom 
27. Auguft 1838 (Entfiheidungen Band IV. Seite 175.) 
ausführlich dargethan, und kann auf die dortige Ausfüh- 
rung: hier. umjomehr Bezug: genommen werden, als ber 
Appellationsrichter.. diefe Ausführung ebenfalls für richtig 
anerkannt hat. Er entnimmt vielmehr feine Bedenlen aus 
ber. Beſtimmung des 8. 82. des A. L. R. Tit. 7. Thl. J. 
und folgert aus derſelben, daß zur Beſitzergreifung eines 
negativen Rechts ſtets außer der Handlung ſelbſt auch 
noch ein beſonderer Nachweis darüber geführt wer— 
den müſſe, daß die Ausübung in der Meinung eines 
fortdauernden wirklichen Rechts geſchehen ſei. Der Ap⸗ 
pellationsrichter geht hier aber zu weit, und verlangt. vom 
Servitutprätendenten ein Mehreres, als derſelbe geſetzlich 
nachzuweiſen verpflichtet iſt; er bürdet demſelben zur Un- 
gebühr den Nachweis ob, daß die Beſitzergreifung nicht 
auf eine fehlerhafte Art ergriffen iſt. Dies iſt mit der ge— 
jeglichen: Beſtimmung aber nicht zu vereinigen, venn-$. 
106. Tit. 7. Thl. I. des A. L. R. verordnet: 
„Aus Handlungen, wodurch an fich eine Befiger: 
. greifung bewirft werben fönnte, entfteht dennoch 
fein Befigrecht, ſobald erhellt, "daß der Ans 
dere folche nicht auf den Grund einer vorherge- 
henden Verpflichtung, ſondern nur aus Freund- 
ſchaft oder Gefälligfeit geftattet habe,“ 
und s. 107. 1. e bejtimmt zugleich: 
i Mer etwas thut oder. jich gefallen Läßt, was 
ihm nachtheilig. ift, oder zur Einfchränfung feiner 
Rechte gereicht, ver hat die Bermuthung. wider 
ſich, daß bei einer jolchen Handlung oder Dul⸗ 
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bung bie Meinung einer vorhergehenden 
Berpflihtung zum Grumbe lag.“ 
Wenn man hiermit und nach ber Vorfchrift des 8. 

81. loc. cit. nach welchem 

berjeitige, ber eine Handlung, welcher ver An— 

bere wiberfprechen konnte, ohne deſſen Wiber- 

fpruch unternimmt, ben Befiz des Rechts erlangt, 

von dem Andern zu forbern, daß er die Hanb- 

lung ferner leide, 
in Verbindüng bringt, fo ergiebt ſich, daß, fobalb eine 
Handlung vorliegt, Die an fich zur Beſitzergreifung geeig- 
net gewefen ift, bis zum Beweiſe bes Gegentheils ver- 
muthet werben muß, daß die Handlung in ber Meinung 
eines wirklichen Rechts ausgeübt und reſp. geduldet wor- 
den, und daß daher derjenige, ver eine folche zur Einfchränfung 
feiner Rechte gereichende Handlung ohne Widerfpruch ge 
ftattet hat, ven Gegenbeweis zu führen und nachzuweifen 
hat, daß die Handlung im vorliegenden Falle zur Befik- 
ergreifung nicht geeignet geweſen ift, ſei es, daß biefe auf 
Seiten des Hanbelnden fehlerhaft war, ober nur eine 
praecaire Geftattung auf der anderen Seite ftattgefunden 
bat. Es kann dem auch nicht Die Vorfchrift des $. 82. 
loe. cit. wo e8 heißt: 

Soll jedoch durch bergleichen Handlung ber Be 
fit eines negativen Rechts wirklich erlangt werben, 
jo muß aus der Erklärung des Hanbelnden ober 
aus den Umftänben, die Meinung deſſelben, daß 
ihm ein folches fortvauerudes Recht wirklich zu- 
ftehe, deutlich erhellen,« 

entgegengeftellt werden, denn damit hat nur, wie im $. 14. 
Zit. 22. wiederholt und noch fehärfer ausgefprochen ift, 
angebeutet werben follen, vaß die Handlung als ein Recht, 
und nicht als eine Begünftigung amsgeübt fein muüfle, 
wenn Dadurch eine Befigergreifung habe ftattfinden Fünnen; 


j 
) 
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dadurch wird mithin feinesweges erfordert, Daß stets außer . 
der Befighandlung felbft noch. ein befonberer Nachweis 
ver gefchehenen Ausübung berfelben in ver Meinung eines 
wirklichen Rechts erbracht werde, wielmehr ift nur erfor- 
verlich, daß die ausgeübte Beſitzhandlung felbft zur Ein- 
ſchränkung der Rechte des Dritten gereicht und an fich nach 
allgemeinen in casu concreto Durch das Vorwalten befon- 
derer Umftände nicht gefehwächten Rechtsprincipien zur 
Befigergreifung geeignet ift; indem dann. die Vermuthung, 
daß die Ausübung der Handlung in der Meinung eines 
Rechts und in der Abficht, Die Rechte des Andern einzu- 
Schränken, ausgeübt ift, von felbft in Wirkſamkeit tritt, und 
nur durch das Vorhandenfein und ven Eintritt beſonderer 
Umftände die dem entgegenstehen, bejeitigt werben kann. 
Für die Richtigkrit dieſer Anficht fpricht außerdem 
auch fehr entfchieven der $. 14. Tit. 31. ver U. ©. O. 
Thl. I. indem dort ausdrücklich vorgefchrieben ift, daß 
wenn ber vom Kläger behauptete jüngfte Beſitz nachge- 
wieſen ift, ver Verklagte biergegen behauptet, daß derſelbe 
dazu auf eine unredliche oder fehlerhafte Weife gelangt 
fei, mit Aufnahme des Beweiſes über viefe Fehler des 
Beſitzes verfahren werben ſoll, wobei noch befonders auf 
8. 19 und 147. des A. L. R. Thl. I. Tit. 7. verwiefen 
wird. Denn ber Gefeßgeber fpricht hier das Princip, daß 
derjenige, ber die Fehlerhaftigfeit des Beſitzes behauptet, 
die Beweislaft Hinfichtlich des Vorhandenſeins des Fehlers 
übernehmen müffe, ganz veutlich aus, und erkennt fonach 
an, daß eine Befitzhandlung unter Umſtänden, vie nicht 


auf einen fehlerhaften oder präcairen Befit hindeuten, an 


/ 


fich zur Befigergreifung geeignet ift, wenn nicht der Gegen- 
beweis geführt wird. Wenn daher der Appellationsrichter 
zur Befigergreifung im Allgemeinen ſtets noch jenen be— 
fondern Nachweis, daß die Ausübung der Handlung in 
der Meinung eines Rechts gefchehen fei, verlangt, ſo hat 
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er: gegen--obige Vorfchriften rechtsgrundſätzlich verſtoßen, 
woraus fich zugleich die Unrichtigleit der Behauptung des 
Imploxaten ergiebt,. daß. ver dem Appellationsrichter ge- 
machte Borwurf nur die Thatfrage tangire. Das Appel- 
lations-Erfenutniß: war. fonach zu vernichten, -- ; 

. Sn ber Sache, jelbjt mußte das Erfenntniß erfte 
Inſtanz bejtätigt werben. ! 

Denn durch Die übereinftinmenbe: Ausſage mehrerer 
glaubwürdiger Zeugen iſt feſtgeſtellt, daß Die, Beſitzer des 
Grundſtücks des Verklagten ſich ſeit länger denn 30 Jah— 
ven faſt täglich frei, öffentlich und’ ungeſtört jenes Weges 
über ven Hof und den Garten des Klägers und feiner 
Vorbejiger bedient haben, un fich- ihren. Waſſerbedarf- 
aus dem dahinter belegenen, Schulzenfee zu holen. Diefe 
Handlung ijt an ſich vollkommen zur Befigergreifung einer 
Wegegerechtigfeit geeignet, gereichte den. ;Befigern des 
Hägerifchen Grundftüds zur Einſchränkung ihrer Nechte, 
und ijt ohne ihren. Widerſpruch vorgenommen worben; 
Umftände, die auf eine fehlerhafte Befigergreifung , oder 
auf eine präcaire Geſtattung fchließen, laſſen, liegen nicht 
vor, find nicht einmal behauptet, geſchweige nachgewiejen 
worben, bie. Wegegerechtigfeit muß ſonach als durch Ver— 
jährung erworben erachtet werben: Der Kläger hat ſich 
zwar noch auf die. im Jahre 1841 ftaitgefundene Sepa- 
ration. bezogen, und behauptet, daß, die Verjährung. hier 
nicht Plaß- greifen könne, weil in dem Separationsrezeſſe 
dem Verflagten fein. Serpitut der Art vorbehalten. fei; 
biefer ganze Einwand erledigt ſich aber dadurch, daß nad) . 
8: 2. des Rezeſſes vom; 28: Auguft: 1841 die Hofitellen, 
fowie Die, der Hütung nicht unterworfenen, Achterhöfe 
und Gärten nicht zur Umlegung gefommen und. durch die 
Sepavation nicht berührt worden find, Kläger aber nicht 
einmal behauptet hat, daß fein Garten dem Hitungsrecht 
unterworjen. gewejen ijt. Daß. in. dem im F. 4 und 5. 
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des Rezeffes angegebenen alten und neuen Beſitzſtand der 
einzelnen Intereſſenten auch⸗ die Hofftellen und Gärten 
mit aufgeführt. stehen ‚kann: hierin! nichts! ändern. Die 
Appellationsbeſchwerden ve⸗ Klaͤgers mugten Run: ver: 
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Die —** aber die Einfränkungree Waldweide 
„ef and) in den "weltlichen Provinzen nach dem 

 Sandeskultur - Edikt DON 14. Sepfembge 1811 
ig beurtheilen und gehört durch einen; fchieds- 
Arichterlichen Sprud) zu- entſcheiden mit Ansıhiuß 
“der — vor die Gexeralkommiffton. 
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ss Men caͤcheſprechenen Satz haãt vbeas Obertribunal 
ti Folgenden Erkenntniſſe auseſprochen ‚Bisher hat man 
jene fpeziellen Feſtſetzungen hr die Kultur in den altlän- 


diſchen Landen für die — ——— ſelten anwend⸗ 
bar gehalten. — 


ir Dre Namen Des. —* 
In Sachen der Gemeinde Lützel, —*— jest: Res 
videntin und Imploratin, wider den Forſtfiskus, vertreten 
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durch bie Königliche Regierung zu Arnsberg, Verllagten 
jet Revifen und Imploranten, hat der zweite Senat bes 
Königlichen Obertribunals in feiner Sitzung vom 14. Mai 
1850, an welcher Theil genommen haben: ber Bicepräfi- 
dent, Wirfliche Geheime Ober-Yuftizrath Dr, Buſſe, die 
Geheimen Obertribunalsräthe Kuhlmeyer, Elsner, Dr. 
Walde, Ballhorn, Heinfius und der Appellationsgerichts- 
rath Korte, für Recht erkannt: 
daß das Erfenntniß der erjten Abtheilung bes 
Civilfenats des Königlichen Appellationsgerichts 
zu Arnsberg vom 18. Dftober 1849 
zu 1. mit dem Erkenntniß erfter Inſtanz der 
.  «Deputation: des“ Königl. Dberlandesgerichts zu 
: Arnsberg vom 29. März 1849 tahin abzuänbern: 
baß Klägerin mit ihrem Antrage, ber in ven 
fiskaliſchen Walbungen der Gemarkung Lützel 
weideberechtigten Gemeinde Lützel fir eine Rind⸗ 
viehheerde von 400 Stüch den, den nothigen Un⸗ 
terhalt gewährenden Weideboden einzuräumen, 
angebrachtermaaßen abzuweiſen, derſelben viel- 
mehr nur zu überlaſſen, in dieſer Beziehung ihre 
Anträge zur Erörterung. und Entſcheidung an bie 
Auseinanderfegungsbehörde zu bringen, 
zu 2. lediglich zu betätigen; — und enblich 
* Koſten aller drei Inſtanzen der Klägerin zu 
dem Verklagten zu /, aufzuerlegen, bie 
— auf den Fiskus fallenden 
außer Anſatz zw laſſeun. t.. 
Von Met. Wegen. 


Grä ude. 


Das Laudeatulter⸗ Eon. vom 14. September 1811 
bernınmnt: 45* 477 
"8.27. In Abſicht der Wefbieihe: iſt Unfer Wie: daß 
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dabei die allgemeine ‚gefetzliche Worfchrift, nach 
welcher die Ausübung von Servituten vie eigent- 
liche’ Beſtimmung der⸗ damit belafteten Grund⸗ 
ſtücke nicht hindern darf, zur vollen erg; 
kommen ſoll. 

8.28. Demgemäß wird bie mit dieſem — 
in Widerſpruch ſtehende Beſtimmung, welche die 
Schonungsbefugniß der: Waldeigenthümer auf 
einen gewiſſen Theil des Waldes einſchränkt, 
hiemit aufgehoben und feſtgeſetzt: daß die Scho- 
nungsfläche hauptfächlich” durch Das Bedurfniß 
der Wiederkultur beſtimmt werde. 

$. 29. Sollte durch unbeſchränkte Anwendung des: oben 
erwähnten Grunbfages eine wirklich unentbehr⸗ 

liche Weide zu fehr leiden, fo fell eine Biffige 

Einſchränkung deſſelben, nach dem —— der 
Schiedsrichter ſtattfinden. 

Auf dieſe Beſtimmungen hauptſächlich hat der ver⸗ 
Hagte Fislus feine Beſchwerden gegen das a 
erfenntniß gegründet. 

Zunächft beruft er fich auf‘ — zuleht augefthriet 
$. 29. und behauptet, die vorliegende Streitigfeit ſei durch 
Schiedsrichter zu entſcheiden, der ordentliche Rechtsweg 
alfo ausgefchloffen. Dies läuft auf ven Einwand der Ins 
fompetenz; des Gerichtsſtandes hinaus. Er iſt erft in brit- 
ter Inſtanz erhoben worben. Wäre das Rechtsmittel des 
Berklagten ſchlechthin als Nichtigkeitsbefchwerbe zu beur⸗ 
theilen, fo Könnte auf diefen Vorwurf nah S. 4. M 8. 
ber Verorbnung vom 14. Dezember 1833, wegen nicht 
zeitiger Erhebung des Einwanbes, Überhaupt gar "nicht 
geachtet werben. Da indeſſen dieſe Nichtigkeitsbeſchwerde 
von ber Reviſion ber Klägerin nachgezogen wird, fo fragt 
fich, ob die behaitptete Inkompetenz richtig fei, und vb fie 
in er Nevifionsinftang noch gerügt werben konne Daub 
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letztere würde ſich nach $.. 7. Abſchn. 5. Tit I6. der Pro- 
zeßordnung und 8. 2. des Geſetzes vom 8. April 1847 
nicht beſtreiten laſſen Wenn nun der F. 29. des Kultur⸗ 
edikts bei Streitigkeiten über zu weit greifende Schonun⸗ 
gen eine Einſchränkung derſelben nacht dem Urtheile ber 
Schiedsrichter ſtattfinden läßt, fo hat der erſte Richter 
in dieſem Urtheil nur ein Urtheil von Sachverſtändi— 
gen, von Gutachtern gefunden, während Verklagter 
darin einen ſchieds richtexlichen Urtheilsfprud, 
ein La ud um durch Compromiß, exfennt. Was unter 
dem Urtheil der Schievsrichter zu verſtehen ſei, läßt ſich 
nur durch Vergleichung, anderer Stellen des Ediltes, wo 
von ſolchen Schiedsrichtern die, Rede iſt, und auf welche 
der 8. 29. durch feinen. beſtimmten Artikel: ver Schieds⸗ 
richter — — — nad es nun in 
$,2.; in ſine. 
Sollte in —— Fellen eine Abweichung 
von dieſer Beſtimmung :möthig- und ohne -Nach- 
hi: ‚Kehl des Erbverpächters zuläffig fein; ſo kann 
fie nur auf Entjcheivung der nach. der: Gemein- 
een: angeorbnetem — s⸗ 
richt er ſtattfinden. · — 
z. ‚ferner. in. $.-13. unter lit, b., wo: bon; Befiamun 
des hütungsfreien Drittel; die Rede iſt: 
„Nur; für den, ſodann übrig bleibenden Keil if 
die Entfhäbigung.- und zwar in Körnern durch 
Schiedsrichter nach ber Beftiormung;: ‚ber‘ * 
meinheitsordnung auszumitteln. ¶ 
Aus $. 41. des Edilts geht aber; — fr bie 
Landesdkonomie Aund Kulturſachen von beſonders anzu⸗ 
ordnenden Kollegien bearbeitet werden ſollten, den ſogen. 
Landes ‚Oetonomiefoffegien. ‚Nach ;$.,42. ſollte über daß: 
bei Gemeinheitstheilungen, ‚zu beobachtende Verfahren eine 
befenbere Verordnung erlaffen: werden. Dieſemnach wird 
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das Theilumgsgefchäft felbit von einem Oekonomielommiſſar 
unter Mitleitung eines Nechtsverftändigen beforgt, und 
bei entjtehender Annahme des Theilungsplanes über deſſen 
Beibehaltung oder Abänderung von einer Kommiffion ent« 
ihieden, Die aus drei Schiedsrichtern befteht, welche 
aus der Zahl der von ben Kreiseingefeflenen gewählten 
jachverftändigen Kreisverorpneten genommen werben. Be⸗ 
ruhigen fich Die Intereffenten bei deren Entſcheidung nicht, 
fo geht die Berufung an ein Reviſionskollegium. Schon 
nach dem Edikt, die Regulirung der gutsherrlichen und 
bäuerlichen Verhältniffe betreffend, von demſelben Tage, 
ven 11. September 1811, wurden foldde Regulirungen 
ven Generalfommiffionen zugewiefen ($. 59.), welche durch 
bie Verordnung vom 20. Juni 1817 organifirt wurden. 
Durch das Gefe vom 7. Juni 1821 wurde denfelben 
auch hie Ausführung der Gemeinheitstheilungen und Ab- 
löſungen übertragen. Unter vemfelben Tage erging eine 
beſondere Gemeinheitstheilungspronung. Allerdings han⸗ 
belt e8 fich nun im vorliegenden alle weder um eine 
eigentliche Gemteinheitstheilung oder Ablöfung, noch um 
Regulirung gutsherrlicher Verhältniffe, fondern um die 
Bermittelung von Differenzien, welche bei Ausübung einer 
Waldweideſervitut zwifchen dem Eigenthümer bes belafte- 
ten Forſtes und dem Serpitutberechtigten in Betreff ver 
Schonungen entſtanden find. Der biesfällige Streit würde 
nach der Intention bes Kulturebifts won dem Landesöko⸗ 
nomie» Kollegium auszugleichen gewejen fein. Ein ſolches 
befteht aber nicht. Da indefjen das Kulturebift wegen 
der von dieſem zuzuziehenden Schiebsrichter auf die Be- 
ſtimmungen ber Gemeinheitstheilungsorbnung, beren Er- 
(a noch bevorftand, verwiefen hat, fo fpricht jchon dieſer 
Umftand dafür, daß ein folcher, vie Ausdehnung der Scho- 
nungen betreffeuber Streit nunmehr vor derjenigen Bes 
hörbe auszumachen fei, welche bie ER 
zıv. Jahrgang. 48 Belt. 
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zu beforgen hat, und vor ‚welcher ein”verartiges Verfahren: 
füglich nur vor fich gehen kann. Es ift aber auch in ber 
Gemeinheitstheilungsorbnung vom. 7. Juni 1821, nad: 
dem ver 8. 166. beitimmt hat, daß jeder Eigenthümer 
mit Dienftbarfeiten belafteter Grundſtücke begehren Tönne, 
daß. die Theilnehmungsrechte des Dienjtbarfeitsberechtigten 
auf ein beftimmtes Maaß feſtgeſetzt werben und darnach 
die Benutzung georbnet werde, burch den $. 169. auss 
drückltch worgefchrieben: 
» Regulivungen dieſer Art ‚werben von der Ge⸗ 
meinheitstheilungsbehörde bewirlt,« 
‚und durch den $. 170.: 
„Entſtehen vabei Streitigkeiten, jo müſſen fi 
von der Gemeinheitstheilungsbehörbe entſchieden 
werden.“ 
Hiernach kann es nicht zweifelhaft ſein, daß die Ge— 


neralkommiſſion die zuſtändige Behörde ſei nicht. allein für 


eigentliche Gemeinheitsfheilungen (außer der Regus. 
lirung gutsherrlicher und bäuerlicher Verhältniſſe und den 
Ablöſungen), ſondern auch für die Einſchränkung von 
Gemeinheiten, d. h. bei Weideberechtigungen, bei Forſtbe— 
rechtigungen und bei Berechtigungen zum Plaggen, Haide⸗ 
und Bültehieb, e8 mögen dieſe Gerechtfame auf . einem 
gemeinfchaftlichen Eigenthum, einem Geſammteigenthum 
oder einem einfeitigen ober wechjeljeitigen Dienftbarfeits- 
recht beruhen ($. 2. der Gemeinheitstheilungsorbnung). 
Um folh eine Einfchränfung,. um die Temperation-einer 
Weideſervitut handelt es fich aber im vorliegenden ‚Falle. 
Das bei Erörterung und Entfcheivung folcher won ben 
Generalfommiffionen zu fchlichtenven Streitigkeiten. zu. be 
obachtende Berfahren regelt. fich jet nach dem Ausfüh- 
rungsgeſetz von 7. Juni 1821, ver Verorbnung vom 20. 
Juni 41817 und den dazu fpäter ergangenen Verordnungen. 
Wenn nun das Kulturedikt in dem angeführten 8, 29, 
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ſagt, daß eine billige Einſchränkung zu weit getriebener 
Schonungen im Intereſſe der Weideberechtigten nach dem 
Urtheil von Schiedsrichtern ſtattfinden ſolle, ſo muß nach 
dieſen Verordnungen, insbeſondere auch nach $:-6. 31 ff. 
der Verordnung vom 30. Juni 1834 und der Inſtruktion 
vom 12. Oktober 1835 wegen des ſchiedsrichterlichen Ver— 
fahrens, beurtheilt werden, inwiefern und in welcher Art 
ein derartiges Verfahren bei Streitigkeiten vorliegender 
Art jetzt noch Anwendung finde. Soviel iſt aber unbe— 
ſtreitbar, daß der Generalkommiſſion und nicht den orbent- 
lichen Gerichten in der vorliegenden Angelegenheit die 
Kompetenz zuſteht, und daß auch von der erſteren ein et— 
waiges ſchiedsrichterliches Verfahren reſſortiren müßte 
Denn da Klägerin ſich über Schmälerung der ihr in der 
fiskaliſchen Waldung zuſtehenden Weideſervitut durch über- 
triebene Schonungen beklagt, Fiskus aber ſich darauf be— 
ruft, daß das Bedürfniß der Weidekultur die Einhegung 
der von ihm gehegten Schonungsflächen bedinge, Klägerin 
aber hiergegen wieder geltend macht, daß durch eine un— 
beſchränkte Anwendung dieſes Grundſatzes der Beſtimmung 
ver Schonungsflächen durch das Bedürfniß der Wieder— 
kultur Die ihr unentbehrliche Weide zu ſehr leide, fo liegt 
volfftändig der in ver SS. 27 —29. des Kulturedikts vor- 
gefehene, jett der Entſcheidung durch die Auseinanderfe- 
gungsbehörben für überwiejen zu evachtende Fall vor. 
Daraus folgt denn, daß der Antrag der Klägerin 
auf Einräumung des den nöthigen Unterhalt ihrer Heerbe 
von; 400 Stück Rindvieh gewährenden Weidebodens in 
dem Lüteler Walde und die Frage, ob die Schonungen, 
durch welche Verflagter dieſen Weideboden beſchränkt hat, 
durch das Bedürfniß der Wiederfultur beftimmt werben, 
oder ob dieſelben für zu. weitgreifend unb die wirklich un— 
entbehrliche Weide der Klägerin zu ſehr beeinträchtigend 
gehalten und einer billigen Einfchränfung unterliegen müſſen, 
39* 
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zur — und Entſcheidung der Suseinanberfegung 
behörben zu verweifen ift. 

Eventuell hat Verklagter fi darauf berufen, daß 
der Klageautrag auf Verurtheilung des Fiskus gegangen 
fei, der in ben fiskaliſchen Walbungen der Gemarkung 
Zügel weideberechtigten Gemeinde Lügel für eine Rindvieh⸗ 
heerde von 400 Stüd den, den nöthigen Unterhalt ge 
währenden Weideboden einzuräumen. Die Schomungs- 
flächen, welche Fiskus zu dieſem Zwecke aufzugeben habe, 
feien von der Mlägerin in feinem ihrer Anträge bezeichnet 
worden. Indem der Richter dennoch ven Fiskus zur Auf- 
gebung fpeziell bezeichneter Schonungsflächen" verurteilt, 
habe er über den Antrag hinaus erkannt. Allein in einem 
Verfahren, welches eben die Ausgleichung der gegenfeiti- 
gen Intereffen des Walbeigenthümers und des Waldweibe- 
berechtigten bezwedt, wo fich dieſer über Schmälerung 
bes Bodens durch Schonungen beflagt, jener fich auf ein 
das Weidebedürfniß überwiegendes Bedürfniß der Wieber- 
tultur beruft, Tiegt e8 in der Natur der Sache, baf bie 
Entſcheidung das Ergebniß der Unterfuchungen über bie 
Lage der beiverjeitigen Verhältniffe zur Grundlage nehmen 
muß. Konkrete Anträge laſſen fich für folche Regulirun⸗ 
gen nicht ftellen; wo fie auf Anregung der Intereffeiten 
in Gang kommen, da müffen fie erft ſelbſt das Material 
für definitive Feftfegungen herbeiſchaffen. Soviel geht 
aber auch Hieraus hervor, daß an ſolche Streitigkeiten das 
Maaf- eines gewöhnlichen Prozeverfahrens nicht gelegt 
“ werben kann, weil fie nicht zum gerichtlichen Prozeß, fon- 
bern "zum Verfahren ber — —— 
gehören. 

Endlich Hat Fiskus noch eventuell gerügt, baf ber 
Appellationsrichter den Fiskus für alle Zukunft ſchuldig 
erachtet habe, ”/, bes Waldes zur Weide offen zu Halten 
und nie mehr als */, in Schonung zu legen, dergeftalt, 
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baß, wenn Fiskus einen Theil ver jegt dem Vieh offenen 
ober zu öffnenden Flächen einfchonen wolle, er Dagegen 
andere gleich große Schonungsflächen freigeben müſſe. 
Dadurch verlege der Richter pie oben angeführten 88. 27. 
und 28. des Kulturedikts. Es dürfe darnach nicht ein für 
allemal ein  beftimmtes Maaß für bie Schonungsflächen 
im Boraus beftimmt werben, fondern es komme auf das 
jedesmalige Bebürfniß der Wieverfultur an, welches durch 
unvorhergefehene Unglücksfälle, 3. B. Raupenfraß und 
Walpbrände, fich erheblich fteigern könnte. Er hat ves- 
‚halb darauf angetragen, eventuell nur fo zu erfennen: 
daß Fisfus zwar fchuldig, die in den früheren Erfennt- 
niſſen bezeichneten Walddiſtrilte der Klägerin für jegt zur 
Hude frei zu geben, jeboch nur fo lange, als das in ihrer 
forftmäßigen Bewirthfchaftung gegründete Bebürfnig ver 
Wiederkultur deren erneuerte Einfchonung nicht erforverlich 
mache; Fisfus Dagegen nicht für. verpflichtet zu. erachten, 
ber Klägerin in jebem Falle ?/, des hubepflichtigen Wal- 
bes zur Behütung offen zu Laffen, dieſe Verpflichtung viel- 
mehr ‚auf Diejenigen Flächen deſſelben zu befchränten, deren 
Einfchonung nicht durch das nach den Grunbfäßen einer 
geregelten Forſtwirthſchaft fich ergebende Bedürfniß ber 
Wiederkultur erfordert werde; Fiskus Daher bei ernenerter 
Einſchonung der jest offenen Diſtrikte andere an deren 
Stelle frei zu geben nur infoweit für fchulbig zu erachten, 
als das Bedürfniß der Wiederfultur dies zuläffig — 
nen laſſe. 

Wenn die Sache überhaupt aus bein orbentlichen 
Rechtswege an die Auseinanberfegungsbehörben zu ver- 
weifen ift, fo läßt fich auch hier nicht über dieſen, bie 
materielle Entſcheidung betreffenden Antrag befinden. 

Die Revifionsbefchwerbe , ver. Klägerin beruht. bar- 
auf, daß der Appellationsrichter ihren Antrag auf Berur- 
theilung bes Verflagten, ihr den bisher durch ‚bie: Beein- 
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trächtigung ber Weide verübten, näher zu ermittelnden 
Schaden zu erjegen, welchem ver erſte Richter entſprochen, 
abgewiefen Hat. Sie führt aus, daß der Schabenerjag 
eine Acceſſion des Hauptanfpruches ſei. Die Subftanz 
und die Nutungen des Gemeindeweiderechts feien, mit 
Rückſicht auf 8. 24. und $. 25. ver Weftfälifchen Ge- 
meindeorbnung vom 31. Dftober 1841, fo mit einander 
verflochten, daß man nicht die Gemeinde rückſichtlich der 
Nugungen für ganz unbetheiligt erklären könne. Die Ge- 
meindelafje habe durch Schmälerung der Gemeinbeweibe 
jiher an dem auf das Weiberecht legbaren und gelegten 
Hudegelde verloren. Die Frage nach der Vertheilung bes 
Schadenerſatzes fei eine inyere, den Verklagten nicht an- 
gehende Angelegenheit ver Gemeinde, die der Sache durch 
ben Appellationsrichter gegebene Richtung führe euch an 
enblojen : Weiterungen. 

Allein die Ausführung des Appellationsrichterg; daß 
nur die Subſtanz der Weidegerechtigkeit Eigenthum der 
Gemeinde jei, daß dagegen die Nutzungen dieſes Rechtes 
en einzelnen viehhaltenden Mitgliedern der klagenden Ge⸗ 
meinde gebühren, daß daher auch nur die Letzteren, und 
nicht die Gemeinde, legitimirt ſeien, Entſchädigung für die 
ihnen vorenthaltenen Nutzungen ber Gemeindeweide zu 
fordern, iſt gewiß ganz richtig. Es Tann dabei feinen Un 
terfchied machen, daß die einzelnen Gemeinbegliever zu- 
_ fammen bie Gemeinde ausmachen, benn legtere ift eine 
juriftifche Perſon, während es fich bei ver erfteren um 
Individuen handelt, aljo beide Male um ganz verſchiedene 
Rechtsfubjelte, wovon das eine die andere nicht vertreten 
fann, wenn e8 dazu nicht befonders ermächtigt worden iſt. 
Unerheblih ift auch die Berufung der Klägerin auf bie 
58: 24. und 25. ver Weftfälifchen Gemeindeordnung. Der 
$. 24. fpricht zwar von ver auf dem Zheilnehmerrecht ein— 
zelner Gemeinbemitglieber an ven Nutzungen des Gemeinde: 
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vermögens ruhenden befonderen Verpflichtung zu Gemeinde- 

beiträgen. Es iſt aber weder bargethan, daß hier eine 
folche befondere Verpflichtung in Beziehung auf die Weibe- 
nutungen befteht, noch daß Die Gemeinde burch tie Ein- 
ſchonungen an folchen Gemeindebeiträgen Abbruch erlitten 
babe, noch ijt überhaupt auf eine folche Einbuße an den 
Gemeindebeiträgen früher ver Schabenahfpruch gegrimbet 
worden. Der $. 25. bejtimmt, daß für die Theilnchme 
an Gemeindenugungen, zu welchen ſämmtliche Gemeinde- 
glieder berechtigt find, zum Vortheil der Gemeinvefaffe 
eine jährliche Abgabe angeordnet werben. könne, welche 
nach den einzelnen Arten jener Nutzungen und nur von 
denjenigen, welche daran wirklich theilnehmen, ‚zu entrich- 
ten fei; und daß dies jeverzeit gefchehen müfje, wenn bie 
Gemeinbebebürfnifje ohne Auflage nicht gedeckt werben 
fönnen. . Allein e8 erhellt auch von der etwanigen Aufle- 
gung eines Weibegeldes- nichts, und. im Uebrigen gilt: auch 
bier. das bereit8 vorhin Gefagte. 

Endlich fönnen auch die Weiterungen, weldie nach 
Anführung ver Klägerin durch die Klage der einzelnen Ge- 
meindemitgliever entftehen würden, auf die rechtliche Be— 
urtheilung feinen Einfluß haben. Daraus folgt für biefen 
Theil der Appellationsentfcheidung deren Beftätigung. 

Wegen ver Koften ift nach $. 10. Tit. 23. der Pro- 
sekorbnung Beitimmung getroffen. 

Ausgefertigt unter Siegel und Bere des Kð⸗ 
niglichen Obertribunal®. } 

Berlin, ven 14. Mai 1850. | 

(L. S.) | Ä Mühler. 


LVIII. 


Senügt zur Anwendung der Verordnung vom 14. 
Juli 1797 gegen verfchiedene Mißbräuche bei 
gerichtlichen und anderen Subhaftationen und 
Verfteigerungen, daß der Eine fih im Ber- 
kaufstermine mit dem Anderen vereinigt, diefen 
nicht mehr abzubieten, und beide ſich am dem 
Kaufe oder dem dadurd zu erzielenden Vortheile 
gleichmäßig betheiligen wollen? 


| Rechtsfall, 
mitgetheilt 
von 
Sommer. 


Die Schwierigfeit, welche die Verorbnung vom 14. 
Juli 1797 in der Anwendung bietet, find bekannt. Der 
folgende NRechtsfall Liefert einen neuen Beweis dafür. Die 
Entſcheidung wirb als richtig anzuerkennen fein, ba nie 
verboten werben kann, einen Vertrag über eine gemein- 
fchaftlich zu erwerbende Sache einzugehen und ber auf 
tretende Genofje nicht ſchuldig fein kann, dieſe Eigenfchaft 
dem Gerichte, bei dem er bietet, anzuzeigen. — Wo bann 
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endlich die Grenze, die ven Anfang ber Anwendbarleit des 
wohlgemeinten Geſetzes bezeichnet, zu finden, wirb freilich 
zweifelhaft fein. 


Im Nanien bes Zöniget 
In Sachen bes Franz Henfe zu Oberralrbad, 3 Klä⸗ 
gers und Appellanten, wider den Anton Frigge und den 
Anton Gierſe daſelbſt, Verllagte und Appellaten, hat der 
Civilſenat des Königl. Appellationsgerichts zu Arnsberg 
in: ſeiner Sitzung vom 1. Juni 1850, unter Theilnahme 
nachſtehender Richter: ver Appellationsgerichtsräthe Rin⸗ 
telen, Wermuth, Schmidt, Stündeck und des Obergerichts 
aſſeſſors Weftermann ven Akten gemäß für Recht erkannt: 
daß das Erfenntnig der erſten Abtheilung des 
Königl. Kreisgerichts zu Olpe vom 21. Dezember 
1849 lediglich zu beftätigen, Kläger und Appel- 
lant auch in bie Koften biefer Iujtanz und in 
eine Succumbenzfträfe von 4 Thalern zu ver⸗ 
urtheilen. 
Von Rechts Wegen. 


Gründe. 

Auf Antrag eines Realglänbigers find die, bemijel« 
ben verhaftet geweſenen Grunbftüde des. Klägers, welche 
Vol. II. Fol. 84. des Hypothekenbuchs ber Steuergemeinbe 
Dberhenneborn eingetragen, im Sahre 1848 zur nothwen- 
digen Subhaftation® gezogen, unb durch Adjudikationsbe⸗ 
ſcheid de publ. ben 24. April 1849 dem Mitverflagten 
Anton Frigge als Beftbietenden, für die Kauffumme von 
1180 Thaler Kourant zugejchlagen. 

Kläger behauptet nun, baß die beiden Verklagten 
bei Gelegenheit biefer Subhaftation einen, nach dem Ge- 
feße vom 14. Buli 1797 unerlaubten Kontrakt geſchloſſen 
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und ſich namentlich dahin vereinigt hätten, daß Gierſe den 
ꝛe. Frigge nicht mehr abbieten ſolle, und daß fie Beiden 
ſich dann an dem Kaufe, oder dem dadurch zu erzielenden 
Vortheile, gleichmäßig betheiligen wollten. Weil nun 
Gierſe in Folge deſſen nicht weiter geboten, ſo habe Frigge 
den Zuſchlag für einen Kaufpreis erhalten, welcher mit 
Rückſicht darauf, daß die Grundſtücke des Klägers einen 
Werth von mindeſtens 1900 Thlrn. ‚gehabt, un 700 The. 
dahinter zurückgeblieben ſei. Weber ven behaupteten Mehr- 
werth der qu. Grimbftüde hat der Kläger Beweis durch 
Sachverſtändige angetreten, und fich im Vebrigen auf 
8. 3. der allegirten Verorbnung  ftügend: wonach Diejenis 
gen, welche eine folche unerlaubte Vereinigung bei Sub— 
baftationen treffen, dem Subhaftaten volle Entjchädigung 
gewähren ſollen, hat er baranf angetragen: 

bie Verklagten zur Zahlung des liquidirten In: 

tereſſes von. 700 Thlr. zu verurtbeilen. 

Diefe haben widerfprochen und um Abweiſung des 
Klägers gebeten. Sie beftreiten, die behauptete Vereini- 
gung wirklich getroffen zu haben, geben vielmehr nur zu, 
daß unter ihnen die Rede davon gewefen fei, gemeinſchaft⸗ 
(ich zu kaufen; fie halten dies event. für durchaus erlaubt, 
und heben übrigens hervor, daß Gierfe nur am Vormit- 
tage, als einzelne Parzellen ausgefegt feien, am Nad- 
mittage des Bietungstermines aber und als ver Gute 
fompler ausgefegt worben, gar nicht. mitgeboten habe. 
Endlich bemerken fie, daß Kläger durch die. Subhaftation 
gar feinen Nachtheil erlitten habe, da* der Kaufpreis bie 
Zare überfteige, und gegen lettere gar Teine Aue ſtellungen 
mehr zuläſſig ſeien. 

Das Gericht Olpe hielt eine Beweisaufrohme für 
überflüffig, inden es ven Kläger per sentent.: vom 21. 
Dezember 1849 ohne Weiteres, unter Verurtheilung in 
die Kofien, abwies. In den Gründen wird. ausgefühl, 
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daß bie Verordnung vom 14. Juli 1797 auf ben vorlie— 
genden Fall gar feine Anwendung finde, auch wenn bie 
behauptete Vereinigung von den Verflagten unter fich ge— 
teoffen ſein follte. Denn der bezogene $. 3. verfelben be- 
ftimme: daß ber Subhaftat Dasjenige erhalten folle, was 
ber zurückſtehende Kaufluftige durch ven ımerlaubten Ver- 
trag gewonnen habe. Kläger habe aber nicht einmal be- 
bauptet, daß Gierſe irgend etwas erhalten habe, und da 
bemfelben auch Tein Klagerecht gegen ven 2c. Frigge zu— 
itehe, fo fehle e8 hier an dem Objekte, welches pas Gefek 
‚dem Subhaftaten als Entfchäbigung zufpreche. 
Gegen dieſe Entfcheidung hat der. Kläger appellirt; 
er hält fich durch dieſelbe —— und hat darauf an⸗ 
getragen: 
unter Aufhebung des Erfenntniffes erfter Inftanz 
und unter Sompenfation ber Koſten, die Verklag⸗ 
ten zum Erſatze bes in. separato zu liquidie 
renden Schadens zu verurtheilen, 

indem er die angeblich zwiſchen den Verklagten im Sub- 

baftationstermine getroffene Vereinigung dahin präzifirt: - 
Gierfe habe dem ꝛc. Frigge feine Abficht erklärt, 
mit zu bieten; Frigge habe ihm zugerebet, von 
dieſem Vorhaben abzuftehen, und ihm ven halben 
Bortheil verfprochen, welchen er, Frigge, durch 
die Erfteigerung des Gutes erlangen werbe.. Dar- 
auf. habe Gierfe erklärt, daß er dagegen fein Vor⸗ 
haben aufgebe. | 

Ueber dieſe Behauptung. foll es, wie e8 heißt, bei 
ber Eidesbelation verbleiben, — und im Uebrigen wird - 
auszuführen geſucht, daß dieſe Verabredung unter bie Ver- 
ordnung von 1797 falle. 

Die Appellaten haben um Beſtätigung gebeten; ſie 
machen darauf aufmerkſam, daß die angeblich getroffene 
Vereinigung nach dem Vorbringen in dieſer Inſtanz eine 
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ganz andere fei, als die, von ber es fich früher gehandelt. 
Sie beftreiten dieſelbe aber-ebenfalls, acceptiren event. ven 
deferirten Eid und heben hervor, daß Kläger gar nicht 
zu biefem Anfpruche legitimirt fei, da viele feiner Hhypo- 
tbefenglänbiger ausgefallen. feien, denen nach ber Berorb- 
nung von 1797 ein vorzügliches Mecht gegen bie Verklag⸗ 
ten zuftehen würbe, wenn biefe überhaupt verantwortlich 
gemacht werben Tönnten.. 

Wenn man num auch biefer letzteren Anjicht micht 
beipflichten kann, fo war die Beftätigung des erjten Urtels 
doch ganz unbevenklih. Denn wäre bie Uebereinkunft zwi— 
fhen ven Verklagten auch wirklich in ver, in biefer In— 
‚ ftanz behaupteten Art und Weife getroffen, fo würbe ber 
$. 3. ber Verordnung vom 14. Juli 1197 boch feine Au⸗ 
wenbung darauf finden. 

Aus der Einleitung zu dieſer Verorbnung ergiebt 
fih, daß ein Licitant, um einen anbern Bietungsluftigen 
zu entfernen, fich mit vemfelben über ein f. g. Abſtands⸗ 
geld vereinigt, und dadurch bewirkt haben muß, daß er 
das zum Berfaufe ausgefete Objekt zu einem nievrigern 
Breife erhalten hat, als e8 der Fall gewejen fein würde, 
wenn der andere Kaufluftige nicht Durch einen ſolchen Win- 
telvertrag vom Mitbieten wäre zurüdgehalten worben. 

Dies ift die Bebingung für die Anwendung ber Ver- 
orbnung. In dem vorliegenden Falle iſt nun aber nicht 
einmal behauptet, daß ein Abſtandgeld ober fonft irgend 
ein beftimmter Vortheil verfprochen fei, mithin ift 
ber Anfpruch gegen den ic. Gierfe offenbar hinfällig. 

Was den ꝛc. Frigge, ven Adjudilatar, betrifft, 
fo iſt die Verordnung gegen ihn gar nicht anwendbar, weil 
hier der Fall des $. 5.: 

wenn mehrere Intereffenten ein Objelt an fich 

bringen, um es fobann zu ihrem -gemeinfamen 
Vortheile wieder zu verkaufen, « 
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nach den eigenen Anführungen des Klägers, nicht vorliegt. 
Gleichwohl würbe Frigge im Falle eines betrügerifchen 
Berhaltens dem Subhaftaten zum Schabenerfage verpflich- 
tet fein. Es kann aber davon hier nicht die Rede fein, 
weil der Anfpruch in diefer Art nicht jubftantiirt iſt. Es 
hätte babei unter andern dargethan werben müfjen, daß 
ꝛc. Gierje ein bejtimmtes Duantum mehr als die 1130 
Thlr. gegeben haben würde, wenn er durch Frigge nicht 
vom Mitbieten abgehalten. worden wäre. Dobon Tonftirt 
aber nichts, während es darauf, daß die Grundftüde einen 
böhern Werth gehabt, als fie bei Einleitung ver Subha- 
ftation tarirt worden, ‚gar nicht anfommt, weil bie Taxe 
: Behufs der Subhaftation nur zur Information dient, und 
Erinnerungen dagegen binen 4 Wochen vor dem Bietungs- 
termine vorgebracht fein müfjen, wenn überhaupt Rüdficht 
darauf genommen werben joll. | 

Hätte Frigge dem Gierfe nun auch wirklich den Hal 
ben Vortheil verfprochen, ven er bei dem erfteigerten Ob- 
jefte haben würbe, jo müßte Doch immer zunächft die Frage 
beantwortet werben, ob er denn überhaupt Vortheil gehabt 
babe? Hätte er Keinen Vortheil gehabt und wäre aud) 
nicht darzuthuen, daß Gierſe mehr geboten haben würde, 
als die oftgedachten 1130 Thlr., fo liegt die Sache fo, 
daß Frigge fo wenig einen unerlaubten Vortheil gezogen, 
‘als der Subhaftat einen Schaben erlitten haben kann. 

Das erfte Urtel mußte daher lediglich beftätigt und 
ber Appellant" in Folge deſſen in die Koften und in eine 
‚Suceumbenzftrafe verurteilt werben.‘ 

Urkundlich ıc. ꝛc. 
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LIX. 


Sind durch die neue Gewerbeordnung vom 17. Ja- 
nnar 1845 die Krämer in Pörfern in allen 
rechtlihen Beziehungen Kauflente geworden? 


Rechtsfall; 
mitgetheilt 
von 
Sommer. 


Der Kaufmann Sch. klagte den. Dorfträmer Gr. 
ein, und es handelte ſich darum, ob die Preisfäke ber 
Letzterem verkauften Waaren und die angerechneten Zinfen 
buch das Hanbelsbuch des Erfteren fchlechtweg bewiejen 
werben. Das Sreisgericht Olpe nahm dies an. Das 
Appellationsgericht Arnsberg trat dem am 20. Yuli 
1850 bei. 


Gründe. 


Das A. L. NR. Thl. II. Tit. 8. unterfcheidet zwar 
zwifchen Kaufleuten mit vollſtändigen Taufmannifchen Nech- 
ten und den Krämern in Dörfern und Fleden, indem von 
legtern im $. 486 gejagt wird, daß fie nicht die Rechte 
ber Kaufleute genießen. Diefe Beftimmungen find jedoch 
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durch -die allgemeine Gewerbefreiheit außer Kraft gefett. 
get iſt ein jeder Kaufmann, welcher den Handel. mit 
Waaren oder Wechfeln als fein Hauptgefchäft treibt, mag 
er num Großhändler oder Kleinhändler fein, mag er in 
ver Stadt oder auf dem platten Lande leben. . Die Be- 
ftimmungen des U. L. R. erklären ſich dadurch, daß im 
früherer Zeit Handels - Gilden oder Zünfte der Kaufleute 
beftanden, durch deren Statuten und Privilegien der Han— 
del immer mehr zum bürgerlichen Gewerbe der Städte, die 
ihn erzeugt hatten, gemacht ward. Bon dieſen Kaufleuten 
unferfohieden fi) damals die Krämer und Höder. Die 
allgemeine Gewerbefreiheit hat dieſe Verhältniffe aufge— 
hoben und der Handel von jeder Befchränfung befreiet. 
Ob Iemand Kaufmann oder Krämer fei, ift ein blos re— 
lativer Begriff geworben. 
Ci. Kochs Lehrbuch 8. 404. 





Die Sache dürfte indeß doch nicht ohne Zweifel 
- fein. Bor allen Dingen ift fie ſehr praftifch. Unter Kauf- 
leuten Haben die Hanblungsbücher volle Beweistraft 
(AL. R. U. 8. 8. 569.). Gegen Andere als Kaufleute 
kann nur bei ftreitigen Waarenlieferungen ein Beweis aus 
ben Handlungsbüchern genommen werben, wenn durch Ge- 
ftändniß oder fonft bereit8 ausgemittelt iſt, daß die Waa—⸗ 
ven geliefert worden (8. 572.), jedoch nach $. 575. nur 
ein halber Beweis. Daß num auf einmal alle Krämer 
Kaufleute fein ſollen, wäre eine fehr bedeutende Aenderung 
in der Geſetzgebung. Das Gewenbiteuergefeg vom 30. 
Mai 1820 8. 3. und Beilage A. läßt“ die Iandrechtlichen 
Unterfchiede ‚noch beftehen. Die Gewerbeordnung vom 
17. Sanur 1845 $..12. bejtimmt blos: „Die Bejchränfung 
gewiffer Gewerbe auf die Städte hört auf. Das kann 
möglicher Weife noch auch nur heißen, daß man auch auf 
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dem Lande Kaufmann mit Taufmännifchen Mechten fein 
fünne, was früher in ‚einzelnen Lanbestheilen, wo das 
Zunftwefen — 3. B. in Neuvorpommern — noch nicht 
aufgehoben war, nicht der Fall war. 

Koch jagt auch. mehrnicht, als daß der Handel nach heu⸗ 
tigem preußifchen Nechte nicht mehr ein bloß ftäntifches 
Gewerbe fei, die Beſchränkung gewiſſer Gewerbe auf bie 
Städte vielmehr im ganzen Lande aufgehört habe. Da— 
durch feheint aber noch nicht ausgefprochen, daß jeber 
Krämer in Dörfern nun von felkft ein Kaufmann gemwor- 
den, ex aljo alle die Privilegien ver Kaufleute Habe, und 
bie Bücher wirklicher Kaufleute gegen ihn vollem Beweis 
liefern. — Man fieht leicht, daß Hier noch eine Lücke be- 
fteht, ‚die wohl durch Vermittelung unjerer neuen Gewerbe» 
Snnunggefeggebung mit der Zeit auszufüllen. 
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LX. 


In | beftätigten Codicillen können die Erbquoten 
des Teſtaments verändert werden. 


— er 


a ———— vpn 
A) a Treue Sommer. 


9. 2 Sat in feinem gerichtlichen —E die 
Binder feiner 3 Schweftern nach Stämmen zu Exben ein 
geloßt, ſich jedoch. vorbehalten, Nachträge zu machen , die, in 
feineum: Machlaffe  vorgefunden, init dem Teſtamente felbſt 
gleiche Kraft Haben follen. Dergleichen Nachträge find nun 
gemacht, und: zwar int einen beſtimmt, daß die im BeRamente 
eingefegten Kinder. der Schweſtern nicht nah Stämmen, 
ſondern nach der Kopfzahl erben follen, was in einem fpätern 
Nachtrage in Bezug auf einen: Stamm wieder durch eine 
andere, die Teftamentöfasung nicht herfkellende Beſtimmung 
in der’ Wei, daß 2 Kinder: vor den dreien jedes */, und 
das andere 1/,' von. dem erben ſollen, was jedes der andern 
erden würde, abgeändert worden. Die Rechtsbeſtaͤndigkeit 
diefer Abänderung iſt zur Frage geftellt worden mit Bezug 

XIV. Jabegang. 48 Heft. 40 
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auf die Entſcheidung in den Entſcheidungen des Obertribunals 
Bd. 8 S. 272-279. 

In dem Falle, den das Obertribunal entſchieden hat, 
hatte der Teſtator ſich vorbehalten, fein Teſtament dürch 
außergerichtliche Auffäge abzuändern und zu ergänzen, und 
verordnet, daß diefe, von ihm eigenhändig unterfchrieben, 
gleiche Kraft Haben follen, als ob fie dem Zeftamente 
wörtlich einverleibt worden. In einem folchen Auffaß Hatte 
er die im Zeftamente zu Gumften der Gefchwifter S. ent: 
haltene Erbeinfegung, kurz alle zu deren Gunften gefchehene 
Beftimmungen aufgehoben, und die im Teſtamente blos auf 
beftimmte Gelder und Rapitalien, zu Erben gerufenen Ge 
brüder B. zu Aniverfalerben ernannt. Das zweiter Inſtan; 
Gericht — Oberlandesgericht Naumburg — und das Ober⸗ 
tribunal gingen nun davon aus, ein Codieill ſei eine letzt⸗ 
willige Verordnung, welche keine Erbeseinfegung enthalte 
(a. 8 R. J. 12. $. 36.), dernAnhangs$. 35. habe aber 
den außergerichtlichen Auffägen nicht in Anfehung der Erbes⸗ 
einfegungen mit dem Teftamente gleiche Kraft beilegen wollen, 
wie fih aus der Stellung des Anhangs und feiner Quelle, 
der Entſcheidung der Geſetzlommiſſion vom W. October 1800 
(Sräff, und Koh Ergänzung im A. L. R. I 1%: 163; 
S. 416-418.) ergebe. Es wurde ‚daher das Codicill, 
foweit es die. teſtamentariſche —— BR für 
ungültig erklaͤrt⸗ 

Der uns. hier vorliegende. Fall hat es allerdings ‚nicht 
mit, Aufhebung einer. Erbeseinſetzung, nicht mit einer neuen 
Erbeinſetzung im eigentlichen Sinne, ſondern nur mit einer 
Veränderung der Quoten der, im — gernfenen. Erben 
= — oh uf 9 

Entſcheiden u. dieſe — nach römiſchem — 
* werden folgende Momente , maßgebend. ſein. Es können 
Danach. in. beſtätigten Codicillen alle Verfügungen, nur 
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* direkte — und Enterbungen gefchehen, 
welche in Zeftamenten vorfommen, fünnen. : Thibaut $. 781. 
Nach L. 17. de hered. instit (28,5): 
„‚Asse toto non distributo, ita scriptüm est, quem 
heredem codicillis fecero, heresesto. Titium codi- 
eillis heredem instituit; ejus quidem institutio valet, 
ideo, quod licet codicillis dari hereditas non possit, 
tamen haec ex testamento data videtur, sed hoc 
- “tantum ex hereditate habebit, quantum ex asse 
residuum. mansit.‘“ Nach L. 37. ibid. „Si quis 
ita scripserit heredem, ex qua parte codieillis 
Titium _heredem scripsero,  heres esto; etiamsi 
Hr. pars in icodicillis .non fuerit adscripta , erit tamen 
| heres, quasi sine parte institutus.“* 
— doch im Codicill gültig die im Teſtament vorbehaltene 
Feſtſtellung der Erbſchaftsquote erfolgen, ſowie auch nach 
dem Fall im. der eben wieder gegebenen L. 77. ibid. Dies 
And: freilich beftätigte Codicille. Was die in nichtigen Teſta⸗ 
menten vorkommenden direkten Erbeinjegungen betrifft, fo 
wird das Teſtament in einen Codicill verwandelt, wenn 
der Teftator Dies beftimmt, und die in diefem Codicill fonach 
au den Teſtaments⸗ oder Inteftaterben ‘gerichtete Auflagen 
werden aufrecht erhalten. CL. 41. $. 3. de vulg. et pup. 
subst.. 28. 6.) 
„Quae ito locum habebunt, si patris testamentum 
jure valuit: alioquin si non valuit, ea scriptura, 
quam testamentum esse voluit, codicillos non faciet, 
Ä nisi hoc: expressum est.‘ 
Epibaut:$, 784.). Die Quarta falcidia, oder bei Univerfals 
Meitommiffen Trebellianica, kann dann freilich der Direkte 
Erbe abziehen, (Thibaut $. 786.) und natürlich nicht blos, 
wie Tpibaus anzudeusen fcheint, der Inteſtaterbe, fondern auch 
der Teſtamentserbe, an den ja eben, wir, re fein folcher 
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vorhanden, an den Inteftaterben, die Auflage Des Ccodicills 
gerichtet if Denkt man fih num Hinzu, daß nach Preußis 
ſchem Recht (U. & R. 1,’ 12. $. 467.) die Quarta nicht 
mehr abgejogen werden darf, und zwar darum, weil, wie 
Suarez in den amtlichen Vorträgen (v. Kampz Jahrb. Bd. 
41. ©. 81.) fehr gut ausführt, Dies offenbar im Willen 
jedes Teſtators, wenn man ihn fragen wollte, liegen würde, 
weicher Wille ja auch nach römiſchem Rechte zum Derbote 
des Abzugs der Quarta gnügtz vergegenwärtige man fid, 
daß früher mehrere Juriſten z. B. Tittel, opuse. de claus. 
eodie. subintellecta, Jenae 1759. Heisler ‘von der Wirkung 
der ſtillſchweigenden Codicillarclauſel (ur Abh. Bd. 1.) die 
Eodicillarelaufel als ſtillſchweigend vom Erblaſſer beabfichtigt 
unterftellen, fo würde bei der Umwandlung ‘des römijchen 
Rechts ind Preußische fih nicht wohl ‚eine Abficht des Ges 
ſetzgebera Denken laſſen, den Inhalt der Codiecille lediglich 
auf Vermächtniffe zu befchränfen. Eine folche Ignoranj 
laßt ich von den Redactoren des Preuß. Rechts nicht erwarten, 
Es Heißt allerdings im $. 3. A. & R. J. 12, daß jede 
einfeitige Willenserflärung, wodurch Jemand zum Erben 
einer Verlaffenfihaft berufen wird, ein Teſtament fei, 6. A. 
daß jede Erklärung eines Zeftators, woraus erhelle, daß er 
nach feinem Tode, den Inbegriff feines Nachlaſſes einer: oder 
mehreren Perfonen zuwenden wolle, für eine Erbeseinfegung 
zu achten, $. 5. Daß einfeitige Willenserflävungen , durch 
welche Jemand nur über einzelne und "beftimmte Stüde, 
- Summen, Rechte oder Pflichten, auf Dem Todesfall verordnet, 
den Namen der Codicille Führen. Allein wenn ſchon der 
alte Javolenus uns verfihert: omnis’ defihitiö in jure peri- 
eulosa, fo beftätigt fich- das auch Hiev. Es läßt fi aus 
dem Landrechte vollftändig nachweifen, daß deffen Redactoren 
weit entfernt geweſen ſind, ‚jenen an die Spige geftellien 
engen Begriff Der Eddicille feſtzuhalten, deren Inhalt auf 
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Erklaͤrung auf den Todesfall über einzelne Gegenſtande zu 
befehränfen. Der $. 170. J. 12, verweiſt rückfichtlich. der 
Frage, wie weit ein Erblaffer unter feinen gefeglichen 
Erben in abfeigender Linie die Art und Grundfäße 
der Theilung durch außergerichtliche Auffäße beſtimmen 
fönne, auf A. L. R. II. 2. Abfchn, 5. und nach $. 171. 
find in andern Fällen dergleichen in blos amfergerichtlichen 
Aufſaͤtzen enthaltene Theilungsvorfchriften nur alsdann gültig, 
wenn es der Erblaffer im feinem Teſtamente ſich ausdrücklich 
vorbehalten hat. Diefer Begriff der Theilung iſt aber nicht 
minder elaftifch, ald der der Codicille nach römischen Recht, 
in Deuen, wenn fie Durch das Teſtament beftätigt find, wie 
wir oben aus 1477. 34. de hered. inst. (28. $. 5.) nad): 
gewieſen, Die Erbtheilsquoten allerdings -feftgeftellt werden 
fünnen. Im Th. II. Zit. 2. $. 380. if nun beftimmt, 
daß, wenn: dem Kindern ihr Erbrecht genommen werden 
joll, dies nun durch ein fürmliches Teftament gefchehen könne, 
daß aber,. fährt F. 380ab. fort, wenn die Verordnung nur 
die Grundfäße oder. die Art der Theilung unter den Kindern 
betsaffe, ed genug ſei, wenn die Verordnungen nur von dem 
Erblaffer eigenhändigigefchrieben und unterfchrieben oder von 
einem Notar und zwei Beugen zw Protokoll erklärt werden, 
oder auch bios auf allen Blättern unterfchrieben und vor 
Notar und zwei Zeugen anerfannt werden. In diefen Diss 
pofitionen können ($. 38.) die Eltern ihren Nachlaß unter 
die Kinder ungleich vertheilen. — 

Wie ſehr der ‚Begriff! des Codicills $. 3 I. 12, Hier 
verlaſſen, bedarf Feiner Ausführung, er hat fich offenbar In 
den der. römiſchen durch Teſtament beftätigten verwandelt. 

Unter Theilungsvorfchriften, welche, wie der Zuſammen⸗ 
Hang nicht bezweifeln laͤßt, in beſtätigten Codicillen feftgeftellt 
werden können, find offenbar auch die Feftftellungen und 
Abänderungen der Erbquoten enthalten. Wenn, wie nad) 
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der Verordnung des $. 379. A. ER. II. 2. und VI. 2. 
$. 383, gar. nicht zu bezweifeln, die Abänderung des Imteflats . 
erbrechts Dusch. ungleiches Vertheilen fein Nehmen 
des Erbrechts it, Hierunter uur “ Enterbungen verftanden 
find, fo kann uns auch nichts zwingen, die $.171.1.R. 
I. 12. den Sodieillen zugewiefenen Theilungsvorfchriften 
in einem andern Sinne zu nehmen. Es iſt aljo allerdings 
eine den Godicillen angehörige Theilungsvorſchrift, 
wenn die Erbquoten der Teftamentserben verändert werden 
— — quad erat demonstrandum! Will man fich hierbei 
die römifche Anfiht, daß den Zeftamentderben die Aufgabe 
gefchehen, als Vertreter des. Erblaffers diefe Beſtimmungen, 
ald Fideifommiß gedacht, auszuführen, Hinzudenfen, fo mag 
man Das halten wie man will; da Die Quarta wegfällt, iR ed 
im Erfolg alles eins. 

Im A. 8. R. war nun allerdings eine Surmeinshkt 
indem nach $. 161. J. 12. zum Gebiet der. &odicille nur 
Legate, welche den zwanzigften Theil des Nachlaffes wahrs 
fcheinlich oder nach Der Verſicherung des Erblaſſers nicht 
überfleigen, gerechnet waren, wogegen aber nach $. 171. in 
„außergerichtlihen Auffägen" enthaltene Theilungsvor—⸗ 
Ihriften — die nach den Verweifungen des $. 170., wie 
wir oben dargetban, fehr Ducchgreifende Teftanıentäubänderuns 
gen herbeiführen können — alddann, wenn der Erblaffer in 
feinem Zeftamente fich dieſelben ausdrücklich vorbehalten Hatte, 
gültig waren. Es konnten Dadurch alfo weit größere Vor⸗ 
theile, ald der zwanzigfte Theil des Nachlaffes, verfügt 
werden. Erſt durch den Anhangs $. 35. ift die Einheit 
der Gejeßgebung Hergeftellt, nicht aber, wie Bornemann 
Pr. Eiv. Recht B. 6. S. 70. (1. Aufl.) behauptet, 

„Das ganze wohldurchdachte Syftem umgeftoßen und 
alles in den fchreiendften Widerſpruch aufgelöft 


worden,” 
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‚Das Gutachten der Sefegtommiffion ‚won:28. — 

1500 Be Die Frage zu entfcheiden, - Be 
0b Überhaupt. Sodteille, weiche. nicht — 
deponirt werden, deron Bültigkeit- aber der Teſtator 
ri nn in feinem gerichtlich‘ Deponirten Zeftamente verord- 
inet hat, auch außet den, den :20ften Theit des 
: Nacjtaffes nicht überfleigenden —— ihrem ganzen 

Inhalie nach), für gültig zu achten." 

‚Der seranlaffende » Falfı war, daß: der Teſtator im 
* ſeine Tochter zweiter Ehe den Töchtern erſter 
Ehe in. allem gleichgeſetzt, im vorbehaltenen Codicill aber 
„die. ihr im Teſtament beſtimmten Vortheile ſehr gemindert 
hatte.“ »Das Gutachten führt nun aus, daß bisher, wenn 
im Teſtament die Gültigkeit künftiger geſchriebener Codieille 
verordnet: worden, dieſe auch gegolten haben, — ex testamento 
suam :substantiam. recipiant vi: relationis ad testamenium 
factae, wie-Siryck im Usus modernus.ff. Lib 29. Tit. 7. $. 3: 
und ‚einige ſchleſiſche Authoritäten. fagen. -Es wird dann 
unterfucht, obudas U 8. R. dieſe Theorie geaͤndert habe. 
Diei $$.. 66. 100. A. LuN. 1312: „welche. die: gerichtliche 
Form für. Godicille wie Teftamente ‚erfordern, ':feien nur von 
codieillis per se subsistentibus:‘ ee "Dagegen. würde 
— 168 ſagt: 2 rien eo. li 

N „Hat. der, Erblaffer in — Zehament — 
lich verordnet, daß feine ſchriftlichen Aufſätze, welche 
ſich in dem Nachlaſſe finden möchten, gültig fein 

— —ſollen, ſo hat es ‚dabei fein. Bewenden, auch wenn 

”s. odiefe im dem gerichtlichen - Teſtament . enthaltene 

7. Erklärung in. Dem. — — — wider⸗ 

rufen wäre,’ 2... 

aus-dem Gegenſatze ſchließen — daß dem Teſtator alſo 

doch: freiſtehen müſſe, in ſeinem Teſtamente Codicillen und 

(oder) außergerichtlichen Anffägen Kraft zu. verleihen, wenn 
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wicht Die vorherigen 88, 461. 162...die Kraft: Dex außerge⸗ 
richtlichen Verordnungen bei Vermächtniſſen, fobald- fie den 
Wften Theil des Nachlaſſes uberſteigen, wieder einfchränten. 
Nah $. 171. feien.aber Theilungsporſchriften in außerges 
richtlichen Auffägen wieder gültig, wenn fie. der Grblaffer in 
fsinem Teſtament fih ausdrücklich vorbehalten Habe; eine 
Eheilungsvorfchrift würde es z. B. fein, wenn ein Zefator, 
nachdem er im Teſtament zwei Erben zu ‚gleichen Theilen 
eingefeßt, in dem außergerichtlichen Aufſatz aber verordnet 
hätte, Daß einer von Beiden das Gut N. N. pro-certo pretio 
erhalten folle, welcher :unter deffen wahren Werthe ſei. Ein 
folcher Auffaß unterfcheide fich ja von einer aufßergerichtlichen 
Codicill im Wefentlihen gar nicht. Indem die Geſetzkom⸗ 
miſſion nun mod) bemerkt, daß ed überhaupt nie rathſam, 
von alten Gefegen, Verfaffungen und Ginrichtungen, wobei 
fi) Der Staat wohl befunden, abzuweichen, und da de lege 
ferenda, die Rede ſei, fpricht fie ihre Meinung dahin aus: 
daß alle Codicille und Nachzettel, weiche nicht gerichtlich 
deponirt worden, Deren Guͤltigkeit aber der Zefator in; feinem 
gerichtlich deponirten Teſtament, ed mag vor oder nad) Dem 
1. Sanuar 1794: errichtet fein. (dies war nämtich. auch noch 
eine eigene Streitfrage) verordnet hat, auch außer den, Den 
20ften Theil des Nachlaffes nicht überfieigenden Legaten ihrem 
ganzen Inhalte nach für gültig zu. achten, wenn fie nur von 
dem Zeftator eigenhändig ger und unterſchrieben find. Der 
König genehmigte unterm 3. November : 1800 den Antrag 
der Geſetzlommiſſion mit dem Zufaß, Daß die. Entfcheidung 
der. Frage: ob. das KCodicill oder der Nachzettel, außer der 
eigenhändigen Unterſchrift des Zeftators Yon demfelben nad) 
deffen ganzen Inhalte eigenhändig geichrieben fein ımüffe, 
davon abhängig bleibe, ob im Teſtamente disponirt worden, 
dag zur Gültigkeit des Codicills oder des. Nachzettels dieſes 
Requifitum erforderlich fein folle, wie denn: überhaupt. in 
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Anſehung »folchers Codicille oder Nachzettel;; wenn fie‘ giftig 
fein- ſollen, alle, im Teſtamente, wegen derſelben vorgeſchrie⸗ 
benen Erforderniſſe beobachtet fein uiüſſen. AIn dem mir. Dem 
1. April 1803 "publicitten: erſten Anhanhe ift die — 
mit dem koöniglichen Zuſatze ſo wieder gegeben?" 
Behaͤlt ſich der Erblaſſer in feinem rechtsbeſtän⸗ 
— digen Teſtamente die Befugniß vor; daſſelbe Durch 
aaubßergerichtliche Auffäße zu ergaͤnzen oder abzuaͤn⸗ 
‚I. dern, und es finden ſich dergleichen im Nachlaſſe, 
dr fo haben ſie mit dem Teſtamente ſelbſt gleiche Kraft. 
| — Db.dergleihen Codicille außer der eigenhändigen 
Unterfchrift Des Teſtators noch mit andern Erfors 
derniſſen verfehen fein mülfen, hängt von den Ber 
ſimmungen ab, welche das Zeftament  dieferhalb 
euthält.* 

Allem diefem nach kann alfo die, wie es fcheint vom 
Dbertribunal angenommene Anficht des Oberlandesgerichts 
zu Naumburg, (Entfh. VIII.S. 276. 277.) daß der Ge⸗ 
feßßgeber Durch den Anhangs $,.35. ‚blos Vie Frage, ob auch 
die den WOften Theil des Nachlaffes überfleigenden Legate 
gültig ſeien, welche fih im außergerichtlichen,, aber im 
TeRamente vorbehaltenen Codicillen vorfänden, entjcheiden 
wollen, nur als irrig erjcheinen, Nitgend iſt Bine folche 
Beichränfung auf Legate aus dem die Entfcheidung'der Ges 
ſetzlomeniſſion veranlaſſenden Falle zu entnehmen; man flieht 
nicht, ob Die Vortheile, welche der im erſten Teſtament mit 
den Töchtern erſter Ehe ganz gleich gefegten zweiter Che 
Tochter ſehr gemindert worden, in der Erbquote oder im 
einzelnen Gegenfkänden beftanden, die Entjcheldung und ihre 
Gründe find ganz allgemein. 

Das Obertribunal geht (S. 279.) davon aus, daß 
Verordnungen, wie die im Anhangs$ behandelten, doch immer 
nur ald Codicille bezeichnet ſeien, die ſich von Teftamenten 


dadurch unterfcheiden, daß. in ihnen keine Erbeseinſetzung 

enthalten fei oder. enthalten fein dürfe. Es if aber eben 

Die Frage, ‚wie. fich der Begriff der Codieille näch dem Zu: 

fammenbange "der Geſetzgebung entwirkelt "Habe, und oben 

haben wir volltändige nachgewiefen, daß alle Theilungs vor⸗ 

fehriften im ausgedehnteften Sinne, wenn fie nur nicht zur 

gänzlichen Entiehung ded Erbrecht. führen, dahin ges 

hören, namentlich die Veränderung der Erbquoten. Und 

hiermit iſt allerdings das Dietum des Obertribunald S. 279 

„Es beftimmt der $. 35. des Anhangs auch nicht, 

daß dergleichen ı vorbehaltene Verordnungen eben- 

ſoviel ımd ebenſoweit gelten follen, als Teſta⸗ 

mente, jondern nur, daß fie mit den Teſtamen⸗ 

ten felbf gleiche Kraft haben follen. Das Teſtament 

bleibt Daher immer noch beſtehen; Das Codicill hat 

nur neben ihm Kraft, und die Folge davon ift 

nuur die, daß der Zeftamentserbe das Codiecill als 

: = ‚jolches, gelten laffen muß. Ein Widerruf des 

Teſtaments und der darin enthaltenen Erbesein: 

fegung kann nur durch Errichtung eined neuen 

— Teſtaments oder in der zum Teſtament erw 

' forderliden Form gefchehen ($. 572. 787. 
A. L. R. 112) — 

zu vereinigen. Die Tragweite dieſes Dieti iſt aber eine ſehr 

erhebliche, indem danach nichts entgegenſteht, dem Teſtaments⸗ 

erben die Abgabe des größten Theils der Erbſchaft an den 

un Codicill gerufenen Fideikommißerben im römiſchen Sinne 

aufzugeben, und bier nicht einmal der Schuß der Quarta, 

den das römische Recht gewährt, gegeben it. De lege lata 

wird man aber doch annehmen, daß das Eodicii zwar die 

Erbauoten der Teſtamentserben veränderen, nicht aber neue 

Erben tinfegen kann. De lege ferenda würde aber aud) hier 

nichts entgegenſtehen; kann der Zeftator in einem beftätigten 
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Codicill einem im Teſtamente nicht gerufenen Erben hundert 
Eaufende zuwenden, den Zeftamentserben den effektiven 
Vortheil der Erbeinfeßung ganz entziehen, warum follte 
das nicht auch in der Form des beftätigten Codicills durch 
neue Erbeinfegung gefchehen fünnen, wenn man einmal 
überhaupt in einem folchen beftätigten die vom Teſtament 
vorgefchriebenen Formen an fich tragenden Eodieill den wah⸗ 
ren und förmlichen legten Willen des Teſtators finder? . 
Die Wichtigkeit, Die das römiſche Recht auf den heres, der Die 
imagines majorum erhält u. f. w. legt, hat lange genug 
in unfre Gefeßgebung nachgemwirft, ed ift endlich Zeit, ſich 
davon zu emaneipiren. Will der Erblaffer, indem er förm⸗ 
lich teftirt, alle fpäter unförmlih von ihm hinterlaſſene 
eigenhändige Schriften unbedingt maaßgebend wiſſen, fo 
liegt gar fein 'vernünftiger Grund vor, ihn darin zu bes 
ſchraͤnken, zu bevormunden, zu Diftinktionen zu kommen, 
die fi) am Ende fo zufpigen, das es ſchwer wird, zu einer 
Entfheidung zu kommen. 


LXI. 


Ein einzelner Altlutheraner kann ſich nicht auf 
die Generalconceffion für die von der Gemein- 
ſchaft der evangeliſchen Sandeskirche ſich ‚getrennt 
haltenden Sutheraner vom 23. Juli 1845 be- 
rufen, bleibt alſo zu Kirchen- und Schulbeiträgen 
der evangelifchen Sandeskirche feines Wohnorts 
verbindlich. 


Rechtsfall, 
mitgetheilt 
von 


Sommer. 


Der folgende Rechtsfall wirft einen anziehenden Schlag⸗ 
ſchatten auf Öffentliche Verhältniffe der Zeit. Die Regierung 
erklärte in Folge der Reformationsjubelfeier von 1817 Die Luther 
riſche und reformirte Kirche in einer Preußifchen Landeskirche 
geeinigt, und gab durch eine gemeinfchaftliche Agende ıc. den Kitt 
für dieſe Einigung, gewiß in den redlichften Abfichten, aber Doch, 
in Schlefien namentlich, mit einiger, mehr oder minder fanfter 
Gewalt, die fich bier auf ein Gebiet verirrte, wohin ſie nicht 
gehört. Der allerdings fehr unproteftantifche Abfolutismus 
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der Regierung fand ſich aber durch Das: Bewußtſein ſeiner 
guten Abſichten gefräftigt. Nachgerade wurde aber Die ‚Ges 
walt doch zu unfanft, und als gar Die Leute in Schaaren 
auswanderten, um eigenen Glaubens zu leben, verſtand man 
ſich zur Generalconceſſion vom 2. Juli 18454 Wie: Diefe 
als bloße Duldun geztt der künſtigen verfoffuigsmäßis 
gen freien unabhängigen Stellung der evangeliſchen Kirche 
in Preußen ſich zu verhalten habe, iſt eine der vieien dornen⸗ 
vollen Frageir, die dem-Radennbetg’fdien Minifterium — höchſt 
aufgeklärt: den Pulsfchlag der Zeit fühlend, aber: auch den 
Nothwendigkeiten des Landes Rechnung tragend — zur Löfung 
vorliegen. Was nam den vorliegenden Rechtsfall betrifft, 
fo Hatte ſich in der Gegend von Erwitte — ſonſt ganz kathos 
liſch — eine Eleine evangelifche Gemeinde gebildet, aus der 
nun auch eine“ Heine evangeltiſche Schuler Hervorging. Ein 
dort wohnender finderlofer: Evangeliſcher ward. mit einem 
hohen Beitwag herangezogen, und erhob Die Verneinungsklage. 
Erſt ward die Zuftändigfeitides Rechtsweges beſteitten, aber 
vom. Competenzeonflietgerichtshofe anerlannt (ſe Min. Bl. 
von 1849 ©. 368.). In der Sache berief ſich der Kläger nun 
darauf, daß er Altlutheraner ſei, und ſich zur evangeliſchen 
Gemeinde von Erwitte nicht rechne. Man entgegnete ihm,’ 
daß er nicht nachweiſen werde, Mitglied einer altlutheraniſchen 
Gemeinde zu fein, was er aber⸗nicht für nothweudig erklärte, 
da er: ſelbſt für ſich Altlutheraner fer und bleiben könne, 
und natürlich von den altlutheraniſchen Gemeinden in Pom⸗ 
mern und Schleſien zu entſernt wohne, um räumlich mit 
ihnen zu oiner einzelnen Gemeinde ſich zu vereinigen. Im: 
beiden Inſtanzen ward er mit ſeinem Wider ſpruchs abgewieſen. 
Ob das mit der Freiheit des Individuums in der" evangeli⸗ 
feben Klrche fo gany zu vereinigen, dürfte von Manchen 
angezweifelt;auf der andern Seite aber auch) das Gemeindliche, 
was im. Geifte der hriftlichen Kirche: aller‘ Belenntniffe her⸗ 
kömmlich Tiegt , emtgegnet werden. Einem: erisfäftedenen 
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Austritt aus der evangeliſchen Kirche ohne Uebertritt zu irgend 
einer sanderen dürfte aber Doch wohl nichts Erhebliches ent⸗ 
gegnethwerden können, wenn gleich bei manchen Punkten, 
3 B. Eidesform, Erziehung der Kinder, vollends aus ger 
mifchter Chez eiwelche Verlegenheit eintreten. Non nostrum 
est 'tamtas componere lites. are F des — 
— 
— —SGruͤnde. | — 

Ders: Vorſtand der evangeliſchen Schulgemeinde zu 
Erwitte Hat ten Kläger. zur Entrichtung der Schulſteuer 
für die Jahre 1847, 1848 und 1849 herangezogen, von 
welcher derfelbe Magend eine ee mit: dem: u 
beanfprucht hat: — | 

in Rechten ———— daß vie verflagte Schul 
gemeinde nicht berechtigt fei, ihn, den Kläger, zur 
Anfbringung der Schulfteuer zur Beichaffung ihrer 
n Sihulbedürfniſſe für: Die. gedachten Jahre heranzu⸗ 

‚Heben, ‚die Verklagter auch zur Erſtattung der für 
nu. We: Jahre 1847 und 1848 bereits vonihm einge⸗ 
» 7°. sr ogenen Schuffteuer, zu verurtheilen. 

1... Dielen Antrag wird darauf gegründet, daB Kläger. 
4.ſeine Mitgliedſchaft der evangelifchen ı Kirche bes 
reitet, Altlutheraner zu fein ‚behauptet, -und als 
folcher Die — vom 23. Juli 1845 für 
ſich anruft. | 
2. aber Darauf,- daß er die Eriftenz einer öffentlichen 
evangeliſchen Schule in einer evangelifchen Kirchen- 
‚gemeinde mit — as in. Ermitte 
beſtreitet. 

Die Verklagte bat — und- um Zuruͤckweiſung 
der Klage gebeten, und nach dieſem Antrage iſt denn auch 
die. Entſcheidung des Kreisgerichts zu Lippſtadt vom 1. März 
1850 an⸗gefallen· Klaͤger hat Appellation und auch die 


—— 


Nichtigkeits beſchwerde, wie ausdruͤcklich angegeben iſt, Dagegen 
eingelegt, die Beſtaͤtigung des 1. Urtels tonnte — tei⸗ 
nem; ‚Bedenken: unterliegen. 

Zufolge der zu den Akten gehündgenn Berfügung ' der 
Königl. Regierung zu Arnsberg vom 20. Februar 1847 ſteht 
es feſt, daß die bis! dahin zu Erwitte beſtandene evangelifche 
Privatſchule, zu einer dergleichen öffentlichen Schule erhoben 
iſt; zum Ueberfluſſe ift in dieſem Erlaffe'ausgedrüdt, daß 
die evangeliſchen Vewohner zu Erwitte fortan keine Beiträge 
mehr zu der katholiſchen Ortsſchule zu leiſten, ſondern ledig⸗ 
lich für das Beſtehen ihrer Schulen zu ſorgen haben. Einer 
Publitkation dieſes Erlaſſes, der feinem Anſpruch darauf macht, 
ein Geſetz zu ſein, bedurfte es nicht, auch iſt die Königl. 
Regierung diejenige Behörde, welche nach der Inſtruktion 
vom 23. Oktober 1817 $. 18 in dieſer Schulfrage zu befinden 
hatte.’ - Die vom: Kläger bezogenen $$. 25. und 26. Zit. 6. 
Ps II. Ldr, ſtehen nicht entgegen, da in ihnen nur allgemeine 
Grundfäge über die Rechte und: Verhältniffe der. Korporationen 
aus Gemeinden. audgefprochen find. ih 
3: , Die Verbindfichkeit, zur Unterhaltung: ve Schule beis 
jutragen, iſt in den $$."29. 30. 31. 34. Zit 12. Thl. II. Cor. 
fefigeftellt; nach F. 29; follen. alle Hausväter jeden Ortes, 
ohne Unterfchied, ob fie Kinder Haben oder nicht, und ohne 
Unterſchied des Glaubensbefenntniffes, dergleichen Beiträge 
zu leiften verpflichtet fein; find jedoch, ‚Heißt es im $. 30. 
weiter, ‚für die. Einwohner verfhiedenen. Glaubensbekenntniſſes 
an einem Orte mehrere Schulen errichtet: fo iſt jeder Ein: 
mwohner nur zur Unterhaltung. des Schullehrerd von feiner 
Religionsparthei, beizutragen: verbunden. 

137: Wenn fih nun der Kläger deshalb. feiner Beitrags: 
pflicht zur ‚Unterhaltung der: evangelifhen Schule entziehen 
zu können glaubt, weilsser: ein ſog⸗ Altlutheraner fei, und 
ihm als ſolcher Die Generalkonzeſſion wom : 23. Juli 1845 
zu Statten komme, fo befindet er. fich. im Jrerthume; Diefe 
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Konzalon ertheilt denjenigen: lutheriſchen Unterthanen, welche 

ſich von: der Gemeinſchaft der ſeit 1817 umirten Landeskirche 
getrennt halten, im Snterefje der — bürgerlichen 
Ordnung die Befugniß⸗ 


zu befonderen ——— zuſammenzutreten, 


welchen die Rechte einer moraliſchen Perſon beige 


"da 


legt werden; — fie trifft Anordnungen über die 


Anſtellung und Qualififation: der Geiſtlichen, über 
Führung ‚der Geburts>,: Trauangss und Gterber 


segifter umd beſtimmt endlich im Artilel 10 woͤrtlich: 


imn Auſehung der Verpflichtung zw. den aus det 
=, Parochialverbindung fließenden: Laften und Ab 


gaben foll auch bei den, fich von der evangelifchen 
- gandesfirche getrennt haltenden, Lutheranern die 
Vorſchrift des S. 261. Tit. 11. TH. TE, Lot. zut 


Anwendung kommen, foweit nicht nach Provin⸗ 


zialgeſetzen oder befonderen Herkonmmen, detglel⸗ 
xchen Abgaben auch von Nichtevangeliſchen an 
evange liſche Kirchen oder Pfarreien und umge⸗ 
kehrt zu entrichten find, gur Enirichtung des 
s Behntens follen Die gedachtes Lutheraner, wenn 
dio zehntberechtigte Kirche oder . Pfarrei. eine 


evangeoeliſche iſt, überall verpflichtet bleiben, wo 


die Zehnwpflicht ſich nach der Kann ” 
Zehnepflichtigen beſtimmt. Er 
2 bier bezogens $. 261. Di. 11. Th. 19 sem 
‚aber wörtlich: . © . . — 
doc) ſoll Riemand bei einer Porochiallirch-, von 
einer andern, als derjenigen Religionspatihei, 
Ju welcher er ſelbſt ſich bekennt/ zu Laſten oder 


Abgaben, welche aus der Parochialverbindung 


fließen, angehalten ‚werden; wonn er gleich im 


dem Pfarrbezirle woat,‘ Re — darin 


beſitzt. Oa 


— 657 — 


In der Anwendung auf den Klaͤger, als angeblichen 
Altlutheraner, ſagen dieſe Geſetze alſo nur: daß derſelbe im 
Mangel eines beſondern Herkommens ꝛc. zu Laſten oder Abs 
gaben, welche aus der Parochialverbindung fließen, an die 
esangelifche Parochiallirche zw Erwitte nicht angehalten wers 
den folle, — in dem vorliegenden Falle Handelt e3 fi nun 
aber. gar nicht um Abgaben an Die evangelifche Kirche zu 
Ermwitte, fondern um Beiträge zur Unterhaltung der evanges 
lichen Schule und die Verpflihtung zur Entrichtung diefer 
Beiträge, iſt nach $. 29. Tit. 12. Thl. IE. Ldr. ganz unab⸗ 
bängig vom. Glaubensbekenntniſſe. 

Der bereits oben allegirte F. 30. eod:, wonach jeder 
Einwohner nur zur Unterhaltung des Schullehrers von feis 
ner Religionsparthei beizutragen verbunden fein fol, wenn 
für die Einwohner verfchiedenen Glaubensbekenntniſſes an 
einem Orte ‚mehrere gemeinen Schulen errichtet find, — 
könnte den Kläger daher bier nur in dem Yale fchügen, 
wenn eine altiutherifche Schule in Ermwitte beſtaͤnde. Dies 
iſt jedoch nicht der Ball, und damit die Frage entfchieden. 

Adgefehen hiervon befindet fich der Kläger überhaupt 
in einem Irrthum, wenn er die Generaltonzeffion für fich 
anruft; Diefelbe gibt den Altlutheranern, fofern fie zu bes 
fondern Kirchengemeinden zufammentreten, verfchiedene ſpe⸗ 
ciell aufgeführte Befugniffe, jet alfo deren korporative Vers 
einigung in Kirchen voraus; der Kläger will num zwar 
feiner religiöfen Weberzeugung und alfo vermuthlich auch 
feinem laubensbefenntniffe nad), zu den Wltlutheranern 
gehören, — und die Gewiſſensfreiheit If} ihm völlig unver⸗ 
ſchräͤnkt; allein er erklärt felbft, daß es ihm unmöglich ges 
weſen, Mitglied einer altlutherifchen Kirchengemeinde zu 
werden, weil er nicht nach Schlefien oder Pommern babe 
auswandern wollen; er if alfo nirgends Mitglied einer alts 
Iutherifchen Kirchengemeinde, und wenn daher die Generals 
Fonzeffion keine Anwendung auf ihn findet, fo kann er in 

zıv. Jahrgang. 48 Heft. 41 


. 
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feinen Berhältniffe zu den beiden in Erwitte befiehenden 
Schulen, nur der evangelifchen Schule daſelbſt beitragspflich- 
tig fein, weil die evangelifche. oder proteftantifche Kirche, 
wenigftens feit dem wefphälifchen. Frieden, ſowohl die An⸗ 
hänger der Augsburgifchen Konfeſſion, ald Diejenigen: des 
Slaubensbefenntniffes der Reformirten in ſich begreift, und 
die im Jahre 1847 in Preußen herbeigeführte Union diefer 
beiden Kirchengefellfchaften, eben nur eine noch nähere Vers 
einigung Dderfelben zu Der evangeliſchen Landeskirche ift. - 

Wenn der Kläger, wie er bisher gethan zu haben bes 
hauptet, zu der Unterhaltung der katholifchen Schule in Er⸗ 
witte fernerbin beitragen will, fo ift ihm das völlig unver⸗ 
wehrt, da die Verklagte ganz richtig bemerkt, daß es ihm 
unverfchränft bleiben muͤſſe, Geſchenke zu machen; der evans 
gelifhen Schule ift er aber zu Beiträgen behufs ihrer Un⸗ 
terhaltung verpflichtet, und da es hier mur darauf ankommt, 
über den Grundfaß zu erfennen, fo iſt es völlig gleichgüttig, 
ob unter der von ihm geforderten und eingezogenen Schuls 
ftener pro 1847 nod) ein Koftenbeitrag für 1%/, Monat aus 
dein Jahre 1846 fledt, wo Die mehrgedachte Schule noch 
eine reine Privatanftalt gewefen; — in diefem Verfahren ift 
nur die Frage über die Entrichtung der Schulfteuer ftreitig, 
und von einer folchen läßt ſich nur bei einer Öffentlichen 
Schule reden. 

Aus diefen Gründen war das erfie Urtel überall zu 
beftätigen und in Folge deffen. mußten dem Appellanten nach 
$. 6. und 49. ir. 3.1.9. ©. DO. die Koften diefer Ins 
ftanz nebft 2 Thlr. Succumbenzſtrafe auferlegt werden. 

Urkundlich ꝛc. ıc. 
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LA. 


Es wird vermuthet, daß ein während rechtsver- 
jährter Deit beharrlih von einer Gemeinde 
ausgeübter Befitz auch von der Gemeinde er— 
gtiffen worden. | 


jr Erörterung 


von 


Sommer. 


In der Frage uͤber den Beſitz der Gemeinden ſind 
ſchon verſchiedene Anſichten des Obertribunals kund geworden. 
Früher nahm daſſelbe an, daß gemeinrechtlich Corporationen 
und Gemeinen nur durch ihre Stellvertreter, Vorſteher und 
Beamten Beſitz ergreifen können. Bei Sachen und Rechten, 
deren Benutzung den einzelnen Gemeindegliedern zuſteht, 
mußte das Naturwidrige einer ſolchen Annahme einleuchten. 
Im Plenarbeſchluſſe vom 2. Mai 1842 ward angenommen, 
daß bei folchen Gegenftänden die Befig-Ergreifung auch durch 
die Gemeinde-Mitglieder in ihrer Gefammtheit oder Majoris 
tät gefchehen könne. (Entſch. VIII, 5 ff.) Gegen diefe 
Annahme erhob fih Piners N. Archiv VIII, 457 ff., er 
wies nach, daß in den meiften Yällen u Majorität 
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nach der Natur der Sache nicht einmal denkbar ſei z. B. 
wenn es ſich um ein gewöhnlich nur von wenigen Bürgern 
ausgeübtes, Jagdrecht oder um ein Recht auf Bauholz 
gegen die Yorfttare bei Neubauten handele, wo doch 
immer der Einzelne, der ald Bürger das Holz fordere und 
erhalte, Dad ganze Recht der Corporation vermöge Des ihm 
verfaffungsmäßig zuftehenden Nutzungsrechts geltend mache. 
Das Appellations= Gericht zu Arnsberg: fchloß fih dem in 
der Enticheidung über den Beſitz eines Gemeinde⸗Jagdrechts 
(N. Arch. XII, 256. 57) an, das Öbertribunal widerfprad) 
aber (S. 262. 263.) 

Eine nahe liegende aber doch andere Frage iſt hinge⸗ 
gen die, ob nicht aus einem dem Richter erkennbaren Beſitz⸗ 
ſtande der Gemeinde während rechtöverjährter Zeit rechtlich 
vermuthet werden müfle, Daß Diefer Beſitz feiner Zeit von 
den Vorfiehern oder von der Geſammtheit oder Mas 
jorisät der Gemeinde ergriffen’ worden. Hierüber haben 
wir noch feine Obertribunalss Entfcheidung, können aber bald 
eine erlangen. In Sachen der Gemeinde Helminghaufen 
gegen Freiherrn von Droſte⸗Padberg war ein feit rechtövers 
jährter Zeit fortgefeßtes Weiden der Gemeindeheerde im Grunds 
Rüde des Fh. Padberg nachgewiefen, das Kreis» Gericht 
Brilon wies aber am 14. Nov. 1849 die Gemeinde ab, weil 
ohne Nachweis des Auftrags die Befishandlungen der Hirten, 
die nicht Repräfentanten der Gemeinde feien, vielmehr nur 
im Verhältnig eines Gefindes zu ihr ftänden, der Klägerin 
jur Ermwerbung eined Verjährungäbefiges nichts nützen. — 
Das Arnsberger AppellationsGericht änderte Died Erkennt 
niß am 13. Juli 1850 ab, indem es Dad Huderecht, theils 
unbedingt, theild unter Vorausfegung eines Erfüllungs⸗ 
Eides zuerkannte. 

In den 

| Gründen 

ward bemerkt: 
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„Die ungeſtörte öffentliche freie Ausübung der Hude 
berechtigt aber zu der nah F. 13. Thl. I. Tit. 22. A.L. R. 
erforderlichen Annahme, daß die flreitige Befugniß als ein 

‚der Gemeinde Hellminghaufen wirklich zuftehendes Recht 
ausgeübt worden if. Es bleibt Daher nur die Frage zu bes 
antworten: ob aus den von ihren Hirten vorgenommenen 
Befißhandlungen der Elagenden Gemeinde ein Recht hat ers 
werben werden fünnen? Dieſelbe ift aber aus folgenden’ 
Gründen zu bejahen. Muthmaßlich übt der Gemeindehirt 
Diejenigen Hiütungsrechte aus, welche der Gemeinde zuftehen, 
und es bedarf bei jeder einzelnen Anftellung eines Gemeindes 
Birten nicht einer jedesmaligen ausführlichen Anweifung der 
Diftrikte, wo? und der Grenzen: bis wohin? er die Gemeis 
deheerde hüten fol. Die Begründung der Gemeindehude 
fleht durch die bisherige Ausübung fe, Der Eine Hirt bes 
kommt fie fillichweigend von feinem Vorgänger, in feiner 
Anftellung liegt die Verpflichtung, Die Gemeinderechte und 
Vortheile in dem bisherigen Maaße auszuüben und zu wah— 
ven, eines fpecielleren Auftrags, als in feiner Anftellung an 
fich liegt, bedarf es nicht, feine Befißhandlungen berechtigen 
reſp. verpflichten Die Gemeinde in dem, vorliegend zweifellofen 
Falle, daß dieſelben ftet3 öffentlich ftattfanden, unbedingt zur 
Kenntniß der Gemeinde kamen, von ihr nie unterfagt, folg⸗ 
Lich Frillfchweigend genehmigt worden find. Diefe Annahme 
wird unterftüßt Durch das wenigftens einigermaßen glaubwürs 
dige Zeugniß von 9. Knuſt, welcher fagt, daß, als fein 
Vater gegen Das Jahr 1800 von den Vorfichern Bercdens 
Hauer und Wifche in Gegenwart der meiften Gemeindeglieder 
zum Kuhhirten gemiethet und von den Anwefenden als folcher 
angenommen wurde, der Vorfieher demfelben die Grenzen 
des Huderevierd angewiefen und namentlich gefagt habe: die 
Grenze am Cifenberg gehe bis an die Werbel.* 

Hier wird alfo an den Richter eine nicht alltägliche 
Anforderung gemacht. Er fol daraus, daß ein Zuftund ihm 


! 
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feit rechtöverfährter Zeit aid beftebend erfcheint, vermutben, 
daß er auch entſtanden, daß der Befis, den die Gemeinde 
offenbar fortgefe st hat, auch von ihr in ferner Zeit er- 
griffen worden. Davon fagen allerdings die Gompendien 
nichts, fo wenig als die dDürren Paragraphen unfrer Geſehz⸗ 
und Prozeßbücher. Aber dennoch kann fich ein kordater 
Richter der Gewalt einer folchen Thatfache auf feine Leber 
jeugung nicht erwehren. Gehen wir doch etwas aus unfrer 
GSelehrfamfeit ind grüne Leben hinaus! Es wird faſt nie . 
erwiefen werden können, daß eine ehrfame Bürgerfchaft oder 
ihe Vorftand mit den Quadrupeden binausgegangen und 
erflärt haben, Hiermit Befiß von einem Huderechte ergreifen 
zu wollen. Wo eim folcher Beweis noch denkbar, wird eö 
auch am nachweisbaren, die Verjährung unnöthig machenden 
Rectstitel, auf deffen Grund es gefchehen, nicht fehlen, oder 
aber dad Rechtöwidrige der Befiß-Ergreifung, Die Abweſen⸗ 
heit eines redlichen animus fofort klar fein. Die unendliche 
Mehrzahl der Fälle ift Die, daß in grauer Vorzeit dad Recht 
und der Befis entftanden, der Seßtzeit aber nichts als die 
Ueberjeugung des Rechts und die Thatfache des fortgelegten 
Beſitzes überliefert worden. Hier erfcheint nun allerdings 
der Gemeindehirt ald Repräfentant bei der Fortfeßung des 
Befiges, obgleich bei der Ergreifung zweifelsohne die Ge 
meinde in ihrer Voll⸗ oder Mehrzahl, oder durch ihre Bor 
fteber gehandelt, was aber nicht mehr nachzuweiſen. Wenn 
irgend, fo muß bier die Analogie der unvordenklichen Ver 
jährung den Richter leiten. So wie dort aus dem feit um 
denflicher Zeit beftehenden Zuftande vermuthet wird, daß er 
dereinſt rechtlich entftanden, fo kann man aus einem ſchon 
alten Leuten erfcheinenden fortgefesten Befige auch 
vermuthen, daß Diefer angefangen. Wenn z. B. L. 3. 
$. 4. de aqua quot. (43, 20) fagt; „„Ductus aquae, cujus 
origo memoriam excessit, jure constituti loco habetur“, ſo 
laßt daſſelbe Gefeß Der Natur und nicht zweifeln, daß was 
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beſteht, auch ent ſtanden. So wie die römiſchen Pans 
dektiſten auch ohne Geſetz die unvordenkliche Verjährung ans 
erfannten — wobei, ob Diefelbe, wie dv. Savigny Syſtem des 
heut. rom, R. Bd. IV. ©. 484. ff. behauptet, auf publicis 
ftifche Verhaͤltniſſe, was wir fehr bezweifeln, zu befchränten, 
hier nicht zur Erörterung kommen kann — fo müffen aud) 
unfere Suriften, deren Beruf ift, die Rechtöwiffenfchaft zu 
ihrer naturgemäßen Höhe zu erheben, hier anerkennen, was 
die Natur der Sache gebietet. "Nirgend ift dem Nichter vers 
boten, aus einer Thatfahe — hier dem beftehenden Beſitz⸗ 
ande der Gemeinde — auf ihren Urſprung, Etwerb des 
Beſitzes durch die Gemeinde, zu ſchließen, dadurch Ueberzeu⸗ 
gungen zu erlangen und darnach Recht zu ſprechen. Ob ſol⸗ 
hen Anſichten beſchieden iſt, in der höchſten Inſtanz durch⸗ 
zudringen, werden wir ſeiner Zeit mittheilen. 


LXIII. 

Der dritte Befitzer haftet, und nur für 2jährige 
N,Näückſtände von eingetragenen Beallaften und 
Bapital - Binfen. 

Rechtsfall, 
mitgetheilt 
von 
Sommer. 


Mi Bezug auf die theilweiſe entgegengeſetzten Ent⸗ 
ſcheidungen III. 495— 500 XII. 33 — 440 theilen wir die 
vorliegende fehr begründete Entfcheidung mit. 


* 


Im Namen des Könige! 


In Sachen des Euſtach Kötting und Peter Limper 
za Eruberg, Verklagte und Appellanten, wider den Grafen 
von Fürftenberg zu Herdringen, Kläger und Appellaten, hat 
der Civil-Senat des Königlichen Appellationsgerichts zu 
Arndberg in der Sitzung vom 6. Juli 1850, an welcher 
die Appellations⸗ Gerichts: Räthe Rintelen, Schmidt, Stüns 
dei, Schulz und der O. L. ©. Affeffor Weſtermann Theil 
genommen haben, den Alten gemäß für Recht erkannt: 


daß das Erkenntniß der erſten Abtheilung des. Kö⸗ 
niglichen  Kreisgerichts zu Dlpe vom 26. März d. 
5 dahin abzuaͤndern: 
daß Verklagter nur ſchuldig die Subhaſtation 
der Grundſtücke Flur II. M 116/,,. 117/20 
39. 42. 48/,. 74. 75. 79e 113., Flur II. 
X 42. 43. 44. 64. 71. 77. 79. 81. 95. 96. 
98. 102. .109. der Steuergemeinde Rahrbach 
für die feit dem Jahre 1846 einfchließlich fällig 
gewordenen Abgaben, ‚beftehend jährlich in 10 
Thl. 6 Sgr. 7 Pf., 317, Pfd. Butter, 1'/, 
Hufe und 2/, Loth . Pfeffer, welche leßtere 
Naturalabgabe jedoch dem !/,, Zufag und ?/, 
Abſatz unterliegt, fo wie die Subhaftation der 
ſelben Grundſtücke mit Ausnahme von Flur II 
M 113. und Flur IH. AS 109 zum Zweck 
der Befriedigung des Klägerd wegen eines Kas 
pitald von 50 ZHL gemein Geld in 24 Guldens 
fuß, nebſt rüdftändigen Zinfen feit dem 23. 
Juli 1845 zu erleiden, oder nad) ihrer Wahl 
den Kläger wegen der erwähnten Anfprüche zu 
befriedigen, Kläger dagegen mit der Mehrfordes 
rung abzumweifen und Die Koften beider Inſtan⸗ 
jen zu compenfiren. 


Von Rechts Wegen. - 
Gr a ude. 


Auf dem aus den oben erwähnten Parzellen beſtehen⸗ 
den Gute ded Peter Stinn zu Gruberg haftet zum Beften 
des Klägers ald Befigers des Guts Burgholdinghaufen laut 
Hypothekenbuchs 

1. die in tenore sententiae re Geld» und Natu= 
ralabgabe, — 
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2. mit Ausnahme der nicht verpfändeten: Parzellen Flur 
II. 6 113. und Flur III. M 109 eine Tarlehns⸗ 
forderung des Grafen von Fürftenderg ad 50 hir. 
gemein Geld in 24 Guldenfuß gegen 5%, Zinfen 

laut Obligation vom 23. Juli 1820, 

Peter Stinn erkannte in der notariellen Verhandlung 
vom 7. Auguft 1845 am, daß er für- nicht berichtigte Kolo⸗ 
natögefälle den Betrag von 192 Thlr. 27 Sgr. 8 Pf. und 
an ruͤckſtändigen Kapitalszinſen den Betrag son 17 Thl. 4 
Sgr. dem Grafen von Fürftenberg verſchulde, verzishtete auf 
den Einwand der Verjährung und verfprach baldige Berich⸗ 
figung der von ihm anerkannten Schul. 

Ohne jedoch-feinem Zahlungsverfprechen nachzukommen, 
verfaufte er mittelſt nötariellen Vertrags som 3. Januar 
1846 fein Gut an die beiden Verklagten, welche die auf dem 
Gute haftenden Reallaften und die für den Grafen von 
Fürftenderg eingetragene ger ad 50 Zhlr gem. 
Geld übernahmen: 

Diefer ift hierauf gegen die jetzigen Befiger des Guts 
mit der Hypothekarklage aufgetreten. Et verlangt nicht al⸗ 
lein Befriedigung wegen ſeiner Kapitalforderung ad 50 Thl. 
gem. Geld, ſondern auch wegen der von Dem Vorbeſitzer an⸗ 
erkannten Schuldforderung wegen rückſtaͤndiger Kolonatsge⸗ 
fälle und Kapitalszinſen, fo wie Befriedigung. wegen der 
fpäter fällig gewordenen Renten und Zinfen nebft Zinfen von 
den fällig gewordenen Kolonatögefällen feit dem 25. Yebr. 
1846. Er behauptet unter Eidesdelation, Daß den Verklag⸗ 
ten ?/, Jahr vor Anftellung der Klage — liquidirte 
Forderungen gekündigt ſein. 

Verklagte haben beſtritten, daß fie für Die Rücftände 
ihres Borbefigers mit ihrem Gute haftbar fein, ihr Gut 
bafte nur für die Rente als folhe und für die während ih⸗ 
rer Bofißzeit fällig gewordenen Abgaben. Dieſe feien zwar 
nicht eingefordert, fellten aber auf Verlangen berichtigt 


werden. Goventuell feien die vor dem Jahre 1844 liegenden 
Abgaben verjährt. Was das Kapital ad 50 Thlr. gem. Geld 
betreffe, fo beftehe für fie nur die Verpflichtung , daſſelbe 
nebft Zinfen vom 3. Januar 1846 an den Kläger zu zah⸗ 
len; für ältere: — ſei ihr wu ebenfalle nicht 
verhaftet. 
Die erſte Abtheilung des Königlichen Kreisgerichtd zu 
Olpe hielt Die Klage nur infoweit für unbegründet, ald Dies 
felbe auf Zinfen von eingeflagten Renten und auf Zinfen 
von Zinfen gerichtet war, nahın Dagegen auf Grund der im 
A. L. R. Thl. I. Fit. 2. $. 137. Thl. 1. Zit. 19: $. 7,, 
TH. I. Tit. 2. $. 82%: und $. 492. enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen Die angeftellte Realflage in Betreff. aller übrigen 
Anfprüche des Klägers als begründet an, verwarf ferner den 
von den Verklagten eventuell vorgebrachten Einwand ver 
Verjährung wegen des vom Vorbefiger der Verflagten abge: 
gebenen Anerfenntniffes und Zahlungsverfprechens, und vers: 
urtheilte Demigemäß unter der oben erwähnten Modifikation 
wegen Zinfen von Renten und Zinfen von. Zinfen  mittelft- 
Erfenntniffes vom 26. März; 1850 die Vertl. nach dem Kla⸗ 
geantrage. 
Die Verklagten haben appellirt. Unter Wiederholung 
des bereits in erſter Inſtanz Vorgebrachten beſchweren ſie ſich 
1. darüber, daß fie für die bis zum Jahre 1845 ercl. 
mit 203 Thlr. 4 Ser. 2 Pf. berechneten Kolonats⸗ 
gefälle mit ihrem Gute aufkommen follen. - Sie has 
ben deshalb beantragt, unter . Aufhebung des erften 
Erfenntnifjes fie von der auf Zahlung der vor 1846, 
eventuell vor 1845. verfallenen. Renten — 
Klage zu entbinden. Ihre 
2. Beſchwerde befieht darin, daß fle verurtheilt find, für 
die bis zum 23. Juli 1845 verfallenen Kapitalszinfen 
ad 19 Thlr. 3 Sgr. 3 Pf. mit ihrem Gute zu haf⸗ 
ten. Die rüdftändigen Zinfen ſeien beim Kaufe nicht 
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übernommen und bis zum 3.-Suli 1844, da eine 

Eintragung nicht ſtattgefunden, verjährt. Beantragt 

iR, das erſte Erkenntniß, infofern darin dem Ver 

klagten die Kapitalszinfen bid zum 25. Juli 1845 zur 

Laft gelegt fein, aufzuheben. Endlich ift 

3. die Rompenfation der den Berklagten aufgelegten Kos 
fen verlangt. Kläger und Wppellat beruft fich dage⸗ 
gen auf die Entfcheidungsgründe des erſten Richters 
und bittet um Befätigung des erfien Erkenniniſſes. 

Die von den Verklagten erhobene Appellation war in 
jeder. Beziehung begründet. 

Unter den gemeinrechtlichen Rechtslehrern beſtand von 
jeher ein Streit darüber, ob für verfallene Gutsabgaben nur 
der Befiger des Guts perfönlich hafte oder ob Das Grunds 
Rück ſelbſt als verpflichtetes Object zu betrachten fei und dems 
gemäß der jedesmalige Beſitzer für diefe Abgaben ſowohl 
pro futuro als pro praeterito tempore wit dem Grundfüde 
auflommen müffe. Im Preußifchen Landrechte ift Die Con⸗ 
troverfe auch nicht entfchieden. Die im I. =. Tit. 2. $. 
137. enthaltene Beſtimmung: 

Dingliche Rechte auf die Sache koͤnnen von dem Be⸗ 

rechtigten gegen jeden, in deſſen Gewahrſam, Beſitz 

oder Eigenthum die Sache kömmt, ſo lange das 

Recht dauert, ausgeübt werden, 
laͤßt ſich auf rückſtaͤndige gutsherrliche Praͤſtationen nicht 
anwenden. Das Recht auf die Leiſtung ſolcher gutsherrlichen 
Abgaben beruhet auf einem obligatoriſchen Verhältniſſe, 
welches den Befiger eines Grundſtücks zu deren Entrichtung 
verpflichtet. Wenn deshalb das Grundftücd auf einen drit 
ten Befiger übergeht, fo tritt er noch nicht von felbft in das 
obligatorifche Verhaͤlimniß ſeines Worbefigerd ein. Gleiche 
Bewandniß hat es mit den verfallenen Zinfen eines einges 
tragenen Kapitald. Der jedesmalige Befiger haftet unbes 
denflich file die während feiner Befigzeit fällig werdenden 
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Zinfen. Denn fein Grundftüd haftet ald Hypothek für Kas 
pital und Zinfen. Die vor feiner Befiszeit fällig geworde⸗ 
nen Zinfen find nur in ſoweit Dinglich, ald der Gläubiger 
die Befriedigung aus dem Grundfüde gefeglich verlangen 
kann. Diefes kann, ausgenommen den Fall, wo die Rüds 
fände als folche im Hypothekenbuche eingetragen wurden, 
auf Grund der A. ©. DO. Thl. I. Fit. 50. $. 150. nur 
für einen zweijährigen Zinsrüdftand angenommen werden, 

Denn wenn im Goncurfe zweijährige Zinsrückſtände in 
derfelben Klaffe, worin das Hypothefarifch eingetragene Kapi⸗ 
tal zu ſtehen kömmt, zuerfannt werden müffen, fo ift hier- 
durch anerkannt, daß zweijährigen Zinsrüdftänden eine ding» 
lihe Natur zuftehe. Derſelbe Grundfag if in der A. G. 
O. Thl. I. Tit. 50. $. 357. und $. 492. auf einen zweis 
jährigen Rüdftand gutsherrliher Gefälle und Abgaben ans 
gewendet. Denn wenn zweijährige Rüdftände diefer Abgar- 
ben aus der Immobilarmaſſe vorzugsweife gededit werden 
follen, fo muß man folgerecht auch annehmen, daß diefes 
vermöge der ihnen vom Gefege beigelegten dinglichen Natur 
geſchehe. 

Für die dingliche Natur eines mehr als zweijährigen 
Rückſtandes fpricht aber kein Gefeß, indem die im U, L. R. 
Thl. I. Zit. 2. $. 182. und Thl. I. Tit. 20. $. 482. ent 
baltenen Beftimmungen die hier in Rede ftehenden Fragen 
gar nicht berühren. Es kann deshalb auch nur angenommen 
werden, daß Verkl. mit der dinglichen Klage nur für einen 
zweijaͤhrigen Rückſtand refp. für Diejenigen Zinfen und Ges 
fälle in Anfpruch genommen werden können, welche erſt feit 
ihrer Befißzeit fällig geworden find. Hätte Kläger gleich 
nach Erwerb des Guts durch die jegigen Verklagten im 
Jahre 1846 gegen diefelben auf Entrichtung zweijähriger 
Rüuͤckſtaͤnde Klage erhoben, fo würde Diefelbe in Betreff der 
Abgaben und Zinfen ex annis 1844 und 1845 begründet 
gewefen fein. Seine jeßige Klage kann ebenfalld nur in 
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Beziehung auf einen zweijährigen Rückſtand vom Tage der 
infinuirten Klage zurüdgerechnet refp. auf die während der 
Beſitzzeit der jeßigen Verklagten fällig gewordenen gutöherr: 
then Präftationen und Kapitalszinfen als begründet erach⸗ 
tet werden. 

Deshalb würde nur auf Enteichtung des Kapitald ad 
50-THl. gem. Geld nebft ‚Binfen feit dem Jahre 1846, fo 
wie auf Zahlung der“ Gefälle feit dem Jahre 1846 zu er 
fernen gewefen fein, wenn nicht in Betreff der Kapitalszin⸗ 
fen die Appellanten ausdrüclich erklärt hätten, daß ihre 
Befchwerde darin beftehe, DaB fie auch nach dem erſten Er- 
fenntniffe für die bis zum 23. Juli 1845 verfallenen Zinjen 
mit ihrem Gute haften follen. Ueber eine Verurtheilung zur 
Zahlung von Zinfen feit dem 23. Juli 1845 haben fich da⸗ 
Her Verl. nicht befchwert*), und mußte deshalb — Zeit⸗ 
punkt maaßgebend ſein. 

Die ausgeſprochene Koſten⸗Compenſation rechtfertigt 
ſich durch F. 6. der A. G. O. Thl. J. Tit. W. und war 
deshalb überall, wie geſchehen, zu erkennen. 

Urkundlich ꝛc. ꝛc.. 


*) Wohl, weil dieſe erſt mit dem 23. Juli 1846 erſielen, 


. bier aber der Appellant ſchon Befiger war. 
Dr. Sommer. 
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LXIV. 


Organ für dentfches Gemeindewefen. Heransgege- 
ben von einem Verein von Gemeindebeamten 
unter Verantwortlichkeit der Verlagshandlung. 
Band I. Seipzig, Mombergs Verlag g. 8. 480. 
— 21 Chlr. | 

Recenf tom. 
‘yon 


Sommter. 


Die vorliegende Zeitfehrift „will fih nicht auf den 
Kampfplag, der über das Geſchick der Völker entfcheidend 
fein ſoll, hinausbegeben, ihre Aufgabe ift, fich zurüchjuziehen 
in. den engeren Verband zufammenwohnender Familien im 
Gemeindeleben.’ — Wenn viele entſchiedene Freunde des 
Volkes bei. der nicht eben erfreulichen und ermuthigenden 
Lage der Gegenwart an keine andere Beſſerung, ald an die 
"aus Strömen von Blut emporfleigende glauben und das 
‚Schwert geeigneter finden, ald das Wort, die Wiedergeburt 
der Volköfreiheituherbeizuführen, wollen. die Herausgeber die 
Ideen des Rechtes und der Freiheit und des allgemeinen 
Wohlftandes durch Ausbildung des Gemeindeweiens, durch 
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das Streben nach einer vielſeitigeren und tieſeren Bildung 
der Klaſſen des Volkes, die ſie nur in der engeren Gemeinde 
und durch ſie empfangen können, zu verwirklichen ſuchen. 
Sie halten die höchſte Vollkommenheit des Gemeindeweſens 
für die beſte und unerſchütterliche Grundlage eines freien 
Rechtsſtaates. Das haben auch die Lenker der Staaten nicht 
verfannt. Dennoch aber find fie häufig gnug vor den Fol⸗ 
gen diefer Erkenntniß zurückgetreren, und was den Gemeins 
den Schäßenswerthes und Annehmbares aus ihrer Hand ges 
boten wurde, das gewährte man ihnen nicht um ihrer ſelbſt 
willen, fondern immer in Rüdficht auf die vermeintlichen 
höhern Zwede des Staates. Daher überall zugleich jenes 
ängftliche Zurückhalten, überall noch jene Ängftliche Bevor: 
mundung und nirgends freie volle Bewegung. Der Weg 
der Herausgeber fol ein anderer fein, ehe der Staat war, 
war die Gemeinde (?) und wie fie nicht weniger, als. jener, 
um ihrer felbftwillen vorhanden iſt und des eigenen feiten 
- Beftandes bedarf, ehe fie Tem Staate dienen kann, faffen die 
Herausgeber fie zugleich ald Selbfijwed auf. Wo man bis 
jegt nur eine Vereinigung der Gemeinden für den Staats⸗ 
zweck kannte, foll ihr Beftreben dahin gerichtet fein, auch 
-ein Band für ihre eigenen Zwede unter ihnen zu Inüpfen, 
und der Gewinn, der dem Staate daraus entfprießt, wird 
größer fein, ald ihm einfeitige und felbftfüchtige Auffaffung 
des Staatszweckes zu erzeugen vermag u. f. w. Die Heraus 
geber wollen nun ein Organ hervorrufen, deffen nächfe 
Aufgabe, die Gemeindeverwaltung in ihrem ganzen Umfange 
und in allen ihren Zheilen zu erfaflen, Vorſchlaͤge zu deren 
Hebung an die Hand zu geben, wahrgenommene Mängel 
und Gebrechen in derfelben aufzuhellen, den Mitbürgern den 
Werth ihrer gemeinbürgerlihen Rechte und Pflichten zur 
Anfhauung zu bringen, fie von der Krankheit des Teidigen 
Indifferentismus, der (?) die Derwidelung der  Weltlage 
unſres deutſchen Vaterlandes erzeugt hat, zu heilen, ihnen 
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die Wege zur Erlangung vollkommener Selbſtſtändigkeit nach 
Unterdrückung des überall ſich fundgebenden Bevormundungs⸗ 
ſyſtems anzubagnen, die Mittel zur Hebung ihres materiel- 
len Wohlftandes aufzufuchen und alle Hinderniffe, wo und 
wie fie fich immer finden, zu befümpfen und zu. befeitigen. 
DieiGemeindeverfaffungen in Preußen „Baiern, Sachen, 
Baten u. f. w. haben ungeachtet ihres weiten Abweichend 
von dem Ziele eines vollsthümlichen Gemeindelebens einen 
fruchtbaren Boden geichaffen, auf dem fihweiter.bauen läßt. 
Die Herausgeber wollen mit allen Kräften die fih bei eins 
zelnen Staaten fund gebende Neigung, die Gemein deverfaſ⸗ 


fung im freien und ſelbſtſtaͤndigen Sinne Herzuftellen, befürs 


dern und anreijen, damit der Wille zur That werde. Es 
fellen der Mißbrauch der Verwaltung zum, Organ des Staas 
ted, Das für das freie Gebähren der Gemeinde gefährliche 
Oberauffichtsrecht der Staatsregierungen, die wegen vielen, 
durch Die bisherige Gefeßgebung nothwendigen Formen theure 
und £oftjpielige Verwaltung einer firengen Beurtheilung unter: 


worfen werden u. ſ. f. — Die Herausgeber wollen nun in 


ihrem Organ alle Gegenftände des gemeindlichen Lebens er- 
faſſen, und geſchichtlich, Eritifch und ftatiftifch beleuchten. — 
Das Ungeheure der Aufgabe Diefes Organs leuchtet ein, und 
billig wird man zweifeln, ob in unjrer Zeit den Herausge- 
bern die Theilnahme entgegenfomme,„die fie erwarten. Wenn 
man auch nicht von Allen mit dem Dichter. fagen kann: „fie 
haben erftaunlich viel gelefen,“ fo iſt Doch in:unfrer Zeit auf 
Die ‚vergangene wirre Bewegung eine ſolche Abſpannung mit 
karten Schritten herangerüdt, daß ſchwerlich eine irgend den 
Erwartungen ‚der Herausgeber entfprechende Theilnahme zu 
erwarten. . Die allgemeinen Grundfäße über Die Freiheit der 
Gemeinden find jo ziemlich unbeftrittem, und unjere wieders 
erftarkten Regierungen werden ſchon dafür forgen, daß ſie 
nicht Durch zu große Freiheit aufhören, dem Organismus 
des Ganzen dienend anzugehören. Schwerlich wird aber den 
xiv. Jahrgang. 48 Heft. 42 


‘ 
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Vibtationen dieſer Gegenfäge im Dertlichen genügendes Inte: 
reffe beiwohnen, daß der Philifter anderer Orte, allen 
diefen mitunter ſehr Eleinlichen Kämpfen folgen follte. Die 
Herausgeber dürfen ſich aljo nicht wundern, wenn fie, was 
wir befürchten, für ihr Organ fein allgemeines Intereffe fin- 
den. Deutichland hat ganz andere Fragen zu entfcheiden, 
ald Die. genaueren Grenzen der Staatsoberauffiht auf Lie 
Gemeinden u. f. w. Es ift in angustüs, es fännpft für fein 
ferneres Dafein! — 

Das Organ beginnt ©. 9. mit einen gefihichrlichen 
Auffag über das deutſche Städtewefen, eine recht gute ge: 
drungene Zuſammenenſtellung. Dann folgen eine Menge 
Artitel ohne inneren Zufammenhang. Wir greifen, da wir 
das. 4 Seiten fallende In haltregiſter nicht abdrucen fünnen, 
auf gradewohl Einiges heraus. Lieber den Mangel an kleinen 
Wohnungen in großen Städten: (S. 35.), Feuerlöſchord⸗ 
nungen von Wien, Dresden und Chemnig nebfl Dem Ent⸗ 
wurf eines Feuerlöfchordnung für kleinere Städte und Land: 
gemeinden' (S. 44.), Entwurf der Gemeinde - Ordnung für 
den. Preußifchen Staat (©. 62.) veraltet, Da das Geſetz ſchon 
da iſt; ArmensBerforgung in den Gemeinden (S. 1%9.). 
Das Wahlreht in den Gemeinden (S. 176). Die Ge 
meindeabgaben in Breslau (S. 254.). — Vergleichende Dars 
ſtellung des proviforiichen Gemeindegefeges für Die üfterreis 
chiſchen Staaten, des preußifchen Entwurfs einer Gemeinde⸗ 
ordnung und der anbaltinifchen Gemeinte-Ordnung (S. 321.) 
ein ganz guter Artikel. — Preußiſche Gemeinde⸗Ord. v. 11. 
März 1850. (©. 358.). nebſt Kreis⸗Bezirks⸗ und Provinzial: 
verwaltung für- den Preußiichen Sıaat (S. 400.). - Eine 
Menge örtlicher Nachrichten aus Berlin, Bonn, Braunfchweig, 
Breslau, Brieg (Waldel das Ehienbürgerrecht erteilend) 
Zu dito Femme) Danzig, Darmſtadt, Elbing, Frankfurt, 
Halle, Hannover, Leipzig, Paderborn, Garen CWahl- eines 
Juden zum Buͤrgermeiſter) Schwaben, Weimar, Wien. — — 
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LXV. 


1. Die Form der Verträge wird nicht nach den 
im zweiten Cheile der Allg. Gerichts-GOrd- 
nung vorkommenden Necapitulatisnen der land- 
rechtlichen Deftimmungen, fondern nah dem 
materiellen Rechte beurtheilt. j 

2. In Sändern, wo die allgemeine Gerichts-Ord- 
nung und das Fandrecht zwar eingeführt, die: 
drei erften Titel deszweiten Cheils aber fuspen- 
dirt find, bedürfen Erbrechts- Duwendungen 

in vor der Ehe abgeſchloſſenen Eheverträgen. 
nicht der: Sorm der Erbverträge. 

3. Auch nad) Preußiſchem KNechte bedürfen folde 

vor der, Ehe. abgefchloffene, gerichtliche Ehe , 

«nwerträge für Erbrechts-Buwendungen nicht der: 
Anwelenheit eines Protokollführers. 

4. Die durdy ſolche Eheverträge der Wittwe er- 
worbenen. Erbrechte: unterliegen, als unter 
oneroſem Kitel — ‚den Strafen der 


u zweiten Ehe nicht: ” a AL TE) 
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(A. ©. ©. I, 1. 3—10. Anhang zur A. ©. O. 
§. 421. U.8.R II, 1. $. 440.495. A. L. R. II, 1. 
$. 440. 82. 10. 8 5.11,4. $. 15. L. 3. Cod. de secund. 
nupt. (5, 9794. 8. R. I. 11. $. 1050. 1053.) 


Nechtsfall, 
mitgetheilt 
von 


Sommer. 


In Me. 26. des Ilten Heftes Diefes Bandes (©. 224. ff.) 
ift bereitd ein Rechsfall mitgetheilt, wonach im Herzogthum 
Weftphalen wohnende Brautleute vor Eingehung der Ehe 
an einem Orte, wo die drei erfien Titel des IIten Theils des 
A. 8. R. nicht: fuspendirt waren, in.einem notariellen Ehe⸗ 
vertrage GütersSemeinfchaft eingegangen waren, und diefer 
Güter = Gemeinfchaftd « Vertrag Dennoch nach Ten im Herzogs 
thum Weftphalen geltenden Rechten beurtheilt und aufrecht 
erhalten ward. Diefer Rechsfall ſteht mit dem jetzt mitges 
theilten, oben in der Leberfchrift näher auseinandergejeßten 
in Verbindung. Es iſt nämlid) -Diefelbe Tpeorie auch auf 
Erbrechtszuwendungen in Ehepaften angewandt und zugleich 
eine Entjcheidung wegen Anwendung der Strafen der zwei⸗ 
ten Ehe auf foldye erlangte Erbrechte erlaffen. Das Er⸗ 
kenntniß ift, wenn gleich nur in erfter Inftanz erlaffen, rechtös 
kräftig geworden; die Wichtigkeit der vorliegenden Rechtsfras 
gen für die Praris und Die in den Gründen gegebene bün⸗ 
dige Ausführung werten aber die Mittheilung des Lrtels 
rechtfertigen. -. 


Im Namen des Königs! 


In Sachen der Ehefrau Franz Kaulmann geborene 
Chriſtine Rath, verwittwer geweſene Johaun Budewennede 


_ 687 — 


zu Niederberge, Klägerin gegen die Kinder und Erben os 
hann Buckewennecke daſelbſt, namentlich Anton, Glifabeth, 
Franz und Antoinette Buckewennede vertreten durch ihren 
Bormund Franz Babilon dafelbft, Verflagte, hat das Königl. 
Kreisgericht I. Abth. zu Arnsberg in der Sigung vom 12ten 
April 1850, an welcher Theil genommen haben 
1. Kreisgerichtsdireftor von Schwarzkoppen 
2. Kreisgerichts- Rath Dulheuer 
3. Kreisrichter Brefeld 
auf Grund der Acten und der mündlichen Verhandlung für 
Recht erkannt: 
daß die Klägerin zu */, als Miterbin zum Nach⸗ 
laffe des verftorbenen Johann Buckewennecke zu 
Niederberge zu erachten und die Verklagten in 
die Koften zu verurtheilen, der aufgetretene Vor⸗ 
mund Yranz Babilon übrigens gehalten feine 
vormundfchaftliche Beftalung binnen 14 Zagen 
* beizubringen. 
Bon Rechts Wegen. 


Griünde. 


Als der Johann Buckewennecke welcher aus ſeiner 
früheren Ehe zwei Kinder hatte, mit der Chriſtine Rath zur 
anderweiten Ehe fchritt, beflimmte er in dem vor dem das 
maligen Juftizamte zu Mefchede zu Protokoll gegebenen Ver: 
trage vom 28. April 1830, daß diefe feine Braut und nachs 


berige Ehefrau von feinem ganzen Vermögen ohne Aus⸗ 


‚nahıne eben fo viel erben folle, als jedes feiner Kinder, die 
er Hinterlaffen werde.‘ Der Johann Buckewennede farb im 
Jahre 1842 mit Hinterlaffung von 4 Kindern aus der Che 
mit der Ehriftine Rath, nämlich Anton, Elifabeth, Franz 
und Antoinette; von feinen beiden Vorfindern war eind ges 
ſtorben und das andere durch einen Entſagungsvertrag volls 
ſtaͤndig abgefunden. Die Wittwe Buckewennecke nahm daher 


r 


t 
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das Miterbrecht in den Nachlaß ihres feligen Mannes zu 
1/, in Anſpruch. Das vormundiaftliche Gericht über Die 
vorgenannten, ſaͤmmtlich noch minderjährigen Budewennedes 
ſchen Kinder, wollte jedoch das Erbrecht der Chriſtine Rath, 
jet wieder verehelichten Franz Kaulınann aus dem Grunde 
nicht anerkennen, weil bei Aufnahme Des Chevertrages vom 
28. April 1830 kein Protofollführer zugezogen worden, dies 
aber nach $. 421. des Anhangs bei allen denjenigen Che: 
fiftungen, worin über künftige Erbfolge beftimmt werde, Ders 
geftalt mothwendig fei, DaB anders dergleichen Beftimmungen 
nicht als rechtögültig erachtet werden fünnten. Diefelbe hat 
deshalb Flagend darauf angetragen: 

unter Verurtheilung der vorgenannten Buckewen⸗ 

nedefchen Kinder in Die Koften zu Recht zu erkennen, 

daß fie zu '/, des Nachlaffes des verftorbenen Jo⸗ 

hann Bucewennede zu Niederberge erbberechtigt fei. 
Die Verklagten erkennen den Klagegrund nicht an, weil 
die Dispofition vom 2W8ten April 1830. formell ungültig 
fei, indem bei Aufnahme derfelben fein Protofollführer zuzo⸗ 
gen worden und behaupten event. auch, Daß der Klageanfpruch 
verloren, weil Klägerin ad secunde vota gejchritten. 

Beide Einwendungen flehen jedoch dem Klageantrage 
nicht entgegen. 
Die Beſtimmung, ob ein Vertrag mündlich oder fchrift- 

(ich, notariell oder gerichtlich zu errichten, iſt Sache des 
materiellen Rechts und für alle einzelne Fälle im Allgemei: 
nen Landrechte auch vorgefihrieben. Die Gerichtdordnung 
gibt den Gerichten resp Notarien nur über Dad bei der Auf 
nahme zu beobachtende Verfahren die nöthigen Vorfchriften 
am die Hand. Weber die Frage, welche Form bei der Eins 
gehung eines Rechtögefchäftes zu beobachten, entfcheidet da⸗ 
ber nicht die Gerichtsordnung, fondern Das materielle Recht 
nnd bier if, da die erſten Drei Zitel des Aten Theild des 
$. R. nad) dem Publ. Patente vom 21. Juni 1825. $. 4. 
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M 3. im Herzogthum Weſtphalen nicht eingeführt ſind, 
nicht Das Landrecht, fondern das hier früher und auch jetzt 
noch geltende gemeinrechtlihe Eherecht sedes materiae. Hier⸗ 
nach aber, conf. Thibaut 6. Aufl, $. 480, bedurfte der 
Ehevertrag vom 28. April 1830. als pactum simplex gar 
feiner Form, nicht einmal der Schrifilichkeit. Die Formen, 
welche das Allgemeine Landrecht in den 3 erſten Titeln Theil 
2 bei EhHeverträgen vorfchreibt, können bier, wo das in Dies 
fen Abſchnitten verhandelte Recht nicht gilt, nicht im Betracht 
kommen und deshalb find bier auch mündlich geſchloſſene 
Ehegelöbniffe gültig, 
cft. Erfenntniß des Gh. Obertribunals in Simons 
Entſch. Band 2. $. 368. 
obwohl die Gerichtsordnung Theil 2. Tit. 1. $. 10. zur 
Gültigkeit derjelben nicht einmal die Schriftlichfeit für aus⸗ 
reichend erachtet, vielmehr gerichtliche oder doch wenigftens 
notariele Abfchließung verlangt, Diefe Beftimmung der 
Gerichtsordnung ift jedoch nichts anders als eine Wiederho- 
lung der gefeglichen Vorfchrift im Landrechte Thl. 2. Zit. 
1. $. 82., fo wie denn überhaupt alle ihre Beſtimmungen 
über die bei Rechtsgeſchäften vorgefchriebenen Fornmen Thl. 
2. Sit. L. $. 3. bis 10. nur Recapitulationen der landtecht: 
lichen Vorſchriften involviren. 
Wenn: aber auch nicht in-Zweifel gezogen werden kann, 
Daß nicht das Allgemeine Landrecht und die Gerichts s Drd- 
nung, fondern lediglich die bisherigen gemeinrechtlichen Be⸗ 
ftiminungen die Forım derartiger pactorum reguliten, fo ift 
aber and) felbft nach Preußiſchem Rechte bei dem Vertrage 
vom 8. Aprit 1830. die Form gewahrt. Nachdem die Vor: 
fchrift, daß 08 bei Aufnahme deu gerichtlichen Protokolle der 
Zuziehung eines vereideten Protofollführers bedärfe, “aufge 
hoben, . beftinmmt jedoch" H. 421. des Anhangs zur Allg. G.⸗ 
Drdnung, daß noch immer dann eim Protofollführer zugezogen 
werden. müffe, wenn Zeftamente, letztwillige Dispoſitionen, 
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Erbverträge oder folche Eheftiftungen errichtet würden, worin 
die;fünftige Erbfolge beftimmt werde. ” 

Im gegenwärtigen Falle liegt nun zwar allerdings ein 
Ehevertrag vor, in welchen der Klägerin ein Erbrecht fon: 
ſtituirt iR und fo würde stricte genommen der vorliegende 
Vertrag der Dispofition des $. 421. And. unterliegen, allem 
bier muß wieder auf das materielle Recht zurückgegangen 
und aus Diefem geprüft werden, ob alle Eheftiftungen, worin 
über die künftige Erbfolge beſtimmt wird, von der Vorſchrift 
des Anhangs $. 421. betroffen werden. Sedes materiae if 
auch bier wieder das Landrecht Th. 2. Tit. 1. und da bes 
ſtimmt $. 440. und $. 441.: 

Was von Erbverträgen überhaupt und von Vers 
trägen unter Verlobten oder Cheleuten insbe⸗ 
fondere verordnet ift, findet auch bei Erbverträs 
gen unter Eheleuten Anwendung. Doch ift die 
gerichtliche Aufnehmung eines Erbvertrages uns 
ter Eheleuten nur alsdann nothwendig, wenn 
die Frau Dadurch an den nach den Gefeßen ihr 
sufommenden Rechten etwas verlieren foll. 

Durd) den Vertrag vom 28. April 1830. verliert aber 
die Frau an ihren gefeßlihen Rechten nicht allein nichts, 
fondern es werden ihr Rechte gegeben, die ihr ohne den Ders 
trag nicht zufommen konnten, der gerichtlichen oder notariels 
len Abfchliegung bedurfte daher jener Vertrag nur in Betreff 
des längft erfüllten, darin enthaltenen Ehegelöbniffes. Wenn 
aber der Kontract in Beziehung auf feine erbsechtliche Folge 
ſchon im bloßer fchriftlicher Form gültig war, fo üft jet die 
Form um fo mehr ald gewahrt zu betrachten. Man kann 
dabei nicht einwerfen, der $. A41. Disponire nur über dies 
jenigen Erxbverträge, welche von Ehegatten in ftehender Ehe 
abgefchloffen werden, denn die vorhergehenden $. 439. und 
440. handeln fowohl von Verträgen vor ald nach der Ver⸗ 
heirathung, fo wie denn überhaupt das Landrecht bei. %e 
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trägen der Eheleute nach eingegangener Che überall größere 
Anforderungen an tie Form der Verträge macht, als vor 
der Verheirathung. Dies ift namentlich bei den Ehes und 
Erbverträgen der Eheleute der Fall. Soll nämlich dadurch 
die Frau an den ihr gefeglich ‚zufommenden Rechten etwas 
verlieren, dann muß ein folcher Erbvertray gerichtlich und in 
der für Erbverträge überhaupt gegebenen Form gejchloffen 
werden. Ä 
Allg. L. R. Th. 2. Tit. 1. $. 440. Tit. 12. 6. 
621. seq. A. ©. O. Th. 2. Zit. A. $. 15. | 
Wenn dagegen dergleichen Erbverträge vor Eingehung 

der Ehe in ein und demfelben Inſtrumente mit dem eigents 
lichen Ehevertrage errichtet werden, dann bedarf ed überall 
nur der Form des leßteren und diefer ift nach $. 82. Thl. 
II. Zit. I. des Lande. gültig, wenn er gerichtlich oder co- 
ram Notario abgefchloffen worden, felbft wenn auch darin 
zugleich über die künftige Erbfolge Beſtimmungen getroffen 
find. 

Allg. ©. O. Th. 2. it. I. $. 10. 8 5. und 

Th. 2. Zit. 4. S. 15. in fine. 

Hiernah muß, um die Dispofition im $. 421. des 

Anhangs zur Gerichtd-Ordnung mit den übrigen gefeglichen 
Beftimmungen 

ANg. L. R. Th. 2. Tit. 1. F. 83. $. 439. seq. 

Alg. Gr. Ord. Th. 2. Titel 1. $. 10.165. 

tt. 4. MW 15. 
in Einklang zu bringen, angenommen werden, 

daß ed der Zugiehung eines Protofollführers nur 

zu den Eheftiftungen bedarf, welche nach eingegans 

gener Ehe abgefchloffen werden, 
um fo mehr, ald die Preuß. Gefeggebung den Gerichten Die 
ganze freiwillige Gerichtöbarkeit Übertragen und nur geftattet 
. bat, daß auch einzelne Darunter begriffene Verträge eben fo 
gültig von Notarien follen aufgenommen:werden fünnen und 
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hierher gehört denn unter andern auch ein unter Berlobten 
abzufchließender Ehes und Erbvertrag. 

Mit diefer Ausführung Hat fi aud) das Juſtizmini⸗ 
fterium in dem Reftripte vom 29. Suti 1833. v. 8. J. 2. 
Band 42. Seite 139. einverftanden erklärt. 

1. Was fodann die Einrede berrifft, daß die Klä- 
gerin das ihe in den Ehepacten vom 28. April 1830. zuge⸗ 
fiherte Erbrecht Durch die zweite Heirath wieder verloren 
habe, fo finden die fogenannten poenae secundarum nuptia- 
rum nur bei denjenigen Zuwendungen flatt, welche die Frau 
von ihrem verfiorbenen Manne Inerativo modo überfommen 
hat. | | 
| Thibaut 6; Auflage $. 393. von Wenning s Ingens 

heim IV. Buch 1. Rap. $. 64. 

Dufendorf 5. I. observ. 25. iſt zwar der Meinung, 
daß ſelbſt oneröfe Erwerbungen von dem verfiorbenen Manne 
diefen poenis unterliegen und Madeldei 4. Auflage $. 339, 
daß der binubus die Proprietät auch an alle dem verliere, 
was er von feinem erften Ehegatten geerbt hatte, allein Die 
Anfiht Des Ießteren ſteht der Anfiche von Thibaut und 

Wenning⸗Ingenheim nicht entgegen, da das Röm. Recht 
Erbverträge nicht fennt und es fi hier um ein Erbrecht 
ex pacto handelt. Und was fich, nach den Gefeßen für Die 
Meinung von Pufendörf anführen läßt, it allein Die const. 3+ 
Cod. 5. 9. de secundis nuptiis, welche aber die Anficht nicht 
unterftüßt. 

Die Stelle lautet: 

Foeminae, quae susceptis ex priore matrimonio fi- 
liis, ad secundas transierunt nuptias, quicquid ex 
facultatibus priorum maritorum sponsalinm jure, 
quicquid etiam nuptiarum solennitate perceperint, 
aut quicquid mortis causa donationibus factis, aut 
testamiento: jure directo, aut fideicommisso, vel 
legati titule, vel cujus libet munificae liberalitatis 


praemio ex bonis priorum maritorum fuerint ad- 
secutae, id. ete. 

Mandftkann auchden Vertrag vom Wien April 1830. 
nicht, wieß Verklagte Das wollen, in zwei Verträge zerlegen, 
einmal ihn ald Chegelöbnig und Dann als dispositio mortis 
causa, jedes für ſich als befonteres pactum. Beide Willenss 
erflärungenftehen im genaueften Zufammenhange, und wenn 
auch nicht konftirt, ob die Klägerin mit ihrem verfiorbenen 
Manne die Ehe nicht eingegangen fein würde, wenn ihr 
leßterer nicht befondere Vortheile auf feinen Todesfall einges 
räumt, jo würde aber ihr verfkorbener Mann nur im Fall 
der Verehelihung mit ihe zur Sonftituirung des in deut Ver» 
trage vom 25, April 1830. zugeficherten Erbrechtöf;liberge: 
gangen fein. 

Sn Beziehung auf den Maun if Das verfprochene 
. Erbrecht immer eine Gegentleiftung und da die Heirath zu 
Stande gefommen, ganz bedingungslos zugefichert. Der 
Ehe: und Erbyertrag vom 23. April 1830. ift Daher in allen 
feinen Theilen als ein oneröfes Geſchäft zu betrachten conf. 
auch F. 1053. 1050. Thl. 1. Tit. II. des L. R. und fol 
chergeftalt das darin der Klägerin conftituirte Erbrecht wegen 
ihrer zweiten Verheirathung nicht vorzuenthalten. Wollte 
man aber auch, was in Beziehung auf die in jenem Der: 
trage der Klägerin zugeficherten Rechte gefeglih unzuläfig 
erfcheint, Die poenae secundarum nuptiarum eintceten laſſen, 
dann würde Klägerin doch nur die Proprietäs jener Zuwen- 
dungen verloren haben, und nicht auch den Nießbrauch derfelben. 

Hiernach waren beide Einreden der Verklagten zu vers 
werfen und letztere auch in die Koften zu verurtheilen. P. O. 
T. W. $. 2. Urkundlich unter Siegel und Lnterfchrift. 

L. S. 





— 664 — 


LXVE 


Entfcheidungen des Aöniglihen Geheimen G©ber- 
Tribunals, herausgegeben im amtlichen Auftrage 
von den Geheimen ®ber-Tribunals-BRäthen von 
Seligo, Wilke und Wintelen. Eilfter Band. 
(Mene Solge: Erfter Band.) Berlin, Verlag 
von Carl Heymann. 1846. gr. 8. S. 504. 
Preis 23, Chir. 


Recenfion, 
von 
Sommer. 


Es werden I. PlenarsBefchlüffe gegeben, und 
jwar A. über die materielle Geſetzgebung, a. Allge 
meines Recht. AB 1. Verzugszinfen, welche bei. der Eins 
klagung des Hauptftuhls der Forderung nicht zugleich mit eins 
geklagt worden find, und worauf der Richter auch nach S. 58. 
Th. I. Fit. 3. der U. ©. O. nicht von Amtöwegen er 
kannt hat, können in fpätern Prozeffen nichtmehr nachgefors 
dert werden. — Verzögerungszinfen, welche vom Tage des 
ergangenen Urteld zu laufen anfangen, fünnen Dagegen fo 
lange gefordert und eingeklagt werden, als noch nicht über 
dad erfirittene Kapital felbft ohne Vorbehalt quittirt ift. 
(S. 3.) Nach dem Zufammenhang von $. 483 — 848 rich» 
- tig entjchieden, Übrigens gut ausgeführt, In einer Note ©. 
18. wird bemerkt, daß der Plenarbefhluß ausichlieglich von 

Nachforderung der Verzugszinfen nad) bereitö erfolgter Ein- 


— 665 — 


/ 


Hagung des Kapitald handele, daß aber, ob Ddiefelben,. wenn 
fie einmal entftanden noch vor dem Kapital, von dem Gläns 
biger, auch wohl voneinem Geffionar deffelben, befonders eins 
geklagt werden Dürfen, müſſe einer befondern Erwägung 
vorbehalten bleiben. Wir Haben bier übrigens feinen Zweifel. 
Denn wenn aud) der im Plenarbefchluß ausgehobene Rechts⸗ 
fag aus einer Reminiscenz des römiichen Rechts, wonach 
für Verzugsverbindlichkeiten feine eigene Actio befland, ents 
fanden, fo ift Doch diefer römifche Rechtsgrundfag felbft nicht 
in unfer Klag⸗Syſtem übergegangen, dem er vielmehr widers 
fpricht. II. (S. 18.) 1. die Vorfchriften des A. L. R. Th. 
1. Zit. II. F. 984— 86 vom Rüdiıritt Des Beftellers bei 
Eieferungsverträgen finden nur als dann Anwendung, wenn 
der Befteller den Nachweis führt, daß ihm die Lieferung zu 
dem bedungenen Zwede unnüß geworden, — nicht aber 
auch alsdann, wenn er aus reiner Willführ den Vertrag 
widerruft. 2) Dadurch, Daß der Lieferant Die angebotene aber 
zurücdgewiefene Sache durch Privatvertrag auderweit veräus 
Bert, wird er nicht feines ganzen Anfpruches an den Beſtel⸗ 
ler verluftig. 3) Der Lieferant ift nicht verpflichtet, alters 
nativ anf Bunabıns oder Öffentlihen Verfauf der 
Sache auf Gefahr und Koften des Beftellers zu Klagen, — 
fondern darf auch einfach auf Zahlung Tes bedungenenPrei- 
ſes gegen Uebernahme der verfprochenen Sache Klage erhe- 
ben. Berichtigung der Entfoheidung im achten Bande ©. 
264. ff. Die te Entſcheidung wird durch die Bemerkung 
gerechfertigt, daß $. 981. A. 4 R. I, 11. zwar nicht von 
Sachen einer beſtimmten Gattung, ſondern vielmehr von 
einer beſtimmten Sache ſpreche; allein dennoch nur erſteres 
gemeint ſei, weil vor der Annahme der Beſteller kein Recht 
an die beſtimmte Sache habe, ſondern nur auf irgend eine 
ſolche Sache, ſomit der Lieferant durch ——— der an⸗ 
eſchafft geweſenen und anzunehmen verweigerten Sache die 

echte des Beſtellens nicht gekränkt habe, dieſer vielmehr auch 
noch eine andere ſpäter angeſchafften Sache der bedungenen 
Art annehmen müſſe. — M Il. (S. 33.) I. Wenn eine 
Mannss und eine Frauensperſon fi in einer Urkunde als 
Selbſt⸗ oder Mitfchuldner veepflichten : fo tritt Die Vermu— 
thung, daß die Frauenperfon nur Bürge fei, ein, die DBers 
pflichtung mag aus einem einfeitigen oder zweijeitigen Vers 
trage herrühren. IL Auh im Falle diefer Vermuthung 
haftet die Frauensperſon als Bürgin nur, wenn Die. bei 
Bürgfchaften vorgefchriebene Verwarnung flatt gefunden bat, 
Was NM I. betrifft, fo können wir auf des biefigen Ober» 
landes⸗Gerichts und unfere entgegengefeßte Ausführung im 


Archiv XII. ©. 321 — 325 verweiſen. M 4 (©. 47.) 
1. Auch bei dem an die Stelledes Kaufgelder » Liquidationds 
Prozeffes Durch Die Verordnung vom 4. März 1834. (88. 
16. — 22. ©. ©. ©. 43 — 45) getetenen Kaufgelders 
Belegungs⸗Verfahren ſteht Den nachfiehenden. Hopotheten: 
Bläubigern frei, eben fcwehl die Verität, als Die Rechtsgül- 
tigkeit einer vorfichenden Hypothek anzufechten. 2. Derfelbe 
Grundſatz gilt auch für Die Fälle bloßer NReveniten » Ver: 
ıheilungen, fei es, Daß das Executions-Verfahren nur erft bid 
zur Sequeftration vorgejchritten, oder daß das Grundſtüͤck ein 
unverkäufliches fei. 3. Weber Die Grenze des Konturfes, des 
erbfchaftlichen Liquidationds Prozeffes, bei vorausgefeßter Ans 
sulänglichkeit der Maffe, des: Kaufgelderbelegungsverfahreng, 
der RevenuensBertyeitungen, — und Der im Gefeße vom 
26. April 1835. über Die Verträge zahlungsfähiger Schuls 
ner zum Nachtheile der Gläubiger (G. ©. S. 53.) vorges 
febenen Fälle, Hinaus, fleht ein folches Anfechtunges oder 
Widerſpruchsrecht den poftintabulirten Gläubigern nicht zu. 
— ie wir fhon Bd. VIII. S. 28. bei Recenfion des Aten 
Bandes, welcher den Plenarbefhuß von 12%, Nov. 1838, 
wodurch ausgeiprochen, dag im Konfurfe, und bei Lnzulängs 
lichkeit Der Maffe auch im erbfchaftlichen LiquidationssProzeffe, 
ein bypothefarifcher Gläubiger wohl befugt fei, die Gültigfeit 
eines ihm vorftehenden Hypothefenrechts anzufechten, mits 
theilten, in Vorgang einer Abhandlung von der Hagens in 
der jur. Wochenſchrift von 1840. ©. 725. ff. bemerften, 
mußtetnotbwendig eine Ausdehnung jenes Ausipruchd aud 
auf Die oben im Tenor des neuen Menarbefchlußes vom 19, 
Sept. 1845. erwähnten Fälle gefchehen. Ein vom Minifte 
rium erfordertes Gutachten Des Obertribuuald vom 11. März 
1839. (Min. BL. 1839. S. 169 — 176.) hatte ſich bereits 
Dafürfausgeiprochen, war aber kein förmlicher Plenarbefchluß, 
binderte daher nicht Die verfchiedenen Senate bei ihrer entges 
gengefegten Anficht zu bleiben. Es ward daher endlich obiger 
Plenarbeſchluß ertrahirt. — Bie Entfcheidung 3 möchte Bes 
denfen erregen. Denn bei der bis zum Eintritt jener Fälle 
der wörtlichen Colliſion der Rechte des poftintabulirten Hypo⸗ 
thefenGläubigerd mit Denen des fraudulöfen Vorgläubigers 
angenommenen Suspenfion der Unfechtungsbefugniß möchte 
leicht Durch Ceſſion Die anzufechtende Hypothek an einen 
gutgläubigen Dritten fommen und jonad die Anfechtung 
vereitelt feirt! Das Obertribunal antwortet Darauf aber (©. 
62.7, daft es nur Dann eine Bedeutung finden könne, wenn 
die neue Eintragung fpüter gefchehe, und der poſtlocirte 
Glaͤubiger eine folche im feiner Meinung nicht gültige frühere, 
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aber ſchon in dritter Hand befindliche Poft bereits vorfinde, 
Dabei überall gar nichts mehr zu remediren fei, weil er dann 
eben eine Hypothefe erworben, die um fo viel fchlechter, als. 
die prälocirte Poſt beträgt, und fein Anfehtungsrecht ihm 
bier nichts helfen würde, auch wenn er es in Degen Stadien 
ausüben würde, wo ihm folches wirklich geftattet, im. Kauf⸗ 
gelderbelegungsds oder. Soncurss Verfahren. Allein es handelt 
fih im Sragefalle vorzüglich um ſpätere Ceſſionen, nad) den 
HypothefensErwerb des nacheingetragenen Gläubigers näm⸗ 
lih. Können jene Hypotheken, fo länge fie in der Hand: 
des fraudulöſen Erwerbers find, ‘bei im künftigen Goncurss 
oder -Raufgelderbelegungsverfahren fich herausftellender Inſuf⸗ 
ficteng vom poftlocisten angefochten werden, jo Darf Diefem 
nach Der Rechts-Analo gie nicht verwehrt werden, Durch 
eine befcheinigte Proteftatien, welche zu fubinffribiren, fich 
gegen künftige Ceſſionen zu fichern. Wenn das aber nicht, 
nun fo erhebe man fi "ur firengen vrid. Hagenſchen Ans 
ficht von Der Hypothef Des Eigenthümers; durch Die fraus 
dulöfe Eintragung hat eben der Befißer über eine Stelledes 
Werthes verfügt, und der poftintabulirte erhält nur die fols. 
gende Stelle, ein größeres Dingliches Recht ift ihm gar nicht 
beftellt, er hat fein anderes erwartet, or fann alfo auch fein 
Anfechtungsrecht gegen Die vorftehende Stelle haben. : Der 
Werth Derfelben fann vielmehr nur, wenn der Schuldner Ein 
reden gegen den Gläubiger hat, zur Concursmaſſe gehören, 
Da man aber nad) dem Plenarbefchluffe Diefe firenge Con: 
fequenz nicht will, den poftlocitten Gläubiger" eintretenden 
Falls in Die Stelle des fraudulöfen Gläubiger einrücden 
läßt, alfo Beziehungen zwifchen Beiden auf jene. vorftehende 
Stelle anerfennt, duͤrfte es auch eine Möglichkeit geben, dieſe 
durch Klage oder Proftetation bei Zeiten ficher zu ſtellen. 
Wir geben diefe Knacknuß zu näherer Erwägung bin. — 
M VI. (©. 62.) 1. Einzelnen Mitgliedern einer Korpo⸗ 
ration, welche von den mit Genehmigung der vorgefeßten 
Staatsbehörde ernannten, in Funktion” befindlichen Vorftehern 
derfelben, auf Erfüllung ihrer Verbindlichfeiten gegen. .Die. 
Gefellfchaften in rechtlichen Anfpruch genommen werden, fteht 
nicht frei, Die Gültigkeit der Wahl der. Vorftands - Beamten 
zum Gegenftande einer Einrede zu machen: 2. Eine gerichts 
liche Verhandlung, worin die Wähler ‘felbft in der fie zu der 
Wahl — ienepaft anerfannt find, ift nur dann. 
für eine gültige und Durchgreifende Beſcheinigung zu erachten, 
wenn das Anerkenntnihß von der’ Auffichtsbehörde, namentlich 
alfo bei Eiſenbahn⸗Geſellſchaften yon Dein beftändigen. Regiern 
vungscomffarius ausgegangen: iſt (S. 62.) M VE (8:74): 
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Ehe das Gefeß vom 3. Sanuar 1845. über die Vertheilung 
von Grundſtücken und die Gründung neuer Anfiedlungen 
erfchienen war, war I. der bloße Anbau innerhalb der (Ges 
meinde nicht zureichend, um allein jchon Das Recht Ter Ger 
meinde-Mitgliedfchaft zu gewähren. Ueber die Weife, wie 
Semand zum Gemeintes Mitglied aufgenommen wird, 
entfcheiden vielmehr. vorzugsweife die Partikular-Kechte. Wo 
es an PartitularsRechten ermangelte, bedurfte e8 jedoch zur 
Aufnahme ald Gemeindes Mitglied nicht immer ausdrückliche 
Erklärung von Seiten der Gemeinde, Es machte zwar a. beim 
Anbaue feinen Ilnterfchied, wenn er auf der Parcelle eines 
jhon vorhandenen Privatgrundfküdfs eines Gemeinde: 
Mitgliedes erfolgte. Dagegen war b. Die bisherige Zahlung 
eines veränderlichen Weidegeldes eine erheblihe Thatſache 
gegen das Beftehen Der Mitgliedfchaft in Der Gemeinde, 
Das Gewicht diefer Thatſache zur Ausſchließung dieſer Mit- 
gliedſchaft und der in ihr begründeten Theilnehmungs⸗Rechte 
an der Nutzung des Gemeinde-Vermögens war jedoch in 
jeden einzeinen Falle von der Befchaffenteit der übrigen 
ermittelten Umftände abhängig. II. Zur Ausſchließung vom 
TheilnapmesReht an den Gemein-Gründer genügte ed, 
wenn der Anbauer von feinem Verkäufer, oder von der Kreis: 
behörde belehrt war, daß er Diefes Theilnahme-Recht erfi 
durch Vereinigung mi der Gemeinde erwerben müſſe. III. 
Das Theilnahme-Recht eines Neuanbauers bei der Hütung 
in Folge feiner GemeindesMitgliedfhaft erfiredte fich blos 
auf die Gemein s Gründe ald Korporations = Verınögen. Weis 
tere Entwidelung des Plenarbefchluffes vom 22, März 1841. 
(Entf. Bd. 7. ©. 24 Archiv IX., 462.) — Auch bei 
der allgemeinen Bürger» Promotion in Folge der Gemeindes 
Ordnung werden Streitigkeiten in den Gemeinden über Die 
Nubungen des Gemeindes Vermögens nicht ausbleiben. — 
AM VII. (S. 9.) Die nad) den Beftimmungen des 4. 
ER. Th. I. Fit. 8. $. 1094. ff. dem Wechjelacceptanten 
gewährten Respittage finden auch bei domicilirten Wechfeln 
Statt. Für die Zukunft unpraftifh. MM VIII. (S. 100) 
Mo dem ütberlebenden Gatten bauerlichen Standes im Der 
Provinz Weftphalen nad) den Srundfägen der dort flatutars 
rechtlichgeltenden Gütergemeinfchaft Die ausgedehntefte Adr 
miniftrationgs und Veräußerungs »Befugniß, namentlich in 
Beziehung auf ein zur Maſſe gehöriges®rundftüd, jo lange 
er nicht wieder heirathet, geftattet war (Minden, Ravensbergs 
Paderborn, Münfter) ift ihm durch das bäuerliche Erbfolges 
‚gefeß für die Provinz. Weftphalen vom 13. Suli 1836, ins 
fonderheit durch deſſen 8. 18. dieſes einfeitige Veraͤußerungs⸗ 


— 669 — 


recht in Betreff eines zur Maſſe gehörigen bäuerlichen Grunts 
ſtücks. wenn die Veräußerung vor der Wiederverheirathung 
des Lleberlebenden, vor der Auseinanderfeßung und vor Ers 
nennung eines Alnerben Durch Die Eliern oder den Ueberle⸗ 
benten erfolgt, nicht entzogen. Diefe auf der Hand liegende 
Plenar- Entjheidung war Durch eine entgegengefeßte des 
erften Senats veranlaßt. Die Sache hing nämlich fo zu: 
fammıen, daß der überlebende Wittwer, den Das Gefeß, ſelbſt 
‚wenn er das Gut eingebracht hatte, Daffelbe bei der zweiten Hei⸗ 
zash zum Vortheildes Anerben dem Eigenthum nad) entzog, Diefe 
Uingerechtigfeit Durch eine andere umging, indem er es vor 
der zweiten Ehe feiner fünftigen Frau verfaufte und fonach 
nur Den Preis zur Schichtung bei Eingehung der zweiten 
Ehe brachte. Da diefe Veräußerung aber doch nicht yerade 
als eine fraudulöfe characterifirt werden konnte, Die Umgehung 
der Abficht des Gefeßes aber klar daber bervortrat, A war 
der erfie Senat zu feiner Meinung gekommen, welcher das 
Plenum nun entgegentrat. Das ganze Uebel lag alfo in 
der Unnatur, daß man durch Die zweite Ehe den überleben 
den fein Eigenthum am Gute verlieren ließ, ftatt den Werth 
zur Schichtung zu bringen. Sebt, wo das Geſetz vom 13. 
Suli 1836 aufgehoben ift, werden die Verhättniffe fich wieder 
natürlicher geftalten, je nachdem dieſe Verhältniffe find, wird 
bald das Gut gegen den Schichtungswertd in Die zweite Ehe 
gehen, bald einem Anerben aus erftor Ehe zugefichert werden. 
— N IX. (S. 108.) Wenn über eine exeeptio litis fini- 
tae oder ingressum impediens mit der Hauptſache zugleich 
verhandelt, hiernächft aber nur über Die Hauptfache, und nicht 
befonders über jene Erceptio erkannt worden, fo fann, wenn 
über Die Präjudicialeinrede die Urtelögründe auch abweichend 
find, auf diefe Einrede in le&ter Inſtanz refurrirt,und nicht 
opponirt werden, daß gegen Verwerfung der Einrede kein 
Rechtsmittel erhoben und Diefelbe als rechtskräftig zurüdge- 
wieſen zit erachten fei. Schon darum begründet, weil ed nur 
gegen einen Tenor, nicht gegen Gründe Rechtömittel gibt. 
. 1. Durch das Gefeh vom 21. Juli 1843, die Berech- 
nung Des Werths des Streitgegenftandes in Green 
betreffend, ift der $. 109. des Anhangs zur U. ©. D. nicht 
außer Kraft gefegt. 2. Ob bei Schulüklagen eines Gewerbes 
treibenden aus einem fortgeießten gewerblichen Verkehre, 
behufs der Anrechnung der Appellations- und Revifionsfumme 
der Gefammtberrag der eingeflagten und ftreitigen Forderun⸗ 
gen zu berüdfichtigen, oder feine Zufammentechnung der 
einzelnen Poften ftatt finde, Hängt davon ab, ob zureichende 
Gründe vorhanden find, den fortgefegten Verkehr aus 
xiv. Sahrgang. 48 Heft. 43 
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einem Hauptgefchäfte entiprungen anzunehmen. 3. Die 
Steicharttgkeit Der Gefchäfte oder wiederholte Beftellungen 
zu verfchiedenen Zeiten, find für fih allein als ein folcher 
zureichender Grund nicht anzufehen. — Die Enticheidung 
mag dem firengen Wortfinne der Gefeße gemäß fein, allein 
ſeitdem fogar die Forderungen mehrerer Kläger bei Berechs 
nung Der Appellationd =» und Revifions =» Summe jufanmens 
gerechnet werden fönnen (Gef. vom 21. Juli 1843.), feitdem 
in Angelegenheiten bei den General: Sommiijfionen die uns 
gleichartiaften Gegenftände zuſammengerechnetworden, (Entfch. 
Bd, 2. S. 352.), iſt in Wahrheit fein Grund mehr, nun 
bei der objectiven Cumulation im Civil-Prozeß fo ſpitzfindige 
Erörterungen anzubahnen, ald nad) dem oben ‚mitgetbeilten 
Plenarbefchluß nothwendig werden. Wie fann man: fo leicht 
beurtheilen, ob der fortgefeßte Verkehr ald aus einem Haupt: 
gefhäfte entfprungert anzunehmen? Wie fann man das vol 
ends bei der Appellation gegen eis Gontumactal-Erfenntniß, 
lwo alfo der Zufammenbang der verjchiedenen Forderungen 
gar nicht contradiktorifch Feftgeftelle iſt? Seit man die cumu⸗ 
lirten Bagatellfachen, worin allein Sonfequenz lag, aufgehoben. 
hat, follte von ſolchen Weitläufigfeiten gar feine Rede mehr 
fen, nur‘ der Rlageantrag enticheiden. — XI. ©. 134. Unter 
den im $. 6. der Verordnung vom 14. Der. 1833. (hat 
eine folche Verlegung — mwefentlicher Prozeßvorfchriften. — 
ftatt gefunden, Die benachtheiligte Partei .aber, obwohl. Das 
von unterrichtet, Dennoch die Verlegung in der zunächſt flatt- 
gefundenen Prozeßverhandlung nicht gerügt, fo fol 
dies ald eine ftillfchweigende Entfagung angefehen, und ‚die 
Nichtigkeitsbefchwerde nicht weiter zugelaffen worden”) bes 
zeichneten Prozeßverhandlungen find folhe Verhandlungen 
und Schriften zu verftehen, Deren Zweck auf die Verfolgung 
oder Abwehr eines erhobenen Rechtsanſpruchs, Die faftifche 
oder rechtliche Begrundung, oder die Ausführung . defjelben, 
oder endlich Die Vollſtreckung eines ergangenen Erfenntniffes 
unmittelbar gerichtet iſt. 2. Es find dazu indbefondere nicht 
zu rechnen: a. Verhandlungen über die Aufnahme . einer 
Vollmacht, oder Die Berichtigung: eines andern VBrozeßlegitis 
mationspunfts, und Eingaben, womit Vollmachten ıc. übers 
reicht werden; b. protofollarifche oder fchriftliche Anträge 
auf Vorlegung oder Mitteilung Yon Akten oder einzelnen 
Aktenſtucken, oder auf Zuordnung eines Rechtöbeiftandes zu 
dem Zwecke, um erſt einen Befchluß darüber zu faffen, ob 
eim Rechtämittel- eingelegt werden foll; e. fehriftliche Eingas 
ben einer Parthei oder ihres Bevollmächtigten, wodurch Urs 
kunden (Attefte und dergleichen) nach) Behändigung des Urtels 
a —— 
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zurückgefordert werden. 3. Wohl aber unterliegen Dem $. 6, der 
Verodn. folche Verhandlungen oder Proceßfchriften, indenen die 
Partei ihre Abficht, ein Rechtsmittel— es fei der Revifion oder 
der Revifion und eventuellen Nichtigkeitsbefchwerde, oder auch der 
Richtigfeitsbejchwerde allein — fategorifch ausfpricht, oder folches 
Rechtsmittel fchon wirklich anwendet, mit der Wirkung, daß 
jede Geltendmachung der nicht fchon in Derfelben gerügten 
Verlegung wefentlicher Proceßvorſchriften fpäterhin ausges 
ſchloſſen bleibt. — Im Vorbeigehen machen wir bier darauf _ 
aufinerffam, daß nach der eben wiedergegebenen Entfcheidung 
die Nichtigkeit wegen Verlegung von wefentlichen Prözeßvors 
ſchriften fchon in der Nichtigfeits «Anmeldung gerügt werden 
müßte, ein foldhes Eingehen in die Beſchwerde⸗Gründe aber 
ganz Der Stellung widerfpricht, welche die SS. 15. 16. 18. 
der Verordnung vom 21 Juli 1846 der Anmeldung im Ges 
genfaß gegen die Rechtfertigung gegeben haben. In diefer 
Beziehung ift es bezeichnend, daß Der eben aufgebobene Ple⸗ 
narbefchluß vrın 30. Mai 1845 erlaffen if. in folches 
Eindringen in die Eingeweide Der Sache, als die Auffindung 
der Berleßung wefentlicher Prozeßvorfchriften, namentlich die 
Vergleichung des Hiftorifchen Eheild der Entfcheidungs-Srände 
mit den Acten, ift, muß lediglich Gegenftand der ausfchließs 
lich Den Obertribunals s AUnwälden überlaffenen Richtigkeitäbe- 
fehwerde fein. — Ueberhaupt aber Dürfe man fich immer 
mehr überjeugen, Daß der $. 6. der Verordnung vom 14. 
Dez. 1833 ohne inneren Grund 'aus dem franzföfifchen Pros 
zeß im den auf ganz anderen Grundlagen ruhenden Preußis 
fchen übertragen - ift. Wenn 3. B. tm frangöfifchen Prozeß 
der Zeige etwas vom Blatte abliest, fo ift das eine Nuls 
lität; damit foll Tie Parthei nicht erft lange nachher, wenn 
der Zeuge vielleicht fchon todt ift, ſondern ſchon mit der näch⸗ 
fien "Verhandlung heranfommen, Das hat Sinn und Vers 
ftand; aber bei uns, wo die Nichtigkeiten nur im Erkennt⸗ 
niß liegen können, paßt dergleichen gar nicht! — 

Es folgen nun II die Senats-Entfheidungen. 1. 
©. 150. I. Wenn in einem vor preußifchen Gerichten 
ſchwebenden Rechtsftreite Rechtsgrundfäße de Auslandes zur 
Anwendung oder Berükfihtigung fommen, fo begründet die 
Verlegung derfelben eine Nichtigkeit nad) $.5. M. 1. der 
Verordnung vom 14 Dez. 1833. I. Nah franzöfifchen 
Rechte hat ein, gegen einen Yranzojen im Auslande ergan⸗ 
genes Lrtheil feine erefutorifhe Wirkung in Frankreich, das 
her kann vermüge Des Retrofionsrecdhts aus einem, vor einem 
franzöſiſchen Gerichtshof gegen einen preußifchen Unterthan 
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erlaffenen Urtheile wider den leßteren in Preußen nicht als 
aus einem Judifate geklagt werden. III. Ein nad französ 
fiicher Verfaffung ergangenes Kriminalurtheil, welches in der 
Enticheidung des Civilpunk's die Nichtigkeit einer Urkunde 
ausfpricht fteht dem Geffionar der in dieſer Urkunde verbriefs 
ten Forderung nicht entgegen, wenn die Geffion vor Einleis 
fung des Kriminalprozeffed erfolgt, der Seffionar aber bei Dies 
ſem Prozeffe nicht zugezogen worden ift. Ad.I. war es als 
lerdings ſehr fraglich, ob Die beftrittene Eriftenz Der auss 
ländijchen Rechtsvorſchrift nicht als Thatfache zu behandeln, 
fomit deßhalb einer Nichtigkeitsbefchwerde wegen verießter 
Rechtögrundfäße nicht Statt geben. Die Entjcheidung 
ad. II. ift unbedentlich und nur auffallend, daß im preußis 
fhen Staate felbft Die nach dem franzöfiichen code de com- 
merce urtheilenden Rheinifhen Handelsgerichte alle in den 
Landen des altpreußifchen Rechtes wohnenten Kunden Rheis 
nifcher Kaufleute vor ihr Forum ziehen, oßne daß preus 
Bifche Gerichte ein gleiches Recht gegen rheinifche ‚hätten. 
Nachgerade werden wir wohl Ein Handelsrecht und dann 
auch wohl gleiche Grundfäße hierüber erhalten. Die Ents 
fcheidung ad. III. war unbedenklich. A. 2.(S. 17.) Auf 
Lebenszeit angeftellten Privatforfibedienten, welche nach $. 20. 
der Verordnung vom 7 Juni 1821 vereidigt find, fteht ein 
Realreht auf Beibehaltung, in ihrer Dienfifiellung, gegen 
einen Dritten Erwerber des betreffenden Gutes an und für 
fih nicht zu. In der That Zu die Deputation des Stadts 
Gerichts zu Königsberg, und die des dortigen Tribunald das 
Gegentheil angenommen, Das betreffende Gut ald Sontrahens 
ten anfehend! MM. 3. (S. 180.) Wenn die Parteien die 
Beftimmung Des Preifes einer Sache, oder die Vergütung 
einer Arbeit von dem Ermeffen eines Dritten abhängig ges 
macht haben, fo ift diefer darum noch nicht ald ein Schicds- 
richter und Die Vereinbarung nicht ald ein Kompromiß am 
zuſehen. Auch fehr unbedenklich, arbiter und arbitrator find 
ihrer zwei! — 9. 4. (©. 185.) Haben fchreibensunkundige 
Perfonen einen Vertrag, der fchriftlich zu errichten gemwefen, 
vor einem Andern auffegen laffen, und genehmigen de dem⸗ 
nähft vor dem Richter nach vorheriger Vorleſung dieſen 
Auffag feinem Inhalte nach, findet ihn auch der Rich⸗ 
ter deutlich und dem Willen der Parteien entfprechend, fo 
bedarf es feiner nochmaligen vollftändigen Niederfchreibung 
defjelben zum Protokoll, der Auffaß kann vielmehr mit dem 
Protofolle über die erfolgte Vernehmung der Parteien ausge 
fertigt werden, um ald ein gerichtlicher Vertrag zu gelten. 
Der $. 22.9. ©. ©. II. 3. gibt hier genügenden Spiel 
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raum für den Richter. — M.5. (5. 190.) 1, Die Vors 
fchriften über die Verpflichtung zur Gewährleiftung bei läs 
ftigen Verträgen wegen fehlender Eigenfchaften einer Sache, 
fegen in der Anwendung den Fall der ſchon ſtattgefundenen 
Webergabe der Sache von Seiten des Gebers an den Ems 
pfänger voraus. 2, Hat noch feine Uebergabe ftattgefunden, 
und wird von demjenigen, der die Sache übernehmen, Dagegen aber 
feiner Seits den Kontrakt durch Zahlung oder andere Leiſtung 
erfüllen fol, der Einwand gemacht, daß er die Sache nicht 
anzunehmen, refp. den Vertrag zu erfüllen nicht ſchuldig fei, 
weil ed der Sache an dem vertragsmäßigen, vorbedungenen, 
oder gefeßlichen Eigenſchaften fehle, fo ift der Streit nad) 
den allgemeinen Vorfchriften über die Erfüllung Der Ders 
träge zu beurtheilen, und zu entfcheiden, Cs war in Berlin 
ein Grundftüd für 8900 Thlr. verkauft, auf den Kaufpreis 
fofort 1000 The, gezahlt und die Uebergabe auf den 1. Oe— 
tbr. 1842 feftgefegt. Die Käufer berichtigen zur beflimmten 
Zeit den Reft des Kaufgeldes nicht. Die Verkäufer übergas 
ben auch das Grundftuc nicht, flellten daffelbe vielmehr 
nach einiger Zeit unter gerichtliche Verwaltung. Die Ver⸗ 
täufer klagten demnächſt auf Erfüllung Des Raufcontracts 
mittelft Zahlung des rückſtaͤndigen Kaufichillings zu 7900 Thlr. 
mit Zinfen gegen Uebernahme des Grundfüdes. Die Vers 
Elagten wandıen die Nichterfüllung des Vertrags ein, insbes 
fondere legten fie den Klägern eine nach der Abſchließung 
des Kontraftes verurfachte erhebliche Verſchlimmerung Des 
Gartens zur Laſt. Die Kläger beftritten die Richtigkeit und 
Srheblichkeit des Einwandes. Sowohl vom Stadt: Gerichte 
als RammersGerichte wurden die Verflagten zur Zahlung - 
des Kaufgeldes gegen Uebernahme des Grundftüces verurs 
theilt. Das Obertribunal vernichtete, und verwies den Eins 
wand des Verklagten über die Befchaffenheit des Grundftüces 
zur Erörterung und Entſcheidung. Es wurde angenommen, 
daß die Fälle des $. 271. ff. und 319. ff. wohl auseinander 
zu halten und der erftere hier vorliege. — M.6 (8.497.) 
Die Konventionalftrafe, welche fich der Käufer einer Handlung, 
in einem nad) Publifation des Gewerbefteuers Gefeßed vom 
2. Nov. 1810 gefchloflenen Vertrag, für den Fall vom Vers 
fäufer hat verfprechen laffen, daß derjelbe fein Angelöbniß, 
an demfelben Orte ein gewiſſes Gewerbe nicht betreiben zu 
wollen, brechen follte, if unflagbar. — Nach der Cabinets⸗ 
ordre vom 19. April 1813 find, infofern zwiſchen verfchiedenen 
Kontrahenten Verträge beftehen, welche Die gefeglich gegebene 
Gewerbefreiheit beſchraäͤnken oder hindern, und folche 
nach Publitation des Gewerbeedictes vom 2. Nov. 1810 ges 
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fchloffen find, Dergeftalt nichtig „daß Daraus keine Klage des- 
jenigen Kontrahenten, der. dadurch Rechte erlangt zu haben 
laubt, von einem Gerichtshof angenommen „werden Darf. 
m vorliegenden Falle hatte ein Kaufımann.in Stettin feine 
MWoll-Bandwaaren-Handlung 1841 an die, Kaufleute T. und 
N. abgetreten und fich verpflichtet, bei Vermeidung einer Den 
Käufern zu zahlenden Conventionalſtrafe von 2000, Thle. binnen 
6 Jahren ein gleiches Gefchäft, wie er ſolches an die Käufer 
überlaffen, am Orte nicht zu etabliven. Behauptet ward nun, Dies 
babe.er dennoch getban, indem er für feinen Vetter M. unter 
der Firma M. F. Comp. ein ganz gleiches Geſchäft etablirt 
babe und heimlicher Teilnehmer. daran frei: Die Kläger bes 
baupteten, Der $. 6 des Vertrags, welcher Die Conventional- 
ftrafe feftiegte, habe nur, eine bedingte Herabfegung des Kauf: 
preifed um 2000. Thlr. enthalten follen, und dieſer Abrede 
fei nur die Form Der. Feſtſetzung der Gonventionsftrafe ges 
eben worden, in der Anlegung eines Ähnlichen Gewerbes 
elbſt fei der Verflagte durch dieſe Stipulation nicht gebinz 
dert, nur folle er in Diefem Falle dem Kläger das Sntereife 
durch Zahlung jener Summe gewähren. Allein Die Argus 
mentation zog nicht. — MW. 7 (S. 1.) Der Beſitz von 
ftehenden Bäumen fann durch ſymboliſche Uebergabe, nament⸗ 
lich vermittelft Anfchlags mit dem Holzhammer ſelbſtſtändig 
und mit Verfolgbarfeit gegen jeden Dritten erlangt werden. 
Die Befigerin des Guts Blumberg hatte durch Notariatd> 
Act 178 ſtehende Eichen verkauft; nach Inhalt des Vertrags 
waren diefe von den Käufern ausgefucht und ihnen übergeben 
worden, fie bebielten fi) nur vor, die Stämme mit Dem 
Hammer anzufchlagen und zu numeriren; fie übernahmen 
dagegen die Verpflichtung, die Eichen fällen und binnen 2 
Jahren fortfchaffen zu laffen. Nachdem die Käufer 70 Eis 
hen Hatten fällen und fortichaffen laffen, verkaufte die Ver- 
fäuferin das Gut nebft allem Zubehör in Pauſch und Bogen 
und überlieferte daffelbe.. Da die Käufer nım den Eichen⸗ 
Käufern das Fällen und Abfahren der noch übrigen 108 
Eichen nicht geftatten wollte, Hagten fie auf deren Berabfol- 
gung gegen die Gutsfäufer. Nachdem der Beweis der Ueber⸗ 
gabe und des Anfchlags der Eichen mit Dem Hammer durch 
* und Augenſchein aufgenommen, erfannte in zweiler 

nftanz Das Oberlandes- Geriht zu Frankfurt da 
daß die Gemeinden einen Eid dahin zu leiten ſchuldig, 
fie vor oder bei Abſchließung des Kaufcontraet3 über i 
fraglihe Gut von einem frühen Verkaufe der Darin befir 
lich gewejenen Eichen an die Kläger feine Kenntniß geh: 
und daß nach Ableiftung dieſes Eides Die Berklagten f 
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fhuldig, die gemäß der Beweisverhandlung in der Blum: 
berger Forft vorgefundenen mit dem Buchftaben H. oder ©. , 
N. deutlich oder undeutlich bezeichneten Eichen, jedoch mit 
Ausſchluß der mit einem unfeferlihen und Dem Anjcheine 
nach ald darauf noch befindlichen H. bezeichneten Eiche, Den 
Klägern herauszugeben, im Nichtweigerungsfalle Verklagter 
ſchuldig, Die ſaͤmmtlichen nach der Verhandlung vom 28 
Aug. 1843 in dem Blumberger Fort vorgefundenen 105 
Stück Eichen den Klägern herauszugeben. Das Oberlandess 
Gericht nahm nämlich an, Daß Das Eigentyum der mit dem 
Forſthammer des R. angefchlagenen und bei der Lofalbefich- 
tigung vorgefundenen Eichen auf die Kläger Übergegangen 
ſei; rückſichtlich der Eichen, bei welchen das Hammerzeichen 
nicht vorgefunden wurde, Die aber nach Den Ausfagen der 
Zeugen dennoch übergeben worden, fehlen es ihm auf die 
Wiffenfohaft der Verklagten von dem frühern Grwerbstitel 
anzufommen, und ward deßhalb auf einen (wohl eventuell ) 
zugefchobenen Eid erfannt. Die Kläger beruhigten fich, die 
Verklagten revidirten. Das Obertribunal betätigte, und ging 
nämlich Davon aus: nach römifchen Recht Habe natürlich) 
ein befonderer Befis an Bäumen nicht ftattgehabt (L. 40 de 
act. emt. vend. (9, 1.). Zur Zeit der Redaction des U. 8. 
R. fei es aber herrfchende Theorie geweien, daß Die Uebeer— 
gabe ſowohl förperlich als fymbolifch gefchehen fünne, und 
fei die fymbolifhe als eine befondere Art Der Uebergabe der 
körperlichen, wirklichen entgegengeftellt worden. Diefer Theore 
ſeien die Redactoren gefolgt. — (A. L. R. 1. $. 51. 56. 
57.- 61.) Es finde alfo auch die fymbolifche Uebergabe auf 
Bäume Anwendung, und fei ein folcher abgejonderten Ber 
fig an ſtehenden Bäumen mehrfach anerkannt. (A. L. R. J. 2. 5. 
31. 50. 60. 108. 1.7.9. 189. 1.11.9582. I 
22, $. 199. 200. A. ©. ©. I. 50.$. 491.) Hiernach wurde 
eine jede geeignete Bezeichnung Durch) Anfchtag mit dem⸗ 
Hammer, Beifügung einer Marken Anfchalmung u. f. f.*ge: 
eignet fein, den Befiß zu übertragen, wenn fie anders geeige 
net, dem Erwerber Die jederzeitige und außfchließliche Verfü— 
gung zu gewähren. Es babe nun zwar in Anjehung der 
aus dem Befiß entipringenden Rechte Der, welcher den fürs 
perlihen Befig ergriffen, den Vorzug (U. L. R. I. 7.$. 74.) 
und fei Daher nach $. 23. 19. I, 10. anzunehmen, daß der 
körperliche Beſitz auch auf das Eigenthum felbft einen beffern 
Anfpruch gebe. Es fei jedoch in diefen Stellen nur von 
derfelben Sache in ihrer befimmten Befonderdeit 
die Rede, hier aber handele es fich um Das gegenüberftehende 
Eigenthum des Gutes und beftimmter Bäume auf Demfelben, 
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und da die Bäume eine befondere Sache fein fünnen, fo 
. tönnen auch die SS. 74. ff. A. L. R. I. nur auf den Fall 
angewendet worden, wenn Diefelben Bäume zweimal als 
befo ndere Gegenftände verkauft werden. Durch den Uns 
ſchlag mit dem Hammer, die Anfchalnung u. f. w. verlieren, 
fie juridifch ihr Pertinenzverhältniß zum Boden, und gehen 
alfo mit Ddiefem nicht auf Ten neuen Erwerber über. Es 
wird noch des Zweifelsgrundes aus $. 445 A. L. R. I. 20. 
Den. Beſchluß vom 10. Juli 1837 ( Entfeid. H. 383) 
wonach, wenn bewegliche Pertinenzflüde in der wis 
fehenzeit vor der Eintragung bis zur wirklichen Vollſtreckung 
der richterlichen Execution von der Hauprfache wirklich ges 
trennt worden, die darauf gehaftete dDingliche Verpflichtung 
auf den dritten Befißer nicht mit Übergehe, erwähnt, und be⸗ 
merkt, dies ftelle ſich als eine ſpeeiell im Pfandrechte 
begründete Beftimmung dar, welche nicht analog auf einen 
andern Gutskäufer übertragen werden fünne ‚für den viels 
mehr der Orundfaß der Einleitung $. 101, daß Niemand mehr 
Rechte Übertragen könne, als er ſelbſt befiße, entſcheide. — 
Hiernah nun, fchließt Der Revifionsrichter, komme es auf 
den böfen Glauben der Verklagten ar nicht an, der $. 25 
I. 10. finde keine Anwendung, und der Appellationd-Richter, 
welcher mit Rücficht auf $. 19. I. 7, der nur auf die dere- 
lictio, nicht auf die traditio paffe, einen Unterſchied zwi⸗ 
fchen den Bäumen mache, an welchen bei der Lokal⸗In⸗ 
fpeetion noch die Forfihammerzeichen zu erkennen waren, 
und bei denen dies nicht der Fall war, fei hierin zu Guns 
ften des Verklagten zu weit gegangen. — Das Vorzägliche 
dieſer Ausführung ift nicht zu verfennen. Wie werden bier 
an des feeligen Piners enigegengefegte Anfiht (N. Ach. 
VII. 459 — 467.) erinnert. Cardo rei liegt auch wohl 
darin, Daß das germanifche Recht verfchiedene Arten: von 
Eigenthum — aljo auch von entfprechenden Befiß-Rechten 
an’ derfelben Sache, — kennt de3 einen aufden hohen Baum, 
des anderen auf das Unterholz, des anderen auf Lefeholz u. 
ſ. w. — und Daher den Uebergang zu einem recht an 
einzelnen bezeichneten Bäumen eines Waldes fehr nahe lag, 
wie denn auch das germanifche Eigenthum anzden Früchten 
eines fremden Bodens, was mit deren Wachfen entfteht und 
nach dem longobardifchen Lehnrecht nach Verhältniß der Zeit 
jwifchen Vaſall und Nachfolger fich regulirt, auf eine 
thümliche germanifche Befiß-Anfchauung hinweif. — MM 8. 
(8. 212). M. 8 (S. 0%. Die Klage über die Störung 
im Befiß einer Sache oder eines Rechts if feiner andern, 
als der gewöhnlichen. Verjährung unterworfen. . Diefelbe Ents 
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ſcheidung findet fid) ſchen Bd. VII. ©. 657 ff. dieſes Ar: 
chivs. — MM. 9 (8.216) 1. Wenn ein Nachlaßgläubiger 
im Wege ter Erecution ein Aktivum jur eigenen Einziehung 
ſich hat überweilen läffen, fo entzieht ſolches ihm nicht Das 
Recht, gegen den Erben auf Abiprehung der Rechtswoehlthat 
Klage zu erheben. 2. Ver Verluft der Beneficialqualität wird 
Durch die Unvollſtändigkeit des Nachlaß sInventard an ſich 
herbeigeführt; und weder dadurch bejeitigt, Daß von dem 
flagenden Gläubiger ein befonterer ibm aus Ter Unvoll⸗ 
fändigfeit, oder nicht vechtzeitigen Einreichung des Inventars 
entftandenen Schaden nicht nachgewiefen' worden, — noch 
Dadurch, Daß Tem Kläger der Zuftand des Nachlaſſes anders 
weitig befaunt geworden, — nod) endlich dadurch, Daß es, 
unter DBefeitigung Des von dem Erben gelegten Inventars, 
auf andere Art möglich geworden ift, Die Befcbaffenheit des 
Nachlaffes auszumitteln. Ob der F. 489 A. L. R. 19, 
welcher eine Durch Das mangelhafte Inventar herbeigeführte 
Unmöglichkeit der Ausmittlung der Beichaffenpeit des 
Nachlaſſes zur Verwirkung der Rechtswohlthat erfordert, nicht 
eine genauere, Faſſung bedürfe, möchte aber Doch zweifelhaft 
bleiben. — M. 10 (8. 295). Hat. der Beneficialerbe die 
Forderung eines Dritten gegen den Nachlaß für einen gerins 
gern Preis, als die Summe der Forderung beträgt, an ſich 
gebracht, jo kann feinem Verlangen auf volle Berahlung ders 
jelben, von Seiten der Erbichaftgläubiger nicht durch den 
Einwand begegnet werden, Daß er nur Bevollmächtigter der 
Gläubiger gewejen. — Es war fraglich, ob nicht, da der 
Benefictalerbe Nachlaßverwalter, die Vorfchriften des SS. 62. 
63 A. L. R. 1. 13, wonach.alle Bortheile, die aus einem aufs 
getragenen Gefchäfte entfiehen, der Regel nad dem Macht⸗ 
geber gebühren, hier anwendbar. Richtiger ift aber Doch 
wohl angenommen, daß der Beneficialerbe zunächft in eigenem 
Sntereije die Verwaltung führe, da nah A. ER. J. 16. 
F. 486. 487. und Pro. Ord. 1. 51. $. 89. M. 4. die 
Wirfungen der Vereinigung durch Erbgangsrecht Durch den 
Vorbehalt der Rechtswohlthat Des Inventars gehindert find, 
und Der Beneficialerbe gegen den Nachlaß feine eigenen 
Forderungen behält, und Durch Zahlungsleiftung an einen 
Erbſchaftsglaͤubiger an deffen Stelle tritt, fomit auch Die 
Gefahr des Verluftes trägt, womit das Erlangen des mög» 
lichen Gewinnes correlat ift. 
(Schluß folgt.) 
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LXVII. 


Die Verordnung vom 3. Iannar 1849 über die 
Einführung des mündlihen und öffentlichen Ber- 

fahrens mit Gefhwornen in Unterfuhnngsfacen, 
nebſt den Motiven der dahin bezüglichen ander- 
weiten Geſetze nnd den inzwiſchen ergangenen 
Juftiz- und andern Hlinifterial - Releripten, 
Erkeuntniffen, Befheiden und Befchlüffen- des 
Königl. Oberfribunals, Inftruktionen, und Re— 
gulativen. Mit erläuternden und kritifchen Be-- 
merkungen begleitet von A. ©. Bi. Kletke. 
8. S. VIII. 244. Preis 22%, Sgr. | 


Recenfion von Sommer. 


Der Verfaffer Hat hier ein ganz gutes Handbuch für 
den Gebraudy der Verordnung vom 3. Januar geliefert. 
Freilich wird Diefe bald durch Die neue Strafprogeß- Ordnung, 
welche den Kammern in der nächlten Sigung vorgelegt wers 
den wird, erfeßt werden, allein bis dahin find die vom Vers 
faffer ‚gefammelten Bewertungen ſehr jchäßbar, umd ſelbſt 
fpäterhin wird es nicht unintereffant fein, hier Die Vorarbeiten 
zur Strafprogeßordnung zu erfennen. Wie fehr wohl die 
Kammern gethan, Die Anträge von Leue und Milde, fo wie 
von Lifiecki und Parifius auf Verwerfung jener Verordnung 
als verfafjungswidrig, zu verwerfen, leuchtet Jedem ein, der 
ſich die, Frage vorlegt, wie wir wohl den Zuftand der alten 
Sriminal » Zuftiz bis zur Redaction und Promulgation- der 
neuen Strafprogeß> Ordnung ertragen haben würden. Sicher 
würde man dann von mangelndem Ernfte Der Regierung, 
von verſteckten Reactionsgelüften gefprochen haben! ‚Dem 
Juſtiz⸗Miniſter Rintelen gebührt großes Lob für Die rafche 
Emanation jener Verordnung und der vom 2. Januar 1849 
über die Aufhebung der Privatgerichtöbarfeit und des eximir⸗ 
ten Gerichtsftandes, fo wie über Die anderweitige Organiſa⸗ 
tion der Gerichte. Lagen zwar aud) die Vorarbeiten und Ent- 
würfe von gewiegten Männern vor, fo galt es Doch eben, mit 
urn Durchzugreifen, gedenfend des: bis dat, qui 
cito dat. 
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Juriſtiſche Beitlänfte.. 
(Fortfegung.) 
24. 


Die Zeit raſtet nicht, Wir werden, ch „wollen cb 
nicht, immer mehr in die Gefeßgebung bineingezogen. . Wir 
haben ein neues, fogar ein deutſches Wechfelrecht. Damit 
ſteht Das Handelsrecht im engfien Zufammenhange; es kön⸗ 
nen nicht füglich neben dem allgemeinen Wechjelrechte im 
einen Theile Des Staats Der code de commerce, im anderen 
die landrechtlichen Grundfäge ‚über das Dandelsrecht, im - 
nod) anderen das gemeine Recht mit Uſanzen, gelten, Einheit 
ift hier notbwendig. Wirklich wird Daher auch ein Dandelss 
Geſetzbuch in unferem, die Aufgaben der Zeit wobl erfennen» 
den und ihnen redlih Rechnung tragenden Suftiz:Minifterium 
vorbereitet. Aber Das Dandelsrecht betrifft eine Art Ter 
Verträge, Sollte daher nicht Einheit der allgemeinen 
Grundfäge über Verträge erforderlih fein? In einem Theile 
der Monarchie ift bei nicht. geichriebenen Verträgen über 
mehr als 50 Thlr. die LUnredlichkeit erlaubt, in anderen nicht, 
dort aber Der Zeugenbeweis bei Gegenftänden über 150 
Franks ausgefchloffen, in den Landen des gemeinen Rechts 
(Neuvorpommern, Oftrhein, Hohenzollern) gelten alle Ver— 
träge und der Zeugenbeweis ift unbeichränft zuläffig.e Daß 
das franzöfifhe Syftem weiler, würdiger, daß wir nur Durch 
das Stempel-Edift von 1770 urfprünglich zu unfter wenig 
redlichen Vertrags Theorie gefommen, wird für die Urtheils— 
fähigen feines Beweiſes bedürfen. Ein Staat, der, auf 
einer fittlihen Grundlage ruhend, Dennoch ſolche Geſetze bei- 
behält, richtet fich ſelbſt. Der Gejeßgeber muß auch Das 
Vermögen der Scham befigen, er. fol den Ausdrud der Ge⸗ 


— 680 — 


fühle der Beſſeren des Volkes darſtellen. Wie kann man 
ſich der Abſchaffung der Bordelle rühmen, und dennoch fort⸗ 
während die Unredlichteit bei Verträgen in Schutz nehmen? 
Riemand in den Kammern wird, gefragt, Die Befugniß ver- 
langen, einen mündlichen Vertrag, defjen Abfchluß er eidlich 
nicht beftreiten fann, nicht halten zu wmüffen. Dagegen wird 
ed Mancher ſehr bedentlih finden, daß in den wichtigften 
Gegenfländen, die nicht gerade Verträge find z. B. Zahlun⸗ 
gen von Tauſenden, der Zeugenbeweis unbedingt enticheidet. 
Es muß Ddiefen Fragen jeßt näher getreten werden nicht nur, 
fondern fie müſſen auch dDurchdrungen. werden und zu einem 
endlihen Austrag kommen, 


25. 


Man wird dabei nicht ftehen bleiben fünnen, ed gibt 
noch manches Andere nachzuholen. So wird man es in 
allen Beziehungen merkwürdig finden, daß in Dderfelben Mos 
narchie, in der die Staatsbürger den Erpdftrichen nad) alle 
fo ziemlich auf gleiher Entwifelungs Höhe ftehen, man bald 
mit 21 Jahren — in den Landen des franzöfiiben Rechts, 
— bald mit 24 Jahren, in denen des Preußifchen Rechts, 
dann mit 25 Jahren in Denen des gemeinen Rechts — Neus 
vorpommern,. Oftchein, Hohenzollern — großjährig wird, 
zu gefchweigen Der Juden, die vor der Cmancipation 
mit 20 Sahren großjährig wurden. Ein Prinzip liegt in 
diefen. Verfchiedenheiten Durchaus nicht Der Bewohner des 
linten Rheinufer braucht zum Vollverftande nur 21 Sabre, 
der Nachbar auf dem rechten Ufſer im Coblenzer Regierungs⸗ 
bezirt 25 Jahre! Nicht immer fann man genau wilfen, 
weiches Domicil entjcheidet, zumal da ed nah Preußiichem 
Nechte, nach Einiger Behauptung auch nad gemeinem, 
- mehrere Domicile gibt. Nach Artikel 1. der Wechfelordnung 
it Seder wechjelfähig, welcher ſich durch Verträge verpflichten 
fann, es muß alfo vom WechjeleInhaber geforjcht werden, 
welchem Domicil, welcher Gejeßgebung der Ausfteller unterwors 
fen. Daß das jur Sicherung des Eredits nicht fehr beiträgt, liegt 
auf der Hand! Es ift aus dieſem und mehreren anderen 
Gründen nothwendig, Daß das Gefeß endlich einmal Einen 
Großjährigkeitstermin für Die Bürger des Staats ausfprede. 
Wie die Länder zu einem Staate zufammen geichmolzen, jo 
muß es and mit Diefen Terminen gehen. 


26. 


Vollends wichtig für den Verkehr ift aber Die Frage 
nach dem Güterrechte der Eheleute. Die Hunderte von vers 
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ſchiedenen geſetzlichen und ſtatutariſchen Gütergemeinſchaften 
— allein in den Städten und Ländern Weſtphalens laſſen 
ſich hundert Orte auftreiben, die nicht durchaus gleiches Gü⸗ 
terrecht mit einem anderen haben, ſiehe unfer Archiv XL., 
291. ff. — find in Wahrheit nicht geeignet, dem Verkehr 
irgend einige Sicherheit zu geben. Die Verfchiedenheiten 
beruhen auch nicht in der: Natur... dee Sache, ftellen fein 
wahrhaft und naturwüchfig im Wolfe lebendes Recht dar, 
fondern beruhen meiſt in Zufälligkeiten, ſchlechten Statuten, — 
Redaktionen, verfchiedenen Meinungen der Juriſten, der Will⸗ 
führ einzelner Richter, die Güterrechte bald entfiehen, bald 
verjchwinden laffen. Im Herzogthum Weftphalen z. B. hätten 
wir mehrere Einzelrichter, unter deren Herrfchaft die Güters 
Gemeinjhaften ohne Sang und Klang begraben wurden, 
ihre Nachfolger nahmen fie wieder auf und nun flritt man 
ſich, wie fie früher gewefen! — Die Gefeßgebung muß: bier 
zu einem Kntfchluffe fommen. Sie muß, wie bei der Res 
daftion des Code Napoleon,: ſich zuerft ausfprechen, für 
welches regime die Vermuthung ſtreiten folle und dieſes dann 
sollftändig entwidelen. Dann aber muß fie Die, anderen 
Hauptſyſteme in ihren Grundzügen fo fefiftellen, daß die 
werdenden: Eheleute nur zu erflären brauchen,. welches vom 
gemeinen abweichente Recht fie wählen wollen, und ob. mit 
oder ohne neue »vertragsmäßige Abweichungen. In Frants 
reich fiegte befanntlich (Code Napoleon Art. 1393: 1400. ff.) 
dad Syftem def (eigentlich fo ziemlich altdeutfchen) Mobilars 
Ufufructuars und Aequäft s Gütergemeinfchaft, und die übris 
gen regimes wurden in den genaueflen Grundzügen zur 
Auswahl. vorgelegt, mit ‚bedeutender Einfchränfung der Ehe⸗ 
paften (Art. 1389. 1394 1395.). Ob bei uns das Dotals 
Syftem, wie nach Dem allgemeinen Landrecht oder gemeinen 
Recht, die Vermuthung für ſich haben folle, wirdzu erwägen 
fein. Die Erhaltung beftimmter Provinzials und Orts 
Güter» Gemeinfchaften wird Niemand wünjchen, welcher deren 
Gontroverjen kennt, und weis, wie willführlich fie. meift ent⸗ 
ftanden und ausgebi'det worden, und wiewenig fie häufig im Volke 
leben. — So fireiten die Gerichte ja noch immer in Paders 
born und Mindens Ravensberg: mit. dem Obertribunal über 
das Sondominals oder Conſolidations » Prinzip! — Nicht 
unerheblich hierbei wird: auch fein, ob das Prinzip: der mög⸗ 
lihft ausgedehnten Güter -Vertheilung — der wir die Aufs 
hebung der bäuerlichen Succeifiong> Ordnung in Wefpbalen 
durch Die Verordev. 18. Dez. 1848 verdanken — fortwährend bes 
ſtehen wird ; in dieſem Falle möchte man wohlzur allgemeinen Gü⸗ 
ter⸗Geueinſchaft nach Dem Sondominalprinzip. — und nicht zum 
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Detal⸗Syſtem kemmen. Dann aber dürfte der Güter: Ger 
meinfchafıs » Entwurf des Weftfälifchen Landtags von 1844. 
— fe N. Ardiv XL, 303: ff. — den Haupt-Anhalt gewähs 
—— Geſchehen muß hier auf alle Fülle etwas und zw 
il — ‚ 
. 97. . ’ 
Zäglicy begehen unfere Richter in der Beftimmung des 
Koftenpuntts ein materielles Unrecht. Die jämmerliche 
Billigfeitcheorte des ‚gemeinen Prozeſſes über die Koftencoms 
penfatiors, ‚welche zur Zeit der. Redaktion: der Preußiichen 
Prozeß⸗Ordnung beftand, ift in diefelbe (Ri G. O. I. B. 
$.1.3. 6.. 10.) übergegangen. Durch Weber, Hennemann, 
iſt man längſt im gemeinen Prozefje von dieſer falfchen: Bils 
ligfeit. zurückgefommen,. Wer .einen Kampf eröffnet, hat es 
ſich  fetbft zugufchreiben, wenn er befiegt wird; der Sieger 
batıvechtlich immer Recht gehabt; nicht er, fondern Der Bes 
fiegte smuß die. Koften der Feſtſtellung des von dieſem beſtrit⸗ 
tenen Rechts tragen. Wie kann der Sieger Darunter leiden, 
daß der erfier Inſtanz⸗Richter geiert Hat? Es iſt Doch wohl 
natüslich,»daß der, weicher wirklich Unrecht hatte — umd 
dies Fehr durch das förmliche Recht feſt — die Koſten des 
hervorgerufenen richterlichen Irrthums trägt: — Wir: fragen 
nun, warum man mit Aufhebung einer foldyen Ungerechtig⸗ 
keit-wartet, bis ein. ganz neuer Prozeß⸗ oder ‘da :ift.. Die 
Sache if. ja doch fo flar wie möglich. - Bei: der Injurien 
find durch 8. 9. des: Geſetzes vom 11. März. 1850., Die 
wichtigen. Grundfäße fchon anerkannt, warum nicht. in wenis 
gen £urgen 66. dieſelben allgemein ausiprehen? Die Kam: 
mern würden. gewiß gern zur. foforten Aufhebung ſolcher fchon 
2. lange. beſtandenen Ungerechtigfeiten mitwirken. Sn Den 
nden: des franzöfifchen Prozeffes, fo wie des gemeinen Pros 
zefles in Preußen kennt man fie nicht. — 


Eine ſehr wichtige: Maßregel Hat Die Regierung. bei 
der vorigen .Sigung der Kammern vorgefchlagen, eine neue 
Sporteltare. Es ift Dabei der Gefichtspuntt feftgehalten, Daß 
die, welche Die. Gerichte des Staats mit ihren Prozefjen bes 
ſchaͤſtigen, auch wenigſtens den größeren Theil der Dadurd) 
entfiehenden Koften tragen müffen. Die auf: folche Weiſe 
erhobene indirefte Steuer ift eine gerechte, *) wobei wir freilich 


: *) Der Rarität, daß im’ Bezirfe bes Juflizs Senats ‚für : ben 
Oſtrhein die armen. Abvofaten alle, nach der mit‘ det Ber: 

- ordnung v. 21. Juli 1849 von felbft eingeführten Preu⸗ 
Bifchen Sportelordnung von den Partheien zu zahlenden ſehr 
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die Frage nur eben andeuten: wollen, ob es gerecht, für die 
Fälte, wo fein Streit, fo hohe Koftenfäße (und Stempel) 
eintreten zu laffen, als bisher und auch nach Den Entwurfe 
der Fall. — Lebrigens beftehen nad dem . Entwurfe die 
Koftenanfäge in Progenten des Streitgegenftandes, jo beim 
Steigen allmählig gemindert werden, wobei jedoch, unterfchier 
den, 0b Beweis Aufnahmen erforderlich oder nicht. VBorzügs 
lich. zu loben ift, Daß die Koften für die Bagatellfachen herab 
geſetzt ſind — für ftreitige 2 Sgr. vom Thaler, für unftreirige 
1 Sor., es ift Dies ein erlaubter Socialismus, eine Wohls 
that für die Hütte des Armen, — Beſonders angemefjen ift 
auch: die für.die Nechrs- Anwälte entworfene Taxe. Sie 
folgt den Grundfägen Der gerichtliiben, und macht die: biss 
berigen. Koftenfeftftellungen unnöthig. ° Wie wenig'.die: Stel⸗ 
lung. des Anwalts zum Richter eine würdige fei, wenn dieſer 
bei den vielen arbiträren Süßen der alten Zare beſtimmt, 
was einem ſolchen Manne zuzubilligen, ift Doch wohl 
Jedem, der irgend eine Ahnung von.der norhwendigenfreien 
Stellung de3 Anwalts dem Richter. gegenüber bat, - klar. 
Naturlich. war eine Abftellung des bisherigen Mifftandes nur 
Durch eine Zare,ıwie fie jeßt entworfen, möglich. . © 
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Nach Art. 93. der Verfaſſung vom 31:. Januar 1850 
folfen ‘die "Verhandlungen vor dem erfennenden‘; Gerichte 
offentlich fein. - Es ift das; aber zur Zeit noch. nicht bei einer 
Menge: der. -wichtigften Streitgegenftände. der Fall, nämlich 
bei. den von den Generale Commiffiöonen. und dem Reviſions⸗ 
Kolleg zu entſcheidenden über Die vor der Auseinanderfegung 
beftebenden Rechtsyerbältniffe. : Diefe werden: nad) nach der 
alten. Prozeß» Ordnung Durd) einen Commiffar . inftruirt, 


bedeutenden Sporteln vorſchießen müffen, mag eben 
erwähnt werden, Wenn fie früher nad dem Erirahenten: 
Syftem die Defrete gegen Zahlung der meift in Kreuzern 

7° Beftehenden Koſten einlöfen mußten — Verkauf gegen 
+ Baar, Bug um Bug! — ſo iſt es jetzt doch etwas anderes, 
I 3.2 wo. ber Richter den Prozeß: von Amtswegen fortſetzt, das 
GEinlbſungs⸗Syſtem als: foldhes nicht mehr: beſteht; und: die 
Beträge ſo fehr bedeutend geworden.‘ Mint ſollte doch benz 

fen, es fehle der Regierung mit am Mitteln, bei ı benvoft: 
rheinifchen Kreis⸗Gerichten eben. fo. gut, wie bei den altläns 
diſchen Spottelfaffen mit - Greentionszwang gegen die 
Bartheien einzurichten, ler tr 
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von Der General-Commiſſion in erſter und vom Reviſions—⸗ 
Colleg in zweiter Inftanz auf geheimen Vortrag entfchieden ; 
das wird jchwerlich fo bleiben fünnen. Für das, was wer- 
den foll, find allerdings technifche Kenniniſſe nöthig, aber 
zur Feſtſtellung Deffen, was bisher Rechtens gewefen 
— Nußungss und EigenthumssBerhäliniffe — müffen die 
Formen Des gemeinen Ctvil-Prozefjes, Mimdlichkeit und Defs 
renılichkeit, walten. Es fann nur zugegeben werden, daß aus 
der Inſtruktion des Ablöfungsverfahrens ſich Diefe Streitig- 
feiten entwiceln, vom Gommiffar jchon die faftifchen und 
rechtlihen Streitpunfte herausgehoben werden, dann aber Die 
Sache zur mündlichen Verhandlung und Entfcheidung vor 
den ordentlichen Richter kommt. Es läßt fi recht gut damit 
die Gontinuität mit den AblöfungssVerhandlungen vereinigen. 
Es ift eine Ordnung denkbar, welche hier den Prinzipien der 
Mündlichkeit und Deffentlichkeit Rechnung trägt und zugleich 
den Fortgang des Ablöfungs = Verfahrens nicht wejentlich 
benmt. Es liegt eigentlich fein nörhigender Grund vor, 
dieſe Gegenftände Ten ordentlichen KreissGerichten zu entzies 
ben. Es bleibt Befchbäftignng genug für die General-Eom- 
miffionen übrig. Ob nicht auch dem Reviſiens⸗Colleg nod) 
mebrere der wminifteriellen Cinwirfung auf die Seperations- 
Sachen zujutheilen, wird auch zu befprechen fein. Ed genügt 
und, dieſe wichtigen Gegenftände bier angeregt zu Haben 
Befonderd fchwierig wird die Feftftellung der Verhältniffe 
zum franzöfifchen Prozeß werden. In den Landen des frans 
zöfifchen Rechts Haben wir nod) zur Zeitkeine Auseinanderfeßung> 
Möglichkeit von ServitutsVerhältniffen, fondern lediglich die 
Theilungsklage der Miteigenthümer. Cine Entſcheidung der 
EigentHumss und Dienftbarfeits-Fragen durch geheim vers 
fahrende Richter, Durch andere ald die gewöhnlichen Gerichtös 
böfe, wird man dort nicht einführen wollen! Ob und wie 
bei und beibehalten? — 


30 


Durch den $. 2. M. 1. des Ablöſe⸗Geſetzes v. 1 März 
1850 iſt das Obereigenthum des Lehnsherrn und Die ledigs 
kich aus bemfelben entfpringenden Rechte ohne Entſchaͤdigung 
aufgehoben. Es iſt alſo eine Allodification eingetreten, welche 
man /gemeinrechtlich nur als eine vertragsmaͤßige kannte. Es 
ſchwebi nun die Frage, wie die Rechte der Lehnfolgeberech⸗ 
tigten jetzt zu ſtehen kommen. Weber die ſehr eigenthümli⸗ 
chen Pommerſchen Lehne enthaͤlt das Juſtiz⸗Miniſterialblatt 
von 1850 S. 338 ff. eine dankenswerthe Mittheilung vom 
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Obertribunalsrath Zettwach, welche der Juſtiz-Minſter zur 
Kenntnißnahme und Aeußerung etwaiger Bemerkungen ver⸗ 
öffentlicht Hat, ganz im Geiſte Der Oeffentlichkeit der Gefeß- 
gebung. Es war bisher gemeinrechtlicher Grundjaß, Daß 
das Lehn, wenn es ein neues, veräußerliched oder ein Erb» 
lehn war, durch die Aufgebung der lehnsherrlichen Rechte in 
ein ganz unbefchränftes Allod verwandelt ward, wogegen es, 
wenn ed ein Stammlehn war, nur bis auf die Zeit, wo Die 
Agnaten zur Succeffion gelangen, die Qualität ‚eines Stamm⸗ 
gutes mit Lehnsähnlicher Eucceffion annahm, fofern nicht 
erwa alle lebende Sntereffenten in die unbefchränfte Verwand⸗ 
lung des Lehns in Allod eingewilligt haben. *). Da nun 
die Fideifommiffe feld nach Urt 40 der Verfaffuung v. 31 
San. 1850 in freies Eigenthum umgeftaltet werden follen, 
fo werden Die. Desfalls anzunebinenden Grundfäge von Arndts 
(Min. Bl. 1850. ©. 45. ff. *) werden alfo auch hier ziel- 
gebig fein, was auch Zettwach zugibt, — Wir machen bier 
darauf aufmerffam, Daß im Herzogthum Weftphalen eine 
Menge Lehne vorhanden find, bei denen zu allen und jeden 
Verfügungen des Lehnbefißers über das Lehn fowohl unter 
Lebendigen als von Todeswegen, der lehnsherrliche Conſens 
allein genügend und auch für die Agnaten verbindend war, 
insbejondere bei denjenigen Sehnen, welche früher 1) von dem 
Erzkift Köln, 2) dem Herzogthum Weftphalen, 3) der 
Grafichaft Arnsberg, 4) dem Domkapitel zu Köln, und 5) 
der Abtei Grafſchaft relevirten***), Niemand wird hier alfo 
jeßt noch Rechte Der Agnaten, welche der Vaſall früher 
ſchon willführlich vereitelen konnte, anerkennen, und im jeßis 
gen Ausſpruch des Gefeßgebers liegt virtuell ein Uebergang 
der Rechte des Lehnsherrn auf den jeßt beftehenden Vafallen, 
und flieht aljo ter vollkommenen Allodification nichts im 
Wege. Die Geſetzgebung wird aber, nur den allgemeinen 
Grundjag aufzjuftellen haben, Daß wo die Lehne ohne ein 
Wideripruchsrecht der Lehnfolgeberechtigten mit Einwilligung 
des Lehnsherrn***) veräußerlich waren, fie jeßt durch Das 
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J— X iv, 
*) Paz Lehnrecht. F. 188. Eichhorn Binleit. in das beutfche 
Privatrecht 8. 241. (243 Il. Auflage.) 
*). 5.3. © 545, wo biefer Gegenftand befprochen, findet ſich 
3. 7. von unten der garftiige Capsus calami Jahre für 
—Generationen. — J —J 
+) ©, Rintelen Provinzialrecht das Herzogthum Weſtphalen 
S. 18. 203. ff. 4 
“er, oder gar ohne eine ſolche Ginwilligung, wie die Meſcheder 
xiv. Jahrgang. Ated Heft. 44 
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Geſetz freies Erbe werden. — Ob man aber. ber den Pom⸗ 
merfchen Eehnen mit folchen allgemeinen Grundjäßen auss 
reicht, ob es bier nicht wirklich eined Special-Gefeßes bedarf, 
if freilich zweifelbaft. j 


31. J 

Ueber 6000 Gerichte haben wir jetzt weniger, als im Jahr 
1848. Es klagt Niemand darüber. Allein man will uns 
neue Gerichte geben, v. Vinke und Genoffen haben deßhalb 
einen Antrag in dis erfte Kammer gebracht, gerichtet auf 
Gemeinde -» Gerichte. Man. hat diefen Antrag aber ichon 
dazu ausbeuten wollen, um Ddiefen Gerichten Die Geſindeſtrei— 
tigfeiten zu überweilen, wenigftens haben auf dem landwirth— 
fchaftlichen Congreſſe zu „Berlin ſich' Diejerhalb bedeutende 
Strebungen aufgethban. Auf Solche Weife würde man die 
eben aufgebobene Dominialpolizei mit der Hinterthür wieder 
einführen. Wan bat inzwifchen Doch zeitig den Yierdefuß 
gemerkt, und die Oekonomen im Often, werden wie tie im 
Weſten bisher jchon immer, ohne eine jolche Hülfe mit ihrem 
Geſinde fertig werden müſſen, was bei guter Behandlung fo 
fehr ſchwer eben nicht iſt. Seht find aber auch unjer Freund 
Fritz Harkort und Genoffen mit einem Antrage auf Errichs 
tung von Gemeindegerichten aufgetreten. Wenn Dabei aud) 
Reminisceygen an den ebenerwähnten Gegenftand auftauchen 
follten, jo braucht man darüber nichts weiter zu fagen. Was 
aber die Vergleichs: Bermittelung und 1rfundensErrichtung, 
welche dieſe Gerichte befchäftigen follten, betrifft, jo erlauben 
wir uns, Dieferbalb ganz anderer Meinung zu. fein. Wenn 
man die Errichtung von. Urkunden ten Gerichten zuweift, fo 
geichieht das, weil der Richter Die dahin einfihlagenden rechts 
lichen Veftimmungen über Förmlichfeiten u. ſ. w. verfteht. 
Diefe Rechiskennmiß ‚können jene Gemeindes Gerichte. aber 
nicht befigen. An hinlänglich nahen Notarien und Gerichts- 
commiffionen fehlt es auch nirgend, es möchten Denn in Preus 
Gen einige zu weit geftrecfte Gerichte fein, Die auch nicht einmal 
durch Gerichtstage den Bedürfniffen des Publitums abheis 
fen fünnten. Was aber die Schieddgerichte betrifft, fo ift 
deren Nothwendigkeit immer ein Zeugniß fürn eine ſchlechte 
Rechtöpflege. Seitdem wir. unfere neuen Prozeßgeſetze haben, 
welche in kurzer Friſt den Berheiligten Recht verichaffen, hat 
jenes früher wohl beftandene Bedürfniß von Schiedsgerichten 
aufgehört. Die Erwirkung eines Vergleichs. kann in Der Res 


Probſteilehen, welde (f. Rintelen S. 213.) feuda mere 
« hercditaria et alienabilra waren. 
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gel nur Durch die heilfam gefchehen , welche den Parteien 
fagen fünnen, wie die Sache wahrfcheinlich entfihieden wird, 
So weit ift der Staatsbürger gefommen, daß er antere Ers 
wägungen beim Vergleiche in der: Regel nicht berückfichtigt. 
Gute Rechts-Auwälte, Die den Anfragenden Die Wahrheit 
fagen, find Die beften Schietsmänner. Es muß ein. nicht 
fehr beſchäftigter Anwalt fein, Der nicht über 100 Pro— 
zeſſe durch aufrichtige Rath-Ertheilung verhinderte. Sm 
Uebrigen find unfre Staatsbürger mündig, und bedürfen Der 
Bevormundung nicht. Leute, welche Talent zus Friedenftifs 
tung haben, wie der „Mittler" in Göthe's Wahlverwandichaften, 
finden ſich auch mitunter, und fünnen, auch ohne fürmliche 
Schiedsmänner zu jein, Frieden ſtiften. Wir glauben Daher, 
* man Beſſeres thuen könne, als ſolche uene Gerichte zu 
ftiften. — 


Curth'ſche Buchbruderei in Arnsberg. 
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